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Begriff und Gesetz des menschlichen Fortschrittes*). 


Von 


FERDINAND TÖNNIES. 


I. Der Begriff des menschlichen Fortschrittes ist gleich der 
Idee einer zunehmenden Entfernung von den Zuständen mangeln- 
der Kultur, die als solche gedacht werden, worin die animalische 
Natur des Menschen allein sich betätigte. Diese Entfernung wird 
regelmäßig als eine Verbesserung und Vervollkommnung vorge- 
stellt, jedenfalls aber als eine zunehmende Vermenschlichung, 
auch wenn diese etwa als ein minder glückliches Schicksal der 
Menschheit erscheint. | 

2. Dieser Gedanke ist der Menschheit keineswegs natürlich 
und ursprünglich. Vielmehr scheint es der entgegengesetzte Ge- 
danke zu sein: der Gedanke, daß der Mensch aus einem anfäng- 
lichen fast göttlichen Zustande, wie aus einer fröhlichen Kindheit 
immer tiefer in Wirrsale und Nöte gerate, daß sein Weg ein 
Leidensweg, seine Entwicklung ein Verfall. Ihre klassische Ge- 
stalt hat diese Anschauung in der von Hesiod uns überlieferten 
Sage vom goldenen Zeitalter und der allmählichen Verschlechte- 
rung der Metalle, aus denen die Zeitalter gebildet wurden, ge- 
funden. Für die christliche Kultur entspricht dem die Sage vom 
Paradiese und die an eine angebliche Prophetie angeknüpfte 
Lehre von den vier Weltreichen, mit deren letztem »die Welt« 
untergehen werde. 

3. Diese Ansicht hat bis tief ins 17. Jahrhundert, ja darüber 
hinaus, ihre Geltung behauptet. Noch ein so geistvoller Philo- 
soph, wie Giambattista Vico reproduziert den Kern des 
Gedankens, wenn er die Theorie der Aegypter, daß einem Zeit- 
alter der Götter ein Zeitalter der Heroen, und diesem ein Zeit- 

*) Referat für den dritten Kongreß des italienischen Instituts für Sozio- 
logie und soziale und politische Reformen in Rom 22./29. April 1924. 

Archiv für Sosialwissenschaft und Sosialpolitik. 53. r. I 
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alter der:Menscheg kårólkt: sei, mit seiner Scienza nuova 
zu vereinigen. sucht.  ., ""- 

4: Dein" Snzwiichen hatte sich längst ein anderer Grund- 
gedanke erhoben. Schon in der Antike war er ausgebildet worden, 
am schärfsten ohne Zweifel in der Schule Epikurs, von der aber 
nur Fragmente übrig geblieben sind. Wie die Erneuerung der 
Bildung Griechenlands überhaupt das System der christlichen 
Vorstellungen erschütterte, so hat insbesondere der Epikuräis- 
mus auflockernd gewirkt. 

5. Bodinus wagte die Folge der Zeitalter umzukehren, 
während ungefähr gleichzeitig auch Bako eine Bemerkung 
in diesem Sinne machte: jenes Zeitalter, das sie das goldene 
nennen, möchte, wenn es mit dem unseren verglichen wird, als 
das eiserne erscheinen. In schärfster Weise hat nach ihm Hobbes 
den ursprünglichen Zustand der Menschheit als solchen der 
Wildheit, des Elends, des allgemeinen Krieges mit dem Zustande 
der Kultur, wie er ihn als gegenwärtigen anschaute, kontrastiert. 
Bald schreibt er der Wissenschaft, insonderheit der Geometrie und 
Physik, bald aber dem Recht und der durch die Staatsgewalt 
gewährten Sicherheit den Vorzug zu, den das Leben durch Acker- 
bau, Industrie, Schiffahrt und andere Verkehrsmittel, durch 
Vermehrung der Kenntnisse, besonders geographische, durch 
Zeitrechnung, durch Literatur und Kunst vor den armseligen 
und rohen Zuständen vergangener Zeiten gewonnen habe. 

6. Mehr und mehr ist diese Ansicht Gemeingut der abend- 
ländischen Menschheit geworden, wenn auch Rückfälle, sogar 
auf der Basis wissenschaftlichen Denkens in jene frühere An- 
schauung von Zeit zu Zeit sich ereignen, wie ein solcher in auf- 
fallendster Weise durch die Lehren Jean Jaques Rousseaus 
bezeichnet wird, der die Tatsachen der fortschreitenden Kultur 
keineswegs leugnete (wie denn schwerlich jemals ein Beobachter 
sie übersehen konnte), aber sie dahin deutete, daß die Menschen 
dadurch nicht nur unglücklicher statt glücklicher, sondern auch 
schlechter statt besser geworden seien. 

7. l Die neueren Ansichten über den menschlichen Fortschritt 
sind häuptsächlich aus drei verschiedenen Quellen genährt worden: 

A. Aus der Vergleichung der Neuzeit mit dem Mittelalter, 
nachdem die Einteilung der allgemeinen Geschichte in die des 
Altertums, des Mittelalters und der Neuzeit an die Stelle der- 
jenigen in die vier Weltreiche und Weltalter getreten war. Diese 
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Vergleichung charakterisiert das Jahrhundert der Aufklärung, 
das in der Zunahme wissenschaftlicher Erkenntnis gegenüber 
dem Aberglauben das Wesen des Fortschrittes sah und daraus 
alle die Reformen und Verbesserungen ableitete, die es teils sich 
vollziehen sah, teils heftig erstrebte. Auf politischem Gebiete 
erschien als wertvollster Gegenstand des Strebens die Freiheit, 
die als natürliches Menschenrecht gepriesen wurde und zugleich 
als das zweckmäßigste Mittel zur Förderung des Wohlstandes 
der Völker oder der sozialen Wohlfahrt theoretische Verherr- 
lichung fand. Als allgemeiner Inhalt des Fortschrittes hat: die 
Freiheit in Hegels Philosophie der Geschichte ihre letzte große 
Darstellung gefunden. - 

B:: Daß der kultivierte Mensch aus dem rohen, und daß der 

rohe Mensch aus tierischen Zuständen hervorgegangen sei, war 
schon im 18. Jahrhundert eine verbreitete Vorstellung, die aber 
noch nicht gegenüber den theologischen Ideen siegreich durch- 
gedrungen war, so daß noch in der Lehren Fichtes die Meinung 
von einem idealen Urvolk auftritt, die dann in Schellings Ro- 
mantik und Offenbarungslehre übergeht. Siegreich wurde die 
Deszendenztheorie, die Lamarck um die Wende des Jahrhunderts 
genial begründete, erst in dessen letztem Drittel durch den großen 
Erfolg der Darwinschen Lehre. Sie wirkte auch in entscheidender 
Weise auf die Ansichten der Kulturentwicklung. Es wurde viel- 
fach versucht, das Prinzip der natürlichen Auslese auf die Ge- 
schichte der Menschheit anzuwenden, sowohl biologisch, indem 
man den Kampf der Rassen, Volksstämme, Nationen um ihr Da- 
sein zugrunde legte, teils unmittelbar soziologisch, indem die 
menschlichen Institutionen, Sitten, Religionen als Wesen be- 
trachtet wurden, von denen die lebensfähigsten, höherentwickelten 
sich am besten erhalten und fortpflanzen. 

C. Schon auf dieser Ansicht einer niedrigen Herkunft der 
Menschheit beruht das dritte Theorem, das mehr und mehr inden 
Vordergrund getreten ist: ‚die Lehre nämlich, daß der Fort- 
schritt der Menschheit wesentlich von ihrem wirtschaftlichen 
Fortschritt abhänge und daß dieser bedingt sei durch das, was der 
Mensch könne, was er leisten könne, um das Zusammenleben der 
größten Zahl zu ermöglichen, um das gemeinsame Leben zu er- 
leichtern, zu verbessern, zu schmücken;; mit anderm Worte, daß er 
bedingt sei durch die Technik. Diese Lehre fand ihren durch- 


schlagenden Ausdruck im sogenannten historischen Materialis- 
ı® 
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mus, einem Theorem, das, wie F. Engels sich ausdrückte, von 
Lewis Morgan neu entdeckt wurde, der nach den jedes- 
mal neu gewonnenen Mitteln und Werkzeugen für den Lebens- 
unterhalt die drei Hauptepochen der Wildheit, der Barbarei 
und der Zivilisation unterscheidet, und innerhalb jeder wiederum 
drei Stufen, indem er die Stadien des sozialen Fortschrittes, 
darum auch die der Entwicklung des Familienlebens, zusammen- 
fallen läßt mit Epochen der Ausweitung der Unterhaltsquellen. 

8. Um eine richtige Ansicht der menschlichen Entwicklung 
zu gewinnen, muß man alle diese Elemente sich aneignen und sie, 
sofern es tunlich ist, miteinander verschmelzen. So sehr auch die 
biologische Erforschung der Abstammung des Menschen noch im 
Flusse ist, mit Sicherheit darf gesagt werden, daß gegenüber 
aller Mythologie der wissenschaftliche Gedanke der natürlichen 
Entwicklung, wie ihn Herbert Spencer synthetisch dargestellt 
hat: der Entwicklung nämlich des Einfachen zum Zusammen- 
gesetzten, des Kleinen zum Großen, des Gleichartigen zum Mannig- 
fachen, des Zerstreuten zum Konzentrierten, die Entwicklung 
also als Differenzierung und Integrierung — daß dieser Gedanke 
unzerstörbar sich behauptet, daher selber um so kräftiger immer 
sich entwickeln wird. Er erfährt aber seine notwendige Bereiche- 
rung durch die schlichte Erkenntnis, daß alle edleren Elemente 
der Kultur auf einer wirtschaftlichen Basis beruhen, die das 
Zusammenleben großer Scharen miteinander und mit ihren 
Gütern allererst möglich macht. Diese Erkenntnis liegt schon der 
allgemein angenommenen Einteilung der »prähistorischen« Mensch- 
heit in das Steinzeitalter, in das Bronce- und das Eisenalter nach 
der geringeren oder größeren Fähigkeit, die sie besaßen, aus vor- 
gefundenem und sodann aus im Feuer bearbeiteten Material, 
Werkzeuge und Geräte anzufertigen, zugrunde. Ebenso der 
Einteilung noch heute beobachteter Völkerstämme in solche, die 
durch Jagd und Fischfang, die durch Milch und Fleisch gezähmter 
Herdentiere und endlich die durch den Anbau des Ackers ihre 
Unterhaltsmittel hauptsächlich gewinnen; welche Einteilung 
längst auch als eine historische Stufenfolge, oder diese als Parallele 
zu jener gedeutet worden ist. In dieser Hinsicht bedeutet der 
methodologische Grundsatz, die vergangenen Entwicklungsstufen 
der Kulturmenschheit durch die gegenwärtig beobachteten Zu- 
stände und Einrichtungen relativ primitiver Völker zu erklären, 
grundsätzlich kein neues Prinzip. Die Anwendung dieses Prinzips 
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ist aber dem Irrtum ausgesetzt, daß die verschiedene Begabung 
der Rassen nicht oder zu wenig geschätzt wird. So wenig der 
Biologe den homo alalus seiner geistigen Beschaffenheit nach 
auf diegleiche Stufe mit einer jetzt vorhandenen Art von Primitiven 
stellen wird, ebensowenig darf der Soziologe annehmen, daß 
in einer weit zurückliegenden Epoche die Vorfahren der heutigen 
mongolischen, semitischen, arischen Kulturrassen auf gleicher 
Stufe mit den gegenwärtig lebenden Papuanegern oder Hotten- 
totten gestanden haben. 
9. Wenn um das Jahr 1500 ein Denker den damaligen Stand 
der Kultur mit demjenigen verglichen hätte, der zweitausend 
Jahre früher in den Städten Griechenlands vorhanden war, so 
hätte er nur in einem Stücke, das ihm freilich unbedingt als das 
wichtigste erschienen wäre, einen Fortschritt behauptet, nämlich 
in bezug auf die Religion. Das für sein Bewußtsein entscheidende 
Ereignis der göttlichen Offenbarung und der Erlösung durch den 
Opfertod des Gottmenschen hatte in der Antike noch nicht 
stattgefunden; vorher gab es nur das eine auserwählte Volk 
nach dem göttlichen Heilsplan. Die Frage, ob die Menschen 
im großen und ganzen auch besser geworden seien, hätte er 
wahrscheinlich nicht aufgeworfen: denen, die ihre Pflichten 
gegen die heilige Kirche erfüllten, war das Heil gewiß. Freilich 
war diese christliche Denkweise schon stark durchlöchert worden. 
In Verbindung mit der Ideenwelt der Renaissance wagte schon 
der jüngere Humanismus die kirchlichen Lehren mit Spott und 
Ironie zu behandeln und das wahre Christentum, dem eine kon- 
ventionelle Huldigung zuteil wurde, in der Wiederbelebung des 
klassischen Altertums zu suchen, das in Künsten und Wissen- 
schaften eine unerreichte Höhe zu behaupten schien. Diese 
Anschauung hat bis in unsere Tage nachgewirkt. Die daraus 
hervorgegangene Meinung aber, daß das »Mittelalter« eine Unter- 
brechung und Verfinsterung des: Lichtes der Kultur bedeute, 
daß also der Fortschritt, der von Asien her in Griechenland und 
Rom seine Gipfel erreichte, mit dem Untergange des römischen 
Reiches einem Rückschritt gewichen sei und etwa mit der Renais- 
sance sich erneuert und während der letzten Jahrhunderte seinen 
vollen Glanz entfaltet habe — diese Meinung wird kaum noch 
ernstlich behauptet. 
Io. Wir sehen, daß eine lange Reihe von historischen Völkern 
während einer im Vergleiche zur Gesamtentwicklung der Mensch- 
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heit kurzen Zeitspanne — von Io—20 Jahrtausenden — je ihre 
eigehtümliche Kultur entwickelt hat, die in Asien und bei einem 
beträchtlichen Teile der Menschheit bis in unsere Tage sich er- 
halten hat und erst durch die neueste Entwicklung in ihrem Wesen 
erheblich modifiziert wird. Uebrigens sind viele solcher Volks- 
kulturen untergegangen. Zumeist haben diese befruchtend 
und fördernd auf die ihnen folgenden Kulturen gewirkt. Die- 
jenigen Volkskulturen, in denen wir heute leben, sind naturgemäß 
die Erben aller früheren und haben daraus eine Fülle von Gütern 
empfangen. Am stärksten tritt dies zutage in der Erhaltung von 
mehr oder weniger vollständigen oder fragmentarischen Resten 
der antiken Sprachen, Künste, Religionen, Rechte, Wissenschaften 
und Philosophien, in den Kulturgebilden der romanischen, 
d. h. gemischten, der germanischen und der slawischen Nationen. 
Es gibt keinen hinlänglichen Grund, diese gegenwärtig noch 
blühenden ' Kulturen darum, weil sie auf dem Grunde jener 
älteren sich selbständig und kräftig entwickelt haben, für höher 
zu halten, oder in ihnen als solchen einen Fortschritt der Mensch- 
heit zu erblicken. Ä 

ıI. Allerdings gewähren nun aber die letzten vier Jahr- 
hunderte einen neuen Anblick des Fortschrittes, der eine be- 
sondere Betrachtung notwendig macht. a) Die nächste Tatsache 
ist die einer außerordentlichen numerischen Vermehrung des- 
jenigen Teiles der Menschheit der an den Früchten der Gesittung 
irgendwelchen Anteil nimmt und in Verbindung damit ihre er- 
folgreiche Ausweitung in neue Erdteile. b) In starker Wechsel- 
wirkung damit stehen die unermeBlichen Fortschritte der Technik 
für die Produktion und den Transport von Gütern, für den Han- 
delsverkehr der Menschen und das gesamte wirtschaftliche Leben. 
Die überwältigenden Erfolge dieser mannigfachen, sich steigern- 
den, verfeinernden und sinnreicher werdenden Erfindungen bil- 
den gerechten Stolz dieser gegenwärtigen Menschen, die eben in 
diesem Stolze mit besonderer Betonung sich Kulturmenschen 
nennen und schon mitleidig wenn nicht mit Verachtung auf alle 
Generationen der Menschen zurückblicken, die gelebt haben, ehe 
diese glänzenden Errungenschaften den Fortschritt der Zivili- 
sation auf seine gegenwärtige Höhe brachten. Für solche Denk- 
weise scheint dann in der Tat eine menschwürdige Gestaltung 
des Lebens, möge sie ihnen Kultur oder Zivilisation heißen, erst 
etwa mit dem Jahre 1830 ihren Anfang zu nehmen, sodaß sie 
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nunmehr ihrem Säkulargedächtnis nahe wäre. c) Eine analoge 
Steigerung zum großen Teile in nahem Zusammenhang mit den 
Fortschritten der Technik weist die wissenschaftliche, insbe- 
sondere naturwissenschaftliche Entwicklung auf, wenngleich in 
ihr, sofern sie ohne ihre technischen Anwendungen betrachtet 
wird, nicht ganz in gleichem Maße die wenigen letzten Jahrzehnte 
so umwälzend und neuernd sich darstellen. Ihre Erfolge freilich 
wachsen täglich. d) Daß alle diese veränderten Lebensbedin- 
gungen und Lebensmächte gewaltige Wirkungen ausüben auf 
das soziale, das politische und das geistig-moralische Leben, ist 
hinlänglich bekannt; jeder Blick in das heutige Leben, zumal das 
der Großstädte, belehrt uns darüber. Und als die allgemeine 
Tendenz wird auch in diesen Gebieten noch, wie schon im An- 
fange der sogenannten Neuzeit der Fortschritt empfunden und 
oft gepriesen. 

12. Aber gegen diese Auffassung erhebt sich die Kritik. Den 
Ausgang dieser unserer Zivilisation kennen wir nicht. Er wird 
meistens mit großen Hoffnungen und zuweilen mit großen Be- 
fürchtungen ins Auge gefaer Ein streng wissenschaftliches Urteil, 
d. h. eine beweisßare Ansicht läßt sich schwerlich gewinnen. 

| Unhaltbar aber ist es im Gange dieser abendländischen Kultur 
während der letzten Jahrhunderte und insbesondere während der 
letzten Jahrzehnte schlechthin einen Fortschritt der Kultur 
zu erblicken.'; Es sind zunächst Ereignisse in den Entwicklungen 
jener Völker. Und als solche haben sie ihre Kehrseite und einen 
gemischten Charakter, der sie, so sehr man des Fortschrittes, der 
durch sie bedeutet wird, gewärtig ist, zugleich als Erscheinungen 
der Auflösung und Zerrüttung, ja zum Teil des Verfalles zu deuten 
nötigt. Diese andere Deutung läßt sich durch folgende Punkte 
charakterisieren: d) Dadurch, daß das Kulturleben in den am 
meisten vom modernen Geiste erfüllten Ländern immer mehr 
in den volkreichsten Städten sich versammelt und deren Lebens- 
weisen und Gewohnheiten über die ganzen Länder hin sich aus- 
breiten, geraten die Wurzeln des Volkstums und Volkslebens ins 
Absterben, weil sie nicht mehr hinlänglich ernährt werden. 
Freilich ist dies bisher nicht in verringerter Vermehrung der 
Volksmenge zutage getreten, da die Abnahme der Rate der 
Geburten durch gleichzeitige Abnahme der Sterblichkeit auf- 
gewogen wird. Diese Bewegung erschöpft sich aber bald und 
schon um die Mitte dieses Jahrhunderts läßt sich eine positive 
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und fortschreitende Verringerung der Population in den westeuro- 
päischen Ländern vorausberechnen, die in dem Lande bereits ein- 
gesetzt hat, das sich oft, und nicht immer ohne Grund, rühmte, 
an der Spitze der Zivilisation zu marschieren. Diese Entwicklung 
wird zugleich bedeuten, daß die endogene Bevölkerung mehr und 
mehr durch eine exogene ersetzt und verdrängt wird: die ro- 
manisch-germanische durch slawische, die europäische durch 
asiatische usw. b) Zugleich hat das steigende Uebergewicht der 
Handels- und Kapitalinteressen über alle ursprünglicheren Ele- 
mente des Kulturlebens verhängnisvolle Wirkungen. Es ver- 
dirbt den Kunstsinn und Kunstgeschmack, weil es alles zum 
großen Geschäft und also Menschen und Dinge zu äußeren Mitteln 
für die Erzielung des Gewinnes erniedrigt. |Die Häßlichkeiten und 
Flachheiten der großstädtischen Zivilisation überwuchern rasch 
den edlen und echten Stil, durch den sonst in jedem Lande auf 
eine ihm eigentümliche Art die Höfeund Dörfer in ihren Bräuchen 
und Trachten, die Städte in ihren Bauten und in ‘anderen 
Künsten und Handwerken, auch in den Formen ihres täglichen 
Lebens, sich auszeichnen.: c) Ihren unmittelbaren Ausdruck findet 
diese Entwicklung in den sozialen und sittlichen Verhältnissen 
der zusammenlebenden Menschen, daher in den Kämpfen zwischen 
Kapital und Arbeit, den Klassenkämpfen, die das friedliche 
Zusammenleben zerrütten oder doch bedrohen; Hier tritt das 
Gespenst der sozialen Frage vor unser inneres Auge, das in ge- 
nauer Korrelation mit der glänzenden technischen Entwicklung 
der letzten hundert Jahre zu ungeheuren Dimensionen ange- 
wachsen ist. Die Macht und das Selbstvertrauen, womit das 
angehäufte und organisierte Kapital über den Erdball hin sich 
ausbreitet, alle alten Kulturen auflöst, zugleich im Wettstreit 
und den daraus entspringenden Kriegen sich verzehrt, mindert 
die Wahrscheinlichkeit einer organischen, mit Hilfe wissenschaft- 
licher Erkenntnis zu fördernden Lösung der inneren Konflikte 
um so mehr, je vollkommener auch die gesamte Arbeit, die der 
Hände und die des Hirns, sich organisiert und sich rüstet, um 
ihrerseits die Führung der Volkswirtschaft, das ist die Herrschaft 
über die Produktionsmittel, an sich zu reißen. Die ungeheuren 
Schwierigkeiten einer solchen Umstellung werden auch durch die 
heute zur Verfügung stehenden technischen Mittel und deren 
mögliche Verbesserung kaum verringert. d) Am ehesten denkbar 
wäre eine solche neue Gestaltung der ökonomischen Grundlage 
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moderner Gesellschaftsverfassungen, wenn die Staaten der zivili- 
sierten Welt in dauerndem Frieden miteinander leben würden. 
Dies ist aber außerordentlich unwahrscheinlich. / Vielmehr häufen 
sich mit den Fortschritten des Kapitalismus und des friedlichen 
Verkehres auch die Ursachen der Konflikte und der Feindselig- 
keiten, |die Bestrebungen einzelner Mächte, andere zu vernichten, 
sei es as wirtschaftlicher Konkurrenz oder als mögliche politische 
Feinde joder aus Mißgunst und Rache. Und mit der Zivilisation 
steigern sich auch die Mittel der Zerstörung und Vernichtung. 
Dicht neben der Produktionstechnik geht die Destruktionstechnik. 
Es gibt nicht nur eine Produktivität der Arbeit, es gibt auch eine 
Destruktivität menschlicher Arbeit, die ebenso wie jene ins 
Ungeheure angewachsen ist. | 

13.| Nach allen Voraussetzungen und bisherigen Erfahrungen 
der Menschheit muß erwartet werden, daß ein Zeitalter vieler 
Jahrhunderte bevorsteht, worin Dissolution über Evolution 
das Uebergewicht erhält, und daß in diesem Prozeß die heute 
noch fruchtbare Kultur Europas, die sich auch ferner auf die 
übrigen Erdteile verbreiten wird, ihrem Verderben und Tode ent- 
gegen geht.‘ Wie die assyrische und die anderen Kulturen Vorder- 
asiens, wie die ägyptische, wie die glanzvolle hellenische, die herbe 
und harte römische Kultur, untergegangen sind, so wird bis zum 
Ende des nächsten Jahrtausends auch die jüngere Gesittung, zu 
der alle jene Altertümer den Stoff, der die germanische Rasse 
vor anderen die Form gegeben hat, zu der ein Erlösungsglaube, 
aus dem Verfall des Hellenismus und des römischen Reiches ent- 
sprungen, den Zettel, die erneuerten Reste der Antike den Ein- 
schlag geliefert haben, die aber nur jugendfrische Völker zu 
weben vermochten — auch sie wird untergehen. Aber die Ge- 
schichte der Menschheit wird damit nicht beschlossen sein.‘ In 
dem Untergange selbst werden von den unzähligen Keimen, die 
in den zerfallenden Früchten enthalten sind, einige einen neuen 
und fruchtbaren Boden finden, innerhalb des Unterganges selbst 
und darüber hinaus. Es scheint ein weiter Raum für die Ver- 
mutung offen zu liegen, daß auf die Zeitalter der immer um- 
fassender gewordenen Volkskulturen eine universale Kultur der 
Menschheit folgen wird, in der die Menschheit einer gemeinsamen 
Sprache und anderer gemeinsamer Zeichensysteme sich bedienen, 
in der sie von einer gemeinsamen Wissenschaft sich wird leiten, 
in der sie eine wahrhaft platonische Religion der Verehrung des 
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Wahren, Guten und Schönen pflegen wird und gelernt haben 
wird, ihre echten Güter zu verwalten und im ewigen Frieden 
nicht mehr ein entferntes Ziel mit unzulänglichen Mitteln zu 
erstreben, sondern eine unmittelbare und von selbst verständliche 
Notwendigkeit ihres Daseins zu erkennen.) 

14. Durch die fortschreitende Erkenntnis sind die Gesetze 
des Fortschrittes gegeben, in ihr sind sie enthalten. Aber ihre 
Wirkungen sind an sehr besondere Bedingungen gebunden. Diese 
Wirkungen gehen um so tiefer, ihre Dauer wird um so wahr- 
scheinlicher, je weniger sie’ in bewußter, neuernder, umwälzen- 
der Weise Mittel und Zwecke unterscheidet und trennt, die Mittel 
mechanisiertt und zu Herren des Geistes werden läßt, anstatt 
sie durch den Geist zu beherrschen; je mehr sie vielmehr organisch 
geworden ist, also in das Fleisch'und Blut von Institutionen, Ueber- 
lieferungen, Sitten, Kunstwerken und als sittlich-ästhetische 
Gefühle lebendig-fruchtbar gewordenen Gedanken übergegangen 
ist — je mehr sie mit einem Worte das Gepräge der Wirklichkeit 
trägt. Davon ist sie, idie Erkenntnis und Wissenschaft, gerade 
in einem Zeitalter ihrer mächtigsten Entwicklung, in einem kriti- 
schen Zeitalter am weitesten entfernt. Dieser wirkliche Fort- 
schritt kann nur sehr langsam sich vollziehen.‘ Er wird immer 
und gesetzmäßig langer, vielleicht immer ungeheurer werdender 
Perioden der Auflösung bedürfen. Diese sind zugleich Perioden 
der Reinigung und der Auslese. Nach vielen Jahrtausenden wird 
die Menschheit vielleicht einem Zustande der Vollendung ent- 
gegenreifen, das ist einem Zustande, worin sie innerhalb der 
Grenzen, die von der Natur zugelassen werden, die Tierheit von 
sich abgestreift haben wird. Dieser ferne Zeitpunkt würde zu- 
gleich ihren Tod und ihr seliges Ende bedeuten. 


II 


Othmar Spanns »Ueberwindung« 
der individualistischen Gesellschaftsauffassung. 


Von 


FRITZ SANDER. 


»Die mystischen Erklärungen gelten für tief; die Wahr- 
heit ist, daß sie noch nicht einmal oberflächlich sind.« 
Friedrich Nietzsche »Die fröhliche Wissenschaft«. 


I. Universalismus gegen Individualismus. 


Es war bis in die jüngste Zeit das Schicksal der Lehre von 
den menschlichen Verbänden, der Gesellschaftslehre in weitestem 
Sinne, des Charakters der Wissenschaft zu entbehren. Als 
»Wissenschaft« bezeichnen wir Zusammenhänge erkennen- 
der psychischer Akte, jener eigentümlichen Bewußtseinsweisen, 
welche durch die Beziehung auf einen als von jenen Akten in 
seinem Sein und So-Sein unabhängig gemeinten Gegen- 
stand gekennzeichnet und in Existentialurteilen zu prädikativem 
Ausdrucke gebracht sind. Urteile über Seiendes, welche 
die an anderen Meinungen und vor allem an dem Seienden selbst 
prüfbare Meinung umschließen, daß ihr Gegenstand so ist, wie 
ihn das Urteil setzt, gleichgültig, ob und wie über den Gegen- 
stand geurteilt wird, gleichgültig, ob und wie der Gegen- 
stand gewertet wird, Urteile also über »Dinge«, deren »An 
‚Sich« weder von der aktuellen erkennenden, noch von der aktuel- 
len wertschätzenden Bewußtseinshaltung des Betrachtenden ge- 
ändert werden kann, sind das Medium der Wissenschaft. Mensch- 
liche Verbände aber, als Gegenstand der Wissenschaft, sind 
selbst ihrem Wesen nach Zusammenhänge von Bewußtseinshal- 
tungen, von bestimmt gearteten vorstellenden, urteilenden und 
wertschätzenden psychischen Akten, Zusammenhänge, die für 
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einen überschauenden Blick auch die auf sie als Gegenstand ge- 
richteten wissenschaftlichen Bewußtseinshaltungen umschließen. 
Aus dieser grundlegenden Tatsache: der Zugehörigkeit der 
Gesellschaftslehre zu ihrem Gegenstande, der Gesellschaft, ent- 
springt die grundlegende methodische Schwierigkeit der Gesell- 
schaftslehre, eine Schwierigkeit, welche sie mit allen Geistes- 
wissenschaften teilt, die ja alle durch eine Beziehung von »Geist«, 
»Sinn« und »Bedeutung« auf etwas, dem sie als Gleichartiges zu- 
gehören, nämlich »Geist«, »Sinn« und Bedeutung»« gekennzeichnet 
sind. Es ist unleugbar, daß zwischen den Wissenschaften vom 
»Geiste« und ihrem Gegenstande ununterbrochene wechsel- 
seitige Wirkenszusammenhänge bestehen. Die Rechtswissen- 
schaft beeinflußt im Motivationszusammenhange das künftige 
Recht, die Wirtschaftswissenschaft die künftige Wirtschaft, die 
Kunstwissenschaft die künftige Kunst, die Gesellschaftslehre 
die künftige Gesellschaft. So scheint es, daß die Geisteswissen- 
schaften des Charakters der Wissenschaft im strengen Sinne 
entbehren müssen, weil ihr Gegenstand kraft seiner Struktur 
nicht als ein von der Wissenschaft unabhängiger gesetzt werden 
kann. Die Struktur des Gegenstandes wird von grundlegender 
Bedeutung für die Methode der auf ihn gerichteten Wissenschaft. 
Es ist kein historisch-methodischer Zufall, sondern im Wesen 
dergegenständlichen Sachen begründet, daß gerade 
jene Bewußtseinshaltungen zuerst den Charakter der Wissen- 
schaft angenommen haben, deren Gegenstand als vom mensch- 
lichen Bewußtsein unabhängig bestehend gemeint wurde: 
Mechanik, Physik, Chemie. Der Begriff des »Naturgesetzes« 
mit seinem »Müssen«, seiner »Notwendigkeit« bringt ja nur bildlich 
zum Ausdrucke, daß das Naturgeschehen dem Bewußtsein zwar 
erreichbar sei, aber unabhängig vom Bewußtsein bestehe. Mögen 
auch Handlungen, die menschliches Bewußtsein zum Ausdrucke 
bringen, Willenshandlungen, in gewissem Maße fähig sein, als 
ändernde Gründe in das Naturgeschehen einzugreifen: jederzeit 
ist es leicht möglich, das durch menschliche Handlungen beein- 
flußte, also technisch geregelte, von dem durch menschliche 
Handlungen unbeeinflußten Naturgeschehen zu sondern und das 
letztere Geschehen als einen von der Wissenschaft unabhängigen 
Gegenstand nicht nur als Vergangenes, sondern in weitem Maße 
auch als Künftiges zu beschreiben. Die Geisteswissenschaften 
hingegen beziehen sich auf einen Gegenstand, der jederzeit auch 
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die Geisteswissenschaft selbst als kausale Komponente umfaßt 
oder doch umfassen kann. War z. B. jederzeit die Lehre 
von der Gesellschaft ein wirkendes Element der G e- 
sellschaft, so lag es nahe, die Lehre von der Gesellschaft 
als Ursache künftiger gesellschaftlicher Wirkungen zu betrachten, 
nicht auszusprechen, was als Gesellschaft war und ist, sondern 
nach Forderung der aktuellen Lehre als Gesellschaft sein 
soll oder doch nach Wirkung der aktuellen Lehre als Gesell- 
schaft sein wird. Das Bewußtsein des Lehrers von der Gesellschaft, 
daß seine Meinung als Motiv in die Gestaltung der künftigen Ge- 
sellschaft eingreifen könne, färbte nun auch seine Urteile über die 
vergangene Gesellschaft, die, um die Wirkung auf die künftige 
Gesellschaft zu verstärken, in einem bestimmten, aus den gegen- 
ständlichen Sachen nicht zu rechtfertigenden Sinne gedeutet 
wurde. So wurde die Gesellschaftslehre Ethik und Politik, der 
Sammelplatz der Wünsche und Hoffnungen des jeweiligen Lehrers 
von der Gesellschaft, nicht aber eine Beschreibung der Gesell- 
schaft, wie sie war und ist. Den Ausweg aus dieser methodischen 
Verwirrung bietet die schlichte Erwägung, daß die Gesellschafts- 
lehre, wenn sie auf vergangene Gesellschaftsgebilde gerichtet 
ist, wie jede andere Wissenschaft einem in sich abgeschlossenen, von 
der aktuellen Lehre unabhängigem Gegenstande gegenübersteht, 
einem geschichtlichen »Dinge«, dessen immanenter Sinn »an sich« 
war, gleichgültig, ob und wie die aktuelle Lehre über ihn urteilt, 
und daß es Aufgabe der Gesellschaftslehre ist, diesen immanenten 
Sinn, der eine in sich abgeschlossene geschichtliche Erfah- 
rung darbietet, zu erkennen, nicht aber mit einem Gespinste 
ethisch-politischer Postulate zu verhüllen !). 


Es ist vor allem die Gesellschaftslehre Max Webers, 
welche die methodischen Grundlagen einer rein deskriptiven Lehre 
von der Gesellschaft geschaffen hat. Jede künftige Gesellschafts- 
lehre, welche Anspruch erhebt, Wissenschaft zu sein, wird von 
Webers Definition auszugehen haben, daß »Sinn« als Gegen- 
stand der Gesellschaftslehre immer nur der von den gesell- 
schaftlich Handelnden subjektiv gemeinte, nicht etwa irgend- 
ein objektiv srichtiger« oder ein metaphysisch ergründeter 
swahrer« Sinn sei, und daß darin der Unterschied der em pi- 





1) Die Frage, o b und inwieweit Gesellschaftslehre als Wissenschaft 
»Voraussagens bieten kann, darf hier unerörtert bleiben. 
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rischen gegenüber allen dogmatischen Wissenschaf- 
ten liege ?). 

Es ist richtig, daß sich die empirische Gesellschaftslehre 
dem immanenten Sinne ihres Gegenstandes zunächst nur durch 
idealtypische Konstruktionen, durch Hypothesen nähern kann. 
Aber diese »Idealtypen« sind eben nur methodische 
Mittel der Annäherung an die gewesene Wirklichkeit des 
»ssubjektiv gemeinten« Sinnes vergangener psychischer Akte, 
sind Hypothesen, welche nur nach der »Verifizierung« an der 
geschichtlichen Erfahrung zu gültigen Existentialurteilen werden. 
Wo diese Verifizierung nicht möglich ist, weil das vergangene 
Wirkliche mangels historischen Materials unzugänglich bleibt, 
steht die Gesellschaftslehre vor der schmerzlichen Pflicht der 
Entsagung, hat entweder zu schweigen oder auszusprechen, daß 
das Gebiet vorsichtiger Vermutungen beginnt. 

Webers methodische Forderungen sind dem Geiste der 
Gesellschaftslehre vorausgeeilt, standen in schroffem Gegen- 
satze zu diesem Geiste, weil sie ein für allemal klar gemacht hatten, 
daß die Vertretung parteipolitischer Programme nicht den An- 
spruch erheben könne, Wissenschaft von der Gesellschaft zu 
sein. So ist es nur allzu begreiflich, daß gleichzeitig mit dem Er- 
scheinen des soziologischen Hauptwerkes Max Webers 
eine Gesellschaftslehre Beachtung findet, die es sich ausdrücklich 
und stillschweigend zum Ziele setzt, die Ergebnisse der Lehre 
Webers zu beseitigen, die Gesellschaftslehre als ein Gebäude 
ethisch-politischer Forderungen aufzuführen und die mühsam 
erreichte Bahn gesellschaftswissenschaftlicher Empirie durch 
einen Strom willkürlicher Dogmatik zu überfluten, nämlich 
die Gesellschaftsiehre Othmar Spanns. Diese Gesell- 
schaftslehre hüllt sich in das methodische Gewand einer Antithese, 
die als Kampf des » Universalismus« gegen den »Indi- 
9) Es bleibe in diesem Zusammenhange dahingestellt, ob »sdogmatische« 
Wissenschaften überhaupt Wissenschaftscharakter tragen. Der Rechtsdog- 
matik, welche den objektiv richtigen Sinn des Rechtes zu ermitteln sucht, habe 
ich die »Theorie der Rechtserfahrung« als empirische Lehre vom 
ssubjektivgemeinten« Sinne der Rechtsakte entgegengestellt. Vgl. meine 
Schriften »Rechtsdogmatik oder Theorie der Rechtserfahrung ? Kritische Studie 
zur Rechtslehre Hans Kelsens.« (Wien, 1921), »Staat und Recht. Prolegomena 
zu einer Theorie der Rechtserfahrung.« (2 Halbbände, Wien, 1922), »Kelsens 
Rechtslehre. Kampfschrift wider die normative Jurisprudenz« (Tübingen 1923), 


»Staat und Recht als Probleme der Phänomenologie und Ontologie« (Zeitschrift 
für öffentliches Recht, Wien, 1924) u. a. 
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vidualismuss« bezeichnet wird. sIndividualismus« sind nach 
Spann ungefähr alle Gedanken, die seit Beginn der Renaissance 
gedacht und in historische Taten umgesetzt wurden, mit Aus- 
nahme jener des klassischen deutschen Idealismus der Fichte, 
Schelling, Hegel, Baader. Tief erschüttert lesen wir wieder ein- 
mal, in welchen geistigen Abgrund wir, vor allem die Wissenschaft, 
gesunken sind und welch minderwertigen Führern wir uns anver- 
traut haben, bevor Spann den Schauplatz der Wissenschaft 
betrat. »Seine (Max Webers) großen Stoff anhäufenden 
rastlosen Arbeiten konnten wenig fruchtbar gemacht werden... .« 
(G. L. 3) S. 22). »Dieser für den Fachmann nicht ernst zu neh- 
mende sozialwissenschaftliche Unfug Freudischer Irrlehre 
und Irrsinnlehre...« (G. L. S. 24). »Wer sich in der Gesell- 
schaftslehre auskennen und durch das verworrene Gestrüpp 
moderner Scheinwissenschaft durchkommen will....« (G. L. 
S. 58). »So hat Kant, der im Grunde Individualist ist.. .e 
(G. L. S. 81). »Rousseau, der ein ebenso verworrener 
Denker wie verdorbener Charakter war ...« (G. L. S. 83). »Die 
allgemeine Schwierigkeit liegt in der Bildungsrichtung unserer 
Zeit, die uns alle unbewußt mit individualistischen Begriffen 
und Denkweisen erfüllt.... den Geist auf die Materie zurück- 
führen willę (G. L. S. 85). Die zeitgenössischen Geister, welche 
sden Geist auf die Materie zurückführen«, sind offenbar Männer 
we Brentano, Marty, Meinong, Husserl, 
Bergson, Dilthey, Windelband, Rickert, 
Lask, Cohen, Natorp, Cassirer, Rehmke, 
Geyser und andere Materialisten. »Es ist... ein überaus 
beschämendes Zeichen des Tiefstandes unserer zeitgenössischen 
Bildung. Den Engländern als einer völlig unphilosophischen 
Nation kann man desgleichen noch hingehen lassen« (G. L. S. 212). 
Gemeint sind offenbar Bacon, Berkeley, Hobbes, 
Locke, Hume, Mill, Spencer, Hobson, Russel 
und zahlreiche ähnliche völlig unphilosophische Geister: »H u m e 
ist in der Philosophie ein Nicht-Kenner« (G. L. S. 337). »Das 
zu glauben, war Stümpern vom Range unserer Materialisten, 
Energetiker, Darwinisten vorbehalten« (G. L. S. 350). »Marx 
hat darauf mit der unbeirrten Entschiedenheit des Nicht-Kenners 
und Revolutionärs geantwortet...« (G.L. S. 378). »Indivi- 
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dualismus, Empirismus und die neueste philosophische Hans- 
wurstiade, die Als-Ob-Philosophie...«(G.L.S.45r). 
Es wäre ein leichtes, allzuleichtes und deshalb überflüssiges 
Beginnen, zu zeigen, daß jener Individualismus, von dessen 
trüb gemaltem Hintergrunde sich die erlösende Lichtgestalt 
des sUniversalismus« abhebt, niemals bestanden hat, daß Spanns 
sideal«typische Konstruktion des sogenannten Individualismus 
nicht einmal die wesentlichen Züge der durch den Universalismus 
endgültig zu vernichtenden Geistesströmungen wiedergibt, viel- 
mehr nur eine aus imaginärem Materiale gebaute Geisteshölle 
darstellt, über welche sich um so verlockender der Himmel der 
neuen Geistesrichtung wölbt. Spann verschmäht es im allge- 
meinen, zu beweisen, daß der von ihm sogenannte Individualismus 
jemals als Lehre bestanden hat. Wir lesen zwar kernige Ver- 
dammungsurteile über zahlreiche sogenannte Individualisten und 
zahlreiche sogenannte individualistische Gedanken, aber es wird 
meist nicht gesagt, welcher der sogenannten Individualisten 
jene sogenannten individualistischen Gedanken geäußert hat, 
ob jene sogenannten individualistischen Gedanken überhaupt 
schon jemals vor dem Universalismus geäußert 
worden sind. Die sogenannten individualistischen Grundgedanken 
werden nicht unter Bezugnahme auf bestimmte Gedanken be- 
stimmter Individualisten, sondern an Gestalten wie »Herakles- 
Donar« und »Prometheus« entwickelt, auf welche Spann los- 
hämmert, nicht anders als der Faustkämpfer, der »mangels 
eines Gegners« und »übungshalber« einen Punching-Ball bear- 
beitet. Spann läßt sich auch mit keinem der sogenannten 
Individualisten in eine Auseinandersetzung ein, sondern begnügt 
sich damit, ihnen im Vorbeieilen Kraftausdrücke zuzuwerfen. 
Ganz besonders düstere Farben enthält Spanns Palette, 
wenn er die marxistisch verseuchte Gegenwart malt. Der kriti- 
sche Betrachter der Gedanken Spanns wird freilich das Ge- 
bäude des »Universalismus« vorweg mit stärkstem Mißtrauen 
betrachten, wenn er einerseits hört, daß der Geist der Gegenwart 
völlig entartet sei, andrerseits aber immer wieder sieht, daß 
Spanns Gedanken, insoweit sie überhaupt wissenschaftlich 
faßbar sind, völlig in aktuellen Geistesströmungen wurzeln, daß 
er — um nur einiges hervorzuheben — die Gedanken Berg- 
sons (Begriff der »schöpferischen Entwicklung« gegen Begriff 
der »mechanischen Kausalität«), Cohens (Begriff des »Sy- 


Othmar Spanns »Ueberwindung« d. individual. Gesellschaftsauffassung. I7 


stemse, des »begrifflichen Zusammenhanges«), Diltheys und 
Rickerts (»Methode der Geisteswissenschaften gegen Methode 
der Naturwissenschaften«),, Husserls (»Wesenslehre vom 
Geiste«) und anderer Zeitgenossen zu seinem Gebäude verar- 
beitet, wobei es freilich nicht ohne arge Mißverständnisse und 
Umbiegungen theoretischer Gedanken in ethisch-politische Postu- 
late abgeht. Aber die historisch-geisteswissenschaftlichen Wur- 
zeln des Spannschen »Universalismus« sollen hier nicht 
weiter berührt werden, weil sie ja ohnehin offen zutage liegen. 
Vielmehr sei unmittelbar in eine kritische Prüfung des Gehaltes 
der Span n schen Gesellschaftslehre eingegangen. Es mag sich 
ja ergeben, daß der Universalismus, wenngleich aus zeitgenössi- 
schen Gedankenquellen gespeist, dennoch einen befruchtenden 
Gedankenstrom bildet. Im Mittelpunkte der Lehre Spanns 
stehen der methodische Begriff des »Universalismus« und 
der gegenständliche Begriff der »Ganzheit« Es wird 
also vor allem darauf ankommen, in den Sinn dieser beiden 
Begriffe einzudringen, sowohl durch Betrachtung jener Gedanken, 
welche durch diese Begriffe ausgeschlossen, als auch jener 
Gedanken, welche durch diese Begriffe umschlossen sind. 


II. Universalismus als Methode 
und als Gegenstand der Gesellschaftslehre. 


Es ist einer der verwirrendsten Grundgedanken der Lehre 
Spanns, daß der Universalismus wie auch sein Gegenpart, 
der Individualismus, nicht nur Methoden, sondern auch 
Gegenstand der Gesellschaftslehre, nicht nur »Wesens- 
theorien«e, sondern auch »Lebensmächte« seien. Diese 
sogleich näher zu betrachtende folgenschwere Unklarheit wurzelt 
in der unsicheren Bestimmung, welche die Aufgabe der Gesell- 
schaftslehre bei Spann findet. Wir lesen zunächst: »Wenn 
Gesellschaftslehre sein soll, so muß r. die erkenntnistheoretisch- 
logische Möglichkeit eines solchen Ganzen nachgewiesen werden, 
das nicht durch Wechselwirkung seiner Teile entsteht.... es 
muß aber 2. rein analytisch (nicht deduktiv, nicht »metaphysisch«) 
noch nachgewiesen werden, daß gerade die »Gesellschaft« eine 
solche Ganzheit... darstellt . . .« (G. L. S. 30). »... ist es klar, 
daß sie (die Gesellschaftslehre) also nicht induktiv und in diesem 
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steigt vom wahrhaft Realen, dem Ganzen, zu den Gliedern als 
dessen Bestimmtheiten (Determinationen) herab und ist darum: 
analytisch, deduktiv und Begriffswissenschaft« (G. L. S. 45). 
Nach Spanns Aufstellungen hat also die Gesellschaftslehre 
zunächst »deduktiv-begrifflich« zu erweisen, daß so etwas, 
wie eine »Ganzheit« begriffen werden könne und dann ana- 
lytisch zu beweisen, daß solche »Ganzheiten« in der gesellschaft- 
lichen Wirklichkeit auch tatsächlich vorhanden sind. Diese von 
Spann postulierte Methode ruft aber folgende Bedenken her- 
vor: I. ergibt sich die Gefahr, daß in der Untersuchung der 
Möglichkeit des Begreifens eines Gegenstandes, dessen Existenz 
erst nachträglich bewiesen werden soll, ein Gegenstand einfach 
ersonnen und dann den gesellschaftlichen Erscheinungen eingelegt 
wird, bei welchem Verfahren 2., da vom Gegenstande voraus- 
setzungsgemäß aus der Erfahrung noch nichts bekannt ist, 
ethisch-politische Postulate das Material bilden, aus welchem 
dieser vofweggenommene Gegenstand »begrifflich - deduktiv« 
gebildet wird, so daß dann 3. als Ergebnis dieser »begrifflichen 
Deduktion« die gleichen ethisch-politischen Postulate die Methode 
und den Gegenstand der Gesellschaftslehre abgeben. Die »Ge- 
sellschaft« ist jedoch eine geschichtliche Erfahrung 
und es ist nicht abzusehen, wie eine Gesellschaftslehre, d. h. eine 
Lehre, welche nicht aussagt, wie Gesellschaft sein soll, sondern 
wie sie ist, einer anderen Methode als jener der Analyse des 
historisch Gegebenen folgen kann. Die Begründung der Gesell- 
schaftslehre als einer »begrifflich-deduktiven« Wissenschaft war 
jederzeit ein Kennzeichen des Naturrechtes, das Spann 
wiederholt als »Individualismus« brandmarkt. In der Tat ist 
Spann, wiesich an späterer Stelle zeigen wird, radikaler Natur- 
rechtler, Individualist und Subjektivist weil er seine individuellen 
und subjektiven ethisch-politischen Postulate der gesellschaft- 
lichen Erfahrung als Methode gegenüberstellt und diese 
Methode durchgängig in den Gegenstand hinein deutet. 
An dieser Stelle soll zunächst bloß die methodische Wurzel dieser 
Verwirrung bloßgelegt werden. 

Wir lesen weiter: »Wer den Individualismus überwinden und 
das wahre Wesen der Gesellschaft erkennen will, der muß den 
Begriff des absoluten Einzelnen in jeder, wenn auch noch so ver- 
steckten Form in sich vertilgen. Hiezu genügt die bloß logische 
Kritik nicht, eine innerlich aufleuchtende Erkenntnis, ein Erlebnis 
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dessen, was der Mensch als ein dem andern geistig Verbundener 
ist, ist nötig, um den Universalismus auf festem Boden zu be- 
gründen« (G.L. S. 88). Wurde früher der »Induktion« und 
»sAnalyse« die »begriffliche Deduktion« als Methode der Gesell- 
schaftslehre entgegengestellt, so nunmehr eine »innerlich auf- 
leuchtende Erkenntnis«, ein »Erlebnis« oder wie Spann häufig 
sagt, das sintuitive« im Gegensatze zum »diskursiven« Denken. 
Weder aber wird eine nähere Bestimmung der »Intuition« ge- 
geben, noch auch wird die Vereinbarkeit der »begrifflichen De- 
duktion« mit der »Intuition« dargelegt. Es zeigt sich vielmehr, 
daß das »sintuitive Denken« ebenso wie die »begriffliche Deduk- 
tion« nur methodische Hilfsmittel sind, um den verhaßten Weg der 
Analyse der gesellschaftlichen Erfahrung zu vermeiden und die 
Gesellschaftslehre in eine Sphäre von Behauptungen zu rücken, 
welche jeder wissenschaftlichen Prüfung entzogen sind. 

Dann aber lesen wir plötzlich: »... muß betont werden, daß 
die Gesellschaftslehre als eine rein zergliedernde Wissenschaft 
keine philosophischen Voraussetzungen hat« (G. L. S. 178), 
eine Aufstellung, die uns nicht nur daran zweifeln läßt, ob die 
sbegriffliche Deduktion« und die »Intuition« für die Gesell- 
schaftslehre überhaupt von Bedeutung sind, sondern auch mit 
zahlreichen anderen Behauptungen Spanns in Widerspruch 
steht, laut welcher nur bestimmte philosophische Systeme, 
insbesondere die des klassischen deutschen Idealismus, nicht 
aber etwa jene der Empiristen, die Grundlagen einer wahren 
Gesellschaftslehre bilden können. So lesen wir z. B. (G. L. S. 45): 
»Darum ist die aus der individualistischen Naturrechtslehre 
stammende materialistische Soziologie bis heute eine nur Stoff 
sammelnde Wissenschaft geblieben, der alles Große und Wesen- 
hafte von Geschichte und Gesellschaft verschlossen war; wäh- 
rend die Gesellschaftslehre der klassischen philosophischen 
Systeme stets alle Grundwahrheiten besaß und im Laufe ihrer 
Geschichte auch im Grunde stets dieselben Lehrmeinungen vor- 
trug.« 

Die Aufgabe der allgemeinen Gesellschaftslehre wird von 
Spann schließlich folgendermaßen bestimmt: »Diese bildet 
eine eigene Wissenschaft mit zweifachem Inhalte: a) In ihrer 
Eigenschaft als Theorie des formalen Gesellschaftsbegriffes, in 
welcher sie insbesondere die Wesensfrage der Gesellschaft ent- 
scheidet (ob individualistisch oder universalistisch aufzufassen) .... 
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b) In ihrer Eigenschaft als Theorie des materialen Gesellschafts- 
begriffes, das heißt des Gesellschaftsinhaltes oder der Teilganzen 
der Gesellschaft, legt sie den Grund zur Sonderung unseres Wissens 
von der Gesellschaft in Einzelwissenschaften....« (S. 5Iı). 
»Als bloße Feststellung der Tatsachen ist sie (die Völkerkunde) 
sozusagen noch neutral. Denn Tatsachen muß jede, die ursäch- 
liche wie die ganzheitliche Wissenschaft feststellen. Geht sie 
aber zur Deutung der Tatsachen selbst über, so wird sie entweder 
zur allgemeinen Gesellschaftslehre oder zu jenem Sonderfache, 
in dem sich ihre Deutung bewegt« (G. L. S. 535). Auch aus diesen 
Aufstellungen ergibt sich, daß Spann stetig eine ersonnene 
Methode der Gesellschaftslehre in ihren Gegenstand umwandelt. 
Denn die Frage nach dem Wesen der Gesellschaft kann ja nicht 
dahin gehen, wie die Gesellschaft aufzufassen ist, 
sondern wie sie ist, nicht danach, wie die Tatsachen der Gesell- 
schaft zu deuten sind, sondern wie sie sind. Die »Deu- 
tung« der empirischen Gesellschaftslehre ist ja nichts anderes 
als eine besondere, nämlich die sverstehende« Art der Feststellung 
von Tatsachen, d. h. des subjektiv gemeinten Sinnes gesellschaft- 
licher Akte. Spann jedoch betrachtet die Feststellung der 
Tatsachen der Gesellschaft nur als Vor-Aufgabe der Gesell- 
schaftslehre neben ihrer eigentlichen Aufgabe: den sobjektiv- 
richtigen«, »wahren« Sinn dieser Tatsachen zu finden, d. h. diese 
Tatsachen im Sinne der ethisch-politischen Postulate des Uni- 
versalismus umzudeuten. 

Zeigen bereits die grundsätzlichen Gedanken Spanns 
über die Aufgabe der Gesellschaftslehre eine nicht gerade gewöhn- 
liche Unklarheit, so kostet es nicht weniger Mühe, zu erkennen, 
was im besonderen die Methode des Universalismus bedeuten 
sol. Nach Spann ergeben Annahme oder Ablehnung von 
Individualismus und Universalismus »je eine eigene, andere 
Gesellschafts- und Volkswirtschaftslehre« (G. L. S. 40), sind 
»Individualismus und Universalismus für den Gesellschafts- 
forscher lediglich sachliche Theorien, Wesenstheorien über die 
Bestimmtheit und den Aufbau der Gesellschaft, sachliche 
Zergliederungen seines Erfahrungsgegenstandes, also rein zer- 
gliedernde Lehrbegriffe« (G. L. S. 79), sind »Individualismus 
und Universalismus daher keine Weltanschauungsgegensätze, 
wie man behauptet, sondern rein auf dem Boden der Zergliederung 
des Tatbestandes unserer gesellschaftlichen Erfahrung ent- 
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standene Gegensätze in der Gesellschaftserklärung« (G. L. S. 178)- 
Aus diesen und ähnlichen Aufstellungen Spanns scheint 
zunächst hervorzugehen, daß der Gegensatz »Individualismus- 
Universalismus« einen Gegensatz analytischer Methoden be- 
zeichnet. Da aber die analytische Methode nur eine ist und 
sein kann, so ist wohl eigentlich der Gegensatz jener Voraus- 
setzungen über den Gegenstand, durch welche die Richtung 
der Analyse der gesellschaftlichen Tatsachen bestimmt wird, 
gemeint. Es ist nun aber klar, daß diese »V or a u s setzungen« 
vor wissenschaftliche Meinungen sind, welche ihre Rechtferti- 
gung erst aus der Analyse der gegenständlichen Sachen, der 
gesellschaftlichen Tatsachen schöpfen können. Ob »Universalis- 
mus« oder sIndividualismus« gilt, ist also keine methodische, 
sondern eine gegenständliche Frage Universalismus 
und Individualismus sind, wenn sie überhaupt Bedeutung haben, 
keine Methoden, sondern Vor-Meinungen der analytischen 
Methode über Merkmale, welche hypothetisch dm Gegen- 
stande der Gesellschaftslehre, dem subjektiv gemeinten Sinne 
gesellschaftlicher Handlungen, zugemessen werden. Auf Grund 
seiner Meinung, daß die »begriffliche Deduktion« und die »In- 
tuition« der Zergliederung der gesellschaftlichen Erfahrung vor- 
anzugehen haben, konstruiert aber Spann zwei gegensätzliche 
Begriffe vom Wesen der Gesellschaft und benennt die beiden 
von den gegensätzlichen Begriffen geleiteten gegensätzlichen 
analytischen Methoden nach Merkmalen, welche diese Begriffe 
dem Gegenstande der Methoden, der Gesellschaft, (zunächst 
hypothetisch) zumessen. Es zeigt sich auch, daß Spann, 
wo immer er den Gegensatz »Universalismus-Individualismus« 
näher kennzeichnet, Merkmale nicht einer gesellschaftswissen- 
schaftlichen Methode, sondern des Gegenstandes der Methode, 
der Gesellschaft, heranzieht. So ist, um nur einige wenige Bei- 
spiele hervorzuheben, dem Individualismus eigen, daß »Gesell- 
schaft und Wirtschaft als Gebäude gegenseitiger Hilfeleistungen 
und gegenseitigen Schutzes aufgerichtet werden« (G. L. S. 59), 
ist dem Universalismus eigen, daß die Gesellschaft »Geistigkeit« sei. 
(G. L. S. 147). Wenn also Spann den Gegensatz universalisti- 
scher und individualistischar Methode in den Mittelpunkt 
seiner Lehre stellt, so verwechselt er Merkmale des Gegenstandes 
der Gesellschaftslehre mit Merkmalen der Methode der Gesell- 
schaftslehre. Er sagt z.B., daß der Universalismus, »sobald wir 
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die Erfahrung selber befragen, uns als analytische Grundtat- 
sache entgegentritt« (G. L. S. 177). Der »Universalismus« kann 
aber in diesem Zusammenhange nur eine Tatsache meinen, welche 
die Analyse als ihren Gegenstand oder als Merkmale ihres Gegen- 
standes feststellt, keineswegs aber die Analyse selbst oder ein 
Merkmal dieser Analyse. An anderer Stelle lesen wir, »daß zu 
jeder Zeit alle drei Grundsätze als Lebensmächte wirksam sind, die 
Einzelheitslehre, die Ganzheitslehre und die Abgeschiedenheits- 
lehre« (G. L. S. 209). Das soll aber wohl nicht heißen, daß die 
von Spann als »Universalismus« bezeichnete »zergliedernde« 
Methode der Gesellschaftslehre als »Lebensmacht wirksam ist«, 
sondern lediglich, daß gewisse, von Spann »Universalismus« 
genannte geistige Tatsachen als Gegenstand der zergliedernden 
Methode als Lebensmächte wirksam sind. 

Zwei Gründe lassen sich für Spanns Vermischung der 
Methode und des Gegenstandes der Gesellschaftslehre anführen. 
Der erste liegt in der eigentümlichen Auffassung Spanns vom 
Erkenntnisvorgange. Er sagt: »Sieht man davon ab, welcher 
Art der Erkenntnis-Vorgang ist, so zeigt sich die Wesensverwandt- 
schaft, die Ebenbildlichkeit, als oberste gegenständliche Bedin- 
gung des Erkennens. Ein Ding kann vom andern nur nach Maß- 
gabe seiner Ebenbildlichkeit, d. h. des Enthaltenseins in der 
gleichen weiteren Ganzheit wissen. Wir Menschen wissen darum 
wesenhaft alles von den uns wesensgleichen Menschen, weniger 
schon vom »fremdartigen Charakter«, weniger von Säugetieren, 
viel weniger von Pflanzen usf. ..... ist dies von unmittelbarer 
Bedeutung für den Begriff der Wahrheit. Da nämlich diese 
gegenständliche Grundlage bei verschiedenen Wesen und ver- 
schiedenen Menschen verschieden ist, so leuchtet soviel von selbst 
ein: daß zwar nur Eine Wahrheit und Eine richtige Erkenntnistat 
möglich ist, daß aber nicht allen Menschen die Wahrheit gleich 
erreichbar ist« (K. L.*) S. 336 ff... Aus diesen Aufstellungen 
ergibt sich zwanglos, daß eben eine Methode, deren Gegenstand 
der gesellschaftliche Universalismus ist, die universalistische 
Methode genannt werden muß. Es würde hier zu weit führen, die 
Spannsche Erkenntnislehre einer Kritik zu unterwerfen. 
Sie beruht auf erkenntnistheoretischhm Materialismus, 
da sie annimmt, daß es sich beim Erkenntnisvorgange um eine 
materiale Verähnlichung des Erkennenden gegenüber dem Er- 
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kannten handle und erledigt sich mit der Einsicht, daß eine Grund- 
tatsache des Bewußtseins die »Iranszendenz« ist, die 
Beziehung des Bewußtseins auf etwas Anderes als es selbst 
ist. Daß z. B., wie Spann exemplifizierend anführt, der Staats- 
mann vom Staatsleben, der Parteivorstand vom Parteileben, der 
Feldherr von Heer und Krieg, der Papst von der Kirche mehr 
weiß als andere, bedeutet nicht, daß der Staatsmann dem Staats- 
leben, der Parteivorstand dem Parteileben, der Feldherr dem 
Heere und Kriege, der Papst der Kirche »verwandt«, »wesens- 
gleich« sei, was eine schlechthin sinnlose Behauptung wäre, 
sondern, daß eben z. B. der Staatsmann vom Staatsleben mehr 
serkannt« hat als alle anderen. Diese Beispiele sagen nichts 
anderes, als daß der Wesensgehalt des Erkennens eben im Er- 
kennen liegt, daß vor dem Erkennen des Gegenstandes keine 
Erkenntnis des Gegenstandes vorhanden ist, nicht aber besagen 
sie, daß die »Wahrheit« nur bestimmten Menschen zugänglich 
sei, die mit bestimmten »Gaben« ausgestattet sind. Und so ist 
auch die Methode der Erkenntnis des »Universalismus« keine 
universalistische Methode, ebensowenig wie die Erkenntnis goti- 
scher Kunstwerke eine gotische Methode, die Erkenntnis des 
Staates eine Staatsmethode, die Erkenntnis der Säugetiere eine 
Säugetiermethode ist. Aber Spanns Behauptung der not- 
wendigen Verwandtschaft des Erkennens mit dem Erkannten 
gibt, ebenso wie die Behauptung der »begrifflichen Deduktion« 
und der »Intuition« vor der Analyse der Erfahrung, die Möglich- 
keit, den Universalismus der Empirie, d. h. der Nachprüfbarkeit 
an faßbaren, allgemein zugänglichen Tatsachen zu entziehen, 
weist jeden, der den Universalismus als wissenschaftliche Methode 
ablehnt, mit der Feststellung der »Wesensungleichheit«zurück. Dic 
Gesellschaftslehre des Universalismus erwächst in der Sphäre einer 
Mystik, in deren trübem Dunkel ethisch-politische Postulate im 
Gewande wissenschaftlicher Lehrsätze auftreten können. Und da- 
mit berühren wir den zweiten Grundder Spannschen Vermengung 
von Methode und Gegenstand der Gesellschaftslehre. Es ist 
später noch eingehend zu zeigen, daß die universalistische Methode 
lediglich ein Komplex ethisch-politischer Postulate, kein Instru- 
ment der Erkenntnis, sondern ein solches der Beeinflussung der 
Gesellschaft ist. In diesem Sinne allerdings sind Univer- 
salismus als Methode und Universalismus als Gegenstand von 
gleichem Wesen, vom Wesen eines Parteiprogrammes. 
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Aber wenn auch die Bezeichnung einer Methode nach ihrem 
Gegenstande als verwirrend abzulehnen ist und deshalb auch der 
Name »universalistische Methode« kaum Bestand verdient, so 
ist es dennoch möglich, daß sich unter dem unpassenden Namen 
»Universalismus« eine neue und fruchtbare Methode gesell- 
schaftswissenschaftlicher Forschung verbirgt. Um nun die »uni- 
versalistische« Methode einer Prüfung in Hinsicht ihres sach- 
lichen Wesens zu unterwerfen, wird sie vor allem in ihrem Kampfe 
gegen die nach Span ns Behauptung grundlegenden Gedanken 
des Individualismus zu beobachten sein. Diese Grundgedanken 
sind nach Spann: der Empirismus, die mechani- 
sche Kausalität und der Materialismus. Sehen 
wir zu, was der Universalismus diesen individualistischen Grund- 
gedanken entgegenzusetzen hat. 


III. Universalismus gegen Empirismus. 


Es wurde schon gezeigt, daß Spanns methodische Aus- 
gangspunkte, seine Begriffe der »begrifflichen Deduktion«, der 
»Intuition« und der »notwendigen Wesensgleichheit von Erkennen- 
dem und Erkanntem« ihn einen Weg der »Zergliederung der 
Erfahrung« zu betreten zwingen, von welchem aus stetig Neben- 
wege in das Gebiet mystischer, an keiner Erfahrung prüfbarer 
Tatsachen führen. Wie in der methodischen Grundeinstellung, 
so auch in der sachlichen Durchführung nimmt Spanns 
Gesellschaftslehre eine außerordentlich unklare und zweideutige 
Haltung gegenüber der »Erfahrung« ein. Wir lesen einerseits 
die folgenden Verdammungsurteile über den »Empirismuse«: 
»Der Geist der Zeit hat sich, wenn nicht alles trügt, gewendet, er 
kehrt sich von der öden Tatsachenjägerei ab, er fordert von jeder 
geistigen Wissenschaft auch eine geistige Weise, eine Weise und 
einen Weg, der auf den Gehalt selbst geht, nicht aber im Aeußer- 
lichen stecken bleibt« (G. L. S. VI). Dieser Satz gibt Anlaß zu 
folgenden Einwendungen: I. der Ausdruck »geistige Wissen- 
schaft« meint offenbar »Wissenschaft vom Geiste« (Verwechslung 
von Methode und Gegenstand). Denn 2. jede Wissenschaft, 
auch die Wissenschaft von der »Natur«, ist eine geistige 
Weise. Deshalb ist 3. die Antithese »öde Tatsachenjägereie — 
»geistige Weise« keine Antithese, weil auch die — wenngleich 
»öde« — Jagd auf Tatsachen stets nur eine geistige »Jagd« 
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ist und sein kann. Ferner ist 4. auch jede Wissenschaft vom Geiste, 
auch die Gesellschaftslehre, lediglich als »Tatsachenjägerei«, 
d. h. als Auffinden und Zergliedern erfahrbarer Gegenstände, 
im besonderen des »subjektiv gemeinten Sinnes« gesellschaftlicher 
Handlungen möglich, weil sonst überhaupt kein Gegenstand 
einer Wissenschaft erdenkbar ist. 5. Ist die Antithese »Gehalt 
selbst«e — »Aeußerliches«, bezogen auf den Gegenstand der Ge- 
sellschaftslehre wohl nur als Antithese »Sinn« (gewisser psychi- 
scher Akte«) — »Ausdruck« (dieses Sinnes) in Ausdrucksbewe- 
gungen (»Sprache«, »Schrift«, »Kunstwerk« u. a.) zu verstehen, 
welche Glieder der Antithese aber beide »Tatsachen« sind, 
die eben in der eigentümlichen Ausdrucksbeziehung stehen. Eine 
Wissenschaft vom Geiste aber, eine Gesellschaftslehre, welche 
auf sAusdruckstatsachen« geht, ohne die zugehörigen »Sinn»- 
tatsachen zu beachten, ist ein »Fiktum«, welches nur der imagi- 
nären Gedankenhölle des Individualismus angehört. Also soll 
offenbar 6. mit der Gegenüberstellung »Tatsachenjägerei« — 
»geistige Weisee nur einer geistigen Weise eine andere 
geistige Weise gegenübergestellt werden, d. h. aber bei Spann, 
der gerne von »geistig-sittlicher Weise« spricht: ein Komplex 
ethisch-politischer Postulate einem anderen Komplexe ethisch- 
politischer Postulate. 

Weiter lesen wir: »Der Empirismus ist es ja gerade, der die 
feststehenden Voraussetzungen der Erfahrung wie der Wissen- 
schaft — die apriorischen Voraussetzungen im Kantischen Sinne, 
wie die metaphysischen und religiösen Voraussetzungen — ab- 
weist und aus der stets wachsenden Erfahrung allein schöpfen 
will, daher zum Relativismus einerseits, zum induktiven Ver- 
fahren andrerseits führen muß« (G. L. S. 83). »Mit diesem Drang 
des jeweils gegebenen Ganzen, sich einer höheren Ganzheit an- 
zuschließen, sind die philosophischen Tendenzen des Univer- 
salismus im Tiefsten bezeichnet. Er hat damit zuletzt einen 
metaphysischen Zug statt des empirischen und atomisti- 
schen des Individualismus. Er leugnet nicht Höheres über dem 
Gliede und seiner Ganzheit, sondern er fordert es. Und der In- 
begriff der höchsten Ganzheit weist auf Gott. Mit diesem Grund- 
gegensatz: Metaphysische Einstellung gegen Empirismus sind 
dann auch alle besonderen Gegensätze gegeben: Apriorismus 
(oder das was im Sinne des festen an seine Stelle tritt) gegen 
Relativismus; reine Sittlichkeit gegen Utilitarismus; deduktiv 
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(Begriffswissenschaft) gegen induktiv (wechselnde Erfahrung; 
irrational gegen rational: innere statt äußerer Erfahrung)« (G. L. 
S. 179). Nun sei aber I. vorweg daran erinnert, daß Spann 
an anderer Stelle (G. L. S. 39) sagt, daß »rein analytisch (nicht 
deduktiv, nicht-metaphysisch) nachgewiesen werden 
muß, daß gerade die »Gesellschaft« eine solche Ganzheit ist« und 
daß die Gesellschaftslehre als rein zergliedernde Wissenschaft 
»keine philosophischen Voraussetzungen 
hat« (G. L. S. 178). Was aber die nunmehr behaupteten 
»apriorischen«, smetaphysischen« und »religiösen« Voraussetzungen 
anlangt, so ist 2. zu bemerken, daß die apriorischen Voraussetzun- 
gen der Erfahrung im Sinne Kants keine Instanz gegen den 
Empirismus abgeben können, weil sie nur in der Erfah- 
rung auffindbare generelle Merkmale dieser Erfahrung (hier: 
des subjektiv gemeinten Sinnes gesellschaftlicher Handlungen) 
darstellen, und daß 3. die »metaphysischen« und »religiösen« 
Voraussetzungen doch wohl keiner Wissenschaft von erfahr- 
baren Gegenständen, wie die Gesellschaft einer ist, zugehören, 
vielmehr nur einen außerwissenschaftlichen Komplex ethisch- 
politischer Postulate (reine Sittlichkeit«) darstellen. 4. Ist nicht 
die empiristische Gesellschaftslehre »relativistisch«, sondern ihr 
Gegenstand »relativ«, weil eben die »Gesellschaft« eine hinsicht- 
lich der individuellen Merkmale »wechselnde Erfahrung« 
darstellt. Die Uebertragung des Relativitätsmerkmals vom 
Gegenstande auf die Methode der empiristischen Gesell- 
schaftslehre hat wieder nur Sinn, wenn als Aufgabe der univer- 
salistischen Gesellschaftslehre die Ersinnung einer absoluten 
Sittlichkeit gedacht, also Soziologie und normative Ethik ver- 
wechselt wird. Es bleibt 5. unverständlich, wie eine »apriorisch- 
deduktive« Wissenschaft gleichzeitig eine »irrationale« Wissen- 
schaft sein kann. Gemeint ist offenbar, daß eine apriorisch- 
deduktive Gesellschaftslehre (Merkmal der Methode!) auch 
die irrationalen Momente der Gesellschaft (Merkmal des G e g e n- 
standes!) nicht außer acht lassen darf, was aber wieder kein 
Argument gegen den Empirismus abgibt, weil auch die irratio- 
nalen Momente der »Gesellschaft« irgendwie erfahrbar sein 
müssen. Schließlich bleibt es 6. unverständlich, wie die Antithese 
»irrational-rational« der Anthithese »innere-äußere Erfahrung« 
äquivalent sein kann. Die Antithese »rational-irrational« hat 
zweierlei Bedeutung. Sie kann zunächst meinen, daß es gewisse 
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Gegenstände oder Eigenschaften von Gegenständen gibt, welche 
von der Erkenntnis aufgezeigt, aber nicht begrifflich 
zergliedert und kausal erklärt werden können. Solche ir- 
rationalen Momente finden sich aber sowohl in der »inneren 
Erfahrung« (in den »psychischen Erscheinungen«), als auch in 
der »säußeren Erfahrung« (in den »physischen Erscheinungen.). 
Die Antithese kann sich ferner aber auch nur auf die »innere 
Erfahrung«, das Bewußtsein, beziehen, indem sie meint, daß die 
begriffliche Erkenntnis, das Urteilen, nur ein Moment neben 
anderen Bewußtseinsmomenten sei. Bewußtseinals Erkennt- 
nis des Gegenstandes kann aber immer nur ein begrifflich- 
urteilendes, also rationales Bewußtsein sein, welches sich aber 
auch den irrationalen Momenten des Bewußtseins als Gegenstand 
zuwenden kann. Irrationale Wissenschaft als Aequivalent innerer 
Erfahrung bedeutet daher wieder nur eine Verwechslung der 
Merkmale des Gegenstandes mit Merkmalen der Methode und 
heißt richtig: Rationale Wissenschaft von den irrationalen Mo- 
menten der inneren Erfahrung. 

Spann sagt weiter: »Ferner ist zu bedenken, daß wegen 
dieser innersten (idealen) Einheit alle Organisationen einer 
Gruppe zusammenhängen, einheitlicher Natur sind, d. h. aber 
als ideelle (ideal gleichberechtigte) Glieder des Staa- 
tes (der ideellen All-Organisation) betrachtet werden 
müssen. Und vom Standpunkt des wirklichen, empirischen 
Staates wieder, der nicht All-Organisation, sondern nur die höchste 
Organisation ist (als Souverän), heißt dies: alle nicht staatlichen 
Organisationen sind der Idee nach dennoch als seine Teilorgane 
anzusehen ....« (G. L. S. 159). Aber wessen Idee nach?! 
Spann meint hier offenbar nicht die »Idee« der Staatsbürger, 
der gesellschaftlich Handelnden, sondern die Idee des den Staat 
betrachtenden Universalismus, ein ethisch-politisches Postulat, 
welches einen fiktiven Begriff vom wirklichen Staate nach sich 
zieht. Die Antithese »ideell-empirisch« bedeutet in diesem Zu- 
sammenhange — wie bei allen Naturrechtlern — die Antithese 
von Sollen und Sein, bietet also keine Instanz gegen 
den Empirismus in der Wissenschaft. 

Spann sagt weiter: »Es ist ein folgenschwerer Irrtum 
aller empiristischen Schulen der Gesellschaftslehre, zu meinen, 
sie könnten die »Tatsachen« der gesellschaftlichen Erfahrung 
ebenso wie der Physiker die seinen, schlechthin als »Daten« 
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hinnehmen und zur Grundlage der Untersuchung machen. Dies 
ist nicht der Fall. Wir haben schon in der Einleitung gezeigt, daß 
der Gesellschaftsforscher nur innerlich mitverstehend seinen 
Gegenstand erfassen kann« (G. L. S. 286). Aber die gegenständ- 
lichen Tatsachen des Gesellschaftsforschers sind gesellschaftliche 
Handlungen nach ihrem subjektiv gemeinten Sinne. Dieser 
»Sinn« wird nun freilich nicht wie die Tatsachen der Physik 
ssinnlich«, sondern als geistige Tatsache »verstehend« 
erfaßt. Das »sinnliche« Erfassen und das »verstehende« Erfassen 
sind nur zwei verschiedene Wege, um zu dem Wissen um die 
Tatsachen zu gelangen, ihre Verschiedenheit gibt aber nicht die 
mindeste Handhabe gegen den Empirismus, da beide Arten von 
Tatsachen eben nur als erfahrbare Tatsachen für 
die Wissenschaft in Betracht kommen, nur als »schlechthin 
hingenommene« Tatsachen die Grundlage wissenschaftlicher 
sZergliederung« bilden können. 

Wenn wir diese und ähnliche Ausführungen Spanns 
überdenken, bleibt es also im Unklaren, mit welchen wissen- 
schaftlichen Waffen der Universalismus den Empirismus 
aus dem Felde schlagen will. Und so kann es nicht wunder- 
nehmen, daß Spann sich mit anderen Ausführungen 
dem Empirismus in die Arme wirft. »Nur Erfahrung lehrt uns 
die Ganzheiten kennen, die wir aber als durch Erfahrung er- 
schlossene erst noch zu analysieren haben....« (G. L. S. 46): 
So bleibt es denn bei dem »empiristischen Sumpfe« (G. L. S. 308), 
ergibt sich keine Ueberwindung des Empirismus und damit keine 
Verhinderung des »Rückfalls in die Barbarei« (G. L. S. 362), 
ja bliebe überhaupt Spanns Kampf gegen den Empirismus 
unverständlich, wenn wir nicht wüßten, daß ethisch-politische 
Postulate, welche im Gewande wissenschaftlicher Lehrsätze 
auftreten, immer den prüfenden Blick des Empirismus scheuen. 


IV. Universalismus gegen mechanische Kausalität. 


In engstem Zusammenhange mit Spanns Kampfe 
gegen den »Empirismus« steht sein Kampf gegen den Begriff der 
mechanischen Kausalität, der Ursächlichkeit überhaupt: »Derganze 
Standpunkt der »sozialen Kausalität« und, »psychischen Wechsel- 
beziehung«, auf dem die moderne naturalistische Soziologie, auf 
dem diese Soziologie der Aufklärung steht, ist ein Fundamental- 
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irrtume (G. L. S. 37). »Nur das eine sei schon hier hervorgehoben, 
daß die Ursächlichkeit, die dem Individualismus aus 
der Voraussetzung von Einzelnen (Atomen), die aufeinander 
wirken, selbstverständlich ist, dem Universalismus unan- 
nehmbar wird« (G. L. S. 179). »Das Verfahren keiner einzigen 
Gesellschaftswissenschaft wird durch kausaltheoretische Be- 
griffsbildung bestimmt« (G. L. S. 523). Es frägt sich nun zu- 
nächst, was Spann unter dem Begriffe der »Ursächlichkeit« 
oder, wie er auch sagt, des »Mechanismus« versteht und was er 
diesen Begriffen entgegenzusetzen hat. »Weil die Gesellschafts- 
wissenschaft ihren Gegenstand innerlich versteht.... weil sie 
also das Innere ihres Gegenstandes aufschließt, kann sie auch 
desjenigen toten Verfahrens der Naturwissenschaften entraten, 
das man die Ursächlichkeit oder rein mechanische Aufeinander- 
folge (sauf Erwärmung folgt Steigen der Quecksilbersäule«) 
nennt. . Was wir in seinem Kern erschließen, erscheint uns als 
sinnvolles Ganzes« (G. L. S. 8). »Das Recht der organischen Schule 
besteht in dem großen Grundgedanken des organischen (statt 
mechanischen) Zusammenhanges aller Teile der Gesellschaft, 
darin, daß das Ganze über den Teil geht, logisch vor dem 
Teile ist« (G. L. S. 14). »Innere Vergemeinschaftung der Empfin- 
dungen und äußerliche mechanische Verkettung (Gemeinsamkeit) 
der Handlungen sind daher streng auseinanderzuhalten« (G. L. 
S. 260). »Ganzheit«, organische Ganzheit ist die Natur ihres 
(der gesellschaftlichen Wissenschaften) Gegenstandes; damit 
ferner: sinnvolles Verhältnis der Glieder zu diesem Ganzen, nicht 
aber mechanisch-ursächliches Verhältnis, und das heißt, wie wir 
es nennen wollen: Gliedlichkeit gegen Ursäch- 
lichkeit!« (G. L. S. 523). »An die Stelle der Kategorie Ur- 
sache-Wirkung tritt bei genauerem Zusehen die Kategorie Ganz- 
heit-Glied, »Gliederung« des Ganzen in Teile (statt mechanischer 
Komplexe), »Gliedlichkeit« der Teile (statt ihrer Bewirktheit), 
»Entsprechung« (Korrelation) der Glieder untereinander und 
im ganzen (nach der Art, wie die Merkmale eines Begriffes, die 
Teile eines Kunstwerkes, die Organe Herz und Lunge, im Or- 
ganismus einander entsprechen) — das sind die Kategorien, die 
Denkformen, in denen sich die volkswirtschaftliche Erkenntnis 
abspielt. Ein »Warum« und »Weil« gibt es auch für uns: aber 
nur als sinnvolles Warum, als gliedliches Warum, nicht als me- 
chanisches Kausales!« (G. L. S. 531). 
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In diesem Gedanken Spanns treibt zunächst wieder 
seine uns schon bekannte Vermengung von Merkmalen der 
Methode mit Merkmalen des Gegenstandes ihr mehrfach ver- 
wirrendes Spiel. Wenn von einem »toten« Verfahren der Natur- 
wissenschaften, das man die »Ursächlichkeit oder die mechanische 
Aufeinanderfolge« nennt, gesprochen wird, so ist vorweg zu be- 
merken, daß niemand sinnvoll das Verfahren der Natur- 
wissenschaften »tot«, »Ursächlichkeit«, »mechanische Aufein- 
anderfolge« nennen kann, vielmehr der Gegenstand der 
anorganischen Naturwissenschaften ein »toter« ist, aus 
Dingen besteht, die in sursächlichem« und zwar smechanischem«, 
das heißt durch Wirkung bewußtseinsfreier »Kräfte« zustande 
gekommenem Zusammenhange stehen. Es handelt sich aber auch 
für die Gesellschaftslehre nicht darum, ob die »Ursächlichkeit« eine 
Kategorie, eine Denkform ist, in der sich ihre Erkenntnis ab- 
spielt, ob also »Ursächlichkeit« ein Merkmal ihrer Methode 
ist, sondern darum, ob die Gesellschaftslehre ihrem Gegen- 
stande, der Gesellschaft, Ursächlichkeit, zumessen, ob sie 
innerhalb dieses Gegenstandes wirkende Kräfte annehmen darf, 
eine Frage, die weil »Gesellschaft« zweifellos ein Teilreales der 
realen Welt ist, nicht verneint werden kann. Wenn Spann 
ferner sagt, daß es für die universalistische Gesellschaftslehre 
kein smechanisches Kausales«, sondern nur ein sinnvolles, glied- 
liches »Warum« gibt, so fließen neuerlich Merkmale der Methode 
und Merkmale des Gegenstandes ineinander über. Denn offenbar 
ist nicht das »Warum«, d. h. die von der Methode ge- 
stellte Frage nach der Ursächlichkeit ihres Gegenstandes »sinn- 
voll«, »gliedlich« (in jener Bedeutung, die der Universalismus 
meint), sondern die Antwort auf jene Frage lautet im Sinne 
des Universalismus: Daß innerhalb des Gegenstandes 
»Gesellschaft« nur »sinnvolle«, »gliedliche« Gründe vorhanden 
sind. Innerhalb der Gesellschaft findet sich ja kein »Warum« 
der auf sie gerichteten aktuellen Gesellschaftslehre, sondern 
finden sich nur »Gründe«, welche eine gegenständliche Antwort 
auf jene methodische Frage darstellen. Spann kennzeichnet 
die gesellschaftlichen Ursachen als »Gründe«, »Begriffs- 
gründe«, »Glieder in Ganzheiten« — eine offenbare Ver- 
mengung von gesellschaftswissenschaftlichem Erkenntnis- 
grunde mit gesellschaftlichem Seinsgrunde, woferne Spann 
nicht behaupten will, daß die in der Gesellschaft wirkenden 
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Motivationsgründe nur »begrifflicher«, nicht etwa auch »emotio- 
naler«e Natur sind, was wieder der geforderten »Irrationalität« 
des Universalismus widersprechen würde. Uebrigens ist auch 
die smechanische Kausalität«, d. h. das »Sich begrifflich auf 
mechanische Kausalität Beziehen« Begriffsgrund in den 
anorganischen Naturwissenschaften. 

Da diese Ausführungen Spanns keinerlei Auskunft geben, 
was seine Ablehnung der »Ursächlichkeit« bedeuten mag, müssen 
wir zu anderen Ausführungen unsere Zuflucht nehmen. Da 
finden wir zunächst, daß »Ursächlichkeit« und »mechanische 
Verknüpfung« entgegengestellt werden dem »organischen« Zu- 
sammenhange, dem »sinnvollen Ganzen«, der »inneren Ver- 
gemeinschaftung«. Die Behauptung eines organischen Zusammen- 
hanges ist nur eine Neuauflage der zur Genüge bekannten organo- 
logischen Staats- und Gesellschaftslehre. Die Aufstellung, daß 
sGesellschaft« ein organischer Zusammenhang sei, bedeutete 
ursprünglich nichts anderes, als daß »Gesellschaft« eben einen 
Zusammenhang, ein »System« sei, wobei diesem Systeme das 
System der Funktionen individueller Organismen unterschoben 
und damit »Gesellschaft« zu einer Domäne der Wissenschaft 
von den Organismen, der »Biologie«, gemacht wurde, womit man 
beim krassesten Naturalismus und bei »kausalen Behauptungen« 
anlangte. Da aber die Analogie »Gesellschaft« — »Organismus« 
niemals durchführbar war, weil, wie noch gezeigt werden wird, 
Gesellschaft ein Kollektivum, hingegen Organismus kein Kol- 
lektivum ist, wurde die organologische Staats- und Gesell- 
schaftsauffassung das Prototyp einer Lehre, welche ihre als 
sorganische Auffassung« postulierten Parteiprogramme der wirk- 
lichen Gesellschaft einlegte, wie an anderer Stelle ausführlich 
gezeigt wurde°),. Spanns organologische Gesellschaftslehre 
unterscheidet sich von den typischen organologischen Gesell- 
schaftslehren des XIX. Jahrhunderts nur dadurch, daß sie nicht 
eine nach dem Parteiprogramme der konstitutionellen Doktrin 
des Liberalismus, sondern eine nach einem entgegengesetzten 
Parteiprogramme entworfene Gesellschaft als Idealbild der Ge- 
sellschaft postuliert. 

Mit der Behauptung ferner, daß Gesellschaft ein »sinnvoller«, 
sinnerer« Zusammenhang sei, wird lediglich gesagt, daß der 





®) Vgl. mein »Staat und Recht. Prolegomena zu einer Thcorie der Rechts- 
erfahrung« (Wien, 1922), S. 243 ff. 
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Gegenstand der Gesellschaftslehre ein »geistiger« Gegenstand ist, 
ausschließlich (oder auch) »Psychisches« umfasse, also nicht das 
Wesen bewußtseinsfreier Gegenstände habe. Durchaus nicht 
ergibt sich aber aus dieser Behauptung, daB innerhalb der Ge- 
sellschaft keine Ursächlichkeit vorhanden sei. Denn wenn wir 
auch nicht wissen, wie »Physisches« auf »Psychisches« und 
»Psvchisches« auf »Psychisches« wirke, — das »Wie« ist uns 
übrigens auch bezüglich der Wirkung von »Physischem« auf 
»Physisches« unbekannt — so ist es doch klar, daß auch »Physi- 
sches« und »Psychisches«, sowie »Psychisches« und »Psychisches« 
als Reales in einem Wirkenszusammenhange 
stehen. Es ist aber auch ferner klar, daß »Sinn« und »Bedeu- 
tung« als Abstraktionsgebilde, d. h. als isolierend beleuchtete 
Momente realer psychischer Akte niemals s»wirkende 
Gründe«, »Ursachen« sein können, so daß es also »sinnvolle Gründe« 
nicht gibt, vielmehr mit dem Begriffe des Sinnes«,’ der »Be- 
deutung« das Gebiet der Wissenschaft von wirkendem 
Seiendem, das Gebiet des »Warum ?« überhaupt verlassen 
und das Gebiet der Wissenschaften von den Abstraktionsgebilden 
»Wesen« betreten ist. Aber die Möglichkeit einer Wissenschaft 
von isolierend beleuchteten Wesensmomenten eines Gegenstandes 
schließt in keiner Weise aus, daß dieser Gegenstand in Wirkens- 
zusammenhänge verflochten sei. 

Spann vertritt seine Behauptung, daß »Gesellschaft« 
keine »Ursächlichkeit« umschließe, in zweifacher Richtung: 
Er wendet sich gegen die »Umwelttheorie« (Einwirkung von 
»Physischem« auf »Psychisches«) und gegen die Theorie der 
»psychischen Wechselwirkung« (Einwirkung von »Psychischem« 
auf »Psychisches«). 

Gegen die Umwelttheorie führt Spann aus: »Nach dieser 
Lehre ist der Mensch eine eindeutige, abhängige Funktion der 
Umwelt. Lamarck, nach welchem die Bildung der Arten durch 
‚Anpassung‘ an die Einflüsse der Umwelt vor sich geht, vertritt 
diese Auffassung in der Biologie (der lange Hals der Giraffe ent- 
steht durch die Hochstämmigkeit der Bäume, deren Blätter 
ihre Nahrung bilden); Buckle, Taine, Gumplowitz, Karl Marx 
und andere vertreten sie mehr oder weniger streng in der Gesell- 
schaftslehre... Der Grundfehler der umweltlichen Auffassung 
liegt darin, daß sie einen falschen, durchaus naiven Begriff der 
Umwelt zugrunde legt, indem sie diese als toten Gegenstand faßt, 
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der auf uns ‚wirkt‘«. Die Umwelt ist aber grund- 
sätzlich schon unsere geistige Schöpfung. 
Es hängt in hohem Maße von uns ab, was und wie etwas unsere 
sUmwelt« wird. Wenn z. B. europäische Ingenieure nach Afrika 
kommen, dort Eisen und Kohle finden, die von den Negern bisher 
nicht ausgebeutet wurden, nun aber Berg- und Hüttenwerke 
schaffen, dann ist leicht ersichtlich, daß es die geistige Tat der 
Europäer war, was den Naturschätzen ihren arteigenen Umwelt- 
charakter gab!)« (G. L. S. 140, 141.) Es bleibe dahingestellt, 
ob die genannten Schriftsteller die Umwelttheorie gerade in dem 
von Spann behaupteten Sinne vertreten haben. Halten wir 
uns aber an Spanns Begriff der »Umwelt«, dann bleibt es 
unbegreiflich, warum es ein »falscher, durchaus naiver« Begriff 
sein soll, wenn die bewußtseinsfreie Umwelt als toter Gegenstand 
gefaBt wird, der auf uns wirkt. Denn Spann versucht weder 
noch könnte er mit Erfolg versuchen, zu widerlegen, daß die 
anorganische Umwelt ein bewußtseinsfreier, also in diesem 
Sinne »totere Gegenstand ist und mit den Menschen in ununter- 
brochenem Wirkenszusammenhange steht, also jedenfalls für 
die »Gesellschaft«e, wenn sie etwas mit »Menschen« zu tun hat, 
von der größten genetisch-kausalen Bedeutung: ist. Spann 
aber entzieht sich diesem selbstverständlichen Gedanken, indem 
er behauptet, daß die »Umwelt« unsere »geistige Schöpfung« sei. 
Diese Aufstellung fordert aber folgende Einwendungen heraus: 
I. Die Ursächlichkeit wird nicht ausgeschaltet, wenn statt einer 
Schöpfung des menschlichen Geistes durch die Umwelt eine 
Schöpfung der Umwelt durch den menschlichen Geist behauptet 
wird. Sicher ist, daß eine Wechselwirkung zwischen 
Mensch und Umwelt besteht, und daß diese Wechselwirkung 
eine, und zwar eine wichtige, kausale Bedingung für das »Daß« 
und »Wie« der Gesellschaft bildet, so daß jedenfalls eine kausal 
erklärende Gesellschaftslehre diese Wechselwirkung nicht ver- 
nachlässigen darf. 2. Die »Schöpfung« der »Umwelt« durch 
unseren Geist kann etwas Zweifaches meinen, nämlich a) die 
geistige Auffassung des Menschen von der Umwelt, in 
welchem Falle aber nicht die »Umwelt«, sondern unsere Ansicht 
von der Umwelt unsere geistige Schöpfung ist. In diesem Falle 
kommen für eine genetische Gesellschaftswissenschaft in Be- 
tracht. a. die Umwelt selbst als Bestandteil jenes Ursachen- 


komplexes, der zu unserer Ansicht von der Umwelt geführt hat, 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik 53. ı. 3 


34 Fritz Sander, 


$. die subjektiven Bedingungen der Entstehung unserer Ansicht 
von der Umwelt, y. unsere Ansicht von der Umwelt als etwaige 
Motivursache gesellschaftlicher Handlungen. Hingegen kommt 
in diesem Falle für eine deskriptiv-phänomeno- 
logische Gesellschaftslehre lediglich unsere Ansicht von der 
Umwelt als etwaiges Moment des subjektiv gemeinten Sinnes ge- 
sellschaftlicher Handlungen in Frage. »Schöpfung« der Umwelt 
durch unseren Geist kann aber ferner meinen b) die technische 
Veränderung der Umwelt durch Handlungen, welche wir auf 
Grund unserer Ansicht von der Umwelt und eines hinzutretenden 
Willensmomentes setzen. Dann ist gewiß nicht die als solche 
höchst wichtige, weil auch Art und Erfolg der technischen Hand- 
Jungen bestimmende ursprüngliche Umwelt, wohl aber 
die technisch veränderte Umwelt teilweise 
(hinsichtlich der bewirkten Veränderung) unsere Schöpfung, 
wenn auch nicht eine rein geistige, sondern eine durch 
physische Handlungen vermittelte Schöpfung. In diesem 
Falle kommen für eine genetische Gesellschaftslehre außer 
den Kausalgliedern a, a—y. ferner in Betracht ô. der Prozeß 
der technischen Veränderung hinsichtlich seiner geistigen, hand- 
lungsmäßigen und in der ursprünglichen Umwelt vorliegenden 
Bedingungen, ferner e. die etwaigen gesellschaftlichen Wirkungen 
dieser Komponenten des Veränderungsprozesses, ferner ı) der 
durch die geschehene Veränderung bewirkte Zustand 
der Umwelt, schließlich x) dessen etwaigen gesellschaftlichen 
Wirkungen. Für eine deskriptiv-phänomenologi- 
sche Gesellschaftslehre hingegen kommen in diesem Falle wieder 
nur geistige Akte, das »Sich auf den Veränderungsprozeß inten- 
tional Beziehen« oder das»Sich auf den veränderten Zustand der 
Umwelt intentional Beziehen« als etwaiges Moment des subjektiv 
gemeinten Sinnes gesellschaftlicher Handlungen in Betracht. 
Spanns Beispiel von »Eisen«, »Kohle«, »Negern« und »Euro- 
päern« beweist a) in keiner Weise, daß die.ursprüngliche Umwelt 
unsere Schöpfung sei, beweist b) nicht, daß Berg- und Hütten- 
werke samt dazugehörigem »Eisen« und »Kohle« völlig, 
sondern nur, daß sie teilweise unsere Schöpfung sind, be- 
weist c) nicht, daß die »arteigene« Schöpfung unsere »geistige« 
sondern lediglich, daß sie unsere psychisch-physische Schöpfung 
sei, beweist hingegen d), daß Spann die Ursächlichkeit nicht 
ausschalten kann. 
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Nicht erfolgreicher als Spanns Kampf gegen die Um- 
welttheorie ist sein Kampf gegen den Begriff der »psychischen 
Wechselwirkung«. »Wie soll aber gesellschaftliche Ursächlichkeit 
gedacht werden? Das kann nur geschehen als wechselweises 
Wirken der Elemente, also letztlich der Menschen aufeinander. 
»Wechselwirkung« ist die einzige Form, in der gesellschaftliche 
Ursächlichkeit wirklich werden kann! Ist ja Wechselwirkung 
überhaupt nur ein Sonderfall von Ursächlichkeit; in der Gesell- 
schaft aber, wo kein Element vollkommen leidend sich verhält, 
da jeder Mensch auf den anderen »zurückwirkt«, ist sie jedenfalls 
(ob als simultane oder nicht) die einzig reale Ursächlichkeitsform« 
(G. L. S. 34). »Der ganze Standpunkt der »sozialen Kausalität« 
und »psychischen Wechselbeziehung« auf dem die moderne 
naturalistische Soziologie, diese Soziologie der Aufklärung ruht 
ist ein Fundamentalirrtum« (G. L. S. 37). Da also Spann 
sowohl einen Wirkenszusammenhang zwischen Psychischem und 
Physischem (Mensch-Umwelt), als auch einen Wirkenszusammen- 
hang zwischen Psychischem und Psychischem (Mensch-Mensch) 
leugnet, bleibt es eigentlich rätselhaft, wie menschliche Gesell- 
schaft entstehen und bestehen kann. Spann kennzeichnet 
immer als den Grundbegriff des Individualismus jenen des 
vor der Gesellschaft fertigen, absoluten, in sich beruhenden 
Atom-Individuums. Besteht diese Charakteristik 
des Individualismus zu Recht, dann ist 
Spann schroffer Individualist, weilim Sinne 
seiner Aufstellungen gegen den Begriff der 
Ursächlichkeit jede Gesellschaftslehre an- 
nehmen müßte, daß der Mensch als eine aus 
jedem Wirkenszusammenhange mit Mensch 
und Umweltheraus gelöste, absolute, selbst- 
genügsame Monade dasteht. Aber Spann braucht 
diese Folgerungen aus seinem Kampfe gegen die Ursächlichkeit 
nicht zu ziehen, weil er einerseits selbst mit einem nur anders 
benanntem Begriffe der Ursächlichkeit arbeitet, andererseits 
den Begriff der empirischen Ursächlichkeit durch Begriffe von 
mystischen Ursachen ersetzt. »Wer den Individualismus über- 
winden und das wahre Wesen der Gesellschaft erkennen will, 
der muß den Begriff des absoluten Einzelnen in jeder, wenn auch 
noch so versteckten Form in sich vertilgen. Hiezu genügt die 
bloß logische Kritik nicht, eine innerlich aufleuchtende Erkennt- 
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nis, ein Erlebnis dessen, was der Mensch als ein dem anderen 
geistig Verbundener ist, ist nötig, um den Universalismus auf 
festem Boden zu begründen. Dieses Erlebnis ist niemandem 
fremd. Jeder Mensch hat in seinem Leben einen Wendepunkt 
geistigen Lebens überschritten, in dem er einen 
großen Schritt nach vorwärts getan hat. 
In solchen Stunden nimmt das geistige Leben des Menschen 
einen gewaltig schnelleren Lauf; was vorher 
nur Möglichkeit und Ahnung in ihm war, wird zur Wirk- 
lichkeit, die Blüten brechen plötzlich auf, und dem Men- 
schen ist, als hätte er vorher ohne Seele gelebt. Solche Stunden 
inneren Werdens offenbaren uns jene wahre Natur 
des Menschen, die wir, auf eine kurze Formel gebracht, be- 
zeichnen als: lumen de lumine, Licht vom Lichte, angezündet 
vom Geiste des Anderen und sich von ihm 
ernährend. Nicht ruhendes Sein ist das Wesen des mensch- 
lichen Geistes..... sondern ein stetes Werden durch 
einen unaufhörlichen Vorgang des Ange- 
facht-,‚des Erwecktwerdens durch den Geist 
des Andern. Erwecktwerden und Erwecken 
bildet das Wesen der geistigen Gemeinschaft, oder wie wir sie 
auch nennen wollen, der Gezweiung. Es gilt nun, jenen V or- 
gang an den vorbildlichen Grundverhältnissen des Lebens zu 
erklären und die Eigenschaften zu erforschen, die ihm als ge- 
sellschaftliche Grundtatsache anhaften..... 
Das wahre Wesen des Einzelnen und der Gesellschaft liegt ihm 
{dem Universalismus) in der geistigen Kräfteschöp- 
fung, die mit der geistigen Gegenseitigkeit der Menschen ge- 
geben ist« (G. L. S. 89). ». .. zeigt sich, wie das Geistige, das ein 
Mensch verkörpert, nicht selbstwüchsig von ihm erzeugt 
wurde, sondern wie die Bezugnahme auf den anderen Geist sowohl 
durch Erwecken wie Erwecktwerden das wesen- 
haft aufbauende (konstitutive) Element seines Daseins bleibte 
(G. L. S. 92). »In Wahrheit liegt das Wesentliche auch hier in der 
inneren Umbildung jener Kräfte aus Gegenseitigkeit« 
{G.L.S.94). »Alles geistige Werden isten Empfangen, 
ein Empfangen der Seele, worin jederzeit zugleich Aktivität 
ist als Aufnehmen des von Andern nur Vorgedachten so- 
wohl wie als eigenste, ursprünglichste Schöpfung« (G. L. 
S. 102). »Im Denken bewirkt die gegenseitige Erörterung: 
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schöpferische Anregung, d.h.sieruft hervor, 
weckt den Einfall, wirkt also bildend...« (G. L. S. 115). 
Aus diesen und zahlreichen ähnlichen Gedankengängen geht 
klar hervor, daß Spanns Methode eine rein »sgenetisch- 
kausale« ist, und er mit dem Begriffe der »Ursächlichkeit«, 
der »psychischen Wechselwirkung« im besonderen als einem 
Grundbegriffe arbeitet. Der Begriff des »Schöpferischen« ist 
nur ein anderer Name für »Ursächlichkeit«, wie schon Max 
Weber gegen Wundt gezeigt hat®). Aber Spann be- 
hauptet eben, daß diese »schöpferischen Kräfte« etwas durchaus 
anderes seien als empirische Wirkenszusammenhänge, als Ur- 
sächlichkeit. » Was zwischen den Herzen der Lie- 
benden schwebt, was wie die Sonne über uns allen 
leuchtet und uns Mutter und Lehrer, Kunst und Natur zugleich 
ist, jene geheimnisvolle Anziehung, das fügt dem 
Gliederbau der Seele neue Gestaltungen und Teile ein, es schafft, 
es gebiert damit einen ganz neuen Menschen und offenbart so 
wieder jene schöpferischen Kräfte, die überall walten, wo Geist 
mit Geist in Berührung tritt, wie tausend Dichter es immer wie- 
der erzählt und gesungen haben; .... es waltet über ihnen als 
Objektives, Drittes, Höheres; und so wird es 
den von ihm neu geschaffenen Empfindungen und Seelenkräf- 
ten gegenüber zum Ersten, Unableitbaren, zum 
Ganzen, welches logisch vor seinen Teilen ist« (G. L. S. 93). 
Lassen wir aber die tausend Dichter beiseite, welche doch wohl 
keine Kronzeugen für die Haltbarkeit wissenschaftlicher An- 
sichten sind, so ist zu bemerken, daß Spann mit diesen Ge- 
danken den Boden des Materialismus, der Ver- 
räumlichung geistiger Beziehungen betritt. Geistige (»in- 
tentionale«) Beziehungen sind niemals etwas Ortsbestimmtes, 
niemals eine »Anziehung«, geschweige denn etwas »zwischen« 
Menschen. Spann gerät hier wie überall, wo er die Bahn des 
Empirismus vermeidet, auf einen von mystischen Nebeln um- 
hüllten Weg, an dessen Ende der Grundbegriff der »Ganzheit« 
steht, dem sich unsere kritische Betrachtung später zuwenden 
wird. Wenn, wie vorgreifend bemerkt sei, Spanns Begriff 
der »Ganzheit« sich als Un-Begriff zeigen wird, so wird jener, 
dem es nicht bereits klar ist, rückblickend darüber Klarheit 


*) »Knies und das Irrationalitätsprobleme, jetzt »Gesammelte Aufsätze 
zur Wissenschaftslehre«, S. 50 ff. 
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gewinnen, daß Spann nur deshalb den empirischen Begriff 
der Wechselwirkung zu vermeiden versucht, um die ge- 
sellschaftlichen Beziehungen im Dunkel des Begriffes der »Ganz- 
heit« im Sinne seiner ethisch-politischen Postulate deuten zu 
können. 

Spann stellt schließlich dem Begriffe der »Ursächlichkeit« 
den Begriff der »Leistung« entgegen. »Die Begriffsbildung: Lei- 
stungsbegriff und genetischer Begriff. Wenn Gesellschaft im 
Bereiche des Handelns als System von gliedhaften Teilhand- 
lungen aufgebaut ist, so erscheinen die einzelnen Handlungen 
als Gegenstand der Wissenschaftenin zweifacher Weise betrachtbar. 
Einmal als selbständige Wesenheiten mit bestimmten physikali- 
schen, chemischen, biologischen Eigenschaften, z. B. die Hand- 
lungen des Bauern, Arbeiters, Unternehmers, werden nicht als 
leistende Glieder »der Bauernwirtschaft«e, »Fabrik«, »Unter- 
nehmung« untersucht, sondern als physiologische »Armbewe- 
gungen«, »Muskelkontraktionen«, »Innervationene, oder psycho- 
logisch als »Vorstellungsablauf«, »Gefühlsäußerung«, »Schmerze, 
»Lust«, oder: der Boden, die Maschine werden nicht als spezifische 
Leistungen im Wirtschaftszusammenhang betrachtet, auch der 
Bestandteil einer Maschine wird nicht als leistendes Glied in der 
Gesamtleistung untersucht, sondern als physikalische Wesenheit 
für sich untersucht, etwa das Messer einer Hobelmaschine als 
»Keil«, andere Bestandteile als »Hobel«, »Schraube« und ähnliche 
Inbegriffe mechanischer Kräfte, mechanischer Genesis! Die 
zweite Betrachtungsart ist folgende. Der Gegenstand erscheint 
als Glied des Ganzen, als ein Teil, der im ganzen etwas 
leistet, verrichtet: das Messer der Hobelmaschine erscheint 
jetzt nicht als »Keil« oder als ähnliches mechanisches 
Kräftespiel, sondern als das, was es leistet, nämlich 
als bestimmtes Schneidewerkzeug, als »Hobel«.... Im ersteren 
Falle, wo mechanische Wesenheiten: »Hobel«, »Schrauben« ins 
Auge gefaßt werden, geht sonach die Begriffsbildung auf die 
Bedingtheit oder Genesis der Einzelerscheinung, im letzteren 
Falle, wo wirksame Werkzeuge, bewirkende Wesenheiten ins 
Auge gefaßt werden, geht die Begriffsbildung auf die Leistung oder 
(teleologische) Funktion im ganzen. Man kann daher den ersteren 
Begriff den genetischen oder ursächlichenoder 
naturwissenschaftlichen Begriff, den letzteren den 
Begriff der Leistung oder gesellschaft- 
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lichen Begriff nennen, der kein ursächliches, kein natur- 
wissenschaftliches Gepräge hat« (G. L. S. 371). Aber was kann 
diese zweifache Betrachtungsweise bedeuten? Eine Maschine 
als sphysikalische Wesenheit« kann in doppelter Hinsicht Gegen- 
stand einer genetischen Untersuchung sein. Erstens nämlich, 
kann untersucht werden, wie, durch Anwendung welchen 
Materials, welcher Naturkräfte, welcher menschlichen Hand- 
lungen u. dgl. die »Maschine zustandegekommen ist, zweitens 
aber kann auch untersucht werden, wie, d. h. wieder durch 
Benützung welchen Materials, welcher Naturkräfte, durch Hinzu- 
tritt welcher menschlichen Handlungen die technischen Wirkun- 
gen der Maschine zustande kommen. Im ersteren Falle findet eine 
Untersuchung der Ursachen, im zweiten Falle eine Unter- 
suchung der Wirkungen der Maschine, in keinem der beiden 
Fälle also eigentlich eine Untersuchung der Maschine 
selbst statt. Die eigentliche Untersuchung der Maschine 
kann vielmehr nur eine rein deskriptive Untersuchung 
sein, eine Beschreibung dessen, was die Maschine ohne Rück- 
sicht auf ihre Ursachen und Wirkungen ist. Diese deskriptive 
Untersuchung ist aber auch Voraussetzung der beiden genetischen 
Untersuchungen, weil sie erst lehrt, von wessen Ursachen 
und Wirkungen die Rede sein soll. Viertens aber ist mög- 
lich eine teleologische Untersuchung hinsichtlich der »M a- 
schine« d. h. aber nichts anderes als eine Untersuchung 
jener zweckhaft wertenden Akte, durch welche sich Menschen 
auf die technischen Wirkungen der Maschine beziehen. In diesem 
Falle nennen wir die technische Wirkung der Maschine ihre »Lei- 
stungs, weil »Leistung« eben nichts anderes sagt, als daß eine 
Wirkung zweckbeziehend beurteilt wird. Unrichtig ist daher 
zunächst Spanns Aufstellung, daß die Untersuchung der 
Maschine als »physikalische Wesenheit« eine solche der mechani- 
schen Genesis ist, da vielmehr die eigentliche Untersuchung der 
Maschine eine rein deskriptive Aufgabe darstellt. Un- 
richtig ist zweitens Spanns Aufstellung, daß die physikalische 
Untersuchung keine »Leistungen« kenne. Denn die technischen 
Wirkungen der Maschine heißen s»Leistungen« wenn sie 
zweckbeziehend beurteilt werden. Unrichtig ist also drittens 
Spanns Aufstellung, daß der Begriff der »Leistung« ein 
gesellschaftswissenschaftlicher (er sagt: gesellschaftlicher) Be- 
griff sei, da ja unter Bezugnahme auf Gottes Weltplan auch die 
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Tötung von Menschen durch ein Erdbeben als »Leistung« des 
Erdbebens zu bezeichnen ist, da ferner die Biologie ohne jede 
Bezugnahme auf »Gesellschaft« körperliche Funktionen als »Lei- 
stungen« anspricht, weil sie auf unsere subjektive teleologische 
Betrachtung der Organismen bezogen werden. 

Wie steht es nun aber mit der »Leistung« der Maschine im 
»Ganzen« der Gesellschaft? Der gesellschaftswissenschaftlichen 
Betrachtung bleibt die »Maschine« samt ihren Ursachen und 
Wirkungen genau das gleiche, was sie für die physikalische Be- 
trachtungsweise war, sie kann von der Gesellschaftslehre in 
keiner anderen Weise als von der Physik »betrachtet« 
werden. Die Gesellschaftslehre betrachtet aber, wenn wir uns 
nicht von sprachlichen Aequivokationen täuschen lassen, einen 
Gegenstand, der etwas Anderes ist, als jene »Ma- 
schine« mit ihren physikalisch-technischen Ursachen und Wir- 
kungen. Sie betrachtet nämlich erstens als genetische 
Gesellschaftslehre, welche Bewußtseinsbeziehungen 
auf die Maschine samt ihren technischen Ursachen und Wir- 
kungen für gesellschaftliche Handlungen als Motive von 
Bedeutung sind, also einen Wirkenszusammenhang, der eine 
Fortsetzung des von der Physik festgestellten Wirkenszu- 
sammenhanges: Ursache-Maschine-Wirkung darstellt (also auch 
immer auf diesen für die Physik relevanten Wirkenszusammen- 
hang zurückführt). Zweitens aber untersucht die Gesellschafts- 
lehre als deskriptiv-phänomenologische Gesellschaftslehre 
lediglich das »Sich intentional auf die Maschine samt ihren 
Ursachen und Wirkungen Beziehen« als Moment des subjektiv 
gemeinten Sinnes gesellschaftlicher Handlungen. Sie hat es also ° 
überhaupt niemals mit der Maschine zu tun, die hier 
auch nicht als Ursache in Betracht kommt, sondern lediglich 
mit Bewußtseinsbeziehungen auf die Maschine, soweit sie gesell- 
schaftlichem »Sinne« angehören. Spanns Irrtum rührt daher,, 
daß er den realen Gegenstand der gesellschaftlichen 
Akte und die sich auf jenen realen Gegenstand beziehenden 
gesellschaftlichen Akte selbst mit dem gleichen 
Namen: »Maschine« belegt, also offenbar im Sinne der Kantianer 
an dem Gegenstande als »Inhalt«, yimmanentes Objekt«der psychi- 
schen Akte, als »Vorstellung« festhält, trotzdem diese Fiktion 
von Brentano, Marty, Rehmke u.a. als unhaltbar 
erwiesen wurde. Schließlich ist eine teleologische Be- 
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trachtung der »Wirkungen« der Maschine als »Leistungen« für. 
jede Gesellschaftslehre ausgeschlossen, weil niemand 
die technischen Wirkungen der Maschineals Motive gesell- 
schaftlichen Handelns »Leistungen« der Maschine nennt, 
welche Bezeichnung übrigens in keiner Weise aus dem Gebiete 
der »Ursächlichkeit« hinausführen würde. 

Spanns weiteres Beispiel von den »menschlichen Hand- 
lungen« als Gegenstand doppelter Betrachtungsweise veranlaßt 
im wesentlichen die gleichen Einwendungen, deren Ausführung 
daher wohl unterbleiben kann. Bemerkt sei lediglich, daß die 
»Handlung« sowohl für die naturwissenschaftliche als auch für 
die gesellschaftswissenschaftliche Untersuchung als ein von 
der Betrachtung Unveränderliches dasteht, daß das 
doppelte Erscheinen« lediglich bedeutet, daß die genetische 
Gesellschaftslehre andere Wirkungen der Handlungen im 
Blicke hat als die Naturwissenschaft, während es eine deskriptiv- 
phänomenologische Gesellschaftslehre überhaupt nicht mit »Hand-- 
lungen«, sondern mit Bewußtseinsbeziehungen auf Handlungen 
als Momenten des subjektiv gemeinten Sinnes gesellschaft- 
lich relevanter psychischer Akte zu tun hat. 

Spanns ganze Antithese: »genetisch-naturwissenschaft- 
licher Begriff der »Ursächlichkeit«e — teleologisch-gesellschafts- 
wissenschaftlicher Begriff der »Leistung« bricht also ins Nichts 
zusammen und seine steleologischen« Gesellschaftsbegriffe bieten 
lediglich das Gewand, in welchem er die Zwecke seiner ethisch- 
politischen Postulate in die »Gesellschaft« hineindeutet. 


V. Universalismus gegen Materialismus. 


Das treibende Motivin Spanns Kampfe gegen den Em- 
pirismus und Mechanismus ist seine Ablehnung des Materialis- 
mus, seine Behauptung, daß Gesellschaft ihrem Wesen nach 
etwas »Geistiges« sei. Spann sagt: »Gesellschaft ist eine 
geistige Welt, eine Welt, die allerdings einen bestimmten physi- 
schen, einen bestimmten rassenmäßig-organischen Stoff braucht, 
um sich darzustellen« (G. L. S. 15). Aus diesen und ähnlichen 
Sätzen Spanns: geht hervor, daß ihm als wissenschaftliche 
Tendenz des »Universalismus«eine Phänomenologie der 
Gesellschaft vorgeschwebt hat, also eine gesellschafts- 
wissenschaftliche Betrachtung, welche in hohem, wenn auch nicht 
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in vollkommenem Grade bereits von Max Weber verwirklicht 
wurde °). Machen wir uns in Kürze klar, was Aufgabe einer 
phänomenologischen Gesellschaftslehre ist. Sie unterscheidet 
sich zunächst von einer genetisch-kausalen Gesellschaftslehre, 
einer Wissenschaft, welche sich zur Aufgabe stellt, die E n t- 
stehung der Gesellschaft und der einzelnen ge- 
sellschaftlichen Akte zu erklären. Es ist nun klar 
— und dies dürfte Spann in seinen Ausführungen gegen den 
Begriff der »Ursächlichkeit« dunkel gemeint haben — daß eine 
genetisch-kausale Gesellschaftslehre strenge genommen den 
Namen »Gesellschaftslehre« oder doch den Namen sreine Ge- 
sellschaftslehre« nicht verdient, weil sie zu ihrem unmittel- 
baren Gegenstande gar nicht den Bestand und das Wesen 
der Gesellschaft, sondern die »Entstehung«, die »Ursachen« der 
Gesellschaft, also »Tatsachen« hat, die nicht-gesellschaftlicher 
Natur sind (natürliche Umwelt, rassenmäßige und sonstige An- 
lagen der Menschen, geschlechtliche Differenzierung, physische 
Ueberlegenheit gewisser Menschen und zahlreiche andere Tat- 
sachen). Selbst insoweit die genetische Gesellschaftslehre die 
Entstehung gesellschaftlicher aus gesellschaftlichen Tatsachen 
erklärt, ist sie nicht reine Gesellschaftslehre.. Denn alles »Ge- 
sellschaftliche« — wie immer man es definieren mag — bedeutet 
in der Abstraktion isolierend beleuchtete Momente realer psychi- 
scher Akte, Momente, die stets real mit nicht-gesellschaftlichen 
psychischen Momenten verbunden sind. Das »Gesellschaftliche« 
kann als .fiktiv isoliertes Abstraktionsgebilde niemals swir- 
ken«, so daß also zur kausalen Erklärung der Entstehung einer 
gesellschaftlichen »Tatsache«e immer auch nicht-gesellschaftliche 
Momente herangezogen werden müssen. Wenn trotzdem häufig 
— und auch in diesen Ausführungen — von »Ursachen« 
der Gesellschaft und von kausaler Erklärung der Gesellschaft 
gesprochen wird, so liegt das daran, daß mit »Gesellschaft« nicht 
bloß, ja fast nie die abstraktiv feststellbaren Momente »Gesell- 
schaft«, sondern jene realen psychischen Vollakte bezeichnet 
werden, in welchen die Abstraktion die gesellschaftlichen Mo- 
mente findet, als Wirkenseinheiten von gesellschaft- 
lichen und nicht-gesellschaftlichen Momenten. »Entstehung« der 
7) »Ueber einige Kategorien der verstehenden Soziologie« (1913), jetzt 


in den »Gesammelten Aufsätzen zur Wissenschaftslehre«, S. 403 ff., und »Wirt- 
schaft und Gesellschafte (1922). 
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Gesellschaft kann also lediglich heißen: Entstehung jener 
psychischen Akte, welche einen gesellschaftlichen »Sinn« haben, 
d. h. gesellschaftliche Momente neben nicht-gesellschaftlichen 
Momenten umschließen, nicht aber Entstehung der abstraktiv 
isolierbaren gesellschaftlichen Momente, welche ja gar nicht 
Wirkenseinheiten sind, also als solche weder entstehen noch 
vergehen, sondern lediglich als Momente von Wirkenseinheiten 
bestehen. Spann sagt auch offenbar in diesem Sinne, 
sdaß das System der Werte (d. h. wohl der abstrakten Wesens- 
momente) nicht wirken kann, daß die Teilganze der Gesellschaft, 
z. B. Recht und Staat nicht aufeinander wirken können« (G. L. 
S. 468). Aber Spann begründet, wie gezeigt wurde, diesen 
Ausschluß der »Ursächlichkeit« in unrichtiger Weise. Denn da er 
sich offenbar nicht des angedeuteten Doppelsinnes des Wortes 
sGesellschaft« bewußt ist, zieht er erstens aus dem Umstande, 
daß für eine Gesellschaftslehre, welche sich mit den abstrakten 
Momenten »Gesellschaft« beschäftigt, keine »Ursächlichkeit« 
gelten kann, die Folgerung, daß es für die »Gesellschaft« als In- 
begriff jener psychischen Akte, welche die gesellschaftlichen 
Momente umschließen, keine Ursächlichkeit gebe und bewegt 
sich zweitens selbst statt in einer deskriptiven Aufklärung der 
abstrakten Momente »Gesellschaft« in einer kausalen E r klärung 
jener psychischen Akte, welche die gesellschaftlichen Momente 
umschließen. Für eine genetische Gesellschaftslehre lassen sich 
aber »Ursächlichkeit« und »Materie« nicht ausschließen, erstere 
nicht, ‚weil eben psychische Vollakte Wirkenseinheiten sind, die 
Ursachen haben, letztere nicht, weil unter jenen Ursachen 
zweifellos auch die »Materie«, d. h. bewußtseinsfreie Gegenstände 
(natürliche Umwelt, menschlicher Körper usw.) eine erhebliche, 
wenn auch gewiß nicht die alleinige Rolle spielen. Der Ausschluß 
der »Ursächlichkeit« und der »Materie« ist aber nicht nur möglich, 
sondern notwendig in einer reinen Gesellschaftslehre, 
d.h. einer Lehre, welche es sich zur Aufgabe setzt, den eigentlichen 
Gegenstand »Gesellschaft«, d. h. gewisse abstrakte Momente 
psychischer Akte isolierend zu beleuchten, in ihrem Bestande 
zu beschreiben und derart dass Wesen der »Gesellschaft« 
vom Wesen anderer psychischer Momente abzugrenzen 8). Ja, 


3) Max Webers Definition der Soziologie als 1. einer Wissenschaft, 
swelche soziales Handeln deutend verstehen« und 2. dadurch sin seinem Ablauf 
und seinen Wirkungen ursächlich erklären wille, veranlaßt ihn häufig, gen e- 
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diese deskriptiv-phänomenologische Lehre von der Gesellschaft 
ist die Voraussetzung der genetisch-kausalen Lehre von der 
Gesellschaft, weil letztere die Ursachen der Gesellschaft (d. h. 
hier: jener psychischen Akte, welche die gesellschaftlichen 
Momente umschließen) nur dann aufzufinden vermag, wenn 
sie zunächst weiß, welche psychischen Momente »Gesell- 
schaft« sind. 

Mit der Formulierung des Problems einer rein deskrip- 
tiven Gesellschaftslehre betreten wir aber das weite Gebiet 
jener Probleme, welche durch die deskriptivePsycho-. 
logie Brentanos, die beschreibende und 
zergliedernde Psychologie Diltheys, die 
Grundwissenschaft und Wissenslehre Rehm- 
kes, die phänomenologische Wesenslehre 
Husserls und andere Untersuchungen aufgeworfen worden 
sind. Mit großer Klarheit hat Brentano in seiner »Psycho- 
logie vom empirischen Standpunkte« (1874) die Aufgaben einer. 
deskriptiven Psychologie umschrieben: »Mein Standpunkt in 
der Psychologie ist der empirische; die Erfahrung 
allein gilt mir als Lehrmeisterin....« (S. V). »Die Grundlage der 
Psychologie wie der Naturwissenschaft bilden Wahrnehmung 
und Erfahrung« (S. 35). »... die Tatsachen, welche der 
Physiologe, und diejenigen, welche der Psychologe betrachtet, 
stehen, bei aller Verschiedenheit des Charakters, doch in innig- 
ster Wechselbeziehung. Zu ein und derselben Gruppe finden 
wir physische und psychische Eigenschaften verbunden. Und 
nicht bloß werden physische Zustände von physischen, psy- 
chische von psychischen hervorgerufen, sondern auch physi- 
sche haben psychische und psychische physische zur Folge« 
(S. 7). »Es gibt unüberschreitbare Grenzen der Naturerklärung, 
und auf eine solche Grenze stößt man, wo es sich um den Ueber-- 
gang vom physischen Gebiet in das der psychischen Phänomene 
handelt.. Auch wenn der Physiker die Ursachen, welche in uns 
Empfindungen von Farben, Tönen, Gerüchen usf. erzeugen, 
sämtlich auf molekulare Schwingungen und auf Druck und Stoß 
tische und deskriptive Gesellschaftsiehre zu vermengen. Denn 
sursächliche Erklärung« der Gesellschaft muß auch immer nicht-gesellschaftliche 
Momente heranziehen, weil »die Beziehung auf das Verhalten anderer und die 
Orientierung an seinem Ablaufe« (gesellschaftliches Wesensmoment) immer mit 


anderen nicht-gesellschaftlichen Momenten zu psychischen Akten als 
Wirkenseinheiten verbunden ist.. 
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zurückgeführt hätte, blieben doch für die Empfindung der Farbe, 
ja jeder einzelnen Farbenspezies, und ebenso für die Empfin- 
dungen der Töne und Gerüche besondere letzte Gesetze anzu- 
nehmen, und jeder Versuch, die Zahl derselben noch zu verringern, 
wäre hoffnungslos und unvernünftig. Nicht also eine Ableitung 
psychischer Gesetze aus physischen ist es, was ich zu ihrer weiteren 
Erklärung für wünschenswert und nötig erachte...« (S. 59). 
»Wir erklären also... die Psychologie für die Wissenschaft von 
den psychischen Erscheinungen« (S. 24I). »Eine Aufgabe, der 
sich der Psychologe vor anderen zu unterziehen hat, ist die Fest- 
stellung der gemeinsamen Eigentümlichkeiten aller psychischen 
Phänomene« (S. 55) »Nehmen wir darum lieber an der Not- 
wendigkeit gegenseitiger Eingriffe zwischen Physiologie und 
Psychologie keinen Anstoß. Sie werden nicht größer sein als die, 
welche wir z. B. auch zwischen Physik und Chemie bemerken. Sie 
beweisen nichts gegen die Richtigkeit der vollzogenen Grenzbe- 
stimmung, sondern deuten nur an, daß, wie jede andere, auch 
noch so gute Einteilung der Wissenschaften, auch diese etwas 
Künstliches an sich hat «(S. 8). »Auch die Erscheinungen, 
welche uns die innere Erfahrung bietet, unterliegen Gesetzen« 
{S. 14). »Die obersten und allgemeinsten Gesetze der Sukzession 
psychischer Phänomene, mögen sie nun hier alle schlechthin 
oder nur für die Gesamtheit einer Grundklasse gelten, sind nach 
den allgemeinen Regeln der Induktion direkt festzustellen. Sie 
sind . . . nicht oberste und letzte Gesetze in dem Sinne, in welchem 
wir etwa das Gesetz der Gravitation und das der Trägheit als 
solche bezeichnen dürfen. Dafür sind die psychischen Phäno- 
mene, auf welche sie sich beziehen, zu sehr von einer Mannig- 
faltigkeit physiologischer Bedingungen abhängig, von welchen 
wir sehr unvollkommen Kenntnis haben. Sie sind streng ge- 
nommen empirische Gesetze, die zu ihrer Erklärung einer genauen 
Analyse der physiologischen Zustände, an welche sie sich knüpfen, 
bedürfen würden« (S. 59). »Die höchsten Generalisationen auf 
Grund ausschließlicher Betrachtung der Aufeinanderfolge psychi- 
scher Erscheinungen konnten nichts anderes als empirische Ge- 
setze sein, behaftet mit Mängeln und Unvollkommenheiten, wie 
sie auch sonst sekundären Gesetzen, für welche die Ab- 
leitung fehlt, eigen zu sein pflegen« (S. 82). Deskriptive Psycho- 
logie ist also im Sinne Brentanos eine empirische, mit 
Induktion arbeitende Wissenschaft, welche unter Abstraktion 
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von physiologischen Bedingungen die psychischen Erscheinungen 
untersucht, beruht also, wie Brentano sagt, auf einer 
»künstlichen«, »sekundären«, »derivativen« Einstellung. Ergibt 
sich schon aus der Abstraktion von den physiologischen Bedin- 
gungen, daß die deskriptive Psychologie es nicht mit Wirkens- 
einheiten zu tun hat, also keine kausale Wissenschaft ist, so tritt 
dieser Gesichtspunkt noch klarer in den Einzeluntersuchungen 
Brentanos hervor, welche sich gar nicht mit den Gesetzen 
der Sukzession und Koexistenz psychischer Phänomene, sondern 
mit der Feststellung ihrer gemeinsamen Merkmale und der aus- 
zeichnenden Merkmale ihrer einzelnen Gattungen beschäftigen. 

Ausgehend von Brentanos bahnbrechenden Unter- 
suchungen hat bekanntlich Husserl seine phänomenologische 
Wesenslehre entworfen. Bekannt ist auch der noch anhaltende 
Streit um die Frage, ob Husserls phänomenologische Eide- 
tik Psychologie und ob sie eine empirische Wissenschaft sei, was 
beides von Husserl und seinen Anhängern verneint wird. 
Es kann hier auf diese Fragen, obwohl sie für die Probleme einer 
deskriptiven Gesellschaftslehre von erheblicher Bedeutung sind, 
nicht näher eingegangen werden. Es sei nur bemerkt, daß diese 
Fragen offenbar inhohem Maße terminologische Fragen 
sind. Husserl bezeichnet als Gegenstand empirischer Wissen- 
schaften »Tatsachen«, d. h. ein »hier und jetzt« Vorfindliches 
und setzt ihnen die Wesenslehre vom Bewußtsein entgegen, 
welche es mit dem Wesen von (psychischen) Tatsachen, d. h. in 
der Beleuchtung der Abstraktion fiktiv isolierten Momenten 
psychischer Akte zu tun hat. Diese »Wesen« seien »ideal«, weil 
»zeitlos«. Nun hat aber schon Marty darauf aufmerksam 
gemacht, daß abstrakte Momente nicht »zeitlos«, sondern »zu 
jeder Zeit« sind, weil sie eben Momente jener psychischen Akte 
darstellen, denen sie generell zukommen. Da ferner jene Wesen 
lediglich Wesen erfahrbarer psychischer Tatsachen sind und selbst 
etwas unabhängig von uns Gegebenes, wenn auch unselb- 
ständig Gegebenes darstellen, ist zweifellos auch Husserls 
Eidetik des Bewußtseins eine empirische Wissenschaft von 
psychischen Momenten, also in diesem Sinne empirische 
Psychologie. Auch wird durch Husserls Wesensschau 
die empirische Methode der »Induktion« nicht vermieden, weil 
sie selbst nur eine besondere Art der Induktion, die mathematische 
Methode der »vollständigen Induktion«, des Schlusses von n auf 
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n + I auf das Gebiet der deskriptiven Bewußtseinsforschung 
zu übertragen versucht, ein Versuch, der wegen der hohen 
Komplikation der psychischen Phänomene nicht vollkommen 
gelingen kann, weshalb auch die Ergebnisse der Wesensschau 
der stetigen Verifikation an der inneren Erfahrung be- 
dürfen. 

Mit diesen nur flüchtig angedeuteten Einwendungen wird 
aber keine grundsätzliche Einwendung gegen die eidetische 
Phänomenologie erhoben, welche vielmehr eine höchst fruchtbare 
methodische Handhabe bietet, die verschiedenen Klassen von 
Bewußtseinshaltungen in ihrem unterscheidendem Wesen zu 
durchleuchten und vor allem auch die Möglichkeit gibt, das unter- 
scheidende Wesen der gesellschaftlichen Akte zu 
charakterisieren. Eine phänomenologische Wesenslehre von der 
Gesellschaft hat nun gemäß der Beschaffenheit ihres Gegenstandes 
die folgenden Aufgaben zu erfüllen: ı. hat sie festzustellen, 
welche generellen Momente allen und nur den ge- 
sellschaftlichen Akten zukommen. Diese Momente können als 
reines generelles Wesen der Gesellschaft, 
die Lehre von diesen Momenten kann als reine genera- 
lisierende Wesenslehre von der Gesellschaft 
bezeichnet werden. Beispiel: »Soziales Handeln soll ein solches 
Handeln heißen, welches seinem von dem oder den Handelnden 
gemeinten Sinne nach auf das Verhalten anderer bezogen 
wird und daran in seinem Ablauf orientiert ist.« 

Eine phänomenologische Wesenslehre von der Gesellschaft 
hat 2. festzustellen, welche generellen Momente allen 
gesellschaftlichen, aber nicht blo B gesellschaftlichen Akten 
zukommen.. Diese Momente können als generelles Wesen 
der Gesellschaft, die Lehre von diesen Momenten kann 
als geeneralisierende Wesenslehre von der Ge- 
sellschaft bezeichnet werden. Beispiel: Handeln in 
Orientierung an transzendenten Objekten. Dieses Handeln ist 
als Orientierung am Verhalten anderer Menschen Mo- 
ment der gesellschaftlichen Akte, als Orientierung am Verhalten 
z. B. toter Naturobjekte Moment anderer Akte, kommt also 
allen gesellschaftlichen Akten, aber nicht bloß ihnen zu. 

Eine phänomenologische Wesenslehre von der Gesellschaft 
hat 3. festzustellen, welche individuellen Momente ge- 
wissen Gesellschaften und nur Gesellschaften zukommen. 


) 


48 l Fritz Sander, 


Diese Momente können als reines individuelles Wesen 
der Gesellschaft, die Lehre von ihnen kann als reine 
individualisierende Wesenslehre der Ge- 
sellschaft bezeichnet werden. Beispiel: soziales Handeln in 
Orientierung an einer affektuell garantierten legitimen Ordnung. 

Eine phänomenologische Wesenslehre von der Gesellschaft 
hat schließlich 4. festzustellen, welche individuellen 
Momente gewissen gesellschaftlichen Akten, aber nicht 
bloß gesellschaftlichen Akten zukommen. Diese Momente 
können als individuelles Wesen der Gesell- 
schaft und die Lehre von diesen Momenten kann als in di- 
vidualisierende Wesenslehre von der Ge- 
sellschaft bezeichnet werden. Beispiel: Handeln in affek- 
tuell motivierter Orientierung an transzendenten Objekten. 
Dieses Handeln ist als Orientierung an einer »Ordnung« Moment 
gesellschaftlicher, als Orientierung an toten Naturobjekten 
Moment anderer Akte, ist also individuelles Wesensmoment 
gewisser gesellschaftlicher, aber nicht bloß gesellschaftlicher Akte. 

Wenn wir nunmehr zu Spanns Gesellschaftslehre zurück- 
kehren, so ist vorweg zu bemerken, daß es offenbar seine mangelnde 
Fühlungnahme mit dem von ihm verdammten philosophischen 
Geiste der Gegenwart ist, welche ihn trotz seiner an sich richtigen 
Aufstellung, »Geistiges« sei die Substanz der Gesellschaft, von 
dem Wege und Ziele einer deskriptiv-eidetischen Phänomenologie 
der Gesellschaft weitab geführt hat. Spann sucht zunächst 
eine Grenzlinie zwischen Gesellschaftslehre und Psychologie zu 
ziehen. »Macht man mit der Wechselwirkung als einer »psychi- 
schen« ernst... . so könnte das nur zur Zergliederung seelischer 
Erscheinungen, niemals aber zur Gesellschaft führen. Wie kann 
z. B. die schönste Einteilung der Antriebe (»Motivationen«) des 
Handelns, wie kann das tiefste Verständnis, zum Beispiel der 
Seelenvorgänge »Sympathie«, »Suggestion« zur Erscheinung »Ge- 
selligkeit« (die doch klassenmäßig davon verschieden sind) führen ? 
wie die Zergliederung des »Ressentiments« zu »Krieg«, »Armee« 
(Organisation!), »Bündnis«?, wie soll man weiterhin gar fort- 
schreiten zu Erscheinungsformen wie »Staat«, »Wirtschaft«, 
»Recht«, die sichtlich in einer eigenen Welt liegen? Das könne 
es niemals! Denn die seelenkundliche Zergliederung.... bleibt 
notwendig im Bereich des Seelischen und kann diesen Hexen- 
kreis nie durchbrechen. »Sympathie« mag ein »soziales« Gefühl 
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sein, aber als Gefühl, als »seelische Erscheinung« gesehen, ist sie 
nur ein Seelisches. Von »Seele« zu »Gesellschaft« kann man 
niemals kommen, weil beide Erscheinungen gleichsam auf einer 
anderen Ebeneliegen..... Nie wird man darüber hinwegkommen: 
einmal daß der Assoziationsvorgang (an sich) etwas ganz anderes 
darstellt als der gesellschaftliche Vorgang, an dem (bei dessen 
Gelegenheit) er realisiert wird (zum Beispiel die »Assoziationen« 
während der »Geselligkeit in einem Salon«); sodann, daß ebenso 
der sseelische Austausch« zwischen Menschen seelisch und ge- 
sellschaftlich etwas anderes ist. Jener »Austausch« z. B., der in 
»Geselligkeit«e, »Bündnis«, »Familie«, »Krieg« stattfindet, ist 
seelisch gesehen »Sympathie« oder »Haß«, gesellschaftlich gesehen 
dagegen »Familie« oder »Krieg« — schließt also seelisch wie ge- 
sellschaftlich eine ganz andere Realität in sich!« (G. L. S. 28). 
In Betrachtung dieser Gedankengänge Spanns sei zunächst 
an die früher berührte Frage erinnert, ob die phänomenologische 
Wesenslehre Psychologie sei. Uns bedeutet »Psychologie« die 
Lehre von den psychischen Erscheinungen und zwar sowohl 
jene von den vollen psychischen Wirkenseinheiten als auch 
jene von den in der Abstraktion isolierend beleuchteten Wesens- 
momenten jener Akte. Die Entgegensetzung von Psychologie 
und Wesenslehre bringt lediglich zum Ausdruck, daß die erstere 
Lehre es mit den selbständigen psychischen Vollakten, die letztere 
Lehre hingegen mit unselbständigen psychischen »Momenten«, 
»Divisiven« psychischer Akte zu tun hat. Aber diese Entgegen- 
setzung zieht andererseits die Gefahr nach sich, daß als Gegen- 
stand der Wesenslehre etwas »Ideales«, »Objektives« angesetzt 
wird, das weder Psychisches noch Physisches ist, sondern dem 
gerne berufenen »Dritten Reiche«, dem Reiche der »Werte« 
angehört, welches nun, da es in das Jenseits der Erfahrung ver- 
legt wird, mit allerlei phantastischen Gebilden bevölkert er- 
scheint. Die Beispiele Spanns, welche die Ablehnung der 
Psychologie rechtfertigen sollen, beweisen rein gar nichts. Daß 
aus der Zergliederung gerade der Seelenvorgänge »Sympathie«, 
sSuggestion« allein zur Erscheinung »Gesellschaft« vorgeschritten 
werden kann, dürfte wohl niemand behauptet haben, wohl aber 
ist mit Recht zu behaupten, daß »Geselligkeit«, »Krieg«, »Armee«, 
Staate, »Recht«, »Wirtschaft« ihrem Wesen nach In- 
begriffe von unselbständigen Momenten psychischer Akte sind, 
die eben lediglich durch Zergliederung jener psychischen Akte 
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festgestellt werden können. Spann wird wohl von der Doppel- 
deutigkeit der Worte »Krieg«, »Geselligkeit« usw. getäuscht, 
da sie einerseits bloße Sinnzusammenhänge, andererseits, und 
zwar meistens, jene Sinnzusammenhänge samt den sie zum Aus- 
druck bringenden Handlungen bezeichnen. Diese »Hand- 
lungen« sind allerdings nicht Gegenstand der deskriptiven 
Psychologie, sondern nur das Material, aus dem ihr Gegen- 
stand erschlossen wird. In seinen Ausführungen gegen die Psycho- 
logie spricht Spann bald von deskriptiver Psychologie (»seelen- 
kundliche Zergliederung«, bald von genetischer Psychologie 
(»Assoziationslehre« G. L. S. 518). Seine Einwürfe können aber 
sinnvoll nur gegen die genetische Psychologie gerichtet sein, die 
allerdings für eine deskriptive Gesellschaftslehre von keiner Be- 
deutung ist, während unerschüttert bleibt die Ansicht, daß de- 
skriptive Gesellschaftslehre nur ein Teil der deskriptiven Psycho- 
logie ist. 

Nach Spanns Meinung aber hat es die Gesellschaftslehre 
im Gegensatze zur Psychologie mit dem »objektiven Geiste« zu 
tun. Mit diesem Begriffe schließt sich Spann ausdrücklich 
der Staatslehre der Romantik, an Fichte, Schelling, Hegel und 
Baader an, die »eine nicht-kausale Lehre des objektiven Geistes 
schufen« (G. L. S. 37). Was ist nun der »objektive Geist«? 
Spann gibt zu: »Eine Grundtatsache der Gemeinschaft ist: 
die Ichheit, Ichform aller geistigen Vorgänge in ihr« (G. L. S. 116). 
Statt nun aber aus dieser Aufstellung die schlichte Folgerung 
abzuleiten, daß es also einen »objektiven«, nicht in »Ichform« 
stehenden Geist nicht gibt, sucht Spann das Bestehen eines 
objektiven Geistes (der »Ganzheiten«) durch unfaßbar verschwom- 
mene Gedankengänge zu beweisen. »Alle Geistigkeit der Men- 
schen wird erst aneinander offenbar... Der menschliche Geist 
hat nicht Einzelheit, sondern Gemeinschaft zur Daseinsform« 
(G. L. S. 103). »Daß der Einzelne nur als (ichförmige) Anlage 
zu denken ist, die in der Gemeinschaft erst ihre Weckung und 
Entwicklung findet, hat die grundlegend wichtige Folge: daß 
nur jene Anlagen, die aufbauende Elemente des geistig-morali- 
schen Gesamtdaseins (der Gesellschaft) sind, zur vollen Entwick- 
lung kommen« (G. L. S. 117). Während also Spann auf S. 116 
klar von »Ichheit«, »Ichform« aller geistigen Vorgänge in der 
Gesellschaft spricht, deutet er bereits auf S. 117 die »Ichform« 
in eine bloße »ichförmige Anlage« um, die »aufbauendes Element« 
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des »geistig-moralischen Gesamtdaseins der Gesellschaft« ist, 
so daß die »ichförmige Anlage« (subjektiver Geist) sich 
irgendwie — süberindividueller Vorgang«! — zu einem objek- 
tiven Geiste entwickeln kann. In Wirklichkeit ist das »geistig- 
moralische Gesamtdasein«, ist die »umfassende geistige Umwelt« 
nichts anderes als ein unpassender Ausdruck für ein Kollektivum, 
eine Mannigfaltigkeit von intentional aufeinander bezogenen, 
in »Ichform« stehenden psychischen Akten, ist sobjektiver Geist« 
ein unpassender Ausdruck für gewisse (»rechtliche«, »religiöse« 
usw.) Wesensmomente, welche eine deskriptive Psychologie in den 
psychischen Akten jener Aktenmannigfaltigkeit isolierend be- 
leuchten kann. Die Antithese »objektiver-subjektiver Geist«, 
welche in den Geisteswissenschaften bereits unendliche Ver- 
wirrung gestiftet hat, bedeutet nicht, daß es neben einem sub- 
jektiven, d. h. in Ichform stehendem Geiste noch einen objek- 
tiven, d.h. in Gesellschaftsform stehenden Geist (»Ganzheit«) gibt, 
sondern lediglich, daB innerhalb der »Gesellschaft« ge- 
nannten Aktmannigfaltigkeit dem Sinne eines subjektiven 
Geistes (psychischen Aktes) der Sinn anderer subjektiver 
Geister (psychischer Akte) als ein den einzelnen subjektiven 
Geist, nicht aber alle subjektiven Geister transzendierender 
Gegenstand gegenübertreten kann. 

Spann jedoch ergibt sich völlig dem Mystizismus des 
Begriffes eines vom subjektiven Geistes losgelösten »objektiven 
Geistes«.. »Freundschaft — von der persönlichen Liebe der 
Freunde zueinander sehen wir hier sogar ab, wir betrachten die 
Freundschaft hier nur als den Inbegriff des objektiven, geistigen 
Geschehens, das sich in ihr verwirklicht — Freundschaft ist 
hier nichts anderes denn geistige Gegenseitigkeit in der Be- 
deutung als wesenhafte Lebensfrage des einzelnen Geistes .... 
Noch klarer wird der ganze Sachverhalt, wenn wir gleichsam 
den Beweis aus dem Gegenteile führen und die Folgen einer Auf- 
lösung der Freundschaft betrachten .... Wieder wollen wir von 
den persönlichen Gefühlen der Trauer und der nun gleichsam 
entgründeten Liebe absehen und nur das Objektiv-Geistige, 
das in dieser Freundschaft lag, ins Auge fassen« (G. L. S. gı). 
»In der Familie ist es das Verhältnis der Eltern zu den Kindern, 
welches das Geistige der Menschen bestimmt. Es wäre ganz 
verfehlt, sich die Familie, sofern sie ein geistiges Ganzes (ein 
geistiger Verband) ist, so vorzustellen, als ob jeweils schon 
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bestimmte (also in diesem Sinne fertige, festgelegte) geistige 
Individualitäten die Familie bildeten: der Vater, die Mutter, 
das Kind. Davon ist keine Rede. Sondern die geistigen Verhält- 
nisse, welche in der Ganzheit »Familie« beschlossen sind, die 
bilden und schaffen erst den Geist ihrer Mitglieder. Sie geben 
dem Vater die Väterlichkeit, das Geistige seiner Führer- und 
Herrscherstellung, den Kindern das Geistige ihrer vertrauenden 
gehorsamen Stellung; diese Ganzheit gibt dann allen jenen Liebe, 
die in ihr als konstitutive Forderung liegt« (G. L. S. 95). »Die 
Freundschaft war uns eben eine Gemeinschaft (Gezweiung), 
ein Ganzes aus geistigen Gliedern, nicht aber eine Psychologie 
des Freundschaftsgefühls. Wir betrachteten lediglich den 
gesellschaftlichen AufbauprozeßB von Geistigkeit, der in der 
Freundschaft liegt, d. h. den Gliederungs- und Aufbauvorgang 
von objektivem Geist. »Objektiv« soll dabei nichts Mystisches 
in sich haben (man kann ja einen Geist allerdings nicht objektiv 
greifen wie einen Stein), es heißt ganz einfach: das jeweilige 
Geistige, z. B. das Begreifen des Gehaltes der Beethovenschen 
Symphonien, liegt nicht subjektiv in einem oder anderen Mit- 
glied der Gemeinschaft, sondern wurzelt in vielen zugleich, ist 
»Sein im Anderen«, ist ein Ueberindividuelles, und eben damit 
ein Objektives« (G. L. S. 109). Ganz abgesehen davon, daß 
Spanns Gedanken sich stetig in genetisch-kausalen Behaup- 
tungen — »objektives geistiges Geschehen«, »gesellschaftlicher 
Aufbauprozeß von Geistigkeit«, »Gliederungs- und Aufbauvorgang 
von Geistigkeit« — bewegen, ist es klar, daß — was später noch 
eingehend gezeigt werden wird — Spanns Behauptungen 
nur einer Unklarheit über das Wesen der »Kollektiva« ent- 
springen. Es gibt kein »Objektiv-Geistiges« »Freundschaft«, 
welches etwas anderes wäre als subjektive psychische Akte, 
sondern der »objektive Geist der Freundschaft« bedeutet ent- 
weder ı. für den außenstehenden Betrachter eine Mannigfaltig- 
keit intentional aufeinander bezogener »Ichgefühle« zweier 
Menschen oder 2. für das aktuelle Freundschaftsgefühl eines 
der Freunde die eigenen vergangenen und zukünftigen 
Freundschaftsgefühle nebst den vergangenen, gegenwärtigen 
und zukünftigen Freundschaftsgefühlen ds Anderen. Das 
objektive geistige Geschehen, der gesellschaftliche Aufbauprozeß 
von Geistigkeit sind niemals ein »überindividueller Vorgang«, 
sondern bedeuten eine Mannigfaltigkeit individueller psychischer 


Othmar Spanns »Ueberwindung« d. individual. Gesellschaftsauffassung. 53 


Vorgänge, die intentional aufeinander bezogen und durch gewisse 
gemeinsame Wesensmerkmale (»Freundschaftsgefühle«) charak- 
terisiert sind. 

Spann versucht immer wieder, seine Gesellschaftslehre 
in die Bahn einer phänomenologischen Wesenslehre von der Ge- 
sellschaft zu lenken. (Vgl. G. L. S. 306, 324, 336, 429 u. a. O.) 
Er weiß jedoch die Aufgabe einer Wesenslehre von der Gesell- 
schaft in keiner Weise zu lösen. Er verfällt nicht nur stetig in 
genetisch-kausale Behauptungen, sondern hat auch keinen klaren 
Begriff vom Gegenstande einer Wesenslehre von der Gesell- 
schaft. Er gibt eine ganze Reihe von Merkmalen des »Geistes«: 
sAlle geistigen Inhalte bilden ein Ganzes, auch indem sie 
die gegensätzlichsten Teile enthalten... .« (G. L. S. 243). »Wissen- 
schaft hat als Verkörperung des Logischen eine eigenge- 
setzliche Bedingtheit und eine eigene Ent- 
wicklung.... In seinem’ eigenen logischen Wertgesetze 
ist das Denken vondem wechselnden Inhalte der 
Erfahrung befreit. Gleichviel, wie man dies im einzelnen 
weiter bestimmt... die Grundlage für jede Beurteilung der 
Wissenschaft als einer Erscheinung, die in der Gesellschaft auf- 
tritt, muß immer diese Erkenntnis ihrer normativen, 
apriorischen Wesenheit bilden« (G. L. S. 288). 
»Mit Kantens Begriffsbestimmung ist der feste Boden von Ei- 
gengesetzlichkeit (Apriorität, Normativem) 
des Schönen gewonnen. Das Schöne ist damit, wie die Wahrheit, 
als Wert erkannt...« (G. L. S. 308). »Auf der Grundlage 
des normativ-eigengesetzlichen, ebenso wie des 
metaphysischen Charakters erscheint gesellschaftswissen- 
schaftlich das ästhetische Verhalten als geistige Gemein- 
schaft...«(G.L.S.30y). »Die Allgemeingültigkeit 
und Notwendigkeit des Grunderlebnisses bedingt den 
apriorischen, den vorempirischen Charakter 
der Religion...« (G. L. S. 335). »Das Religiöse in unserem 
Bewußtsein ist ein eigenes Apriori, ist vorempiri- 
schen Ursprunges, istein Normierendes, ist 
ordo ordinans, wie jedes Apriori, aber als metaphysisches das 
zentrale« (G. L. S. 337). »Wenn man aber... das verknüpfende 
und das schauende (intuitive) Denken unterscheidet, dann ergibt 
sich, daß auch im Denken das Geschaute . . . der Hauptbestandteil 
und zugleich jener ist, der indie metaphysische Wurzel 
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alles Geistigen hinabreicht« (G. L. S. 355). »Die vor- 
empirische oder eigengesetzliche Wesenheit 
von Wissenschaft, Kunst, Religion und Philosophie: dieses 
innere Beherrschtsein von einer unumstöß- 
lichen, arteigenen Norm, nennenwir den eigen- 
gesetzlichen, normativen, vorempirischen 
oder apriorischen Charakter der geistigen 
Gebilde, die mit Rücksicht auf ihre Gegenständlichkeit 
gesellschaftliche »Objektivationssysteme« heißen. Es ergibt sich: 
apriorische Objektivationssysteme können 
vonäußeren Verhältnissen nicht konstitutiv 
bestimmt werden« (G. L. S. 356). »Die Anarchie der 
Werte... findet an dem idealen, normativen 
Charakter der Kulturinhalte ihre Berichtigung« 
(G. L. S. 356). »Alle gesellschaftlichen Ordnungen sind no r- 
mative Ordnungen« (G. L. S. 465). Betrachten wir nun 
die einzelnen von Spann angeführten Merkmale des »Geistes«: 
I. » Alle geistigen Inhalte sind ein Ganzes« 
Der Begriff der »Ganzheit« wird im folgenden noch zu unter- 
suchen sein. Hier sei nur bemerkt, daß »Ganzheit« als Kollek- 
tivum kein Kriterium psychischer Erscheinungen abzugeben 
vermag, weil es auch physische Ganzheiten gibt. 2. Allen 
geistigen Inhalten kommt Apriorität, aprio- 
rische Wesenheit zu.« Das »Apriori« der Wissenschaft, 
Kunst, Religion usw. kann aber nur reine, d. h. unterscheidende 
Wesensmomente der einzelnen Bewußtseinshaltungen bedeuten, 
Momente, die im Hinblick, in Reflexion auf Erfahrung, 
d. h. wissenschaftliche, künstlerische, religiöse u. a. Akte ge- 
funden werden und immer real mit anderen Momenten verflochten 
sind. 3. »Die geistigen Inhalte haben einen 
idealen Charakterc«. Das heißt lediglich, daß die Wesens- 
momente wissenschaftlicher, künstlerischer, religiöser und anderer 
Akte bloß in der isolierenden Beleuchtung der Abstraktion 
Gegenstand selbständiger Betrachtung werden, während sie 
in Wirklichkeit unselbständige Gegenstände, d. h. in reale 
psychische Wirkenseinheiten verflochtene Momente bilden. Die 
»Idealität« dieser Momente bedeutet aber nicht, daß sie nicht 
zuder einen realen Welt gehören und daß sie außerhalb der Erfah- 
rung gefunden werden können.« 4. »Die geistigen Inhalte 
haben vorempirischen Charakter.« Aber die 
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Wesensmomente unterscheiden sich von den vollen psychischen 
Akten, welchen sie angehören, nicht als »Vorempirisches« von 
»Empirischeme, sondern als Unselbständig-Reales 
von Selbständig-Realem. An jedem Selbständig- 
Realem, an jeder Wirkenseinheit kann Verschiedenes Unselb- 
ständig-Reales, welches der Wirkenseinheit als »Moment«, als 
»Divisive« angehört, isolierend beleuchtet und zum Gegenstande 
selbständiger Betrachtung gemacht werden. 5. »Die gei- 
stigen Inhalte sind vorempirischen Ur- 
sprunges, werden von äußerenVerhältnissen 
nicht konstitutiv bestimmt, haben eine 
eigengesetzliche Bedingtheit, eine eigene 
Entwicklung, eine metaphysische Wurzek. 
Da aber die »geistigen Inhalte« als Unselbständig-Reales niemals 
Wirkenseinheiten sind, vielmehr nur Wirkenseinheiten ange- 
hören, ist es klar, daß sie weder einen »vorempirischen«, noch 
einen »empirischen« Ursprung, sondern keinen Ursprung, 
weder eine empirische noch eine metaphysische Wurzel, sondern 
keine Wurzel, weder eine eigengesetzliche noch eine fremd- 
gesetzliche Bedingtheit und Entwicklung, sondern keine Be- 
dingtheit und Entwicklung haben. Denn nur Selbständig-Reales, 
nur Wirkenseinheiten erleiden Veränderungen, haben 
Ursachen und Wirkungen, nur Wirkenseinheiten können Gegen- 
stand genetisch-kausaler Urteile sein, nicht aber isolierend be- 
leuchtete Wesensmomente jener Wirkenseinheiten, welchen We- 
sensmomenten lediglich ein für sich nicht faßbares »Mit-Werden« 
mit jenen Wirkenseinheiten zukommt, und welche daher nur in 
ihrem Bestande Gegenstand deskriptiver Urteile sein 
können. Versteht man z. B. unter »Wissenschaft« die vollen 
erkennenden psychischen Akte, dann kann die »Wissenschaft« 
hinsichtlich ihrer »Ursachen« und »Wirkungen« untersucht werden, 
wobei aber der kausale Regressus unmöglich bei den geistig- 
eigengesetzlichen Bedingungen Halt machen kann. Versteht 
man hingegen unter Wissenschaft das »Gewußte« als »Geurteiltes«, 
d. h. die isolierend beleuchteten Wesensmomente der wissenschaft- 
lichen psychischen Akte, so ist jeder Gedanke an »Entwicklung«, 
» Wurzel«, »Bedingung« sinnlos. »Die Reihe der Primzahlen 
ist unendlich« bedeutet ein deskriptiv aufzeigbares Wesens- 
moment gewisser »wahrer«, d. h. wissenschaftlicher Akte, einen 
Bestand, der sich nicht entwickelt, weil niemals verändert, 
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während eine Veränderung wohl den betreffenden, urteilenden 
Akten hinsichtlich ihrer nicht-wissenschaftlichen Momente zu- 
kommen kann. 6. » Den Kulturinhalten kommt 
AllgemeingültigkeitundNotwendigkeitzu.« 
Diese Aufstellung ist aber lediglich eine Tautologie. Denn wenn 
im Hinblick auf gewisse Kulturinhalte erkannt ist, daß sie durch 
generelle Wesensmomente charakterisiert sind, so ist damit auch 
schon erkannt, daß sie »allgemeingültig« und »notwendig« sind. 
Ist z. B. erkannt, daß das generelle Wesensmoment gesellschaft- 
licher Akte die Beziehung auf das Verhalten anderer Menschen ist, 
so ist gleichzeitig erkannt, daß Erscheinungen, welche dieses 
Moment nicht enthalten, nicht »Gesellschaft« sind. Die »All- 
gemeingültigkeit« und »Notwendigkeit« haben also einen rein 
deskriptiv-empirischen Charakter. Nicht aber für Spann, 
welcher behauptet: 7.»Die geistigen Inhaltehaben 
einen normativen Charakter.« Diese Behauptung 
kann meinen, daß a) gewisse psychische Akte das Moment des 
Willens umschließen, es mögen andere Menschen diesen Akten 
als Ganzen oder hinsichtlich gewisser wesentlicher Momente 
nachleben. Diese »Normativität« ist allerdings gewiß kein 
Wesensmoment wissenschaftlicher und künstlerischer Akte, viel- 
mehr ein Moment, welches mit den wissenschaftlichen und künst- 
lerischen Momenten in psychischen Akten verbunden sein kann. 
Der psychische Urteilsakt, welcher das Geurteilte »die Reihe der 
Primzahlen ist unendlich« umschließt, mag auch dieses Moment 
der Normativität umschließen, aber zu seinem wissenschaftlichen 
Wesen gehört das Moment der Normativität in keiner Weise: 
die Reihe der Primzahlen ist unendlich, mag gleichzeitig ge- 
wollt werden oder nicht, daß auch andere ein solches Urteil fällen. 
Die Behauptung der Normativität geistiger Inhalte kann ferner 
meinen, b) daß Menschen den Willen haben, gewissen psychischen 
Akten nachzuleben. Diese Normativität ist, da sie ein außerhalb 
jener psychischen Akte liegendes Moment darstellt, für das 
Wesen dieser Akte bedeutungslos. Die Behauptung der Norma- 
tivität der geistigen Inhalte kann ferner meinen, c) daß alle 
gesellschaftlichen Akte das Moment des Willens zum 
Nachleben durch andere, also das Wesensmoment der Normativi- 
tät umschließen, eine Aufstellung, die rein deskriptiv-empirisch 
geprüft werden muß. Die Behauptung der Normativität der 
geistigen Inhalte kann aber schließlich d) einen dogmatischen 
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Sinn haben, nämlich meinen, daß die geistigen Inhalte normierend 
sein sollen. Dies ist nun jener Sinn, den — wie noch zu 
zeigen sein wird — Spann mit dem Begriffe der »Normativität« 
der Kulturinhalte verbindet. Nach seiner Meinung soll den 
Kulturinhalten Wissenschaft, Kunst, Religion u. a. und zwar 
diesen Kulturinhalten in einer bestimmten, von Spann postu- 
lierten Gestaltung nachgelebt werden. Das heißt also: die Nor- 
mativität der gesellschaftlichen Ordnungen 
bedeutet für Spann die Normativität der Gesell- 
schaftslehre. Bevor jedoch der ethisch-politische Kern 
des Universalismus enthüllt wird, muß sich die kritische Unter- 
suchung mit dem gegenständlichen Grundbegriffe des Univer- 
salismus, dem Begriffe der »Ganzheit« beschäftigen, weil erst diese 
Untersuchung klar machen kann, welches Wesen die universa- 
listische Methode ihrem Gegenstande, der Gesellschaft, zumißt. 


VI. Universalismus und Begriff der Ganzbheit. 


Im Mittelpunkte der gegenständlichen Behauptungen der 
universalistischen Gesellschaftslehre steht der Begriff der »Ganz- 
heit« (des echten Kollektivums«). Eine kritische Untersuchung 
dieses Begriffes setzt aber unumgänglich eine wenn auch nur 
flüchtige Betrachtung neuerer logischer Untersuchungen über 
den Begriff des Kollektivums voraus. 

Zunächst seien die kurzen, aber außerordentlich klaren Be- 
merkungen Brentanos über das Wesen der Kollektiva 
betrachtet. Im vierten Kapitel seiner »Psychologie vom empiri- 
schen Standpunkte« (»Von der Einheit des Bewußtseins«) teilt 
Brentano die Gesamtheit der Gegenstände des Bewußtseins 
in Dinge, Divisive, Kollektive und Privationenein (S.211). Ueber 
die Kollektiva sagt er: »Es ist unmöglich, daß etwas zugleich 
ein wirkliches Ding und eine Vielheit wirklicher Dinge sei. 
Das hat schon Aristoteles ausgesprochen, und seit seiner Zeit 
ist es wiederholt und mit Recht geltend gemacht worden. Wir 
können allerdings eine Vielheit von Dingen zusammenfassen, 
und ihre Summe mit einem Namen bezeichnen, wie wenn wir 
sagen »Herde« oder »Pflanzenreich«. Aber deshalb sind die zu- 
sammengefaßten vielen Dinge nicht ein Ding; das was der 
Namen bezeichnet, ist kein Ding, sondern ein Kollektiv. 
Ein solches Kollektiv ist auch eine Stadt, ja jedes einzelne Haus 
einer Stadt und jedes Zimmer in dem Hause und der Boden eines 
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jeden Zimmers, der aus vielen Dielen zusammengefügt ist. Und 
vielleicht ist auch die Diele nur ein Kollektiv, das aus vielen 
Dingen gebildet ist, mögen nun diese Dinge Punkte oder unsicht- 
bare Atome, oder mögen sie größere Einheiten sein; — denn dies 
zu untersuchen ist hier nicht unsere Sache und nur das ist sicher, 
daß es ohne irgendwelche sachlichen Einheiten auch keine Viel- 
heiten, ohne Dinge keine Kollektive geben würde. Aber wenn 
es klar und von vornherein einleuchtend ist, daß ein Ding nie 
eine Vielheit von Dingen sein kann, so ist damit nicht gesagt, 
daß nicht irgendwelche Vielheit an ihm unterschieden werden 
könne. Einheit und Einfachheit — das hat wiederum schon 
Aristoteles mit Nachdruck geltend gemacht — sind Begriffe, 
die nicht miteinander verwechselt werden dürfen. Wenn ein 
wirkliches Ding nicht eine Mehrheit von wirklichen Dingen, so 
kann es doch eine Mehrheit von Teilen enthalten, und in jenen 
beziehungsweise wenig verwickelten Seelenzuständen, von welchen 
wir im vorigen Kapitel handelten, liegt uns ein Beispiel dafür 
deutlich vor. Das, wozu das primäre und das mehrfache se- 
kundäre Bewußtsein gemeinsam gehörten, war ein Ding, aber 
selbstverständlich kein völlig einfaches Ding. Natürlich können 
wir ebenso, wie wir eine Mehrheit von Dingen zusammenfassend 
mit einem Namen belegen, auch von den Teilen eines Dinges jeden 
wie etwas für sich betrachten und benennen. Aber wie dort das 
Benannte kein Ding, sondern ein bloßes Kollektiv war, so wird 
auch hier das Benannte kein Ding sein, und wir können es, in 
Ermanglung eines gemeinüblichen, unzweideutigen Namens 
(da der Name »Teil« auch wirklichen Dingen in bezug auf Kol- 
lektive zukommt), als ein Divisiv bezeichnen« (S. 205). 
Für die Theorie der Kollektiva ist von größter Bedeutung der 
Satz: »Es ist unmöglich, daß etwas zugleich ein wirkliches 
Ding und eine Vielheit wirklicher Dinge sei.« Denn mit diesem 
Satze ist eine viel verbreitete, auch Spanns Sätzen über die 
Ganzheit zugrunde liegende Theorie ausgeschlossen, 
welche behauptet, daß Kollektive gegenüber ihren Gliedern be- 
sondere Gegenstände, und zwar »ideale Gegenstände«?) oder 
»Gegenstände höherer Ordnung«!°) abgeben. Ein Kollektiv 


») Z. B. A. Marty, »Untersuchungen zur Grundlegung der allgemeinen 
Grammatik und Sprachphilosophie« I, 1908, S. 320, 331 ff., 510. Er lehnt aller- 
dings jede kollektive Hypostase scharf ab. 

10) Z. B.B. Erdmann, »Logik«e 3. Auflage, 1923, S. 154 ff. 
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von Dingen ist kein wie immer geartetes neues Ding, sondern 
bedeutet nur viele einzelne Dinge, welche als alle 
die vielen einzelnen Dinge mit einem Blicke er- 
faßt und mit einem Namen belegt werden. Weiter ist von großer 
Bedeutung die scharfe Unterscheidung von »Teil eines Kollektivs« 
und »Divisive. »Teil eines Kollektivs« ist ein einzelnes selbstän- 
diges Ding, eine Wirkenseinheit, »Divisiv« hingegen ist ein un- 
selbständiges »Moment« eines »Seelenzustandes«, der nur ein 
Seelenzustand in »Ichform« sein kann, ein Moment, das niemals 
real von den anderen Momenten getrennt, sondern lediglich in 
der Abstraktion isolierend beleuchtet werden kann. Psychi- 
sche Akte verschiedener Individuen, die 
ıntentionalaufeinanderbezogensind,stel- 
len also niemals unselbständige »Divisive« 
eines »Dritten, höheren, überindividuellem 
Dinges dar, gehören niemals zu einem Dinge, 
sondern sind als verschiedene Dinge Teile 
eines Kollektivs. 

Ausgehend von den grundlegenden Untersuchungen B ren- 
tanos hat Meinong die Unterscheidung zwischen »psychi- 
schen Komplexionen« als »Ganzheiten« und »Kollektiven« voll- 
zogen. Meinong sagt: »Unter einer psychischen Komplexion 
verstehe ich nichts weiter als eine psychische Tatsache, an welcher 
die Unterscheidung noch Angriffspunkte findet, ohne auf etwas 
außer dieser Tatsache Gelegenes Bezug nehmen zu müssen. 
Was sich an der Komplexion durch Unterscheidung auseinander- 
halten läßt, sind Bestandstücke der Komplexion.... Nun wird 
aber eine Komplexion keineswegs in der Weise durch ihre Be- 
standstücke ausgemacht, daß man einfach sagen könnte, die 
Bestandstücke in ihrer Gesamtheit sind die Komplexion. 
Vielmehr können gleiche Bestandstücke zu ganz verschiedenen 
Komplexionen zusammentreten. Die Vorstellungen: blaues Vier- 
eck, Verschiedenheit von blau und viereckig u. dgl. zeigen die 
Bestandstücke Blau und Viereckig jedesmal kompliziert, aber 
jedesmal anders. Dieser Unterschied mag.... als Unterschied 
in betreff der Komplexions form bezeichnet werden«t). 
Hingegen sagt Meinong über die Kollektiva: »Dabei ver- 
langt der Ausdruck »objektives Kollektiv«, der zunächst nur 
terminologischer Verlegenheit entspricht, eine kurze Erklärung. 


11) Gesammelte Abhandlungens I, S. 206, auch sonst an vielen Stellen. 
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Es existieren, wie jedermann weiß, in der Wirklichkeit gar vielerlei 
Komplexionen, d. h. Ganze, die aus Teilen bestehen, bei denen 
die Art und Weise, wie sich aus diesen Teilen das Ganze zusammen- 
setzt, mit ein charakteristisches Stück der Beschaffenheit dieses 
Ganzen ausmacht. Es kommt aber auch nicht selten vor, daß 
man die Dinge (genauer: die Vorstellungen von den Dingen) 
erst miteinander verknüpft, ohne daß dieser in die Wirklichkeit 
gleichsam erst hineingetragenen Verknüpfung in dieser Wirk- 
lichkeit selbst etwas entspricht. Gleichwohl kann solchen künst- 
lich gebildeten Komplexionen etwas Wirkliches als Anlaß, als 
Anregung zum Verknüpfen zugrunde liegen, so daß der Tatsache 
dieses Verknüpftseins gelegentlich die Bedeutung eignen kann, 
die Wirklichkeit in irgendeiner, wenn auch indirekten Weise zu 
charakterisieren. Nun gibt es aber wenigstens eine Art solcher 
Verknüpfung, die, wenn man sie auch zumeist nur aus guten 
in der Beschaffenheit der zu verknüpfenden Dinge gelegenen 
Gründen vornehmen wird, doch an diese Gründe nicht gebunden 
ist, in diesem Sinne auch ganz willkürlich stattfinden kann. 
Dies ist die Verknüpfung einer Mehrheit vorgestellter Objekte 
zu einem Kollektiv, sprachlich ausgedrückt in der Konjunktion 
»und«, die eben darum so nichtssagend ist, weil sie sich überall 
anbringen läßt. Kann man daher von mehreren wirklichen 
Objekten weiter nichts zusammen aussagen, als daß sie ein 
Kollektiv, eben eine Mehrheit ausmachen, so impliziert dies, daß 
die ganze Verbindung in sie nur durch das vorstellende Subjekt 
hineingetragen ist, d. h. daß sie objektiv miteinander nichts zu 
schaffen haben. Diesen sozusagen objektiven Aspekt des Kol- 
lektivs soll die obige Bezeichnung sobjektives Kollektiv« treffen; 
was nichts weiter als ein objektives Kollektiv, d. i. das objektive 
Korrelat bloß eines Kollektivs ist, das hat für sich allein nicht 
den geringsten Anspruch in irgendeinem objektiven Sinne für 
eine Komplexion zu gelten« 12). Es steht hier nicht zur Frage, 
ob Meinong mit seinen Gedanken, daß die psychische 
Komplexion gegenüber ihren Bestandstücken einen »fundierten« 
Inhalt gegenüber »fundierenden« Inhalten, ein »Superius« gegen- 
über »Inferiora«, einen Gegenstand höherer Ordnung, nämlich die 
Relation zwischen den Bestandstücken (»Komplexionsform«), 
welche übrig bleibe, wenn man die Bestandstücke wegnimmt, 
darstelle und ob nicht Brentanos Gedanken den Sachver- 








18) »Gesammelte Abhandlungen« I, S. 319. 
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halt richtiger wiedergeben. Maßgebend bleibt für uns hier ledig- 
lich, daß auch Meinong eine scharfe Grenzlinie zwischen 
»Kollektiv« und »psychischer Komplexion« vollzieht, also auch 
in seinem Sinne nicht daran zu denken ist, daß viele psychische 
Akte verschiedener Individuen eine von der »Ichform« befreite 
psychische Komplexion, einen Seelenzustand eines »objektiven 
Geistes«, eines »überindividuellen« einheitlichen Bewußtseins 
bilden. Die Verwechslung von »psychischer Komplexion« und 
»Kollektivs bildet die erste Wurzel jener verhängnisvollen 
Ansicht, nach welcher das Kollektiv ein »Drittes«, »Höheres«, 
»Anderes« gegenüber seinen Gliedern ist. 

Sowohl Brentano als auch Meinong betonen, daß 
»Kollektiva« dadurch entstehen, daß wir verschiedene Objekte 
szusammenfassen«, s»verknüpfen« und Meinong betont ins- 
besondere, daß diese Zusammenfassung ganz willkürlich erfolgen 
könne, wenn sie auch häufig »aus guten in der Beschaffenheit 
der zu verknüpfenden Dinge gelegenen Gründen« vorgenommen 
wird. Es muß aber bemerkt werden, daß die kollektive Zu- 
sammenfassung von Objekten niemals eine ganz wilklürliche 
ist, weil eben alle Dinge der seienden Welt in einem Wirkens- 
zusammenhange stehen und an sich das Kollektivum »Welt« 
bilden. Die »Willkür« in der Zusammenfassung von Objekten 
zu Kollektiven ergibt sich lediglich, wenn wir dass Zweck- 
motiv der jeweiligen kollektiven Zusammenfassung mit den 
üblichen Zweckmotiven kollektiver Zusammenfassungen 
vergleichen, so daß dann beispielsweise die kollektive Zusammen- 
fassung von »Amerika«, »Tisch in meinem Zimmer« und »Sirius« 
willkürlich erscheinen mag, obwohl diese drei Dinge wegen ihrer 
Verflechtung in den Wirkenszusammenhang des Weltalls an 
sich zusammengehören. Ueblich freilich sind nur etwa die 
folgenden Zusammenfassungen von I. Dingen, die benachbarte 
oder doch nahe Glieder einer Wirkensreihe oder 2. räumlich 
oder 3. zeitlich benachbart oder 4. durch gewisse gemeinsame 
Merkmale gekennzeichnet sind oder 5. den gleichen Zwecken 
dienen oder 6. den noch näher zu betrachtenden geistigen Kol- 
lektiven angehören, kurz von Objekten, welche uns die kollek- 
tive Zusammenfassung gleichsam »aufzwängen«. 

Die Willkür bei der Zusammenfassung von Objekten zu 
Kollektiven ist jedenfalls kein deskriptives Moment der 
Kollektiva, sondern bezieht sich auf die Genesis 
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unserer Begriffe von den Kollektiven. Denn selbst- 
verständlich ist es nur eine Fiktion der figürlichen inneren Sprach- 
form, wenn gesagt wird, daß wir durch »Zusammenfassung« 
und »Verknüpfung« von Objekten Kollektiva bilden. Die »Zu- 
sammenfassung« und »Verknüpfung« sind ja keine Tätigkeiten 
an den Objekten, die »zusammengefaßten«, »verknüpften« Objekte 
bleiben durch diese unsere Bewußtseinsakte in jeder Beziehung 
unverändert und es kommt nichts Neues zu ihnen hinzu. Es ent- 
stehen vielmehr nur neue Begriffe, nämlich Begriffe, 
welche sich auf dieses Kollektivum, d. h. auf alle die ein- 
zelnen vielen Dinge beziehen. Die hier berührte Verwechs- 
lung von »Kollektivbegriff« und »Kollektiv« (als Gegenstand des 
Kollektivbegriffes) ist die zweite Wurzel jener Ansicht, 
welche das Kollektivum seinen Gliedern als etwas Anderes 
gegenüberstellt. Man bildet nämlich den Begriff von elnem 
Kollektiv (z. B. »Wald«) und stellt dann diesen Begriff vom 
Kollektiv, welchen man für das Kollektiv selbst nimmt, den 
Gliedern des Kollektivs gegenüber. 

Die Lehre von den Kollektivis als »idealen«, »höheren« Gegen- 
ständen hat aber noch eine dritte, sehr kräftige Wurzel, 
nämlich die Verwechslung sowohl der Kollektivbegriffe als auch 
der Kollektive selbst mit Gattungsbegriffen; da diese dritte Ver- 
wechslung auch in der Gesellschafts- und Staatslehre eine ver- 
hängnisvolle Rolle spielt, soll sie hier mit der gebotenen Kürze 
dargelegt werden. Es sagt z. B. Drobisch in seiner »Logik« 
(4. Aufl. 1875): »Vergleichbare Objekte werden zwar mittels 
ihrer eigentümlichen Merkmale unterschieden und damit ge- 
sondert, zugleich aber durch ihre gemeinsamen miteinander v er- 
bunden. Sie lassen sich daher in eine begriffliche 
Einheit zusammenfassen, welche ihr Gattungsbegriff 
oder schlechthin ihre Gattung (Genus) heißt. Diese ist 
nämlich derjenige neue Begriff, den das Denken aus den Be- 
griffen der verglichenen Objekte bildet, indem es in jedem der- 
selben die ihm eigentümlichen Merkmale von den allen gemein- 
samen ablöst und somit den Begriff eines Objekts übrig behält, 
das keine anderen Merkmale als die jenen Objekten gemeinsamen 
hat, und dessen Begriff also in dem Begriffe jedes derselben 
enthalten ist. Sofern nunmehr die Begriffe der verglichenen 
Objekte sich darstellen als die Verbindungen ihrer gemeinsamen 
Gattung mit den jedem derselben eigentümlichen Merkmalen, 
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heißen sie Arten (species) ihrer Gattung und diese sie 
voneinander unterscheidenden Merkmale Artunterschiede 
(differentiae specificae). ... Die Denkoperation, welche von den 
verglichenen Objekten die ihnen eigentümlichen Merkmale ab- 
sondert und dadurch ihren Gattungsbegriff bildet, heißt A b- 
straktion, und diejenige, welche diese Merkmale zum 
Gattungsbegriff wieder hinzufügt und dadurch die Objekte als 
Arten ihrer gemeinsamen Gattung darstellt, Determina- 
tions (S. ıg, 21). In diesen — typischen — Ausführungen be- 
hauptet zwar Drobisch grundsätzlich, daß »Gattung« und 
»Arte Begriffe von Objekten, nicht diese Objekte selbst sind, hält 
aber diese richtige Auffassung nicht fest, indem er sagt, daß die 
Objekte »gesondert« und »verbunden« werden. Das hängt mit 
Drobisch’ unrichtigem Begriffe der Abstraktion zusammen, 
welcher auf einer Verwechslung eines Ausdrucksmomentes, einer 
Fiktion der figürlichen inneren Sprachform mit Bedeutungs- 
momenten beruht. Denn das abstraktive Denken ist keine 
physische verändernde Tätigkeit an seinen Gegenständen, vermag 
keine Merkmale von einem Objekte »abzusondern«. 

Inhalt des Gattungsbegriffes sind nicht die gleichartigen 
Objekte und deren Merkmale — die realen Menschen und ihre 
Merkmale können nicht in den Inhalt des Gattungsbegriffes 
»Mensch«hinüberwandern — sondern Inhalt des Gattungsbegriffes 
ist ein »Meinen«, ein »Sich generell-gattungsmäßig auf Begriffe 
von Gattungs- und Artmerkmalen beziehen. Umfang des 
Gattungsbegriffes und also seine Gegenstände sind nicht die 
Objekte, auf deren Merkmale es ankommt, sondern Arten, 
d.h. wieder Begriffe. Inhalt der Artbegriffe ist das »Sich 
generell-artmäßig auf Begriffe von Gattungs-, Art- und Indivi- 
dualmerkmalen beziehen«.. U m f a n g der Artbegriffe und damit 
ihre Gegenstände sind nicht die individuellen Objekte, auf 
deren Merkmale es ankommt, sondern die Individual- 
begriffe. Inhalt der Individualbegriffe ist das »Sich 
individuell auf Gattungs-, Art- und Individualmerkmale der 
Objekte beziehen. Umfang der Individualbegriffe und 
somit ihre Gegenstände sind die Objekte, auf deren Merkmale es 
ankommt, welche Objekte bereits außerhalb der Reihe 
Gattungsbegriff — Artbegriff — Individualbegriff stehen. Da aller- 
dings alle Merkmale immer auch als Merkmale dieser Objekte 
gedacht werden, so ergibt sich: die Gattungsbegriffe beziehen 
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sich modo recto (direkt) auf Begriffe von Merkmalen, modo 
obliquo (indirekt) auf die Objekte, auf deren Merkmale es an- 
kommt 23). Die falsche Behauptung, daß die Merkmale den 
Inhalt des Gattungsbegriffes bilden, beruht auf der Irrlehre vom 
»immanenten Objekte«, vom Objekte als Bewußtseinsinhalt. Im 
Sinne dieser Lehre wird dann das »Sich auf ein Merkmal inten- 
tional beziehen« und das Merkmal selbst mit dem Namen »Merk- 
mal« belegt. 

Aber noch ein weiterer Irrtum spielt in der Lehre von den 
Gattungsbegriffen eine verhängnisvolle Rolle. Es bilden nämlich 
die obliquen, indirekten Gegenstände eines Gattungsbegriffes, 
die Objekte, auf deren Merkmale es ankommt, ein Kollekti- 
vum, woraus eine Doppelbedeutung des Wortes »Gattung« 
entspringt. »Gattung« bedeutet nicht nur den Gattungs- 
begriff,sondern das Kollektiv von Objekten, 
welches obliquer Gegenstand jenes Gattungsbegriffes ist. Wird 
nun dieses Kollektivum als direkter Gegenstand des Gattungs- 
begriffes gemeint, so verwandelt sich der Gattungsbegriff in 
einen Kollektivbegriff. »Gattung« in diesem Sinne bedeutet z. B. 
in der Biologie alle die vielen einzelnen Men- 
schen, welche der Begriff »Mensch« meint. So sagt z. B. 
Ueberweg (»System der Logik« 5. Aufl. 1882): »Diejenigen 
Individuen, welche in den wesentlichen Eigenschaften überein- 
stimmen, bilden zusammen eine Klasse oder Gattung 
im allgemeineren Sinne. Die Gattung in diesem Sinne ist dem- 
nach ebenso das reale Gegenbild zu dem Umfange, wie das Wesen 
zu dem Inhalte des Begriffes« (S. 101), welche Gedanken Ueber- 
weg durch Beispiele aus der Biologie belegt. 

Hingegen hat eine reine Lehre von den Gattungsbegriffen 
festzuhalten, daß I. »Gattung« nicht den kollektiven Gegenstand 
eines Begriffes, sondern einen Begriff bezeichnet, welcher 2. stets 
durch generelles, nicht durch universal-plurales Meinen 
charakterisiert ist, weil 3. direkter Gegenstand des Gattungs- 
begriffes die Artbegriffe sind, daß also 4. das Verhältnis 
von »Gattung« und »Art« stets ein intentionales Verhältnis von 
Begriffen ist. 

Durchaus anders ist hingegen die Struktur des Kollektivbe- 


13) Ueber den fundamentalen Unterschied von Modus rectus und Modus 
obliquus vgl. Brentano, »Von der Klassifikation der psychischen Phäno- 
mene«, ıg9ıı (im »Anhange). 


Othmar Spanns »Ueberwindung« d. individual. Gesellschaftsauffassung. 65 


griffes und der Kollektiva. »Inhalt«eines Kollektivbegriffes 
ist ein universal-plurales Meinen, ein »Sich auf alle die vielen 
Objekte intentional beziehen. »Umfang eines Kollektiv- 
begriffes — also seine Gegenstände — können alle Objekte sein, 
welche Kollektive bilden, nicht bloß (obwohl auch) Begriffe. 
Kollektivbegriffe beziehen sich modo recto (direkt) auf die das 
Kollektiv bildenden Objekte, und eventuell — wenn ge- 
meinsame Merkmale der Objekte das Motiv der Bildung des 
Kollektivbegriffess waren — modo obliauo (indirekt) auf die 
Merkmale jener Objekte. 

Was schließlich die Struktur der Kollektiva anlangt, so 
handelt es sich niemals um das Verhältnis eines Begriffes zu seinen 
Gegenständen, niemals um das Verhältnis von Begriffsinhalt und 
Begriffsumfang, aber auch nicht um das Verhältnis der Substanz 
eines Dinges zu ihren Attributen (Eigenschaften), sondern um 
kein Verhältnis. Denn eine Relation setzt zwei Relata 
voraus, das Kollektivum aber ist identisch mit allen seinen 
vielen Gliedern. Aber auch von einer Relation des Kollektivums 
zueinem oder mehreren seiner Glieder kann nicht ge- 
sprochen werden. Eine solche »Relation« ist immer nur ein unpas- 
sender Ausdruck für ein Verhältnis des einen oder der mehreren 
Glieder zu einem Etwas, welches das um jenes eine oder jene 
mehreren Glieder verminderte ursprüngliche Kollekti- 
vum, also ein anderes Kollektivum darstellt; denn ein Ver- 
hältnis des ursprünglichen Kollektivums zu einem 
seiner Glieder, welches ja zu jenem ursprünglichen Kollektivum 
gehört, würde ein Verhältnis des Gliedes zu sich selbst einschließen. 
Darausfolgt,daßzwischeneinem Kollektiv 
und seinen Gliedern überhaupt kein Ver- 
hältnis bestehen kann, weil eben das Kollektivum 
kein neues Glied neben allen den vielen Gliedern, sondern ledig- 
lch alle die vielen Glieder ist und jede Wegnahme 
und Entgegensetzung eines Gliedes das ursprüngliche Kollektiv 
zerstört und ein anderes Kollektiv entstehen läßt. Der Schein 
der Möglichkeit eines Verhältnisses zwischen Kollektiv und 
seinen Gliedern entsteht aber dadurch, daß man zunächst den 
Kollektivbegriff dem Kollektiv entgegensetzt, dann den Kollektiv- 
begriff in einen Gattungsbegriff und schließlich wieder den Inhalt 
des Gattungsbegriffes in das Kollektiv verwandelt, so daß dann 
ein Gattungsbegriff (»Beziehung auf generelle Merkmale«) den 
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Gliedern des wirklichen Kollektivums als scheinbares Kollekti- 
vum entgegengesetzt wird. 

Nach diesen grundsätzlichen Feststellungen und Unter- 
scheidungen gehen wir zur Betrachtung jener Kollektiva über, 
welche für die Gesellschaftslehre in Betracht kommen, nämlich 
der »geistigen Kollektiva« oder, wie wir sie nennen wollen, der 
sinterindividuellen Aktmannigfaltigkeitem«. 
Denn nicht jede Mannigfaltigkeit psychischer Akte bezeichnen 
wir als »Gesellschaft«, nicht eine Mannigfaltigkeit psychischer 
Akte, welche die gleiche »Ichform« tragen und auch nicht jede 
Mannigfaltigkeit psychischer Akte mit verschiedener »Ichform«, 
sondern nur eine Mannigfaltigkeit psychischer Akte mit verschie- 
dener »Ichform«, die irgendwie intentional aufeinander bezogen 
sind. Diesen gesellschaftlichen Sachverhalt bringt das Wort 
sinterindividuella zum Ausdrucke, wobei das »inter« selbstver- 
ständlich nicht etwas »zwischen« den Akten in Ichform noch eine 
räumliche Beziehung zwischen den Akten, sondern lediglich die 
in allen den Akten mit verschiedener Ichform liegende »meinende«, 
intentionale Beziehung auf andere Akte bezeichnet. Bei Be- 
trachtung der interindividuellen Aktenmannigfaltigkeiten machen 
wir uns einige Festsetzungen B. Erdmanns zu eigen, welcher 
in seiner Logik (3. Aufl. 1923, S. 154 ff.) den Kollektivis eine 
eingehende Betrachtung gewidmet hat. 

Erdmann untersucht zunächst die Motive, welche zur 
Bildung von Kollektivbegriffen führen, als deren erstes die 
Gleichförmigkeit des Gegebenseins gewisser Gegenstände be- 
zeichnet wird. In anderen Fällen aber »wird die Gleichförmigkeit 
des Gegebenseins durch die objektive Zusammenge- 
hörigkeit ersetzt, ergänzt oder berichtigt. In anderen Fällen 
kann ein subjektives individuelles Zusammenge- 
hören das gleiche leisten« (S. 155). Ferner unterscheidet E r d- 
mann verschiedene Arten von Inbegriffen »je nachdem der Zu- 
sammenhang der Glieder von deren Beschaffenheit unabhängig 
oder durch diese Beschaffenheit bedingt, also entweder ein 
äußerer oder ein innerer ist. Die Gegenstände in einer 
Rumpelkammer, eine Trümmerstätte, eine Gruppe Neyugieriger 
auf einer Brücke bilden ein Aggregat oder einen Haufen. 
Die Gesamtheiten der grammatischen Regeln einer Sprache, der 
Organismen, der Künste und Wissenschaften, der formulierten 
Urteile, der Kegelschnitte bilden Systeme (S. 180). Treten wir 
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mit diesen Festsetzungen an die interindividuellen Aktmannig- 
faltigkeiten heran, so ergibt sich sogleich, daß bei der Bildung 
der Kollektivbegriffe von ihnen keine Willkür obwaltet. Es 
handelt sich hier um Mannigfaltigkeiten von Akten, welche 
durch eine sobjektive Zusammengehörigkeit«, durch einen »in- 
neren Zusammenhang« gekennzeichnet sind, weil die einzelnen 
Akte einen intentionalen Bezug auf die anderen Akte »in sich« 
tragen. Die interindividuellen Aktmannigfaltigkeiten sind daher 
Kollektiva von objektiv zusammengehörigen Gliedern, sind 
Systeme. 

Erdmann teilt ferner die Kollektiva in Gesamthei- 
ten und in Reihen ein. »Gesamtheiten sind diejenigen 
Inbegriffe, deren Glieder als gleichzeitig bestehend vorausgesetzt 
werden: die Teile eines Raumes, die Bestandteile eines vollendeten 
geometrischen Gebildes, wenn wir von der Art seiner Erzeugung 
absehen, das Geäder eines Blattes, die Flora eines Waldes, die 
Fauna eines Teiches, die Paragraphen eines Vertrages, die Glieder 
eines Vereines, die Bürger eines Staates. Reihen dagegen, d. i. 
Inbegriffe, deren Glieder durchgängig in zeitlichem Nachein- 
ander geordnet sind, bilden die Bahnpunkte oder die Geschwindig- 
keitsänderungen eines freifallenden Körpers, die Vorgänge einer 
Explosion, etwa von dem Einschlagen eines Funkens in eine 
Pulvermasse bis zu dem irgendwie festgesetzten Ende der ange- 
richteten Zerstörung, die Phasen der Verhandlungen über einen 
Gesetzentwurf in einer parlamentarischen Kommission« (S. 159). 
Die interindividuellen Aktmannigfaltigkeiten sind offenbar G e- 
samtheiten und Reihen, z.B. besteht eine »Rechts- 
ordnung« aus zahlreichen simultanen und zahlreichen sukze- 
dierenden Rechtsakten, welch letztere typische Reihen (Rechts- 
verfahren) 1) bilden. Erdmann unterscheidet ferner die 
diskreten Inbegriffe (Kollektiva) von den stetigen 
Inbegriffen (Kontinua). Erstere sind Inbegriffe, »in denen Ge- 
genstände verschiedener Art auf mannigfaltige Weise so zu- 
sammengefaßt werden, daß sie als Glieder des Ganzen ihre 
Selbständigkeit gegeneinander behalten« (S. 165). Die inter- 
individuellen Aktmannigfaltigkeiten sind zweifellos diskrete 
Mannigfaltigkeiten, sie bestehen aus vielen einzelnen, intentional 
aufeinander bezogenen, aber doch gegeneinander selbständigen, 


4) Ich habe bereits mehrmals das »Recht« als Inbegriff von Verfahrens- 
reihen dargestellt. Vgl. z. B. mein »Staat und Recht« S. 900. 
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weil verschiedene Ichform tragenden psychischen Akten 15). 
Wir können somit die geistigen Kollektiva definieren als objek- 
tive, gesamtheitlich und reihenmäßig ge- 
gliederte, interindividuelle (diskrete) Akt- 
mannigfaltigkeiten. 

Es ist klar, daß die interindividuellen Aktmannigfaltigkeiten 
in besonderer Weise Anlaß zu der Irrlehre geben, das Kollektivum 
sei etwas »Höheres«, »Anderes« gegenüber allen seinen vielen 
Gliedern. Denn erstens sind die interindividuellen Aktmannig- 
faltigkeiten etwas »Geistiges«, verführen deshalb zur Verwechs- 
lung von »psychischer Komplexion« und »Kollektiv« und zur 
Erfindung eines »objektiven Geistes«, welcher als überindivi- 
duelle psychische Komplexion die vielen, verschiedene Ichform 
tragenden Akte kollektiv umschließt. Zweitens ferner wird be- 
sonders in Beziehung auf interindividuelle Aktmannigfaltigkeiten 
der Begriff vom Kollektivum mit seinem Gegenstande, dem 
Kollektivum, verwechselt, so daß dann nicht nur der als »Gesell- 
schaft« bezeichnete Begriff von der Gesellschaft als 
etwas »Höheres«, »Anderes« gegenüber den Gliedern des Kollek- 
tivums »Gesellschaft« erscheint, sondern auch gewisse 
ethisch-politische Postulate, die den Inhalt des betreffenden Be- 
griffes von der Gesellschaft bilden, fälschlich als »Gesellschaft« 
den Gliedern des Gesellschaftskollektivums übergeordnet werden. 
Drittens schließlich sind die Gleichförmigkeiten der gesellschaft- 
lichen Akte, ihre generellen Momente nicht nur von Bedeutung 
für die Genesis des Gesellschaftsbegriffes, sondern 
auch füreine generalisierende Wesensbeschrei- 
bung der Gesellschaft. Ein Gesellschaftskollektivum ist 
nicht .nur direkter Gegenstand eines Kollektiv- 
begriffes »Gesellschaft«, sondern gehört auch mit 
anderen Gesellschaftskollektiven zu einem Kollektivum »Gesell- 
schaften«, welches indirekter Gegenstand des Gat- 
tungsbegriffes »Gesellschaft« ist. Der Inhalt des 
Gattungsbegriffes »Gesellschaft« — das generelle Meinen der 
Merkmale der Gesellschaften — wird nun häufig irrtümlich als 
»Gesellschaft« den Gliedern eines realen Gesellschaftskollektivums 
übergeordnet. 

15) In meinen rechtstheoretischen Schriften habe ich häufig von der »Kon- 
tinuität« des Rechtes, vom Rechte als einem »Kontinuume gesprochen. Dieser 


Begriff der »Kontinuität« meint jedoch, daß die Verfahrensreihen des Rechtes 
nur aus Rechtsakten bestehen. 
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Aber auch bezüglich der Glieder der interindividuellen Akt- 
mannigfaltigkeiten herrscht größte Unklarheit, welche aus einer 
anderen Mehrdeutigkeit des Wortes »Gesellschaft« ent- 
springt. Das Wort »Gesellschaft« bezeichnet nämlich einmal 
Mannigfaltigkeiten von meinenden Momenten (das »Gesellschaft- 
liche«), welche in den vielen in Frage kommenden psychischen 
Akten beleuchtet werden können, also ein Kollektivum von 
»Divisivene. Das Wort »Gesellschaft« bezeichnet ferner Mannig- 
faltigkeiten jener vollen psychischen Akte, welche jene »Divisive« 
umschließen und es bezeichnet schließlich Mannigfaltigkeiten 
von Menschen, denen jene Akte zugehören. Im ersten Falle sind 
Glieder des Gesellschaftskollektivums lediglich viele meinende 
Momente (die gesellschaftlichen Momente), im zweiten Falle sind 
Glieder des Gesellschaftskollektivums die vollen psychischen 
Akte, welche die gesellschaftlichen Momente und andere Momente 
umschließen, im dritten Falle sind Glieder des Gesellschafts- 
kollektivums die Menschen, welchen jene Akte zugehören. Aus 
dem Mangel der Unterscheidung jener drei Gesellschaftsbegriffe 
und ihrer drei verschiedenen Gegenstände entspringt immer wie 
der die Schwierigkeit, zu bestimmen, wie das menschliche Indi- 
viduum, diese psychophysische Wirkenseinheit Glied der geistigen 
Mannigfaltigkeit »Gesellschaft« sein, wie der Mensch zugleich 
sinnerhalb« und »außerhalb« der Gesellschaft stehen könne, eine 
Schwierigkeit, die auch in Spanns Antithese: »Universalis- 
mus—Individualismus« eine verwirrende Rolle spielt. Aber der 
dritte der letztangeführten Gesellschaftsbegriffe besteht nicht 
zu Recht: Der Mensch, diese psychophysischg Wirkenseinheit, 
die nicht nur Physisches, sondern auch zahlreiches nicht-gesell- 
schaftlich Psychisches umfaßt, ist niemals Glied der Gesell- 
schaft, sondern er ist eine Substanz, deren einige Attribute, 
ein Ding, dessen einige Eigenschaften Glieder der »Gesell- 
schaft« sind. Deshalb wird auch gesagt, daß der Mensch »als 
Bürger« Glied der Gesellschaft, der Mensch »als Person« Glied 
der Rechtsgemeinschaft sei, was nichts anderes bedeutet, als daß 
bloß einige, durch gewisse Wesensmomente charakterisierte 
psychische Akte des Menschen oder noch richtiger: die meinen- 
den gesellschaftlichen Momente jener psychischen Akte Glieder 
der »Gesellschaft«, der »Rechtsgemeinschaft« sind. Für eine reine 
Wesenslehre von der Gesellschaft ist daher direkter Gegenstand 
die Gesellschaft als Mannigfaltigkeit der meinenden gesellschaft- 
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lichen Momente, während ihr obliquer Gegenstand die jene 
meinenden gesellschaftlichen Momente umschließenden Akte sind. 

Aus der Feststellung, daß das menschliche Individuum nicht 
Glied der Gesellschaft ist und dem früheren Satze, daß zwischen 
Kollektivum und seinen Gliedern kein Verhältnis besteht, ergibt 
sich aber auch die Unklarheit der Untersuchungen über das Verhält- 
nis von »Gemeinschaft« und »Individuum«. Das Individuum, eine 
psycho-physische Wirkenseinheit ist nicht Glied der Gesellschaft 
und nur aus diesem Grunde kann untersucht wer- 
den, in welchem Verhältnisse es, d. h. seine nicht-gesellschaft- 
lichen Attribute zur Gesellschaft stehen. Hingegen gibt es 
kein Verhältnis zwischen den gesellschaftlichen Akten und 
der Gesellschaft, weil eben die Gesellschaft alle die vielen 
gesellschaftlichen Akte ist. Wenn von einem Verhältnis ge- 
wisser gesellschaftlicher Akte zu der Gesellschaft gesprochen 
wird, ist damit ein Verhältnis dieser gesellschaftlichen Akte 
nicht zu der »Gesellschaft«, sondern zu einer anderen 
interindividuellen Aktmannigfaltigkeit gemeint, welche die um 
jene gesellschaftlichen Akte verminderte »Gesellschaft« 
umfaßt. So bedeutet z. B. das Verhältnis revolutionärer gesell- 
schaftlicher Akte zu der bestehenden Gesellschaft richtig: das 
Verhältnis der revolutionären Akte zu den übrigen gesellschaft- 
lichen Akten, die zu jener Gesellschaft gehören. 

Zusammenfassend gelangen wir zu folgenden Sätzen: I. Zw i- 
schen Gesellschaft »Ganzheit« und Indivi- 
duum besteht kein gliedliches Verhältnis, 
die Gesellschaftkann dem Individuum nicht 
als ihrem Gliede gegenübertreten. 2. Zwi- 
schen »Gesellschaft« »Ganzheit« und ihren 
Gliedern, den gesellschaftlichen Akten, be- 
steht kein Verhältnis, die »Gesellschaft« 
kann keinem ihrer Glieder gegenübertreten. 
3. Die Antithese Universalismus-Individua- 
lismus hat keine gesellschaftswissenschaft- 
liche Bedeutung. 

Nunmehr wenden wir uns der kritischen Prüfung desSpann- 
schen Begriffes der »Ganzheit« zu. Im ersten Hauptstücke seiner 
»Kategorienlehre« (allgemeine Erklärung des Wesens der Ganz- 
heit«) gibt Spann sechs »Lehrsätze zur Bestimmung des We- 
sens der Ganzheit«, welche durch zahlreiche Beispiele erläutert 
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werden. Spann bezeichnet mit Recht diese Beispiele als 
sbunt« (K. L. S. 157): denn die meisten beziehen 
sich nicht auf Kollektiva. 

Erster Lehrsatz: »Das Ganze als solches hat 
kein Dasein« Beispiel: »Das Lebewesen als solches ist 
nicht zu finden, aber wohl einzelne Lebewesen, zum Beispiel der 
Kater Murr, das Pferd Grane; ebenso: das »Raubtier«, der »Vier- 
hufer« finden sich als solche nicht, sondern nur die einzelnen 
genannten Tiere. Ferner: Der menschliche Organismus als 
solcher ist nicht zu finden, dagegen finden wir einen bestimmten 
Menschen .. .«. Aber das »Lebewesen«ist kein Kollektiv, 
welches die einzelnen Lebewesen umfaßt, sondern ein Gat- 
tungsbegriff, der sich modo directo auf die Artbegriffe 
von Lebewesen und modo obliquo auf die einzelnen Lebewesen 
bezieht. Das »Lebewesen« als solches ist zu finden, nämlich 
als Gattungsbegriff und an den einzelnen Lebewesen als jene 
Wesensmerkmale, welche der Gattungsbegriff »Lebewesen« meint. 

Der »menschliche Organismus« ist entweder ein Gattungs- 
begriff, welcher gewisse Wesensmerkmale der »Organismen« 
meint, dann gilt das eben Gesagte. Oder der »menschliche 
Organismus« bedeutet einen individuellen Organis- 
mus, dann ist zu bemerken, daß ein menschlicher Organismus 
niemals ein Kollektivum, eine Vielheit selbständiger Dinge aus- 
macht, sondern ein besonders geartetes Ding, eine psychophysische 
Wirkenseinheit, welche aus Unselbständigem besteht. Die irrige 
Meinung, der Organismus sei ein Kollektivum und die Ueber- 
tragung des Schein-Kollektivbegriffes von dem Organismus auf 
die Lehre von den interindividuellen Aktmannigfaltigkeiten ist die 
logische Wurzel der organologischen Staats- und Gesellschafts- 
lehre, von der zu hoffen steht, daß sie nun einmal endgültig 
verschwinden möge. 

Weiteres Beispiel: »Und endlich finden wir auch, um Bei- 
spiele rein geistiger Ganzheiten heranzuziehen, den Begriff als 
solchen nicht, aber den bestimmten Begriff der Sonne; das Urteil 
als solches nicht; den Schluß als solchen nicht, und so geht es 
weiter durch alle denkbaren Ganzheiten hindurch.« »Begriff«, 
»Urteil«, »Schluß« sind aber keine Kollektiva, sondern psychische 
Komplexionen oder unselbständige »Momente«, »Divisive« von 
psychischen Komplexionen. »Begriff«, »Urteil« und »Schluß« 
als solche sind zu finden, nämlich als »Gattungsbegriff« von 
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»Begriff« oder »Urteil« oder »Schluß« oder als jene Wesensmerk- 
male von »Begriff« oder »Urteil« oder »Schluß«, welche der zu- 
gehörige Gattungsbegriff meint. 

Weiteres Beispiel: »Die menschliche Gesellschaft als solche 
ist nicht zu finden. Wir finden stets nur einzelne Menschen, zum 
Beispiel in einem Unterhaltungsraum, mehrere Menschen in 
»Gesellschaft« beisammen ...«. Die menschliche Gesellschaft als 
solche ist oder zu finden, und zwar je nach der verschiedenen 
Bedeutung des Ausdruckes als Gattungsbegriff oder als von 
jenem Gattungsbegriffe gemeinte Wesensmerkmale der Gesell- 
schaft oder als jene psychischen Akte, welche jene Wesens- 
merkmale umschließen. Spanns Behauptung ist nur insoweit 
richtig, als das »Gesellschaftliche« immer nur als Unselbständig- 
Reales vorgefunden werden kann. 

Spanns Lehrsatze: »Das Ganze als solches hat kein 
Dasein«, ist der Satz entgegenzuhalten: »Das Ganze als solches 
hat Dasein« und zwar hat die Gesellschaft als Mannigfaltigkeit 
der gesellschaftlichen Momente Dasein als Unselbständig-Reales, 
als Mannigfaltigkeit psychischer Akte als Selbständig-Reales. 
Spanns erster Lehrsatz steht übrigens in auffallendem Gegen- 
satze zu verschiedenen uns bereits bekannten anderen Sätzen 
Spanns, in welchen er behauptet, daß das Ganze ein »Höhe- 
res«, »Anderes«, »Objektives« gegenüber seinen Gliedern sei. So 
frägt auch Spann: »Wenn das Ganze schlechthin, als ein 
eigenes Etwas nicht ist, wo gewinnt es Dasein ?« (K.L. S. 56). 
Die Antwort erteilt der zweite Lehrsatz, welcher lautet: »Das 
Ganze wird in den Gliedern geboren«. Beispiel: »Schon Ari- 
stoteles führt in seiner »Politik« das Beispiel an, daß eine 
abgeschlagene Hand keine »Hand« mehr sei. Was ist sie denn 
dann noch? — nur ein Stück Fleisch und Knochen, nur 
eine Summe chemischer Verbindungen! »Hand« kann sie nur 
als Organ (Glied) eines ganzen Organismus sein.« Die »ab- 
geschlagene Hand« ist aber ebensowenig eine »Hand« als ein 
»toter Mensch« ein »Mensch« ist. Es handelt sich in solchen Fällen 
um Fiktionen der figürlichen inneren Sprachform, um »modifi- 
zierende« Beiwörter, wie Brentano und Marty fest- 
gestellt haben. Die Hand ist unselbständiger Teil eines Organis- 
mus, eines besonders gearteten Dinges, aber keines Kollek- 
tivums. Wenn oft auch »Dinge« als Kollektiva bezeichnet werden 
— auch Brentano tut dies in seinen oben angeführten Ausfüh- 


Othmar Spanns »Ueberwindung« d. individual. Gesellschaftsauffassung. 73 


rungen — so ist dies unseres Erachtens eine ungenaue Ausdrucks- 
weise, denn die Teile des Dinges sind, solange das Ding besteht, 
unselbständige Teile. Aber die physischen Dinge unter- 
scheiden sich von den psychischen Dingen dadurch, daß wir sie 
real teilen, also real in Kollektiva verwandeln können, 
so daß die Bezeichnung eines physischen Dinges als »Kollekti- 
vums« die Möglichkeit seiner realen Umwandlung in ein Kollek- 
tivum meint. Der menschliche Organismus ist kein Kollektivum, 
sondern ein Ding, kann aber real in ein Kollektivum von »ab- 
geschlagenen« Gliedern verwandelt werden, in ein Kollektivum, 
welches aber kein menschlicher Organismus mehr ist. 

Weiteres Beispiel: »Ein goldenes Zehnmarkstück als 
solches gibt es nicht. Ein Zehnmarkstück ist es nur, solange 
es in der Volks- oder Weltwirtschaft seine Leistungen, die »Geld- 
funktionen« ausübt, solange es also Glied der Volkswirtschaft 
ist. Aus jedem wirtschaftlichem Zusammenhang herausgerissen, 
ist es nicht mehr Geld...« Aber ein goldenes Zehnmarkstück 
als solches gibt es sehr wohl, nämlich als bestimmtes Metallding. 
Dieses Ding ist aber niemals Glied, sondern nur motivierende 
Teilursache der Volkswirtschaft. Glieder der Volkswirtschaft 
sind vielmehr psychische Akte, die sich wertend auf jenes Ding 
als ihren Gegenstand beziehen. Die Verwirrung ergibt sich wieder 
dadurch, daß Spann im Sinne der Fiktion vom immanenten 
Objekte den realen Gegenstand des wertenden Aktes und den 
wertenden Akt mit dem gleichen Namen (»goldenes Zehnmark- 
stück«) belegt. 

Weiteres Beispiel: »Würde ein Mensch für ewige Zeiten 
in eine Wildnis verschlagen, so wäre er kein Teil des Staates mehr. 
Seine Wirklichkeit »Staatsorgan« hat aufgehört, die »Staats- 
bürgerschaft« ist an ihm ausgelöscht, wie das auf einer Tafel auf- 
geschriebene Wort mit einem nassen Schwamme weggelöscht 
wird. Nur als Glied (nur im Ganzen) besteht also jenes Reale.« 
Wir haben schon festgestellt, daß der Mensch überhaupt nicht 
Glied der »Gesellschaft« — einer Mannigfaltigkeit von Akten oder 
Aktmomenten — ist, sondern ein Ding, dessen einige Attribute 
Glieder der Gesellschaft sind. Spanns Beispiel besagt also 
lediglich, daß, wenn psychische Akte eines Menschen nicht einer 
interindividuellen Aktmannigfaltigkeit »Gesellschaft« angehören, 
keine Attribute dieses Menschen Glieder der Gesellschaft sind 
— eine leere Tautologie. Es bleibt somit durchaus unverständ- 
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lich, wie Spanns Beispiele seinen zweiten Lehrsatz stützen 
sollen. Spanns Satz: »Das Ganze wird in den Gliedern ge- 
boren« ist — sinnvoll gemeint — identisch mit dem Satze: 
»Das Ganze als solches hat kein Dasein«. Beide Sätze besagen 
nämlich, daß die reine »Gesellschaft« eine Mannigfaltigkeit von 
unselbständigen Aktmomenten bedeutet. Die Unselbständigkeit 
der Glieder der Gesellschaft liegt nicht — wie Spann ver- 
meint — an ihrem Verhältnisse zur Gesellschaft, welches Ver- 
hältnis überhaupt nicht besteht, sondern daran, daß diese Glieder 
»Divisive«, »Momente« psychischer Komplexionen, psychischer 
Akte sind. Betrachtet man hingegen als Glieder der Gesellschaft 
jene psychischen Komplexionen selbst, so sind die Glieder der 
Gesellschaft allerdings selbständige Wirkenseinheiten. Spanns 
Behauptung der wechselseitigen Unselbständigkeit von »Ganzem« 
und »Gliede« beruht lediglich auf der unhaltbaren Annahme, 
es gebe eine Relation, deren eines Glied das »Ganze«, deren anderes 
Glied ein Glied des Ganzen sei. Aber »Ganzes« und »Glied« sind 
gegeneinander weder selbständig noch unselbständig, weil das 
»Ganze« mit allen seinen vielen »Gliedern« identisch 
ist. Es ist richtig, daß z. B. ein einzelner Akt kein Rechts- 
akt im Sinne »objektiven Rechtes« ist, weil jeder Akt erst durch 
einen anderen, sich auf ihn als Recht (anerkennend) beziehenden 
Akt objektives Recht wird. Aber diese »Anerkennung« fügt 
jenem vergangenen Akte nichts hinzu und das Werden zu so b- 
jektivem Rechte« ist nur ein Ausdruck dafür, daß nunmehr 
der vergangene Akt einer interindividuellen Mannigfaltigkeit 
von subjektiven Rechtsakten angehört. »Objektives Recht« 
ist also ebensowenig etwas anderes als die subjektiven Rechts- 
akte, als sobjektiver Geist« etwas anderes als subjektive Akte, 
Volkswirtschaft etwas anderes als subjektive (privatwirtschaft- 
liche) Akte, Staat etwas anderes als subjektive Herrschaftsakte, 
sondern »objektives Recht« ist nur ein Kollektivum, eine Mannig- 
faltigkeit von aufeinander bezogenen, sich wechselseitig aner- 
kennenden subjektiven Rechtsakten !®). 

Spanns zweitem Lehrsatze: »Das Ganze wird in den 
Gliedern geboren«, ist also der Satz entgegenzustellen: »Das 
Ganze ist die Glieder«. 


16) Der Ausdruck sobjektives Recht« ist übrigens mehrdeutig. Er bedeutet 
z.B. auch besondere subjektive Rechtsakte, die Organakte im Gegensatze 
zu »privatens subjektiven Rechtsakten (»Vertrags, »Klageerhebung« usw.). . 
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Spanns dritter Lehrsatz lautet: »Das Ganze ist vor den 
Gliederne Beispiel: »Das Nibelungenlied, als Gedicht oder 
poetische Ganzheit betrachtet, hat zu Gliedern, formal gesehen, 
die Gesänge und Strophen, diese haben zu Gliedern Sätze, diese 
wieder Worte, welche schließlich aus Silben und Buchstaben be- 
stehen. Doch ist es klar, das Nibelungenlied erzeugt nicht, 
bringt nicht ursächlich hervor Laute, Buchstaben, Silben oder 
Worte; sondern es nimmt Form an, gliedert sich aus, 
indem seine ideellen Gestalten (seine eigensten Glieder), nämlich 
eines Siegfried, Hagen, Gunther, Giselher usf.) in Gesängen und 
Strophen, in Anschauungen und Begriffen, in Sätzen und Worten 
mittels der Silben und Buchstaben zur Darstellung, zur 
Erscheinung oder Ausgliederung kommen. Hier zeigt es 
sich deutlich, in welchem Sinne das Ganze 
vor den Teilen ist. Die dichterische Intuition der Ge- 
stalten eines Siegfried und Hagen mit ihren Taten und Worten, 
mit ihren Worten als Gesängen, Strophen und Sätzen — diese 
Intuition ist vor den Teilen. Diese Intuition oder Idee könnte 
aber niemals »selber«, niemals »an sich« erscheinen, wenn sie 
nicht in den Teilen »Gliedlichkeit« annähme.« Hier bietet aber 
Spann wieder kein Beispiel für das Wesen der Kollektiva, 
sondern eines für das Verhältnis von »Erlebnis« und 
»Ausdruck«. Die »Dichtung« ist kein Kollektiv, sondern 
eine psychische Komplexion, ein Seelenzustand des Dichters, 
welcher aber nicht die ideellen Gestalten eines »Siegfried«, 
»Hagene«, »Gunthers als Glieder umfaßt — diese »Gestalten« 
bestehen weder sim« Geiste noch »außerhalb« des Geistes des 
Dichters —, sondern welcher die meinenden Momente des »Sich 
phantasierend auf Siegfried, Hagen, Gunther Beziehens« als seine 
»Divisive« umschließt. Und es ist klar, daß die psychische Kom- 
plexion des Dichters vor den Ausdrucksbewegungen und ihren 
Ergebnissen (den »Lauten, Buchstaben, Worten usw.«) ist und 
den Ausdruck ursächlich erzeugt, wenn auch dieses ur- 
sächliche Verhältnis von Erlebnis und Ausdruck für das des- 
kriptive Wesen der Ausdrucksbeziehung von keiner Bedeutung 
ist 17). Die Verwechslung von »Kollektiv« und »Ausdrucksbe- 


—— 


17) Zum Problem der »Ausdrucksbeziehunge vgl. F. Brentano »Psycho- 
logie auf empirischer Grundlage« (1874), S. 47 íf., A. Marty, »Untersuchungen 
zur allgemeinen Grammatik und Sprachphilosophie«e 1908, passim; E. Hus- 
serl, »Logische Untersuchungens, 2. Auflage, 1912, II. S. 23 ff.;, B. Erd- 
mann »Logik« 3. Auflage, 1923, S. 34 ff. und passim; J. Rehmke, »Logik 
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ziehung« — eine nicht gerade gewöhnliche Verwechslung — spielt 
überhaupt in Spanns Gesellschaftslehre eine entscheidende 
Rolle, wie seine Ausführungen über den Begriff der »Handlung« 
beweisen. Wie Spann dunkel das Ziel einer phänomenologi- 
schen Wesenslehre von der Gesellschaft vorgeschwebt ist, so auch 
der grundlegende Satz einer solchen Lehre: Alles Physische, 
alle Handlungen und Artefakte (Güter usw.) 
sind nur Ausdruckder »Gesellschaft«, nicht 
die Gesellschaft selbst,kommen nur als Ma- 
terial, nicht als Gegenstand der Gesell- 
schaftslehre in Betracht®®). 

Spanns dritter Lehrsatz wird also nicht nur durch dieses 
und ähnliche Beispiele in keiner Weise bewiesen, sondern wider- 
spricht in klarster Weise seinem ersten und zweiten Lehrsatze. 
Denn wenn das Ganze als solches kein Dasein hat und in den 
Gliedern geboren wird, müßte es vor den Gliedern als ein 
Etwas ohne Dasein, also als ein Nichts bestanden haben. 
Dieser Widerspruch zeigt sich auch darin, daß eben Spann 
bei Erläuterung des dritten Lehrsatzes plötzlich in ein ganz 
anderes Gebiet von Beispielen, in das Gebiet der Ausdrucks- 
beziehung übergeht, weshalb er dann sagen kann, das »Ganze« 
sei »logisch« vor den Gliedern. Diese Behauptung hat aller- 
dings für den Universalismus eine Bedeutung: wenn man eine 
bestimmt geartete Gesellschaft hervorrufen will, muß man zu- 
nächst ein ethisch-politisches Programm dieser Gesellschaft haben. 
Eine Betrachtung der weiteren Lehrsätze kann füglich unter- 
bleiben, da sie nur wieder zur Aufdeckung der uns schon bekannten 
Unklarheiten und Irrtümer führen würde. 

Ueberblicken wir nunmehr das Ganze der Spannschen 
Ganzheitslehre vom wissenschaftlichen Standpunkte, so ergibt 
sich das Bild einer Gedankenganzheit, deren Glieder teils unrichtig, 
teils einander widersprechend, teils unverständlich sind. Aber 
nichtsdestoweniger hat der Universalismus einen klaren, nur 
allzu klaren Sinn, der sich freilich nicht ergibt, wenn wir 
den Universalismus in seinem »wissenschaftlichen« Gewande be- 
trachten, sondern wenn wir dieses Gewand herunterreißen und 





oder Philosophie als Wissenslehree, 2. Auflage, 1923, S. 282 ff.; E. Cassirer, 
»Philosophie der symbolischen Formen«, I. »Sprachphilosophiee, 1923, passim. 

18) Die Ausführung dieses Satzes wird in einem anderen Zusammenhange 
erfolgen, in welchem auch Max Webers Begriff der »gesellschaftlichen 
Handlung« zu untersuchen sein wird. 
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nunmehr den Universalismus als Ganzheit eines ethisch-politi- 
schen Parteiprogrammes vor uns sehen. Wir müssen Spanns 
sämtliche theoretischen Aufstellungen gleichsam in ihrer ethisch- 
politischen Spiegelschrift lesen, um ihren Sinn verstehen zu 
können. Und diesen Spiegel brauchen wir der Lehre Spanns 
durchaus nicht entgegenzuhalten, sondern Spann selbst spie- 
gelt ständig seine theoretischen Aufstellungen im Spiegel eines 
Parteiprogrammes, das wir nun noch kurz wiedergeben wollen. 


‚VII. Universalismus als Ganzheit ethisch-politischer Postulate. 


Spann sagt: »Daraus folgt auch das, was als die sit t- 
liche Natur aller gesellschaftlichen Erscheinungen zu 
bezeichnen ist. Sittlich im weiteren Sinne ist ja alles, was, ob 
in gutem oder schlimmem Sinne, unsere Ziele, unser Wollen und 
Handeln angeht« (G.L. S.2). »Der gesellschaftswissenschaftliche 
Forscher muß außer den logischen Fähigkeiten auch eine Per- 
sönlichkeit einsetzen, wie wir schon oben sagten... Der 
Einwand, daß wir hiemit das Subjektive in die 
Wissenschaft einführten, wäre nicht stichhaltig« 
(G.L. S. 7). »Eine eigene sittliche Würde hat das Ver- 
hältnis des Einzelnen zur Gesellschaft nicht, irgendeinen über den 
nützlichen Zweck hinausgehenden Wert kann es nicht erlangen« 
(gegen den »Individualismus«) (G. L. S. 64). »Sittlich ist nur das, 
was das Sittengesetz vorschreibt.... was das Geistige 
seinen wesenhaften Bestimmungen nach fordert« (G. L. S.64). 
> FRERBER RN grundsätzlich kann der Einzelne auch für das universali- 
stische Denken seinen unverlierbaren inneren Wert und seine sitt- 
liche Freiheit behalten« (G. L. S. 87). »Die Pflichten gegen das 
Ganze werden nur als Dankespflicht aufgefaßt. Das sind sie aber 
nicht. Die Gesellschaft steht auf stärkeren Grundlagen« (G.L. 
S. 112). »Aus all dem ergibt sich, daß Gleichheit in den 
Bestandteilen der Gemeinschaft nicht mög- 
lich ist, vielmehr notwendig ein Gefüge vorhanden sein muß, 
das in geistiger Führung und Nachfolge beruht« (G.L. S. 132). 
Auf die Dauer kann nur das Wesenhafte (inhaltlich Wesenhafte 
= Wesen) geistiger Inhalt der Gezweiungen sein« (G. L. S. 133). 
»Dieses Wesenhafte ist das Gute. Das Böse hat kein Recht auf 
Entwicklung... .« (G. L. S. 134). »Gemeinschaft ist Wirklichkeit 
des Sittlichen« (G.L. S. 134). »Der Individualismus wird diese 
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Wahrheit nie begreifen, weil er die gesellschaftliche Realität, als 
in den Handlungen liegend, sittlich höchstens als neutral kon- 
struieren kann« (G. L. S.134). »Die universalistische Gesellschafts- 
auffassung allein vermag von einem individuellen zum gesell- 
schaftlichen Sittenbegriff fortzuschreiten und so die von Kant 
bloß für die Individualethik durchgeführte Befreiung von der 
utilitarisch-hedonischen Sittenlehre zu vollenden« (G.L. S. 137). 
»Der theokratische Staatsbegriff oder die Priester- 
herrschaft wäre der Grundanlage und dem Gedanken nach die 
höchste und reinste Form des Universalis- 
mus, da in ihr die höchsten geistigen Elemente, die meta- 
physisch-religiösen herrschen« (G. L. S. 145). »Die Schutz- 
zoll-Lehre oder der Protektionismus hat gleichfalls univer- 
salistisches Gepräge« (G. L. S. 149). »Die Gerechtigkeit als Kon- 
struktionsgrundsatz eines Ganzen erfordert Ungleich- 
heit seiner Bestandteile ....« (G. L. S. 152). »Die Gefahr des 
individualistischen Freiheitsbegriffes ist die geistige Verarmung 
des Einzelnen ...« (G. L. S. 158). »Gleichheit verstößt, vom uni- 
versalistischen Standpunkt aus gesehen, gegen die Gesetze der 
Vergemeinschaftung, gegen die Natur organischer Ganzheit... 
Nehmen wir als Beispiel das allgemeine Stimmrecht« (G. L. S. 160). 
»Ein Ganzes, das aus lauter Gleichen besteht, ist ein solches aus 
»homogenen« Bestandteilen und damit allerdings in Wahrheit 
vernichtet; lauter Gleichteile, lauter homogene Atome bilden 
nun das (scheinbare) Ganze« (G.L. S. 165). »Universalistisch kann 
nur Ungleichheit verlangt werden... organische Ungleich- 
heit...« (G. L. S. 166). »Das universalistische Ideal geht auf 
ein Höchstmaß von Staatsaufgaben« (G. L. S. 168). »Abgeschieden- 
heit hat wegen dieser universalistischen Bedingtheit als Element 
jede Staatstheorie, die religiös begründet oder über- 
haupt universalistisch gerichtet ist, eine Bedeutung« (G. L. S. 185). 
»... das Wirkliche ist nur als ein Gesolltes ein Gestal- 
tetes...« (G. L. S. 254). »Hiemit kommen wir auf die sittliche 
Bedeutung der Wissenschaft und auf das Verhältnis von Er- 
kenntnis und Handeln im weitesten Sinne« (G. L. S. 291). »Das 
Sprichwort »Wissen ist Macht« zeigt uns eine werkzeughafte Seite 
des Wissens an. Die Wahrheit wurde ja von altersher als die 
Uebereinstimmung eines Objektiven mit einem Subjektiven an- 
gesehen, und aus dieser Uebereinstimmung mit ihrer vollkomme- 
nen Parteilosigkeit folgt, so kann man sagen, die Charak- 
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terlosigkeit des reinen Wissens, die Ent- 
schlußlosigkeit aller theoretischen Erkennt- 
nis, der Gegensatz zu allem Wollen — und so betrachtet, 
kann es in der Tat keine Brücke zwischen Lehre und Leben, 
zwischen Theorie und Politik geben.... Die Chemie z. B. kann 
uns die Erkenntnis der chemischen Verbindungen lernen, ob wir 
sie zum Gaskrieg verwenden sollen, darüber kann sie 
uns nichts sagen... so der heute herrschende Standpunkt unserer 
Wissenschaft. Er kann doch im letzten Grunde nie und ninımer 
befriedigen. Gegen ihn muß sich der gesunde Sinn des Forschers 
wie des Laien sträuben« (G.L. S. 293). »Den Krieg heute zu ver- 
neinen, wäre aber nicht nur ungeschichtlich gedacht, sondern 
man beginge damit auch einen Verrat an den höchsten Gütern 
der Kultur. Denn es handelt sich hier um Kämpfe höherer Rassen 
mit niederen, höheren Kulturen mit roheren .... Denn diese 
Aufwühlung der Empfindung und Anspannung der Tatkraft aller 
und jedes Einzelnen hat. die bedeutendsten Rückwirkungen 
auf die Gesamtheit. Zuerst greift eine Festigung der 
öffentlichen Moral umsich,... Selbst das wirtschaft- 
liche Leben wird davon ergriffen, die Geschäftsmoralge- 
hoben... « (G. L. S. 400 ff.). 

Wir haben zu dieser »zergliedernden Wesenslehre« lediglich 
zu bemerken, daß sie keine Gesellschaftswissenschaft, überhaupt 
keine Wissenschaft bedeutet, also kein Wissen um ein Sein, 
sondern die Forderung des Glaubens an ein Sollen. Rous- 
seau, den Spann wie alle Vertreter des Naturrechtes als 
sIndividualistene brandmarkt und einen »verdorbenen Charakter 
und verworrenen Denker« nennt, beginnt sein Werk über den 
»Gesellschaftsvertrag« mit den Worten: »Der Mensch wird frei 
geboren und überall ist er in Fesseln... Wie ging diese Umwand- 
lung vor sich?« Spanns Lehre hingegen könnte mit den 
Worten beginnen: »Der Mensch wird in Fesseln geboren und 
überall ist er frei... Wie ging diese Umwandlung vor sich ?« 
Und ebenso wie die Lehre Rousseaus ist auch die Lehre 
Spanns radikales Naturrecht, Individua- 
lismus und Subjektivismus, weil sie das Sein nicht 
als Maßstab der Wissenschaft anerkennt, also zum Skepti- 
zismus führt !?). Ob Spanns ethisch-politische Postulate 





19) Die verhängnisvolle Wirkung des liberalen Naturrechtes auf die 
Staatsrechtslehre habe ich dargestellt in »Rechtsdogmatik oder Theorie der 
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geglaubt werden sollen, steht hier nicht zur Frage. Die Ge- 
sellschaftswissenschaft aber hat allen Grund, von einer Lehre 
abzurücken, welche Parteiprogramme als wissenschaftliche Lehr- 
sätze vorträgt. Denn wenn irgendwo, so gelten vor alleın für 
Othmar Spanns Gesellschaftslehre die Worte Max 
Webers: »Es war vor 40 Jahren in den Kreisen der Gelehrten- 
welt unserer Disziplinen der Glaube weit verbreitet: daß auf 
dem Gebiete der praktisch-politischen Wertungen letztlich eine 
der möglichen Stellungnahmen die ethisch allein richtige sein 
müsse. ... Dies nun ist heute gerade unter den Anhängern der 
Kathederwertungen, wie leicht festzustellen ist, nicht mehr der 
Fall. Nicht mehr die ethische Forderung, deren (relativ) schlichte 
Gerechtigkeitspostulate sowohl in der Art ihrer letzten Begrün- 
dung wie in ihren Konsequenzen (relativ) einfach und vor allem 
(relativ) unpersönlich, weil unzweideutig spezifisch über- 
persönlich, geartet teils waren teils zu sein schienen, ist es, in 
deren Namen heute die Legitimität der Kathederwertungen ge- 
fordert wird. Sondern (kraft einer unvermeidlichen Entwicklung) 
ein bunter Strauß von »Kulturwertungen«, in Wahrheit von 
subjektiven Ansprüchen an die Kultur, oder ganz offen: 
das angebliche »Recht der Persönlichkeit« des Lehrers. Man mag 
sich nun über diesen Standpunkt entrüsten, aber man wird ihn 
— und zwar deshalb, weil auch er eben eine »praktische Wertung« 
enthält — wohl nicht widerlegen können: Daß von allen Arten 
der Prophetie die in diesem Sinne »persönlich« gefärbte Pro- 
fessoren-Prophetie die einzige ganz und gar uner- 
trägliche ist« 2°). 


Rechtserfahrung ? Kritische Studie zur Rechtsichre Hans Kelsens« (Wien, 1921) 
und in »Staat und Recht. Prolegomena zu einer Theorie der Rechtserfahrung« 
(Wien. 1922). 

20) »Der Sinn der »Wertfreiheite der soziologischen und ökonomischen 
Wissenschaften« (1917), jetzt in den »Gesammelten Abhandlungen zur Wissen- 
schaftslehres (S. 451 ff.). 
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IV. Der korporative Gedanke im fascistischen Staat. 


A.Der Gedanke des korporativen Staates 
nach Kriegsschluß. 


In der bereits angeführten Rede Mussolinis auf der Grün- 
dungsversammlung der Fasci wurde die Forderung nach den 
Consigli di categories mit gesetzgeberischen Funktionen aufge- 
stellt. Sie blieb trotz aller Wandlungen des fascistischen »Pro- 
gramms« auch in den folgenden Jahren unter einem anderen 
Namen (sConsigli tecnici«) bestehen. 


Im Wahlprogramm vom Herbst 1919 hieß es: »Aufhebung des Senats 
und Schaffung eines Consiglio tecnico nazionale für geistige und physische 
Arbeit, Industrie, Handel und Landwirtschaft. «e 

Am Tage des Jahresjubiläums der Fasci wiederholte Mussolini die ein- 
zelnen Programmpunkte, wenn auch mit weitgehender Ungenauigkeit: 
»Errichtung von nationalen technischen Räten für Fragen der Arbeit, der 
Industrie, des Verkehrs, der sozialen Hygiene (?) usw.; sie werden von den 
Kollektiven der entsprechenden Berufe oder Gewerbe gewählt und mit Ge- 
setzgebungsgewalt ausgestattet sowie mit dem Recht, Generalkommissäre 
mit Ministerialvollmachten zu wählen« Aehnlich äußerte er sich auf dem 
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zweiten Kongreß der Fasci, indem er diesen Punkt als den bleibenden Punkt 
in der Frage der Staatsform hervorhob, der wichtiger sei als das Problem 
»Republik oder Monarchie«. 


Die geringe Originalität der Fascisten, von der wir bereits 
sprachen, ist in dieser Frage besonders auffallend. Die Frage 
der Interessenvertretung stand ohnehin in den ersten zwei Nach- 
kriegsjahren im Zentrum der gesetzgeberischen Polemik. Es 
handelte sich damals um eine Reform der Kammer, namentlich 
aber des Senats. Die Parlamentskommissionen leisteten zwar 
Widerstand gegen eine etwaige radikale Aenderung der alten 
Verfassung, brachten aber trotzdem eine starke Dosis von Kor- 
porativismus in ihren Entwurf der Senatsreform hinein. Die 
Katholiken und die Nationalisten nahmen das Prinzip der Inter- 
essenvertretung in ihre offiziellen Programme auf (IgIg)}). 


1) Im Programm des Partito Popolare Italiano wird verlangt: sein ge- 
wählter Senat mit vorwiegender Vertretung der Körperschaften der Nation 
(Corpi della nazione): der akademischen Körperschaften, der Kommunen, der 
Provinzen, der organisierten Klassen.« Im Programm der katholischen Gewerk- 
schaften (ebenfalls 1919 angenommen): Verwandlung des Senats in eine Sach- 
verständigenkörperschaft (Corpo tecnico) gewählt in erster Linie von den großen 
beruflichen und wirtschaftlichen Organisationen des Volkes.« 

In der Begründung des nationalistischen Parteiprogramms von IgIg 
hieß es: »Somit stellt sich der Nationalismus offen auf syndikalen Boden. Und 
zwar nicht nur auf wirtschaftlichem, sondern auch auf politischem Gebiet. 
Das korporative Prinzip, das in Italien eine lange und glorreiche Tradition 
besitzt, ist die Grundlage des sozialen Lebens; es muß auch zur Grundlage des 
politischen Lebens werden. Die Herrschaft der unorganischen Massen, denen 
nur zu oft unwissende und unbefugte Politisierer entstammen, soll durch den 
legitimen Einfluß organisierter Gemeinschaften ersetzt werden auf dem Gebiete 
der Kultur, der freien Berufe, der Lokalinteressen, der wirtschaftlichen Pro- 
duktion, aus denen bewußte und sachlich vorgebildete Vertreter hervorgehen 
werden. Als erster Schritt dieser notwendigen Entwicklung der politischen Ein- 
richtungen kann und muß die Senatsreform gelten; eine Wahl auf Grund des 
korporativen Prinzips wird dem Senat Kraft und Autorität geben,. um der 
gefährlichen Allmacht einer von undifferenzierten Massen gewählten und daher 
das reale Leben der Nation nicht zum Ausdruck bringenden Kammer entgegen- 
zutreten«. | 

Die wirtschaftlichen Sonderinteressen in dem Gesetzgebungsapparat durch 
einen Umbau des Senats vertreten zu lassen, schien allgemein ein sehr plausibler 
Gedanke zu sein. Prof. Pantaleoni, der theoretisches Verfechter der atomistisch- 
liberalen Oekonomie, zugleich einer der schärfsten Vertreter des entschlossenen 
Kampfes der bürgerlichen Klasse gegen den Sozialismus, schrieb 1919, daß 
eine derartige Senatsreform durchaus dem Sinne der Verfassung des König- 
reichs entspreche, da ja deren $ 67 die Ernennung der Senatsmitglieder aus 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen vorsehe, welche heute nur noch einer Neu- 
klassifizierung bedürfen würden. (La fine provisoria d’un epopea. Bari.) Auch 
der Senatsvorsitzende Tittoni hat sich später zum Problem grundsätzlich ge- 
äußert. Er spricht sich gegen eine Vielheit von Consigli tecnici — was doch 
die Vorstellung Mussolinis war — aus, denn diese würden zur Prävalenz der 
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Um dieselbe Zeit stand auf der Tagesordnung der Umbau und 
die Erweiterung des vor anderthalb Jahrzehnten errichteten 
Obersten Arbeiterrates (Consiglio superiore del lavoro); analoge 
Entwürfe wurden für die Landwirtschaft vorbereitet. Die Be- 
triebsräte versprachen die Grundlage eines künftigen Wirt- 
schaftsparlaments zu werden. Der Kampf im englischen Kohlen- 
bergbau um die Schaffung einer industriellen Selbstverwaltung, 
die deutschen Sozialisierungspläne, die deutschen Diskussionen 
über den kommenden Reichswirtschaftsrat, die wirtschaftlich- 
organisatorischen Projekte des französischen Gewerkschafts- 
bundes, das eigenartig idealisierte russische Sowjetsystem, — all 
dies gab genügend Material für korporativistische Lebatten in 
allen möglichen Schattierungen. Die rechtsstehenden Kreise 
suchten in diesem Gedankenkomplex eine Rettung vor dem all- 
gemeinen Wahlrecht, welches zu der Herrschaft der Sozialisten 
und Katholiken geführt habe. Den sozialistischen Kreisen wurde 
der Gedanke der korporativen Vertretung nahegelegt durch die 
Logik der wirtschaftlichen Bindung, die wachsende Bedeutung 
der gewerkschaftlichen und genossenschaftlichen Vertretungen, 
endlich durch die Perspektive der Sozialisierung der »reiferen« 
Industriezweige, die eine Vertretung der Teilnehmer in wirtschaft- 
lichen Spezialparlamenten voraussetzt. 

Der Fascismus, damals Partei der Kämpfer, die sich nicht 
mit Programmnuancen abgaben, hat sich das, was in der Luft 
lag, zu eigen gemacht. Mussolini schrieb über die Forderung der 
Interessenvertretung: »Wir haben uns die radikalsten Forde- 
rungen der modernen Arbeiterbewegung zu eigen gemacht.« 
Darüber, wie tief man dabei zu gehen habe, hat man sich keine 
einheitliche Vorstellung gemacht. Ein Teil der Fascisten (wie 
M. Bianchi) predigten ein volles Aufgehen des Staates in den 
Syndikaten (und beriefen sich dabei auf Proudhon); gleich- 
zeitig vertraten die andern den starken regulierenden Staat, 
die dritten den wirtschaftlichen Liberalismus. 


Um diese Zeit erscheint aber ein wichtiges Dokument: 








besonderen über die allgemeinen Interessen führen. Der Aufgabe, »die Kräfte 
der Qualitäte zur Geltung zu bringen, könnte am besten dadurch entsprochen 
werden, daß der ernannte Senat, der ja ohnehin die maximale technische Sach- 
verständigkeit darstelle, durch Delegierte der Körperschaften ergänzt würde. 
(T. Tittoni. I poteri finanziari dei due rami del parlamento e la riforma constitu- 
zionale belga del 1921. Roma 1924. Rezensiert in der Rivista di diritto pubblico, 
1924. 11.) 
6* 
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die »Carta di Carnaro«, die Verfassung, welche d’Annunzio für 
Fiume geschrieben hat. Ihrem politischen Wesen nach ist sie 
ebensowenig selbständig oder tief durchdacht, wie die früheren 
Aeußerungen des Fascismus; sie hat aber für sich die Kraft 
utopischer Intuition, die Gewalt dichterischer Sprache. Ihre Ent- 
stehung ist mit heroischen Erinnerungen verbunden. Und so 
konnte sie für viele Fascisten der Anfang, die Prophetie, die erste 
staatliche Offenbarung werden. 

Wir führen nur diejenigen Stellen an, die entweder für die 
eigentliche Staats- und Sozialauffassung wichtig oder für das 
ganze Dokument besonders charakteristisch sind. 


B. La Carta di Carnaro. 
Si spiritus pro nobis quis contra nos. 


III. 


Die Reggenza italiana di Carnaro ist eine echte Volksregierung — »res 
populie — die zur Grundlage hat die Macht der produktiven Arbeit und als 
Ordnungsform die breitesten und mannigfaltigsten Formen von Selbstverwal- 
tung, so wie sie in den glorreichen vier Jahrhunderten unserer Periode der Stadt- 
kommunen verstanden und ausgeübt wurde. 


IV. 


Die Reggenza erkennt an und bestätigt die Souveränität aller Bürger 
ohne Unterschied des Geschlechts, der Geburt, der Sprache, der Klasse, der 
Religion. 

Doch erweitert sie und hält hoch und bewahrt über allen andern Rechten 
die Rechte der Erzeuger. 

Sie schafft ab oder schränkt ein den übertriebenen Zentralismus der konsti- 
tuierten Gewalten. 

Sie verteilt die Kräfte und die Aemter so, daß im harmonischen Spiel 
des Mannigfaltigen das gemeinsame Leben immer mächtiger und immer reicher 
werde. 


V. 


Die Reggenza beeifert sich, die Tage und die Werke zurückzuleiten in 
jenen Lebenssinn tugendhafter Freude welcher berufen ist, das von einem ein- 
förmigen Regiment der Unterjochung und Lüge endlich befreite Volk von Grund 
auf zu erneuern; 

beständig ist sie bemüht die Würde aller Bürger zu erhöhen und ihren 
Wohlstand zu steigern. 


VII. 
Die Grundfreiheiten des Gedankens, der Presse, der Versammlungen und 
Vereine werden allen Bürgern durch diese Statuten gewährleistet. .... Der 


Mißbrauch der statutarischen Freiheiten kann, wenn er unerlaubte Zwecke 
anstrebt, und das Gleichgewicht des bürgerlichen Zusammenlebens stört, auf 
Grund von Gesetzen bestraft werden; jedoch dürfen diese in keiner Weise das 
vollkommene Freiheitsprinzip verletzen. 
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VIII. 


Die Statuten gewährleisten allen Bürgern: elementare Bildung in hellen 
und gesunden Schulen; körperliche Erziehung in offenen und gut ausgestatteten 
Palāstren ; Arbeit, gegen ein zum guten Leben ausreichendes Lohnminimum; Für- 
sorge bei Krankheit, Invalidität, unfreiwilliger Arbeitslosigkeit; Ruhegehalt im 
Alter; Schutz des Gebrauches legitim erworbener Güter; Unverletzbarkeit der 


Wohnung; habeas corpus; Schadenersatz bei Gerichtsirrttum und Amtsmißbrauch. 


IX. 


Der Staat erkennt das Eigentum nicht an als absolute Herrschaft der 
Person über die Sache, sondern betrachtet es lediglich als eine der nützlichsten 
sozialen Funktionen. 

Kein Eigentum darf der Person ausschließlich vorbehalten werden, als 
wäre es Teil ihrer selbst; noch kann es erlaubt werden, daß ein träger Besitzer 
das Eigentum brach liegen lasse oder darüber schlecht verfüge, so daß alle 
andern davon ausgeschlossen werden. 

Einziger gesetzlicher Rechtstitel auf die Herrschaft über irgend ein Pro- 
duktions- oder Tauschmittel ist die Arbeit. 

Einzig die Arbeit ist Herr über die Substanz, die höchste Fruchtbarkeit 
und höchste Nützlichkeit erreichen soll. 


X. 


Der Hafen, der Bahnhof und die Eisenbahnen des fiumanesischen Ge- 
biets sind ewiges, unbestreitbares, unveräußerliches Eigentum des Staates. 


XII. 


Alle Bürger beiderlei Geschlechts haben volle Freiheit beliebige Gewerbe, 
Berufe, Künste und Handwerke zu wählen und auszuüben. 


XIII. 


Dreierlei Träger von Geist und Kraft (tre specie di spiriti e di forze) wirken 
zusammen an der Ordnung, an der Bewegung und an dem Gedeihen der Ge- 
meinschaft: 

die Bürger 
die Korporationen 
die Kommunen. 


XIV. 


Drei sind die Glaubenssätze, die in der Gemeinschaft der eidgenössischen 
Kommunen (commune giurate) über alle anderen gestellt werden: 

das Leben ist schön und ist wert auf eine strenge und prächtige Weise 
gelebt zu werden von dem Menschen der durch die Freiheit wieder ganz ge- 
worden ist; 

ein ganzer Mensch ist derjenige, welcher jeden Tag seine eigentümliche 
Tugend (virtü) neu zu erfinden versteht, so daß er jeden Tag seinen Brüdern 
ein neues Geschenk machen kann; 

die Arbeit, auch die niederste, auch die unscheinbarste, leitet, wenn sie 
gut ausgeführt wird, zur Schönheit und schmückt die Welt. 

XVII. 


Der politischen Rechte für verlustig erklärt werden, jedesmal auf Grund 
eines regulären Rechtsurteils: 
... säumige Steuerzahler; 
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unverbesserliche Parasiten, die der Gemeinschaft zur Last fallen, falls 
sie nicht körperlich — durch Krankheit oder Alter — zur Arbeit unfähig sind. 


XVIII. 


Der Staat ist der gemeinsame Wille und die gemeinsame Anstrengung des 
Volkes zu einer immer höheren Stufe materieller und geistiger Kraft. Nur die 
fleißigen Erzeuger des gemeinschaftlichen Reichtums und die fleißigen Schöpfer 
der gemeinschaftlichen Macht sind Vollbürger der Reggenza und bilden mit 
ihr eine einzige wirkende Substanz, eine stets sich steigernde Fülle (una sola 
sostanza operante, una sola pienezza ascendente). 

Welcher Art immer die geleisteten Arbeiten seien, ob Arbeit der Hand 
oder des Geistes, des Gewerbes oder der Kunst, befehlende oder ausführende — 
alle haben in eine der zehn verfassungsmäßigen Korporationen eingeschrieben 
zu sein, welche ihre Form dem Vorbild der Kommune entnehmen, aber ihre 
Energie frei entfalten und die gegenseitigen Pflichten und die gegenseitigen 
Hilfeleistungen frei festsetzen. 


XIX. 


In der ersten Korporation sind eingeschrieben: alle Lohnarbeiter der 
Industrie, der Landwirtschaft, des Handels und des Verkehrs, sowie die kleinen 
Handwerker und die kleinen Grundbesitzer, welche die landwirtschaftliche 
Arbeit selbst. verrichten und nur in geringer Zahl und vorübergehend Hilfs- 
kräfte beschäftigen. 

Die zweite Korporation vereinigt alle Angehörigen des technischen und 
administrativen Personals der privaten industriellen und landwirtschaftlichen 
Betriebe unter Ausschluß der Besitzer. 

Die dritte setzt sich zusammen aus den Angehörigen der Handelsbetriebe 
mit Ausnahme der eigentlichen Arbeiter; auch hier unter Ausschluß der Be- 
sitzer. 

Die vierte Korporation verbindet die Arbeitgeber der industriellen, land- 
wirtschaftlichen, Handels- und Verkehrsbetriebe, sofern sie nicht lediglich Be- 
sitzer oder Mitbesitzer sind, sondern — dem Geist der neuen Statuten gemäß — 
scharfsinnige Führer und emsige Mehrer des Betriebes. 

In der fünften sind begriffen die öffentlichen — kommunalen wie staat- 
lichen — Angestellten aller Ränge. 

Die sechste Korporation enthält die geistige Blüte des Volkes: die stu- 
dierende Jugend und deren Meister: die Lehrer der öffentlichen Schulen und 
die Studenten der höheren Institute; die Bildhauer, Maler, Architekten und 
Dekorationskünstler, dieMusiker — alle, die die schönen Künste, die szenischen 
Künste, die schmückenden Künste ausüben. 

An der siebenten nehmen teil alle übrigen Angehörigen der freien Berufe. 

Die achte wird gebildet aus den kooperativen Arbeits-, Produktions- und 
Konsumvereinigungen, vertreten ausschließlich durch ihre Leiter. 

Die neunte umfaßt alle Seeleute. 

Der zehnten entspricht kein Handwerk, keine Zahl, keine Benennung. 
Ihre Erfüllung kann nur erwartet werden: so wie die der zehnten Muse. Sie ist 
den geheimen Kräften des Volkes — in seiner Arbeit und in seinem Aufstieg — 
vorbehalten. Sie ist gleichsam ein Votivbild, geweiht dem unbekannten Genius, 
der Erscheinung des neuesten Menschen, den idealen Umgestaltungen der Werke 
und der Tage, der vollendeten Befreiung des Geistes über die mühselige Hast 
und den blutigen Schweiß empor. 

Sie wird im bürgerlichen Heiligtum dargestellt durch einen brennenden 
Leuchter, der als Inschrift ein altes toskanisches Wort aus dem Zeitalter der 
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Kommunen trägt — wunderbare Andeutung einer vergeistigten Form der 
menschlichen Arbeit: 
»Fatica senza fatica«?). 


XX. 


Jede Korporation übt die Rechte einer vom Staat voll anerkannten juristi- 
schen Person aus. 

Sie wählt ihre Konsuln; 

gibt in ihren Versammlungen ihren Willen kund; 

bestimmt über ihre Verträge, ihre Satzungen, ihre Abkommen; 

regelt gemäß eigener Weisheit und gemäß eigenen Erfahrungen ihre innere 
Gesetzgebung; 

sorgt für den eigenen Bedarf und steigert ihr Vermögen durch Besteue- 
rung aller Mitglieder nach Maßgabe des Lohnes, des Gehaltes, des Betriebs- 
gewinnes oder des beruflichen Einkommens; 

verteidigt auf jedem Gebiet die eigene Klasse und gibt sich alle Mühe, 
deren Würde zu steigern; 

beeifert sich die Technik ihrer Künste und Handwerke der Vollkommenheit 
entgegenzuführen; 

sucht die Arbeit zu disziplinieren, indem sie sie den Vorbildern moderner 
Schönheit zustreben läßt; 

gliedert sich niedere Arbeitsschichten an, um sie zu höheren Leistungen 
anzuregen und anzuleiten; 

heiligt die Verpflichtungen gegenseitiger Hilfe; 

setzt die Fürsorgeleistungen für kranke oder geschwächte Genossen fest; 

erfindet ihre Wahrzeichen, ihre Embleme, ihre Musik, ihre Gesänge, ihre 
Gebete; 

setzt ihre Zeremonien und Riten ein; 

wirkt, so prächtig sie nur kann, mit bei der Zurüstung der gemeinsamen 
Feste, der Jahresfeiern, der Spiele zu Lande und zur See; 

verehrt ihre Toten, verherrlicht ihre Führer, feiert ihre Helden. 


XXI. 


Fūr die Beziehungen zwischen der Reggenza und den Korporationen und 
für die Beziehungen der Korporationen untereinander gelten dieselben Regeln, 
welche die Statuten für die Beziehungen zwischen der Reggenza und den eid- 
genössischen Kommunen sowie den Kommunen untereinander bestimmen. 

Die Mitglieder jeder Korporation bilden einen freien Wahlkörper, um 
Vertreter in den Rat der Versorger (Consiglio dei Provvisori) zu wählen. Den 
Konsuln und den Wahrzeichen der Korporationen ist bei den öffentlichen Zere- 
monien die erste Stelle vorbehalten. 


[XXII —XXVI. 


In diesen den Kommunen gewidmeten Paragraphen werden gewisse dezen- 
tralistische Prinzipien ausgesprochen. ] 


XXVII. 


Zwei durch Wahl gebildete Körperschaften üben die gesetzgeberische 
Gewalt aus: 
der Rat der Besten (Consiglio degli Ottimi) 
der Rat der Versorger (Consiglio dei Provisori) 


2) Etwa: Arbeit ohne Mühe: das Wort »faticae hat beide Bedeutungen. 
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[XXVIII —XXX. 


Der Rat der Besten wird nach dem allgemeinen direkten und propor- 
tionalen Wahlrecht für drei Jahre gewählt. Er besteht aus mindestens 30 Mit- 
gliedern und tritt nur einmal jährlich und nur für kurze Zeit zusammen. Kom- 
petenz: Zivil- und Strafrecht, Polizei, nationale Verteidigung, Mittelschul- 
bildung, — die Elementarschulbildung wird den Kommunen überlassen — 
schöne Künste, Beziehungen zwischen Staat und Kommunen. 


XXXI—XXXHl 


Der Rat der Versorger, von den Korporationen für zwei Jahre gewählt, 
setzt sich aus 60 Mitgliedern zusammen: je ıo Mitglieder von den Arbeitern, 
den Arbeitgebern und den Seeleuten, je 5 von den übrigen Korporationen. 
Jede Korporation wählt ihre Vertreter aus ihrer eigenen Mitte, auf Grund des 
allgemeinen, geheimen und proportionalen Wahlverfahrens. Der Rat tritt 
zweimal jährlich zusammen und gebraucht bei den Debatten »il modo laconico«. 
Kompetenz: Handels- und Seerecht, Arbeitsdisziplin, Verkehrswesen, öffent- 
liche Arbeiten, Handelsverträge, Zölle usw., technischer Unterricht, Industrie- 
und Bankwesen, Handwerk. 


XXXIV. 
Einmal im Jahr tritt der Rat der Besten mit dem Rat der Versorger zum 
Großen Nationalrat — Arengo del Carnaro — zusammen. Kompetenz: Be- 


ziehungen zu andern Staaten, Finanz- und Staatsschatzwesen, Hochschul- 
wesen, Aenderungen der Verfassung, Erweiterungen der Freiheit. 


XXXV—XXXVI. 


Sieben Rektoren üben die ausführende Gewalt aus. Den Rektor für Volks- 
wirtschaft und den Rektor für Arbeit wählt der Rat der Versorger; die Rek- 
toren des Inneren und der Nationalverteidigung werden von dem Rat der Besten, 
die Rektoren des Aeußern, der Finanz und der Volksbildung von dem National- 
rat gewählt. Jedes Jahr findet Neuwahl statt.] 


[XXXVII—-XLI. 
Ueber die gerichtliche Gewalt] °’). 


XLIII. 

Gerät die Reggenza in äußerste Gefahr und erblickt ihre Rettung in der 
ergebenen Willenskraft eines Einzelnen, der es versteht alle Kräfte des Volkes 
zu sammeln, anzufeuern und zum Siege zu führen, so kann der feierlich ver- 
sammelte Nationalrat einen Befehlshaber (il Commandante) *) durch Zuruf 
bestimmen und ihm die höchste Gewalt ohne Widerruf übertragen. Der Rat 
bestimmt die Dauer der Machtbefugnis, wobei er nicht zu vergessen hat, daß 
die Diktatur in der römischen Republik eine sechsmonatliche Dauer hatte. 


XLIV. 


Für die Dauer der Machtbefugnis vereinigt der Befehlshaber die gesamte 
politische und militärische, gesetzgeberische und vollziehende Gewalt. Die 
Vertreter der vollziehenden Gewalt bekleiden neben ihm das Amt der Sekretäre 
und Kommissäre. 





3) Vom Standpunkt des korporativen Gedankens aus ist es wesentlich, 
die von den Korporationen gewählten Arbeitsgerichte zu erwähnen. — 

4) Es sei daran erinnert, daß d’Annunzios eigener Titel in den Tagen 
von Fiume »il Commandante« war. 
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Ist die Frist der Machtbefugnis abgelaufen, so tritt der Nationalrat zu- 
sammen und berät über die Frage: 

den Befehlshaber in seinem Amt wieder zu bestätigen, 

ihn abzusetzen, 

seine Stelle durch einen andern Bürger zu besetzen, 

ihn zu verbannen. 


[LV—LXII. 


Weitere konstitutionelle Normen betreffen: Verfassungsänderung, Volks- 
initiative, Referendum, Petitionsrecht, Abberufung der Magistrate durch die 
Wählermehrheit, Verantwortung der Beamten vor Gericht.] 


LXIII. 


Ein Kollegium der Aedile wird eingerichtet, das ausgewählt wird aus 
Männern von reinem Geschmack, ausgezeichneter Erfahrung und heutiger 
Bildung... Ihm ist anvertraut die Sorge für Zierung des bürgerlichen Lebens; 
es sorgt für die Sicherheit, den Anstand, die Gesundheit der öffentlichen und 
privaten Gebäude; 

verhindert die Schändung der Straßen durch häßliche oder falsch ge- 
legene Gebäude; 

rüstet die Feste der Bürger zu Lande und zur See mit maßvoller Eleganz 
eingedenk jener unserer Ahnen, denen ein süßes Licht, ein paar leichte Guir- 
landen, die Kunst der Bewegung und Gruppierung von Menschen genügten 
um Wunder der Freude zu schaffen; 

bringt die Arbeiter zum Verständnis dessen, daß es eine fromme Hand- 
lung ist, die ärmste Wohnstätte mit irgendeinem Zeichen der Volkskunst zu 
schmücken; und daß in dem einfachen Zeichen, das von Geschlecht zu Ge- 
schlecht sich forterbt, eingeschnitten oder aufgemalt auf dem Backtrog, auf 
der Wiege, dem Webstuhl, dem Schrank, dem Joch ein religiöses Gefühl vom 
menschlichen Geheimnis und von der tiefen Natur enthalten ist; 

bemüht sich dem Volke die Liebe zur schönen Linie und zur schönen 
Farbe wiederzubringen in all den Dingen, die dem alltäglichen Leben dienen: 
ihm zu zeigen wievieles unsere Alten aus einem leichten geometrischen Motiv, 
einem Stern, einer Blume, einem Herzen, einer Schlange, einer Taube — auf 
einem Becher, einem Krug, einer Bank, einem Kästchen zu machen verstanden; 

bemüht sich dem Volk zu zeigen, warum und wie der Geist der alten kom- 
munalen Freiheiten nicht nur in den Linien sich offenbarte, sondern bis in jene 
Prägung, die der Mensch dem lebendig und mächtig gemachten Werkzeug 
aufdrückte; 4 

bemüht sich endlich, in der Ueberzeugung, daß ein Volk nur eine solche 
Baukunst haben kann, wie sie die Stärke seiner Knochen und der Adel seiner 
Stirn verdienen, die Unternehmer und die Baumeister zum Verständnis anzu- 
regen und anzuleiten, daß die neuen Stoffe — Eisen, Glas, Zement — nur darauf 
warten, in den Erfindungen der neuen Architektur zum harmonischen Leben 
gehoben zu werden. 


LXIV. 


In der Reggenza von Carnaro ist die Musik eine religiöse und soziale Insti- 
tution. Alle tausend, alle zweitausend Jahre hebt sich aus den Tiefen des Volkes 
ein Hymnus und verewigt sich. 

Ein großes Volk ist nicht nur dasjenige Volk, das sich dem eigenen Bilde 
gemäß seinen Gott schafft, sondern dasjenige Volk, das auch seinen Hymnus 
für seinen Gott schafft. 


BE O BERN 
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Ist jede Wiedergeburt eines edlen Menschtums eine lyrische Kraft, ist 
jedes einstimmige und schöpferische Gefühl eine lyrische Macht, ist jede neue 
Ordnung eine lyrische Ordnung — im kräftigsten und heftigsten Sinne des 
Wortes — so ist die Musik als rituale Sprache die Urheberin des Lebensaktes, 
des Lebenswerkes. 

Scheint es nicht, daß die große Musik jedesmal der angespannten und 
gierigen Menge das Reich des Geistes verkündigt ? 

Das Reich des Geistes ist noch nicht angefangen. 

»Wenn die Materie welche die Materie bewirkt, die Arme des Menschen 
zu ersetzen imstande sein wird, dann wird der Geist beginnen, die Morgenröte 
seiner Freiheit durchscheinen zu sehne .... 

Wie der Schrei des Hahnes die Morgendämmerung heraufruft, so ruft 
die Musik die Morgenröte, jene Morgenröte herauf. 

Inzwischen findet die Musik ihre Bewegungen und ihre Fülle in den Werk- 
zeugen der Arbeit und des Gewinnes und des Spieles, in den tosenden Maschinen, 
die dem strengen Rhythmus ebenso gehorchen wie die Dichtung. 


Die Pausen der Musik aber bilden das Schweigen der zehnten Korpora- 
tion.., 

Der Leser wird die für uns wichtigen Momente unschwer 
auffinden. Er wird leicht das Persönliche, — ob im Stil oder im 
Inhalt — des Dichters von den politischen Triebkräften der 
Carta unterscheiden. Er wird leicht verstehen, welche von den 
Prinzipien der Carta den ersten Trägern des Fascismus, der 
kriegerisch-revolutionären, radikal-patriotischen Jugend, in der 
Situation der großen sozialen Krise entsprechen mußten. Der 
Leser wird leicht sehen, zwischen welchen Polen die Bestrebungen 
dieser Generation gespannt sind. Hier liegt ein Widerspruch 
zwischen »\Wirtschaft« und »Geist«: auf den Einteilungen der 
wirtschaftlichen Sphäre sind die Korporationen aufgebaut, der 
smühseligen Hast«, der sangespannten Arbeit«, dem »bitteren 
Geschmack des Getriebes« wird grundlegende Bedeutung zu- 
erkannt, — und doch müssen sie irgendwo überwunden werden, 
im Triumph des reinen Geistes, in der Musik, in der »zehnten 
Korporation«. Hier liegt ein Widerspruch zwischen Bindung 
und Freiheit. Die häufige Betonung der Disziplin, der weit ge- 
steckte, ausführlich regelmentierte Kreis der Pflichten des 
Staates, die Beschränkung des Eigentums, die Kriegsdienst- 
pflicht für beide Geschlechter, die rechtliche Bevorzugung der 
»Produttori«, — all das erinnert an die bekannten Tendenzen der 
sozialen Bindung, und doch ist darin keine Spur eines geschlos- 
senen Ständewesens, alles ist auf freier Selektion, auf dem Auf- 
stieg der Besten aufgebaut und die absolute Freiheit schwebt als 
letztes Ziel vor. Hier liegt auch ein Widerspruch zwischen dem 
romantischen Traditionalismus und dem Geist der Moderne: 
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neben den politischen Vorbildern der Antike und des Mittel- 
alters werden auch die allerneuesten Erfindungen demokratischen 
Verfassungswesens nicht verschmäht; neben dem bodenständigen 
Volksornament werden die Ansprüche des Eisens, des Glases, 
der Maschinen pathetisch anerkannt: wie auch der ganze Ton 
der Carta von Statik und Konservativismus weit entfernt ist, 
und sie fast im Geiste des Aufstiegs und Fortschritts gefaßt ist. 
Hier liegt ein Widerspruch zwischen dem Pathos des Helden, des 
Diktators, den Forderungen des geistigen Adels, und den Ideen 
der modernen Massendemokratie, die die Auswahl der »Besten« 
dem allgemeinen Wahlrecht überläßt. Diese Gegensätze sind 
der Ideologie einer Zwischenschicht in einer historischen Ueber- 
gangsperiode eigen. In ihnen sind schon die künftigen Kompro- 
misse mit dem »Alltag« angedeutet, sie weisen schon darauf 
hin, daß die mit revolutionärer Inbrunst begonnene Bewegung 
keine Erneuerungskräfte in sich finden wird und die elastische 
Weisheit srinnovare conservando, conservare rinnovando« ihr 
eigen nennen wird. 

Diese Carta, die mehr als Utopie sein wollte und weniger 
als Utopie geworden ist, macht in allen Fragen von konkreter 
Bedeutung Konzessionen. Die Bindung beschränkt sich auf 
Gewährleistung von Lohnminimum, auf die Verwandlung des 
Eignungsprinzips in ein Prinzip der »sozialen Funktion«. Daher 
kann auch den Korporationen nur eine formale Bedeutung und 
eigentlich kein wesentlicher Inhalt zukommen; die »geistige 
Aristokratie« oder Hierarchie beschränkt sich auf die Aedilität, 
dieses Institut der künstlerischen Kultur. So wird die mutige 
Sehnsucht der Erneuerer auf Geste, Belehrung, Beredsamkeit 
beschränkt. Der utopische Schwung wird durch Konzessionen 
gehemmt. 

DieCarta von Casnaro wurde am 31. August 1920, drei Monate 
vor dem Falle Fiumes, von d’Annunzio in einer Volksversammlung 
vorgelesen, und etwas später wurde die Reggenza »proklamiert«. 
Zu einer Durchführung kam es nie. 

Die Verteidigung Fiumes durch d’Annunzio fiel in die Zeit, 
die der von uns bereits erwähnten Abwendung des Fascismus 
von den radikal-syndikalistischen Ideen unmittelbar voranging, 
so daß der Fall Fiumes die Abwendung endgültig besiegelte. 
»Die Hauptstadt Italiens liegt heute am Quarnero, nicht am 
Tiber« hatte Mussolini früher erklärt in derselben Nummer seiner 
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Zeitung, die einen Aufruf zur Unterstützung der Metallarbeiter 
und einen Ausweis über den Streikunterstützungsfonds ent- 
hielt. Und etwas später, noch charakteristischer: »Fiume ist 
die Auflehnung der »großen Proletarierin« (d. h. Italiens) gegen 
die neue Heilige Allianz der Weltplutokratie. Proletarier: Die 
Sozialisten verkaufen euch an Nitti und an die Großbanken!« 
— Nach dem Falle Fiumes werden andere Methoden angewandt, 
andere Bundesgenossen gefunden, andere Ziele gesetzt. 


C. Die Consigli tecnici nach der Auffassung 
der Partei und der Gewerkschaften. 


Doch scheint eine unmittelbare Einwirkung der Carta auf 
die Gedankenwelt der mit dem Unternehmen von Fiume sympathi- 
sierenden Kreise nicht gleich verschwunden zu sein. Zwar ver- 
schlechterten sich rasch die Beziehungen zwischen d’Annunzio 
und den Fasci 5); den »Legionären« wurde verboten in die gewalt- 
tätigen, brudermörderischen Fasci einzutreten — ein Verbot das 
fast ausnahmslos übertreten wurde. Die von d’Annunzio ge- 
führte Gewerkschaft der Seeleute geriet bald in Konflikt mit 
den fascistischen Gewerkschaften ®). Doch bildete die Carta die 
Grundlage für die Diskussionen der Regionalkongresse, die der 
Parteigründung auf dem HerbstkongreßB 1921 vorausgingen. 
Allerdings wurde der den Regionalkongressen vorgelegte, im 
Sinne d’Annunzios gehaltene Vorschlag (von Marsich aus Venedig 
vorgelegt) nur in ganz allgemeiner Form und mit einschränkenden 
Mahnungen versehen angenommen ?), mancherorts aber schlecht- 
hin abgelehnt. Entscheidend wurde die Stellung Mussolinis, 
der in seinem programmatischen. dem kommenden Kongreß 
gewidmeten Artikel im »Popolo d’Italia« (4. Nov. 21) erklärte: 

6) Vgl. »D’Annunzio e il Fascismo«, von Umbertd Foscanelli, ehem. Sekre- 
tär des Kabinettschefs von D’Annunzio in Fiume. Mailand. Casa Editrice 
Italiana »Audacee.. Ohne Jahreszahl. 

6, Vgl. Mario Viana. Sindacalismo S. 97—103. — Die Gewerkschaft der 
Seeleute bildet noch 1924 eine Sonderorganisation, ohne Kontakt mit den 
fascistischen Gewerkschaften. Hingegen führt das »Comitate nazionale di azione 
sindacale dannunziana«, das die Carta kurzerhand zu seinem Programm er- 
klärte, lediglich eine Scheinexistenz. (Zeitschrift: »Sindacalismoe). 

1) Typisch z. B. folgende Beschränkung: »... es sind gewisse Reserven 
nötig gegenüber dem wunderbaren Vorbild der D’Annunzio-Verfassung, denn 
ein dichterisches Werk und die praktische Anwendbarkeit, die Rücksicht auf 


historische Notwendigkeiten sind verschiedene Dinge.« (Bolzon auf dem lom- 
bardischen Kongreß vom 22. II. 1921.) 
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»Daß die Carta di Carnaro für eine in bestimmten historischen 
Realitäten lebende und handelnde Partei ein Programm darstelle, 
kann man schwerlich behaupten« Sachlich wurde das korpo- 
rative Prinzip in derselben Form proklamiert wie in den Kund- 
gebungen der früheren Jahre. Im Parteiprogramm heißt es 
(in dem vom Kongreß — November 1921 — angenommenen Vor- 
schlag M. Bianchi’s): 


ŁA. Innenpolitik; 4. Beschränkung der Funktionen und Vollmachten des 
Parlaments und Errichtung von Consigli Nazionali Tecnici mit gesetzgeberi- 
schen Funktionen auf ihrem eigenen Gebiet. Zur Kompetenz des Parla- 
ments gehören die Probleme, die das Individuum als Staatsbürger und den 
Staat als Organ der Realisierung und des Schutzes der obersten nationalen 
Interessen betreffen; zur Kompetenz der C. N.T. die Probleme die sich auf 
die verschiedenen Kategorien der Individuen als Produzenten beziehen. 
Jeder volljährige Bürger wird über eine politische Wahlstimme für die Parla- 
mentswahlen und über eine Wahlstimme für den C. N.T. seiner Kategorie 
verfügen. e 


Hat Mussolini noch im Februar 1921 bei der Erläuterung 
seiner »Postulate des Fascismus« hinsichtlich der »Consigli tec- 
nicie bemerkt: »hiermit haben sich die Fascisten die radi- 
kalsten und von Grund aus erneuernden Thesen des Arbei- 
tersyndikalismus zu eigen gemacht«, so wird später diese Be- 
rufung bei dem Wachstum der bewaffneten Macht, die die 
Ziele der Partei auch ohne besonders fundierte »Thesen« durch- 
zusetzen vermag, überflüssig. Nur noch bei demonstrativen Ge- 
legenheiten wird auch vom korporativen Prinzip Gebrauch ge- 
macht. 


So äußerte sich z. B. Mussolini zwei Wochen nach der Ergreifung der 
Macht einem Vertreter der Auslandspresse gegenüber (am ıı. November 
1922; zit. nach dem Corriere d’Italia): »Es gibt kein Beispiel, daß die Parla- 
mente eine Frage sachlicher Art gelöst hätten. Die Consigli Nazionali Tecnici 
werden nach Berufen gewählt, und so werden die Bürger, welche den Berufs- 
körperschaften angehören über zwei Stimmzettel verfügen: der eine zur 
Wahl des Deputierten, der andere zur Wahl der Sachverständigen (tecnici). 
Das Parlament wird über die großen Fragen (der Politik ?), die Consigli Tecnici 
über die technischen und praktischen Fragen entscheiden. Nach unserem 
Entwurf werden diese Versammlungen nicht in Rom ihren Sitz haben, son- 
dern dort wo sie ihrer Eigenart nach hingehören: so z. B. wird der Landwirt- 
schaftsrat in Bologna, der Schiffahrtsrat in Genua seinen Sitz haben«. 


Indessen steuerte aber die siegreiche Partei einer andern 
Lösung der Verfassungsfragen zu. Nicht die Frage »Parlament 
oder Korporationen«, sondern »Parlament oder Diktatur« war 
aktuell. Die Extremen (wie der römische »Impero«) gebärdeten 
sich schlechthin santielezionistisch«, Mussolini suchte aber nach 
einem Wege, die verfassungsmäßige Kontinuität zu bewahren 
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und das Parlament zu einem verfassungsmäßigen Selbstmord zu 
bewegen: dies geschah durch die Lex Acerbö, das berühmte, 
vom Parlament angenommene Wahlgesetz, das der Exekutive 
eine Mehrheit sicherte, und das uns noch beschäftigen wird 8). 
Hier sei nur noch bemerkt, daß die Väter dieses Gesetzes, M. 
Bianchi und Acerbö, Sachverständige der Partei für konsti- 
tutionelle Fragen und hohe Beamte des Ministerpräsidiums 
resp. Innenministeriums, also nächste Gehilfen Mussolinis, auch 
nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes mit dem korporativen 
Gedanken spielten. 


In seiner Wahlrede in Aquila im März 1924 betonte Acerbö zuerst die Not- 
wendigkeit der juristischen Anerkennung und Regelung der Syndikate, deren 
rechtlicher Status jedoch nur dann stabil und sicher werden könne, wenn sie 
eine politische, eine gesetzgebende Funktion erhielten und ihre Kom- 
petenzen im Verhältnis zu den anderen staatlichen Organen geregelt werden. 
... Zu diesem Zweck müßten ihre Vertreter in den Senat eingeführt würden, 
der dadurch neues Leben und eine größere politische Autorität auch gegen- 
über der Kammer gewinnen würde. 

In seiner Rede in Chieti (31. III. 1924) beschäftigte er sich wieder mit 
der Rolle der Gewerkschaften in der künftigen Staatsverfassung. Der Syndika- 
lismus habe heute eine solche Bedeutung im Lande, daß er nicht mehr ignoriert 
oder übergangen werden dürfe. In Italien vervollkommne er sich im Geist, 
in der Organisation, in der Aktivität, indem er sich den Notwendigkeiten 
des sozialen Lebens füge; er finde seine Traditionen in den mittelalterlichen 
Korporationen, welche das Gedeihen der Produktion bewirkten. Diese waren 
nichts anderes als »friedliche Gewerkschaften« (sindicati pacifici), die sich 
in den Bahnen des Staatslebens bewegten und seine Organe waren. Hin- 
gegen sei der moderne Syndikalismus von Anbeginn, in Italien wie in fast allen 
übrigen Ländern Europas ein Werkzeug der partikularen Interessen, ein 
Element des Kampfes außerhalb des Staates, ja gegen den Staat gewesen. 
Dem Fascismus als Partei sei es gelungen, im Gegensatz zu den »klassistischene 
und staatsfeindlichen, antinationalen Organisationen eine Gewerkschafts- 
bewegung zu schaffen, die es anerkennt, daß in dem höchsten Gut, der natio- 
nalen Gesamtheit, eine wohlbestimmte Schranke der Gewerkschaften liegt; 
und daß sie sich nicht mehr als ein ausschließliches Werkzeug des Klassen- 
kampfes und des Schutzes von Gruppeninteressen, sondern als Faktor der 
Produktion zu empfinden haben, der in Zusammenarbeit mit anderen Faktoren 
den materiellen, sittlichen und intellektuellen Fortschritt der arbeitenden 
Klassen beschleunigen wird, indem er die ökonomische und politische Macht 
des Staates immer restloser bejaht. — Es sei nun die Aufgabe der Regierung, 
dieses Element des sozialen Gefüges durch größere Verantwortung und durch 
bestimmte Rechte zu binden, damit es sich in der Bahn des Staates für den 
Staat auswirke. Dies läßt sich aber nur dadurch erzielen, daß diesen sozialen 


8) Bei der Besprechung des Wahlgesetzes in der Kammer (15. VII. 23) 
erklärte Mussolini: »Das Parlament! Es wird gesagt, daß wir das Parlament 
aufheben wollen. Nein! Denn erstens wissen wir nicht, wodurch wir es ersetzen 
würden. Die sogenannten Consigli tecnici sind noch im embryonalen Zustand. 
Es ist möglich, daß man später diesen Consigli tecnici einen Teil der gesetz- 
geberischen Arbeit übergeben wird.s 
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Formationen die Möglichkeit gegeben wird, ihre eigenen Rechte zur Geltung 
zu bringea: durch juristische Institutionen und durch das Wirken im Schoße 
eines fundamentalen Organs des Verfassungslebens, wo sie gerade aus ihren 
Gegensätzen die notwendige gegenseitige Beschränkung und Disziplinierung 
schöpfen werden... (Nach den Berichten des Corriere d’Italia.) 


Die korporativistischen Gedankengänge kamen, mehr als in 
diesen Aeußerungen der Regierungsvertreter, in der aktiven 
Betätigung der schon erwähnten von der Partei emanierten frei- 
willigen »Consigli Tecnicie zum Ausdruck. Als Promotor dieser 
Organisationsbewegung galt lange Zeit der von der Partei er- 
mächtigte Generalsekretär der Consigli Tecnici, der später aus 
der Partei ausgeschlossene M. Rocca. Wir lassen einen Bericht 
der diesen Kreisen nahestehenden und über die Consigli Tecnici 
fortlaufend informierenden »Critica Fascista« (15. III. 1924) 
folgen. 

sDie Bewegung, die sich in Italien für die Errichtung der Consigli Tecnici 
Nazionali unter den Auspizien der fascistischen Regierung entwickelt, zeichnet 
sich im sozialen Arbeits- und Froduktionsleben durch ihre Originalität und 
Weite aus. 

Um die Bewegung zu leiten, ist ein Generalsekretariat für Consigli Tecnici 
errichtet worden, das zwar eine Emanation der fascistischen Partei ist, jedoch 
sobald wie möglich zu Staatsfunktionen erhoben werden soll. Dieses Sekre- 
tariat hat regionale Inspektorate und — fast in allen Provinzen des König- 
reichs — provinziale Sekretariate, und neben jedem Sekretariat »Komittees« 
errichtet. Diese werden von den Unternehmer- und Berufsverbänden, sowie 
von allen denjenigen juristischen Personen beschickt, die an den verschie- 
denen geistigen und wirtschaftlichen Betätigungen der Nation nicht vom 
Standpunkt des eigenen Gewinns sondern vom Standpunkt der Allgemeinheit 
interessiert sind; diese Einrichtung hat einen breiten und spontanen Erfolg 
zu verzeichnen. 

Der Grundgedanke ist, Vertretungsorgane zu errichten, welche ı. Interes- 
sen zum Ausdruck bringen, die auf Grund bestimmter sozialer Funk- 
tionen organisiert sind, und 2. Elemente enthalten, die in verschiedenen 
Materien sachverständig sind P).«e ,:. 


Wir wenden uns wieder den Gewerkschaften zu: denn sie 
müssen von allen, auch von den Nicht-Gewerkschaftlern, als der 
eigentliche Kern der organischen Neuordnung des Staates be- 
trachtet werden: heißt doch dieser künftige Staat »lo stato 
sindacale«. 

Tatsächlich lesen wir schon in dem vorläufigen Statut« der 
fascistischen Syndikate: 

»Art. 5. Die Konföderation konstatiert, daß die Ordnung der Gesellschaft 


sich auf der Grundlage der Gewerkschaften (sindicati) zu einer Vertretung 


», Der Gran Consiglio der Partei hat im November 1923 bestimmt, 
daß die Consigli tecnici sich bis auf weiteres nur als Organe der Partei mit be- 
gutachtenden Funktionen zu betätigen haben. 
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der Interessen aller Klassen und aller Kategorien entwickelt: sie stellt zwi- 
schen diesen ein Netz von wirtschaftlichen und rechtlichen Beziehungen 
fest, durch welche die entsprechenden sozialen Funktionen immer deutlicher 
bestimmt werden; sie behauptet daher, daß die Gewerkschaftsbewegung 
(il sindicalismo) nicht mehr eine spezifisch institutionelle Tatsache der alleini- 
gen »Arbeiter«klassen und -kategorien ist, sondern bereits — den ur- 
sprünglichen Anstoß, den diese Kategorien den andern gegeben haben, weiter- 
leitend — eine institutionelle Tatsache des ganzen Volkes geworden ist, und 
sich als solche in der Nation, dieser höchsten Synthese aller materiellen 
und geistigen Werte der Rasse verkörpert, und mit der Nation Eins sein 
wird (si immedesima nella Nazione) ... 

Art. 12. Um in den Mitbürgern das nationale Gefühl und Bewußtsein 
zur Entfaltung zu bringen, nimmt die Konföderation sich vor, nicht nur 
ein Propagandawerk sondern auch eine politische Aktion zu entwickeln, 
die zum Ziel haben soll, den organisierten Kategorien das Recht zu verschaffen, 
in technischen Staatskörperschaften mit gesetzgeberischen Funktionen 
direkt vertreten zu sein, damit sie eine sachliche Einsicht in die großen all- 
gemeinen, alle Kategorien umfassenden Interessen, sowie die obersten natio- 
nalen, alle Klassen betreffenden Notwendigkeiten erwürben.« 


Es dokumentieren sich aber aus der Mitte der fascistischen 
Gewerkschaften noch weitergehende und noch konkretere Formu- 
lierungen im Sinne des korporativen Gedankens. Die Interessen- 
vertretung als staatliche Institution verlangt eine juristische 
‚Anerkennung der Syndikate!®); ihre »Identifizierung mit der Na- 
tion« setzt zunächst die Verbindlichkeit der Tarifverträge für alle, 
auch für die Unorganisierten voraus. Von hier führt nur ein Schritt 
zur Zwangsmitgliedschaft der Gewerkschaften; und denkt man 
sich dabei die Tendenz zur Korporativierung im Zunehmen, das 
Regime der individuellen Vertretung im Abnehmen — und darauf 
basiert die korporativistische Anschauung, auch wenn sie für 
die Tagespolitik Mittelwege gestattet —, so zeichnet sich uns 
als das eigentliche Ziel — — der »stato sindacale«. 

Der hervorragendste theoretische Vertreter des »stato 
sindacale« ist zweifellos Sergio Panunzio, Professor der Rechts- 
philosophie in Ferrara. Wir haben ihn bereits erwähnt, als vom 
revolutionären Syndikalismus die Rede war. Heute gehört er 
zu den Führern der fascistischen Gewerkschaften und ist Sekretär 
der Lehrerkorporation. Seine wissenschaftlichen Schriften 1) 

10) „Sobald die Consigli tecnici und die korporativen Organisationen 
überhaupt eine endgültige juristische Form erhalten, wird es nicht ausgeschlossen 
sein, daß man Institute findet, um deren permanente Zusammenarbeit mit der 
Regierung zu ermöglichens (Erklärung Mussolinis an die Handelssyndikate 
am 2I. II. 24). 
© 1) cf. Sindacalismo e medio evo, Napoli, Verlag »Partenopea«. — Lo stato 
di diritto (nur die ersten Lieferungen erschienen) 1921. Zuletzt: Stato e sinda- 


cati, in der Rivista intenazionale di filosofia di diritto, 1923. I. — Ferner Auf- 
sätze in der »Stirpe«, im »Lavoro d’Italia«, seit 1923. 
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gelten dem Gegensatz zwischen der atomistischen und der ge- 
nossenschaftlichen Staatsauffassung; auf italienischem Boden 
und unter Anknüpfung an italienische Traditionen 12) werden 
hier Prinzipien vertreten, die an die Gierkesche Rechtsauffassung 
erinnern; in ihrer Anwendung auf das gegenwärtige soziale 
Organisationswesen ist er etwa mit H. Sinzheimer in Deutsch- 
land, mit Duguit in Frankreich solidarisch. 


12) Die Behauptung, daß der korporative Staatsgedanke mit dem Recht 
und den Institutionen des Mittelalters, und zwar gerade des italienischen Mittel- 
alters in Kontinuität stehe, spielt in der einschlägigen Diskussion eine große 
Rolle. Schon Corradini suchte seinerzeit zu beweisen, daß in Italien das 
korporative Prinzip von den rassenreinen italienischen Kommunen, das Prinzip 
des zentralistischen Obrigkeitsstaates aber von den Feudalherren germanischen 
Ursprungs vertreten war. Dieser Gedanke wurde von der gegenwärtigen fascisti- 
schen Literatur popularisiert. Man ging sogar etwas weiter und suchte die 
wahren Väter der fascistischen Gewerkschaften in der römischen Antike zu 
entdecken, in den beruflichen Kollegien der republikanischen Zeit, die durch die 
spätere Gesetzgebung des Kaiserreichs obligatorisch wurden. (M. Viana. Sinda- 
calismo. Introduzione: Dalle corporazioni medioevali al parlamento del lavoro. 
Bari, 1923.) Auch dieser Gedanke, der die in der deutschen Wissenschaft 
unverrückbar stehende Entgegensetzung der römischen und der germanischen 
Auffassung von Individuum und Genossenschaft eigenartig umkehrt, wurde 
populär. Entsprach er doch den Bestrebungen der fascistischen Gewerkschaftler 
und der Regierung, in dem Pathos der römischen Größe ein Gegengewicht für 
die internationalistischen Ideologien zu schaffen (die offizielle Arbeiterfeier am 
2ı. April — »Gründungstag Roms« — als Waffe gegen die sozialistische Mai- 
feier!). — Diese Erinnerungen werden auch von anderen Kreisen zu ihren Zwecken 
benützt. Als nach den Parlamentswahlen von 1924 eine Spaltung zwischen den 
offiziellen, liberal gerichteten und den profascistischen Freimaurern entstand, such- 
ten diese das Gewicht.der fascistischen Idee dadurch zu steigern, daß sie den 
Gedanken des korporativen Staates als den zentralen fascistischen Gedanken 
darstellten und mit den Namen Dante und Numa Pompilius verbanden. (Vgl. 
das Rundschreiben vom 15. April 1924, unterzeichnet vom Führer der Sezession. 
E. Frosini, als dem Gran Maestro del Grande Oriente Italiano.) 


Die Sozialisten suchen den fascistischen Gewerkschaften diesen histori- 
schen Nimbus abzunehmen und zu beweisen, daß die Gewerkschaften eine 
spezifisch moderne und internationale Erscheinung und daß die fascistischen 
Korporationen lediglich ein Werkzeug der durchaus modernen Großbourgeoisie 
seien. (So Gino Baldesi, Dalle antiche corporazioni al moderno sindacalismo. 
Milano 1924. Der Verfasser gehört zu den Führern der Confederazione generale 
del lavoro. Das Buch wiederholt im wesentlichen die historischen Daten aus 
der »Histoire des Corporations de me£tierse von Martin Saint-L&on; es hat aber 
den schärfsten Widerstand der fascistischen T ag es presse hervorgerufen.) — 
Andererseits gibt ein so konsequenter individualistischer Rechtstheoretiker 
wie V. E. Orlando gern zu, daß die modernen Gewerkschaften wirklich die- 
selbe Rechtsfigur darstellen mögen, wie ihre Vorläufer aus dem Mittelalter, fügen 
aber hinzu, daß dies infolge der negativen Erfahrung des Mittelalters gerade 
gegen den »stato sindacale« spreche. (Vgl. seinen jüngsten Aufsatz in der 
Rivista di diritto pubblico, 1924, I, p. 8.) 
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»Eine Art Rückkehr zum Mittelalter ist die wesentlichste und die unbe- 
streitbarste Tatsache der bewegten, stürmischen Zeiten in denen wir leben. 
Es handelt sich, wie immer, um eine — wie die Soziologen sich ausdrücken — 
sscheinbare Wiederkehr«; und doch um eine Wiederkehr... Aus dem Trüm- 
merfeld der alten Gesellschaft hebt sich eine zentrale und zusammenfassende 
Institution empor, und behauptet sich, ungebrochen und sicher, ihrer Macht, 
ihrer historischen Würde voll — und dies ist das Syndikat, die Korporation. 
Und der Staat selbst, den wir von den vergangenen Generationen übernommen 
haben, ... findet die Elemente seiner Neubildung — oder ist im Begriffe 
sie zu finden — im Syndikat. Der Staat kann heute nicht begriffen werden 
als eine Summe von Individuen und interindividuellen Beziehungen, sondern 
als eine Summe von Syndikaten und von intersyndikalen Beziehungen, von 
»kollektiven Vereinbarungen« Das Verhältnis zwischen dem Syndikat und 
dem Staat ersetzt das Verhältnis zwischen dem Individuum und dem Staat: 
hier ist ein neues öffentlich-rechtliches Verhältnis, das allmählich immer größere 
plastische Anschaulichkeit, immer größere rechtliche Prägnanz gewinnen 
wird; hier entstehen neue politische Gedanken und Ordnungen, eine Reihe 
von radikalen Wandlungen in der Regierung, in den öffentlichen Gewalten, 
in der Gesetzgebung, im Privatrecht, in der Verwaltung und in der Vertretung.« 
(La rappresentazione di classe. »Rinnovamento« 15. VIII. 1919, zit. nach 
F. Pergolesi, La rappresentazione corporativa nelle assemblee politiche. Rom 


1923.) 

Dieser Formulierung seiner Gedanken ist Panunzio treu 
geblieben auch als er in die fascistischen Gewerkschaften eintrat. 
Dadurch ist gleichzeitig auch die ideologische Tendenz der 
fascistischen Gewerkschaften in dieser Frage charakterisiert. 
Doch hat die Praxis eine Reihe von Enttäuschungen bereiten 
müssen. Sogar die juristische Anerkennung der Gewerkschaften 
läßt auf sich warten und bleibt nach wie vor Gegenstand der 
Kongreßdiskussionen !?). Die Stellung der Regierung gegenüber 
dem Gedanken der korporativen Vertretung bleibt eine zwei- 
deutige und vorerst kann eher von einer Beherrschung der Ge- 
werkschaften durch den Staat (Aufsichtsdekret 24. Januar 1924) 


13) »Die squadre di azione, diese Vertreter der potentiellen militärischen 
Kraft des neuen fascistischen Staates, haben sich mit Notwendigkeit in die 
Miliz des Staates umgewandelt; genau so und aus demselben logischen, politi- 
schen und juristischen Grunde sollen sich die fascistischen Gewerkschaften in 
obligatorische staatliche Gewerkschaften verwandeln. Und wie heute eine squadra 
di azione als freiwilliger, lediglich de facto existierender Verband nicht denkbar 
wäre, so ist heute auch eine freiwillige, lediglich de facto existierende fascistische 
Gewerkschaft nicht denkbar.« (S. Panunzio in einer Sitzung des National- 
rates der Confederazione delle Corporazioni sindacali. zit. nach der »Polemica 
fascistae, 8. Juli 1923.) Das im Justizministerium vorbereitete Dekret über 
die Allgemeinverbindlichkeit der Tarifverträge wurde aber zurückgenommen, 
nicht zuletzt auch auf Veranlassung bestimmter Gruppen der fascistischen 
Gewerkschaftler, die diese Maßnahme mit Rücksicht auf die Arbeitgeber- 
schaft, noch mehr aber mit Rücksicht auf die konkurrierenden Gewerk- 
schaftsrichtungen für nicht opportun hielten. (Vgl. noch S. 133.) 
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als von Neubildung des Staates durch die Gewerkschaften die 
Rede sein; und auch die Zusammenfassung aller Interessenten- 
gruppen in einem — wenn auch zunächst nur fascistischen — 
Korporationsbau, ist, wie wir sahen, an dem Widerstand der 
Industrieunternehmer gescheitert. l 


D. Der Volkswirtschaftsrat. 


Namentlich ist aber das Fazit der gesetzgeberischen 
Tätigkeit der Regierung ein für den korperativen Gedanken un- 
günstiges gewesen. Die »Versachlichung« der Politik ging nicht 
auf dem Wege der Schaffung von Interessenvertretungen, son- 
dern auf dem Wege der Steigerung der Vollmachten einer in 
sich unabhängigen Exekutive. Der Senat blieb bestehen; schon 
in der konkreten Zusammensetzung, in der ihn die Staatsum- 
wälzung antraf, war er der Regierung genehmer als das Parla- 
ment: sie fand denn auch für ihn — so z. B. in den Sitzungen 
sofort nach der Machtergreifung — viel gnädigere Worte als für 
die brüsk behandelten »Demagogen« des Monte Citorio. Las 
Ernennungsprinzip, das dem Senat zugrunde lag, mußte aber, 
noch mehr als die momentane Zusammensetzung, der Regierung 
angenehm sein. Die Regierung die sich bemühte, mit Hilfe ihres 
Wahlgesetzes ein ernanntes Parlament zu konstruieren, hätte 
vorerst keinen Grund gehabt, den ernannten Senat aufzuheben. 

So beschränkt sich die gesetzgeberische Tätigkeit des 
Fascismus auf dem Gebiete der Interessenvertretung auf die 
Schaffung oder Aenderung der beratenden Wirtschafts- 
organe. Loch gleich werden wir aus dem tatsächlichen Charakter 
dieser Institutionen sehen, was dabei eigentlich beabsichtigt 
wurde. 

Das wichtigste und am meisten umstrittene Organ war das 
Consiglio superiore del lavoro. Es war schon 
1902 gegründet; die Entwicklung der Nachkriegsjahre machte 
seine Reform im Sinne der Erweiterung seiner Basis und seines 
Kompetenzgebietes notwendig. Giolitti setzte 1920 die Reform 
auf sein Regierungsprogramm, und sein Arbeitsminister, der 
Sozialist (und einer der Begründer der syndikalistischen Theorie 
m den Jahren 1905—07) Arturo Labriola sollte den Entwurf 
vorbereiten. Mussolini begrüßte die Absichten Giolittis als 
einen Schritt zur Verwirklichung der eigenen fascistischen 
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Staatsideale. Auch das Ministerium Facta blieb in dem Ge- 
leise des Giolittischen Reformentwurfs. Doch nimmt die Ent- 
wicklung mit der Machtergreifung durch die Fascisten einen ganz 
andern Gang. Es handelt sich zunächst darum, diesem Organ, 
in dem die Vertreter der freien und katholischen Gewerkschaften 
sitzen, eine regierungsfreundlichere Zusammensetzung zu geben: 
das Ministerium erhält das Recht, eine Erneuerung der Ver- 
treter anzuordnen (Dekret vom II. Januar 1923); es wurde wohl 
dabei noch nicht an die Aenderung des Verteilungsschlüssels 
der Sitze zwischen den Arbeitern und Unternehmern, sondern 
an die Einführung der fascistischen Gewerkschaften gedacht. 
Doch bald darauf greift man zu einer radikaleren Lösung: zur 
vollständigen Aufhebung des Consiglio superiore del lavoro 
und zur Uebertragung seiner Funktionen auf das Arbeits- 
ministerium (25. III. 1923). Durch ein weiteres Dekret (6. IX. 
1923) wurde dann das Arbeitsministerium selbst in das neu zu 
errichtende Volkswirtschaftsministerium eingegliedert. Dieses 
sollte (Art. 22 ff. des Dekretes) ein neues beratendes Organ er- 
halten: das Consiglio superiore dell’economia nazionale, das 
alle aufgehobenen oder noch aufzuhebenden beratenden Organe 
der früheren Ministerien für Landwirtschaft, für Handel, für 
Arbeit ersetzen sollte. Lie Errichtung dieses neuen, zusammen- 
fassenden Consiglio erfolgte denn auch durch Dekret vom 2. De- 
zember 1923; seine erste Sitzung fand im April 1924 statt. 

Der Consiglio dell’economia nazionale gliedert sich in 3 Sek- 
tionen: Landwirtschaft, Industrie, Handel. Eine besondere 
Arbeitssektion besteht nicht. Dies entspricht an sich dem Prinzip 
des »produttivismo«, wie wir ihn etwa schon bei Corradini kennen 
gelernt haben. In der heutigen konkreten Situation entspringt 
aber diese Gliederung wohl weniger einem aufbauenden Prinzip, 
als dem Wunsch, eine der Wirtschaftspolitik der Regierung zu- 
stimmende Mehrheit zu erzielen und gleichzeitig die eigentlichen 
sozialpolitischen Fragen i. e. S. in den Hintergrund zu schieben. 

Lie 45 Mitglieder des Consiglio dell’economia nazionale 
werden vom König auf Antrag des Volkswirtschaftsministers 
und eventuell (ove occorra) auf Vorschlag derjenigen 
Assoziationen, Organisationen oder Körperschaften ernannt, die 
an dem Kompetenzgebiet des Consiglio dell’economia nazionale 
interessiert sind. Lie höheren Beamten (capi di servizio) des 
Wirtschaftsministeriums sind Mitglieder ipso jure. Auf Ein- 
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ladung des Ministers nehmen auch ‚Sachverständige: mit be- 
ratender Stimme an den Verhandlungen des Consiglio dell’eco- 
nomia nazionale teil. Ausschließlich dem Minister gehört außer- 
dem der Vorsitz; das Initiativrecht; das Recht der Ernennung 
des Generalsekretärs des Consiglio aus der Mitte der höheren 
Beamten des Ministeriums; das Recht der Ernennung der drei 
Sektionssekretäre. 

Lie Verfassung des Consiglio ist also eine streng b urea u- 
kratische. Daß aber diese Bureaukratie in den Diensten 
bestimmter Klassen zu stehen beabsichtigt, ist aus der Zusam- 
mensetzung des Consiglio ersichtlich. 

Wir haben das im »Bolletino Ufficiale« des Volkswirtschafts- 
ministeriums abgedruckte Verzeichnis der Mitglieder (1924, 
Nr. 3—4; Dekret vom 18. I. 1924) auf ihre Gruppenangehörig- 
keit betrachtet und, soweit uns die einzelnen Namen bekannt 
waren, sind wir zu folgendem Ergebnis gekommen. 

Erste Sektion. Landwirtschaft. Vorsitzender: Ad- 
vokat, Senatsmitglied, Adliger. Von den ı5 Mitgliedern sind: 
5 Großgrundbesitzer (darunter I duca, I principe, I conte), 5 Ge- 
werkschaftler (darunter 4 Vertreter der fascistischen — pari- 
tätischen! — Landwirtschaftskorporation), I Vertreter der 
Kleinpächter, I hoher Beamter, 3 Hochschulprofessoren. 

Zweite Sektion. Industrie. Vorsitzender: Industrieller. 
Von den 15 Mitgliedern sind: ıı Industrielle (z. T. hohe Ange- 
stellte von Industriellenverbänden, aber auch von einzelnen Aktien- 
gesellschaften), 4 Gewerkschaftler (darunter 2 Fascisten). 

Lritte Sektion. Handel, Kredit- und Versiche- 
rungswesen. Vorsitzender: Handelskammerpräsident. Von 
den 15 Mitgliedern sind: 6 Vertreter von Unternehmerverbänden 
und Handelskammern, 5 Privatunternehmer, 3 hohe Beamte 
(die z. Z. Vertreter der staatlichen Versicherungsanstalten sind), 
I Vertreter der (fascistischen) Korporation für Handel und für 
mittlere Industrie. 

Diese Aufzählung spricht für sich. Interessant ist es jedoch, 
die somit tatsächlich zustandegekommene Zusammensetzung 
mit derjenigen zu vergleichen, die ein Jahr früher, kurz nach 
Eroberung der Macht, im Entwurf vorgesehen war. Da 
hatte man noch den paritätischen Modus in Aussicht gestellt. Die 
Mitgliedschaft des Consiglio sollte sich demnach wie folgt dar- 
stellen (nach dem sCorriere d’Italia«, 2. II. 1923): 
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hrandsfirtichafe: b: Groðgnindbesitzer, 6 kleine Landwirte, 6 Vertreter 
der Lohnarbeiter und Kleinpächter, 6 Vertreter der Genossenschaften, 6 neu- 
trale Sachverständige. 

Industrie: 28 Unternehmervertreter, 28 Arbeitervertreter, 6 neutrale 
Sachverständige. 

Handel, Kredit- und Versicherungswesen: ıı Unternehmer-, 11 Arbeiter- 
vertreter, 4 neutrale Sachverständige. 

Außerdem 6 Wissenschaftler mit beratender Stimme. 


Das Schicksal des Entwurfs spiegelt den Unterschied zwischen 
den prinzipiellen Bestrebungen einer Intellektuellenpartei und den 
wirklichen Ergebnissen einer Klassendiktatur. Die Herabsetzung 
der Gesamtmitgliederzahl mag im Interesse der Versachlichung der 
Geschäftsführung geschehen sein. Doch wird gleich unter dem 
Schlagwort der Sachlichkeit die krasseste Interessenpolitik ge- 
trieben, sobald das Prinzip der Parität beiseitegeschoben wird 1$). 


E. Die Träger des korporativen Gedankens 
in der fascistischen Bewegung. 


Soweit die Tatsachen der staatlichen Gesetzgebung seit 
der Marcia su Roma. Indessen dauert aber die ideologische 


14) Einige Wochen nach dem Inkrafttreten des Dekretes über den Consiglio 
dell’ economia nazionale wurde ein Dekret über die (beratenden) Consigli 
provinciali agrarii, also über die Unterorgane der landwirtschaftlichen Interessen- 
vertretung, veröffentlicht. Die Mitgliedschaft dieser Organe setzt sich aus 
drei Gruppen zusammen: ı. Sachverständige, die kraft ihres Amtes als land- 
wirtschaftliche Schulddirektoren, Landtierärzte usw. den Sitz erhalten, 2. vom 
Minister ernannte Vertreter der Organisationen und Institute, 3. Vertreter der 
Bevölkerung: diese wiederum zu %, von der Provinzialverwaltung, zu 23 von den 
Kommunen, oder — nach erfolgter juristischer Anerkennung der Verbände 
der Arbeiter und Unternehmer — von den Verbänden delegiert; dabei sind 
nur wählbar: Grundsteuerzahler von mindestens 25 Lire, Pächter und Lohnarbeiter 
mit ıojähriger Ansässigkeit und ortsansässige Doktoren der Landwirtschaft. 

Obgleich die genauere Verteilung der Sitze einem späteren Dekret vorbe- 
halten ist, läßt sich über die Tendenzen doch einiges aussagen. Auffallend 
ist die geringe Rolle der Korporationen und ferner eine mangelhafte Garantie- 
rung des paritätischen Prinzips. Die starke Betonung des lokalen Elements ist 
auf den latenten Druck der Popolari zurückzuführen, mit welchen man auf dem 
Gebiet der Agrarpolitik, und namentlich vor dem überraschenden Wahlerfolg 
der Fascisten in Süditalien, in anderem Maße zu rechnen hatte, als mit den 
Sozialisten auf dem Gebiete des industriellen Organisationswesens. Allerdings 
wurde die stark dezentralistisch orientierte katholische Presse durch diese 
Zugeständnisse nicht zufriedengestellt; der Bureaukratismus scheint ihr bedroh- 
lich, das allzuhohe Ansässigkeitsminimum gerade der Lohnarbeiter ausge- 
sprochen arbeiterfeindlich, die künftige Verteilung der den Korporationen 
verschiedener Richtung zugedachten Sitze — nach den Erfahrungen des Consiglio 
dell’ economia nazionale! — sehr zweifelhaft zu sein. Vor allen Dingen spielen 
sich die Popolari gegenüber der prinzipienlosen Interessenpolitik der fascisti- 
schen Regierung als prinzipielle Anhänger des korporativen Gedankens auf. 
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Verarbeitung des korporativen Gedankens innerhalb der fascisti- 
schen Organisation fort. Zwei Gruppen des Fascismus kommen 
dabei in Betracht: ı. die Gruppe der fascistischen Theoretiker, 
die sich um die Zeitschriften, wie die »Critica Fascista« in Rom, 
die »Polemica« in Neapel sammelt, und die sich bald zum so- 
genannten »Revisionismus« konsolidiert hat; 2. die fasci- 
stisshen Gewerkschaftler. Die Gegensätze und Rei- 
bungen zwischen diesen beiden Gruppen einerseits und den 
in den Ministerien, Provinzialverwaltungen und im Parteidirek- 
torium sitzenden »praktischen«, ihre Macht ohne weitläufige 
Theorien ausübenden, oder genießenden, oder gar mißbrauchen- 
den offiziellen Fascisten andererseits, bildeten schon in der 
Zeit vor der Ermordung Matteotis, ja schon vor den Frühjahrs- 
wahlen von 1924 die sogenannte »Krisis im Fascismus«. Die prin- 
zipiellen Gegensätze griffen so weit in den Körper der Partei ein, 
sie wurden vor allen Dingen durch das im politischen Leben am 
meisten wirksame Ferment der ganz persönlichen Angriffe, der 
überraschenden Enthüllungen oder Verleumdungen so reichlich 
gespeist (die berühmte parlamentarische »Korruption« der demo- 
kratischen Staaten wurde hiebei vielleicht übertroffen), daß als 
einzige neutrale Instanz il Duce blieb 15). 

Für uns ist die prinzipielle Seite des Gegensatzes wichtiger. 
Der Zusammenhang zwischen dem prinzipiellen Gegensatz und 
dem aktuellen Kampf der Persönlichkeiten und Kliquen ist zwar 
durchaus kein unmittelbarer, auch wenn der Kliquenkampf sich 
gerne auf Prinzipien beruft. Doch ist ein mittelbarer Zu- 
sammenhang zweifellos vorhanden. Da stehen auf der einen Seite 
die regierenden »Praktiker«, die teils aus wirklichem »Sinn für 
Realitäten« (wohl Mussolini selbst), teils aus persönlichen Macht- 
oder Gewinnrücksichten sich dem Druck der sozial herrschenden 
Gruppen, sei es der großstädtischen Plutokratie, sei es der lokalen 
Agrar- und Industriegrößen, willig hingeben, um so die Macht 
des Staates oder aber ihre eigene Macht zu »stabilisieren«. Ihre 
Ideologie stellt sich gern als die der »Hierarchie«, bei 


15) Durch die Ausschließung des Revisionistenhauptes, des ehemaligen 
Anarchisten Massimo Rocca, aus der Partei, wurde die Krisis nicht überwunden. 
Die Enthüllungen über die Oelkonzession an die amerikanische Sinclair-Gruppe, 
die die taktische Grundlage für den Vorstoß der Revisionisten gegen die Ex- 
ponenten der Regierungsfascisten, den Finanzminister Stefani, den gewaltfrohen 
Cremoneser Farinacci und andere bildeten, fanden nach der Ermordung Matteotis 
in der politischen öffentlichen Meinung, auch des Auslandes, Gehör. 
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konkreteren Gelegenheiten als die der Staats- und Parteidiszi- 
plin dar, oder gibt sich offen als die Rechtfertigung der Diktatur 
der Partei über den Staat; wir werden uns damit im nächsten 
Abschnitt zu beschäftigen haben. Auf der andern Seite stehen 
Theoretiker oder nicht reüssierte Parteipolitiker, die nun- 
mehr, der Bajonette müde, zu »Gehirn-Orgien« rufen, die vor 
Versandung der Revolution im seichten Bett des bureaukratischen 
Machtgenusses, des allzuleichten Gewaltregiments, warnen. Der 
Kampf der Revisionisten galt in erster Linie den einzelnen 
Mißbräuchen der Gewalthaber (nur der Name Mussolinis blieb 
stets unberührt), aber auch eine prinzipielle Fundierung blieb 
nicht aus. Diese beschäftigte sich mit der Ausarbeitung des 
fascistischen Staatsgedankens; das hieß: die 
verhängnisvoll gewordene Identität des Staates mit der herrschen- 
den Partei einer Kritik zu unterwerfen und einen neuen Staats- 
gedanken zu fordern. Und als das greifbarste positive Symbol 
dieses Gedankens mußte — freilich gegenüber der Wucht der 
negativen Polemik zurücktretend, aber doch schon als 
einzige positive und greifbare Forderung wichtig — das korpo- 
rative Prinzip hingestellt und der Prinzipienlosigkeit der offi- 
ziellen Kreise entgegengestellt werden. 


»Der Fascismus ist klar in seinem ganzen negativen Programm, 
dem Programm des Widerstandes gegen die Dogmen, Mythen, Utopien, mit 
denen das Volk mehrere Jahrzehnte hindurch vom Sozialismus berauscht wurde; 
des Widerspruchs gegen alle hieraus folgenden antisozialen und auflösenden 
Tendenzen; des Widerspruchs gegen den Klassismus (classismo, d. h. Lehre 
vom Klassenkampfe J. M.), gegen den Antipatriotismus und jedwede Dema- 
gogie. Klar ist der Fascismus auch in seinem Programm der Restaura- 
tion: Restauration der staatlichen Autorität, der sozialen Ordnung, der 
Disziplin, der Hierarchien, der moralischen und intellektuellen Werte, kurz 
alles dessen, was in Korruption und Untergang begriffen war. Er stellt sich 
somit, von dieser Seite her gesehen, als eine große Kraft der sozialen Erhal- 
tung dar. Hingegen ist es durchaus nicht klar, was denn sein Programm der 
positiven Neuerungen sei, die sich, im Sinne eines Weitergehens an die bloße 
Wiederaufrichtung oder Konsolidierung des von der Auflösung Geretteten 
anschließen sollen. Soll der Fascismus seine revolutionäre Tat bis an ihr 
Ende führen, so darf er sich nicht damit begnügen wieder gutzumachen, was 
die andern Parteien und Regierungen schlecht gemacht oder zerstört haben, 
sondern er muß danach streben auch etwas Neues zu tun. Gelingt es ihm 
nicht, dann wird er, nachdem seine geschichtlich große restaurierende Funk- 
tion zu Ende sein wird, das Feld an irgendeine andere Bewegung abtreten 
müssen, die einen entschlosseneren und radikaleren Willen zur Erneuerung 
haben wird, die von einem neuen produktiven Gedanken — und ein solcher 
wird sich sicherlich bilden — erzeugt werden wird.« 

»... Der Urgedanke (idea madre) des Fascismus ist der Antiklassismus: 
der Fascismus in seinen historischen Ursprüngen wie in seiner realen Hand- 
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lung ist wesentlich Antiklassismus, d. h. nicht Leugnung der Klassen und deren 

‚realer und legitimer Forderungen, sondern Unterordnung der Interessen 
einer jeden Klasse unter die Interessen der Allgemeinheit, und Verneinung 
jedes Anspruches einer Klasse auf irgendeine Vorherrschaft im Staate. Neben 
diesem Urgedanken und in engem Zusammenhang mit ihm bildet der Fascis- 
mus einen andern Gedanken heraus, die antidemokratische Idee, indem 
er es für notwendig erklärt, daß Träger der höchsten Staatsfunktionen, nament- 
lich der gesetzgeberischen, nicht eine amorphe und undifferenzierte, zum 
großen Teil aus Nichtsachverständigen zusammengesetzte Volksvertretung (wie 
die Deputiertenkammer) sei, sondern die »Obersten Fachräte« (Consigli superiori 
speciali); diese Organe sollen für verschiedene Zweige der Gesetzgebung 
und Verwaltung gebildet werden und sich zusammensetzen: aus Männern 
die eine technisch-politische Kompetenz für den betreffenden Zweig besitzen 
und aus gewählten Vertretern verschiedener Produzentenklassen. 

Dies ist die fundamentale Reform die es zu verwirklichen gilt, die große 
Reform, die den gesamten positiven programmatischen Gehalt des Fascismus 
konstruieren soll, und die einzig und allein einen wahren revolutionären Wert 
haben könnte. Wird sie nicht oder schlecht gemacht, so wird das bedeuten, 
daß der Fascismus in dem Werk des politischen Aufbaues versagt hat, und 
man wird dann nicht mehr von der fascistischen Revolution, sondern nur von 
der fascistischen Restauration sprechen dürfen ...e (M. Govi, Il momento 
decisivo. Fascismo e il problema costituzionale. »La Critica Fascista» 15. 
V. 24.) i 


Dies brachte aber die Revisionisten in die Nähe der fascisti- 
schen Gewerkschaftsideologen. Denn für diese war die Idee 
des korporativen Staates die einzig mögliche Richtung in die die 
den Sozialisten entzogenen Massenenergien geleitet werden 
konnten. Diese Uebereinstimmung zwischen Revisionisten und 
Gewerkschaftlern ist weder praktisch sehr wirksam noch ist 
sie dauerhaft. Zwischen journalistischen Theoretikern und Ge- 
werkschaftsfunktionären läßt sich keine beständige, gegen die 
offizielle Partei gerichtete Bundesgenossenschaft zustandebringen; 
zudem sind die Bemühungen Mussolinis, die gewerkschaftlichen 
Massen zu domestizieren sehr intensiv, so daß den radikalen Ten- 
denzen der Revisionisten die allein mögliche Massenbasis entzogen 
wurde !6); gegen die einzelnen Revisionisten aber hat er eine 


16) Interessant ist die Rivalität, die sich auf diesem Boden zwischen den 
Theoretikern aus dem »revisionistischen« Lager und den fascistischen Gewerk- 
schaften entwickelt. Denn auch diese sind — wie wir schon gesehen haben — 
bestrebt, paritätische Organe der Interessenvertretung zu schaffen, die unter 
Umständen Keime einer künftigen staatlichen Neuorganisation darstellen 
sollen. Und als die gemischte landwirtschaftliche Korporation errichtet wurde, 
fragte die »Critica Fascista« (Anno II, S. 385): »wenn nun diesen korporativen 
nationalen Organen (den Gewerkschaftsorganen) die Behandlung und Lösung aller 
wirtschaftlichen Probleme in verschiedenen Produktionszweigen von Rossoni 
anvertraut wird, so fragt es sich sofort: und was wird dann die Funktion der 
Consigli tecnici sein ?e — Diese Frage wird dahin beantwortet, daß das Gebiet 
der gewerkschaftlichen Organe doch nur die Interessenkämpfe (und deren 
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Taktik des klugen Gewährens oder Versagens seiner persönlichen 
Gunst angewandt. Trotzdem liegt es in der Logik der Dinge 
selber, daß hier eine Konsolidierung der Opposition um große 
Ideenkomplexe zustande kam 17). 


F. Freiheit und Bindung der Wirtschaftin 
der fascistischen Politik. 


Worin liegt nun der Grund der Niederlage des korporativen 
Prinzips? 

Wir haben ihn schon eingangs angedeutet. Der korporative 
Gedanke greift tiefer als es scheint, er kann nicht auf der Ober- 
fläche der Verfassungsfragen stehenbleiben, denn er drückt mehr 
aus: die Bindung des Gesellschaftslebens. Diejenige Klasse die 
auf die herrschende Partei entscheidenden Einfluß ausüben kann, 
lehnt aber die Bindung dort ab, wo sie ihr hinderlich, — akzep- 
tiert sie dort wo sie ihr förderlich ist. 

Die Bindung durch die Korporationen könnte dem Unter- 
nehmertum eine gewisse Garantie gegen die Streiks geben. Daher 
die Bemühungen der fascistischen Korporativisten diese Seite 
der Sache zu betonen: »la carta bollata è preferabile allo sciopero« 
(Stempelpapier ist besser als Streik) sagte Pannunzio auf der 
Gewerkschaftskonferenz im Mai 1924. Aber die Streiks sind 
auch ohne Eintritt der Unternehmerorganisationen in die Kor- 
porationen zurückgegangen, einfach kraft der Entwicklung der 
Wirtschaftskrise, dann kraft des politischen Druckes, den die 


Schlichtung ?), das der Consigli tecnici aber — die in ihrer Mehrheit aus 
Sachverständigen, nicht aus Korporationsvertretern, bestehen — die eigent- 
lichen Wirtschaftsfragen sein sollten. — Merkwürdig ist dabei, daß beide 
Konkurrenten sich auf die wohlwollende Haltung der Regierung (Mussolinis 
selbst) berufen können: sie hat fast gleichzeitig den landwirtschaftlichen Kor- 
porationen ihre Glückwünsche ausgesprochen, und das bereits erwähnte Dekret 
über die landwirtschaftlichen Consigli zur großen Befriedigung der »Critica 
Fascista« erlassen. Diese unverpflichtende Haltung der Regierung in kon- 
kreten Fragen steigert natürlich die Unklarheit und nährt die Auseinander- 
setzungen zwischen den Doktrinären und den Gewerkschaftlern. 

17) So war eigentlich der »Impero«, dieses Organ der »selvaggi« (der »wilden«, 
der Anhänger unbedingter Gewalt-Diktatur) im Recht, wenn er die Krise des 
Fascismus so auf einem Bilde darstellte: auf der einen Seite »die wahren Fasci- 
sten«: stattliche Jünglinge in Schwarzhemden und Wickelgamaschen; auf der 
andern Seite »die falschen Fascistene: ihre äußere Hülle ist wie bei den ersten, 
aber darunter zeigt sich ihr wahrer Kern — eine Arbeiterbluse mit radikalisti- 
scher Kravatte, die Brille und der Bart des Doktrinärs. Mussolinis Keulenhieb 
gilt nun diesen: den sovversiven Elementen, die sich im Fascismus selbst 
eingenistet haben (18. Mai 1924). 
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siegreiche Klasse durch die fascistische Partei, die Miliz 
und die fascistischen Gewerkschaften ausübte. Dabei bedienten 
sie sich der Gewerkschaften ohne sich organisatorisch an sie zu 
binden. 
Streiks in Italien 1919—1923. 
(Ohne politische Streiks.) 


(Nach: Documenti sulla condizione finanzaria ed economica d’Italia, vorge- 
legt dem Parlament vom Finanzminister de Stefani, Roma, Libreria dello 
Stato. Dicembre 1923. Documento Nr. 27). 




















Industrie Landwirtschaft Gesamtzahlen 


























1919 | 1626 | 1.070 | 11.000 1834 | 1.584 

1920 | 1881 | 1.268 | 16.398 2070 | 2.314 | 30.569 
1921 | 1045 645 7:773 1134 724 8.180 
1922 | 552 | 443| 6.586 575 | 448| 6.917 
1923 153 5o 244 155 50 245 


Diese Ziffernreihe, namentlich auch das Verhältnis zwischen 
den landwirtschaftlichen und den gewerblichen Streiks (man 
vgl. S. 721—723 im Bd. 52 des Archivs) spricht deutlich genug. 
Und da wird die Erklärung verständlich, die G. Miceli (Critica 
Fascista, 15. Mai 1924) für die Haltung der Unternehmer gibt: 


»Das Kapital, dieses wesentliche Element der Produktion im Zeitalter 
der Fabrik und der Großindustrie, muß sich auflehnen gegen jede Verbands- 
disziplin (è ribelle ad ogni disciplina sindacale): anonym und unidentifizierbar 
wie es ist, muß es eigenen Gesetzen gehorchen. — Die Erfahrung zeigt, daß die 
Arbeitgeber — auch außerhalb der Industrie — sich gegen Zusammenfassung 
in Syndikate sträuben. Und wenn trotzdem ihr Widerstand besiegt und das 
Syndikat errichtet wird, kommt dieses gar nicht zum praktischen Funk- 
tionieren. Und zwar nicht nur im materiellen Sinne des Wortes, sondern 
auch in dem Sinne, daß die Arbeitgeber den Geist der Zusammenarbeit gar 
nicht fühlen und sich auf die extreme Verteidigung von Kategorieninteressen 
versteifen. 

Daher mußte es, und zwar nicht selten, zum Streik als der unvermeid- 
lichen Folge kommen; dieser wurde jedesmal vermieden oder verschoben 
nur durch den Rekurs auf den Schiedsspruch des Duce und zwar vor- 
wiegend auf Anregung der Arbeiterschaft hin.« 


Hier kommen wir zum scheinbar paradoxen, im Grunde aber 
leicht erklärbaren Zentralpunkt der gesamten fascistischen Wirt- 
schaftspolitik: die Fascisten erklären sich auf wirtschaftlichem 
Gebiet für ultraliberal, für »liberal im klassischesten 
Sinne des Wortes« (Mussolini). Der starke Staat der Fascisten, 
der überall seine Macht erstreckt, die Freiheiten des einzelnen 
beengt, wagt sich nicht auf das »wirtschaftliche« Gebiet. Wenn 
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wir von der in Deutschland geläufigen Kontroverse »Wirtschaft 
gegen Staat« ausgingen, so könnten wir schwerlich entscheiden, 
ob nun der Fascismus die »Wirtschaft« oder den »Staat« vertritt. 
Der Ursprung dieser Position der Fascisten ist leicht fest- 
zustellen. In seinen Anfängen, als in ihm noch die revolutionär- 
syndikalistische Tradition lebendig war, war der Kampf gegen den 
Staat deren Anwendung: hatte man doch schon 1915 dem posi- 
tiven Staatsapparat (Parlament und Regierung), der dem Krieg 
gegenüber zu vorsichtig war, die kriegswillige »Nation« entgegen- 
gestellt, wobei man an anarchistische und syndikalistische Ideen- 
fragmente anknüpfte. Auch die Stellung von 1919 war noch 
keine privatkapitalistische. Wenn von der Entstaatlichung der 
Eisenbahnen die Rede war, so wurde damit — wie das Wahl- 
programm vcm Herbst 1919 sich ausdrückte — die »Anver- 
trauung der Eisenbahnen an die proletarischen Organisationen « 
gemeint. Und noch zwei Jahre später galt der Genossenschaftler 
C. Bazzi als dem Fascismus nahestehend, obgleich er die »Kor- 
porativierung« (»Vergenossenschaftlichung«) der öffentlichen Be- 
triebe vertrat; und Mussolini selbst äußerte sich in seiner ersten 
Rede als neugswähltes Mitglied der Kammer von I92I: swir 
werden uns den genossenschaftlichen Experimenten nicht ver- 
schließen; aber wir bekämpfen aufs entschiedenste die Ver- 
staatlichung«. Gerade die Streiks in den gemeinnötigen Betrieben 
waren es aber, die die Position des Mittelstandes endgültig be- 
stimmt und seine Bundesgenossenschaft mit dem Unternehmer- 
tum besiegelt haben: war doch der Mittelstand der dritte 
Leidende im Kampf. Diese Entwicklung hat Mussolini am 
besten gesehen; als erster, viel früher als viele seiner engsten 
Mitarbeiter, als M. Bianchi z. B., verläßt er alle syndika- 
listischen Illusionen und erklärt sich unzweideutig für die 
radikalste Entstaatlichung der Wirtschaft zugunsten des Privat- 
kapitals. 
sDer Staat ist heute hypertrophisch, elefantenartig, enorm, und dabei 
äußerst empfindlich: er hat eine Anzahl von ökonomischen Funktionen über- 
nommen, die dem freien Spiel der Privatwirtschaft überlassen werden sollten. 
Der Staat spielt heute den Tabakhändler, den Postboten, den Eisenbahner, 
den Versicherer, den Reeder, den Kaffeehändler, den Spielbankhalter, den 
Bademeister usw. Jede staatliche Unternehmung ist ein ökonomisches Un- 
glück (disastro economico). Ein ökonomischer Staat (stato economico), ein 
monopolistischer Staat ist gleichbedeutend mit Bankerott und Ruin ...« 
(Weiter schlägt Mussolini vor, die dem Staate entzogenen öffentlichen Be- 


triebe »zwei oder mehreren« privaten Unternehmern sanzuvertrauen«) (»Popolo 
d’Italia« 7. I. 1921). 
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Der Widerspruch zwischen der Stellung der Fascisten gegen- 
über allen »Staatsfeinden«, »sovversivie usw. einerseits, und 
dieser Entstaatlichungstendenz andererseits: zwischen der Rolle 
der Beschützer und Bestärker des Staates und der Rolle seiner 
Enteigner, sieht Mussolini wohl. Er löst ihn so: 

»Wir sind für die Rückkehr des Staates zu seinen eigentlichen, nämlich 
den politisch-juristischen Funktionen ... Verstärkung des politischen Staates, 
allmähliche Demobilmachung des ökonomischen Staates.« 

Diese Lösung kann vielleicht logisch befriedigen, den sozio- 
logischen Inhalt des Widerspruchs erschöpft sie aber nicht. Es 
fragt sich: zu wessen Gunsten die Stärkung des politischen 
Staates, und zu wessen Gunsten die »Demobilmachung« des 
wirtschaftlichen Staates sich vollziehen muß; und wenn es sich 
dabei herausstellt, daß beides zugunsten eines und desselben 
sozialen Gruppenkomplexes geschieht, dann erst kann wirklich 
behauptet werden, daß der Widerspruch der abstrakten Begriffe 
(sStaate, »Wirtschaft) kein Widerspruch der konkreten 
sozialen Kräfte ist. 

Schon in der ersten Ministersitzung, die nach der Marcia 
su Roma stattfand, wurden Maßnahmen zur Entstaatlichung 
der Eisenbahnen und zur endgültigen und allgemeinen Auf- 
hebung des Obligatoriums der Namensaktien besprochen. Beides 
würde — auf verschiedenen Gebieten — eine konsequente Lurch- 
führung des ultraliberalen Prinzips bedeuten. Und doch ist 
beides noch heute nicht endgültig besiegelt. Die Ursachen werden 
schwerlich auf prinzipiellem Boden zu suchen sein. Unter den 
Gegnern der Entstaatlichung der Eisenbahnen befinden sich der 
Minister der öffentlichen Arbeiten Carnazza und der Eisenbahner- 
führer, der Cremoneser Selbstherrscher und Führer der »Selvaggi« 
Farinacci; gleichzeitig befand sich im Präsidium einer andern zur 
Entstaatlichung verurteilten Anstalt — des Nationalen Ver- 
sicherungsinstituts — der Führer der »Revisionisten« M. Rocca. 
Ob nun die Entstaatlichung trotz alledem, oder aber gerade 
deshalb nicht vorwärts gekommen ist, wagen wir nicht 
zu entscheiden; es will uns aber doch scheinen, daß die ultra- 
liberalen Prinzipien hier vor der Tatsache haltmachen mußten, 
daß die herrschende politische Partei resp. die in ihr vertretene 
mittelständische Schicht — selber ein wirtschaftliches Rück- 
grat behalten wollte. Namentlich gilt das von den Eisenbahnen: 
hier hat die Partei und die Miliz erfolgreich eingegriffen, hier hat 
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sie sich einen guten Ruf gesichert (wenigstens in den äußerlichen 
Funktionen) 12) und diesen wichtigen Hebel wird die Partei 
nicht ohne weiteres ausliefern, auch den Bundesgenossen nicht. 
Es ist also beinahe so, als hätten die Bourgeoisie und der fa- 
scistische Mittelstand die wirtschaftliche Sphäre untereinander 
verteilt, wobei der letztere die öffentlichen Betriebe, die erstere 
die freie Wirtschaft beibehielt, und dafür eine volle Befreiung 
von den Bindungen der Kriegs- und Nachkriegszeit, eine steuer- 
liche Entlastung, vor allem aber eine gezähmte Arbeiterschaft 
erhielt. 

Auch das Schicksal des Namensaktienwesens ist ein kompli- 
ziertes. Im Jahre 1920 wurde vom Finanzminister Luzzati die 
obligatorische Nominativität der Bankaktien eingeführt; einige 
Monate später erweiterte Giolitti die Nominativitätspflicht auf 
alle Aktien. Bonomi hat dieses Dekret suspendiert, Mussolini 
aufgehoben. Und nun erheben sich aus den den Banken nahe- 
stehenden Kreisen Stimmen für die Wiedereinführung des 
Luzzatischen Systems. All dies ist nicht verständlich, wenn man 
hier nur die Prinzipien der finanziellen Staatskontrolle resp. 
der Befreiung des Kapitals von dieser Kontrolle sehen würde. 
Denn wichtiger ist der Gegensatz innerhalb der Kapi- 
talistenkreise. Worum cs sich heute handelt, ist — der Schutz 
des Bankkapitals vor dem Eindringen des nicht-bankmäßigen, 
industriellen und zwar neu-industriellen Kapitals 1°). Die Stel- 
lungnahme der regierenden Partei, die selbst keiner der beiden, 
überhaupt keiner Kapitalistengruppe entsprungen ist und selbst 
eigene Lebensinteressen besitzt, zu diesen innerkapitalistischen 
Kämpfen ist eine durchaus schwierige: die bloße Wiederholung 
der ultraliberalen Prinzipien kann im Zeitalter des Monopol- 
kapitals doch nur eine Lüge sein. 

Noch deutlicher ist es im Süden, wo sich der Monopolis- 
mus direkt an das rückständige Latifundiensystem anschließt, 
und einem schweren Konkurrenzkampf mit der fortgeschritte- 


18) Ueber das eigentliche Geschäftsgebaren vgl. mehrere Artikel im »Mondo« 
April 1924. 

19) So handelte es sich im Frühling 1924 um den Kampf zwischen dem 
sCredito Italiano« und den um die Snia- Gesellschaft gruppierten Kapitalien, 
die teils in der Reederei, teils in der Kunstseidefabrikation investiert waren und 
kriegszeitlichen Ursprungs sind. Damit wiederholten sich aber nur die ähnlichen 
Kämpfe, die schon in der Zeit Luzzatis um denselben sCredito Italianoe und 
um die »Banca Commerciale« geführt wurden, und die diese Banken damals 
zu einem Schutz- und Trutzbündnis zwangen 
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neren überseeischen Produktion ausgesetzt ist. Das durch diese 
Situation erzeugte System der halbstaatlichen Kartelle konnte 
von der Fascistenregierung nur weitergeführt werden: die 
»Camera agrumaria« (Zwangskartell der Orangen- und Zitronen- 
plantagenbesitzer) und der »Consorzio solfifero« (halbstaatliches 
Schwefelbergbaukonsortium) erhielten Dekrete, die nur zum Teil 
eine gewisse Befreiung der Privatinitiative darstellen (wie das 
an die beiden südlichen Emissionsbanken erlassene Verbot, 
Kredit unmittelbar an die Camera agrumaria zu erteilen, und 
die Weisung, direkte Kredite bis zu 3⁄4 des schätzungsweisen Ernte- 
wertes an die Unternehmer zu gewähren), zum andern Teil aber 
eine Reihe rigoroser Anweisungen enthalten. 


V. Der hierarchische Gedanke im fascistischen Staate 
und die Diktatur. 


Im I. Kapitel wurde bereits die Hierarchie innerhalb der 
fascistischen Gesamtorganisation dargestellt, wie sie sich vom 
»Duce« zu den Parteiorganen über die Miliz zu den Gewerkschaften 
herabgliedert. Wir sahen auch dort schon, daß hier von einer 
eigentlichen Hierarchie nur solange gesprochen werden kann, als 
die hierdurch bestimmte Beziehung zwischen oberstem Führer 
und Geführten eine tatsächliche höhere Weihe der Organisations- 
pyramide, eine vergeistigende Spannung aller Verhältnisse über- 
haupt bedeuten kann; zugleich haben wir aber die enge Begrenzt- 
heit dieser »Weihe« sehen müssen, jenseits derer die Gesamt- 
organisation nur noch teils durch Gewalt, teils durch Interessen 
zusammengehalten wird 2°). 

Die Eroberung des Staates durch die Fascisten hat sie nach 
ihrer eigenen Auffassung vor die Aufgabe gestellt, die Organi- 
sation zur Nation zu erweitern oder, wenn man will, die Nation 


20) Ob in Italien das Wort »Gerarchia« erst im Zeitalter des Fascismus 
der Verflachung zum Opfer gefallen und seine etymologische Bedeutung 
wenn nicht vergessen so doch verdünnt worden ist, wäre an sich ein in- 
teressantes Problem, zu dessen Beantwortung wir nicht berufen sind. Es 
ist freilich nicht zu verkennen, daß gewisse Kreise der fascistischen Jugend 
mit der Geste Ernst machen wollen. Mögen sie aber häufig genug Grund haben, 
die Partei als Orden aufzufassen, so scheitert diese Auffassung gänzlich, 
wenn man sie auf dass Staatsganze anwendet. — Die Umschlagseite 
der Mussolinischen Monatschrift »Gerarchia« trägt auf dem Titelblatt ein Bild, 
das auf einer siebenstufigen Treppe sieben Frauen mit gegen den Himmel ge- 
richteten Posaunen darstellt. Die Umschlagseite ist aber nur die äußerste Schale 
der »Gerarchia«. 
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in die Organisation einzusaugen. Der Wahlspruch: »La Patria 
non si nega, si conquistas konnte in dem fascistischen Italien 
so populär werden, nicht nur, weil seine erste Hälfte gegen den 
Sozialismus gerichtet werden kann, sondern namentlich weil seine 
zweite Hälfte eben jene Aufgabe: das Einsaugen der: Nation 
in den Fascismus, zum Ausdruck bringt. Fascismus und Italien 
sollen identisch werden. Die fascistischen Gewerkschaften sollen 
sich in allgemeine, das gesamte Volk umfassende Korporationen 
umwandeln, die fascistische Miliz aus einer Freischar zur eigent- 
lichen Waffenmacht des fascistischen Idealstaates werden (frei- 
lich nicht des konkreten heutigen Staates, solange er eben noch 
nicht ganz fascistisch ist) 2!); die fascistische Partei soll mit dem 
Apparat der Staatsverwaltung und Gesetzgebung zusammen- 
fallen, und der Duce del Fascismo zugleich Führer der italieni- 
schen Nation sein. So stellt der Staat als Ganzes eine »gerarchia 
di valori« ebenso dar, wie sie die fascistische Organisation dar- 
stellt. Das Problematische des fascistischen Hierarchiegedankens 
wird aber hierdurch verdoppelt: zu den Grenzen und Spannungen, 
die schon in der innerfascistischen Hierarchie vorhanden sind, 
tritt eine weitere, noch gefährlichere Spannung hinzu: die 
nämlich zwischen der herrschenden Partei und dem Volke. 
Denn die angestrebte Identität beider ist von vornherein zweifel- 
haft: die zentrifugalen Kräfte innerhalb einer »fascistischen 
Nation« müssen natürlich noch unendlich stärker sein als inner- 
halb der Bewegung selbst, die — Mussolini selbst hat es mehrmals 
hervorgehoben — eine »homogene« soziale Schicht vertritt. 
Die »Heiligung« der Ueber- und Unterordnung durch das per- 
sönliche Charisma muß somit innerhalb des fascistischen Staates 
in einem noch viel größeren Maße durch die Gewalt und durch die 
Interessen ergänzt werden, als es im Rahmen der Bewegung als 
solcher der Fall ist. 

Es lassen sich nämlich zwei Kräfte erkennen, die bei der 
Entstehung des fascistischen Hierarchiegedankens mitwirken: 
das Bestreben der — ihrer sozialen Zusammensetzung nach, mittel- 
ständisch-intellektuellen — Partei, eine neue regierende Schicht 
(ceto dirigente) zu bilden, und die Tendenzen des modernen 
Industriekapitals wie des alten Latifundienbesitzes, sich der poli- 
tischen, gegebenenfalls bewaffneten Gewalt zur Lösung sozialer 
Fragen zu bedienen. So stellt sich die »Gerarchia« zugleich als 


231) Vgl. Anmerkungen 29 und 32. 
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Parteidiktatur und als Klassendiktatur dar. Beides 
wird aber nur dadurch zusammengehalten und kann die geistige 
Prägung der »Hierarchie« nur dadurch erhalten, daß darüber 
die persönliche Diktatur, das Charisma Mussolinis 
herrscht ??). 


A. Die persönliche Diktatur. 


Formell äußern sich die drei Arten der Diktatur in Be- 
schränkungen der bürgerlichen Freiheiten, in der Aufhebung oder 
Umgestaltung der aus dem allgemeinen Wahlrecht hervorge- 
gangenen Organe — des Parlaments und der kommunalen Selbst- 
verwaltungen —, in der Vorherrschaft der Exekutive über die 
Legislative. Doch finden wir dabei sehı verschiedene psychische 
Spannungen, sehr verschiedene soziologische Strukturformen je 
nachdem, ob wir auf die Führerschaft der starken Persönlichkeit, 
auf den Machterhaltungs- und -steigerungstrieb der politischen 
Partei oder aber auf die Interessenbestrebungen einer sozialen 
Klasse unser Augenmerk richten. Diese drei Spannungslinien 
laufen ziemlich unabhängig voneinander; wie sie verschiedene 
Ursprünge haben, so können sie auch auf verschiedene Entwick- 
lungsmöglichkeiten hinweisen. 

Wir haben bisher nicht geschwankt, auf Mussolini den von 
Max Weber systematisch verwandten Ausdruck »Charisma« an- 
zuwenden: »,Charisma‘ soll eine außeralltäglich.. geltende 
Qualität einer Persönlichkeit heißen, um derentwillen sie mit 
übernatürlichen oder übermenschlichen oder zumindest spezifisch 
überalltäglichen, nicht jedem anderen zugänglichen Kräften oder 
Eigenschaften oder als gottgesendet oder als vorbildlich und 

22) Wie schon einmal bemerkt, werden die Mängel dieser Terminologie, 
welche drei grundverschiedene Beziehungen einem und demselben genus proxi- 
mum unterordnet, und ihnen gleichzeitig das römische Staatsrecht und das 
»Kommunistische Manifest« Paten stehen läßt, anerkannt und bedauert. Der 
Sprachgebrauch hat in diesem Falle weder die Logik noch auch etwa eine respek- 
table organische Wortgeschichte für sich. Und doch darf man sich ihm, u. E., 
gerade bei der Auseinandersetzung mit den modernen staatssoziologischen 
Problemen nicht ohne weiteres verschließen: jenes genus proximum (die »Dik- 
tatur«) deckt jede unter den Bedingungen des modernen demokratischen Staats- 
lebens entstehende Negation des absoluten demokratischen Gedankens, mögen 
dabei die spezifischen Kräfte der Persönlichkeit, der Partei oder der Klasse 
die tragenden sein; dieses gemeinsame Negative ist heute wichtig genug um 
jenen Sprachgebrauch zu erklären und zu rechtfertigen. Freilich ist das Positive 
in den drei Fällen sehr verschieden: dies soll im vorliegenden Kapitel gezeigt 


werden. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 53. 1. 8 
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deshalb als ‚Führer‘ gewertet wird« — (»Wirtschaft und 
Gesellschaft«) Die Attribute sübernatürlich«, »gottgesendet« 
werden wohl allerdings in unserem Falle fortfallen oder doch teils 
auf unaufrichtige Journalistenekstase teils auf Sehnsüchte be- 
stimmter, allzuenger Jugendkreise sich beschränken; uns scheint 
eher die aus Begeisterung und positivistischer Skepsis eigentüm- 
lich gemischte Haltung der italienischen Menge wahrer und jeden- 
falls gerade in dieser Frage ausschlaggebend zu sein. Als »spe- 
zifisch außeralltäglich« 2) aber, als »vorbildlich«, als »Führere 
(Duce) erscheint Mussolini zweifellos im Bewußtsein der Anhänger 
wie der Gegner wie der Gleichgültigen. 

Uebeı seine Stellung innerhalb der Partei haben wir schon 
bei der Behandlung der innerfascistischen Hierarchie gesprochen. 
Daraus ergibt sich schon einiges Wesentliche auch über seine 
Stellung an der Spitze des Staates. Nicht nur weil die Partei- 
hierarchie mit dem Staatsapparat identisch geworden ist (wo- 
durch freilich nicht etwa ein Kausalverhältnis angegeben werden 
will: denn in Wahrheit verdankt viel eher die Partei Mussolini, 
als Mussolini der Partei die Herrschaft); sondern auch deshalb, 
weil dieselben Qualitäten, die er in der Partei entfaltet, auch in 
seinem staatlichen Tun wirksam sind. — Wo er den Staat nach 
außen vertritt, erkennt man denselben kräftigen Opportunismus, 
dasselbe zielbewußte Situationsgefühl, dieselbe maßvolle Hart- 
näckigkeit, dasselbe Abwägen der Mittel und Zwecke, ja auch die- 
selbe Art, Feinde, Bundesgenossen, Freunde zu behandeln, wie man 
dies alles aus seinen Kämpfen innerhalb des Staates um die Herr- 
schaft seiner Partei gewohnt war. Nur daß vielleicht das Ver- 
hältnis zwischen Geste und Nüchternheit sich, dem veränderten 
Kampfplatz entsprechend, mehr zugunsten der letzteren ver- 
schiebt. Denn überall ist sein Meister Machiavelli, ob in der 
Innen- oder in der Außenpolitik; es ist nicht seine Schuld, 
wenn seine aggressiven Kräfte in jener mehr Spielraum finden als 
in dieser. — Ebenso erkennt man in seiner Haltung im Staate 
vielfach dieselben Züge, wie in seinen früheren Kämpfen inner- 
halb der Partei: wenn er mit dem Gedanken deı Amtsnieder- 
legung spielt, und zugleich die Unentbehrlichkeit seiner Person 
logisch beweist und sein Amt militärisch schützt; wenn er die 








32) Außeralltäglich erschien dieser Mann der Menge, die sich an den Re- 
daktionsfenstern des »Giornale d’Italia« täglich versammelte, um eine photo- 
graphische Aufnahme zu bewundern: Mussolini mit Löwen spielend... . 
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»flankierenden« (fiancheggiatrice) liberalen Gruppen abwechselnd 
brüskiert oder mit geschäftsmäßiger Höflichkeit behandelt. 
Wie er seinerzeit der sozialistischen Partei zurief, als sie ihn aus 
ihren Reihen ausschloß: »Ihr haßt mich, weil ihr mich liebt !«, 
so würde er vielleicht auch heute noch die Beziehung zwischen 
ihm und seinen Feinden mit diesen Worten charakterisieren. 

Wie schon innerhalb der Partei, so haben wir es bei der 
Betrachtung der scharismatischen« Herrschaft Mussolinis im 
Staate keineswegs mit unbegrenzten, unbedingten Potenzen zu 
tun. Ob es an dem Format Mussolinis oder an der Skepsis der 
modernen Menge oder an der zu geringen Homogenität des 
Volkes, an zu starken sozialen Gegensätzen liegt: die Grenzen 
des rein persönlichen Einflusses sind deutlich sichtbar. Sie sind 
dort deutlich wahrzunehmen, wo zur persönlichen Wirkung des 
Führers Stützen aus anderen Herrschaftsquellen hinzugenommen 
werden müssen; und sie sind ferner dort sichtbar, wo die Herr- 
schaft des Duce sich als Herrschaft der Partei oder als Herrschaft 
der Bourgeoisie verwirklichen muß. 

Man weiß, wie großen Wert Mussolini auf die Kontinuität 
der Verfassung legt. Schon die Marcia su Roma mußte durch 
einen Akt des Königs sofort legalisiert und zu einer Ministerial- 
krise umgewandelt werden ?$). Bald darauf wurde das verachtete 
Parlament um die Erteilung der außerordentlichen Vollmachten 
ersucht. Die Diktatur, wie der Umsturz, waren also legalisiert ; 
juristisch betrachtet, unterschied sich der dadurch geschaffene 
staatsrechtliche Zustand durch nichts von dem was aus der 
jüngsten Erfahrung aller europäischen Länder, namentlich 
Italiens selbst, gut bekannt war. Wo es sich um die Herrschaft 
über ein Land handelt, sind aber die Fragen nach dem Rechts- 
grund mehr als bloß formal; die dünnen rationalen Beweisfäden 
werden zu mächtigen Hebeln einer der Volkspsyche sich be- 
mächtigenden Staatskunst, ob es sich nun um Thronstreitigkeiten 
oder um Massenrevolutionen handelt. Die rational begründete 
Legitimität wird zu einer unbewußten Grundlage des Gehorsams. 
Die Bundesgenossenschaft des liberalen Bürgertums und seiner 
— stark doktrinären — Führer konnte jedenfalls nur auf diese 
Weise gewonnen werden. Dadurch erklärt sich auch das Ver- 


4) Das erste Rundschreiben Mussolinis an die Präfekte begann mit den 
Worten: »Von dem Vertrauen S. Majestät gerufen, übernehme ich am heutigen 
Tage die Regierung des Landes«. 

8* 
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hältnis Mussolinis zur Krone. Wenn er früher — aber schon in 
seiner Qualität als Führer des Fascismus — erklärte: »die 
savoyische Dynastie hat weder genug Tugenden noch genug 
Verdienste, um Italien beherrschen zu dürfen«, so hat er doch 
bald eingesehen, daß nicht nur die Bundesgenossenschaft des 
Militärs, sondern auch die allgemeine Anerkennung der Bewegung 
als einer wirklich »antisubversiven«, einer Ordnungsbewegung, 
den Verzicht auf gewisse Formen der Machtanstrebung voraus- 
setzt. Dem ist hinzuzufügen, daß Mussolini zu denjenigen ge- 
hört, denen die äußere Form, die Geste, das Kostüm wesent- 
liches Mittel der Machtausübung ist. Als Vernichter des Thrones 
wäre er zum republikanischen Puritanertum verurteilt (gesetzt, 
ein Lord Protector wäre überhaupt in diesem Lande möglich) ; 
als »Großwesir des kleinen Königs« macht er das höfisch-mili- 
tärische Dekorum zu seinem eigenen und festigt mit Titeln und 
Orden der Monarchie das eigene Gebäude der fascistischen 
Hierarchie, nach innen wie nach außen. 

So verquickt sich das Charisma des Führers enthusiastischer 
bewaffneter Jugend mit dem Amt eines ordentlichen Minister- 
präsidenten. Mit großer Elastizität bringt Mussolini je nach der 
Lage das eine oder das andere Moment zur Geltung: in den Zeiten, 
wo seine Macht befestigt, sein Einfluß auf die breitesten Volks- 
kreise ausgedehnt zu sein scheint, wird das Schwergewicht von 
der Partei auf den Staat übertragen, allerlei »irreguläre« In- 
stanzen — wie z. B. die früheren Parteikommissare für die 
Provinz — in ihren Funktionen beschränkt oder auch ganz auf- 
gehoben; in schlimmeren, gefährlicheren Zeiten, wie zum Bei- 
spiel nach dem Morde Matteotis, wird der engere Parteikern zur 
Basis wie zum Maß alles Handelns. Die Auseinandersetzung 
zwischen den beiden extremen Möglichkeiten, dem »illegalismo« 
und dem Standpunkt der »normalizzazione« wird den Flügeln der 
Partei überlassen, während Mussolinis Biegsamkeit und Maß- 
gefühl — von ihm selbst als »rilativismo« bezeichnet — ihn fähig 
machen, sich auf keine der beiden Auffassungen festzulegen, und 
statt dessen den einen oder den anderen Vertreter der jeweils 
unterlegenen weil unzeitgemäßen Richtung der Parteidisziplin 
zu opfern ?5). 

m Von »Strömungene im Fascismus kann nur mit größter Vorsicht ge- 
sprochen werden, da die Parteidisziplin eine dauernde, nach außen sichtbare 


Konsolidierung der oppositionellen Elemente um etwaige Organisationszentren 
oder auch nur um Presseorgane naturgemäß nicht zulassen kann. Trotzdem 
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Wir haben die verbreitete Auffassung erwähnt, nach der die 
fascistische Organisation zur fascistischen Nation werden soll. 
Manche gehen in dieser Hinsicht so weit, das Entstehen einer 
eigenen »fascistischen Plutokratie«, einer »fascistischen Aristo- 
kratie« (aus Feldherren und den im letzten Krieg Ausgezeichneten 
bestehend) und einer »fascistischen Bureaukratie« zu prophe- 
zeien, die dann eben zusammen mit den Arbeitergewerkschaften 
den Kern der »Nazione fascista« bilden sollen 2*). In Wahrheit 
aber geschieht die Ueberleitung der fascistischen Hierarchie in 
die Staatsgesamtheit auf einem ganz anderen Wege: durch ihren 
Anschluß an den von früher her bestehenden Beamtenapparat, 
Stärkung und Zentralisierung der Verwaltungsorgane bei gleich- 
zeitiger Schwächung des Parlaments wie der repräsentativen 
Lokalkörperschaften bezeichneten diesen Weg. Ihrem Wesen 
nach mußte diese Stärkung der exekutiven Gewalt in erster 
Linie dem an ihrer Spitze stehenden und über ihren Apparat 
verfügenden Manne zugute kommen. Um ihn erfolgreich zu 
gehen, mußte man nicht nur das Kräfteverhältnis der beiden 
Organgruppen — der bureaukratisch-exekutiven und der re- 
präsentativen. zueinander, sondern auch die personale Zusammen- 
setzung der Organe beeinflussen. Dies ist auch geschehen: durch 
eine entsprechende Wahlreform. Beides setzte aber eine starke 
Partei voraus, die, das Werkzeug der Diktatur, auch deren Teil- 
haber sein sollte. 

Bei der Betrachtung der Maßnahmen, die der Verstärkung 
der Exekutive dienten, kommt es natürlich mehr auf die faktischen 
als auf die formellen Aenderungen an, wenn letztere auch leichter 
zu registrieren sind. Die wichtigsten davon — die Kompetenz- 
erweiterung des Consiglio di Stato ??), die Reform der Lokal- 
laßt sich feststellen, daß die in Kapitel IV erwähnten »revisionistischens Ge- 
dankengänge eben den Gruppen eigen sind, die die »normalizzazione« ver- 
treten. Ihnen stehen die »scelvaggi«, die extremen Illegalisten, Antielektionisten, 
Anhänger der Gewalt und der Diktatur (Organe: »Impero«, »Cremona Nuova«) 
gegenüber, während die Mitte durch die offizielle Gruppe, die eigentliche Staats- 
und Parteibureaukratie eingenommen wird. Dies alles ist natürlich nur cum 
grano salis zu verstehen. 

26) Vgl. W. Mocchi, La Nazione fascista. (»La Stirpee, Marzo 1924). 

27) Der Consiglio di Stato figuriert in der italienischen Verfassungsurkunde 
überhaupt nicht. Die fascistischen Verfassungstheoretiker deuten dies so, daß 
das piemontesische Statut von 1848, welches einerseits heute die italienische 
Verfassung darstellt, welches anderseits auf den Chartes der französischen Re- 


staurationszeit beruht, die Bestrebung dieser Chartes aufbewahrt hat, alle 
Spuren des napoleonischen Regimes auszutilgen. Dieses Organ, dem lediglich 
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selbstverwaltungen ?8), die formelle Regelung des Milizwesens ??) 
ja sogar das berüchtigte Wahlgesetz — deuten nur schwach an, 
in welcher Richtung sich das Verhältnis zwischen den einzelnen 
Staatsfaktoren verschieben soll. Wo es ein anderes Gesetzgebungs- 
organ, als die Regierung selbst, faktisch nicht gibt 3°), muß ihr 
Juriskonsult — denn als solcher gilt formell der Consiglio di 
Stato — der endgültige Verfasser der Gesetzestexte sein. Wenn 
über die Hälfte aller Gemeindeselbstverwaltungen (und zwar die 
wichtigsten) überhaupt nicht existieren, sondern entweder durch 
»lokale Revolutionen« und deren spätere Legalisierung 3!) oder von 


die Vorbereitung der Verwaltungsakte obliegt, steht seiner Bedeutung” nach 
weit hinter dem gleichnamigen Organ des Konsulats und des Kaiserreichs, das 
unter Vorsitz des Herrschers die Entwürfe der Verordnungen und Gesetze 
ausarbeitete, und dem außerdem die Entscheidungen über Interpretations- 
fragen, sowie z. B. auch die Vorberatung des Konkordats oblag. Diesem Muster 
will man nun heute den italienischen Consiglio di Stato nähern; vgl. z. B. die 
Vorschläge von M. Govi in der Critica fascista, II. Jahrgang, Nr. 8. — Die tat- 
sächliche bisher stattgefundene Reform ist freilich viel bescheidener. Sie über- 
gibt dem Consiglio di Stato die oberste Verwaltungsgerichtsbarkeit. Vgl. die 
Rede Mussolinis bei der Eröffnung der Session von 1924, in der Rivista di 
diritto pubblico, 1924, II. 

28) Dekret vom 30. XII. 1923. 

29) Nach der Machtergreifung wurden die fascistischen squadre in die 
milizia nazionale verwandelt. Sie wurde aus Staatsmitteln erhalten, aber auf 
Mussolini vereidigt, und bildete eine von dem regulären Heer vollständig unab- 
hängige Macht. Als solche blieb sie auch in der weiteren Reform bestehen, 
die nach der Ermordung Matteotis, als Konzession an die wachsende Unzu- 
friedenheit der nichtfascistischen Bevölkerung durchgeführt wurde. Jetzt 
wird zwar die Miliz auf den König vereidigt, bleibt aber trotzdem zur unmittel- 
baren Verfügung Mussolinis. 

30) Faktisch dauerte das Regime der Decreti-leggi mehrere Monate über 
die vom Parlament genehmigte Jahresdauer der außerordentlichen Vollmachten 
hinaus: diese waren am ı. Januar 1924 abgelaufen, und noch im Mai erschienen 
in der Gazzeta Ufficiale Dekrete, die mit dem 30. oder 31. Dezember rück- 
datiert wurden. Das Ende Mai zusammengetretene Parlament verwandelte 
sie in beschleunigtem Tempo in Gesetze. Nach wenigen Wochen ging es, infolge 
des Oppositionsstreiks nach dem Morde Matteotis auf 4 Monate auseinander! 

31) Noch im Dezember 1923 und Januar 1924 wurden vier Munizipal- 
versammlungen, die aus den Wahlen von 1920 hervorgegangen waren, aufgelöst. 
Bezeichnend sind die offiziellen Begründungsmotive: die aufzulösenden Körper 
»entsprechen nicht mehr dem Willen der Bevölkerung«; sie »provozieren Unzu- 
friedenheits, sie »ssind vom Geist der Parteipolitik erfüllte; daneben allerdings 
auch Motive wie »schlechte Wirtschaftsgebarunge, die aber schwer nachzu- 
prüfen sind. Vgl. »Gazzeta ufficiale del Regno d’Italias, 29. II. 1924. — Noch 
im April 1924 also 114 Jahre nach der Machtergreifung im Königreich, wurden 
Fälle der »revolutionärens — nach dem Vorbilde der Kämpfe von 1920—21 — 
Besetzung der Rathäuser und Auflösung der Gemeinderäte mitgeteilt, sie endigten 
mit der Sanktionierung der Auflösung und mit der Ernennung des Fascisten- 
führers der betreffenden Stadt zum »königlichen Kommissäre. Alle diese Fälle 
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vornherein durch »königliche Kommissare« ersetzt, die Neuwahlen 
aber immer wieder hinausgeschoben werden, — so ist dies für die 
Lage charakteristischer, als der Inhalt der Gemeinderechtsreform. 
Ebenso sind auch die Aenderungen in der Vereidigungsformel 
der Miliz weniger wesentlich, als die Tatsache, daß dem Minister- 
präsidenten eine gut disziplinierte und zwar zugegebenermaßen 
speziell zur Aufrechterhaltung des politischen Regiments er- 
zogene °2), aus seinen persönlichen Anhängern zusammengesetzte 
Armee zur Verfügung steht. Endlich das Wahlgesetz: noch 
folgenschwerer als sein Buchstabe sind die Bedingungen, unter 
denen die Arbeit des Parlaments verläuft. 

Trotzdem verdient das Wahlgesetz, wenigstens als Symptom, 
Aufmerksamkeit. : Von allen sonstigen bekannten Beispielen 
und Versuchen, die Zusammensetzung der Volksvertretung im 
Sinne der herrschenden Gruppe zu beeinflussen, unterscheidet 
sich dieses Wahlgesetz sehr wesentlich: Nicht bestimmten sozialen 
Schichten (wie die auf dem Ausschluß bestimmter Ein- 
kommensgruppen oder auf Plural- oder Klassenwahlrecht auf- 
gebauten Wahlgesetze), sondern einer bestimmten Partei, 
noch mehr aber der bestehenden Regierung wird durch 
dieses Gesetz die Vorherrschaft ganz unmittelbar gesichert. Die 
Liste, welche die relative Mehrheit erhält, bekommt, wenn sie 
nur ein Viertel aller abgegebenen Stimmen gesammelt hat, 
automatisch drei Viertel aller Sitze in der Volksvertretung — 
dies der wesentliche Punkt des Gesetzes. Schon das Verfahren 
der Kandidatenaufstellung, wie es sich aus diesem Gesetz ent- 
wickeln mußte, war bezeichnend: da die Regierung, besonders 
nachdem sie einige Persönlichkeiten aus dem liberalen Lager für 
ihre Liste (die »lista nazionale« oder »il listone«, die große Liste) 
gewonnen hatte ®), auf das 25% — Minimum der Stimmen- 
zahl ohne weiteres rechnen konnte, genügte es nun eigentlich, 


fanden in Unter- und z. T. Mittelitalien statt, in den Gegenden wohin die Welle 
des Fascismus erst spät gekommen war und wo sie Unterstützung der römi- 
schen Regierung braucht, um sich durchzusetzen. 

22) „Wozu die milizia nazionale ? Zur Verteidigung der fascistischen Revo- 
lution. Um dem Heer zu erlauben sein Handwerk zu tun. Das Heer soll Krieg 
tühren, sich auf den Krieg vorbereiten. Das Heer kann keine Polizei, insbe- 
sondere nicht die politische Polizei sein.e (Mussolini in dem Senat, am 8. Juni 
1924.) 

33) Diese Vereinigungsmöglichkeit mit wichtigen Sachverständigen war 
der Grund, warum man das Listensystem überhaupt beibehielt. (Vergleiche 
das offizielle Communiqué, abgedruckt im Corriere d'Italia 8. IV. 1922.) 
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drei viertel aller Abgeordneten, die Regierungsmehrheit des 
künftigen Parlaments einfach zu ernennen. Ein von der 
fascistischen Partei eingesetztes Kollegium (»la Pentarchia« 
nannte man es) überprüfte zwei Monate vor dem \Wahltermin die 
provinziellen Kandidatenlisten — Ergebnisse lökaler Kämpfe 
innerhalb der Partei — und überreichte sie Mussolini zur end- 
gültigen Entscheidung. Da die Aussichtslosigkeit der Oppositions- 
parteien, insgesamt mehr als ein Viertel der Sitze zuerobern, von 
vornherein klar war, entstand für sie eine psychisch ungünstige, 
lähmende Athmosphäre #) — ganz abgesehen von dem Wahl- 
terror, der sich in einer weitgehenden Unterbindung der Agi- 
 tationsmöglichkeiten äußerte. So kannte man schon lange vor 
den Wahlen die personale Zusammensetzung des Parlaments, 
das berufen wurde, die zahlreichen Decreti-Leggi, die auf Grund 
der außerordentlichen Vollmachten erlassen waren, rasch in 
vollgültige Gesetze zu verwandeln, und auch weiterhin als ein 
Teil des Regierungsapparats an dem Erlaß von Gesetzen mit- 
zuarbeiten, was durch eine entsprechende, die Minderheit zum 
Schweigen bringende Geschäftsordnung ?°) noch besonders ge- 
sichert werden sollte. Dadurch hätte die Aera der Parteikom- 
binationen, der Mißtrauensvoten, der Ministerkrisen ihr Ende 
genommen. Der »sachliche« Staat wäre da °$). 


.%) Dies haben übrigens die oppositionellen Parteien schon bei der Bce- 
sprechung des Wahlgesetzes auf Grund ihrer Kenntnis des italienischen Wäh- 
lers voraussagen können: Vgl. die Relation der Minderheit — Bonomi, Micheli — 
zum Weahlgesetzentwurf am 2. Juli 1923. 

35) Die von Mussolini gutgeheißene Geschäftsordnung der Kammer wird 
im wesentlichen charakterisiert durch die Einführung des »abgekürzten Ver- 
fahrens« (procedura abbreviata); auf Antrag der Regierung kann die Redczeit, 
die Zahl der Redner, die Abstimmungsordnung (vgl. den »modo laconicoe in 
der »Carta« von d’Annunzio) verkürzt resp. vereinfacht werden; ferner ist der 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten aufgehoben worden; der Zwang für 
die Abgeordneten, sich einer Fraktion anzuschließen, der in der Kammer des 
proportionalen Wahlrechts bestanden hatte, ist fortgefallen. Hingegen hat 
Mussolini die weitergehenden Vorschläge seiner Parteigenossen abgelehnt, 
so die Forderung einer Zweidrittelmehrheit für alle politischen Beschlüsse. 
Wie die Erfahrung gezeigt hat, sind alle diese technischen Fragen ganz unbedeu- 
tend angesichts der Tatsache, daß die %, der Kammer von vornherein der Partei 
der Exekutive gehören. Diese Tatsache hat aber mit einer Reform des Parla- 
mentsbetriebs nichts zu tun, sondern lediglich mit den Machtbestrebungen 
der herrschenden Partei und mit ihrer Auffassung von der Rolle der Legislative 
gegenüber der Exekutive. 

36) »Die außerordentlichen Vollmachten bedeuten nicht, daß wir die 
Absicht hätten, die Möglichkeit einer freiwilligen Zusammenarbeit auszuschalten. 
Diese werden wir herzlich begrüßen; ob sie nun von den Deputierten, den Sena- 
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Die Stärkung der Regierung gegenüber den Parteien, 
und nicht eigentlich die Stärkung einer bestimmten Partei 
war für Mussolini — wenigstens in dem ganzen glücklichen Jahr, 
das zwischen der Einbringung des Wahlgesetzes und dem Tode 
Matteottis lag — das eigentliche Ziel. Um die relative Mehrheit 
mit Sicherheit zu erzielen, namentlich aber um für die gesetz- 
geberische Mitarbeit einige gewichtige politisch »sachverständige« 
Personen zu gewinnen, opferte er die Parteireinheit des »listone« 
und strich daraus lieber einige intransigente junge Leute weg. 
Nicht der zahlenmäßige Triumph der Fascisten, sondern die 
Möglichkeit einer ungestörten Verwaltungsarbeit schwebte ihm 
vor. 


»1924 wird es ein Parlament geben. Muß aber die Regierung im Schlepptau 
des Parlaments sein? Muß die Regierung ihm ausgeliefert sein? Nein. Dieser 
əAbulie und Akcephalie« der Regierung gegenüber dem Parlament kann ich 
nicht zustimmen.«e (Rede im Senat am 8. Juni 1923) °”). 


Damit stimmt auch seine Stellungnahme zu den bürgerlichen 
Freiheiten überein. »Glauben Sie, daß Garibaldi den »Indi- 
pendente« nicht unterdrückt hätte, wenn er — setzen wir diesen 
Fall — defaitistische Artikel oder Mitteilungen über die Truppen- 
bewegungen veröffentlicht hätte?« erwiderte er in der Kammer 
auf die Einwände der Linken. Das Recht der Revolution auf 
Selbstverteidigung ist ihm aber — und dadurch unterscheidet 
er sich von den »selvaggi«, von den Fanatikern des »illegalismo« — 
nicht die einzige und nicht die wichtigste Begründung der Frei- 
heitsbeschränkung. Es gibt andere, grundsätzlichere. Das 
Problem läuft letzten Endes auch bei ihm auf die Grundfrage 
aller staatlichen Betrachtung hinaus: auf die Kontroverse »Glück- 
seligkeit oder Freiheit«. Die Frage ist ebenso schwer wie alt, und 
Mussolinis Antworten auf das Problem des Großinquisitors sind 
toren, oder von den andern Bürgern (!) angeregt wird.« (Aus der ersten Minister- 
rede Mussolinis in der Kammer, derselben Rede, in der er den Gedanken aus- 
sprach, daß es von ihm abhängen würde, den Sitzungssaal in ein Biwack zu 
verwandeln.) 

37) Bevor der Entwurf des Wahlgesetzes von der fascistischen Partcı 
ausgearbeitet wurde, trug man sich dort auch mit einer anderen Methode (vgl. 
die Aeußerungen von Bianchi 26. III. 1923) die dem Parlament ebenfalls seinen 
Einfluß auf die Regierung nehmen sollte. Danach hätte das Parlament nur 
einmal, am Anfang der 5;jährigen Legislaturperiode über das Vertrauen 
zur Regierung abstimmen dürfen. — Praktisch hat man dann, nach dem glück- 
lichen Wahlergebnis, die Lage ebenso aufgefaßt, als wäre jene Methode ange- 
wandt: »5 Jahre ruhiger Arbeit sind nunmehr gesicherte, lautete die Haupt- 


überschrift des »Impero«e Der Parlamentsstreik der Opposition nach dem 
Matteotti-Mord durchkreuzte aber diese Hoffnungen. 
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weder neu noch tief, aber sehr symptomatisch. Sie sind außerdem 
aufrichtig, sie sind — wenn man sich an seine Vergangenheit 
erinnert — zweifellos durchdacht und durchlebt; sie sind — wenn 
man seine Tätigkeit in ihrem Kern beurteilt — eine in das Handeln 
unmittelbar übergehende Ueberzeugung. 


(Aus der Kammerrede bei der Beratung des Wahlgesetzes am 15. Juli 
1923.) »Es wird von der Freiheit gesprochen ... Aber was ist diese Freiheit? 
Im Grunde ist sie eine moralphilosophische Kategorie (?). ... Das italienische 
Volk hat von mir bisher keine Freiheit verlangt. In Messina rief das Volk, 

` das meinen Wagen umgab: Erlöst uns aus den Baracken! — Vor kurzem 
verlangten von mir die Gemeinden von Basilicata Wasser: denn, meine Herren, 
es gibt Millionen Italiener, die kein Wasser haben, ich sage nicht zum Bad, 
sondern um den Durst zu stillen. In Sardinien (Sie sehen, ich spreche von 
einem Gebiete, wo die Fascisten nicht nach Zehntausenden zählen, wie in 
der Lombardei) kamen Leute mit kranken, um nicht zu sagen verdorrten 
Gesichtern zu mir, umringten mich und wiesen mir eine Einöde, durch die 
das stinkende Gerinnsel eines Flusses sich durch Sumpfrohr wand und spra- 
chen: Uns tötet die Malaria! Sie sprachen nichts von Freiheit, noch von 
Verfassung. — Jeden Tag bekomme ich hunderte Delegierte und auf meinem 
Tisch häufen sich die Denkschriften, die, wie man gut sagen kann, die Leiden 
aller 8000 Gemeinden Italiens ausdrücken, wahre Cahiers de doléances! 
Schön, meine Herren: warum sagt mir keines von denen: wir leiden durch 
Eure Bedrückung'!« 


Dieselben Motive wiederholen sich in den verschiedensten 
Aeußerungen Mussolinis. Bezeichnend ist, daß es sich dabei fast 
immer um die Bedürfnisse des italienischen Südens handelt; wenn 
Mussolini, in einer Rede an die fascistischen Gemeindevertreter 
(bei der 5jährigen Gründungsfeier der Fasci), das meridionale 
Problem für die zentrale Aufgabe seiner Innenpolitik erklärte 
und die seitdem feststehende Formel »Häuser, Wege, Brücken, 
Wasser« prägte 38), so war das ganz bestimmt kein bloßes Wahl- 
manöver, das etwa den Erfolg in diesem vom Fascismus wenig 
durchdrungenen Gebiet sichern sollte. Die Staatsauffassung und 
die Methoden des aufgeklärten Absolutismus können im Süden 
jedenfalls eher als anderswo möglich oder notwendig sein. Die 
Bourbonen hatten versäumt, dort das zu schaffen, was die Be- 
amten der josefinischen und auch noch der Metternichschen 
Schule im Norden zustandegebracht hatten. Auch mußte schon 
damals das Bild der absolutistischen Wirtschafts- und Kultur- 


38) »Dies ist die Sachlage: Oberitalien ist nunmehr auf den höchsten Grad 
der mechanischen Zivilisation angelangt, es befindet sich im Zustand der Sätti- 
gung. Die Gebiete auf die mein Blick, also der des Regierungschefs, gerichtet 
ist, sind: im oberen Italien: Istrien; im Süditalien: Basilicata, Kalabrien, Sizilien, 
Sardinien. Die süditalienische Frage ist aber von rein praktischer Art: Häuser, 
Wege, Brücken, Wassers. 
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politik im Süden mit seinem feudalen Latifundienbesitz, ein 
anderes sein als in der Region der alten Stadtrepubliken und der 
aufstrebenden Manufaktur. Dieser Unterschied liegt aber, mutatis 
mutandis, auch heute noch vor, und hat sich vielleicht sogar durch 
die Verschiedenheiten im Entwicklungstempo noch weiter ver- 
schärft. Die Methoden der modernen, zunächst auf dem Gebiete 
der Industrie entstandenen Sozialpolitik, die auf weitgehender 
Selbstverwaltung der Geschützten aufgebaut werden muß, wie 
auch die weiter gefaßte moderne Wohlfahrtspolitik, die heute mit 
der Kommunalpolitik so gut wie zusammenfällt, sind in analpha- 
betischen Gegenden nicht ohne weiteres anwendbar ®®). Ein 
starker, wohlwollender und »über den Klassen stehender« Be- 
amtenstaat erscheint von hier aus am ehesten gerechtfertigt. — 
Von derselben Art ist das andere Problem, welches ebenfalls im 
Vordergrund aller konkreten Programmerklärungen Mussolinis 
steht: das der Auswanderung. Es erstreckt sich zum wesentlichen 
Teil wiederum auf die süditalienische Bevölkerung und sein 
Erfolg setzt vor allen Dingen die Schutzkraft eines auch außen- 
politisch starken Staates voraus. Das schwere sozialpolitische 
Problem, die Interessen der organisierten und deutlich einander 
gegenüberstehenden Klassen im Gleichgewicht zu halten, was 
im Norden die fascistischen Gewerkschaften, die korporativen 
Tendenzen im Fascismus entstehen läßt, ließ sich hier umgehen; 
die von Mussolini, wenigstens theoretisch, seit der Machter- 
greifung in den Vordergrund gerückten Fragen lassen dem dik- 
tatorisch-hierarchischen Gedanken mehr Spielraum, als dem 
korporativen. Ganz abgesehen davon, wie sich diese Gedanken 
in die Realität umsetzen, sind sie für die persönliche Auf- 
fassung Mussolinis charakteristischer, als die korporative Idee, 
die, wie wir sahen, durch bestimmte, von dem offiziellen, regie- 
renden Kern der Partei etwas entfernte Gruppen des Fascismus 
vertreten wird. Wer den ökonomischen Liberalismus zum Axiom 
der Wirtschaftspolitik erhebt, die Bindung der Wirtschaft durch 
Selbstverwaltung, wie sie das heutige Leben auf die Tagesordnung 
stellt, ablehnt, und doch die bürgerlichen Freiheiten dem Wohl- 
fahrtsideal opfert, dem bleiben nur die Methoden des aufge- 
klärten Absolutismus übrig, der trägt aber dann auch die Ver- 


$ erg 


», A. Labriola, dem heute die Wiedererkämpfung der bürgerlichen Frei- 
heiten als die erste Aufgabe der Politik gilt, sagt, indem er die Wichtigkeit des 
süditalienischen Problems hervorhebt: »die Frage des Südens ist die Frage 
des Alphabets«. 
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antwortung für alle jene Verzerrungen, Mißbräuche, Umkeh- 
rungen, die diese Methoden unter den heutigen Bedingungen er- 
leiden müssen. 

Noch mehr Spielraum für die Beschränkungen der bürger- 
lichen Freiheiten und des Selbstbestimmungsrechts der Volks- 
mehrheit bietet selbstverständlich die Außenpolitik, die mehr 
als alles andere die Anwendung von Gewalt, den raschen Ent- 
schluß der Machtträger, die Einheit und Disziplin innerhalb der 
Nation voraussetzt. Wenn Mussolini Außenpolitik und Diktatur 
in eine notwendige Beziehung setzt, so beschränkt er sich aus- 
drücklich nicht auf den Fall einer der Nation drohenden vorüber- 
gehenden Gefahr (»videant consules«, »la patrie en danger« 
oder die Ernennung des »Commandante« in der Verfassung von 
d’Annunzio). Das zeigte er schon 1915, als die fasci d’azione 
revoluzionaria die Aufgabe der italienischen Neutralität und die 
Erklärung des Krieges über die Köpfe der Volksvertretung hinweg 
verlangten. Nach der Machtergreifung erklärte sich Mussolini 
ganz prinzipiell für die Notwendigkeit der Diktatur in der Außen- 
politik, indem er sich auf das Beispiel Cavours berief; dieser 
habe den Eintritt des sardinischen Königreichs in den Krimkrieg 
auf durchaus antikonstitutionellem Wege durchgesetzt und nur 
dadurch die Aufnahme Sardiniens, und somit auch des künftigen 
Italiens in das europäische »Konzert« erreicht, was mit den dok- 
trinär-demokratischen Methoden Mazzinis niemals hätte erreicht 
werden können. (Rede in der Kammer am 15. Juli 1923.) Nicht 
nur der Verteidigungs-, sondern auch der Angriffskrieg, und 
eigentlich auch das alltägliche diplomatische Schachspiel — das 
bis heute zu den stärksten Seiten der mussolinischen Politik, 
so auch bei der Lösung der Fiume-Frage, gehört hat — wird 
somit als notwendiger Grund der Diktatur angesehen, und 
diese zu einer grundsätzlich permanenten Staatseinrichtung er- 
hoben. 

So haben wir es bei Musolini nicht mit einer bloß formalen 
Negation der Freiheit, nicht mit der bloßen Behauptung der Macht 
als Selbstzweck zu tun. Die Wohlfahrt im Inneren des Staates, 
seine Stärke nach außen sind die Inhalte, die jene Negation zu 
einem Positiven machen und ein Gleichgewicht zwischen den 
Rechten und den Verpflichtungen des Herrschers gegenüber 
den Beherrschten schaffen sollen. 
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B. Die Parteidiktatur. 


Andere Triebfedern als die persönliche Herrschaft Musso- 
linis weist aber die Herrschaft des fascistischen Parteiapparates 
auf. Es scheint, als müsse ein großer Teil der darin investierten 
Energien der Erhaltung und Machtausdehnung des Apparates 
selbst gewidmet werden. Dieses Sich-selbst-Genügen liegt wohl 
bei jeder politischen Organisation vor. Aber bei den demo- 
kratischen Revolutionsparteien der Zeit, die mit der französi- 
schen Revolution anhebt, stellte es sich in Widerspruch mit dem 
Freiheitsgedanken, der die Abtretung der Macht an das souve- 
räne Volk verlangte, und mußte zum mindesten gehemmt werden. 
Und bei den Parteien von eudämonistischer Färbung — soweit 
sich solche überhaupt von der Suggestion des Freiheitsgedankens 
freizumachen vermocht haben — zuletzt also bei den Bolsche- 
wisten — war es der Glückseligkeitsgedanke, der das nackte 
Machtstreben überwog. Die Fascisten sind in unserer Zeit die 
erste Partei im eigentlichen Sinne des Wortes, der es die geistige 
Stunde, ihre eigene Zusammensetzung, die Lage der Feinde, 
die gesamte Situation des Volkes erlaubt, die Macht offen jeder 
von außen hergenommenen Legitimation zu entkleiden. Es ist 
sehr merkwürdig zu vernehmen, wie man aus Nietzsche und dem 
frühen d’Annunzio, aus Treitschke und sogar aus Sorel nur das 
herausgelesen hat, was diesen Gedanken von der Herrschaft als 
Selbstzweck zu entsprechen scheint. Wie sich die fascistische 
Jugend der Freiheit gegenüber stellt, erfahren wir vielleicht am 
besten aus einem berühmt gewordenen Aufsatz von Mussolini 
in der »Gerarchia« (März 1923). 


»Die Freiheit ist nicht Zweck, sondern Mittel ... Wenn eine Gruppe 
oder Partei an der Macht ist, hat sie die Pflicht, sich stark zu erhalten, sich 
gegen alle zu verteidigen. Jedem Auge, das nicht durch Dogmen verblendet 
ist, wird jetzt die Erkenntnis sichtbar: daß die Menschen der Freiheit müde 
sind. Sie haben sich in Freiheit ausgetobt. Die Freiheit ist heute nicht mehr 
jene keusche und strenge Jungfrau, für die die Generationen der ersten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts kämpften und starben. Für die unerschrockene, 
unruhige und herbe Jugend, die sich in der Morgendämmerung der neuen 
Geschichte zeigt, gibt es andere Worte, die einen viel größeren Zauber aus- 
üben: Ordnung, Hierarchie, Disziplin... Der Fascismus 
kennt keine Götzen, verherrlicht keine Fetische: Er ist schon einmal geschritten 

. und wird — wenn es nötig sein wird, noch einmal ruhig schreiten über die 
mehr oder weniger verweste Leiche der Göttin Freiheit.e 


Fragt man aber nach den Zielen, denen diese Ordnung, 
Hierarchie und Disziplin dienen sollen, so ergibt sich, daß die 
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Ziele höchst unklar und wandelbar sind. Die Freiheit wird bei- 
seite gestellt, aber auch etwa die Wohlfahrt der Gemeinschaft 
spielt für die Parteipsyche eine geringere Rolle als für das Staats- 
haupt. Wie wesentlich der reine Kampf um die Macht als Selbst- 
zweck für die fascistische Einstellung ist, das haben wir im 
Verlauf der Darstellung oft schon hervorheben müssen. Die be- 
tonte Programmlosigkeit, der offene Opportunismus, die Kom- 
promisse nicht weniger als die Gewaltanwendung sind einzelne 
Symptome davon. Keiner hat es nüchterner als Mussolini selbst 
ausgesprochen. Zwei Monate vor der Marcia su Roma sagte er: 
»Man fragt uns immer, was der Fascismus wolle? Wir antworten: 
er will die Regierung Italiens haben.« Nach dem Siege hieß es: 
»darin besteht eben die Revolution: in diesem festen Willen, 
die Macht zu behalten.« (Rede in der Kammer am 15. Juli 1923.) 
Und gerade in dieser offenen Ansage: Wir wollen die Macht, 
liegt der größte, fascinierende Zauber. Der Fascismus rückt 
dadurch bewußt aus der Reihe der verhöhnten »Ismen«: er 
braucht keine Rechtfertigung durch Begriffe, weil er Selbst- 
zweck ist. 

Dies wird dadurch gesteigert, daß die fascistische Partei 
sich selbst nach rückwärts als mehrjährige bewährte Waffen- 
gemeinschaft 40), nach vorwärts, als die berufene Schicht der Re- 
gierenden denkt. Daher ist es für die Erhaltung der Partei so 
wichtig, ihre Erinnerungen aus der Zeit des Bürgerkriegs, noch 
mehr aber die Erinnerungen der Kriegsteilnehmer aus dem Welt- 
kriege wachzuhalten. Das Einvernehmen zwischen der Partei 
und den Verbänden der combattenti gehört zu den wichtigsten 
Sorgen der fascistischen Zentrale, was man bei den Wahlen, 
dann bei der Abschwenkung dieser Verbände nach dem Matteotti- 
Mord konstatieren konnte. Die Kriegsverletzten, die im Kriege 
Ausgezeichneten nehmen in der fascistischen Partei die höheren 
Würden ein. Die Ziele der Waffengemeinschaft waren nie ganz 
klar 4#), aber schon an sich hat diese Gemeinschaft eine so große 

40) Wie sehr die Erhaltung und die Ehre der Waffengemeinschaft für die 
ganze Tätigkeit der Fascisten bestimmend war, zeigten die Fälle des Trauer- 
zwanges, den man, lange vor der Machtergreifung, ganzen Städten anläßlich 
des Opfertodes einzelner Fascisten auferlegte: »Wer sich der Trauer nicht an- 
schließt, wird dem Fascismus eine Kränkung zufügen, die er zu sühnen wissen 
wirde. (So 1921r in Mailand.) 

41) »Der Oesterreicher und der Bolschewik haben sich die Hände gereicht« 


heißt es in einem fascistischen Kampflied, das die durchschnittliche politische 
Orientierung der jüngeren Leute vielleicht erschöpfend wiedergibt. 
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psychologische Bedeutung, daß die Identifizierung der gegen- 
wärtigen fascistischen Partei mit der Gesamtheit aller echten 
Krieger von der Kriegserklärung an Oesterreich bis zur Marcia 
su Roma der Ausgangspunkt jeder Agitationsrede und vieler 
politischer Maßnahmen ist. 

Ist die Vergangenheit der fascistischen Partei in der Vor- 
stellung ihrer Anhänger die einer Waffengemeinschaft, so ist 
ihre Zukunft, die neue Schicht der Regierenden zu werden. 
Dieses Motiv haben wir schon bei der Gründung des Fascismus 
(S. 712, Bd. 52 des Archivs) festgestellt. Etwas später hieß es 
(Tagung in Florenz, Io. Oktober 1919): 

»Seit 50 Jahren werden Generäle, Diplomaten, Beamte den herrschenden 

Klassen, einem geschlossenen Kern von Gruppen und Personen entnommen. 


Es ist Zeit, ihn zu durchbrechen und neue Energien und neues Blut dem 
Körper der Nation zuzuführen« 2). l 


Keine andere Partei, — am wenigsten die Hauptgegner, 
die Sozialisten, — hatte einen so starken Willen zur Regierung 
bekundet und zu ihrem eigensten Trieb gemacht. Dieser Wille 
ist es, wodurch sich eine politische Partei die innere Kraft sichert; 
ohne ihn muß sie zerfallen oder lahm werden. Die Fascisten haben 
aber diesen Willen in stärkster Potenz gezeigt, sie haben ihn auf 
Kosten aller politischen Inhalte und vielleicht zum eigenen 
Verhängnis groß gezogen. Der Wille, die Macht jeden beliebigen 
Augenblick sofort zu ergreifen und nicht in Theorien über wirt- 
schaftliche Unreife und in Lamentationen über Verantwortlichkeit 
Zuflucht zu suchen, sicherte ihnen den Sieg. Dieser Wille konnte 
aber nur eine bestimmte soziale Schicht und nur unter diesen 
bestimmten Bedingungen aufbringen und gleichzeitig wurde 
dadurch auch die Stellung des fascistischen Mittelstandes gegen- 
über den Zielen der anderen sozialen Klassen — sobald alle 
eigenen Ziele aufgegeben wurden — bestimmt. Sie kann vielleicht 
am besten so charakterisiert werden: der Fascismus ist bestrebt, 
die Arbeiterschaft zu regieren, und das kann er nur tun, indem er 
für das Bürgertum regiert. Diese These wird uns noch in dem 
nächsten Abschnitt beschäftigen. Hier kommt es nur darauf an, 
den Herrschaftswillen festzustellen, der die eigentliche Substanz 


42) Dementsprechend hieß es im Wahlprogramm: »ı. Reform der Bureau- 
kratie. Reinigung des Personals und Hebung seiner wirtschaftlichen Bedingungen, 
mit dem Ziel, den Zustrom besserer Elemente, der geistigeren und tätigeren 
zu sichern.« 
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des fascistischen Handelns ist, während die bestimmten sozialen 
Kampfzwecke nur Akzidentien sind. 

Nur drei höhere Instanzen können genannt werden, die den 
Machtkampf der Partei als Selbstzweck, als selbstgenügsame 
Einheit durchbrechen: die fascistische Moral, die Nation, der 
Duce. 

»Il Fascismo« bedeutet für seina Anhänger nicht nur eine 
Parteiorganisation, sondern zugleich einen bestimmten Komplex 
seelischer Inhalte, eine bestimmte »Haltung« Er hat sich in 
seinen Kämpfen seine eigenen Werte erzeugt: jugendlicher Mut, 
Reinheit, Gehorsam, Pflichtgefühl, waren die Eigenschaften, die 
eine hierarchisch gebaute Waffengemeinschaft von ihren Mit- 
gliedern verlangen mußte. Es konnte vorschweben, daB diese 
Werte nicht nur Mittel des Kampfes, sondern höchste Ziele der 
Erziehung, somit schlechthin die höchsten Ziele werden sollten. 
— Doch sehen wir näher zu, so erleben wir — ein Urteil in dieser 
‚schwer zugänglichen Sphäre, möchten wir allerdings mit aller 
Vorsicht fällen — eine Enttäuschung: eine Enttäuschung, die, 
— so will es uns scheinen — nicht nur einem grübelnden Nord- 
länder aufsteigt, sondern auch aus den Aussagen der Italiener 
selbst herauszulesen ist. Die eigenen Werte, die Haltung: — all 
dies weist keine besondere Tiefe oder Intensität auf; sie reichen 
nicht aus, um die zahlreichen Konflikte innerhalb der Partei, 
auch um Korruption und Verbrechen, die für das Schicksal der 
Partei verhängnisvoll werden konnten, zu verhindern. Die von 
Robert Michels (»Der Aufstieg des Fascismus«, Arch. f. Sozial- 
wissenschaft Band 52) angeführten moralischen Praecepta des 
Fascismus erfreuen sich allerdings — in dieser oder anderer 
Form, — massenhafter Verbreitung. Und das Pathos der »Giovi- 
nezza« ist ohne Zweifel eine wirksame Macht. Doch reicht dies 
nicht aus. Der Kampf der jungen Generation um ihre moralische 
nicht nur politische Selbstbehauptung *°), die individuelle Sehn- 
sucht nach Reinheit und Strenge wiegen heute die Schwere 

43) In einer Broschüre »Le generazioni nel Fascismo«s von Grildrig (Turin 
1923) wird versucht, die inneren Kämpfe Italiens seit dem Kriege als Kampf 
der Väter und Söhne zu erklären. Trotz der Primitivität des Gedankens ist 
er gerade für das Land, dessen Politik durch eine homogene Schicht des intellek- 
tuellen Mittelstandes »gemacht« wird, nicht ohne weiteres von der Hand zu 
weisen: doch nur so lange, als man auf der Oberfläche bleibt, und nur die Ab- 
lösung der einen Parteiführer durch die anderen regristriert. — (Der von Marinetti 


geforderte »Consiglio dei giovanissimi«, der den Senat ablösen sollte, ist be- 
kanntlich doch nicht zustande gekommen!) 
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der sozialen Gegensätze nicht auf. Daß in diesem Punkte 
eine feste, objektive Bestrebung, gewisse soziale Werte zu ver- 
wirklichen, — im Gegensatz zu der anderen diktatorischen 
Partei von heute, zum Bolschewismus — nicht vorhanden ist, 
macht den Parteigedanken leer, das Parteigefüge letzten Endes 
locker **). 


So könnte teils der Gedanke der Nation, teils das Charisma 
des Führers das allein Erfüllende bleiben. Doch stoßen wir auch 
hier auf Grenzen. 


-= Die Beziehung des Fascismus zur Nation ist erst seit der 
Machtergreifung zum Problem geworden. Solange die Macht 
nicht erobert wurde, war es ja der Gedanke der Nation, der das 
einzig feste Glied der fascistischen Programme bildete, mochten 
auch die Versuche, eine eigene Theorie der Nation zu geben, durch- 
aus widerspruchsvoll und unselbständig gewesen sein %). Aber 


44) Charakteristisch war die Haltung des Parteidirektoriums in der Frage 
der »Preferenzvoten«e. Das neue Wahlgesetz gestattete den Wählern nicht nur 
für eine bestimmte Liste, sondern zugleich auch für einen bestimmten einzelnen 
Kandidaten dieser Liste zu stimmen. Das fascistische Direktorium verbot 
zuerst den Parteimitgliedern Preferenzvoten abzugeben: denn sie würden der 
Disziplin der Partei — deren Zentrale die ihr erwünschte Kandidatenordnung 
festsetzte — widersprechen. Da aber durch das Wahlsystem allen fascisti- 
schen Kandidaten der großen Liste ihre Abgeordnetenposten von vornherein 
gesichert waren, stellte sich eine Gleichgültigkeit der lokalen Parteigrößen 
dem Wahlkampf gegenüber ein. So blieb nichts anderes übrig, als den Ehrgeiz 
der einzelnen anzustacheln: man hob das Verbot der Preferenzvoten auf und 
die Kandidaten bewarben sich nunmehr um die größte Preferenzstimmenzahl, 
die ihre Popularität steigern sollte. Die politischen und sozialen Ziele der Partei 
wurden dadurch nicht durchsichtiger, noch differenzierter; die wichtigsten, 
persönlichen Kräfte wurden aber deutlich. 

15) In den programmatischen Linien, die bei der Gründung der Partei 
aufgestellt wurden, (November 1921) hieß es: »die Partei betrachtet die Ge- 
meinschaft, die den nationalen Staat bildet, nicht als einfache Summe von 
Individuen, die auf einem bestimmten Territorium in einer bestimmten Zeit leben, 
sondern als einen Organismus, der in sich unendliche Reihen von Generationen 
enthält, welche waren, sind und sein werden, und wovon die einzelnen Individuen 
nur vorübergehende Elemente sind. — Aus dieser Gesellschaftsauffassung folgert 
die Partei den kategorischen Imperativ, daß die einzelnen und die Gruppen 
(Kategorien und Klassen) ihre Interessen den obersten Interessen des nationalen 
Organismus unterordnen müssen, und glaubt, daß dies nur möglich ist durch 
die Anerkennung der Autorität, der Hierarchie und der Differentiation der 
Organe und der Funktionen.s — Aehnlich schon 1916 bei Corradini. Der Einfluß 
der ausländischen politischen Literatur der Restaurationszeit (De Maistre) und 
des späteren Konservativismus (H. v. Treitschke) wird von den fascistischen 
Schriftstellern gerne betont, obgleich diese Formulierungen der nationalen 
Idee alles andere als »italianissime« sind und namentlich dem Geiste des Risorgi- 
mento widersprechen. 
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schon die Konstituierung der Partei war das Symptom für die 
Entwicklung des Fascismus zu einem selbstzweckhaften Dasein. 
Dies wurde vollends klar, als er sich des staatlichen Apparates 
bemächtigte und dabei allzu deutlich die eigenen Zwecke neben 
die des Staates stellte. Wenn vor der Machtergreifung die von 
der fascistischen Literatur mit Vorliebe gebrauchten Entgegen- 
setzungen von Staat und Nation aus den anarcho-syndikalisti- 
schen Gewohnheiten und aus der Atmosphäre des Kampfes gegen 
eine bestehende Regierung erklärlich waren *%) und damals auch 
einen guten Sinn hatten, so konnten sie nach der Machtergreifung 
nicht mehr zutreffen. Die im Staate herrschende Partei muß in 
ihrer Ideologie entweder die Nation mit dem Staate zu identifi- 
zieren suchen oder auf die eigene Legitimation seitens der na- 
tionalen Idee verzichten. Zum ersteren stand aber im Wider- 
spruch die zu stark ausgeprägte eigene Existenz der »Partei der 
Nation«, als eines zweiten Staates. 

Das deutlichste Symptom dieser Unstimmigkeit ist wohl die 
Beziehung zwischen der fascistischen Milizia nazionale und dem 
auf der allgemeinen Wehrpflicht aufgebauten regulären Heer. 
Dieser Dualismus ist aber nur eine Aeußerung des allgemeinen 
Dualismus zwischen Partei und Nation: »Fascismus und 
Italiens lautet die Parole. — »A chi !’Italia? — A noi! — A chi 
Impero? — A noi! usw.« — dieser Massendialog (Einer stellt 
die Frage, die Menge antwortet), ist zum Vot- und Zwischenspiel 
aller fascistischen Versammlungen und Umzüge geworden. All 
das wird so gedeutet, daß der Fascismus der Herrscher Italiens, 
zugleich aber sein Führer zum größeren künftigen Italien, zum 
Reich ist. Dieser Rechtfertigung der Herrschaft durch die 
Führerschaft kann es aber zum Verhängnis werden, daß die kon- 
krete Lage einer großzügigen imperialistischen Außenpolitik 
durchaus ungünstig ist. Man ist gezwungen, sich mit der Ueber- 
treibung kleiner Kolonialgefechte am Rande der afrikanischen 
Wüste zufriedenzustellen und ist im übrigen auf kleine Grenz- 
konflikte im Tessin und in Nizza, auf eine nach Korsika und 
Tunis gerichtete Rednergeste, auf eine gezwungene Ausdeu- 
tung der südamerikanischen Auswanderung als »Expansion der 
lateinischen Herrschaft«, namentlich aber auf archäologische 








46) Man denke an die taktischen Ausführungen Mussolinis (1921): Man 
solle zuerst die Sozialisten den Staat schwächen lassen, um ihn dann 
um so besser zu besiegen. Man verwechselte damals geflissentlich Staat und 
Regierung, da eben die Regierung eine feindliche war. 
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Reminiszenzen des alten Rom angewiesen. Auf dem eigentlichen 
Felde der möglichen italienischen Außenpolitik, im östlichen 
Mittelmeer stößt man aber auf zu harte Realitäten, — auf die 
Ansprüche der beiden großen Westmächte und ihrer Vasallen- 
staaten, auf das Aufleben Rußlands und der Türkei, — um einen 
siegreichen Krieg herbeiführen zu können ehe die heutige Gio- 
vinezza alt und Mussolinis Leben beendet ist. 

So bleibt denn wiederum diese Persönlichkeit das allein 
Wesentliche, was den Fascismus über ihn selbst hinaus weisen 
kann. Denkt man sie sich weg, so muß entweder der durch geistige 
Zwecke und Inhalte ungenügend gestützte Parteiapparat im 
Leerlauf verrosten oder zerfallen oder sich selbst zerstören; oder 
seine Unterordnung unter die Zwecke der bürgerlichen Klassen- 
diktatur so restlos vollziehen, daß die eigenartige Farbe des 
Fascismus, die er von seinen Ursprüngen, von seinem Führer, 
von der ihn tragenden Schicht hat, verblaßt. Der Führer allein 
ist es, der beides verhütet. Zwar ist das Statut der Partei so 
aufgebaut, daß man fast an einen ewigen Lauf ihrer Maschine 
denken könnte; und nach der Machtergreifung erklärten die 
Fascisten (Bianchi im März 1923), daß der Faszismus minde- 
stens 50 Jahre — also sicher über den Tod des Duce hinaus — 
regieren wird. Und doch ist es gerade den Fascisten bewußt, 
wie sehr die seelische Möglichkeit, Fascist zu sein, auf der un- 
wiederholbaren durch keine Statuten vorzusehenden Existenz 
Mussolinis gegründet ist. Hierin besteht ein großer Unterschied 
gegenüber dem Bolschewismus, der seine Aktion von vornherein 
mit deutlichen politischen Inhalten erfüllte (denn auch die »Neue 
Wirtschaftspolitik« wird nur als Umweg, nicht als Aufgabe des 
Zieles betrachtet — mag das nun objektiv stimmen oder nicht). 
Das eine Ziel ist im Fascismus nicht vorhanden — so kann 
er nur solange existieren als der eine Führer da ist. 

Aber nicht nur das Leben, auch das Format Mussolinis 
reicht nicht aus, um alle Ziele zu ersetzen, die eine Partei tragen, 
die ihr den Sinn innerhalb des Volksganzen geben müssen; 
Mussolinis Ziele sind nicht groß genug, um der Partei zu ermög- 
lichen, einen Hinweis über sie selbst hinaus zu geben. Sie wird 
schon unter seiner Führung immer mehr Selbstzweck Hat aber 
eine das Volk beherrschende Partei keine Ziele, die dem Volk 
gewiesen werden können, so kann sie auch nicht den Anspruch 
erheben, einen notwendigen Bestandteil des Volksganzen, ein 

9* 
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Glied des Organismus darzustellen Sie ist kein — »Lehr- und 
Wehrstand«. Sie ist und bleibt ein Fremdkörper. 


C. Die Klassendiktatur. 


Den Fascismus kann man auf die sozialen Kämpfe der 
Gegenwart unter zweierlei Aspekten beziehen: in dem man die 
kurzen Oszillationen, die »Konjunkturwellen« im weitesten Sinne 
des Wortes berücksichtigt oder indem man die größeren Be- 
wegungstendenzen der Gesellschaft zu verfolgen versucht. 

Die Schwenkung, die der Fascismus, wie wir schon kon- 
statiert haben, um das Ende des Jahres 1920 vollzog, läßt sich 
in eine wichtige, wenn auch das Phänomen nicht erschöpfende 
Beziehung zu dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise bringen. 
Diese Krise war es jedenfalls, die der vielleicht auch ohnehin 
notwendig gewordenen Entwicklung einen bestimmten kontrol- 
lierbaren Rhythmus verlieh. | 

Der Aufschwung im Krieg und in den ersten Nachkriegs- 
jahren, der dieser Krise voranging, hatte eine für die Arbeiter 
günstige Lage auf dem Arbeitsmarkt geschaffen, die gleichzeitig 
den »neuen Reichen« zum Aufstieg verhalf. Dies spielte mit der 
ideologischen Situation zusammen, die sich teils aus der demo- 
kratischen Kriegsideologie der Entente, teils aus der revolutio- 
nären Entwicklung in Ost- und Mitteleuropa ergab. Und ferner: 
das Wachstum der Arbeiterorganisationen und der — teils aus 
der Zeit der Kriegswirtschaft übernommenen, teils infolge der 
wachsenden sozialpolitischen Tendenzen weiter ausgebauten — 
staatlichen Organe der Wirtschaftsregelung und der sozialen 
Fürsorge ließ eine breite, mit diesen Apparaten materiell und 
ideell verbundene Schicht entstehen. Dies bildete den Kern der 
damaligen sozialen wie ideologischen Atmosphäre. Die verbreitete 
soziale Anschauung, die ausschlaggebende soziale Schicht wurde 
die der sozialistoiden Bürger« (im Gebrauch dieses Aus- 
drucks treffen sich solche Gegner wie Mussolini und Labriola ?7)). 





4) „Wir wissen alle, woran das italienische Leben der letzten Jahre 
gelitten hat: An zu vielen Uebergangserscheinungen. Es gab keine prä- 
zisen Grenzen. Keiner hatte den Mut, das zu sein, was er sein sollte. Der 
Bourgeois hatte ein sozialistoides Aussehen und der Sozialist war verbürgert 
bis ins Knochenmark. Die ganze Atmosphäre war die der Mezze tinte 
(der Halbtöne), war voll Unsicherheit. Klar geschnittene, bestimmte Kon- 
turen sah man nicht.e Mussolinis Rede im Senat am 8. Juni 1923. 
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Vielleicht hätte diese Lage schon durch eine rein geistige 
Dynamik zu einer Reaktion gegen die Ueberspannung: der demo- 
kratischen und »sozialistoiden« Stimmungen führen müssen; 
noch sicherer mußte die Reaktion denen erscheinen, die die 
Diskrepanz zwischen diesen Stimmungen und der wirklichen 
Lage des Landes, zwischen diesen Stimmungen und den Schichten 
die sie vertraten, feststellten; tatsächlich bekam die Reaktion 
den entscheidenden Anstoß von der Bewegung der Wirtschafts- 
konjunktur. Arbeitslosigkeit trat ein, und der allgemeine Preis- 
rückgang führte zu Lohnherabsetzungen, welche — da nunmehr 
die Arbeitskämpfe immer seltener zugunsten der Arbeiter aus- 
fallen mußten — viel tiefer gingen als die Reduktionen der Waren- 
preise. Etwas später begann die Mitgliederzahl der Gewerk- 
schaften zurückzugehen und setzte der Abbau des sozial-poli- 
tischen Staatsapparates ein. Alledem entsprach auch eine rück- 
läufige Bewegung. auf dem Gebiete der politischen Ideologie. 
Die Kampfinitiative ging auf die besitzenden Klassen über und 
die mezze tinte konnten von ihnen nicht mehr gebraucht noch 
geduldet werden. Ihr aktivster Teil, die industrielle Arbeit- 
geberschaft wurde in diesem Augenblick die alleinige Klasse, 
die es vermochte, einer politischen Partei, die sich nach der 
Augenblickslage zu richten bereit war, zu Lebensfähigkeit und 
Wachstum zu verhelfen. Die Partei, der Diktator und die Ge- 
werkschaften der Fascisten — alle konnten ihre eigenen Zwecke 
aufstellen und doch gleichzeitig den Klassenkampf des Bürgertums 
führen. Dieser Parallelität strebte die fascistische Politik seit 
dem Ausbruch der Krise zu. So wandelt sich z. B. ihre Finanz- 
politik von der Forderung der Vermögensabgabe und der Kon- 
fiskation der Kriegsgewinne im Jahre 1919, über die These der 
»Besteuerung aller Einkommen, soweit dadurch die Produktion 
nicht gehemmt wird«, im Jahre 1921 zu den Steuergesetzen der 





Und Labriola meint, daß in dieser »Aera Nittis eine gewisse Solidarität 
der Interessen zwischen dieser »sozialistischen, sozialistoiden und katholischen« 
einerseits und der eigentlichen, »plutokratischen« neuen Bourgeoisie anderer- 
seits herrschte. »Es kam eine zweideutige Situation zustande, von der man 
behaupten konnte, daß die Geschäfts- und Industriewelt die dauernden Interessen 
ihrer eigenen Klasse verleugnete, zum augenblicklichen und persönlichen 
Vorteil einer gewissen Anzahl ihrer Angehörigen; wie es sich umgekehrt auch 
behaupten ließ, daß die Genossenschaftler und die Organisatoren der Arbeiter- 
bewegung — der katholischen wie der sozialistischen — die Hoffnungen und Erwar- 
tungen des Sozialismus leider gewissen augenblicklichen Vorteilen opferten, die sie 
den von ihnen vertretenen Massen zugesichert hatten.« (»Le due politiche« S. 6.) 
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fascistischen Regierung: zur weitgehenden Einschränkung, fast 
Aufhebung der Erbschaftssteuer, zur Aufhebung der Luxus- 
konsumsteuern und Erhöhung der anderen indirekten Steuern, 
bei gleichzeitiger Steigerung des realen Lohnsteuerertrages. 
Die Anschauungen der Regierung über Kartell-, Handels- und 
Sozialpolitik trugen immer deutlicher den Bestrebungen der 
interessierten Unternehmerschichten Rechnung. Auf dem ab- 
steigenden Ast der .Konjunkturkurve ließ sich dabei diese 
Politik aus nationalen Motiven rechtfertigen. Denn die Lohn- 
reduktionen konnten aus dem Bedürfnis nach dem allge- 
meinen Preisabbau, letzten Endes aus Gründen der Weltmarkt- 
konkurrenz und der volkswirtschaftlichen Sparsamkeit erklärt 
werden, auch dann noch, wenn die Reallöhne unter das Frie- 
densniveau sanken: die Verarmung der Nation infolge des 
Kriegs — in den Aufschwungsjahren durch Ueberspannung des 
staatlichen und privaten Kredits verdeckt — kam eben in der 
Krise zum Vorschein. Dieselben Gründe konnten für die Ar- 
beitszeit 2), die Sozialversicherungs-, die Streikpolitik der 
Fascisten — als Partei und später Regierung — angeführt werden. 
Und die Steuerpolitik, sowie die Stellung zu der Frage der Aktien 
— Nominalität fand ihre Rechtfertigung in Gründen nationaler 
Kapitalwirtschaft. Und tatsächlich kann die Streik- und die 
Investitionsstatistik Italiens die besten Indizes und zugleich 
Erklärungen für die volkswirtschaftliche Besserung abgeben 4°)50). 


“) Das italienische Achtstundentaggesetz gestattet zwei Ueberstunden 
täglich auf Grund von Tarifverträgen sowie auch von individuellen Verein- 
barungen. Der letztere Umstand — der dabei keine Beschränkungen kennt — 
macht das Gesetz zu einem Zehnstundentaggesetz. 

4) Im Laufe des ersten Semesters 1923 wurden 595 neue Aktiengesell- 
schaften gegründet; der Gesamtzuwachs des Aktienkapitals betrug für Italien 
ı\, Milliarden, wovon über 200 Millionen auf die chemische, 165 Millionen auf 
die elektrische Industrie, je r00—ı150 Millionen auf die Baugesellschaften, 
Banken, Textilbetriebe, Nahrungsmittelgewerbe und Metallverarbeitung ent- 
fielen. (Documenti sulla condizione finanziaria ed economica d’Italia vorgelegt 
dem Parlament vom Finanzminister de Stefani. Rom, Libreria dello Stato. 
Dezember 1923. Dokument Nr. 15). Nach dem »Economist« betrug das neu 
investierte Kapital das Dreißigfache — nach Berücksichtigung der Geldent- 
wertung das Sechsfache — der Friedensquote. 

50) Sehr auffallend ist es auch, daß die Entwicklung der Wirtschaftskrise 
in Italien keine nennenswerten Versuche einer künstlichen Herbeiführung der 
Währungsparität aufzuweisen hat — im Gegensatz zur Politik anderer mittelgroßer 
und kleiner Siegerstaaten. Die Regierung ließ sich also in diesem Falle (trotz 
der gegenteiligen Versprechungen Mussolinis bei Regierungsantritt) nicht durch 
bloße Prestige-Gründe verleiten, um die ökonomische Krise nicht zu verschärfen. 
Anders verfuhr man allerdings mit dem Kurs der Staatsanleihen: hier trieb 
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Der Standpunkt des »Produttivismo«, der den wesentlichen 
Inhalt der Ideologie Mussolinis und der fascistischen Gewerk- 
schaftstheoretiker ausmacht, konnte in dieser Periode verfochten 
und gleichzeitig von der wirtschaftlichen Offensive des Unter- 
nehmertums genährt werden. Aber auch die eigentlichen Macht- 
bestrebungen der Partei konnten: sich mit den Unternehmer- 
interessen decken: namentlich wurde der Abbau in den Betrieben, 
wie wir sahen, zugleich ein Werbemittel der fascistischen Ge- 
werkschaften, während der Abbau im Verwaltungsapparat ein 
Mittel wurde, den Staat im Sinne der Partei »zu reinigen« Es 
scheint auch, daß sich dabei die Interessen der Partei von den 
Interessen der ihr genetisch am nächsten stehenden Schicht — 
dem Mittelstande — bis zu einem gewissen Grade losgelöst 
haben: wenigstens hat die Politik der Fascisten sich am wenigsten 
das Ziel gesetzt, die ungeheuer gewachsene Zahl der Konkurse 
im Klein- und Mittelgewerbe und im Handel herabzudrücken, 
während die Vorstellungen des Großbürgertums betonte Be- 
rücksichtigung, als Förderung der Produktion, fanden. 

Inwieweit sich die Lage nach der Ueberwindung der Krise 
etwa geändert hat, läßt sich noch nicht abschließend beurteilen. 
Die Konjunkturbesserung kommt auch bei einer sich selbst über- 
lassenen Wirtschaftsbewegung in erster Linie den Kapitalbe- 
sitzenden zugute; um so mehr mußte es unter der Herrschaft des 
fascistischen steuer- und sozialpolitischen Systems der Fall sein. 
Auf der Konferenz der fascistischen Gewerkschaften im Mai 
1924 sagte Rossoni: »die Arbeiterschaft hat sich mit der Nation 
versöhnt; jetzt gilt es, die Bourgeoisie mit der Nation zu ver- 
söhnen«,: und ebenso erklärte Mussolini den Gewerkschaften, 
daß man in den Industriezweigen, die bereits höhere Profite 
abzuwerfen imstande wären, zur Verbesserung der Löhne schreiten 
müsse (er wiederholte es in seinen Reden nach dem Matteotti- 
Mord). Die Solidarisierung in der Zeit der Krise war aber indessen 
nicht bloß die einer Gemeinsamkeit der Zwecke gewesen; denn es 
entstand eine persönliche Union (als die sichtbarsten Zeichen 
seien die Fusion mit dem protektionistischen Partito nazionalista 
und die Aufnahme der obersten Leiter der Confederazione generale 
dell’industria — Olivetti und Benni — in die Lista nazionale 
man hemmungslos politische Reklame. Auch beim Achtstundentaggesetz 
hat wohl der Name über die Sache triumphieren wollen. Strenge Sachlichkeit 


wurde nur auf den empfindlichsten Gebieten bewahrt, und zu diesen gehört 
der Zusammenhang zwischen Währung und Geschäftsgang. 
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erwähnt) und eine Interessensolidarität zwischen der Partei- 
führerschaft und den lokalen Industriegrößen. Das Gros der 
Fascisten besitzt eine zu geringe prinzipielle Stärke, um sich 
nur auf Grund prinzipieller Gegensätze von dem nährenden Boden 
einer wirtschaftlichen Klasse zu trennen. Allenfalls müßte diese 
Loslösung mit einer Spaltung verbunden werden. Die mögliche 
Spaltungslinie haben wir zu zeigen versucht: sie trennt die dem 
Druck der Arbeitermasse unmittelbar ausgesetzten Gewerk- 
schaftsführer, die prinzipiellen Anhänger des Revisionismus, der 
Normalisation und des Aufbaus — die zum Teil auch den 
korporativen Gedanken verwenden — von den Gewaltanhängern, 
die die Ordnung, Disziplin und Hierarchie« mit beliebigen In- 
halten zu erfüllen bereit sind. Problematisch würde aber bleiben, 
wohin sich Mussolini richten würde (hat er doch bisher die beiden 
Extreme abwechselnd begünstigt und abgestoßen) — und dies 
müßte am Ende für die Feststellung ausschlaggebend sein, welches 
von den Spaltungsprodukten in einer wirklichen lebendigen 
Kontinuität mit dem alten Kern steht: denn dieser Kern war 
ja — wie wir sahen — mehr durch die Persönlichkeit des Punes 
(Duce) als durch Prinzipien zusammengehalten. 

Diese ganze Fragestellung führt uns aber über die Betradtune 
der Konjunkturwelle hinaus und vor das Problem der größeren 
Entwicklungstendenzen, das wir allerdings nur versuchsweise 
skizzieren können. Diese Tendenzen haben wir im I. Kapitel 
zu streifen versucht — so wie sie sich für das ganze westeuro- 
päische Leben anzudeuten scheinen. Das Fortschreiten der 
Industrie zum Monopolismus wurde auch in Italien teils durch die 
Erfordernisse des Krieges, teils durch den Aufschwung und die 
Krise der Nachkriegszeit viel weiter getrieben, als es zur Zeit 
des tripolitanischen Krieges hielt. Neben dem Wachstum der 
Gewerkschaften vollzog sich dabei auch die Konsolidierung der 
Arbeitgeber zu den großen, jetzt bestehenden Zentralorgani- 
sationen. Diese Elemente einer gesellschaftlichen Neubildung 
waren weniger bedeutend als in den fortgeschritteneren Ländern 
Europas; aber ihre Bedeutung stieg dank der revolutionären 
Temperatur, die in diesem Lande in den Nachkriegsjahren weit 
stärker war als in den anderen Siegerländern und die sie den 
Ländern Mitteleuropas annäherte. Der korporative Gedanke in 
seinen verschiedenen Schattierungen — vom Rätesystem bis 
zum heutigen Consiglio dell’economia nazionale — übte hier 
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einen Einfluß, wie nur noch in Deutschland und Oesterreich. 
Aber auch der Hierarchiegedanke, wie er sich in den Bedingungen 
der heutigen Kämpfe darstellen muß, konnte hier zu einer 
größeren Intensität gedeihen als anderswo; die außerökonomi- 
schen Kategorien, Gewalt und Gehorsam, drangen hier weiter 
durch als in den Ländern des alten Kapitalismus mit ihrer aus 
der frühkapitalistischen Zeit stammenden alten demokratischen 
Tradition. Die vorkapitalistischen agrarischen Kräfte konnten 
hier ihren Einfluß durchsetzen; die Atmosphäre des friedlichen 
Marktkampfes war hier keine Selbstverständlichkeit, wie in 
England. So ist hier die Art, wie sich der wirtschaftliche Kampf 
der außerökonomischen Gewalten bedient, eine schärfere als 
anderswo, und der sogenannte »internationale Fascismus«, den 
man sogar in Amerika festzustellen versucht, soll uns nicht über 
die Eigenarten des italienischen Phänomens täuschen. 

So muß die erneuernde Geste des Fascismus sehr stark in 
Zweifel gezogen werden: auch dann, wenn man seinen Zusammen- 
hang mit den vordersten Tendenzen der modernen Gesellschafts- 
entwicklung auf dem ideologischen Gebiete konstatiert. 

Diese Geste stimmte mit dem eigentümlichen Gedanken 
des Generationenkampfes, des jugendlichen Aufstandes überein, 
Wie aber dieser, als der Ausfluß einer über alle konkreten sozialen 
Gegensätze hinwegsehenden mittelständisch-intellektuellen An- 
schauung, zu keinen greifbaren politischen Formen führen konnte, 
so war auch die Idee der Erneuerung eine rein abstrakte. Es 
hieß, mit allem »Passatismo« ein Ende machen, wie sich Marinetti, 
oder »mit den alten Menschen und Institutionen aufräumen, 
soweit sie die neuen konstruktiven Kräfte aufhalten«, wie sich 
Mussolini (Januar 1920) ausdrückte. Man betonte, daß die Partei 
eine revolutionäre sei, und auch nach dem Sieg wiederholt Musso- 
lini mehrmals, daß man der Marcia su Roma nicht deshalb die 
Eigenschaft einer Revolution absprechen dürfe, weil sie wenige 
Opfer verlangt hätte: denn es gebe auch unblutige Revolutionen 
und, ob die fascistische ihre Opfer nicht noch verlangen würde, das 
würde von der Haltung der bisher geschonten Gegner abhängen 
(Rede in der Kammer, 16. November 1922; Rede an die Ge- 
meindevertreter, 24. März 1924). 

Ein rein formales Bekenntnis zur Revolution bedeutet aber 
nur soviel, daß man sich nicht an die alltägliche Gesetzlichkeit 
gebunden fühlt. Ueber die Stellung im sozialen Kampfe, über 
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die Art, wie man die Entwicklungslinien der Gegenwart be- 
trachtet, besagt es nichts. Vor der Abschwenkung von 1920 war 
dies den Fascisten klar. So erklärten die beiden Führer des 
Mailänder Fascio auf der Gründungsversammlung: 


»Wenn die Bourgeoisie in uns Blitzableiter sehen will, so irrt sie siche 
(Mussolini) und: »wir müssen feststellen, daß die Fasci keine Verbände der 
öffentlichen Sicherheit für die italienische Bourgeoisie sinde (tosender Beifall). 


(Capodivanni). 

Man sucht den Sozialisten nachzuweisen, daß ihre Partei 
seine konservative, eine reaktionäre« sei, daß sie »aus Groß- und 
Kleinbürgern bestehe«. Man glaubt sich den hie und da ent- 
stehenden Versuchen, einen »Partito del’Lavoro« zu gründen, 
anschließen zu müssen und betont, daß »neun zehntel des fasci- 
stischen Programms« mit den Zielen dieser Neugründung zu- 
sammenfallen (M. Bianchi, Popolo d’Italia, 17. Oktober 1919). 
Nach dem Abschluß der Metallarbeiterbewegung vom September 
1920 begrüßt Mussolini die durch das Abkommen zwischen Unter- 
nehmern und Arbeitern statuierte Betriebskontrolle, als Voll- 
endung der »von uns IgI5 angefangenen Revolution« Man sieht 
aber bald, daß die Arbeiterforderungen den Fascisten Mittel, 
nicht Ziele waren. Indem die Parteimacht subjektiv zum Zweck 
wurde, wurde sie objektiv immer mehr Mittel für die Zwecke einer 
wirtschaftlichen Klasse. Alle drei Beziehungen laufen immer noch 
nebeneinander, aber immer schwächer wird die Bedeutung der 
erneuernden Programmpunkte an sich; immer deutlicher wird 
die Bedeutung der Parteimacht als Selbstzweck; und auch diese 
wird durch die Rolle der Partei als Werkzeug des kapitalistischen 
Bürgertums immer mehr verdeckt. 


Als Beispiel soll die Frage des Gewerkschaftsmonopols angeführt werden. 
Als am Anfang der fascistischen Geschichte der Apolitizismus der Gewerk- 
schaften verlangt wurde, war das eine Wiederholung des syndikalistischen 
Standpunktes. Es kam aber im Grunde gar nicht auf den wirklichen Inhalt 
dieser Forderung an, welche auf den prinzipiellen Antiparlamentarismus 
der Sorelschen Schule, sowie auf deren Feindschaft gegenüber jeder Partei- 
bureaukratie zurückgeht. Denn man beteiligte sich selber an den Wahlen 
(wobei in den Versuchen, einen Partito del Lavoro zu gründen eben auch 
die Wahltaktik mitspielte), man schuf selber eine Partei und darauf eine 
dieser Partei untergeordnete Gewerkschaftsorganisation. Als dann die Fasci- 
sten die gesetzgebende Gewalt in die Hand bekamen, stellte sich das Problem 
des Gewerkschaftsmonopols ein. In den prinzipiellen Begründungen der 
Gewerkschaftsführer hicß es, daß das Gewerkschaftsmonopol einen Schritt 
in der Richtung zum »stato sindacalee bedeuten sollte: ein auf alle Arbeiter 
ausgedehnter Korporationszwang setze eine einheitliche Gewerkschafts- 
organisation, nicht eine Zersplitterung in Richtungen voraus. In Wahrheit 
bedeuteten aber die Kämpfe um das Gewerkschaftsmonopol nur den Wunsch, 
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auf dem Gesetzgebungswege über die anderen Gewerkschaftsrichtungen 
endgültig zu siegen. Daher war auch die vorläufige Lösung dieses Problems 
— Verzicht auf das Monopol — eine opportunistische, nicht prinzipielle: 
sie wurde einfach durch das wenig günstige Kräfteverhältnis innerhalb der 
Arbeiterschaft diktiert ®!). Doch war die Frage des Gewerkschaftsmonopols 
mehr als eine Frage der Parteiherrschaft: es handelte sich vielmehr um die 
Wege einer Klassendiktatur. Sie bedeutete die Monopolisierung des Arbeits- 
marktes in den Händen von zwei Organisationen, die zusammen die »Comis- 
sione mista« bilden: der Industriekonföderation und der fascistischen Ge- 
werkschaftsorganisation. Die streikfähigen — sozialistischen und katholi- 
schen — Gewerkschaften würden nicht nur ihrem fascistischen Konkurrenten, 
sondern auch ihrem Klassengegner auf dem Arbeitsmarkt gegenüber unschäd- 
lich gemacht werden, schon dadurch, daß die gesamte Stellenvermittlung 
nur durch die Organe jener Kommission getätigt werden könnte. — Dieses 
Beispiel zeigt uns, wie ein konkretes soziales Ziel, unter dem Aspekt der Er- 
neuerung und im Anschluß an die Tendenzen der hohen kapitalistischen 
Stufe proklamiert, dem Namen nach »eine Grundlage auf der das neue Italien 
errichtete werden sollte, dem Grunde nach ein Machtmittel der politischen 
Partei, im noch tieferen Grunde aber ein Mittel des Alltagskampfes einer 
wirtschaftlichen Klasse darstellen kann. Andere Beispiele: die »Consigli 
tecnicie; die Entstaatlichungsfragen, welche wir im Kapitel III angeführt 
haben. 


Ist aber die Erneuerung der sozialen Formen durch die fasci- 
stische Partei nicht ernst zu nehmen, so können »Ordnung, 
Hierarchie und Disziplin«, soweit sie nicht bloß Selbstzweck der 
Partei sind, sondern sich auch in die Welt der sozialen Bezie- 
hungen projizieren, nur auf die Erhaltung der bestehenden 
Ordnung hinauskommen. Dann haben wir es aber im Fascismus 
mit einer »Ordnungspartei« in dem herkömmlichen Sinne des 
Wortes, nicht mit einer Partei ds neuen Lebensge- 
fühls zu tun 59). 

Die Erhaltung der bestehenden Ordnung stößt aber in 
Italien wiederum auf Schwierigkeiten, die, ebenso wie die Ver- 
schärfung der Gewaltmittel, aus der spezifischen historischen 
Situation des heutigen Italiens erklärlich sind. Keine Regierung 


sı) „Wir erlauben uns weder das Monopolprinzip noch das Prinzip der 
Organisationsfreiheit zum Dogma zu erklären; den Umständen entsprechend 
wird die eine oder die andere Auffassung in unserer praktischen Haltung vor- 
wiegen.« (Signoretti, in der »Stirpee, Januar 1924, ganz im Sinne der gleich- 
zeitigen Aeußerungen Mussolinis.) 

52) Daher müssen wir die nachstehende Erläuterung, die der Popolo 
d’Italia (12. I. 1924) dem Titel der neuen Zeitschrift »Gerarchia« widmete, als 
dem Niveau der Mehrzahl durchaus entsprechend erachten. »Die liberal-revolu- 
tionaristische Tradition.war die der freigelassenen Sklaven; es gilt sich von 
ihr zu befreien. In Amerika wird ein Policeman mehr geachtet als ein »Kritzler« 
(scribacchino). Politische Ordnung, wirtschaftliche Ordnung, internationale 
Ordnung — sie basieren auf der Hierarchie: die einen müssen den anderen ge- 
horchen«. 
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wird darauf verzichten können, an der Herstellung des Gleich- 
gewichtes zwischen dem kapitalsatten Norden und dem Süden 
zu arbeiten, die Regelung der Auswanderung zu übernehmen, 
dem Ueberfluß der intellektuellen Arbeitskräfte durch Schaffung 
einer eigenen Nachfrage zu steuern: der »Giolittismus«macht somit 
den notwendigen Inhalt auch der mussolinischen Politik aus, ohne 
in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Gewaltdiktatur 
der kapitalistischen Klasse zu stehen; ja, er widerspricht einigen 
ihrer Aeußerungen, wie der überspannten imperialistischen 
Geste und dem Abbau der sozialpolitischen Staatsfunktionen. 
Wir sahen, daß Mussolini es — wenigstens programmatisch — 
versucht, sich Aufgaben zu stellen, die weder der unmittelbaren 
Klassendiktatur der Bourgeoisie entsprechen, noch aus den 
Machtinteressen der Partei allein geboren sind. Dadurch sind 
aber zugleich die weiteren Notwendigkeiten gezeigt, die sich, 
neben den früher gewiesenen, aus dem Erneuerungsgedanken 
stammenden, einfach im Prozesse des Regierens, der Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung ergeben und, ebenso wie jene, Spaltungs- 
möglichkeiten in sich bergen: es wäre das eine Spaltung zwischen 
den Anhängern der Staatsordnung und den Anhängern der 
Klassendiktatur. 


* * 
* 


Der Gedanke der Erneuerung des Gesellschaftslebens durch 
Korporation und Hierarchie, welcher, aus den allgemeinen euro- 
päischen Entwicklungen geboren, sich dem Parlamentarismus 
entgegengestellt hat, wurde in Italien von einem nationalbe- 
geisterten, im Klassenkampf ursprünglich neutralen intellektuellen 
Mittelstand aufgegriffen. Aber der korporative Gedanke kommt 
nur bei den den Arbeitern näherstehenden Gruppen, der hierarchi- 
sche Gedanke nur in Mussolinis persönlicher Diktatur zum 
reinen Ausdruck. Beides stellt sich in Widerspruch mit den 
anderen, für den Fascismus wichtigen Kräften: mit dem Macht- 
trieb der Partei als Selbstzweck und mit den Interessen der 
kapitalistischen Unternehmerklasse. Ein »neues Lebensgefühle«, 
von Intellektuellen getragen, unterliegt den Kräften der brutalen 
Macht und des nackten Wirtschaftsinteresses. 


(Abgeschlossen im Juli 1924). 
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Die Entwicklung des Volkseinkommens in Japan 
in den Jahren 1903—1919. 


Von 


SABURO SHIOMI. 





I. Einleitung. 


Auf dem Gebiet des Volkseinkommens hat sich bisher die 
Statistik noch relativ wenig betätigt. Schuld daran ist vor 
allem die Tatsache, daß meist kein klarer Unterschied zwischen 
politischer Propaganda und wissenschaftlicher Forschung ge- 
macht wird. Die folgende Studie hat nur wissenschaftliche Ab- 
sichten; sie legt daher mehr Gewicht auf die Forschungsmethode, 
mit deren Hilfe sich in Japan die Entwicklung des Volkseinkom- 
mens untersuchen ließ, als auf die — me — Auswertung 
der Forschungsergebnisse. 

Zwei statistische Wege stehen stets zur Verfügung, um die 
wirtschaftliche Kraft eines Volkes und ihre Veränderung zahlen- 
mäßig genau zu erfassen: der eine geht aus vom Volkseinkommen, 
der andere vom Volksvermögen. Die große Zahl der Volksver- 
mögensstatistiken, die wir in Japan bereits besitzen, sind im ganzen 
zu ungenau, als daß sich wesentliche Schlüsse daraus ziehen ließen. 
Ich glaube den Grund hierfür in der Tatsache erblicken zu können, 
daß es in Japan eine Vermögenssteuer nicht gibt, womit 
die eigentliche Voraussetzung einer zuverlässigen Vermögens- 
statistik entfällt. Anders liegt es auf dem Gebiet der Ein- 
kommenstatistik. Hier ließ sich, da bereits seit 1887 ein allge- 
meines Einkommensteuergesetz besteht, für einen weiten Zeit- 
raum die Entwicklung des japanischen Volkseinkommens zurück- 
verfolgen. Es liegt daher nicht an mangelnder Zahlenunterlage, 
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sondern an mangelnder Ausbildung der Forschungsmethoden, 
wenn auch hier noch keine zureichenden Ergebnisse vorliegen. 


Die Einkommensteuer wurde als Unterlage der Erforschung 
des Volkseinkommens zunächst in Deutschland und Oesterreich 
von Wagner, Meyer und Helfferich benutzt !). Allerdings finden 
sich ähnliche Untersuchungen in den meisten Ländern, so von 
Allen, Bowley und Stamp 2) in England, Karsten °’) in Amerika. 
Diese Gelehrten bemühen sich, das große Problem der Verände- 
rung des Volkseinkommens während des Weltkrieges in Europa 
und Amerika zu lösen. Auch in Japan haben die Kriege der letzten 
zwei Jahrzehnte einen großen Einfluß auf die Entwicklung des 
Volkseinkommens ausgeübt, und es ist daher von besonderem 
Interesse, die enge Beziehung zwischen Krieg und Volkseinkom- 
mensveränderung, z. B. im russisch-japanischen Krieg und im 
Weltkrieg zu studieren. Die Aufgabe ist in Japan leichter lös- 
bar als in England und Amerika, weil da eine allgemeine, dem 
preußisch-deutschen Muster ähnliche Einkommensteuer besteht, 
keine Schedulensteuer wie in Großbritannien. 

Die statistische Erfassung des Volkseinkommens ist nicht 
überall nach gleicher Methode möglich, vielmehr muß die Methode 
nach Land und Zeit variiert werden. Die Untersuchung des 
japanischen Volkseinkommens muß daher, mindestens bei der 
Auswertung, jedoch auch schon bei der Aufstellung der Statistik 
auf die besonderen Umstände unseres Landes Rücksicht nehmen. 
Allgemein sind bei einer einkommensteuerstatistischen Unter- 
suchung von Anfang an folgende 4 Fragen zu beachten: Er- 
hebungsobjekt (was?), Erhebungsmethode (wie?), Erhebungs- 
subjekt (wer?) und Erhebungszeit (wann ?). 

In bezug auf den erstenPunkt, die Frage nach dem Erhebungs- 
objekt (was?), ist zu entscheiden nach den Möglichkeiten der 
Bestimmung der Arten des Einkommens und der Wahl der 


1) Wagner, Zur Methodik der Statistik des Volkseinkommens. (Zeitschrift 
des Königlich Preußischen Statistischen Bureaus 1904). Meyer, Ein Versuch auf 
dem Gebiete der Statistik der Einkommensteuer. (Allgemeines Statistisches 
Archiv 1914). Helfferich, Deutschlands Volkswohlstand. 

2) Allen, Some Changes in the Distribution of the National Income during 
the War (Journal of the Royal statistical Society 1920). Bowley, The British 
Super-Tax and the Distribution of Income (Quarterly Journal of Economics 
1.13. Stamp, A new Illustration of Paretos Law (Journal of the Royal statistical 
Society 1914). 

a) Karsten, An Index of Incomes (Quarterly Publications of the American 
statistical Association 1920). 
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Bezifferung des Einkommens. Für die Bezifferung stehen zwei 
Wege zur Verfügung: das Volkseinkommen kann entweder als 
Nominaleinkommen oder als Realeinkommen ausgedrückt werden. 
Realeinkommen sind die Wirtschaftsgüter selbst, welche das 
Volkseinkommen bilden, es ist die Gesamtheit des Sozialprodukts, 
das in jedem Jahre zur Verteilung gelangt. Nominaleinkommen 
ist dagegen der Geldbetrag, der den verschiedenen wirtschaft- 
lichen Subjekten zufließt. Beide Ausdrucksweisen haben ihre 
besonderen Vorzüge. Bei Betrachtung eines großen Zeitraums 
und in Zeiten starker Schwankung des Geldwertes wird zweck- 
mäßig vom Realeinkommen ausgegangen werden. Für den Zweck 
unserer Untersuchung, die eine kurze Zeitspanne zugrunde legt, 
ist es jedoch erlaubt, den einfacheren. Weg zu wählen und das 
Nominaleinkommen zugrunde zu legen. 

Was die Arten des Volkseinkommens betrifft, so zerfällt es 
in Japan in Staats-, kaiserliches und Privateinkommen. Das 
kaiserliche und das Staatseinkommen bilden keinen Gegenstand 
unserer Untersuchung; vielmehr handelt es sich für uns aus- 
schließlich um die Erfassung des Privateinkommens. Infolge- 
dessen ist unser Erhebungsobjekt identisch mit Wagners $) 
»Privateinkommen der physischen Personene, in Geldsummen 
ausgedrückt. 

Bei der Frage nach der Erhebungsmethode ist zu entscheiden, 
ob man die sog. subjektive oder die sog. objektive Methode 
wählt. Subjektiv sind für Volkseinkommen wie Volksvermögen 
die Methoden, die sich ausschließlich an die bestimmten Steuer- 
grundlagen halten, — objektiv diejenigen Methoden, die auch 
jenes Volkseinkommen bzw. Volksvermögen heranziehen, das 
keinen Gegenstand der Besteuerung bildet. Indem wir hier 
uns ausschließlich auf die Einkommensteuer stützen, folgen wir 
der subjektiven Methode. Es sind daher die folgenden drei 
Teile des Volkseinkommens nicht gerechnet: 

I. Die Teile, welche infolge geringer Ausbildung der Steuer- 
technik bei uns kein Steuerobjekt bilden können, wie Konto- 
korrentzinsen u. dgl. 

2. Das Einkommen, welches unter der Minimalgrenze der 
Besteuerung liegt und daher quantitativ aus dem Rahmen der 
Erhebung fällt. 

3. Der Teil des Volkseinkommens, welcher zwar qualitativ 


4) Wagner, a. a. O. S. 41. 
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und quantitativ Einkommensteuerobjekt ist, aber wegen der 
Unzulänglichkeit jeder Steuertechnik und der Mängel jeder 
Steuerdeklaration tatsächlich nicht erfaßt wird. 

Erhebungssubjekt oder richtiger: Steuersubjekt sind gemäß 
unserer obigen Einschränkung die Privatpersonen. Hierbei 
dürfen jedoch zwei Beschränkungen nicht übersehen werden: 
Erstens kann man nicht alles Einkommen der Privatpersonen 
beobachten. Nach dem geltenden Einkommensteuergesetz zer- 
fällt das Privateinkommen in drei Kategorien, welche nach ver- 
schiedenen Methoden besteuert werden. Klasse I erfaßt das Ein- 
kommen juristischer Personen. Es wird bei diesen juristischen 
Personen unmittelbar erhoben. Klasse II erfaßt nach dem Prinzip 
der Quellenbesteuerung die Zinsen von Staatsschuldscheinen 
oder Schuldverschreibungen der Gesellschaften unmittelbar bei 
der zinszahlenden Stelle selbst. Nur das Einkommen, das nicht 
unter die beiden ersten Klassen fällt, wird in Klasse III von 
allen einzelnen Personen versteuert. Infolgedessen läßt sich nicht 
berechnen, wieviel Dividenden von Aktiengesellschaften, Zinsen 
von Staatsschulden u. dgl. auf die einzelnen Personen entfallen 
und die Frage, wie das ganze Volkseinkommen unter die 
einzelnen Personen verteilt wird, ist daher bei uns nicht lösbar. 
Nur von und aus Klasse III lassen sich die Verteilungsumstände 
erfassen. Zweitens ist noch auf eine andere Beschränkung hin- 
zuweisen. Nach dem Einkommensteuergesetz wird alles Ein- 
kommen von Mitgliedern einer Familie in Einkommen des 
Familienvorstandes umgerechnet und von diesem erhoben. Daher 
zeigt die Einkommensteuerstatistik in Wirklichkeit nicht die 
Einkommensverteilung unter die einzelnen Personen, sondern 
nur unter die einzelnen Familien. Die privaten Personen, welche 
Steuersubjekt sind, können wir daher eindeutig nur als Haus- 
haltungsvorstände bezeichnen. Wir bleiben uns bewußt, daß 
nur die Verteilung des Einkommens der Klasse III auf sie erfaß- 
bar ist. 

In bezug auf den letzten Punkt, die Erhebungszeit (wann ?) 
ist durch die japanische Einkommensteuergesetzgebung die Be- 
schränkung auf das Kalenderjahr gegeben. Gegenstand unserer 
Untersuchung ist also die Summe der wirtschaftlichen Güter, 
die das japanische Volk in einem Jahr zur Befriedigung seiner 
Bedürfnisse ohne Schmälerung des Vermögens verwenden kann. 
Infolgedessen lassen sich Verschiebungen, die in einer kürzeren 
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Zeit stattfinden, nicht klar machen. Wir können beispielsweise 
das Problem der periodischen Schwankungen des Volksein- 
kommens mit unseren Mitteln ebensowenig darstellen, wie wir 
genau den Zeitpunkt bestimmen können, in dem das Volksein- 
kommen den ersten Einfluß des Weltkriegs erfahren hat. 
Noch eine kurze erläuternde Vorbemerkung ist notwendig: 
Auch wenn wir das Nominaleinkommen zugrunde legen, so be- 
steht doch die Möglichkeit, entweder absolute Zahlen oder relative 
Zahlen zu wählen. Da in den Jahren 1903—191g die Preise sehr 
stark schwankten (zwischen 1914 und ıgıg ist der Großhandels- 
index von 119,81 auf 381,50 gestiegen), da ferner infolge oftmaliger 
Veränderung des Steuergesetzes die Vollvergleichbarkeit fehlt, sind 
absolute Zahlen unzuverlässig. Es sind daher in der Regel relative 
Zahlen gewählt, und ich glaube, daß gerade durch diese Relation die 
notwendige, zugleich aber auch vollständige Voraussetzung für ein 
genaues stichhaltiges Ergebnis unserer Forschung gewonnen ist. 


I. Hauptteil. ı. Abteilung: Die Entwicklung des Volksein- 
kommens in ganz Japan. 1903—1919. 
I. Kapitel. Die Arten des Volkseinkommens. 


Neben den Personen, die erwerben, lassen sich erfassen und 
müssen daher auch berücksichtigt werden die Quellen, aus denen sie 
den Erwerb schöpfen. Das Problem der Entwicklung des Volksein- 
kommens stellt sich uns daher nicht nur alsFrage nach Ab- und Zu- 
nahme der absoluten Summe dar, sondern es gliedert sich in die zwei 
Fragen: ı. woraus das ab- oder zugenommene Volkseinkommen be- 
steht; 2. von wem und an wen es übergeben wird. Mit anderen 
Worten: das Problem teilt sich uns in die zwei Fragen nach den 
Bestandteilen und nach der Verteilung des Volkseinkommens. 

Das Einkommensteuerobjekt zerfällt, wie gesagt, in 3 Klassen: 
Klasse I umfaßt das Einkommen juristischer Personen, Klasse II 
Zinsen von Staatsschulden oder Schuldverschreibungen der Gesell- 
schaften, Klasse III Einkommen, das nicht unter die beiden ersten 
Klassen fällt. In Klasse III muß seit dem Jahre 1913 die Steuer- 
abzugssumme hinzugezählt werden, weil seit diesem Jahre ein 
Steuerabzug für kleine Einkommengilt. Ferner müssen in Klasse II 
die Zinsen der Staatsschuldscheine hinzugefügt werden, die auf 
Grund besonderer gesetzlicher Bestimmungen von der Einkommen- 
steuer befreit sind. Dann ergibt sich folgendeTabelle des Volks- 


einkommens: 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 53. s. Io 
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Tabelle r. 
Summe des Volkseinkommens in ganz Japan 1903—1919. 









Zinsen von 
Staatsschuld- 


In den 


Jahren Klasse I 


Klasse II Klasse III Insgesamt 






scheinen 


In Yen: 
1903 94 234438 | 17 255744 | 14 140850 366 931 265 | 492 562 297 
1904 93 736 018 | 18 068 712 12 9II 507 395 262 893 | 519979 130 
1905 123 604 227 | 14 661 428 6 351 107 424 492 678 | 569 109 440 
1906 139 447 042 | 13 129 040 6 952 069 466 219 915 | 625 748 066. 
1907 127533008 | 24 644 314 | 38 992 651 519457996 | 710627969 
1908 132 672 234 | 33 794 759 | 35 641 539 640 135 021 | 842 243 553 
1909 125 910 237 | 16 261 882 59 660 997 689 722 391 891 555 507 
IgIO 119 602 935 | 7 210.008 61 628 454 698 007 408 | 886 448 805 
IgII 148 963 315 | Ir 858 451 55 308 415 708 101 905 | 924 232 086 
1912 | 180546689 | 14 191555 | 52 559494 °)| 765 425 731 | 1012 723 469 
1913 203 184 199 | 15 466 883 5I 159 937 694 056 062 | 963 867 081 
1914 202 627 878 | 20 874 384 48 673 685 723 716805 | 995 892 752 
IgI5 227 929 149 | 22 568 168 47 336 021 697 284 343 | 995 117 681 
‚1916 411 356 506 | 32 304 081 50 640 805 703 101 261 | I 197 402 653 
1917 878 872 811 | 33 568 824 52 773 ı18 844 566 887 | 1 809 781 640 
1918 839 583 200 | 48 332 062 65 037 179 |1087631835 2 040 584 276 
191g |I 436 188 267 | 52 098 262 | 65 518 970 ®)| ı 557 687 654 | 3111493153 


Die Summe des Volkseinkommens wird den Quellen ent- 
sprechend verschiedenartig klassifiziert. Dr. Allen hat, um das 
englische Volkseinkommen vor und nach dem Weltkrieg zu 
vergleichen, eine Einteilung in Arbeitslöhne, Gehälter und Besitz- 
einkommen vorgenommen (Wage, Salary and Property-Income)?). 
In Japan habe ich schon vor längerer Zeit eine ähnliche Klas-i- 
fikation eingeführt (Besitz-, Arbeits- und Unternehmerein- 
kommen). Man darf indessen nicht aus dem Auge verlieren, daß 
in Japan die Grenzen dieser Gebiete nicht immer scharf und stets 
willkürlich sind; beispielsweise wird das Einkommen von Frei- 
bauern und Kaufleuten derselben Kategorie, der des Unter- 
nehmereinkommens zugerechnet. Ebenso fallen die Grundrente 
der Verpächter und die Dividenden der Aktiengesellschaften 
unter dieselbe Rubrik, die des Besitzeinkommens. Und alles 
Einkommen von Handwerkern, Gesellschaftsbeamten, Fabrik- 
arbeitern und Rechtsanwälten gehört ohne Unterschied der des 


5) Finanzministerium: Geschichte des Staatsschuldenwesens in Japan. 
I S. 641—642. Ä 
¢) Finanzministerium: Statistische Jahrbücher des Staatsschuldenwesens 
1917—1919. 
7) Allen, a. a. O. S. 115. : 
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Arbeitseinkommens an. Eine solche Klassifikation scheint mir auf 
die Dauer zu willkürlich, um brauchbar zu bleiben. Infolgedessen ist 
in der vorliegenden Untersuchung ein anderer Weg eingeschlagen. 

"Wir gehen aus von dem Hauptmerkmal, das die Entwick- 
lung der japanischen Volkswirtschaft in den letzten Jahrzehnten 
kennzeichnet. Es läßt sich charakterisieren als Uebergang von 
einem Zeitalter der unbeweglichen Güter in das der beweglichen, 
als Eintritt in eine Periode der Mobilisierung des alten Besitzes. 
Demnach ist klar, daß innerhalb der Einkommensformen, so 
wie Freibauern und Grundbesitzer ein engeres gemeinsames 
Interesse als Freibauern und Gewerbetreibende, Aktionäre und 
Industrielle ein engeres gemeinsames Interesse als Aktionäre 
und Landbesitzer aufweisen, auch diese Einkommensformen nicht 
gemeinsam zu behandeln sind. Von dieser Erwägung ausgehend, 
habe ich einen Teil des Einkommens von Klasse III (Einkommen 
aus Ackerland, Forst, Brache und sonstigem Grund und Boden, 
Viehzucht und ähnliches) Agrareinkommen genannt, und dem- 
gegenüber das übrige Einkommen von Klasse III (Miete, Berg- 
baueinkommen, Handelsgewinn, Gewerbeeinkommen, Zinsen, Ge- 
hälter, Versorgung, Honorar und Arbeitslohn) zusammen mit dem 
Einkommen aus Klasse I und Klasse II, sowie den nicht steuer- 
pflichtigen Zinsen von Staatsrenten als Nichtagrareinkommen be- 
zeichnet. Nach diesen Richtlinien gliedern wir nunmehr Tabelle r 
und es ergibt sich dann als Tabelle 2 (nächste Seite) folgende Ueber- 
sicht der Bestandteile des japanischen Volkseinkommens 8) : 

Die Zuführung des ganzen Einkommens der Klasse I zum 
Nichtagrareinkommen läßt sich dadurch rechtfertigen, daß die 
überwiegende Anzahl der japanischen Gesellschaften Nichtagrar- 
gesellschaften sind. Das ergibt sich unmittelbar aus folgender 
Uebersicht (Ende 1919): 





| Zahl Reserve | Dividende 


| 


Kapital |Eingezahlt 











In Tausend Yen: 


I. Gesellschaften | 





überhaupt | 37 424 | IO 702 492; 6457 293| 1755055 | 713 999 
II. Davon Agrarge- | | 

sellschaften 614 87 055 44 540 | 3 826 | 3 007 
III. Das sind °/oo der | | 

Gesellsch. überh. 16 8. 7| 2 4 





e) Finanzministerium, Statistische Jahrbücher des Steueramtes 1903—1919. 
Io” 
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Die absoluten Zahlen der Tabelle 2 sind nunmehr aus den 
oben (S. 145) erwähnten Gründen auf Verhältniszahlen zu 
reduzieren. Die folgende Tabelle 3 enthält die Promillegliederung 
von Agrareinkommen, Nichtagrareinkommen und Einkommen 
juristischer Personen. 


Tabelle 3. 
Gliederungszahl der Einkommensbestandteile in ganz Japan. 



































In den Jahren 1903 | 1904 1905 | 1906 | 1907 | 1908 | 1909 | r910 | gr ı 
| 
Promille 
Agrareinkommen 245 | 267 | 274 | 262 255 270 | 283 | 275 | 250 
Nichtagrareinkommen | 755 | 733 | 726 | 738 | 745 | 730 | 717 | 725 | 750 
Einkommen juristische | | ! 
Personen IQI | 180 | 217 | 223 | 179 | 158 | 141r | 135 | 161 
| 
In den Jahren 1912 | Igı3 | 1914 | 1915 | 1916 | 1917 | 1918 | 1919 
| 























Promille 





Agrareinkommen 249 | 261 | 281 | 259 | 186 | 124 ı 139 | 154 
Nichtagrareinkommen 751 | 739 | 729 | 741 | 814 | 876 | 861 | 846 
Einkommen juristischer 

Personen 178 | 210 | 203 | 229 | 344 | 486 | gıı | 462 


Aus den absoluten Zahlen der Tabelle 2 ergibt sich, 
daß im großen und ganzen alles Einkommen zunimmt. Doch 
ist die verschiedene Schnelligkeit des Wachstums bemerkens- 
wert, die sich aus Tabelle 3 ergibt. Die absolute Größe 
des Agrareinkommens nimmt demnach zwar allmählich zu, 
aber seine relative Bedeutung nimmt infolge des plötz- 
lichen Anschwellens des Nichtagrareinkommens, namentlich 
des Einkommens juristischer Personen, stark ab. In und 
nach dem russisch-japanischen Krieg war diese Tendenz 
noch nicht offenbar, erst in und nach dem Weltkrieg 
ist sie klar ersichtlich und übermächtig geworden. Sie wird 
am besten verdeutlicht durch die Zeichnung in Figur I, die 
den logarithmischen Ausdruck der Zahlen von Tabelle 2 dar- 
stellt. 
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Figur I. 
Bestandteile des Volkseinkommens in ganz Japan 1903—1919. 
(Logarith. Maßstab.) 
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Da Figur I eine logarithmische Karte ist, ist in der Schwan- 
kung der Kurven mehr dem Veränderungs verhältnis als 
der Veränderungs differenz Aufmerksamkeit zu schenken. 
Wenn man die Kurven des Einkommens juristischer Personen und 
des Agrareinkommens vergleicht, so ist von besonderem Inter- 
esse der Schnittpunkt im Jahre 1915. Er bezeichnet genau die 
Zeit des Uebergangs der japanischen Volkswirtschaft von einer 
vorwiegend agraren zu einer vorwiegend gewerblichen Periode. 
Den Höhepunkt dieser Entwicklung stellt das Jahr 1916—1917 
dar, kenntlich an dem plötzlichen Anstieg des Einkommens juristi- 
scher Personen, namentlich der Handels- und Gewerbegesell- 
schaften. Dieses Einkommen, das vorher nur Io—20%, des 
Gesamteinkommens betragen hatte, ist damit über 30 bis zu 
50% gestiegen, während gleichzeitig das Agrareinkommen, 
welches 20—30% ausgemacht hatte, allmählich bis auf 12% 
abnahm. Aus dieser Statistik ist einwandfrei zu belegen, daß, 
wenn man mit Giffen 1) die Gliederungszahlen des Agrarein- 
kommens zugrunde legt, die japanische Wirtschaft seit dem Jahre 
1917 als in der Periode des mobilen Kapitals befindlich zu be- 
zeichnen ist. Ebenso ist bereits jetzt klar erkenntlich: den Löwen- 
anteil an dem Gewinn aus dem Weltkrieg hat die Handels- und 


1) Giffen, Statistics S. 355—356. 
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Gewerbeklasse bezogen, der agrare Teil der Bevölkerung hat 
keinen großen Anteil daran gehabt. 


II. Kapitel. Die Verteilung des Volkseinkommens. 


Nachdem wir die Bestandteile des Volkseinkommens unter- 
sucht haben, ist nunmehr zu erörtern, auf welcher Einkommens- 
stufe die Zahl der Zensiten zu- oder abgenommen hat, womit 
dann die Verteilung des Volkseinkommens klargestellt ist. 


Der einfachste Ausdruck der Verteilung des Volksein- 
kommens ist das Volkseinkommen berechnet pro Kopf oder pro 
Haushaltungsvorstand, mit anderen Worten: eine Bruchzahl, 
deren Zähler die Volkseinkommenssumme und deren Nenner 
die Zahl der Bevölkerung oder Haushaltungsvorstände dar- 
stellt. Diese Bruchzahl kann bedeutungsvoll sein, vorausgesetzt, 
daß Zähler, Nenner und das Verhältnis zwischen beiden stetig 
ist. Aber i. a. ist doch die Berechnung des Volkseinkommens 
pro Kopf oder pro Haushaltungsvorstand !) nur eine statistische 
Fiktion, wenigstens in der Gegenwart, wo die Aenderung der 
Produktionsverhältnisse die Einkommensverteilung gewaltig ver- 
schiebt. Deshalb muß man eine andere Forschungsmethode 
` als diese primitive anwenden. 


In Japan läßt sich nach den gesetzlichen Bestimmungen, wie 
erwähnt, die Verteilung des Volkseinkommens unter Privat- 
personen nur bei Klasse III beobachten. Aber wir dürfen uns 
begnügen, wenn die Verteilungsumstände der Klasse III durch 
die Verhältniszahlen genau ausgedrückt werden, weil Klasse III 
den Hauptteil des Volkseinkommens enthält. In England be- 
mühen sich zwar Gelehrte, die gesamten Verteilungsumstände 
aus ihrem mageren Urmaterial klarzumachen. So haben z. B. 
Bowley und Stamp ?) die Abzugsstufen bei der Income-Tax 
und die Progressivstufen bei der Super-Tax und Estate-Duty 
gebraucht, um doch ein wenig von den Verteilungsumständen 
zu erklären. Ebenso war in Amerika das Material der Einkommen- 
steuerstatistik kaum in Ordnung, als auch schon die Untersuchung 
der Einkommensverteilung von Karsten ?) veröffentlicht wurde. 
Indessen können diese Methoden noch nicht als zureichend 

1) Bowley, Measurement of Social Phenomena, S. 196. 


®) Bowley, The British Super-Tax. Stamp, a. a. O. 
3) Karsten, a. a. O, 
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gelten, und daher ist es auch methodisch nur zweckmäßig, wenn 
nur die Verteilungsumstände von Klasse III behandelt werden. 


Legt man die Abzugsstufen und Progressivstufen zugrunde, 
um zu erklären, wie sich die Haushaltungsvorstände auf die 
verschiedenen Einkommensstufen verteilen, so ergibt sich 
Tabelle 4 (vorige Seite). 


Infolge der verschiedenen Gesetzesveränderungen gibt Ta- 
belle 4 kein eindeutiges Bild. In Tabelle 5 sind daher die Ein- 
heitsintervalle der Einkommensstufen aufgenommen und die 
Gliederungszahl der Haushaltungsvorstände in jeder Einkommens- 
stufe berechnet. 


Tabelle 5. 
Gliederungszahl der Haushaltungsvorstände in ganz Japan 1903—1919. 


id 500 1000 2000 5000 | 10000 | 20000 | 50.000 500 
Jahren -© bis bis bis bis bis bis bis bis 
1000 | 2000 | 5000 |r0o000 | 20000 | 50000 | 100000 | 100.000 
In Yen. 


Promille. 


1903 661,4 | 226,2 | 90,91 | 15,91 4,20 | 1,116 | 0,160 1000 
1904 659,2 | 225,4 | 92,44 | 16,88 4,59 1,222 0,186 1000 
1905 660,1 | 223,4 | 93,02 | 17,19 4,80 1,266 0,187 1000 
1906 660,4 | 223,8 | 92,58 | 16,93 4,79 1,165 0,200 1000 
1907 657,2 | 225,9 | 93,71 | 16,81 4,88 1,246 0,175 1000 
1908 658,0 | 224,6 | 92,34 | 16,90 4,99 | 1,302 0,170 1000 
1909 | 665,1 | 221,9 | 90,80 | 16,20 4,84 | 1,238 0,152 1000 
IgIO 666,5 | 220,9 | 90,54 | 16,11 4,65 1,184 0,144 1000 
ıgıı | 666,7 | 220,4 |'90,77 | 16,13 | 4,60 | 1,186 | 0,134 1000 
1912 664,1 | 222,3 | 91,04 | 16,77 4,78 | 1,279 0,148 1000 
1913 666,5 | 221,6 | 88,58 | 16,94 4,94 | 1,328 0,156 1000 
IgI4 667,7 | 221,0 | 87,91 | 16,85 5,01 1,351 0,167 1000 
I9gI5 670,6 | 219,3 | 87,04 | 16,77 4,85 | 1,296 0,157 1000 
IgI6 666,3 | 219,9 | 89,58 | 17,37 5,16 | 1,403 0,208 1000 
1917 | 654,6 | 222,1 | 94,81 | 19,39 | 6,43 | 2,249 | 0,463 1000 
1918 675,7 | 205,0 ! 89,32 | 20,24 | 6,75 | 2,466 0,508 1000 
1919 | 632,0 | 239,0 | 97,63 21,35 | 6,74 | 2,479 | 0,436 | 1000 


Vor und nach dem Jahre r916 kann man die Veränderung 
am deutlichsten erkennen. Namentlich in den Jahren 1916 und 
1917 nimmt nur der Teil der Haushaltungsvorstände aus der 
Einkommensstufe bis zu Iooo Yen ab; dagegen vermehrt sich 
der Teil der anderen Einkommensstufen und besonders die 
höheren. | 

Die verschiedene Größe der Intervalle in Tabelle 5 mindert 
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die wissenschaftliche Brauchbarkeit der gegebenen Zahlen in- 
dessen noch allzusehr herab. Ich habe daher, um diese Schwierig- 
keit zu beseitigen, die Verteilung der Haushaltungsvorstände 
auf ein durchschnittliches Intervall von Ioo Yen in Tabelle 6 
berechnet ?): 





Tabelle 6. 
Verteilung der Haushaltungsvorstände durchschnittlich auf ein Intervall von 
100 Yen. 
Ind 500 1000 2000 5000 | IO 000 | 20000 | 50 0000 500 
a bis bis bis bis bis bis bis bis 
Jahren 1000 | 2000 5000 | 10000 | 20000 | 50000 | 100 000 | 100 000 
In Yen 
1903 | 28 086| 4 803 643 67 9,0 | 0,79 | 907 213,39 


092 696 76 10,3 0,92 0,08 227,03 
381 746 82 11,5 1,02 0,09 242,04 
934 818 89 12,7 1,03 0,11 266,42 
725 929 100 14,5 1,24 0,10 299,18 
286 | I 134 125 18,4 1,60 0,12 320,28 

893 | I 214 129 19,4 1,66 0,12 403,15 

046 | I 236 132 19,0 1,62 0,12 411,66 

183 | I 260 134 19,1 165 o1I 418,71 

1912 60 023|I10 028 | ı 37I I5I 21,5 1,93 0,14 454,20 
1913 63 021|Io 477 | I 396 160 23,3 209 0,13 475.18 
1914 | 66 508lıı 005 | I 459 167 24,9 2,24 0,17 500,52 
I 

I 

I 

2 

3 


1904 | 29 785 
1905 31 793 
1906 | 35 014 
1907 39 133 
1908 48 626 
1909 | 53 356 
I9Io 54 600 
IQII 55 554 


8 o 0o OAA 


1915 63 926j10 45I 382 159 23,1 2,06 0,15 479,03 
1916 62 2I0|10 266 393 161 24,1 2,18 0,25 469,17 
1917 68 385|11 602 650 202 33,6 3,92 0,48 525 OI 
1918 H105 312|15 974 320 315 52,6 6,41 0,79 783,18 
1919 |136 533]25 801 | 513 | 461 72.7 | 8.92 | 0,94 |I 084,97 


Auf Grund der Zahlen auf Tabelle 6 ist Figur II gezeichnet. 
Sie gibt einen deutlichen Begriff der wechselnden Verteilung des 
Volkseinkommens. Kurve I zeigt die Haushaltungsvorstände 
aus der Einkommensstufe 500— 1000 Yen auf ein durchschnitt- 
liches Intervall von ıoo Yen; Kurve 2 von I1000—2000 Yen 
usf, gemäß den Rubriken der Tabelle 6. Die dicke Kurve 
zeigt die Durchschnittszahlen der Haushaltungsvorstände von 
500—100 000 Yen, berechnet auf das Intervall von Ioo Yen. 

Figur II lehrt, daß sich die höheren Einkommen relativ 
stärker vermehrt haben als die niederen, eine Tatsache, die an- 
läßlich des Weltkriegs sehr viel deutlicher in Erscheinung tritt, 

1) G. U. Yule, An Introduction to the Theory of Statistics Part. II, 


chap. VI, p. 82—83. 
Czuber, Die statistischen Forschungsmethoden S. 55. 
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y Figur II. 
Verteilung des Volkseinkommens in ganz Japan 1903—1919. 


(Logarithm. Maßstab.) 
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als anläßlich des russisch-japanischen Kriegs. Nun darf zwar 
die Bedeutung der Preissteigerung in der Zeit des Weltkriegs 
nicht übersehen werden, da mit der Preissteigerung sich auch das 
Nominaleinkommen vermehrt. Aber immerhin kann aus der 
Tatsache, daß diese Vermehrung am schwächsten bei den unteren 
Einkommensstufen, dagegen stärker bei den oberen und am stärk- 
sten bei den obersten auftritt, mit Sicherheit die Unabhängig- 
keit der Verteilungsveränderung von der Preissteigerung er- 
schlossen werden. Um diese Frage statistisch exakt zu klären, 
ist es notwendig, den Neigungswinkel zwischen Reichtum und 
Amut zu erforschen. 


Für diese Untersuchung ist Par&tos Formel (log N = log A — 
“log x) am zweckmäßigsten. In dieser Formel bedeuten x die 
Einkommenshöhe und N die Zahl der Einkommen, welche eine 
bestimmte Höhe erreichen oder übersteigen; A und «& sind die 
der einzelnen konkreten Reihe entsprechenden Konstanten 13). 
Diese Formel haben neuerdings die englischen und amerikanischen 
Gelehrten angewandt; z. B. Stamp zur englischen Super-Tax 
im Jahre ıgıı, Karsten zur amerikanischen Einkommensteuer 
seit dem Jahre 1914. Rechne ich in Japan nach Par&tos Formel, 
so ergibt sich: 





log N = log A — « log x 





a | log A 





1903 I 91770 | 10 6283499 
1904 1 87447 I0 5318860 
1905 I 84422 10 4688960 
1906 I 86348 10 5676767 
1907 ı 86707 I0 6296317 
1908 I1 85898 I0 6969628 
1909 I 87229 I0 7662421 
I9Io I 92337 IO 9314232 
IQII I 93859 10 9863750 
1912 I 91321 10 9457381 
1913 I 90269 Io 9386192 
1914 I1 88904 ıo 9169886 
1915 I 89081 IO 9009213 
1916 I 77737 10 5440197 
1917 1 57855 IO 0022037 
1918 I 54724 10 0725587 
1919 I 61172 I0 4520877 


A 


18) Žižek, Die statistischen Mittelwerte S. 409. 
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Es zeigt sich also: æ, welches sich vor 1914 nicht beträcht- 
lich verändert hat, nimmt während des Weltkriegs stark ab. 
Im Jahre 1918 erreicht œ den Tiefstand, ist aber auch in den 
Jahren 1916, 1917, 1919 bemerkenswert klein. Das Ergebnis 
unserer früheren Tabellen bestätigt sich also in Par&tos Formel: 
anders als im russisch-japanischen Krieg nimmt a während des 
Weltkrieges ab, — der Anteil der höheren Einkommensstufen 
nimmt zu. 


III. Kapitel: Zusammenfassung. 


Wagner hat die Verteilung des Volkseinkommens in Preußen 
(Ostpreußen, Sachsen, Rheinlande, Potsdam und Berlin) auf 
Grund der Einkommensteuerstatistik untersucht und hierbei 
bereits den Unterschied zwischen Handels- und Industriegegend 
(Rheinland) und Agrargegend (Ostpreußen) gefunden !). Seine 
Untersuchung hat die Tatsache, daß die Verteilung des Volks- 
einkommens je nach den verschiedenen Haupteinkommens- 
quellen erheblichen Veränderungen unterliegt, allgemein be- 
wußt gemacht. Der gleiche Zusammenhang zwischen den Be- 
standteilen des Volkseinkommens und seiner Verteilung in Japan 
ist in unseren Beobachtungen hervorgetreten. Daß die relative 
Zahl des Agrareinkommens allmählich abnimmt, während das 
Einkommen juristischer Personen als Vertreter des Gewerbe- 
und Handelseinkommens steigt, können wir nunmehr auch 
so formulieren: Es erweist sich, daß Japan vom Agrarstaat in 
den Industriestaat übergeht, oder auch, daß Japan die Taufe 
des modernen Kapitalismus empfangen hat. Ich werde an anderer 
Stelle den Nachweis führen, daß der Zusammenhang zwischen 
den Bestandteilen und der Verteilung des Volkseinkommens 
sich auf eine feste Formel bringen läßt. Hier an dieser Stelle, wo 
uns nur die Entwicklung des Einkommens während der genannten 
17 Jahre interessiert, begnügen wir uns mit dem bisherigen Er- 
gebnis: sie sind der Zeitraum, innerhalb dessen die endgültige 
Industrialisierung Japans sich vollzogen hat. 

Die bisherige Darstellung zeigte uns die Entwicklung des 
Volkseinkommens innerhalb der Gesamtheit des japanischen 
Gebiets. Historisch wie methodisch wesentlich ist jedoch, daß 


— 





ı) Wagner, Weitere statistische Untersuchungen über die Verteilung des 
Volkseinkommens in Preußen auf Grund der neueren Einkommensteuer- 
statistik. l 
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die verschiedenen Gegenden des Landes verschiedene Artung und 
Entwicklung besitzen. Daher ist es notwendig, örtliche Beobach- 
tungen anzustellen, um auf ihrer Grundlage einen Einblick in die lo- 
kalen Verschiedenheiten dieser Gesamtentwicklung zu erhalten. 


2. Abteilung: Die Entwicklung des Volkseinkommens in den ver- 
schiedenen Provinzen in den Jahren 1909—1919. 


I. Kapitel. Die Notwendigkeit und Voraussetzung 
der örtlichen Untersuchung. 


Der erste Teil unserer Untersuchung hat eindeutig darüber 
Klarheit verschafft, daß in Japan sich in den letzten Jahren 
eine entschiedene Entwicklung zum Kapitalismus vollzogen 
hat. Aber aus der Tatsache, daß während des Kriegs sich in 
ganz Japan die Summe des Volkseinkommens von ı Million Yen 
auf 3 Millionen Yen vermehrt und die Zahl der Haushaltungs- 
vorstände mit einem Einkommen von über Ioo 000 Yen sich 
verfünfzehnfacht hat, läßt sich doch nur eine Vermehrung des 
Volkseinkommens als Ganzes und das von uns eingehend be- 
handelte Vordringen des Gewerbes gegenüber der Landwirt- 
schaft konstatieren; jedoch wird weder darüber Aufschluß ge- 
geben, ob tatsächlich jeder einzelne Haushaltungsvorstand, 
noch auch nur ob alle Provinzen in gleicher Weise ihr Einkommen 
vermehrt haben. Um diese Fragen zu beantworten, darf man nicht 
mehr aus der Vogelschau diese Entwicklungen betrachten, sondern 
wird es notwendig, mikroskopische Beobachtungen zu machen. 

Dabei ist es unerläßlich, sich im voraus zu entscheiden, 
auf welcher Grundlage die räumliche Gliederung des Landes 
stattfinden soll. Es ist beispielsweise möglich und könnte 
im Einzelfall von besonderem Interesse sein, wenn man einige 
besondere Gegenden auswählte, sie als Typen einander gegen- 
überstellte und ihre Eigentümlichkeiten vergliche. Es ist ebenso 
denkbar, daß die politische Einteilung des Landes in Regierungs- 
bezirke und dgl. zugrunde gelegt würde. Für die Zwecke unserer 
Untersuchung schien es angebracht, als Grundlage der örtlichen 
Klassifikation demgegenüber die Finanzbezirke, die Herrschafts- 
bezirke der einzelnen Landessteuerämter zu wählen. Das hat 
freilich eine bedauerliche Einschränkung zur Folge. Da erst durch 
§ 265 der Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1909 Japan 
in 13 Finanzbezirke eingeteilt wurde, wird unser Forschungszeit- 
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raum zwangsläufig auf die Jahre von I909—IgIg eingeengt. Eine 
weitere Schwierigkeit ergibt sich dadurch, daß diese 13 Finanzämter 
durch $159 der Kaiserlichen Verordnung vom 13. Juni 1913 in acht 
Finanzämter verkleinert wurden (Tokyo, Osaka, Sapporo, Sendai, 
Nagoya ‚Hiroshima, Marugame und Kumamoto). Die einzelnen Re- 
gierungsbezirke sind auf die Finanzbezirke wie folgt verteilt: 


T i hi i T 
Tokyo okyo, Kanagawa, Saitama, Chiba, Yamanashi okyo 


Tochiki, Ibaraki, Gumma Utsunomiya 
Oika Kyoto, Shiga, Fukui, Ishikawa, Toyama Kyoto 
Osaka, Hyogo, Nara, Wakayama Osaka 
Sapporo Hokkaido Sapporo 
. | Akita, Aomori, Yamagata Akita 
Sendai Miyagi, Iwate, Fukushima Sendai 
Nagano, Niigata Nagano 
Nagoya Aichi, Shizuoka, Mie, Cifu Nagoya 
Hiroshima Hiroshima, Yamaguchi, Okayama, Tottori, Shimane Hiroshima 
Marugame Kagawa, Tokushima, Kochi, Ehime Marugame 


Kumamoto, Fukuoka, Oita, Nagasaki, Saga Kumamoto 
Kagoshima, Miyazaki, Okinawa Kagoshima 


Kumamoto | 
Karte von Japan. 
(Nächste Seite.) 

Für die Zwecke unserer vergleichenden Untersuchung schien 
es richtig, die 8 Bezirke vom Jahre 1913 zugrunde zu legen; ich 
habe daher alle Zahlen der vorhergehenden Jahre auf die neuen 
Bezirke entsprechend umgerechnet. Man wird zwar diese Klassi- 
fikation nicht die beste Einteilung nennen können, da 
die 8 Finanzbezirke der Landessteuerämter doch nur willkürliche 
Erhebungsbezirke sind, und daher quantitativ wie qualitativ 
die Homogenität fehlt. Indessen lassen sich in bezug auf die 
quantitative Heterogenität die möglichen Fehler wieder durch 
die Methode der Reduktion der absoluten Zahlen auf die rela- 
tiven leicht vermeiden. Und was die qualitative Heterogenität 
der Klassifikation betrifft, so läßt sich doch zu ihren Gunsten 
anführen, daß diese Finanzbezirke im wesentlichen mit der geo- 
graphischen Einteilung des Landes übereinstimmen. Da ferner 
von den 6 größten Städten Tokyo und Yokohama dem Finanz- 
bezirk des Landessteueramtes Tokyo angehören, Osaka, Kyoto 
und Kobe dem Finanzbezirk des Landessteueramtes Osaka, 
und Nagoya demFinanzbezirkdesLandessteueramtesNagoya,sohat 
diese Einteilung doch mehr Bedeutung als die einer reinen Verwal- 
tungsgliederung und gibt unmittelbar erheblichen Aufschluß über 
die verschiedene Artung und Entwicklung der einzelnen Provinzen. 
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KARTE von JAPAN 
Finanzbezirke 
(Nerrschaftsbezirke der Landessteuerämter) 


I. Tokyo 
IT Osaka 
T. Sapporo 
E Sendai 


E Nagoya 
Z Hiroshima 
z 

HI Kumamoto 


II. Kapitel: Die Arten des Volkseinkommens 
in den verschiedenen Finanzbezirken. 


Wie in der ersten Abteilung habe ich auch hier Agrareinkom- 
men, Nichtagrareinkommen und Gesamteinkommen berechnet und 
einander gegenübergestellt. Die folgende Reihe der absoluten Zah- 
len der Tabelle 7 gibt Einblick in das hierbei sich ergebende Bild !”): 


17) Finanzministerium: Statistische Jahrbücher des Steueramtes 1909 bis 1919, 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 33. ı. II 
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Tabelle 7. 





Bestandteile des Volkseinkommens in allen Finanzbezirken. 


In 
den 
Jah- 

ren 


Finanz- 
bezirke: 


ein- 


kommen 


Agrar- 


Klasse 
I 





Klasse 


Nichtagrareinkommen: 


Staats- 





Zinsen v, 





schulden 


andere 





Zusammen 


Ins- 
gesamt 









1909 
1910 
IQII 
1912 
1913 
1914 
I9I5 
1916 
1917 
1918 
1919 
1909 
IgIo 
IQII 
1912 
1913 
I914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 











Tokyo 












Osaka 


40 978 
4I 167 
38 338 
41 455 
39 305 
44 330 
41 951 
37 273 
38 103 
49 129 
86 126 


47 407 
42 709 
40 058 
43 467 
45 951 
54 014 
45 619 
40 104 
37 060 
43 423 
72 576 
















In tausend Yen: 
161 575 | 10 322| 


63 382 
75 412 
88 777 


IOI 960 


98 179 


IOI 809 


2II 50I 


413 598 


383 333 


678 794 


23 066 
25 264 
34 891 
45 767 
48 912 
52 519 
58 594 
125 060 


349 337 
297 435 


503 660 











3 323' 38 282 
6 674| 34 116 
7 405 32 460 
8 382| 32 767 
9 517| 30 674 
12 358 29 189 
19 063) 30 464 
22 451| 31 443 
33 800| 36 547 
36 513 37 799 


4 824| 10 787 
2 629| 11 781 
3 818. 10 268 


4 255; 
4 262 
8 rto 
6665: 8783 
8 710, 10 000 
6 348| IO 525 
IO 434! 14 34I 


9 750 
8 539 
8 660 





Io 507 | 13 938 











38 222 | 120 620 


126 434 
130 298 
140 015 
121 887 
125 496 
127 2II 
138 287 
176 613 
228 685 
313 704 
110 253 
113 403 
120 314 
129 286 
115 991 
116 085 
115 737 
131 368 
173 686 
235 541 
295 598 


ee nn nn nn 


230 739 
231 421 
246 500 
268 657 
264 996 
263 866 
279 567 
399 315 
644 105 
682 365 


148 930 
153 077 
168 791 
189 058 


177 704 
185 444 
189 779 
275 138 
539 896 
557 751 
823 703 













271 718 
272 589 
284 838 
310 113 
304 301 
308 196 
321 518 
436 588 
682 208 
731 494 


196 338 
195 786 
208 850 
232 526 
223 656 
239 459 
235 398 
315 243 
576 956 
GOI 174 
896 280 
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Nichtagrareinkommen: 


Zinsen 
v.Staats- 
d 


11 schuld. 








In tausend Yen: 


In | Agrar- 

Finanz- | den | ein- 
bezirke: | Jah-| kom- East 

ren | men 
1909| 58 66r] 17 078 
1910) 55 951| 14 691 
ıgIı | 52473] 18 936 
1912] 56 652] 23047 
1913 ı 52910] 26 200 
Nagoya I9I4| 60 305| 24 300 
1915| 58 090| 24 509 
ıgı6| 51 286| 30 624 
1917| 52 264] 60 897 
ıgı8]| 63 892| 63 460 
I9I19 | ITO 900| 114 421 
1909| 26 385 3 858 
= 25 502 3 263 
IgI1| 23995] 3722 
1912 | 26 618 5 060 
ıg913j 28272] 5349 
Hiroshima | 1914| 31 559} 5 046 
1915| 28444] 6612 
ıgı6| 21 476| 9364 
1917] 19 368 9 982 
ıgı8| 25 547| 18 684 
1919| 40077] 37 161 
1909| 14 071] 2539 
Igıo| 12 984 2 699 
Igıı| 12 375] 2911 
1912| 13 562| 3681 
1913| 14 684| 3809 
Marugame | 1914| 16 370| 3767 
IQI5! 15 021 4 087 
ıgı6| 12 265 6 644 
1917| 10857] 9655 
1918] 13 769} 12 029 
1919| 22 174] 13 860 





1909 
IQIO 
1911 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 


Kumamo 


Daß 


31 022 
30 340 
28 883 
32 452 
32 912 
39 045 
35 2II 
30 710 
30 251 
39 512 
69 528 





5 243 
5 448 
7 400 
7 584 
9 537 
12 046 
14 282 
15 524 
20 680 
30 915 
64 216 








247| 4 100 

267| 3 901 

456) 3 375 

907; 3 129 
1001| 2839 
1130| 2 m 
I ı71| 2749 
I 855| 3332 
1626| 3 642 
I 387| 5137 
1671| 4697 

48| 1452 

81] 1341 
133| 1107 
245| 1014 
301| 967 
407) 897 
555| 896 
583| 962 
632| 1014 
621| 1355 
579| 1 238] 

70! 1113 

4I 971 
144) 807] 

49; 765 

70) 674 

86 62I 
116 615 
138 685 
123 685 
132 870 
203! 884 
332| 2 735 
298! 3 020 
438| 2615! 
483' 2 566 
6511 245I 
640| 2 389 
591) 2 367 
726, 2 490 
I 187| 2 612 

985| 3241 
I 008| 3 396 


























49 232 
52 742 
56 171 
60 516 
51 038 
51 281 
50 792 
54 785 
69 297 
93 844 


andere Zusammen 
j 


59445, 8087 
60 831| 79 690 
64 162| 80929 
70276] 97359 
60049 90.089 
60 266 88 467 
58 806; 87235 
63 975| 99 786 
88 968| 155 133 
106 113! 176 097 
141 875| 262 664 
36 794| 42152 
38 864! 43549 
41048, 4601 
43 217| 4953 
34 745| 41362 
33 133| 39 483 
29 713| 37 776 
31 038| 41947 
38 435| 50063 
5I 592| 72252 
68 516| 107 494 
15 972| 19694 
15 880|) 19 591 
17 059| 20921 
ı8 811| 23 306 
15 879| 20432 
15 905| 20379 
14623) 19 44I 
17 035| 27498 
17035 27498 
13 031] 37 724 
31 768| 46715 





93 776 
134 985 


133 014, 201 634 


Ins- 
gesamt 


139 532 
135 642 
139 402 
154 012 
142 999 
148 773 
145 326 
151 072 
207 398 
239 990 
373 565 
68 538 
69 05I 
79 005 
70 155 
69 635 
71043 
66 221 
63 -23 
69 431 
97 799 
147 571 


33 765 
32 575 
33 297 
36 869 
35 117 
36 749 
34 462 
34 431 
38 355 
51T 493 
68 889 
88 564 
9I 848 
95 508 
103 60I 

96 590 
105 40I 
103 244 
104 235 
124 028 
174 498 
271 163 





in jedem Finanzbezirk die Einkommenssumme zu- 


genommen hat, besonders in den Jahren 1916 bis 1917, darf man 
II” 
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nicht übersehen. In der Tat hat der Weltkrieg einen Einfluß 
auf die Entwicklung in jedem Bezirk ausgeübt; das Problem ist 
jedoch, wie stark oder wie schwach dieser Einfluß in den ver- 
schiedenen Bezirken gewesen ist. Um das hervortreten zu lassen, 
ist es notwendig, zunächst unsere in Tabelle7 dargestellte Berech- 
nung auf Relativzahlen umzustellen. 














Tabelle 8. 
Chederunpszahlen der Finanzbezirke für alle verschiedenen Einkommensbe- 
standteile. 
Inasa ER RER En I9I4 ER 1917 A A 
TR RE | | 















Promille: 
304| 307| 308| 306| 315! 309: 323: 364! 376| 358| 370 
220| 220| 225| 229| 232| 240| 236, 263, 318| 294| 288 
41| 33| 33| 32| 29' 27| 29) 28 23| 27| 2I 
63 65| 64| 63; 64| 57; 58| 47) 37| 42| 42 
156| 153| 150| 152! 148| 148| 146| I26| II4| II7| 120 
76) 77| 75| 75| 72| 71| 66| 52 38| 47| 47 
37| 36) 36| 36| 36| 36| 34| 28 zı| 25| 22 
98| 103| 103| IO2 109, 105, 103 87 68) 85|) 87 
1000, 1000| 1000, 1000|1000 1000 I000 T000 1000| 1000|1000 


162! 168| 166| 164! 155 i "163 167] "168 173| 179 





Gesamt- 
einkommen 














187] 175| 173| 172| 182| 192! 177| 179! 164| 153| 151 
30| 33| 35| 35) 33| 28) 27) 34| 31) 41) 36 
103| IIO| 113) 115| 117| 94| Too] 99, 120 126| 127 
232| 229| 227| 224| 209 215| 225 230. = 226 230 
104| 104 p 105| II2| II2 u n? 90| 83 
55) 53 53; 58, 58 58; 5 5 48, 46 
Kumamotoļj 122 SR 5% 128 130 139 136, = 134 139) 144 








‚I000 IOOO I000 IO00;, 1000 1000! 1009 

















360| 360 355| 327| 372| 368 378, 409| 406| 388| 405 
232| 237, 243| 248| 249| 259 257] 282| 340| 317| 313 
45, 33| 32, 3I| 27, 27| 29, 26| 20, 25| 19 
47) 48 48|) 46| 45| 43| 44| 36 25| 28| 26 
126| 124| 125; 128| 126| 123| 118| 1ï102| 97| 100| 99 
65| 67| 66, 65| 58| 55| 5I| 43| 31] 4ī| 40 





30| 30) 30| 301 28| 28; 26| 22| 17| 2I| 17 


90|) 95) 96) 93) 89| 92| 92| 75: 59| 76) 76 
IOOO IOOO IOOO|IOOO'IOOO|IOOO I0O0O0O'IOUO|IOO0OO0O|I0O00|IO00O 


489| 529| 506| 491| 501| 484| 486| 513| 470| 456| 472 
183| 211| 234| 253| 240| 259| 257| 304| 397| 354| 350 
= . 13] II 9) 15 14 7| 20 8 

23 23| 25| 23| 2I| 15 8| 13 8 
ar 122; Be 127| 128| 119| 107| 74| 69| 75| 79 


30| 27) 24| 28 260! 24| 29| 22| II| 22! 25 
20| 22) ı9| 20| 18|) 18|. 17| 16) II| 14 9 
41| 45| 49| 42| 46) 59| 62| 37) 25) 43| 44 





IO0O TOOO I000|I 000 I000,1000 1000 I000'1000|1000 1000 
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Bei genauer Analyse der in dieser Tabelle gegebenen Ziffern 
lassen sich nunmehr über die einzelnen Finanzbezirke folgende 
interessante Tatsachen ermitteln: 

Wenn ich die Finanzbezirke nach der Größe des Gesamt- 
einkommens nacheinander aufstelle, dann ergibt sich für I1gIg 
diese Reihenfolge: Tokyo, Osaka, Nagoya, Kumamoto, Hiros- 
hima, Sendai, Marugame und Sapporo. Allein die beiden Be- 
zirke Tokyo und Osaka enthalten schon 66%, mit Nagoya zu- 
sammen 78% des Gesamteinkommens. Das ist ein klarer Beweis 
dafür, daß die Finanzbezirke, zu denen die sechs größten Städte 
gehören, den größten Teil des Volkseinkommens enthalten. Der 
Tokyobezirk weist eine Steigerung von 30%, im Jahre Igog auf 
32%, 1915 und 37% 1919, der Osakabezirk eine solche von 22%, 
im Jahre 1909 auf 24% ıgı5 und 29% IgIg auf. Dagegen haben 
die entsprechenden Zahlen für I909—ıgıg in jedem anderen 
Bezirk abgenommen: im Nagoyabezirk von 16% auf 12%, im 
Kumamotobezirk von 10% auf 9%, im Hiroshimabezirk von 8%, 
auf 5%, im Sendaibezirk von 6%, auf 4%, im Marugamebezirk 
von 4% auf 2% und im Sapporobezirk von 4% auf 2%. 


In bezug auf das Agrareinkommen ordnen sich (1919) 
Nagoya, Tokyo, Osaka, Kumamoto, Sendai, Hiroshima, Maru- 
game und Sapporo hintereinander. Hier ist die Einkommens- 
verteilung in allen Bezirken verhältnismäßig gleich. Während 
der elf Jahre (1909—1919) hat sich das Agrareinkommen nicht 
sehr verändert, nur in Osaka ist es von 19% auf 15%, zurück- 
gegangen. 

In bezug auf das Nichtagrareinkommen ergibt sich endlich 
folgende Ordnung: Tokyo, Osaka, Nagoya, Kumamoto, Hiros- 
hima, Sendai, Sapporo und Marugame (1919). Auf Tokyo und 
Osaka entfallen 72% und mit Nagoya zusammen 82%, woraus 
die Zahlen der anderen Bezirke leicht gefolgert werden können. 
Tokyo zeigt den Maximalprozentsatz von 41, Sendai den Minimal- 
prozentsatz von 2. Die Differenz zwischen Maximum und Mini- 
mum ist also ziemlich groß. 


Am Einkommen juristischer Personen zeigt sich eine be- 
sondere Eigentümlichkeit. Im Jahre 1919 fallen allein auf Tokyo, 
Osaka und Nagoya schon 90%, die übrigen 10% auf Kumamoto, 
Hiroshima, Marugame, Sendai und Sapporo zusammen. Da das 
Maximum 47% in Tokyo und dagegen das Minimum 1% in 
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Sapporo beträgt, ist die Einkommensverteilung sehr unproportio- 
niert. Daß der größte Teil des Einkommens juristischer Personen 
sich auf die sechs größten Städte konzentriert, darf man nicht 
übersehen. 


Es erweist sich also schon jetzt: die bedingungslose Behaup- 
tung, daß das gesamte Volkseinkommen Japans eine Vermeh- 
rungstendenz, besonders während des Weltkriegs, hat, ver- 
schleiert mehr die tatsächliche Entwicklung als sie sie aufdeckt. 
Die Untersuchung der Zahlen der einzelnen Finanzbezirke zeigt 
vielmehr, daß man sehr große örtliche und provinzielle Ver- 
schiedenheiten bei dieser Entwicklung festzuhalten hat. Dies tritt 
besonders während der Jahre I915—ıIgıg hervor; in dieser Zeit 
haben sich nur die Zahlen von Osaka und Tokyo mehr als durch- 
schnittlich vergrößert, wogegen die der anderen 6 Finanzbezirke 
relativ abgenommen haben. Gegliedert für das Agrareinkommen 
haben Tokyo, Sapporo, Sendai, Nagoya und Kumamoto mehr 
als durchschnittlich zugenommen, die anderen weniger. Beim 
Nichtagrareinkommen ist die relative Zunahme nur von Tokyo 
und Yokohama mehr als durchschnittlich. Was das Einkommen 
juristischer Personen endlich betrifft, so ist nur die Zahl von 
Osaka mehr als durchschnittlich, während die Zahl der anderen 
Bezirke relativ abgenommen hat. Die bloße Konstatierung, daß 
im Weltkrieg die Handels- und Industrieunternehmungen einen 
stärkeren Aufschwung genommen haben und das japanische 
Volkseinkommen als Ganzes einen großen Sprung gemacht hat, 
ergibt daher ein falsches Bild. Nurin Tokyo und Osaka ist es 
tatsächlich absolut und relativ gewachsen. Daher ist der sog. 
blühende Zustand von Japan in und nach dem Weltkrieg nichts 
anderes als ein geschäftlicher Aufschwung in den Städten Tokyo, 
Osaka und Kobe. 


Diese Tatsache tritt noch stärker hervor, wenn wir nunmehr 
einige detaillierte Tabellen aufstellen, um uns einzelne Beob- 
achtungen zu ermöglichen und unsere bisherigen Ergebnisse zu 
vervollständigen. 


Zunächst gibt Tabelle 9 die Gliederungszahlen des Agrar- 
einkommens, Nichtagrareinkommens und besonders des Ein- 
kommens juristischer Personen, berechnet auf das Gesamtein- 
kommen der verschiedenen Bezirke: 
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Tabelle 9. 
Gliederungszahlen der Einkommensbestandteile in den einzeinen Finanzbezirken. 


_— m M — 


un IgI4 T 2 





In den Jahren a IgII 








Promille: 


151| 134| 133| 129 143! 130| 85| 55| 67| 74 
850| 849| 866| 867) 871 857. 870| 915| 945| 933|_926 
226, 232| 264 2! 286, 335 318 344 484 606 522 588 
1000 1000/1000 1000 J000 J 000 oaa i Doala I000 1000 1000 1000 
Baal arsl 10 a6 ao as To. Ta 6 a 
759, 782| 809| 814| 795 775| 807| 873) 936) 928| 920 
_117| 129 167 28% 18! 219 248 3906 605 494 561 
1000, 1000 209917099 IOoo 1000 zoo) I000 7909 1000|1000 2099 
BEE 279 265| 272 208 286) 244 227| 247 205| 254 
_795| 721| 735 728 702| 714| 756| 773| 753) 795| 746 


254| 49 58 29, Sue 117| 170| 157| 297 168 


Agrareinkom. 
N. Agrareink. 


E. j. Personen 


Tokyo 150 















Insgesamt 
























E. j. Personen 








Insgesamt 


























Ta 1000, 1000| 1000| 1000, 1000 1000, 1000| 1000, 1000| 1000 1000 
grareinkom. 462| 461| 440| 440 479, 458 442| 386| 400| 413| 466 
N. Agrareink. 538 539! 560 551! 521 542l 558 er. Goo! 587! 534 






aka Pa E Ser Be 








» 95 113] 118 126 95 





E. j. Personen 






55, 57) 64 _65j_83 83 









Insgesamt 1000, 1000!1000|1000 1000 1000 1000 1000 1000 1000| 1000 
Agrareinkom. 419| 412| 376| 367| 370 405 399| 339; 252| 266| 296 
N. N. Agrareink. 581 _588 624 633! _630| 5 595 601| 661 748 734| 704 











E. j. j. Personen 





122] 108 135! 149; 183, 163 "167| 202 202i 293 264 306 


































Insgesamt |1000|1000|1000|1000 1000 1009 1009 1000 1000 1000 1000 

Hiroshima [Agrareinkomm. | 384| 369| 342| 349 4001 444! 4201 338, 278 261] 271 
N. Agrareink. 616| 631| 658| 651! 594| 556, 571| 662 722, 739) 729 

E. j. Personen | sol 471 s3| 0076 711 001 847) 1491 non] 251 
Insgesamt |1000|1000|1000|1000, 1000| 1000'1000 Sande) 1000 1000 











416| 398| 371| 367| 418| 445 435 355 283 267| 321 
584| 602| 629| 633: 582| 555, 565) 645, 717) 733, 679 


75| 82| 87 99,1 108| 102! 118 192 : 251) 233) 201 


1000| 1000| 1000| 1000, 1000 1000 1000 1000 1000 1000/1000 


350| 330| 302 319! 340 370 341 294 243 243. "226 "256 


659; 706 757; 774| 744 


—— -—-)— 


Agrareinkom. 
N. Agrareinkom. 








E. j. Personen 















Insgesamt 
Kumamoto |Agrareinkomm. 
N. Agrareink. 
E. j. Personen 
Insgesamt 






sol 59] 77|_73)_98] 114| 238 148, 166) arı] 236 
1000| 1000|1000 109011900 1099 2099 1909 1009 1000 2099 
Aus dieser Tabelle lassen sich unmittelbar die örtlichen 
Eigentümlichkeiten der verschiedenen Bezirke ablesen. Nimmt 
man beispielsweise die Zahlen von 1919, so ergibt sich im Agrarein- 
kommen die höchste Zahl für Sendai mit 47%, dann 20—30% 
in Marugame, Nagoya, Hiroshima, Kumamoto und Sapporo, 
und zuletzt 7—8% in Tokyo und Osaka. 
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Dagegen zeigt im Nichtagrareinkommen Tokyo 93%, Osaka 
92%; dann kommen Sapporo, Kumamoto, Hiroshima, Nagoya 
und Marugame, und zuletzt Sendai mit 53%. Die Ordnung im 
Einkommen juristischer Personen fängt mit 59% in Tokyo und 
56% in Osaka an, dann folgen Nagoya, Hirozhima, Kumamoto, 
Marugame, Sapporo und Sendai; Sendai zeigt die Minimalzahl 
von weniger als 10%. 

Demnach kann man in Japan zwei Haupttypen unter- 
scheiden: den »Osaka«- und den »Sendaityp«. In Figur III sind 
die beiden miteinander verglichen und ihre Eigentümlichkeiten 
klar gemacht. Um Genauigkeit zu erreichen, ist der logarithmische 
Maßstab gebraucht. 


Figur III. 
Bestandteile des Volkseinkommens im Osaka- und Sendaibezirk 1909— 1919. 
(Logarith. Maßstab.) 
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Der »Sendaitypus« und der »Osakatypus« haben beide ihre 
besonderen Eigentümlichkeiten in Gefüge und Schwankung. 

Zunächst das Gesamteinkommen: In Osaka ist das Gesamt- 
einkommen von 196 Millionen Yen im Jahre 1909 auf 235 Mil- 
lionen Yen im Jahre 1915 und 896 Millionen Yen im Jahre 1919 
gestiegen. In Sendai dagegen hat es von 56 und 58 Millionen 
Yen in den Jahren 1909 und 1915 nur auf 13r Millionen Yen 
zugenommen. Während das eine vervier- oder verfünffacht 
ist, zeigt das andere nur eine Verdoppelung. 
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Beim Agrareinkommen hat in Osaka die Zahl geschwankt; 
47, 45 und 72 Millionen in den Jahren 1909, 1915 und I9Iọ. 
In Sendai dagegen hat sich das Agrareinkommen von 26 und 
25 Millionen Yen auf 6r Millionen Yen im Jahre ıgı19, also 
prozentual sehr viel stärker, vermehrt. 

Im Nichtagrareinkommen hat Osaka die Oberhand. Während 
der letzten ıı Jahre hat sich die Zahl von Osaka versechsfacht ; 
von I4o Millionen im Jahre 1909 auf 180 und weiter 820 Mil- 
lionen Yen in den Jahren 1915 und 1919. Dagegen ist die Zahl 
von Sendai nur anderthalbmal so groß wie vorher; 30, 32 und 
70 Millionen Yen in den Jahren 1909, 1915 und 1919. Namentlich 
in bezug auf das Einkommen juristischer Personen sind beide 
Typen ganz verschieden. Im Jahre ıgıg ist das Einkommen ju- 
ristischer Personen in Osaka zweiundzwanzigmal so groß wie im 
Jahre 1909 (23, 58 und 500 Millionen Yen in den Jahren 1909, 1915 
und 1919). Andererseits hat sich dasjenige von Sendai von 3 und 
5 Millionen Yen in den Jahren 1909 und 1915 nur auf 12 Millionen 
Yen im Jahre 1919 vermehrt, also in elf Jahren nur vervierfacht. 
Die verschiedene Schnelligkeit des Wachstums beim Osakatyp auf 
das 22fache, beim Sendaityp nur auf das vierfache ist mit die 
auffallendste Erscheinung der ganzen Entwicklung, sie belegt 
am deutlichsten die von uns eingangs gekennzeichnete Tendenz. 
Dabei ist besonders auffällig, daß Sendai kaum im Agrarein- 
kommen den alten Zustand aufrechterhalten hat. Die Frage, 
ob die Kapitalkonzentration das Produkt der Landwirtschaft 
oder das der Handels- oder Gewerbeunternehmung ist, anderer- 
seits ob das landwirtschaftliche Einkommen die stärkste Steige- 
rungstendenz in den rein agraren oder in den agrargewerblichen 
Bezirken hat, scheint daher hier eine eindeutige Antwort zu 
finden. Indessen ist, um unser Urteil sicher zu unterbauen und 
zu begründen, noch eine genaue Betrachtung der örtlichen Ein- 
kommensverteilung notwendig. 


III. Kapitel: Die örtliche Beobachtung der 
Einkommensverteilung. 


Auch hier ist es zweckmäßig, wie in den Untersuchungen 
des ersten Abschnittes, die Verteilungsstatistik des Steuerob- 
jektes der Klasse III der Einkommensteuer zugrunde zu legen. 
Daher bilden hier die Zahlen der statistischen Jahrbücher des 
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Kumamoto 





Steueramtes die wesentlichen Urmate- 
rialien 1%), nur daß auch hier die Ver- 
änderungen der Einkommensstufen in- 
folge der Gesetzesänderung in den 
Jahren 1909—ıgıg Berücksichtigung 
erheischen. Tabelle ro gibt die Ver- 


_ teilung der Haushaltungsvorstände auf 


die verschiedenen Einkommensstufen in 
den einzelnen Finanzbezirken an. 

Die Summe der Haushaltungsvor- 
stände ist sehr verschieden, weil 1913 
und 1918 die Minimalgrenze der Besteue- 
rung erweitert worden ist. Aber wenn 
man die beiden Zahlen der Jahre 1909 
und 1919 vergleicht, kann man in allen 
Bezirken die Zunahme sehen. Der Zu- 
wachs der Zensiten trotz der Erweite- 
rung der Minimalgrenze der Besteuerung 
zeigt deutlich die Entwicklung des Volks- 
einkommens. 

Es ist jedoch nach den Ergebnissen 
des letzten Abschnittes nunmehr. not- 
wendig zu fragen, ob der Verteilungszu- 
stand in allen Bezirken gleich geblieben 
ist, weiter: ob die deutlich sichtbare 
Allgemeinveränderung der Einkommens- 
verteilung in jeder Gegend dieselbe Ten- 
denz hat und im gleichen Tempo ge- 
schieht. Zur Beantwortung dieser Fragen 
sind wieder die absoluten Zahlen der Ta- 
belle ro nicht ausreichend. Tabelle ıı 
gibt daher die relativen Zahlen, und 
zwar sind diese nicht nur für das Ge- 
samteinkommen sondern für alle ver- 
schiedenen Einkommensstufen berech- 
net. Dabei erschien es angebracht, um 
die Heterogenität infolge der Gesetzes- 


18) Finanzministerium: Statistische Jahr- 
bücher des Steueramtes 1909 bis I9IY. 
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Tabelle Ir 
Gliederungszahlen der Finanzbezirke für alle verschiedenen Einkommensstufen. 





In den Jahren Me O Dun DER EOS IE len 
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änderungen zu beseitigen, sich nicht an die veröffentlichten 
Zahlen der Statistischen Jahrbücher zu halten, sondern auf die 
Urmaterialien der Einkommensteuerstatistik zurückzugehen. 
Tabelle ıı besitzt daher vollkommene Homogenität. 

Diese Relativzahlen der Tabelle rr verdeutlichen einige 
interessante Details. 

In bezug auf die Gesamthaushaltungsvorstände ergibt sich 
für die Jahre 1909—ıgıg folgende Ordnung: Tokyo, Osaka, 


\ 
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Nagoya, Kumamoto, Hiroshima, Sendai, Sapporo und Marugame. 
Im Jahre 1919 ist das Maximum 24%, in Tokyo, — es ist sechs- 
undeinhalbmal so groß als das Minimum von weniger als 4%, in 
Marugame. Der Unterschied zwischen Maximum und Minimum 
ist fünfundeinhalbmal größer als vor dem Kriege. 

Die Zahlen der Haushaltungsvorstände innerhalb der Stufe 
von 500—1ooo Yen haben eine ähnliche Tendenz wie die Gesamt- 
zahlen. Aber die Ordnung nach ihrer Größe ist etwas anders; 
und zwar im Jahre 1909: Osaka, Tokyo, Nagoya, Kumamoto, 
Hiroshima, Sendai, Marugame und Sapporo im Jahre 1919: 
Tokyo, Osaka, Nagoya, Kumamoto, Hiroshima, Sendai, Sapporo 
und Marugame. Im Jahre 1919 hat Tokyo die Maximalzahl (227%), 
sie ist sechsundeinhalbmal so groß wie die Minimalzahl von 
Sendai (35%), 1915 ist sie für Tokyo nicht ganz sechsmal so 
groß wie für Sapporo. 

In der Stufe I000— 2000 Yen zeigen die Zahlen der Jahre 
Igog und 1915 folgende Ordnung: Tokyo, Osaka, Nagoya, 
Kumamoto, Hiroshima, Sendai, Marugame und Sapporo. IgIg 
hat Sendai die fünfte Stelle und Hiroshima die sechste inne. 
1ıgıg ist der Unterschied zwischen Tokyo und Sendai sieben- 
fach, daher etwas kleiner als siebenundeinhalbfach im Jahre 
1915. 

Dann kommen die Zahlen für die Stufe von 2000—5000 
Yen. 1909 und 1915 war die Ordnung: Tokyo, Osaka, Nagoya, 
Kumamoto, Hiroshima, Sendai, Marugame und Sapporo, 1919 
wechseln Sendai und Hiroshima ihren Rang. 1915 war die Zahl 
für Tokyo über achtundeinhalbmal so groß wie in Sendai. 

Innerhalb 5000—10 000 Yen ergibt sich die Rangfolge: 
Tokyo, Osaka, Nagoya, Kumamoto, Sendai, Hiroshima, Maru- 
game und Sapporo gleich für 1909, 1915 und IgI8. IgIg ist 
die Differenz zwischen Maximum und Minimum über das neun- 
fache; 1915 war sie darunter. 

Weiter die Haushaltungsvorstände von Io 000—20 000 Yen. 
Innerhalb der Jahre 1909 und 1915 haben Tokyo und Osaka 
die Plätze getauscht. Die Differenz war 1919 über neunmal und 
1915 über siebenmal. 

In der 20 000—50 000 Yen-Stufe ist die Ordnung folgende: 
1909: Osaka, Tokyo, Nagoya, Hiroshima, Kumamoto, Sendai, 
Sapporo und Marugame; 1915: Tokyo, Osaka, Nagoya, Kuma- 
moto, Sendai, Hiroshima, Marugame und Sapporo; 1919 tritt 
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Osaka an die Stelle von Tokyo und Sapporo an die von Maru- 
game. 1915 war die Zahl für Tokyo etwas weniger als zehnmal 
so groß wie für Sapporo, 1919 für Osaka dreizehnmal so groß 
wie für Sapporo. 

Weiter die Zahl der Haushaltungsvorstände der 50 000 
bis I00 000 Yen-Stufe. 1909 war die Reihenfolge: Tokyo, Osaka, 
Nagoya, Kumamoto, Hiroshima und Sendai. 1915 haben sich 
Sapporo und Marugame dazugesellt und im Jahre ıgıg Osaka 
und Tokyo ihre Stellungen gewechselt. Der Unterschied zwischen 
Maximum und Minimum ist fünfundzwanzigfach im Jahre 1919, 
dagegen dreiundzwanzigfach im Jahre 1915. 

Zuletzt die Einkommensstufe von Ioo 000—x Yen. Die 
Ordnung ist folgende: 1909: Nagoya, Tokyo, Osaka, Hiroshima 
und Sapporo; 1919: Osaka, Tokyo, Nagoya, Kumamoto, Hiros- 
hima, Marugame, Sendai und Sapporo. Das Maximum im Jahre 
IgIg ist 420% in Osaka, also dreiundfünfzigmal so groß als die 
8%, von Marugame. 

Die örtliche Untersuchung der Einkommensverteilung er- 
gibt also, daß bis zum Weltkrieg die Veränderung relativ gering- 
fügig war, während sie seither außerordentlich groß ist. Dabei 
ist bemerkenswert, wie stark die Differenz zwischen Maximum 
und Minimum sich verschoben hat. Ihre konstante Vergrößerung 
während des Krieges zeigt mit schlagender Deutlichkeit, daß 
sich die verschiedenen Bezirke des Landes in dieser Periode durch 
den Kapitalisierungsprozeß ganz verschieden entwickelt haben. 

Ein paar einzelne Beobachtungen mögen dieses interessante 
Ergebnis noch deutlicher hervortreten lassen. Zunächst gibt 
Tabelle ı2 die Gliederungszahlen der Haushaltungsvorstände 
in den einzelnen Finanzbezirken (s. nächste Seite). 


Greifen wir wiederum die Zahlen von ıgıg heraus und be- 
trachten die Gliederung innerhalb der einzelnen Finanzbezirke, 
so ergibt sich folgendes: In der Stufe 500—1000 Yen ist die 
Ordnung: Sapporo, Hiroshima, Nagoya, Kumamoto, Sendai, 
Marugame, Tokyo und Osaka. Dagegen in Stufe 1000— 2000 Yen: 
Osaka, Tokyo, Marugame, Sendai, Nagoya, Kumamoto, Hiros- 
hima und Sapporo. Es zeigen sich also entgegengesetzte Schich- 
tungen, die um so bemerkenswerter sind, als alles Volkseinkommen 
in jedem Finanzbezirk seinen Schwerpunkt in der Einkommens- 


stufe 500— 2000 Yen besitzt. 
Archiv f. Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 53. ı. I2 
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SER >5 = Osaka; infolgedessen ist die frü- 
her gewählte Einteilung in einen 
Typus von Osaka — Tokyo 
einerseits, einen Sendai Typus 
andererseits nicht: willkürlich. Es 
ist weiterhin bemerkenswert und 
darf nicht übersehen werden, 





A nowo 00 g 5000 Yen ist die Ordnung: Tokyo, 
2 u S Osaka, Marugame, Sendai, Kuma- ` 
i >. „moto, Hiroshima, Nagoya und 
5 585 Sn 2 Sapporo. In der Stufe 5000 bis 
= 10000 Yen: Osaka, Tokyo, Maru- ' 
a a game, Sendai, Kumamoto, Hi- 
o Sagnr nn=e g roshima, Nagoya ‚und Sapporo. 
“ In diesen Stufen sind also die Ver- - 
©: +o §  hältnisse für alle Bezirke ähnlich. 
| gem rm92 In Stufe 10 000—20 000 Yen 
SEN. ___” ist die Ordnung: Osaka, To- ; 
| man kyo, Sendai, Marugame, Ku- 
D oa TSS 
O N ə  mamoto, Sapporo, Nagoya und | 
EPERE Hiroshima; in 20000—50 000 Yen: . 
| E ee TLE $ Osaka, Tokyo, Sendai, Kuma- | 
E Sa o moto, Marugame, Nagoya, Sap- | 
S poro und Hiroshima; in 50000. 
i © ES-ES, nE S` o = bis I00 000 Yen: Osaka, Tokyo, 
a TOR S Sapporo, Nagoya, Kumamoto, 
ON ; — 5 Sendai, Marugame und Hiroshima. 
2 agogo oco Das hervorragende Merkmal 
© m = dieser Zahlen ist die Tatsache, 
P =, gs daß bei der Gliederungszahl von 
H ze gınr0098  500—1000 Yen Tokyo und Osaka 
=. = die letzte Stelle einnehmen, um- 
ee aaa D gekehrt bei der Gliederungszahl 
220% TAO: $ der höheren Einkommensstufen 
_" Tokyo und Osaka gewöhnlich 
no © die erste oder zweite innehaben. 
Koe tOO g Diese Tatsache zeigt den be- 
— sonderen Verteilungszustand des 
Volkseinkommens in Tokyo` und 
mi 


Kumamoto 
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daß Osaka in den höheren Einkommensstufen Tokyo über- 
trifft. 

Zuletzt ist nun auch hier das Problem des Neigungswinkels 
zwischen Reichtum und Armut zu behandeln. Zur Lösung 
habe ich in Tabelle 13 Paretos Formel für alle Finanzbezirke 
berechnet (s. vorhergehende Seite, Tabelle 13). 

Von Igog bis 1915 hat & nirgendwo eine größere Verände- 
rung erfahren. Dagegen läßt sich seit dem Weltkrieg eine erhebliche 
Veränderung in den von uns mehrfach besonders hervorgehobenen 
Bezirken Osaka und Tokyo feststellen; so war æ in Osaka vor 
dem Krieg 1,8—1,9, in Tokyo vor dem Kriege 1,8; nachdem Kriege 
I,4 bzw. 1,5. In den anderen Bezirken ist keine auch nur an- 
nähernd so große Veränderung festzustellen. Daher besteht auch 
hier die Unterscheidung unserer zwei Entwicklungstypen zurecht. 

Zur Verdeutlichung habe ich Paretos Formel in Figur IV 
eingetragen. Dabei ist wieder, wie früher bei den Arten des Ge- 
samteinkommens, der Sendaitypus und der Osakatypus in den 
Jahren 1914 und 1918 verglichen. 


Es zeigt sich also deutlich: vor dem Kriege haben Osaka 
und Sendai im wesentlichen die gleiche Tendenz, wenn auch 
die absoluten Zahlen der Haushaltungsvorstände. in beiden 
Bezirken verschieden waren. Nach dem Kriege jedoch trennen 
sich der Osakatyp und der Sendaityp scharf voneinander. 
Der Grund ist, evident. Daß im Weltkrieg die Gesamtzahl der 
Haushaltungsvorstände nach der Einkommensteuer zunimmt, 
ist eine beiden Bezirken gemeinschaftliche Erscheinung. Allein 
in Osaka nehmen die höheren Klassen verhältnismäßig stärker 
zu, während in Sendai die Vermehrung durchschnittlich gleich- 
bleibt. Der Neigungswinkel zwischen Reichtum und Armut 
bleibt sonach in Sendai konstant, während er sich in Osaka stark 
verändert. Die Differenz ist außerordentlich groß. Die Typen 
sind ganz getrennt. Der eine Typus ist statisch, der. andere 
dynamisch. 


IV. Kapitel: Zusammenfassung. | 


Es steht also als Ergebnis unserer Abhandlung fest, daß 
das örtliche Gepräge der Finanzbezirke einen großen Einfluß 
auf die verschiedene Entwicklung des Volkseinkommens aus- 
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Figur IV. 
Verteilung des Volkseinkommens im Os Er Sep: ee zirk. 
(Paretos Formel) Einkommensku 
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geübt hat: Tokyo (in der ’Ostgegend), Osaka (in der Haupt- 
gegend), Sapporo r der Nordgegend), Sendai (in der Nordost- 
gegend), Nagoya (in der Mittelgegend), Hiroshima (in der West- 
gegend), Marugame (in der Südgegend) und Kumamoto (in der 
Südwestgegend). Das ist eine Feststellung, die von nun an in 
Japan nicht außer acht gelassen werden darf, die aber darüber 
hinaus als wichtiges Muster auch für alle ähnlichen Untersuchungen 
in solchen Ländern gelten kann, wo spezifische Agrar- und spezi- 
fische Industriebezirke einander gegenüberstehen. 

Schon früher wurde erwähnt, daß Wagner!P) das Volks- 
einkommen in Preußen örtlich beobachtet hat. Sein eigentliches 
Ziel war die Vergleichung von Ostpreußen und Rheinland, wenn 
er auch darüber hinaus den Zustand von Sachsen, Berlin und 
Potsdam untersucht hat. Er hat die große Verschiedenheit 
der Einkommensverteilung im Rheinland — als dem Typus der 
Industriegegenden — und Ostpreußen — als dem Typus der 
Landwirtschaftsgegend — gefunden. Später hat Moore ®) auf 
Grund der Zahlen von Wagner Pare&tos Formel für diese zwei 
Gegenden berechnet. Nach seiner Untersuchung ist œ in Paretos 
Formel wie folgt: 


In den Jahren | 1892 | | 


Ostpreußen | 1.840 1.893 | 1.842 
Rheinland | 1.393 | 1.383 | 1.359 


æ in dem landwirtschaftlichen Ostpreußen ist also größer 
als æ in dem industriereichen Rheinland. 

Ganz das Entsprechende lehrt uns unsere Untersuchung. 
In Sendai nimmt das Agrareinkommen den größten Teil des 
Volkseinkommens ein, und «& in Paretos Formel ist groß. In 
Osaka dagegen ist & sehr klein, und das Einkommen juristischer 
Personen als Vertreter des Handels- und Industrieeinkommens 
spielt eine große Rolle. Unsere Untersuchung führt also zu dem- 
selben Ergebnis wie die Betrachtung von Wagner und Moore. 
Zwischen dem sogenannten »Sendai-Typus«unddem »Osaka-Typus« 
besteht eine quantitative Verschiedenheit, aber auch die quali- 
tative ist nicht zu vergessen. Der Sendaitypus hat wenig Ver- 


19) Wagner, Weitere statistische Untersuchungen über die Verteilung des 
Volkseinkommens. 


20) Moore, The Statistical Complement of Pure Economics, S. 26—27. 
The Quarterly Journal of Economics 1909). 
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änderung erfahren; sein bezeichnendes Merkmal ist nicht nur 
hier, sondern in der Gesamtheit seiner Geltung 'die Zähigkeit. 
Der Osakatypus dagegen hat als Gesamtmerkmal Labilität, 
Sensibilität und den Drang ins Große und Weite. Während daher 
die Veränderung während des Weltkrieges an sich eine beiden 
gemeinschaftliche Erscheinung ist, ist der Grad der Verände- 
rung und ihr Tempo in den beiden Typen völlig verschieden. 

Dies sind die Ergebnisse, die sich mit Sicherheit auch bei 
der heutigen Unvollkommenheit des Urmaterials wie der For- 
schungsmethode gewinnen lassen. Es ist mir eine Freude, wenn 
sie ausreichen, um die bisherigen unklaren Vorstellungen vom 
japanischen Volkseinkommen in eine klare, systematisierte 
Kenntnis umzuwandeln, und wenn darüber hinaus ihre Methode 
auch in anderen Ländern sich als fruchtbar erwiese. 
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Die Zeit in der Wirtschaft. 
Von 


ERICH VOEGELIN. 


I. 


Die Entwicklungslinie der Wissenschaft wird bestimmt durch 
die ungelösten Probleme, die essentiell zu jedem System gehören 
— denn was ist ein System anderes als der Versuch, einen zeitlichen 
Prozeß in die Starre eines räumlichen Gebildes zu bannen, ein Ver- 
such, der als wesensgesetzlich unerfüllbarer nicht zu Wahrheiten, 
sondern eben zu immer neuen ungelösten Problemen führt. Da nun 
die folgenden Bemerkungen eine Entwicklungstendenz der Wirt- 
schaftstheorie aufzeigen sollen, greifen wir eine der ungelösten oder 
strittigen Fragen heraus, um an ihr, gewissermaßen zur Einführung, 
den Charakter der Problematik zu studieren: die Antithese Statik- 
Dynamik. 

Die scharfe Unterscheidung einer wirtschaftlichen Statik und 
Dynamik ist erst durch die Einführung mathematischer Darstellungs- 
methoden in die Theorie möglich geworden. (Neben den Franzosen 
und Italienern haben vor allem die angloamerikanischen Theoretiker 
viel zur Entwicklung dieser Methode beigetragen und, da innerhalb 
dieser national abgegrenzten Gruppe die Problemstellung wie auch 
die Terminologie eine gewisse Einheitlichkeit aufweist, die für neuere 
kurze Untersuchung die Behandlung außerordentlich vereinfacht, 
wollen wir in dieser — wie auch in den folgenden — Fragen nach 
Möglichkeit nur Theoretiker dieser Gruppe heranziehen.) Trotz 
der mathematischen Formulierung und der Aussonderung von Glei- 
chungssystemen (z. B. Sc h u m pet ers »interdependentes« System) 
sind die Ansichten über die Bedeutung der Exaktheit für die Theorie 
ziemlich geteilt. Vor allem bestehen Unklarheiten in der Trennung 
der stationären Wirtschaft von der statischen Methode. Für M a r- 
shall z. B. nehmen diese beiden Begriffe den Charakter mehr 
oder weniger rigoroser Methodenan. Er meint, in der stationären Wirt- 
schaft seien alle Produktions- und Konsumtionsbedingungen im Ruhe- 
zustand, während die, »not quite accurately«, sogenannte statische 
Methode etwas weniger strenge Annahmen macht. Mit dieser Me- 


Die Zeit in der Wirtschaft. 187 


thode würde einPunkt ins Auge gefaßt und als stationär angenommen, 
um dann in Beziehung zu ihm die wirksamen Kräfte und ihre Gleich- 
gewichtstendenzen zu studieren. Diese Methode sei sehr nützlich, 
um durch Einzelansichten eines Problems und ihre Aneinander- 
reihung der Lösung näher zu kommen ?). Dabei dürfte man aber 
nie vergessen, daß ökonomische Probleme nur höchst unvollkommen 
dargestellt würden, wenn man sie als Probleme des statischen Gleich- 
gewichts auffaßt und nicht als solche organischen Werdens. Die 
statische Methode ist eine — durch ihre Präzision — notwendige 
Einleitung sto the more philosophic treatment« der Gesellschaft 
als eines Organismus — aber doch nur eine Einleitung 2). Der Grund 
aber für diese Schwierigkeiten in einer ökonomischen Untersuchung 
— Marshalldenkt dabei immer an konkrete Wirtschaftsfragen — 
liegen in sthe element of time«. Dieses Element zwingt, eine kompli- 
zierte Frage auseinanderzubrechen, ein Stück nach dem anderen 
zu studieren und schließlich die Teillösungen zu einer mehr oder 
minder vollständigen Lösung des ganzen Rätsels zusammenzufügen ?). 
Man achte bei diesen Ausführungen auf den eigentümlichen Zeitbegriff. 
Das Zeitelement an sich würde natürlich die Untersuchung nicht 
stören, wenn nur die Wirtschaft in dieser leeren Zeit stationär bliebe; 
von einer Störung kann man erst dann sprechen, wenn die Zeit — wie 
bei Marshall — mit ganz bestimmten Qualitäten ausgestattet 
gedacht wird. Andere Autoren haben diese Zeitqualitäten ausge- 
sondert und sie klassifiziert. Bei Clark z. B. unterscheidet sich 
die Statik von der. Dynamik durch das Nichtvorhandensein von 
fünf Elementen: ı. Volksvermehrung, 2. Kapitalwachstum, 3. neue 
Produktionsmethoden, 4. neue ÖOrganisationsformen, 5. Bedürfnis- 
veränderungen t). Man könnte nun glauben, daß Marshall sich 
eben einer ungenauen Ausdrucksweise. bedient, wenn er die Zeit 
als behaftet mit Qualitäten ansieht, die ein schärferer Denker 
— Clark — ablöst und für sich als in der Zeit möglicher- 
aber nichtnotwendigerweise wirksam ansieht. Dieser 
Glaube wird aber etwas erschüttert durch einige Aeußerungen Clarks 
über das wechselseitige Verhältnis von Statik und Dynamik; er 
sagt: »A static state is imaginary. All natural societies are dyna- 
mics 5). »By reason of its omissions . . is the imaginary and static 
state unlike the real and dynamic one«®). Clark gibt also die 
stationäre Wirtschaft auf und läßt nur die dynamische als wirklich 
und notwendig gelten, während er an deı Statik als Methode festhält. 
Die inhaltlichen Qualifikationen sind bei Clark notwendig in der 
Zeit verhaftet. Die statische Methode befaßt sich mit den Kräften, 
die in der Wirtschaft dominieren und zu deren »natürlichen« Erschei- 
nungen hin die wirklichen tendieren. »Natürlich« ist hier etwas 


1) Alfred Marshall, Principles of Economics. London 1898, P. 441. 
2j 1. c. p. 515. 3) 1. c. p. 438. 

4) John B. Clark, Essentials of Economic Theory. 1907, p. 131. 

5) Clark, Distribution of Wealth. p. 29. °®) 1. c. p. 30. 
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zweideutig angewendet, denn einmal bedeutet es die »wirkliche« 
Wirtschaft — das andere Mal die »imaginären« statischen Erschei- 
nungen. Wenn wir uns etwas weniger höflich ausdrücken: so wird 
uns jeder Logiker zugeben, daß bei derartig naiven Jonglierkunst- 
stücken an ein irgendwie brauchbares Ergebnis auch nicht entfernt 
zu denken ist und daß eine klärende Untersuchung hier noch viel 
Arbeit findet. — Andere Schriftsteller finden keine wesentlich präzi- 
seren Formulierungen. Seligman glaubt auch, daß der statische 
Zustand »largely hypothetical« ist, denn in allen fortschreitenden 
Gesellschaften wechseln die Daten kontinuierlich. Die Gesetze sind 
Bewegungsgesetze 7). Bedauerlicherweise äußert er sich nicht be- 
stimmt darüber, ob er eine stationäre Wirtschaft — oder eine Wirt- 
schaft, die nach statischen Gesetzen abläuft — für prinzipiell unmög- 
lich hält oder nicht. Davenport rückt wieder die Zeit in den 
Vordergrund und hält die Dynamik vor allem für ein »long-time«- 
Problem. Aber die dynamische Auffassung der ökonomischen Theorie 
richtet sich doch nicht auf eine neue oder ergänzende Werttheorie, 
sondern lediglich auf die Tendenzen zur Veränderung in den Daten ®). 
Schumpeter lehnt eine exakte Unterscheidung vorsichtiger- 
weise ab ?), glaubt aber doch behaupten zu können, daß Statik und 
Dynamik zwei völlig verschiedene Gebiete sind. Sie shaben es nicht 
nur mit verschiedenen Problemen zu tun, sondern auch mit ver- 
schiedenen Methoden und verschiedenem Materiale. Sie sind nicht 
etwa zwei Kapitel eines und desselben theoretischen Gebäudes, 
sondern zwei völlig selbständige Bauwerke«!°), Er verzichtet also 
auf die stationäre Wirtschaft und beschränkt die Antithese rein 
auf das methodische Gebiet — wenn er auch später sich nicht scheut, 
gelegentlich zu sagen, die statisch Wirtschaft kenne diese 
oder jene Erscheinung nicht. 

Wie aus dieser knappen Zusammenstellung hervorgeht, ist die 
Fragestellung denkbarst verworren und ungeklärt. Die überwiegende 
Meinung scheint dahin zu gehen, daß die Statik ungefähr die Wirt- 
schaftsgesetzlichkeit angebe, um welche sich die Wirklichkeit mit 
mehr oder weniger großer Genauigkeit bewege und daß die Wirt- 
schaft ständig zu einem stationären Zustand tendiere. Eine andere 
Strömung aber will die stationäre Wirtschaft als unmöglich annehmen 
und das störende Element in einer eigenartig qualifizierten Zeit er- 
blicken. Als Ergebnis dieser Widersprüche läßt sich der Durch- 
schnitt ziehen: die Statik ist ein Inbegriff von Gesetzen über Ten- 
denzen in der Wirtschaft, die aber von anderen, entgegengesetzt 
wirkenden, dynamischen Kräften in ihrer Auswirkung gehindert 
werden. — Zunächst aber wollen wir einen Blick auf die Konzeption 


") Edwin R. A. Seligman, Principles of Economics. 1905, p. 224. 

e) Davenport, Value and Distribution. 1908, p. 512. 

3) Schumpeter, Das Wesen und der Hauptinhalt der theoretischen 
Nationalökonomie. 1908, p. 184. 

19) le C: Di 182, 
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der stationären Wirtschaft werfen: In einer solchen Wirtschaft im 
strengen Sinn müßten alle Daten konstant sein 10a) — der Bevölke- 
rungsaufbau, das Bedürfnissystem, die Güterquantitäten und die Pro- 
duktionstechnik. Eine solche Wirtschaft sei als historischer Zustand 
gegeben; dann wären in ihr alle Wirtschaftsprozesse in dem spezifi- 
schen Sinne des »Widmens« !!) von Mitteln für Ziele schon vollzogen 
und die Wirtschaft müßte ablaufen wie ein Mechanismus; in dieser 
Wirtschaft würde nicht geschätzt oder gewertet, sondern die in der 
Produktionstechnik schon enthaltenen Wertungen würden beibe- 
halten, da ex hypothesi ja auch die Bedürfnisskalen oder -funktionen 
sich nicht ändern. Stationäre Wirtschaft ist also eine contradictio 
in adjecto insofern in ihr die für das Wesen der Wirtschaft eigen- 
tümlichen Phänomene des Widmens und Wertens fehlen. 
Nachdem auf diese Weise die stationäre Wirtschaft im strengen 
Sinn — und wir sprechen von jetzt ab immer im strengen Sinn — 
als Problem ausgeschieden ist, wird der Weg zur statischen Methode 
frei. Wir wählen zur Diskussion das Problem des Güterwertes, weil 
es I. ein Zentralproblem der Wirtschaft ist, 2. zweifellos zur Statik 
gehört, 3. weil es auch ein »ungelöstes Problem« ist. Die Ungelöstheit 
zeigt sich im Streit um den Wert eines Gesamtvorrates, den nur 
Unachtsamkeit vom allgemeinen Güterwertproblem trennen kann; 
denn ein Gesamtvorrat im prägnanten Sinn liegt in jeder endlichen 
Gütermenge vor. Man behandelt dieses Problem mit Hilfe des be- 
kannten Schemas, das zu der Figur des Integrals führt, dessen ge- 
samte Fläche nach Böhm-Bawerk zu veranschlagen ist (kumu- 
lative Berechnung), während nach Wieser nur das Rechteck 
aus Abszisse und Ordinate des Grenzwertes in Betracht kommt. 
(Alternative Berechnung.) Im folgenden sprechen wir kurz vom 
»Integrals und »Rechteck« und nennen die Differenz der beiden den 
sIntegralrest.. Um die Struktur dieser Begriffe zu analysieren, 
erinnern wir kurz an einige Grundverhältnisse: ı. das Faktum des 
individuellen Bewußtseins, 2. das Faktum der physischen Außen- 
welt. Zwischen diesen beiden Phänomenen besteht eine Relation 
der Art, daß bestimmte Bewußtseinselemente als »Bedürfnisse« 
qualifiziert werden, während entsprechende Ausschnitte der Außen- 
welt sich als »Güter« charakterisieren und herausheben. Die Rela- 
tion zwischen beiden pflegt man in doppelter Weise zu beschreiben: 
I1. in der Richtung vom Gut zum Bedürfnis als Fähigkeit des Gutes 
zur Bedürfnisbefriedigung oder »Nutzen«; 2. in der Richtung vom 
Bedürfnis zum Gut als »Gefühl der Abhängigkeit der Bedürfnis- 
befriedigung vom Gut«. Die Wertdefinition wollen wir noch einen 
Augenblick in Schwebe lassen und zunächst einmal festhalten, daß 
wir zwischen Gut und Bedürfnis eine sehr saubere wechselseitige 


103) Und zwar konstant nicht aus freiem Entschluß der Wirtschafts- 
subjekte, sondern aus irgendeiner nicht weiter erklärten Notwendigkeit. 

11) Spann, Fundament der Volkswirtschaftslehre. 2. Aufl. 1921, 
P- 53- 
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Relation bemerken, die ganz und gar nicht nach neuen Begriffen 
drängt und es vor allem höchst überflüssig erscheinen läßt, daß das 
Gut außer dem Nutzen noch eine zweite Qualität — nämlich den 
Wert — bekommt. —- Die Gesamtwertberechnung nun stellt folgende 
Ueberlegung an: a) Integral: das Gefühl der Abhängigkeit von den 
verschiedenen Einheiten ist verschieden groß, also müssen sie ver- 
schieden hoch veranschlagt werden. Jede Einheit des Gutes für 
sich besitzt die gleiche physische Qualität, ein Bedürfnis zu befriedi- 
gen; wenn nun so viele Abhängigkeitsgefühle summiert werden, 
als Einheiten des Gutes vorhanden sind oder — kurz gesagt — als 
der Extension des Gutes entsprechen, dann ist in diesem Summa- 
tionsverfahren wohl die gesamte Bedürfnisseite inbegriffen, von dem 
Gut aber lediglich die Extension, unangesehen der besonderen physi- 
schen Qualität der Gleichwertigkeit der Gütereinheiten untereinander. 
b) Rechteck: Das Gefühl der Abhängigkeit von einer beliebigen 
Einheit wird multipliziert mit der Zahl der Einheiten. Bei diesem 
Verfahren wird die physische Qualität der Gleichwertigkeit der Güter- 
einheiten in bezug auf die Bedürfnisbefriedigung berücksichtigt, 
aber dafür wird nur eine Komponente der Bedürfnisseite einbezogen, 
nämlich die Extension. Wir können diesen Ausdruck verwenden, 
denn die Extension des Gefühls wird angegeben durch die Intensität 
des Gefühls, das der letzten Einheit entspricht, und mit eben dieser 
letzten Intensität — ausgedrückt in Zahlen — wird die Zahl der 
Gütereinheiten multipliziert. Nicht einbezogen wird dagegen die 
spezifische Qualität der Bedürfnisseite, in ihrer Gefühlsintensität 
zu variieren oder ungleichwertig zu sein. Beide Rechnungsmethoden 
sind also formal gleichwertig, denn jede von ihnen setzt alternativ 
die eine Seite der Relation vollständig ein und entlehnt von der 
andern eine Komponente, um so die Brücke zwischen beiden herzu- 
stellen. Da nun im Sinne der Logik von den Lösungen eines Problems 
nur eine als richtig angenommen wird, die vorliegenden beiden 
aber formal gleichwertig sind, erklären wir mit ruhigem Gewissen 
beide für falsch. 

Die Gesamtwertberechnung erstreckt sich auf alle endlichen 
und damit überhaupt auf alle Güter; der Wert ist also einer der 
Grundbegriffe der statischen Methode und da wir seine Fundierung 
nicht ganz korrekt befunden haben, werden wir von jetzt ab einiges 
Mißtrauen gegen die Leistungen dieser Theorie haben. 

Wir müssen nun sehr genau zwischen zwei Dingen unterscheiden: 
dem Zahlenausdruck des Weıtes und dem Wertphänomen an sich. 
Die eben charakterisierte Theorie versuchte eine Größenberechnung 
aufzustellen ohne auch nur entfernt zu bestimmen, wovon die 
Größe berechnet werden soll. Die durchschnittliche Wertdefinition 
— Bedeutung, die wir den Gütern beilegen, insofern wir uns in der 
Bedürfnisbefriedigung von ihnen abhängig fühlen — täuscht über 
die Problematik hinweg, wenn sie auch sehr gut die eigenartige Stellung 
des Wertes in der Mitte zwischen den beiden Polen der Relation 
Gut— Bedürfnis charakterisiert. Wenn man diese Mittelstellung 
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etwas emphatischer hervorheben und ihr eine weitere Perspektive 
geben will, kann man wohl sagen, das Wertphänomen sei der Gestalt 
gewordene Ausdruck des Grunddualismus Mensch—Natur. Das 
klingt recht hübsch, aber damit ist noch wenig über die Struktur 
der Erscheinung ausgesagt; wir tappen vielmehr noch ganz im Dunkel, 
da die bisher gezeigten zwei Möglichkeiten der Wertanalyse sich als 
unzulänglich erwiesen haben. Immerhin können wir jetzt genau 
feststellen, worin die Unzulänglichkeit besteht: jede der beiden Seiten 
der Relation ließ sich zerlegen in ihre spezifische Qualität und in 
ihre Extension. Wechselweise wurde das totale Gefühl der Abhängig- 
keit mit der Güterextension und das totale Gut mit der Extension des 
Gefühls der Abhängigkeit kombiniert. Man könnte zur Lösung 
nun die Forderung aufstellen: entweder in das Integral die Güter- 
qualität oder in das Rechteck die Gefühlsqualität hineinzuziehen. 
Wir müssen also überlegen, ob eine solche Forderung überhaupt 
sinnvoll ist, und analysieren zu diesem Zweck etwas näher den Bau 
der endlichen Extension«. 

Güterquanten, die zum Genuß kommen, sind immer endlich. 
(Wir bitten, die Güterquanten undefiniert hinzunehmen, da das 
Gemeinte ja wohl ziemlich klar ist.) Endlichkeit bedeutet in diesem 
Fall, daß die Quanten durch irgendwelche Leistungen erzeugt sein 
müssen, bevor man sie genießen — seine Bedürfnisse an ihnen be- 
friedigen — kann, wenn das »Erzeugen« auch in Leistungen primi- 
tivster Art — z. B. Abpflücken von Beeren ohne weitere Gerätschaften 
besteht. Etwas anders ausgedrückt, meine Bedürfnisbefriedigung 
(Genuß) erfolgt nicht als Naturerscheinung kontinuierlich ohne 
mein Zutun, sondern in irgendeiner noch so primitiven Form muß 
ich zum Genuß beitragen und ihn so »verendlichen«, indem eine 
zweckmäßige Leitung, die für den künftigen Genuß sorgt, den aktuellen 
Genuß in endliche Teile zerlegt — mindestens in die Teile, die durch 
die physische Aufnahmsfähigkeit des menschlichen Organismus 
bestimmt werden. Wir sehen also zunächst die Endlichkeit des 
Genusses begründet in der menschlichen Natur, und insofern als 
diese Endlichkeit selber positiv genossen werden kann als Ruhepause 
des befriedigten Organismus, ist auch zugleich ı. die Mannigfaltigkeit 
der Genüsse gegeben; 2. der Genuß in einer Form, die von der aktuellen 
physischen Befriedigung deutlich getrennt ist, als sich abspielend in 
der Zeit, die auf den aktuellen Genuß folgt. Wenn der aktuelle Genuß 
sunendlich« wäre, dann gäbe es überhaupt keine Wirtschaft, weil 
die Pausen zwischen den Genüssen, in denen sich das Wirtschaften 
vollzieht, verschwinden. Wir halten also fest: ı. die Endlichkeit 
des aktuellen Genusses und 2. sein Korrelat — der Genuß des Be- 
friedigungszustandes in der Zeit, die auf den aktuellen Genuß folgt — 
sind Essentiale der Wirtschaft. Zum Genuß als positiv gewerteter 
Erscheinung gehört die Endlichkeit und das positive Vorzeichen 
erstreckt sich auch auf diese. Wenn ich eine Mahlzeit einnehme, 
erstreckt die Wertung sich nicht nur auf den aktuellen Genuß der 
Speise, sondern auch auf die Qualität der Endlichkeit und die damit 
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zusammenhängende Befriedigung des Bedürfnisses nach Sättigung 
für die folgende Zeit bis zur nächsten Mahlzeit. Insofern also das 
aktuelle Genießen jeder Art die Endlichkeit in sich schließt, — die 
Bedürfnisbefriedigung (Genuß) sich aber auf die folgende Zeit er- 
streckt —, müssen Wertungen prinzipiell sich auf zeitlich ausgedehnte 
Erscheinungen beziehen. — Sehen wir uns nun wieder die Gesamt- 
wertberechnung an. Sie handelt grundsätzlich nur vom aktuellen 
Genuß; sie zerlegt ihn in eine kontinuierliche Reihe von Akten und 
benützt diese Reihenzerlegung, um zu einer Summationsmöglichkeit 
zu gelangen. Dabei beachtet sie nicht, daß I. zu jedem Punkt der 
Bedürfnisfunktion der benachbarte bewertete Punkt nicht mit dem 
folgenden Funktionspunkt identisch ist, sondern in die neue Dimen- 
sion der Zeit, die auf den aktuellen Genuß folgt, hinausführt; und daß 
2. zu jedem bewerteten aktuellen Güterquantum das benachbarte 
bewertete Quantum nicht mit dem physisch benachbarten aktuellen 
Quantum zusammenfällt, sondern in die neue Dimension der zu- 
künftigen Befriedigungszeit, auf die sich ja auch die Fähigkeit des 
Gutes Bedürfnisse zu befriedigen bezieht, führt. Der Fehler liegt — 
wie leicht ersichtlich — darin, daß der aktuelle Genuß zerlegt und 
diese Zerlegung mißbräuchlich zu einer Summation verwendet wird, 
während der aktuelle Genuß doch als zeitpunktales Ereignis be- 
trachtet werden sollte, dessen Fortsetzung in der Zeit liegt. Diese 
Fortsetzung in die Zeit des nichtaktuellen Genusses zeigt sehr deut- 
lich, daß aus der aktuellen Bedürfnisbefriedigung heraus ein Wert- 
aufbau, der sich auf Güterquanten bezieht, überhaupt nicht her- 
gestellt werden kann. Wir bemerkten schon oben, daß die wechsel- 
seitige Relation zwischen Gut und Bedürfnis, die sich in den beiden 
Begriffen vom Nutzen und Gefühl der Abhängigkeit darstellt, in 
diesen beiden Begriffen sich erschöpft. Vom Standpunkt logischer 
Betrachtung aus mußte sofort die Zuordnung einer zweiten Qualität 
— der Wertqualität — zum Gut den Verdacht erregen, daß irgend 
etwas nicht in Ordnung ist. Es ist also nicht möglich, zwischen den 
beiden Seiten der Relation eine Beziehung so herzustellen, daß im 
aktuellen Genuß die Oualität des Gefühls mit der Qualität des Gutes 
in eine Größe zusammengezogen wird, denn das Wertphänomen 
baut sich gar nicht in der Durchdringung dieser beiden Qualitäten 
auf, sondern in der gänzlich anders gearteten vonEndlichkeit und Zeit. 
Wir lösen also das gestellte Problem, indem wir den Wert aus der ein- 
seitigen Betrachtung des aktuellen Genusses herausheben und hinein- 
stellen in die dynamische Bewegtheit des Wechsels zwischen aktuellem 
Genuß und Genuß der befriedigten Sättigung in der nachaktuellen 
Zeit. — Indem wir auf einen früheren Gedanken zurückgreifen, geben 
wir dem Problem einen etwas anderen Aspekt: Wir begründeten die 
Enndlichkeit in der Notwendigkeit der Vorsorge für die endlichen 
QOuanten in zweckvoll leitender Tätigkeit und können den Dualismus 
von Endlichkeit und Zeit umformen in den Dualismus von zweck- 
voller Anordnung der Erzeugung und Genuß. Der kundige Theore- 
tiker wird sofort die Tendenzen der Formulierung erkennen: wir haben 
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damit die Problematik der Produktion und der Zukunftsversorgung 
in den Kreis der Betrachtung gezogen. Damit aber ist das Wertphäno- 
men endgültig aus seiner statischen Behandlung herausgeholt und als 
dynamisches Problem konstituiert. 

Schließlich machen wir noch auf den eingeführten Zeitbegriff 
aufmerksam: er meint nicht eine leere Strecke, sondern — als Korrelat 
zum aktuellen Genuß in seiner Endlichkeit, ist er der Begriff von einer 
durch ihre Korrelativität stark gefärbten Zeit; diese Zeit ist ganz 
ausgesprochen in besonderer Weise durch den Wirtschaftsprozeß 
qualifiziert, so wie das, — wenn auch in sehr unklarer Weise, — aus 
den Bemerkungen verschiedener Autoren hervorgeht, die eingangs 
zitiert wurden. — Das Wertphänomen involviert die gesamte Zeit- 
problematik der Dynamik; ihr wollen wir uns jetzt ausführlicher 
zuwenden. 


II. 


Die Diskussion über das Zeitproblem ist im Anschluß an die 
Böhm-Bawerksche Theorie des Kapitals und des Kapital- 
zinses in lebhafteren Fluß geraten. Die überwiegende Zahl der ame- 
rikanischen Schriftsteller schließt sich mehr oder minder eng an 
Böhm-Bawerk an, während Clark eine ziemlich stark diver- 
gierende Meinung vertritt. An die wiederholte Diskussion der beiden 
Gegner (im Quarterly Journal of Economics) knüpft sich eine Reihe 
tiefdringender Untersuchungen (fast alle in der gleichen Zeitschrift), 
die den Kapitalbegriff und das Zinsproblem in erfreulicher Weise 
klären und der Lösung näher bringen. 

Der Streit zwischen Böhm-Bawerk und Clark geht um 
den abstrakten und den konkreten Kapitalbegriff. Böhm-Ba- 
werk will unter Kapital einen Inbegriff von Zwischenprodukten 
— also eine Güterklasse — verstehen, während Clark den Namen 
Kapital dem »abiding fund« vorbehalten will. »A body of capital goods 
is maintained as a perpetual instrumentality of production. This is 
capital properly so called« !?). Clark beruft sich auf den Gebrauch 
des Geschäftslebens: wenn jemand »mein Kapital« sagt, dann meint 
er nicht die Gebäude usw., in denen es investiert ist, sondern er meint 
mit der Zahl, die er nennt, den W e r t, der in den Instrumenten steckt. 
sInstruments of production compose the fund, but the dollars serve 
to describe it. They indicate the amount and the abiding quality of 
it; since they describe what he has invested or embodied in the shifting 
things and can, by a fair sale, get out of them« !3). Die Lösung des 
Zinsproblems ist nun höchst eigentümlich: Clark nimmt eine Menge 
von Kapital als gegeben an und wendet auf dieses gegebene Kapital- 
quantum Einheiten von Arbeit an; nach dem Gesetz des abnehmenden 
Ertrages wird die letzte Arbeitseinheit den geringsten Ertragszuwachs 
liefern — das Grenzprodukt — und der Gesamtwert der Arbeits- 
leistung stellt sich dar als Produkt aus Zahl der Einheiten mal Grenz- 


182) Clark, Essentials p. 28. 13) 1. c. p. 31. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 53. 1. I3 
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produkt — oder kurz: als Rechteck. Der Reinertrag des Prozesses 
aber, das Integral, wird das Rechteck übersteigen und die Differenz, 
der Integralrest, ist dem Kapital zurechenbar. Die Betrachtung 
läßt sich auch umkehren für fixe Arbeit und Kapitalzuwächse. Je 
nachdem erscheint also der Teil des Produktes, der der Arbeit, bzw. 
dem Kapital zuzurechnen ist, einmal als Rechteck und das andere Mal 
als Integralrest. Diese Ableitung ist statisch und, wie wir das bei der 
statischen Methode vermuten können, auch falsch. Denn der Rein- 
ertrag des Prozesses wird nach dem Gesetz der Rückbeziehung des 
Produktwertes auf die Werte der Produktionselemente restlos von die- 
sen verschluckt, so daß außer der Deckung für Löhne und dem Kapital- 
ersatz unter den Bedingungen des freien Wettbewerbes kein Netto- 
überschuß verbleiben kann, der dem Kapital über seinen Ersatz hinaus 
zuzurechnen ist. Diese Kritik hält sich durchaus im Rahmen der Sta- 
tik; sie ist immanent. — 

Wir notieren als für uns wichtiges Resultat des Clark schen 
Versuches, daß sich zwischen den Geschäftsmann, der das Kapital 
investiert (die Leitung des Produktionsprozesses) und die konkreten 
Güterquanten des Wirtschaftsprozesses eine Wertsumme einschiebt, 
die mit den Mitteln der Statik unerklärlich ist. 

Die Nachfolger Clarks haben sich mit viel Energie und mit 
gutem Erfolg um die Lösung dieser Unerklärlichkeit bemüht. In einem 
ausgezeichneten Aufsatz packt Tut t le 1$) das Problem an der Wur- 
zel und formuliert die Kernfrage in einem kurzen Satz: »It is essen- 
tial to state that the dependence of man, on the one sid>, upon his 
material environment, on the other, determines not only the begin- 
ning and the end of the economic cycle, but gives it direction as well«!5). 
Der Grundgegensatz Mensch -— Natur wird hervorgehoben, aber 
Tuttle vermeidet die schon früher charakterisierte Hypothese einer 
stationären Wirtschaft, indem er ausdrücklich diesen Gegensatz nicht 
als beliebige Marke im ökonomischen Kreislauf hinstellt. Die Wirt- 
schaft ist nicht ein unendlicher Prozeß, der in mehr oder weniger 
willkürlicher Weise in Abschnitte geteilt wird durch den Konsum- 
tionsvorgang, sondern er ist ein rhythmisch gegliedertes Gebilde, das 
die Impulse seines Rhythmus durch die leitende Tätigkeit des Men- 
schen empfängt. Wenn man den Kreislauf im strengen Sinne auffaßt, 
dann ist er nicht ökonomisch, weil das Phänomen des Wertens und 
Widmens fehlt; der ökonomische Kreislauf« ist — genau genommen — 
eine contradictio in adjecto von derselben Art wie die »stationäre 
Wirtschafte.. Der Gegensatz muß ein dynamisches Element ent- 
halten, das der Wirtschaft in ihrem Ablauf Richtung gibt. 

Im Sinne dieser Einstellung müssen alle Versuche, das Kapital 
als Inbegriff einer Güterklasse zu definieren, von vornherein zum 
scheitern verurteilt sein, weil solche Güterklassen eben nichts weiter 
sind, als bestimmt umrissene Ausschnitte aus dem »Kreislauf«; die 

14) Tuttle, The Real Capital Concept. (Qu. J. of Ec. XVIII. Boston 
1904). 15) 1. c. p. 54. 
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spezifische Leistung des Kapitals aber, um deren Willen man überhaupt 
Zins zu zahlen bereit ist, kann mit Methoden der Statik nicht gefunden 
werden, wie das Beispiel Clarks gezeigt hat. Um zu einem brauch- 
baren Kapitalbegriff zu kommen, muß daher ein Agens gesucht wer- 
den, dais außerhalb des imaginären Kreislaufes steht und dem 
Wirtschaftsprozeß »Richtung«e geben kann. Tuttle drückt dieses 
sAußenstehen« aus, indem er sagt: »Capital originates in a surplus: 
it grows to surplus accumulation« 1°). Der »Ueberschuß« wird näher 
bestimmt als sa fund of value as a possession« !?). Mit der Erkenntnis 
von derNotwendigkeit eines Ueberschusses ist schon sehr viel gewonnen, 
aber gerade die Ausführungen Tuttles zeigen die Schwierigkeiten, 
die sich noch in dem Problem verbergen. Er weiß nämlich nicht 
recht, was er mit dem überschüssigen Wertfond anfangen und wie er 
seinen Ursprung erklären soll, wenn er auch sehr wohl einsieht, daß 
die Existenz dieses Ueberschusses durch die Akkumulation irgendwie 
aus dem Kreislauf hinausdrängt. Er zeigt ganz ausgezeichnet, daß 
das Kapital nicht identisch ist mit den konkreten Kapitalgütern, in 
denen es sich jeweils »verkörpert« (embody), und er beschreibt das 
Verhältnis vom Kapitalgut und Kapital: Oekonomische Güter können 
als Anlage für Kapital dienen, aber sie sind kein Kapital;man muß 
immer den Unterschied zwischen Gutund Wert 
beachten. Kapital ist aber auch nicht identisch mit Geld, wenn 
man es auch in der Geldform ausdrücken kann 12). Wie man sieht, 
erreicht der energische Angriff T u t t le s nicht ganz sein Ziel. Er hat 
wohl gefunden, daß das Kapitalphänomen ein Wertphänomen ist; 
er sieht auch, daß der Wertfond in der Statik sich nicht konstruieren 
äßt und daß mit der Klassifikationsmethode das Ziel unerreichbar 
ist. Er schließt sich daher der Clarkschen Konzeption eines sab- 
strakten«e Kapitalbegriffes an und fügt die Bestimmung des surplus 
hinzu. Die Beschreibung des »surplus« aber befriedigt durchaus nicht: 
A person’s wealth is the total quantum of social value that 
belongs to him; while his capital is what is left after deducting 
the amount required for current consumption« !?). Diese Beschrei- 
bung eines Nettowertes gibt nichts neues und die Frage nach Funktion 
und Bedeutung des »U’eberschusses« bleibt ungelöst. Immerhin finden 
wir in der endgültigen Formulierung des Kapitalbegriffes ein Element 
von größter Bedeutung; Tuttle sagt nämlich, Kapital sei ein 
überschüssiger Wertfond, unangesehen der Zwecke, zu denen er 
Verwendung findet 2). An dieser Stelle wird am schärfsten das 
Kapitalgut von dem Kapitalwert getrennt und in der Ausdrucks- 
weise findet sich das dynamische Element, das im Hintergrund ver- 
borgen steht: die Möglichkeit mit einem Wertfond aktiv in den Wirt- 
schaftsprozeß einzugreifen. 





9) 1. c. p. 61. 

17) 1. c. p. 58, 60, 62, 95. 

18) 1. c. p. 61. 

39) 1. c. p. 59. 20) ]. c. p. 96. 
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Diesen Gedanken greift — wenn auch nicht historisch, so doch 
systematisch — Frederik B. Hawley auf ?!). In knappen Worten 
spricht er den wesentlichen Punkt des Kapitalproblems aus: »That 
what the capitalist lends is unexpended purchasing powere ?3). Der 
überschüssige Wertfond ist also nicht lediglich eine Rechenform des 
investierten Kapitals, sondern er hat eine eigene und höchst wichtige 
Funktion im Rahmen des Wirtschaftsprozesses: dem Unternehmer 
die Kaufkraft zur Durchführung seiner Pläne in die Hand zu geben. 
»Der Unternehmer muß Veränderungen in Gestalt und räumlicher 
Anordnung materieller Dinge bewirken... Dann aber muß er die 
Möglichkeit haben, die durch Arbeit erzeugten Veränderungen 
(Schumpeter nennt sie sneue Kombinationen«) durchzuführen, 
bis die Produkte, in denen die Veränderungen sich verkörpern, ver- 
kauft werden« ?3). Clarks statische Theorie legt den Hauptakzent 
auf das »Synchronisieren« von Arbeit und Kapital; die dynamische 
Theorie erkennt die wesentliche Kapitalsfunktion in der Neuformation 
des Wirtschaftsprozesses und dem Problem, das grundsätzliche N ich t- 
Synchronisieren zu überwinden. Diese Frage wird gelöst durch die 
Angabe des Ursprungs der überschüssigen Kaufkraft: Der Kapitalist 
verzichtet darauf, eine gewisse Menge von Kaufkraft auszuüben, 
die in Form von Lohn, Zins, Rente oder Profit in seinen Besitz ge- 
kommen ist **). Die überschüssige Wertmenge ist also jetzt genau 
umschrieben als san aggregate or flow of unforeclosed claims on valu- 
able things in general« 2°). — Auf der Basis dieser Definition sondern 
sich die Funktionen des Kapitalisten und des Unternehmers. Die 
Rolle des Kapitalisten ist durchaus passiv; er hat nichts zu tun als 
sich von der Ausübung der in seinem Besitz befindlichen Kaufkraft 
zurückzuhalten und die Anlage des Kapitals geschickteren Händen 
zu überlassen. Das Institut, Kapital gegen Zinsen auszuleihen, dient 
der weitgehenden Verzweigung der Unternehmerfunktion ?®) und 
der bestmöglichen »Umgestaltung« des Wirtschaftsprozesses. Der 
Unternehmer wird die zentrale Persönlichkeit der Wirtschaft; von ihm 
hängt die »Direktion« der Produktion ab und er entscheidet über den 
künftigen Wohlstand der Gesellschaft und den Grund ihrer Versor- 
gung mit Gütern; er nimmt das Risiko der Investition auf sich und ge- 
winnt dadurch den Anspruch auf Ueberschüsse der neuen Produktion 
über die Kosten. Im Sinn dieser Auffassung wird die Theorie des 
Unternehmereinkommens eine »residual-claimant theory« genannt ?7). 
»The purpose of every human thought or action, individualistic, 
social, or economic, of every volition is betterment. But betterment 


21) Frederick B. Hawley, The Controversy about the Capital Concept 
(Qu. J. of Ec. 1908, p. 467 n). 

22) ]. c. p. 472. 22) 1. c. P. 474. 

34) 1. c. p. 471. 25) 1. c. p. 472. 

se, F. H.Knight, Neglected Factors in the Problem of Normal Interest 
(Qu. J. of. Ec. 1916, p. 281). Vgl. auch Marshall, Money Credit and 
Commerce 1923, p. I7. 

237) G. A. Kleene, The Income of Capital (Qu. J. of Ec. 1912, p. 332). 
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is the difference between cost and result and this difference is neces- 
sarily an unpredetermined residue, which is the definition of pro- 
fite 28). 

In der Frage des Risikos sind die Ansichten geteilt. Von H a w- 
ley wurde an Stelle des Terminus »entrepreneur« das Wort »enter- 
prisere vorgeschlagen um die wagemutige Abenteuerlust, die im 
sUnternehmen« steckt, mehr zu betonen; er glaubt den Unternehmer 
geradezu als den Mann definieren zu müssen, der das Risiko auf sich 
nimmt. Clark weist diese Auffassung des Unternehmereinkommens 
als Entlohnung für das Risiko zurück und behauptet seinerseits, der 
Profit sei die Quelle des Zinses und der Kapitalist sei der einzige, der 
etwas zu riskieren habe 29). Schumpeter schließt sich dieser 
Ansicht an und hebt besonders hervor, das Einzige, was der Unter- 
nehmer riskiere, sei sein guter Ruf; eine Vermögensschädigung könnte 
er nicht erleiden 3°). — Wir halten den Streit um diese Frage für das 
Wirtschaftsproblem im engeren Sinn für ziemlich gleichgültig. Die 
Gefahr einer Schädigung trägt der jeweilige Besitzer der Kaufkraft, 
der Grund zu der Gefahr aber liegt in der Investition; wer also sagt, der 
Kapitalist trage das Risiko, bezieht sich auf Privateigentumsverhält- 
nisse, wer das Risiko für den Unternehmer in Anspruch nimmt, be- 
zieht sich auf die Wirtschaftshandlung der Investition, die gute oder 
schlechte Ergebnisse haben kann. 

Die Frage nach der Quelle des Unternehmereinkommens — 
und damit des Kapitalzinses — läßt sich also zurückführen auf das 
Investitionsproblem. Die letzte Quelle irgendeines Residualein- 
kommens ist eine gelungene Investition und umgekehrt gibt die In- 
vestition Anlaß zur Bildung von Wertüberschüssen. Bis zu dieser 
Einsicht ist Hawley gekommen aber nicht weiter, und die ge- 
samte amerikanische Theorie hält bei dieser Formulierung als der 
äußersten Grenze, bis zu der die Wirtschaftstheorie heute gekommen 
ist. Der Grund dafür, daß an diesem Punkt die theoretische Arbeit 
zum Stocken gekommen ist, liegt in der allzuengen Verknüpfung der 
Begriffe »Investition« und »Unternehmer« Typisch für diese innige 
Verknüpfung ist eine Stelle bei Davenport: »Capital-borrowing 
is not commonly a borrowing of instrumental goods but of purchasing 
power; and this purchasing power is directed, under entrepreneur 
supervision and discretion, into all sorts of gainful avenues of cost- 
outlay — land-labor, industrial appliances....etc.«®!). In dieser 
und in ähnlichen Aeußerungen steckt ein Stück Gesellschaftslehre, 
das die Wirtschaftsfragen und ihre Erkenntnis nur trüben kann, wenn 
man es nicht reinlich absondert. Die Verbindung von Unternehmer 
und Investition sieht im Unternehmer nur die besonders hervor- 








2) Hawley, P. 474. 239%) 1. c. p. 469. 

30) Schum peter, Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung, p. 290. 

232) Davenport, Value and distribution. Chicago 1908, p. 240. 
Schumpeter ist an keinem Punkt seiner Zins- und Profittheorie über diese 
Formulierungen hinausgekommen. 
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ragende Abart eines Typus, der weiter verbreitet ist als man glaubt. 
Wer vom Unternehmer spricht, meint immer eine Persönlichkeit 
von großem Format — besonders wenn ein Amerikaner an Unter- 
nehmer denkt — eine durch Finanzmacht besonders hervorragende 
wirtschaftliche Führergestalt. Den soziologischen Unternehmertypus 
darf man aber nicht mit dem wirtschaftlichen Unternehmer ver- 
wechseln — und diese Verwechslung begeht die moderne Wirtschafts- 
theorie inallen ihren Vertretern. Selten findet sich mal ein schüch- 
terner Hinweis, daß ein Element von Unternehmung auch in be- 
scheideneren Wirtschaftserscheinungen zu finden ist: »In the simplest 
business to-day there is this element of enterprise, or undertaking, 
combined with ordinary capital and labor« 3). Enterprise bedeutet 
— kurz gesagt — Leitung des Wirtschaftsprozesses; sobald irgend- 
welche Fonds von Kaufkraft investiert sind, haben wir es mit einem 
Unternehmen zu tun. Investition also bedeutet die Festlegung über- 
schüssiger Kaufkraft schlechthin und man darf diesen Begriff nicht 
einschränken auf irgendwelche durch ihre Größe hervorragenden 
Wirtschaftsobjekte. Die Leistung in der Entwicklung des Kapital- 
begriffs vom »abstrakten« Begriff Clarks zum Kaufkraftbegriff 
liegt ja gerade in der Lösung des Wertphänomens von den konkreten 
Kapitalgütern, die sich nach einer Klassifikationsmethode als solche 
erkennen lassen. Man braucht nicht mehr um die Bedeutung des 
Wortes Kapital als Inbegriff einer Güterklasse zu streiten, weil nicht 
mehr ein Fond an konkreten Gütern von seinem Wert getrennt werden 
muß. Das Problem der Trennung einer wirtschaftlichen Gütermenge 
von dem Wert, der in ihr steckt, hat sich vollständig verschoben zu 
der Frage, wie man einen Wertfond losgelöst von der Bindung an 
ein konkretes Güterquantum verwerten kann. Vor der losgelösten 
Kaufkraft öffnen sich unbegrenzte Möglichkeiten neuer Kombinationen 
und neuer Wertgewinne. Wir haben es nicht mehr mit einem investier- 
ten Kapital zu tun, sondern der in Geld ausgedrückte Wertfond 
steht vis-A-vis de rien oder wenn man lieber will gegenüber dem 
Fortschritt der Gesellschaft. 

Durch die scharfe Trennung der Kaufkraft von den Gütern, in 
denen man sie investieren kann, verschwindet der Unterschied zwi- 
schen der Gründung eines Stahltrusts und dem Ankauf eines Brotes: 
Beide Wirtschaftshandlungen sind Investitionen, die sich nur dem 
Grade nach voneinander unterscheiden. In der herrschenden Termino- 
logie pflegt man zu sagen, daß Güter gekauft werden, weil man ihnen 
Wert zuschreibt; wir übernehmen diese Redeweise vorläufig unkon- 
trolliert und stellen fest, daß die zwei Probleme des Wertes und der 
Investition einander parallel laufen und knüpfen damit an die Formu- 
lierungen, den Wertbegriff betreffend, des vorigen Abschnittes an. — 
Aus dem Gegensatz Zeit-Endlichkeit entspringt die Handlung des 
Wertens in innigster Verknüpfung mit dem Zeitphänomen des Ge- 
nusses und wir gliederten diesen in den aktuellen und nachaktuellen 


33) Fetter, Principles, p. 285. 
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Genuß. Diese Gliederung liegt im Wesen der Wirtschaft, denn in die 
Spanne der nachaktuellen Genüsse fällt die Tätigkeit des Leitens, die 
in irgendeiner nicht ganz klaren Beziehung zum Werten steht, und 
ohne die eine Wirtschaft nicht denkbar ist. Schwierigkeiten macht 
nun die Frage, w a s eigentlich gewertet wird. Zweifellos sind es nicht 
die Güter, denn wir haben uns ja die größte Mühe gegeben, die ganze 
Handlung des Wertens aus der Gegenüberstellung von Bedürfnis- 
funktion und Güterquantität herauszuholen. Ebenso fraglich aber muß 
es sein, ob die Bedürfnisbefriedigungen das Objekt der Wertung sind. 
Wenn wir uns erinnern, was über stationäre Wirtschaft gesagt wurde, 
dann ist in jedem gegebenen Augenblick das wirtschaftende Indivi- 
duum hineingestellt in eine Wirtschaftslage, in der es nun zunächst 
einmal keine Schätzungen vollzieht, sondern in der es sich ruhig weiter- 
bewegt ohne irgendwelche Veränderungen in der Art seiner Bedürfnis- 
befriedigung vorzunehmen. So wäre die Lage in einer stationären 
Wirtschaft; in einer historischen Wirtschaft ist in jedem Augenblick 
die Wirtschaftslage mit ihrer gesamten materiellen Ausstattung ge- 
geben und die Handlung des Wertens bezieht sich nicht auf die Be- 
dürfnisbefriedigungen, die aus dieser gegebenen Wirtschaftslage er- 
wachsen, sondern auf die Variationsmöglichkeiten dieser Lage. Wir 
können uns eine Wirtschaftslage in schematisch vereinfachter Form 
vorstellen, indem wir die Mannigfaltigkeit aktueller Genüsse in einen 
Punkt zusammendrängen und sämtliche nachaktuelle Genüsse in der 
Zeit aneinanderreihen. Wir bekommen dann eine lange Reihe nach- 
aktueller Bedürfnisbefriedigung, die rhythmisch gegliedert ist durch 
die aktuellen Genüsse. Nennen wir dieses Schema einer Wirtschafts- 
lage kurz die Zeit-Endlichkeit-Rhythmik, dann können wir das Wesen 
der wertenden Handlung vorläufig näher charakterisieren als die 
Variation dieser Rhythmik. Ebensowenig wie die Güter sind also 
die Bedürfnisse Gegenstand von Wertungen, sondern die Variation 
der Rhythmik verschluckt in sich vollständig, was irgendwie an Wert 
vorhanden ist. Die Art und der Umfang der Variation einer historischen 
Wirtschaftslage erschöpft die wertende Handlung. 

An Stelle der Fragen, die sich mit der Größe eines Güterwertes 
befassen, tritt also für uns die Frage nach den Bestimmungsgründen 
oder Regeln, nach denen sich die Variation einer Wirtschaftslage 
richtet. Die absoluten Grenzen dieser Variation lassen sich leicht 
angeben. Sie liegen in der Ausspannung jedes der beiden Pole in die 
Unendlichkeit: Die Unendlichkeit des Zeitpoles bedeutet die abrupte 
Verlängerung der nachaktuellen Bedürfnisbefriedigung auf Unend- 
lich, was den Verzicht auf aktuelle Genüsse in sich schließt und zum 
Tode führt. Die Erweiterung des Endlichkeitspoles bedeutet die Kon- 
zentration aller möglichen aktuellen Genüsse in einem Punkt und 
diese Zusammenziehung würde gleichfalls den Verzicht auf weiteres 
Leben in sich schließen. Zwischen diesen beiden absoluten Grenzen 
liegt die mögliche historische Variationsbreite der Wirtschaftslage. 
Diese Spannweite ist mehr oder weniger groß. Jedenfalls aber ist 
sie eine endliche Größe, denn in jedem konkreten Wahlakt muß ge- 
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mäß den physischen Qualitäten der Wahl irgendeine endliche Sub- 
stanz oder irgendein endlicher Dienst gewählt werden. Wir müssen 
dabei auf die Annahme eines Wirtschaftsniveaus verzichten. 
Die historische Lage eines Individuums ist niemals vollständig aus- 
geglichen — wie es eben die Annahme einer stationären Wirtschaft 
wäre, sondern die Art der Bedürfnisbefriedigung ist gleichsam eine un- 
ebene und höckerige Fläche, denn ihre Zusammensetzung wird be- 
stimmt durch die möglichen Variationen, die niemals eine Gesamt- 
lage ergreifen können sondern in ihrer Bindung an die Wirtschafts- 
technik immer an einen Punkt anpacken müssen. Jedes wirtschaftende 
Individuum wird bei sich die Beobachtung machen, daß Bedürfnis- 
befriedigungen einer Art der allgemeinen Wirtschaftslage etwas 
voraus sind oder hinter ihr zurückbleiben und man erwartet von der 
Zukunft, daß entweder alle anderen aufbauenden Elemente der Wirt- 
schaftslage sich dem vorangeeilten Elemente anpassen oder daß das 
zurückgebliebene Element vorrückt. Jede Wirtschaftslage und jede 
Variation ist umspielt von der Irrationalität der Berührung mit 
einem Gebiet unbekannter zukünftiger Ereignisse. Die Wertfunk- 
tionen, die nach der Grenznutzenlehre zur Wertbestimmung dienen 
sollen, gibt es nicht, sondern im engsten Anschmiegen an jeden Augen- 
blick gegenwartwerdender Zukunft verändern sich die Absichten, 
die auf die Variation der augenblicklichen Rhythmik gerichtet sind. 
Die Mannigfaltigkeit bestimmender Gründe für die Variationsweite 
reiht ein Amerikaner sehr nett in drei Gruppen. a) »An interest in 
an post-mortem reputation or prestige. By this urge we are led to 
build Great Pyramids (and less imposing resting-places for our re- 
mains); to found universities bearing our names; to build (with the 
vainly-protesting stockholder’s money) magnificent railway stations 
not demanded by traffic conditions but forming splendid monuments 
to our administration; hotels and bussiness blocks in our home town; 
and the like. b) A personal affection for and interest in survivors, 
children and other relatives or friends. c) Ideal interests of the most 
varied sort« 33). Alle drei Gründe können starke Triebfedern sein, um 
die Variationsweite unerwartet auszudehnen. 

Wir resumieren die bestimmenden Elemente der wertenden Hand- 
lung; sie sind I. die gegebene historische materiale Ausstattung der 
Wirtschaftseinheit (sei es Individuum oder Gemeinschaft), 
die untersucht werden soll, 2. die absolute Variationsgrenze, 3. die 
historische Variationsweite, die wesentlich bestimmt ist durch die 
historische Wirtschaftslage auf der einen Seite und historische 
Variationsgründe des Zielsystems auf der andern. — Wer den 
Ausführungen genau gefolgt ist, wird bemerken, daß die Ab- 
weichungen von der subjektiven Wertlehre gar nicht so groß sind, 
wie es nach den Formulierungen den Anschein hat. Es wurden nur 
einige falsch gebildete Begriffe, wie die Begriffe der Statik als Gegen- 
satz zur Dynamik, der Wertgröße, der Bedürfnisfunktion ausge- 
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merzt. Mit diesen drei Begriffen baut die Wirtschatfstheorie sich 
ein sexaktese System, an dem so ziemlich jeder Punkt — wie gar nicht 
anders zu erwarten — Gegenstand erbitterten Streites ist. Der Grund- 
gedanke der Grenze aber bleibt erhalten — nicht in seiner Gestalt als 
Grenzwert eines Gutes im aktuellen Genuß — aber in der Eingrenzung 
der Variationsbreite einer historischen Wirtschaftslage. Die Theorie, 
die mit Wertgrößen und Bedürfnisfunktionen arbeitet, verkrüppelt 
die Wesensgesetze der Wirtschaft und ihre Zeit-Gestalt zu 
einem Gemisch aus Wesensbegriffen und empirischen Regeln für 
den Wirtschaftsablauf. 


II. 


Die vorangehenden Ausführungen sind in einigen Punkten er- 
gänzungsbedürftig. Iı. Wurde das Verhältnis von Werten und Inve- 
stieren in der Schwebe gelassen, 2. wurde die Antithese Gut-Bedürfnis 
in Frage gestellt durch die Auflösung der Bedürfnisfunktion in eine 
ständig wechselnde Bedürfnismannigfaltigkeit (Zielsystem) und die 
Auflösung des Gutes in eine ebenso wechselnde historische Wirt- 
schaftslage.. Um nun zu korrekteren Formulierungen zu gelangen, 
gehen wir vom Gesamtanblick des Wirtschaftsprozesses aus. Er unter- 
scheidet sich von irgendeinem Ereignis der Natur durch die bewußte 
Selbsterhaltung und Fortsetzung. Sehen wir einmal davon ab, daß 
individuelle Menschen wirtschaften und stellen wir uns außerhalb die- 
ses Prozesses, dann vollzieht er sich für den Außenstehenden in den 
parallel laufenden Erscheinungsreihen von Bedürfnisbefriedigung 
und Leitung des Prozesses. Zur Charakteristik der Bedürfnisbefrie- 
digung haben wir schon einiges gesagt und brauchen nur noch wenige 
Ergänzungen. Im aktuellen Genuß erkannten wir als eine wesentliche 
Eigenart die Endlichkeit und wenn wir diese Endlichkeit noch etwas 
weiter analysieren, dann finden wir, daß in ihr der Berührungspunkt 
zwischen der Welt der physischen Qualitäten und jener anderen Welt 
der nachaktuellen Bedürfnisbefriedigungen liegt. Die konsequente 
Ausführung des Investitionsgedankens hat uns veranlaßt, in jeder 
einzelnen Wirtschaftshandlung bis zur Konsumtion und aktuellen 
Bedürfnisbefriedigung hinunter Erscheinungen der Investition zu 
erblicken. Bis in diesen aktuellen Genuß hinein also führt die Parallel- 
erscheinung von wertender Handlung, die sich auf die Variation der 
Befriedigungsrhythmik richtet und investierender Handlung, die auf 
Variation der technischen Mittel abzielt. — Der Gegensatz von Wirt- 
schaft und Technik gewinnt daher eine von der üblichen etwas ab- 
weichende Bedeutung. Man pflegt die Technik in der durchschnitt- 
lichen Auffassung als etwas mehr oder weniger Naturwissenschaft- 
liches von den eigentlichen Wirtschaftsfragen zu trennen. Wir aber 
glauben uns für die andere Ansicht auf einige Ausführungen Max 
Webers stützen zu können. Er versucht auch zuerst die Technik 
rein für sich darzustellen und definiert: »,Technik‘ eines Handelns be- 
deutet uns den Inbegriff der verwendeten Mittel desselben im 
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Gegensatz zu jenem Sinn oder Zweck, an dem es letztlich (in 
concreto) orientiert iste %). Im weiteren Verlauf aber sieht er sich 
zu einer Abänderung genötigt, die so ungemein charakteristisch ist, 
daß wir sie vollständig hierher setzen: Soweit die Wirtschaftstechnik 
sreine Technik bleibt, ignoriert sie die sonstigen Bedürfnisse. Wenn 
z. B. ein technisch erforderlicher Bestandteil einer Maschine aus 
Eisen oder aus Platin herzustellen sei, würde sie — wenn in con- 
creto von dem letzteren genügende Quantitäten für die Erreichung 
dieses konkreten Erfolges vorhanden sein sollten — nur unter 
dem Gesichtspunkt entscheiden: wie der Erfolg am vollkommensten 
erreicht wird und bei welchem von beiden Wegen die sonstigen v er- 
gleichbaren Aufwendungen dafür (Arbeit z. B.) am geringsten 
sind. Sobald sie aber weiter auch von den Seltenheitsunter- 
schieden von Eisen und Platin im Verhältnis zum Gesamtbedarf 
reflektiert... ist sie nicht mehr (im hier gebrauchten Wortsinn): 
‚nur technisch‘ orientiert, sondern daneben wirtschaftlich«®). 
Sobald also Weber sich auf die Analyse eines konkreten Beispieles 
einläßt, wird die Scheidung von »sreiner«e Technik und Wirtschaft 
unmöglich. Die Handlung der Auswahl eines Gutes kann nicht als 
eine wirtschaftliche oder technische angesehen werden; die tech- 
nische Handlung wird wirtschaftlich orientiert. Bei genauer Be- 
griffsbildung müssen wir also sagen: die Technik ist von der Wirtschaft 
unablöslich und der Begriff des Investierens bezieht sich auf die 
Endlichkeitsqualität des aktuellen Genusses im weitesten Sinn, ohne 
daß wir darin noch eine weitere Trennung zwischen einem wirtschaft- 
lichen und einem technischen Teil der Handlung wahrnehmen können. 
Historisch kann man sich die Entstehung des Gegensatzes Wirtschaft- 
Technik in dem quantitativen Anwachsen der materiellen Ausstattung 
begründet denken, die die Aufmerksamkeit so sehr auf sich lenkt, 
daß darüber die Zusammenhänge der Theorie verloren gehen. Wenn 
man sich aber immer gegenwärtig hält, daß jede kleinste Bedürfnis- 
vorsorge des täglichen Lebens ein technisches Problem involviert — 
und nicht nur die Einrichtung einer Fabrik —, dann wird man nicht 
mehr vergeblich versuchen, Wirtschaft und ‚Technik als Wesens- 
begriffe zu trennen. 
Die Endlichkeitsqualität des aktuellen Genusses umspannt also 
in gleicher Weise die Sorge für die Einzelheiten augenblicklicher 
Bedarfsdeckung, wie die materielle Ausstattung einer Gesellschaft 
mit kultiviertem Land, mit Maschinen, mit geübter Arbeit. Wir 
legen dabei den besonderen Akzent auf die Attribute der angeführten 
Agentien. Land, Arbeit und Rohmaterialien an sich gehören nicht 
zur wirtschaftlichen Ausrüstung, sondern nur die technisch durch- 
gearbeiteten und einem System von Bedürfnisbefriedigungen angepaß- 
ten Produktionsmittel sind Bestandstücke der materiellen Aus- 
stattung. Eine solche historische Ausstattung schließt in sich die 
#4) Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft. 1922, p. 32. 
22); 1.:26:°D; 327. 
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Zeit-Endlichkeit-Rhythmik der Bedürfnisbefriedigung. »Ausstattung« 
ist nicht ganz das richtige Wort — aber wir werden schwer ein besseres 
finden —, denn es erweckt die Vorstellung einer gegebenen, unbeweg- 
lichen, konstanten Massenanhäufung; man muß immer daran denken, 
daß die Ausstattung eben nicht ein solches fixes Quantum ist, sondern 
daß sie sich in jedem Zeitpunkt entsprechend der variierenden Leitung 
im weitesten Sinn verändert, daß sie vielleicht doch am besten und 
zusammenfassendsten charakterisiert wird als der variierte Pol des 
Wirtsch:ftsprozesses. Dieser Terminus schließt in sich die unmittel- 
bare Bezugnahme auf den »Prozeß« und die dynamische Zerlöstheit 
jedes Augenblicks in der Variation der Rhythmik. Die Zeit-Endlich- 
keit-Rhythmik wird der Ausgangspunkt des »Wirtschaftens« sein 
und die »Wirtschaftshandlung« erschöpft sich in der Variation dieser 
Rbythmik. Wir sagten jetzt ausdrücklich »Wirtschaftshandlungs«, 
weil die letzten Ausführungen die Zweckmäßigkeit einer Verdoppelung 
des Prozesses in »Werten« und »Investieren« als sehr fragwürdig 
erscheinen lassen. Nicht umsonst haben wir in der Bedürfnisbefriedi- 
gung die aktuelle von der nachaktuellen streng geschieden. Die aktuelle 
Bedürfnisbefriedigung im weitesten Sinn dieses Wortes umfaßt die 
gesamte materielle Ausstattung einer Gesellschaft bis hinunter zu 
der Versorgung mit den täglich notwendigen und unmittelbaren 
Gebrauchsgegenständen und man darf sich — wie schon betont — 
diese historische Wirtschaftslage nicht als ein starres System vor- 
stellen und ihm gegenüber eine leitende Persönlichkeit, die an diesem 
starren System Veränderungen vornimmt; sondern die Wirtschafts- 
lage ist — von außen gesehen — ein essentiell variables Gebilde, sie 
ist ein Perpetuum mobile, dessen Mobilität wir formulieren, wenn 
wir von Investieren oder Werten sprechen, oder wenn wir irgendeine 
persönliche Aktivität in Antithese zur materialen Endlichkeit setzen. 
Sehr viel Unheil wurde in der Wirtschaftstheorie — und besonders in 
der Werttheorie — angerichtet durch die substantialistische Auffassung 
des Gegensatzes Mensch—Natur, der doch nur gegeben ist als die in- 
tentionale Gespaltenheit einer gestaltlichen Einheit: des Wirtschafts- 
prozesses von außen gesehen. Wir verwenden den Terminus »inten- 
tionale Gespaltenheit«, um I. die Einheit des Wirtschaftsprozesses 
deutlicher hervortreten und als das umfassende Element erscheinen 
zu lassen, 2. die immanente, aus sich selbst sich entwickelnde Leitung 
des Prozesses zu beschreiben. 

Wir erinnern noch einmal daran, daß jede aktuelle Bedürfnis- 
befriedigung zugleich eine Investition, ein Phänomen planvoller 
Leitung des Prozesses darstellt und beschreiben den Wirtschafts- 
prozeß abschließend als: Eine gestaltliche Einheit, die in sich inten- 
tional gespalten ist in eine historische Lage von Bedürfnisbefriedigungen 
und die Variationstendenz dieser Lage. 

In den letzten Formulierungen haben wir uns nur noch mit der 
aktuellen Bedürfnisbefriedigung befaßt und die nachaktuelle, sich 
zeitlich erstreckende, außer acht gelassen. Jeder aktuelle Genuß 
enthält in sich die Möglichkeit des nachaktuellen und wir definierten 
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den Zustand der Bedürfnisbefriedigung durch die Rhythmik der 
Unterbrechung des nachaktuellen durch den aktuellen Genuß. (Wenn 
man sich die sämtlichen Zeitstrecken, die zwischen je einem Ele- 
ment der aktuellen Genußmannigfaltigkeit und der zeitlich folgen- 
den nächsten Wiederholung des Elementes gleicher Art liegen, 
aneinander gereiht vorstellt.) Diese Rhythmik nun wäre konstant 
in einer »stationären Wirtschafte, sie ist es aber nicht in einem 
historischen Wirtschaftsprozeß, sondern hier ist mit jedem Augen- 
blick der Wirtschaft eine neue Rhythmik gegeben. Wir müssen 
jetzt zur Verdeutlichung einen früheren, etwas komplizierteren Ge- 
danken mehr herausstellen: Die Zeit nämlich ist nicht eine leere 
Strecke, in der der Wirtschaftsprozeß sich abspielt, sondern die Zeit 
ist eine Dimension, die der Prozeß in jedem seiner Variationspunkte 
sich erst schafft. Wir sprachen immer von der Rhythmik des Genusses 
und meinten damit, daß die Wirtschaftszeit nur aufgefaßt werden 
kann als das Korrelat der aktuellen Bedürfnisbefriedigung (im wei- 
testen Sinn), was sich darin ausdrückt, daß diese Zeit ein immanentes 
Gesetz hat: das Gesetz der absoluten Variationsgrenze. Wenn dieses 
Gesetz verletzt wird, dann wird — so paradox das klingen mag — 
die Wirtschaftszeit zerstört. Die Wirtschaft vollzieht sich also nicht 
in der Zeit, sondern die Zeit ist jenes Element in der Wirtschaft, das 
in jedem Punkt des Wirtschaftsprozesses mit bestimmter Rhythmik 
und zugleich Variation der Rhythmik und mit bestimmten immanenten 
Gesetzen, neu geboren wird. Wir haben während der ganzen Unter- 
suchung die innige Beziehung zwischen Genußrhythmik und Zeitrhyth- 
mik festgehalten: wenn man die Rhythmik des Genusses als das Ziel 
betrachtet, um dessentwillen die Wirtschaft überhaupt als Prozeß 
geführt wird, können wir konsequenterweise formulieren: die Zeit 
ist der Sinn der Wirtschaft. 


IV. 


Im Anschluß an die Kontroverse zwischen Clark und Böhm- 
Ba werk lassen sich zwei Richtungen der amerikanischen Wirtschafts- 
theorie unterscheiden. Die eine geht vom »abstrakten« Kapital- 
begriff aus und entwickelt sich bis zu der dynamischen Auffassung 
des Kapitals als einer Kaufkraftsumme. Ihr sind wir in den voraus- 
gehenden Abschnitten gefolgt und haben ihre Konsequenzen bis zum 
äußersten uns erreichbaren Punkt durchdacht. Eine zweite Richtung 
arbeitet mehr in der Weise Böhm-Bawerks und beschäftigt 
sich mit dem Agio auf Gegenwartsgüter. Da die systematische Linie 
dieser zweiten Richtung in die gleichen Ergebnisse ausmündet, zu 
denen wir die Gedanken der ersten atgerundet haben, kann die Dar- 
stellung dieser anderen Theorien sich sehr kurz fassen und mit der 
Betonung einiger Hauptpunkte begnügen. 

In den »Principles of Economics« stellt Fetter eine Zeitwert- 
theorie auf, die den Gedanken der Kapitaldiskontierung bis tief in 
die Probleme des Güterwertes hineintröägt. Um diese Problemver- 
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einheitlichung durchzuführen, konstruiert er den sehr interessanten 
Begriff des »psychic income«. »The value of consumption goods is 
derived from the pleasurable psychic impression which they aid to 
produce, and these psychic effects constitute the psychic income« %8). 
»Psychic income is the foundation of all values« 37). Dieser Begriff 
eines »psychischen Einkommens« könnte sehr wertvoll sein, weil 
dadurch die Gesamtheit aller Güter zusammengefaßt wird zu einer 
unterschiedlosen Masse im Gegensatz zum Genuß. Man hätte damit 
die Fragen der Güterklassifikation ausgeschaltet. Man könnte sogar 
im »psychic income« unmittelbar erblicken, was wir den snachaktuellen 
Genuß« nannten, und man kann sogar einen Augenblick glauben, daß 
Fetter die Gegenüberstellung von Gesamtheit der Güter und 
psychischem Einkommen vollzieht: er definiert nämlich das Kapital 
als die in jedem Zeitpunkt existierende Gesamtheit aller ökonomischen 
Güter, wenn man an sie in der Geldform denkt ®). Aber an einer 
anderen Stelle macht er doch wieder den schroffen Unterschied von 
Kapital- und Konsumgütern und sondert die letztgenannten aus 
als sthings which are immediately at the point of gratifying man’s 
desires« 2). Er ist sich offensichtlich der Bedeutung des Problems 
nicht bewußt und man kann nur mit Bedauern die zahlreichen Stellen 
lesen, an denen er vorzüglichen Lösungen ganz nahe kommt und wie 
blind daran vorbeitappt. Wenn er z. B. einmal sagt: »Anything that 
endures is an indirect good and implies in its valuation a premium 
on present goods« 4°), ist nur noch ein Schritt zu der Erkenntnis daß 
die »Dauers eines Gutes eine durchaus vage Bestimmung enthält und 
so ziemlich alle sogenannten Konsumtionsgüter ohne Schwierigkeit 
sich als dauernde Güter behandeln lassen. Unmittelbar mit unseren 
Formulierungen berührt sich die Stelle: »Time-value is present even 
in a period during which no goods continue to exist, as when a good 
is consumed at a moment of greater need, to be replaced at a time 
when less valuable« 4). Er kann damit nichts anderes meinen, als 
daß der Zeitwert, wie schon sein Name sagt, sich nicht auf ein be- 
stimmtes Gut während der Dauer seiner physischen Existenz bezieht, 
sondern auf die gedeckte nachaktuelle Bedürfnisbefriedigung. 

Was ist nun der Zeitwert, der so nahe an unsere Formulierungen 
kommt? Fetter verwendet eine sehr charakteristische Erklärung: 
unter Rente versteht er den Nettoertrag eines indirekten Agens, 
wobei er diesmal unter Nettoertrag eine konkrete Gütermenge begreift 
(man könnte ja aus seinen anderen Aeußerungen die Auffassung ab- 
leiten, daß ein Winterrock ein indirektes Agens und die Befriedigung 
des Wärmebedürfnisses seine Rente ist). Er meint nun, wenn die 
Menschen nur im Augenblick lebten, hätten sie es nur mit Rente zu 
tun; da sie zugleich in der Zukunft leben und ihre Vorsorge sich auf 

künftige Wirtschaftsperioden erstreckt, müssen sie in ihre Handlungen 


2) F etter, Principles of Economics. 1904, P. 43. 
37) 1. c. p. 45. 38) ]. c. p. IIS. 
2») 1. c. p. 20. 40) 1. c. p. 146. 41) 1l. c. p. 144. 
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den Zeitwert einbeziehen. »Time value is that all pervading dif- 
ference in the values of uses and gratification of wealth at different 
points of times @). -— Es ist immer eine unangenehme Aufgabe, die 
Worte eines Autors zu interpretieren, weil man so ungemein leicht 
die eigene Meinung darin sehen will und wir sagen mit allem Vorbehalt 
in dieser Richtung, daß das »Augenblicksleben« ungefähr dem »aktu- 
ellen« und der Zeitwert dem »nachaktuellen« Genuß entspricht. Die 
Vermutung dürfte richtig sein, denn wir finden bei Fetter in aller 
wünschenswerten Klarheit das »Gesetz der absoluten Variations- 
grenze« beschrieben; man kann aber zu diesem Gesetz nur kommen, 
wenn man aufs Schärfste den aktuellen vom nachaktuellen Genuß 
trennt. Ohne eine solche Trennung und die Möglichkeit, den aktuellen 
Genuß und zugleich mit ihm die Rhythmik zu variieren, hat der Begriff 
einer solchen Grenze keinen Sinn. F etter sagt: »the preference of 
the future over the present cannot pass a moderate limit without 
condemning the person to present misery, and at length to death. 
On the other hand the excessive preferenc= of present over future 
would lead to the using up and wearing out of wealth, to the pre- 
sent enjoyment of every possible resource, on the penalty of future 
misery. Evidently somewhere between these two extremes there must 
be, in each economy, a ratio of exchange between present and future 
which in fact is the interest rate« 43). Nicht im System Fetter’s 
wie es vorliegt, wohl aber in seiner konsequenten Durchführung hätte 
es gelegen, auf die Bestimmung der Wertgröße nach der Bedürfnis- 
skala vollständig zu verzichten und an ihre Stelle die Eingrenzung 
des investierenden aktuellen Genusses zu setzen. Der Zeitwert 
drückt nichts anderes aus als die Begrenzung einer Bedürfniswahl 
durch die Rücksicht auf die rhythmische Gliederung des gesamten 
auch in die Zukunft sich erstreckenden Wirtschaftsprozesses. 

Wir werden bei dieser Gelegenheit auf die Beziehung zwischen 
Zinsrate und Zeitwert aufmerksam. Wenn man das Wertproblem, 
wie Fetter es angenähert tut, als Investitionsproblem behandelt, 
dann kommt man aus der Wertschätzung der sogenannten Konsum- 
tionsgüter unmittelbar zum Phänomen des Unternehmergewinnes 
und zu dem aus dem Unternehmergewinn bezahlten Zins. Tuttle, 
Hawley,Schumpeter und viele andere gehen bei der Zins- 
erklärung vom Unternehmergewinn aus und wir haben diese Linie 
verfolgt bis zur Durchdringung des ganzen Wirtschaftsprozesses mit 
solchen Unternehmergewinnen, deren Gesamtheit wir mit dem Aus- 
druck Variation der Wirtschaftslage bezeichnet haben. Fetter 
(und nach ihm Fisher) gehen den umgekehrten Weg von dem 
Agio des einzelnen sogenannten Konsumtionsgutes (das Agio ist 
also auch ein Unternehmergewinn) zur Zinsrate und zum Profit in der 
Wirtschaft. Auf diese Weise werden die zwei ungemein wichtigen 
Probleme des Güterwertes und des Profites bzw. Kapitalzinses in ein 
einziges Problem zusammengezogen und wir erblicken ein gutes 


42) l. c. p. 151. 43) ]. c. p. 159n. 
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Zeichen für die Brauchbarkeit der hier entwickelten Theorien darin, 
daß sie die systematische Vereinigung der beiden Problemgruppen 
zwanglos leisten. Fetter hat diese Vereinigung angebahnt, indem 
er die Aufwendung auch des Konsumtionsgutes als Investitions- 
problem behandelt $), aber bedauerlicherweise hat er diese viel 
versprechenden Anfänge nicht energisch genug durchgeführt. 

Wir schließen des Zusammenhanges wegen einen weiteren Vorzug 
der hier entwickelten Anschauungen an. Sie können nämlich ebenso 
zwanglos wie sie Kapital und Wertproblem vereinigen auch das Pro- 
blem des Bodenwertes lösen. In dieser Frage handelt es sich immer 
darum, die Schwierigkeitzu erklären, daß man für ein Stück Land nicht 
einen unendlich hohen Preis zu zahlen hat, obwohl doch die Reihe 
der Erträge in der Zukunft unendlich ist. Die Erklärung, daß man die 
Diskontierung des jährlichen Reinertrages zu einem bestimmten 
Zinsfuß annehmen muß, ist durchaus unstichhaltig, denn sie ver- 
schiebt das Problem der Bodenbewertung nur auf die Agioprobleme 
einer anderen Güterkategorie. Am besten hat die Schätzung künf- 
tiger Erträge Schumpeter formuliert. Er sagt: »Der Wert eines 
Grundstückes für Jemand ist gleich der Summe der Werte jener 
Bodenleistungen für ihn, welche er seiner Anlage und seinen Verhält- 
nissen entsprechend in den Kreis seiner Betrachtungen zieht. Dabei 
ist außerdem zu berücksichtigen, daß die Werte der letzteren um so 
geringer sind, je weiter in der Zukunft unter sonst gleichen Umständen 
ihre Realisierungsmöglichkeit liegt« %5). Diese überaus klare Dar- 
stellung zeigt, daß man die künftigen Bodenleistungen für die Gegen- 
wart auch mit einem Zeitdiskont einstellen muß und wir müssen 
jetzt erklären, warum künftige Bodenleistungen diskontiert werden. 
Zu diesem Zweck greifen wir auf unseren Zeitbegriff zurück. Das 
merkwürdige Problem entsteht nämlich dadurch, daß man eine ins 
Unendliche sich erstreckende Zeit annimmt, in der dann selbstver- 
ständlich eine unendliche Reihe von Erträgen möglich ist, und von 
diesen Erträgen in der unendlichen Zeit führt absolut kein Weg zu 
augenblicklichen Diskontierungen. Die sogenannte Minderschätzung 
wird aber sofort erklärlich, wenn man die Zeit als das bestimmt 
qualifizierte Element ansieht, das den Sinn der Wirtschaft ausmacht 
und nur mit der Wirtschaft erzeugt wird. Es gibt also in der Wirt- 
schaftszeit keine unendlichen Ertragsreihen, weil es überhaupt keine 
Zeit gibt, in der diese Erträge sich abspielen könnten. Was sich 
tatsächlich abspielt, ist immer das aktuelle Genießen in dem weiten 
Sinn, der alle Vorgänge des Investierens in der gewöhnlichen Bedeu- 
tung des Wortes mit umspannt. Dieses aktuelle Genießen aber in 
einer historischen Wirtschaftslage steht unter den Gesetzen der Va- 
riationseingrenzung und man richtet ein Scheinproblem auf, wenn 
man irgendwelche Punkte des Wirtschaftsprozesses in ihrer Ein- 


“) Fetter, p. 414: »Time-value is a phase of value logically connected 
with investment, or the calculation of future earningpower«. 
#5) Schumpeter, Wesen, p. 375. 
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grenzung vergleicht mit anderen Punkten, denn diese Vergleichs- 
möglichkeit besteht nicht; sie würde bestehen, wenn es eine unend- 
liche Zeit wäre, in der die Wirtschaftshandlungen sich abspielen. 

In etwas anderer Weise als Fetter formuliert Fisher das 
Zeitwertproblem. Er spricht nicht vom time-value sondern von 
time-preference. Dieser Zeitvorzug wird betätigt im Vergleich gegen- 
wärtiger und zukünftiger Partien eines Einkommensstromes. Fisher 
löst nämlich von der Gesamtheit der Kapitalgüter, unter denen er 
einen Fond von Gütern in einem gegebenen Zeitaugenblick versteht, 
die Gesamtheit jener anderen Güter, die in einem ständigen Ein- 
kommensstrom sich von dem Kapitalstock abspalten. Er begeht 
dabei eine ganz ähnliche Zweideutigkeit, wie Fetter sie sich er- 
laubt hat, wenn er einmal unter Kapital den Inbegriff sämtlicher in 
einem Augenblick existierenden Güter versteht und das andere Mal 
wieder die Konsumtivgüter von ihnen trennt. So definiert Fisher 
das Kapital als »a stock of wealth or property at an instant«, und 
dann wieder trennt er den Einkommensstrom von den Kapitalgütern. 
Das Einkommen fließt nicht zu jeder Zeit in gleicher Stärke und auf 
der Basis dieser Voraussetzung erklärt Fisher den Wunsch nach 
Austausch gegenwärliger und zukünftiger Einkommensstücke. »All 
preference for present over future goods resolves itself, in the last 
analysis, into a preference for early enjoyable income over late en- 
joyable income« $8). Der Zeitvorzug ist für jedes Individuum zu einer 
jeden gegebenen Zeit verschieden und hängt ab in ganz bestimmter 
Weise von Umfang, Gestalt, Zusammensetzung und Wahrscheinlich- 
keit des Einkommensstromes #). Mit der Aufzählung dieser vier 
den Zeitvorzug bestimmenden Elemente formuliert Fisher eben 
das, was wir die Wirtschaftslage und die Variationsbreite genannt 
haben. Der Umfang des Stromes oder seine Mächtigkeit gibt die 
Reichhaltigkeit einer Wirtschaftslage an und mit deren Größe wächst 
die Variationsbreite des Prozesses weil die absoluten Grenzen der 
Variation sehr weit entfernt liegen. Gestalt, Zusammensetzung und 
Wahrscheinlichkeit sind Elemente, die teils der Wirtschaftslage an- 
gehören (Gestalt, Zusammensetzung), teils unmittelbar in der Varia- 
tion wirksam werden (Wahrscheinlichkeit).. Wir sagten an einer 
Stelle, daß die Variation der aktuellen Wirtschaftslage umspielt 
sei von all der Irrationalität, die eine Berührungsfläche mit dem Unbe- 
kannten hat: die Fish e r’schen Kriterien des Zeitvorzugs sind nichts 
anders, als bestimmt herausgegriffene Elemente dieser unbekannten 
Zukunft, in die der Wirtschaftsprozeß mit jeder aktuellen Investition 
oder Befriedigung hineinstößt. 

Es würde wenig Sinn haben, den Theorien Fetters und 
Fishers weiter in ihre Verzweigungen zu folgen. Der Hauptpunkt 
ist klar geworden, daß im Anschluß an Böhm-Bawerks Agio- 
theorie das Problem des Zeitwertes als das Zentralproblem der Be- 


4) Fisher, Rate of Interest 1907, p. 90. 
7) 1. c. p. 109. 
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wertung aufgefaßt wurde. Damit ist in die konkrete Wertschätzung 
hinein die Wirtschaftszeit gezogen und wir haben schon erklärt, daß 
diese Zeit nicht eine Strecke ist, in der man künftige Wertschätzungen 
erblicken kann und daß daher der Begriff des Agios nicht ganz korrekt 
gebildet ist. Das Agio stellt sich dar als Differenz eines künftigen 
Wertes gegenüber einem Gegenwartswert und eine solche Unter- 
scheidung wäre nur in einer homogenen Zeit möglich. Die Wirtschafts- 
zeit aber ist in jedem ihrer Punkte gefärbt von der Beziehung auf den 
Wirtschaftsprozeß und man kann nicht Wertschätzungen an Güter- 
substanzen binden, denn auf diese Gütersubstanzen an sich kommt 
es in der Wirtschaft nicht an, sondern immer nur auf die Stellung in 
der gesamten Wirtschaftslage. Wenn daher in der Regel formuliert 
wird, ein Zeitvorzug oder Agio entstehe, wenn man den Wert eines 
und desselben Gutes an zwei verschiedenen Zeitpunkten vergleicht, 
so ist diese Ausdrucksweise durchaus irreführend. Man hat den phy- 
sischen Substratcharakter des Gutes mit seiner spezifischen wirt- 
schaftlichen Qualität verwechselt. 


V. 

In allen bisherigen Ausführungen und besonders in den Gedanken- 
gängen des dritten Abschnittes haben wir vom Menschen abgesehen. 
Wenn man den Wirtschaftsprozeß als eine Ganzheit betrachtet, die 
man von außen ansehen kann, dann ist nichts weiter gegeben, als die 
jeweilige varlierende Wirtschaftslage und der Mensch ist vollständig 
aufgelöst in den aktuellen Genüssen einerseits und der Wirtschafts- 
zeit als deren Sinn auf der anderen Seite. Wir führen jetzt in diese 
Betrachtung die Mehrheit von Menschen oder die Gesellschaft ein 
und beobachten, welche systematische Stellung eine Theorie der 
gesellschaftlichen Wirtschaft zu der entwickelten »reinen« Wirtschafts- 
theorie einnimmt. 

Eine solche Theorie wurde schon von einem amerikanischen 
Autor als eigene Wissenschaft: konstituiert und er nannte sie eine 
Theory of Business Enterprise. Veblen entwickelt in dem gleich- 
namigen Buch eine Theorie des Unternehmertums, wie es sich in der 
modernen Wirtschaft darstellt. Als das Hauptcharakteristikum dieser 
modernen Wirtschaft betrachtet er die Maschine in ihrer herrschenden 
Stellung. Diese Maschinen geben den Schritt an für das gesamte in- 
dustrielle System. The control of »the motions of other men is not 
strict..... but as near as it may be said of any human power in modern 
times, the large business man controls the exigencies of life under 
which the community lives« 48). Zu der Maschine als der materiellen 
Ausstattung treten noch eine ganze Reihe immaterieller Elemente wie 
Privateigentumsrechte, die Möglichkeit, große Kapitalmengen anzu- 
sammeln und dadurch einen Druck auf die Gestaltung des Wirt- 
schaftsprozesses auszuüben. Eine scharfe Trennung zwischen zwei 
Gruppen von Menschen, deren eine das Verfügungsrecht über 


48) Veblen, The Theory of Business Enterprise 1904, P. 2. 
Archiv für Sogialwissenschaft und Sozialpolitik. 53. 1. I4 
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die materielle Ausrüstung einer gesellschaftlichen Wirtschaft hat, 
während die andere in mehr oder weniger hohem Grade in der Rich- 
tung ihrer Bedürfnisbefriedigung abhängig ist von den Absichten 
der Verfügungsberechtigten, ist nur in einer sehr entwickelten Wirt- 
schaft möglich. In primitiven Verhältnissen verfügt der einzelne 
neben den technischen Kenntnissen zur Leitung des Wirtschafts- 
prozesses auch über die materiellen Mittel zu seiner Durchführung. 
Wenn die Wirtschaftslage reichlicher ausgestattet wird, dann wird der 
Inbegriff der materiellen Ausrüstung, die der Bedürfnisbefriedigung 
dient, so umfangreich, daß der einzelne mit seinen Arbeitskräften sie 
nicht beherrschen kann. Von diesem Punkt an ist erst die Möglichkeit 
gegeben, die Herrschaftsberechtigung über die materielle Ausrüstung, 
womit zugleich die Berechtigung zur Variation des Wirtschaftspro- 
zesses verknüpft ist, zu trennen von einer gleichsam im Wirtschafts- 
prozeß ruhenden Gruppe von Menschen. 

Wir sind bisher der Darstellung Veblens??) gefolgt und 
machen jetzt auf die Schwierigkeiten des Problems im systematischen 
:Zusammenhang aufmerksam. Grundsätzlich ist jeder Mensch in der 
Leitung seiner eigenen Wirtschaft Unternehmer; wenn er eine Be- 
dürfnisbefriedigung gegenüber einer anderen vorzieht, investiert er 
den ihm zur Verfügung stehenden Fond — wie man in der Termino- 
logie der Werttheorie sagen würde — oder vielmehr er übt die ihm 
mögliche Variation des Wirtschaftsprozesses aus. Gemäß der inten- 
tionalen Gespaltenheit des Prozesses ist jeder einzelne Mensch nicht 
nur Unternehmer, sondern zugleich auch der endliche Punkt im Wirt- 
schaftsprozeß, der variiert wird. In der gesellschaftlichen Wirtschaft 
ist es nun möglich, diese beiden Funktionen, die auch dort selbst- 
verständlich in jedem Menschen vereinigt sind, als gesellschaftliche 
Funktionen einander gegenüber zu stellen. Diese Trennung der 
wirtschaftlichen von der gesellschaftlichen Funktion hat in der Theorie 
den Anlaß zu den mannigfaltigsten Mißverständnissen gegeben. 
Einen solchen Irrtum haben wir schon berührt, als wir die Unter- 
scheidung zwischen soziologischem und wirtschaftlichem Unter- 
nehmer machen mußten, um die scheinbar notwendige Verbindung 
zwischen Unternehmer im soziologischen Sinn und Investition im 
wirtschaftlichen Sinn zu lösen. Ein anderer Punkt, an dem die Be- 
griffe vermengt wurden, war der Streit um das Risiko: Wenn man dem 
Unternehmer das Risiko zuschreibt, dann meint man die wirtschaft- 
liche Unternehmerfunktion des Investierens mit der daran geknüpften 
Möglichkeit des Mißlingens; wenn man dem Kapitalisten das Risiko 
zuschiebt, meint man eine durch Rechtsverhältnisse der gesellschaft- 
lichen Wirtschaft entstandene Risikomöglichkeit. 

Eine sehr interessante und beachtenswerte Begriffsbildung ist 
die Abgrenzung einer Konsumentenklasse.. Man darf sich nun 
nicht etwa vorstellen, daß Konsumenten im wirtschaftlichen Sinn von 


1) Thorstein Veblen, On the Nature of Capital. (Qu. J. of Ec. 
1908, pP. 517n; 1909, p. Io4n). 
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anderen Subjekten des Wirtschaftsprozesses unterschieden werden 
können. Alle in einer Wirtschaftslage irgendwie beteiligten Menschen 
sind Konsumenten, ebenso wie sie für ihren beschränkten Umkreis 
die Unternehmerfunktion ausüben. Der »Konsument«, von dem man 
täglich in den Zeitungen lesen kann und dessen Interessen so sehr in 
den Vordergrund gerückt werden, ist keine wirtschaftliche, sondern 
eine soziologische Kategorie. Der Konsument repräsentiert das Ele- 
ment des passiven variierten, endlichen Poles in der intentionalen 
Spaltung des Wirtschaftsprozesses, wie die Unternehmerklasse den 
Pol der leitenden Variation darstellt. 

Die Gegenüberstellung von »Konsument«, »Lohnarbeiter« auf 
der einen Seite und »Unternehmer« auf der anderen Seite formuliert 
die grundsätzlich mögliche Klassengruppierung einer Gesellschaft. 
Der Begriff dieser Klasse ist kein Begriff der Wirtschaftstheorie im 
strengen Sinn, wenn man will, kann man ihn der Soziologie zuschieben. 
Worauf es uns hier vor allem ankommt, ist, den systematischen Zu- 
sammenhang zwischen Begriffen der Wirtschaftstheorie und sozio- 
logischen Begriffen aufzuzeigen. Wenn man von der intentionalen 
Spaltung des variierten und des variierenden Poles im Wirtschafts- 
prozeß ausgeht, kommt man zu zwei gesellschaftlichen Gruppen, 
denen man üblicherweise den Namen »Klassen« gibt. Wenn man sich 
auf den Terminus Klasse für die genannten beiden Gruppen festlegen 
will, sieht man unmittelbar ein, daß grundsätzlich überhaupt nur 
zwei Klassen in einer Gesellschaft möglich sind. Der Klassenbegriff 
wird also ganz scharf umrissen als die gesellschaftliche Gestaltung 
der wirtschaftlichen Prozeßpole. 

Daß in einer gegebenen historischen Gesellschaft auch noch andere 
Klassen sich bilden, daß die Klasse manchmal mit dem Stand ver- 
schmilzt und in ihrer Kreuzung eigentümliche neue Gebilde erzeugen 
kann wie z. B. den Berufsstand — alle diese mannigfachen Erschei- 
nungen im gesellschaftlichen Bau zu erklären und darzustellen, würde 
den Rahmen dieser Untersuchung weit überschreiten. Die Absicht 
der vorliegenden Gedankengänge zielt nur auf die Herausarbeitung 
einiger wesentlicher systematischer Linien. 


14* 


212 
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Von 
RICHARD THOMA. 


Der Einfluß, den die ideologischen Rechtfertigungen irgendwelcher 
Staatsformen oder Regierungsmaximen auf die praktische Gestaltung 
der Politik ausüben, darf gewiß nicht überschätzt werden. Er ist indes, 
das leugnet auch die marxistische Staatslehre nicht, in irgendeinem 
Grade immer gegeben und unter Umständen ein sehr gewichtiger 
Faktor des historischen Geschehens. Die Ideologien ihrerseits sind 
eingebettet in die allgemeine Entwicklung des geistigen Lebens und 
werden von seinem Strome verwandelt und fortgerissen. Es ist deshalb, 
wenn Gegenwartslage und Entwicklungsmöglichkeiten der europä- 
ischen Verfassungspolitik erforscht und begriffen werden sollen, immer 
notwendig, die in unserer Zeit lebendigen Ideologien — also etwa und 
insbesondere die literarischen Rechtfertigungen der Demokratie, der 
Erbmonarchie, des Parlamentarismus, der Diktatur des Proletariats, 
der — nationalistisch oder kulturpolitisch oder ökonomisch-eudämoni- 
stisch gerechtfertigten — Diktatur des starken Mannes oder sonstiger 
Institutionen oder Projekte — isoliert zu analysieren, ihren geistes- 
geschichtlichen Ort zu bestimmen und daraus auf ihre Kraft und 
Lebensfähigkeit Schlüsse zu ziehen. In diesem Sinne hat neuerdings 
der Bonner Staatsrechtslehrer Carl Schmitt in höchst beach- 
tenswerter Weise Rechtfertigungsideologien des Parlamentswesens und 
des parlamentarischen Regierungssystems, der rationalistischen Dik- 
tatur des Marxismus und der irrationalen Diktaturen, die der Syndi- 
kalismus empfiehlt, der italienische Fascismus z. Z. erprobt, zum 
Gegenstand einer in ihrem Gedankenreichtum faszinierenden Studie 
gemacht !). Es lohnt in höchstem Grade, die eigentlichen Ergebnisse 
dieser Untersuchung herauszuschälen, aber es muß alsbald gesagt 
werden, daß dies ein schwieriges Geschäft ist, bei dem die ablehnende 
Kritik der dankbar zustimmenden beinahe die Wage hält. Die Ab- 
handlung entbehrt nämlich, wie mir scheint, der einheitlichen Blick- 


1) »Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus in 
»Bonner Festgabe für Ernst Zitelmann« (vgl. die Anzeige in diesem Archiv Bd. 52, 
S. 842) 1923, S. 413—473. — Auch als selbständige Broschüre erschienen. 
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richtung. Soweit man überhaupt ein lebendiges Ganze vergröbernd 
in zwei Bestandteile zerlegen darf, könnte man sagen: die Abhandlung 
ist einerseits ein rein wissenschaftlicher Beitrag zur Kenntnis gewisser 
politischer Ideen und ihrer philosophischen Verknüpfung; sie erweist 
sich im übrigen als eine Art verfassungspolitische These und 
Prognose. 

a) In dieser zweiten Eigenschaft, von der hier zuerst die Rede sein 
soll, erscheint mir die Abhandlung mißglückt und unzulänglich! Ab- 
sicht des Verfassers ist, nicht sowohl das sattsam bekannte Sünden- 
register des modernen Parlamentswesens zu wiederholen (S. 416/17), 
als vielmehr »den letzten Kern der Institution des modernen Parla- 
ments« aufzusuchen, woraus sich dann klar ergeben werde, wie sehr 
»die Institution geistesgeschichtlich ihren Boden verloren hat und nur 
noch als ein leerer Apparat ... . aufrecht steht.« Auf die Frage (S. 429): 
»Warum ist für viele Generationen das Parlament wirklich das ultimum 
sapientiae gewesen, und worauf beruht der Glaube, den ein ganzes 
Jahrhundert für diese Institution hatte ?« gibt er die Antwort, die 
ratio der parlamentarischen Institutionen sei nicht sowohl in der be- 
kannten Vorstellung zu finden, der gewählte Ausschuß habe als Surro- 
gat der praktisch nicht möglichen Versammlung der Bürger zu gelten, 
als in dem, was Smend (Festgabe für Kahl) als das dynamisch-dialek- 
tische bezeichnet habe: »Oeffentliches Verhandeln von Argument und 
Gegenargument, öffentliche Debatte und öffentliche Diskussion« in 
Parlament und freier Presse (S. 430). Das hätten vor allem Guizot 
und andere, wie z. B. (S. 446 N. 2) Forcade ausgesprochen. Damit 
verknüpfe sich der Glaube, daß durch den freien Wettbewerb der An- 
sichten, durch die Balance der Meinungen und Bestrebungen, durch 
die Diskussion und die öffentliche Meinung die »Wahrheit« sich finden 
lasse und somit das Parlament eine Gewähr richtiger oder doch relativ 
bester Gesetzgebung und Politik biete. So könnte die »Arkanpraxis« 
des Absolutismus überwunden; so könnte an Stelle der bloßen Macht 
die Herrschaft von Recht und Gerechtigkeit gesetzt werden. Indem 
Schmitt in dieser Ideologie das »geistige Zentrum des modernen Parla- 
mentarismus« erkennt, kommt er zu dem Schluß, daß der Parlamen- 
tarismus seine geistesgeschichtliche Basis verloren habe (S. 447), daß 
er heute jeder ratio entbehre und somit tot und zum Abbruch reif sei. 
Denn selbstverständlich hegt heute kein verständiger Mensch mehr 
jenen naiv-optimistischen Glauben an die wunderbaren Resultate der 
Parlamentsdebatten und Pressefehden. 


Geistesgeschichtlich lebendig seien heute andere, dem bürgerlichen 
Ideal friedlicher Verständigung entgegengesetzte Ideen, insbesondere 
die aus dem marxistischen Denken entsprungene Idee der rationalisti- 
schen Diktatur und gewisse »irrationalistische Theorien unmittelbarer 
Gewaltanwendung«, deren bedeutendster Theoretiker Georges Sorel 
ist, deren Praxis uns Mussolini vor Augen geführt hat; beide den 
»Mythus« verherrlichend: Letzterer den der siegreich emporstürmenden 
Nation, ersterer den des Generalstreiks und des Sozialismus. Die 
Theorie vom Mythus sei »der stärkste Ausdruck dafür, wie sehr der 
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relative Rationalismus des parlamentarischen Denkens an Evidenz 
verloren habe« (S. 473). 

Daß diese Behauptungen und Schlußfolgerungen in die Irre gehen, 
braucht kaum gesagt zu werden. Der Grund des Irrtums ist ein doppel- 
ter. Einmal sind die Ausführungen in sich selbst unvollständig. Wenn 
man die geistesgeschichtlichen Grundlagen eines politischen Instituts 
untersuchen will, darf man sich nicht beschränken auf das Studium 
einer einzigen Ideologie, die zu seiner Rechtfertigung vorgetragen 
worden ist. Man muß alle heranziehen und wird dann in unserem 
Falle bald genug herausfinden, daß es andere und wichtigere ideelle 
Rechtfertigungen der gewählten Repräsentativversammlungen über- 
haupt und des parlamentarischen Regierungssystems insbesondere 
gibt, als die Guizotschen Illusionen. Ich kann mich darüber nicht ver- 
breitern. Aber man braucht z. B. nur .die Schriften und Reden von 
Max Weber, Hugo Preuß, Friedrich Naumann aus den Jahren 1917 ff. 
zu lesen, um zu sehen, daß die politischen Argumente, mit denen sie 
die Reform des Reichstags und eine verfassungsrechtliche Macht- 
verschiebung zu seinen Gunsten gefordert haben, vollkommen andere 
und, ideell und realpolitisch, noch durchaus lebendige sind. Schmitt 
hat statt dessen nur eine einzige und in der Tat eine gänzlich ver- 
schimmelte »geistesgeschichtliche Grundlage des modernen Parlamen- 
tarismus« herausgegriffen und alle andern vernachlässigt. 


Dazu tritt noch etwas anderes, was in der ideengeschichtlichen 
Literatur häufig verkannt wird: Wert und Lebendigkeit einer politi- 
schen Einrichtung hängen keineswegs allein ab von der Güte und 
Ueberzeugungskraft der Ideologien, die literarisch zu ihrer Recht- 
fertigung vorgebracht worden sind. Einmal deshalb, weil die Buch- 
und Broschürenliteratur wichtige Argumente und Tatsachen übersehen 
oder verschwiegen haben kann. Sodann deshalb, weil jede Institution 
»lebend sich entwickelt« und Zweckmetamorphosen und 
Strukturverwandlungen durchmacht. (So ist es, bei- 
läufig bemerkt, gar nicht ganz richtig, daß das moderne Parlament 
keine schöpferische öffentliche Diskussion mehr leiste. Es haben 
nur Strukturverwandlungen stattgefunden. Die schöpferische Dis- 
kussion der Parlamentarier hat sich erst in die Ausschüsse und 
schließlich in das Geheimnis der Fraktionszimmer, des Kabinetts, der 
interfraktionellen Besprechungen, der Erörterungen mit Sachver- 
ständigen und Wirtschaftskreisen zurückgezogen, und die öffent- 
lichen Diskussionen im Plenum bedeuten zwar nichts mehr für 
dieses, wohl aber für die Meinungsbildung außer ihm, indem sie von 
Journalisten und andern Politikern gelesen und bewußt oder unbe- 
wußt erwogen werden.) 

Vielleicht ist C. Schmitt in Gefahr, den literarischen Schleier der 
Dinge zu überschätzen und sich nicht immer zu vergegenwärtigen, daß 
man literarische Rechtfertigungen politischer Einrichtungen mit Vor- 
sicht aufnehmen muß. Sie sind nicht immer wahrhaftig und sind es 
selten ganz. Wer für Einführung oder Aufrechterhaltung eines In- 
stituts eintritt, kann z. B. nicht wohl offen sagen, daß er aus pessimisti- 
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scher Resignation handle und das Verteidigte nur eben für das kleinere 
Uebel halte; er muß, wenn er wirken will, positiv reden, optimistische 
Illusionen erwecken, ja schließlich selber an diese glauben, solange er 
im Kampfe steht. Wenn nachher die Illusion sich als trügerisch er- 
weist, ist deshalb das Institut noch lange nicht geistesgeschichtlich 
erledigt. — 

Was Schmitt den »relativen Rationalismus des parlamentarischen 
Denkens« nennt, hat ganz gewiß »an Evidenz verloren«. Ja mehr als 
das: es hat alle Evidenz verloren. Wer heute für die »ludi cartacei« 
gewählter Repräsentativversammlungen und ihre Ausstattung mit 
den Befugnissen der Gesetzgebung und der Bestimmung der Regierung 
eintritt, tut dies aus gänzlich andern verfassungspolitischen und sozial- 
ethischen Erwägungen, Hoffnungen und Resignationen heraus, als die 
man bei Guizot und Forcade findet. 


Keineswegs ferner ist die syndikalistische (klassenkämpferische) 
und die fascistische (nationalistische) Theorie vom Mythus für das 
Schwinden jener Evidenz »der stärkste Ausdrucke. Der stärkste Aus- 
druck dafür ist vielmehr: Praktisch die gewollte Hineindrückung der 
Abgeordneten in eine »Partei«, derart, daß über die jeweils politisch 
wichtigsten Haltungen der Nation faktisch nicht erst das Parlament, 
sondern schon der Wahlausgang entscheidet; — geistesgeschichtlich 
die allgemein gewonnene Einsicht der Theorie, daß die Entscheidungen 
der Politik immer voluntaristischer, niemals intellektualistischer Art 
sind. Der Schritt vom Glauben an die Diskussion zum »Dezisionis- 
mus« ist geistesgeschichtlich längst vollzogen. Das Problem unserer 
Tage ist, ob die Dezision bei einer stabilen Minderheit liegen soll 
(Obrigkeitsstaat, extrem: Diktatur), oder bei einer labilen jeweiligen 
Mehrheit (Parteienstaat); ob an der Mehrheitsbildung alle Staats- 
angehörigen gleichmäßig beteiligt sein sollen (Demokratie), oder ge- 
wisse soziale Schichten, seien es die Proletarier oder die Bourgeois, 
auszuschließen oder zu bevorzugen seien (Privilegienstaat) °). Keines- 
falls ist bewiesen, daß Europa vor dem Dilemma stehe: Parlamentaris- 
mus oder Diktatur. Die Demokratie, nicht wohl die monarchische, 
wohl aber die republikanische, hat, wenn der Parlamentarismus einmal 
wirklich versagen sollte und sich nicht mehr zu regenerieren ver- 
möchte (worüber heute noch durchaus kein Urteil möglich ist, auch 
nicht in Frankreich oder England, geschweige denn in Deutschland, 
wo der junge Parlamentarismus noch kaum das Gehen gelernt hat), 
noch viele andere Gestaltungsmöglichkeiten, als den Parlamentaris- 
mus. Dasselbe gilt vom nichtdemokratischen Staat. Möglich ist 
es natürlich, daß die europäische Verfassungspolitik eines Tages vor 
die alleinige Alternative gestellt wird: demokratischer Parlamentaris- 








2) Wegen der genauen Bedeutung der in Klammer gesetzten Begriffe vgl. 
meinen Aufsatz »Der Begriff der Demokratie usw.« in »Erinnerungsgabe f. 
Max Weber«. Carl Schmitt hat meinem Aufsatz in diesem Achiv (51, S. 817) 
eine bedeutende Erörterung gewidmet, die mich in einigen Punkten treffend 
berichtigt. Sie ist aber getrübt durch ein Mißverständnis des Sinnes, in dem 
ich meine Definition der Demokratie aufgestellt habe. 
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mus oder gewaltsame Diktatur. Aber daß dies allgemein wirklich 
sei, wage ich trotz Lenin, Mussolini und Primo de Rivera rundweg zu 
verneinen. 

b) Wenn ich somit die Abhandlung ablehne, insofern als sie eine 
geistesgeschichtliche Todeserklärung des Parlamentsstaats sein will, 
so darf ich von ihr als einer Beleuchtung ideengeschichtlicher Zusam- 
menhänge mit um so lebhafterer Zustimmung und Bewunderung 
reden! 

Dieses hohe Lob bezieht sich allerdings in geringerem Maße auf 
die beiden ersten Kapitel, obwohl auch sie eine Fülle der feinsten Be- 
merkungen und Belebrungen enthalten, z. B. über die gegenwärtig 
unleugbare »Evidenz der demokratischen Legitimität« und die demo- 
kratische Interventionsbereitschaft des Völkerbunds.. Wenn indes 
Verfasser im ersten Kapitel »Demokratie und Parlamentarismus« 
lehrt (S. 421 f.), die Definition der Demokratie erschöpfe sich in einer 
Reihe von Identifikationen (Mehrheitswille = Parlamentswille; Parla- 
mentswille = Volkswille u. dgl.), so verwechselt er Definition und recht- 
fertigende Ideologie und greift unter den verschiedenen demokrati- 
schen Rechtfertigungen wieder nur eine einzige heraus, die zwar 
literarisch die lauteste, historisch aber keineswegs die wichtigste unter 
den Komponenten der europäischen Demokratisierung gewesen ist. 
Realpolitisch wichtiger als Freiheits- und Gleichheitsideen waren 
nationalpolitische, machtpolitische (Konnex mit der allgemeinen Wehr- 
pflicht!), taktische (Disraeli, Bismarck), sozialpolitische Argumente 
der Demokratisierung. — Die Einseitigkeit des 2. Kapitels »Die Prin- 
zipien des Parlamentarismus« habe ich schon angedeutet. Es ist nun 
aber hier zu sagen, daß sie völlig in den Schatten tritt neben der ebenso 
gelehrten wie geistvollen Einbettung der Guizotschen Ideologie in die 
Ideenwelt des Liberalismus mit ihrem Glauben an Gleichgewicht und 
Harmonie und wiederum dieser in gewisse Prinzipien der Aufklärungs- 
philosophie. 

Den Höhepunkt der ganzen Abhandlung bildet das 3. Kapitel 
»Die rationalistische Diktatur im marxistischen Denken«. Die ideelle 
Unvereinbarkeit eines konsequenten Marxismus mit Demo- 
kratie und die Zwangsläufigkeit seiner Wendung zur dauernden Dik- 
tatur des jeweils fortgeschrittensten Vortrupps (als der »Avantgarde 
des Weltgeistes«) wird in originellem Gedankengang aufs neue er- 
wiesen. — Die Paradoxie, die darin liegt, daß der große Sozialist die 
ganze Wucht seines Scharfsinns und seines Fleißes dazu verwendet 
hat, die Oekonomie nicht des künftigen Sozialismus, sondern des ihn 
umgebenden privatkapitalistischen Systems zu erkennen, wird durch 
die kühne, aber interessante Hypothese beleuchtet, daß bei Marx 
nicht zwar bewußt (wenn ich Schmitt richtig verstehe), aber im Unter- 
bewußtsein, die Vorstellung mitgeschwungen habe, die Schmitt be- 
zeichnet als die »Sclbstgarantic« der Hegelschen und marxistischen 
Gewißheit (S. 459): da nach Hegels bekanntem Worte die Eule der 
Minerva erst in der Dämmerung ihren Flug beginnt, d. h. das Wesen 
ciner Epoche, hier der Epoche des Bourgeoiskapitalismus, erst voll 
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begriffen werden kann, wenn sie sich ausgelebt hat und der dialektische 
Umschwung bevorsteht, so kann der Denker, der diesen Umschwung 
herbeisehnt, die Klarheit, mit der es seiner Forschung gelingt, die Zu- 
sammenhänge zu durchschauen, als ein Symptom, ja als eine Gewißheit 
dafür nehmen, daß die Wende der Zeiten gekommen sei. 

Fein und lehrreich ist auch das 4. Kapitel. Es verknüpft die 
anarcho-sozialistischen Ideen Georges Sorels nach rückwärts mit 
seinen geistigen Ahnen Proudhon, Bakunin und Bergson«, nach vor- 
wärts mit den brutalen Methoden des Bolschewismus und des italieni- 
schen Fascismus. Es zeigt, wie der Mythus des Klassenkampfes sich 
aus einer ursprünglich von Aristokraten geschaffenen Spottfigur das 
nicht minder mythische »Bild des Bourgeois« erzeugt hat, als der 
Vereinigung alles Hassenswerten, mit dem man nicht paktiert, son- 
dern das man vernichtet. 

Bisher allerdings habe der nationale Mythus über den proletari- 
schen gesiegt, insbesondere bei Ausbruch des Weltkriegs, und jetzt habe 
ersich durch Mussolini sogar über Demokratie und Parlament hinweg- 
gesetzt. 

Die Sympathie des Verfassers ist an sich bei der »Irrationalität 
des Mythischen«, die trotz ihrer Herkunft aus dem Anarchismus an 
der Grundlage »eines neuen Gefühls für Ordnung, Hierarchie und 
Diszipline mitgearbeitet habe. Aber er sieht und fürchtet ihre Gefahren, 
die nicht nur — natürlich — praktischer Art sind, sondern die auch 
ideelle seien. Diese findet er in der Möglichkeit eines zerstörenden 
Pluralismus von Mythen und also »Polytheismus«. Daß hinter diesen, 
zuletzt etwas dunkeln, Aeußerungen die unausgesprochene persönlichste 
Leberzeugung des Verfassers steht, ein Bündnis des nationalen Dik- 
tators mit der katholischen Kirche könne die eigentliche Lösung und 
die endgültige Wiederherstellung von Ordnung, Disziplin und Hierar- 
chie bewirken, wage ich zu vermuten, aber nicht zu behaupten. Gegen 
diese Vermutung könnte sprechen, daß er völlig blind zu sein scheint 
dafür, daß in unserer Gegenwart ein dritter »Mythus«nicht minder 
lebendig ist, als der nationale und der revolutionäre, der einzige zu- 
gleich, der sich mit der christlichen Ethik verträgt und mit dem sicb 
die katholische Kirche offen verbündet hat: das ist der Mythus vom 
ewigen Frieden durch Selbstbestimmung und Demokratie; ein Mythus, 
dessen Irrationalität seiner seelischen Grundlagen und seines chiliasti- 
schen Endzieles deshalb nicht geringer ist, weil er in der gegenwärtigen 
curopäischen Lage dieselben politischen Wege weist, auf welche z. Z. 
auch die rationalen Erwägungen bürgerlicher Verständigkcit führen. — 
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Die nachfolgende Darstellung soll die Uebersicht in dem 2. Heft 
des 52. Bandes (Seite 505 ff.) fortsetzen. Während jene Uebersicht 
noch von der Tatsache der Geldentwertung ausging, kann die dies- 
malige an die Stabilisierung anknüpfen. Die Stabilisierung bedeutet 
auch arbeitsrechtlich einen bedeutsamen Einschnitt. Die überstürzte 
Gesetzgebung des Jahres 1923, die unausgesetzt der Anpassung an 
die Geldentwertung dienen mußte (z. B. in der Sozialversicherung, 
im Gewerbe- und Kaufmanngerichtsgesetz, in der Erwerbslosen- 
fürsorge) und an eine Fortbildung des materiellen Rechts nicht denken 
konnte, findet einen Abschluß. Das Ermächtigungsgesetz der Regie- 
rung Stresemann bildet die rechtliche Grundlage zu bedeutsamen 
' Aenderungen auf dem Gebiete der Erwerbslosenfürsorge, der Still- 
legungsgesetzgebung, des Schlichtungswesens, der Arbeitsgerichts- 
barkeit und des Arbeitszeitrechtes. Gesetzgeberische Probleme, die 
auf den sämtlichen genannten Gebieten die gesetzgebenden Körper- 
schaften schon seit Jahren beschäftigt hatten, finden im Verordnungs- 
wege eine vorläufige Regelung und zwar — entsprechend der im Zeit- 
punkt der Stabilisierung vorhandenen wesentlichen Schwächung des 
politischen und gewerkschaftlichen Einflusses der Arbeiterklasse — 
überwiegend unter den Zeichen eines Rückganges des materiellen 
Arbeiterschutzes. Immerhin erhält sich formell — und diese Fest- 
stellung ist bedeutsam — der kollektivistische Grundgedanke des 
modernen Arbeitsrechts und wirkt sich sofort kräftig aus, nachdem 
der Tiefstand der gewerkschaftlichen Organisationen überwunden und 
mit dem Wiedererstehen der durch die Inflation aufs Schwerste 
betroffenen Gewerkschaftspresse und des gewerkschaftlichen Ver- 
waltungsapparates eine innere Kräftigung trotz erheblicher zahlen- 
mäßiger Verluste eingetreten ist (vgl. hierzu »Aufstieg und Krise der 
Gewerkschaftsbewegung« von Richard Seidel in der »Gesellschaft« 
April 1924, Seite 76). Die arbeitsrechtliche Gesetzgebung steht seit 
dem Frühjahr 1924 wieder still. Das geplante einheitliche Arbeits 
gesetzbuch kommt weder im ganzen noch in seinen einzelnen Teilen 
weiter. Nur die Arbeitszeitfrage beherrscht in Verbindung mit dem 
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Schicksal der Ratifizierung des Washingtoner Abkommens die Oeffent- 
lichkeit nach wie vor in hohem Maße. Die arbeitsrechtliche Literatur 
des Jahres 1924 ist überwiegend wiederum Kommentarliteratur zu 
den auf Grund des Ermächtigungsgesetzes ergangenen Verordnungen. 
Im übrigen hat das Interesse für das Arbeitsrecht offensichtlich nach- 
gelassen; die wirtschaftlichen Fragen stehen im Vordergrund des 
Interesses. Im folgenden seien — ähnlich wie in der vorigen Uebersicht 
— die arbeitsrechtliche Literatur im allgemeinen, die Arbeitsbeschaf- 
fung und Erwerbslosenfürsorge, die kollektive Arbeitsverfassung ein- 
schließlich der Schlichtung, das Arbeitsvertragsrecht, die Arbeits- 
gerichtsbarkeit, der Arbeiterschutz (Arbeitszeitgesetz), die Sozial- 
versicherung, das ausländische Arbeitsrecht und das internationale 
Arbeitsrecht behandelt. 


I. Allgemeines Schrifttum zum Arbeitsrecht. 


In der »Jedermanns Bücherei« des Verlages F. Hirt in Breslau 
behandelt der Gießener Privatdozent W. Groh »Deutsches Arbeitsrecht«. 
Auf engem Raum ist eine sehr klare Darstellung der Grundzüge des 
Arbeitsrechts gegeben, die namentlich den kollektiven Grundgedanken 
des modernen deutschen Arbeitsrechts scharf herausarbeitet. Syste- 
matisch sei bemerkt, daß auch Groh — meines Erachtens zu Unrecht — 
fälschlich die Schlichtung unter den Arbeitsstreitigkeiten gemeinsam 
mit der Arbeitsgerichtsbarkeit behandelt, statt im Abschnitt über die 
Arbeitsverfassung. Die Begründung, warum ich dies systematisch 
für falsch halte, sei unter III gegeben.. Bei der Betrachtung der 
Friedenspflicht (Seite 37) ist der Unterschied der Pflichten, je nach 
dem ob ein Arbeitgeber oder eine Arbeitgebervereinigung Tarifpartei 
ist, nicht recht klargestellt. Die durch die Verordnung vom 2. 12. 18 
geschaffenen Fachausschüsse für das Bäckerei- und Konditorei- 
gewerbe (Seite 59) sind inzwischen durch Verordnung vom 12. 2. 24 
aufgehoben worden, sie haben im übrigen nie groBe Bedeutung ge- 
habt. Ebenso hat die Zentralarbeitsgemeinschaft (Seite 58 zu II.) 
inzwischen durch den Austritt der freien Gewerkschaften und anderer 
Gewerkschaftsverbände ihr Ende gefunden, nachdem sie schon lange 
nur ein Dasein im Verborgenen geführt hatte; auch der Seite 58 unter 
III. behandelten Mitwirkung der Arbeitnehmer an den Organen der 
Kohlen-, Kali- und Elektrizitätswirtschaft dürfte der Wirtschafts- 
praktiker, soweit die Mitwirkung überhaupt durchgeführt worden 
ist, keine besondere Bedeutung beimessen. Das Betriebsrätegesetz 
(Seite 60) ist von der Nationalversammlung, nicht vom Reichstag 
verabschiedet worden, der erst nach dem Kapp-Putsch gewählt wurde. 
Seite 64 sind die Ersatzmitglieder und Ergänzungsmitglieder der 
Gruppenräte miteinander verwechselt. Der gemeinsame Betriebsrat 
(Seite 73) geht stets aus allgemeinen Wahlen der Belegschaften hervor; 
der Beschluß der Einzelbetriebsräte oder die Entscheidung des Arbeits- 
gerichtes betrifft nur die Voraussetzung für die Zulässigkeit der Er- 
richtung des gemeinsamen Betriebsrates. Im Streik ist — wenigstens 
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nach der herrschenden Ansicht — keine Kündigungserklärung zum 
nächstzulässigen Termin zu erblicken (Seite 97), wenn auch der Streik 
dem Arbeitgeber regelmäßig das Recht zu fristloser Kündigung gibt. 
.. Eine kleine Schrift von Kaskel, »Neuerungen im Arbeitsrecht«, 
Verlag Hobbing 1924 gibt eine gute Uebersicht über die oben an- 
gedeuteten, im Herbst 1923 eingetretenen Veränderungen im Arbeits- 
recht. 

Unter den »Universitätsstudienführern«, herausgegeben von der 
Dozentenschaft der Universität Frankfurt, ist ein Heft von Sinz- 
heimer »Wie studiere ich Arbeitsrecht« erschienen. Es zeigt alle Vor- 
züge von Sinzheimers Arbeitsweise (siehe auch Band 5r, Seite 527 
dieser Zeitschrift), seinen weit über das Gebiet der dogmatischen 
Jurisprudenz hinausreichenden Blick für die geschichtlichen und 
soziologischen Voraussetzungen allen Rechtes, seinen Sinn für die 
Fortbildung des Rechtes als Aufgabe der Rechtswissenschaft. Beacht- 
lich für die Gewerkschaften ist sein Hinweis auf die Notwendigkeit 
der Heranziehung arbeitsrechtlich geschulter Kräfte, gehören doch 
auch die geistigen Waffen zu den Hilfsmitteln der Gewerkschafts- 
bewegung, die leider die Bedeutung dieser Waffe, unter anderem auch 
für die Beeinflussung der öffentlichen Meinung, noch immer unter- 
schätzt, wenn auch unverkennbar eine Aenderung in dieser Richtung 
wahrnehmbar ist (vgl. hierzu Cassau, Wirtschaftspolitischer Ausbau 
der Gewerkschaften, in der »Gesellschaft« Oktober 1924, Seite 79). 

In diesem Zusammenhang sei auch auf die beiden neuen gewerk- 
schaftlichen Monatsschriften verwiesen, das »Gewerkschaftsarchiv«, 
das Karl Zwing in Jena als freies Unternehmen herausgibt, und die 
»Arbeit«, als deren Herausgeber Theodor Leipart, der Vorsitzende des 
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, zeichnet. In beiden 
Zeitschriften, deren stark akademischer Mitarbeiterkreis übrigens für 
die veränderte Einstellung der Gewerkschaften gegenüber den Aka- 
demikern bezeichnend ist, findet auch das Arbeitsrecht eine seiner Be- 
deutung entsprechende Berücksichtigung. Ferner erscheint seit dem 
I. I. 23 in Berlin eine vom Internationalen Arbeitsamt, Amt Berlin, 
herausgegebene »Internationale Rundschau der Arbeit«; sie enthält 
Uebersetzungen der in französischer und englischer Sprache erschei- 
nenden Monatsschrift des Genfer Internationalen Arbeitsamtes sowie 
Originalbeiträge. | 

Die bekannte Textausgabe arbeitsrechtlicher Gesetze von Hoeniger- 
Wehrle,Verlag J. Bensheimer, Mannheim, ist in 4. Auflage erschienen und 
enthält die Arbeitsgesetzgebung nach dem gegenwärtigen Stande unter 
Berücksichtigung der Veränderungen durch die Gesetzgebung von 
1923/24. Die Hoenigersche Einleitung hat einige Aenderungen im 
Hinblick auf die neuen Gesetze und die literarische Kritik, die ihr 
zuteil geworden ist, erfahren, ist aber in ihrem bedeutsamen Kern, 
als Grundformen des Arbeitsvertrages die »fremdbestimmte« und die 
»selbstbestimmte« Arbeit aufzuzeigen, unverändert geblieben. 

Das Jahrbuch des Arbeitsrechtes ist soeben das 4. Mal, z. Z. 
für das Jahr 1923, erschienen, wie bisher von Hoeniger-Schultz- 
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Wehrle herausgegeben. Es bezeichnet sich jetzt als » Jahrbuch des 
Arbeitsrechts und der damit zusammenhängenden Teile der Sozial- 
politik«, um damit auch äußerlich die enge Verbindung zwischen 
Arbeitsrecht und Sozialpolitik zum Ausdruck zu bringen. In gleicher 
Weise wie die früheren Bände gibt auch der neue eine ausgezeichnete 
Uebersicht über arbeitsrechtliche Literatur und Rechtsprechung und 
entbindet so von der zeitraubenden Durchsicht der überaus zerstreuten 
arbeitsrechtlichen Literatur und namentlich Rechtssprechung. 


II. Arbeitsbeschaffung und Erwerbslosenfürsorge. 


Durch Verordnungen auf Grund des Ermächtigungsgesetzes sind 
einige organisatorische Bestimmungen des Arbeitsnachweisgesetzes 
vereinfacht und ist die Beteiligung des Reiches an den Kosten der 
Landesämter für Arbeitsvermittlung und der öffentlichen Arbeits- 
nachweise beseitigt worden (Verordnung vom 30. Io. 23), vor allem 
aber ist die Erwerbslosenfürsorge, die im Höhepunkt der Inflation 
unmittelbar vor dem Zusammenbruch stand, ein erhebliches Stück 
in der Richtung zur Erwerbslosenversicherung umgestaltet worden 
(neu zusammengefaßt in der Bekanntmachung vom 16. 2. 24). 
Finanziell beruht sie schon jetzt fast ausschließlich auf den Beiträgen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die von den Krankenkassen ein- 
gezogen werden. Die Entscheidung über die Gewährung der Unter- 
stützung ist in die Hände der Arbeitsnachweisvorsitzenden gelegt, 
nur besteht zuungunsten der Arbeitnehmer keine Uebereinstimmung 
im Kreise der Beitragleistenden und der Unterstützungsempfänger, 
die auch noch keinen Rechtsanspruch wie in der Sozialversicherung, 
sondern ein von der Bedürftigkeit abhängiges Anrecht auf Fürsorge 
haben. Neu eingeführt ist die viel umstrittene Pflichtarbeit der Er- 
werbslosen für Arbeiten gemeinnützigen Charakters und Notstands- 
arbeiten. Die Pflichtarbeit soll kein Arbeitsverhältnis im Sinne des 
Arbeitsvertragsrechts begründen, sondern eine Form der Fürsorge 
sein. Die Sicherung dagegen, daß sie nicht das Mittel ist, um den freien 
Arbeiter durch Erwerbslose zu verdrängen, beschäftigt die Gewerk- 
schaften sehr. 

Ein gemeinsamer Kommentar zum Arbeitsnachweisgesetz und zur 
Erwerbslosenfürsorgeverordnung, beide in der neuesten Gestaltung, von 
Böhm und Eichelsbacher, ist beiC. H. Beck in München erschienen (Preis 
Mk. 6.50). Kurze, knappe Anmerkungen geben eine Uebersicht über die 
komplizierte Materie und lassen die engen Zusammenhänge von Ar- 
beitsnachweiswesen und Erwerbslosenfürsorge klar hervortreten. Ein 
ausführlicher Anhang enthält die zahlreichen reichs- und landesrecht- 
lichen Ergänzungsbestimmungen und Ausführungsvorschriften. 

Ein überaus wichtiges Mittel zur Bekämpfung der: Arbeitslosig- 
keit ist seit Jahren die sogenannte produktive Erwerbslosenfürsorge. 
Ihre Grundlage ist jetzt $ 32 der Erwerbslosenfürsorgeverordnung; 
sie ist von Albrecht und Wilhelmi, Beamten der Reichsarbeitsver- 
waltung, gesondert behandelt in einem als »öffentliche Notstands- 
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arbeiten« bezeichneten Band der Hobbingschen »Bücherei des Arbeits- 
rechts«, der wohl an die Stelle des früher hier erwähnten Bandes ı9 
(vgl. Band 50, Seite 525 dieser Zeitschrift) getreten ist. Die der über- 
aus sachverständigen Darstellung zugrunde liegenden »Bestimmungen 
des Reichsarbeitsministers über öffentliche Notstandsarbeiten« vom 
17. II. 23 zerfallen in 4 Teile, »Begriff und Arten von Notstands- 
arbeiten«, »gemeinsame Vorschriften, »kleine Notstandsarbeiten«, 
»große Notstandsarbeiten«. Im Mittelpunkt steht auch hier die Ent- 
lohnungsfrage für die Notstandsarbeiter, der Gegensatz zwischen der 
tariflichen Entlohnung des freien Arbeiters und der Pflichtarbeit 
des Erwerbslosen, deren Billigkeit leicht die Gefahr eines Mißbrauches 
der Erwerbslosen als wohlfeiler Arbeitskräfte heraufbeschwört und 
zugleich auch deren Arbeitsfreude gewiß nicht dienlich ist. 

Der Arbeitbeschaffung oder vielmehr -Erhaltung dient neben 
anderen Zwecken die Verordnung betreffend Maßnahmen gegen- 
über Betriebsabbrüchen und Stillegungen vom 8. II. 20. Versuche, 
den Gegenstand gesetzlich zu regeln, sind nie über das Anfangsstadium 
herausgekommen. Die Verordnung erfuhr durch eine Verordnung 
vom I5. I0. 23 insofern eine Erweiterung als — unter gleichzeitiger 
Aufhebung der besonders von Arbeitgeberseite viel bekämpften 
Bestimmungen der Verordnung vom 12. 2. 20 über die Arbeitsstreckung 
vor Entlassungen — die Sperrfrist bei Stillegungen ausdrücklich auch 
auf die Arbeitsverhältnisse ausgedehnt und nur der Verwaltungs- 
behörde die Befugnis verliehen wurde, statt Entlassungen vor Ablauf 
der Sperrfrist zu genehmigen, eine Arbeitsstreckung bis zu 24 Stunden 
vorzuschreiben. Die viel umstrittene Verordnung hat sicherlich in 
der schweren wirtschaftlichen Krisis nach verschiedener Richtung 
mildernd gewirkt, sowohl psychologisch durch die notwendigen Aus- 
sprachen zwischen Behörde, Arbeitgeber und Betriebsvertretung, als 
auch tatsächlich durch eine Verlangsamung des Tempos der Still- 
legungen und gelegentliches Aufhalten derselben für eine mehr oder- 
weniger lange Zeit. Eine gut durchgearbeitete Erläuterung zu der 
Verordnung ist in 2. Auflage in der neuen Fassung von Weigert als 
Band ı der Hobbingschen Sammlung erschienen. Sie behandelt vor 
allem auch ausführlich die recht verwickelten Beziehungen, die sich 
aus dem Entlassungsschutz der Verordnung im Hinblick auf die 
gleiche Materie im Betriebsrätegesetz ergeben und vielfach nicht 
aufeinander abgestimmt sind. 


III. Kollektive Arbeitsverfassung. 


Die Grundzüge des kollektiven Arbeitsrechts haben die Stürme 
des Jahres 1923/24 im ganzen gesehen überstanden. Wohl wankten 
die Gewerkschaften, die durch die Inflation materiell ausgehöhlt und 
seelisch zersetzt waren, zeitweilig und konnten den Unternehmern 
mit den Mitteln des Kampfes keinen nennenswerten Widerstand 
mehr leisten, aber der kollektive Grundgedanke war doch bereits so 
fest in unserem sozialen Leben verankert, daß nach einer kurzen 
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Epoche des Unentschiedenseins die kollektive Vertragsform für die 
maßgebenden Schichten der Arbeitnehmerschaft wieder vorherrschend 
wurde. Nur hinsichtlich der Regelung der Arbeitsverhältnisse der 
Angestellten läßt sich noch nicht übersehen, in welchem Umfang 
sich der Tarifvertrag erhalten wird, der in der Zeit der Inflation ein 
auch für die Arbeitgeber wertvolles Mittel geworden war, um zahllose 
einzelne Gehaltsregelungen zu ersparen. Unverkennbar besteht eine 
starke Neigung der Arbeitgeberverbände, sich durch Auflösung oder 
Umbildung besonders den Angestellten-Tarifverträgen zu entziehen. 
Sodann wird im Jahre 1924 in Wort und Schrift von der Arbeitgeber- 
seite für eine Begünstigung der Betriebsvereinbarung Propaganda 
gemacht, das ist die Abrede zwischen Betriebsvertretung und Arbeit- 
geber, die durch das Betriebsrätegesetz in das Arbeitsrecht eingeführt 
worden ist und ohne den Hintergrund des Tarifvertrages, mit anderen 
Worten der Gewerkschaft, eine verhängnisvolle Verwandtschaft mit 
dem syndikalistischen, aber auch mit dem gelben Organisations- 
gedanken des Werkvereins aufweist und leicht auf eine ins Moderne 
übersetzte Wiederkehr des Herr-im-Hause-Standpunktes hinwirkt. 
Diese Strömungen spielen sich denn auch in der arbeitsrechtlichen 
Literatur verschiedentlich wieder. 

Formalrechtlich gesehen sind das Tarifvertragsrecht ($ ı—6 b 
der Verordnung vom 23.12. 18) und das Betriebsrätegesetz unberührt 
geblieben, nur daß der Kündigungsschutz des BRG. den öffentlich- 
rechtlichen Arbeitnehmern durch die Personalabbauverordnung im 
wesentlichen genommen worden ist; das Schlichtungswesen ist, 
nachdem alle früheren Entwürfe einer umfassenden Schlichtungs- 
verordnung — man muß sagen, erfreulicherweise — gescheitert sind, 
durch eine Verordnung vom 30. Io. 23 auf Grund des Ermächtigungs- 
gesetzes geregelt worden. Sachlich stimmt die Neuregelung in 
den Grundgedanken mit der bisherigen Regelung und ihrer Praxis 
überein, sie bestimmt begrifflich mit erfreulicher Schärfe endlich das 
Wesen der Schlichtung als die Hilfeleistung bei dem Abschluß 
von Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen und behält die 
Verbindlicherklärung von Schiedssprüchen als letztes Mittel zur 
Beilegung der Kollektivstreitigkeiten bei. Organisatorisch ist die 
Verordnung interessant, indem sie als Schlichtungsbehörden wie bis- 
her Schlichtungsausschüsse — allerdings mit veränderter, die wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse berücksichtigender Bezirkseinteilung — und 
— dies ist neu — für »wichtige Fälle« ständige Schlichter bestimmt; 
diese werden als Reichsbehörden für größere Gebiete vom Reichs- 
arbeitsminister (der daneben auch »besondere« Schlichter im Einzel- 
fall bestimmen kann) im Einvernehmen mit den Ländern bestellt, 
also eine staatsrechtlich bedeutsame Neuerung in der deutschen Ver- 
waltungsorganisation, die ein gewisses Abweichen von dem Länder- 
charakter des Reiches bezeichnet. Zugleich tut die Verordnung einen 
Schritt auf dem Wege zu den seit Jahren erstrebten allgemeinen 
Arbeitsgerichten, indem sie die sämtlichen, seit 1918 den Schlichtungs- 
ausschüssen aushilfsweise zur Entscheidung übertragenen Rechts- 
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streitigkeiten, vor allem die aus dem BRG., den Schlichtungsaus- 
schüssen nimmt und vorläufig als Ersatzarbeitsgerichten den Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichten oder dort, wo solche nicht bestehen, beson- 
deren arbeitsgerichtlichen Kammern der Schlichtungsausschüsse zu- 
weist. Aus dieser klaren Systematik der Verordnung vom 30. I0. 23 
ergibt sich auch, warum wir es oben unter I. als falsch bezeichnet 
haben, in dem System des Arbeitsrechts die Schlichtung unter den 
Arbeitsstreitigkeiten gemeinsam mit der Arbeitsgerichtsbarkeit zu 
behandeln. Der Sprachgebrauch mag schwankend sein, aber innerlich 
besteht kein Zusammenhang zwischen den Rechtsstreitigkeiten aus 
dem Arbeitsvertrag oder aus der Betriebsratsstellung, die der unab- 
hängige Richter auf Grund der bestehenden Gesetze zu entscheiden 
hat, und der rechtsschöpferischen, nämlich auf die Vereinbarung 
autonomer Gesamtvereinbarungen zielenden Tätigkeit der Schlich- 
tungsbehörden, die reine Arbeitsverwaltungsbehörden sind, mit 
starker Abhängigkeit vom Staat, und in ihrer Tätigkeit in gleicher 
Weise wie jede andere Verwaltung z. B. die Polizei, allein von dem 
Zweckgedanken und dem Interessenausgleich bestimmt. 

Aus der Literatur zum Betriebsrätegesetz sei als charakteristisches 
Zeichen des Interesses, das das Ausland nach wie vor dem deutschen 
Betriebsrätewesen entgegenbringt, das im Verlage des Internationalen 
Arbeitsamtes in Genf erschienene Buch von Marcel Bertholet »Les con- 
seils d’entreprise en Allemagne« erwähnt. Der Verfasser, der nach dem 
Vorwort 414, Jahre als sozialpolitischer Referent bei der französischen 
Botschaft in Berlin tätig war, behandelt in einer für einen Ausländer 
erstaunlich klaren und in die Tiefe dringenden Art in 4 Kapiteln »die 
Frage der Arbeitervertretungen unter dem Kaiserreich und während 
der Revolution«, »das Betriebsrätegesetz vom 4. 2. 20«, »die Ent- 
wicklung der Betriebsräte seit I920, die Kämpfe in der Arbeiterklasse, 
Gewerkschaften und Betriebsräte« und »die Anwendung des Betriebs- 
rätegesetzes«. Ueber die Praxis des Betriebsrätegesetzes sich ein zu- 
treffendes Bild zu machen, ist ja nach wie vor außerordentlich schwer, 
zumal erst seit der Stabilisierung die Möglichkeit besteht, daß die 
Betriebsräte über den engen Bereich von Tarifkontrollorganen, zu 
denen fast allein sie die Inflation schließlich gemacht hatte, hinaus- 
wachsen und den weiten Rahmen, den ihnen das Gesetz in gewisser 
Weise gibt, ausfüllen, wobei aber jetzt wiederum die z. Z. geschwächte 
Macht der Gewerkschaften auf die Stellung der Betriebsräte not- 
wendigerweise zurückwirkt. So ist es kein Wunder, daß auch der 
französische Beobachter in der Richtung der tatsächlichen Gesetzes- 
anwendung noch nicht das letzte Wort zu sprechen vermag, Einzel- 
fälle aus der Praxis der Gerichte und Arbeitsbehörden fälschlich 
verallgemeinert und Einzelerscheinungen aus den Sturm- und Drang- 
jahren der Betriebsräte und aus der Zeit der kommunistischen Zellen 
eine Bedeutung beimißt, die sie nicht haben. Davon abgesehen gibt 
Bertholet eine sonst noch nicht vorhandene, bis Ende 1923 reichende 
historische und soziologische Darstellung aller der Probleme, die die 
deutsche Gewerkschaftsbewegung in den letzten Jahren im Kampf 


Neues Schrifttum zum Arbeitsrecht. 225 


gegen Unternehmertum und Kommunisten aufgewühlt haben, all 
der Fragen, die zusammenhängen mit dem Thema »Betriebsräte 
und Gewerkschaften« und mit einer unbestreitbaren Vorliebe gewisser 
Arbeitgeberkreise für die anfänglich so bekämpften, später aber oft 
sich als willfähriger denn die Gewerkschaften erweisenden Betriebs- 
räte. Neben der allgemeinen Darstellung der Gesetzespraxis findet 
sich eine fachliche, die die Betriebsräte in einzelnen Berufen — Berg- 
bau, Metallindustrie, Textilindustrie, Eisenbahn, Konsumvereine — 
behandelt. Der Verfasser kommt abschließend zu einer erfreulich opti- 
mistischen Zukunftsprognose; er erblickt in dem Betriebsrätegesetz 
im Rahmen der weiteren kollektivrechtlichen Gesetze, insbesondere 
über die Wirtschaftsräte und die paritätisch umzugestaltenden Wirt- 
schaftsvertretungen (Handelskammern usw.), einen ersten Schritt 
einer evolutionären Fortentwicklung der Stellung der Arbeiterschaft 
im Arbeitsverhältnis und in der Wirtschaftsverfassung. 

Aus der Literatur zum Tarifvertragsrecht des Jahres 1924 sei auf 
Nipperdey, »Beiträge zum Tarifrecht«, Verlag J. Bensheimer, Mannheim 
1924, hingewiesen, der in4 Abschnitten »die Unabdingbarkeit des Tarif- 
vertrages«, »die gewollte Tarifunfähigkeit«, »den Zwangstarif« und die 
»Hauptprobleme des künftigen Tarifrechts, kritische Bemerkungen 
zum Tarifgesetzentwurf des Arbeitsrechtsausschussese behandelt. 
Der 2. Beitrag ist, wie oben angedeutet, von einer nicht erfreulichen 
Aktualität, da die rechtlich meines Erachtens nicht zu beanstandende 
Neigung vieler Arbeitgeberverbände, die Tarifberechtigung satzungs- 
gemäß, zumindest für die Angestelltenarbeitsverhältnisse, abzu- 
streifen, noch immer besteht. Aus dem ersten Abschnitt ist beacht- 
lich der meines Erachtens von Nipperdey überzeugend erbrachte 
Nachweis, daß jeder während des Arbeitsverhältnisses ausgesprochene 
Verzicht auf Tariflohn nichtig ist und somit der volle Lohn — wenn 
auch noch so verspätet — mit Erfolg eingeklagt werden kann; setzt 
sich diese Auffassung bei den Gerichten durch, so dürfte sicherlich 
die im Leben oft vorkommende untertarifliche Entlohnung doch wohl 
weit seltener werden, und zugleich das Problem der von Nipperdey 
für unzulässig, d. h. nichtig erklärten Entlassung wegen Ablehnung 
untertariflicher Entlohnung an Bedeutung einbüßen, während bei der 
heutigen Gerichtspraxis zum nachträglichen Verzicht auf Tariflohn 
sogar die Anerkennung der Nipperdeyschen Auffassung hinsichtlich 
der nichtigen Kündigung praktisch regelmäßig an der Beweisschwierig- 
keit scheitern würde. Der letzte Abschnitt enthält eine wertvolle 
Kritik an dem Sinzheimerschen Entwurf des Arbeitstarifgesetzes. 

Zur Schlichtungsverordnung vom 30.10.23 sind eine ganze Reihe 
von Kommentaren erschienen (Dersch, Verlag J. Bensheimer, Sitzler- 
Gaßner, Verlag F. Vahlen, Flatow- Joachim, Verlag J. Springer, Pick- 
Weigert, Verlag R. Hobbing, Bücherei des Arbeitsrechts Band 5, Ferch, 
Verlag J. Heß, Stuttgart, Wölbling-Riese, Verlag Spaeth und Linde, 
Goldbaum, Verlag G. Stilke). Sie enthalten sämtlich Erläuterungen so- 
wohl zu dem Abschnitt der Verordnung über Schlichtung wie auch zu dem 
über Arbeitsgerichte. Derschs Arbeit, die weitaus am eingehendsten ist, 
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ist neben der wertvollen Darstellung geltenden Rechts durch seine sorg- 
fältige Berücksichtigung der Entstehungsgeschichte und der Literatur 
zu den einzelnen Bestimmungen gekennzeichnet; die auch den kleinsten 
Aufsatz enthaltende Literaturübersicht an der Spitze jedes Paragraphen 
hätte allerdings sehr verkürzt werden können. Interessant ist die 
Betrachtung (Seite IoI) über den Geltungsbereich der deutschen 
Schlichtungsbehörden im Verhältnis zu Ausland und Ausländern. 
Sehr gut ist, um einige Einzelheiten hervorzuheben, die Darstellung 
des Rechtes der Gesamtvereinbarungen (Seite 145 ff.). Die Organi- 
sationsklausel (Seite 173) gehört allerdings nicht zu den normativen 
Bestimmungen des Tarifvertrages und wird mit Recht (Seite 174) als 
»Organisationszwang« bei den obligatorischen Bestimmungen genannt. 
Seite 208 ist zutreffend hervorgehoben, daß die Gewerkschaft keinerlei 
Auftrags oder Zustimmung zur Anrufung einer Schlichtungsbehörde 
bedarf, weder seitens der Betriebsräte noch seitens der einzelnen Mit- 
glieder, es handelt sich jetzt, wie schon nach der alten Verordnung 
vom 23. I2. I8 um ein ureigenes Recht der Gewerkschaft gegenüber 
der Arbeitgeberseite. Weiter seien die Abschnitte über die Rechts- 
kraft im Schlichtungsverfahren (Seite 223 ff.) und über die Wirkungen 
der fehlerhaften und fehlerlosen Verbindlicherklärung (Seite 269 ff.) 
hervorgehoben. 


IV. Arbeitsvertragsrecht. 


Auf dem Gebiete des Arbeitsvertragsrechts ist inzwischen der 
2. Teil des in Band 52, 2. Heft Seite 507 dieser Zeitschrift bereits 
besprochenen arbeitsrechtlichen Grundrisses von Prof. Dr. Erdel 
erschienenen, »Individuelles Arbeitsrecht (Recht des Arbeitsvertrags)« 
Verlag Gloeckner 1924. Die Darstellung ist klar, die Beispiele sind 
gut ausgewählt. Auf abweichende Ansichten ist, wenn auch der Ver- 
fasser auf jegliche Literaturangabe verzichtet hat, hingewiesen; in 
dem Leser wird also, was gerade auf arbeitsrechtlichem Gebiet sehr 
wichtig ist, nirgends der Glaube erweckt, es handele sich um unum- 
stößliche Wahrheiten der Rechtstheorie oder -Praxis. Das Buch kann 
namentlich zum Selbstunterricht, für Volkshochschulkurse und der- 
gleichen Zwecke, bei denen es sich nicht um streng wissenschaftliche 
universitätsmäßige Arbeitsmethoden handelt, nur empfohlen werden. 


V. Arbeitsgerichtsbarkeit. 


Von der Arbeitsgerichtsbarkeit war bereits unter III. die Rede. 
Allgemeine Arbeitsgerichte gibt es noch nicht, nur hat die Schlichtungs- 
verordnung in ihrem 2. Abschnitt gewisse Streitigkeiten den Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichten und den arbeitsgerichtlichen Kammern der 
Schlichtungsausschüsse als Ersatzarbeitsgerichten überwiesen und 
für die Erledigung zwei Verfahren vorgeschrieben, ein Urteilsverfahren 
für zivilrechtliche Ansprüche, vor allem aus $ 84 ff. BRG., ein BeschluB- 
verfahren zur Entscheidung der Streitigkeiten, die sich zwischen 
Arbeitnehmerschaft (Betriebsvertretung) und Arbeitgeber aus dem 
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BRG. ergeben. Diese Ersatzarbeitsgerichtsbarkeit wird in sämtlichen 
Kommentaren zur Schlichtungsverordnung miterläutert. Mit be- 
sonderer Sorgfalt unter Berücksichtigung aller irgendwie bedeutsamen 
Rechtsprechung aus den letzten Jahren hat Dersch die Arbeitsgerichts- 
barkeit behandelt, die in Verbindung mit den einschlägigen Bestim- 
mungen des BGR., besonders $ 84 ff., eine Fülle schwieriger und zu- 
gleich praktisch wichtiger Rechtsfragen enthält (vgl. namentlich 
Seite 374 ff. über das Kündigungseinspruchsverfahren). Wölbling 
weist zu Unrecht, was besonders hervorzuheben ist, den Arbeits- 
gerichten auch die Zuständigkeit für bestimmte Lohnklagen zu (Seite 76, 
wie hier z. B. Sitzler-Gassner Seite 41 unten zu Artikel II § x1 Anm. 1). 


VI. Arbeiterschutz. 


Auf dem Gebiete des Arbeiterschutzes steht seit dem Herbst 
1923 die Arbeitszeitfrage im Vordergrund. Nachdem jahrelang die 
gesetzliche Regelung der Demobilmachungsverordnungen an parla- 
mentarischen Gegensätzen gescheitert war, fand auch hier im Zeichen 
des Ermächtigungsgesetzes die Regelung statt, indem die Reichs- 
regierung zunächst im November 1923 die alten, jeweils befristeten 
Verordnungen ablaufen ließ und dann unter dem 21. 12. 23 eine Neu- 
regelung traf. Diese hielt den Grundsatz des Achtstundentages auf- 
recht, durchlöcherte ihn aber in der Praxis stark, indem sie die Arbeits- 
zeitfrage in erster Linie zur Tarifvertragsangelegenheit und damit 
zum Spielball des Kampfes zwischen Gewerkschaften und Arbeit- 
geberverbänden machte, diesen Kampf aber in hohem Maße durch 
den staatlichen Zwangseingriff der Verbindlicherklärung von Tarif- 
schiedssprüchen — siehe zu III. — entschied. So bedenklich vom 
Standpunkt des Arbeiterschutzes aus es auch ist, den Schutz der 
Arbeitskraft vom Kampf der Organisationen und damit in hohem 
Maße von der Lage des Arbeitsmarktes und der Konjunktur abhängig 
zu machen, so hat das in der Arbeitszeitverordnung vom 21. I2. 23 
dem Tarifvertrag verliehene Monopol der vertraglichen Arbeitszeit- 
verlängerung — neben der behördlichen Ausnahmebewilligung — 
entgegen anderen Verlängerungsmöglichkeiten immerhin den Vorteil 
gehabt, in der schwersten Krise für die Gewerkschaften diese arbeits- 
rechtlich zu stärken und — wenn auch oft zwangsweise — zu Trägern 
des tariflichen Arbeitszeitrechtes zu machen (vgl. hierzu den oben 
in der Einleitung erwähnten Aufsatz von Seidel, Seite 86 ff.). Durch 
die Verbindung von tariflicher Arbeitszeitverlängerung und Schlich- 
tung einschließlich Verbindlicherklärung bleibt die leicht gewerk- 
schaftsfeindliche Betriebsvereinbarung, für die die Arbeitgeber seit 
längerer Zeit eine von ihrem Standpunkt aus begreifliche Vorliebe 
zeigen (siehe zu lI.), im Arbeitszeitrecht zurückgedrängt. Durch die 
internationalen Verhandlungen im Laufe des Jahres ist dann die 
Frage der Ratifizierung des Washingtoner Abkommens in den Vor- 
dergrund der Arbeitszeiterörterungen gerückt. 

Die Arbeitszeitverordnung vom 21. 12. 23 hat eine Reihe Be- 
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arbeitungen erfahren. Erwähnt seien hier die Ausgaben von Syrup, Ver- 
lag R. Hobbing, Bücherei des Arbeitsrechts Band 4, Wölbling-Riese, Ver- 
lag Spaeth und Linde, G. Erdmann, Verlag O. Elsner, Leipzig. Die beste 
Bearbeitung ist die von Syrup. Sie stellt allerdings besondere Anforde- 
rungen an den Leser, weil sie nicht kommentierend, sondern syste- 
matisch ist. Das gesamte Arbeitszeitrecht, wie es in der neuen Arbeits- 
zeitverordnung, den — z.T. — wieder in Kraft gesetzten — Demobil- 
machungsverordnungen und in der Gewerbeordnung enthalten ist, ist 
in 8 großen Abschnitten behandelt: I. der persönliche Geltungsbereich 
der Arbeitszeitverordnung, II. die Dauer der regelmäßigen werk- 
täglichen Arbeitszeit, III. die werktägliche Ueberarbeit, IV. der Beginn 
und das Ende der regelmäßigen werktäglichen Arbeitszeit, die Ruhe- 
zeiten und die Arbeitspausen, V. die Sonntagsruhe und die Sonntags- 
arbeit, VI. der obligatorische Ladenschluß, VII. die Durchführung 
der Arbeitszeitverordnung, die Aufsicht über die Durchführung und 
die Bestrafung von Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen 
der Arbeitszeitgesetzgebung, VIII. die Uebergangs- und Schluß- 
bestimmungen. Der Erdmannsche Kommentar verrät durch das 
besondere Interesse, das er der Betriebsvereinbarung und der Kon- 
struktion der durch die Betriebsräte privatrechtlich vertretenen Beleg- 
schaft als tariffähiger »wirtschaftlicher Vereinigung« zuwendet ($ 5 
Anm. I, § 6 Anm. I — vgl. zu dem Zusammenschluß der Belegschaft 
zur »wirtschaftlichen Vereinigung« aber auch Syrup, Seite 66), die 
Herkunft des Verfassers aus dem Arbeitgeberlager. Charakteristisch 
ist auch die verschiedene Einstellung der beiden Autoren zu der Straf- 
bestimmung des § rı AZVO., die dank ihrem Absatz 3 wohl nur auf 
dem Papier stehen dürfte (vgl. einerseits Syrup Seite 150, der die 
Bestimmung als smit der bisherigen allgemeinen Auffassung über die 
Rechtsnatur des Arbeiterschutzes nur schwer vereinbar« bezeichnet 
— ähnlich derselbe in Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 1924, Spalte 94, 
— und anderseits Erdmann, Vorbemerkung bei $ ıı, der mit dem 
manchesterlichen Begriff der »persönlichen Freiheit« des fortstrebenden 
Arbeiters operiert und im Gegensatz zu Syrup die Straffreiheit des 
Arbeitgebers zu begründen versucht, der die Initiative zur »Annahme 
freiwilliger Mehrarbeit ergreift«). Zu der praktisch bedeutungsvollen 
Frage, wieweit die öffentlich-rechtlich zulässige Mehrarbeit auch 
privatrechtlich geschuldet ist, habe ich mich unter Berücksichtigung 
der Arbeiten von Syrup und Erdmann in einem Aufsatz im Gewerbe- 
und Kaufmannsgericht am I. 9. 24 Spalte 273 geäußert. 

Ein besonderes Gebiet des Arbeiterschutzes, das Hausarbeits- 
gesetz, ist von Dr. Gäbel in Band 5 der Hobbingschen Bücherei des 
Arbeitsrechts behandelt. Das Hausarbeitsgesetz von IgıI, das keine 
rechte Wirksamkeit zu entfalten vermochte, ist im Jahre 1923 erheb- 
lich umgestaltet worden, indem die Fachausschüsse die Aufgabe be- 
kommen haben, Tarifverträge für Hausarbeiter, auf deren Zustande- 
kommen sie zunächst hinzuarbeiten haben, »als allgemeinverbindlich 
zu genehmigen«, äußerstenfalls »Mindestentgelte« mit tarifvertrag- 
licher Wirkung »festzusetzen«. Rechtssystematisch gehört der Gegen- 
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stand also sowohl zum Arbeiterschutz wie zum Recht der Kollektiv- 
verträge. Interessant ist im Hinblick auf die Zusammensetzung der 
allgemeinen Schlichtungsbehörden, daß in den Fachausschüssen 
neben dem Vorsitzenden noch 2 sachkundige Beisitzer sitzen, die nicht 
den Interessenten angehören dürfen. Weiterhin sei erwähnt, daß die 
Erfüllung der zivilrechtlichen Ansprüche des Hausarbeiters durch 
ein Ordnungsstrafverfahren (Buße) gesichert ist. Wieweit es gelingt, 
trotz der verstärkten Stellung der Fachausschüsse dieser schwächsten 
Arbeiterschicht zu helfen, läßt sich wohl noch nicht beurteilen; auch 
ist, wie überall im kollektiven Arbeitsrecht, das Vorhandensein lei- 
stungsfähiger Organisationen unentbehrlich, dem allerdings die Iso- 
lierung der Hausarbeiter sehr entgegenwirkt. Die Erläuterungen der 
Verfasserin, die ja auf diesem Gebiet zu Hause ist und als Mitglied 
des Arbeitsrechtsausschusses auch an den Vorarbeiten der Novelle 
beteiligt war, sind klar und geben ein anschauliches Bild von den 
sozialen und rechtlichen Besonderheiten der Hausarbeit. 


VII. Sozialversicherung. 


Die Sozialversicherung ist durch die Stabilisierung endlich wieder 
in ruhigere Bahnen geraten, nachdem sie in immer überstürzterem 
Tempo der Geldentwertung — allerdings in weitem Abstand — hatte 
folgen müssen und dadurch schließlich unmittelbar vor dem Zusammen- 
bruch stand. Seitdem die Beiträge nicht mehr davonfließen, hat sie 
sich wieder erholt, und die Pessimisten, die bereits ihr Ende prophe- 
zeiten, dürften Unrecht behalten. Von neuen Arbeiten sei hier nur 
ədie neue Angestelltenversicherung, eine systematische Einführung 
nebst Berufskatalog und Sachregister« von Dersch, Verlag J. Springer 
1924, erwähnt. In 5 Abschnitten wird eine klare Darstellung des in 
neuer Fassung unter dem 28. 5. 24 veröffentlichten Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes gegeben, das damit nach den zahllosen materiellen 
und geldlichen Aenderungen der letzten Jahre einen vorläufigen Ab- 
schluß gefunden hat. Der Verfasser, der hier die erste wissenschaftliche 
systematische Darstellung dieser Materie nach geltendem Recht geschaf- 
fen hat, gibt eine wertvolle Uebersicht über den verwickelten Rechts- 
stoff und berücksichtigt zugleich überall die geschichtliche Entwicklung 
des jetzigen Zustandes, den Kampf um die Angleichung der Angestell- 
tenversicherung an die übrige Sozialversicherung und um eine ver- 
mehrte Selbstverwaltung. Wer sich über die Grundzüge der Angestell- 
tenversicherung unterrichten will, wird an dem Buch einen willkom- 
menen Führer finden. Es ist zu hoffen, daß auch die Reichsversiche- 
rungsordnung, die demnächst ebenfalls neu veröffentlicht werden soll, 
bald eine ähnliche Bearbeitung finde, damit auch der Nichtspezialist 
endlich wieder in dieses große Gesetzgebungswerk eindringen kann. 


VIII. Ausländisches Arbeitsrecht. 


Das Problem der Demokratisierung der Betriebsverfassung spielt 
heute in allen Ländern eine erhebliche Rolle, wenn auch im Augen- 
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blick eine rückläufige Bewegung, zumindest ein Stillstand zu verzeich- 
nen ist. Während die angelsächsische Welt — England, Nordamerika 
— auf gesetzliche Eingriffe in dieser Beziehung bisher verzichtet und 
die Entwicklung in gewohnter Weise der Uebung, wohl auch dem 
gewerkschaftlichen Einfluß im Tarifvertrag überlassen haben, sind 
in Mitteleuropa gesetzliche Maßnahmen getroffen worden, zuerst in 
Oesterreich 1919, dann in Deutschland 1920, zuletzt in der Tschecho- 
slowakei 1921. 

Zum tschechoslowakischen Gesetze vom 12. 8. 2I liegen 2 Aus- 
gaben vor, eine von Lamberg, Verlag Stiepel, Reichenberg 1923, die 
andere von Ehlemann, herausgegeben von der Zentralgewerkschafts- 
kommission des Deutschen Gewerkschaftsbundes in der Tschecho- 
slowakei, Reichenberg 1924. Jene ist kommentierend zu den einzelnen 
Paragraphen, diese systematisch. Jene stammt nach Andeutungen 
im Vorwort aus Kreisen, die dem Unternehmertum nahestehen, diese 
aus gewerkschaftlichen Kreisen. Für den Deutschen ist die Durch- 
sicht der Bücher sehr wertvoll, weil sie die vollständige Gleichartig- 
keit der arbeitsrechtlichen Probleme in Deutschland und in der Tsche- 
choslowakei veranschaulicht. In den kleinen wie in den großen Fragen 
findet sich, z. T. eine Folge der bisweilen wörtlichen Uebereinstimmung 
beider Gesetze, diese Gleichartigkeit, mag es sich um das Wesen des 
Lehrlingsvertrages, um die Rechtsfolgen des Streiks, um die Mit- 
wirkung bei Massenentlassungen, um den kollektivgestalteten Kündi- 
gungsschutz bei Einzelentlassungen, um das Verhältnis der Betriebs- 
ausschüsse (dies der Ausdruck des tschechoslowakischen Gesetzes 
für Betriebsräte) zu den Gewerkschaften, um die beiden Formen 
des Kollektivvertragsrechts (Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung) usw. 
handeln. 'Dieselben Unklarheiten, die in Deutschland namentlich vor 
der Schlichtungsverordnung vom 30. Io. 23 durch die Uebertragung 
rechtsprechender Aufgaben auf die hierfür nicht geeigneten Schlich- 
tungsausschüsse herrschten, bestehen anscheinend auch in der 
Tschechoslowakei, wo, wie früher bei uns, nicht die Gewerbegerichte, 
sondern paritätische Schiedskommissionen (je 2 Vertreter der Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer, 1 richterlicher Vorsitzender und — im Gegen- 
satz zum deutschen Recht — ein sozialpolitisch oder volkswirtschaft- 
lich tätiger Beamter als Beisitzer) die Rechtsstreitigkeiten aus dem 
Betriebsrätegesetz entscheiden. Interessant für den Deutschen ist 
die vielfache Verwendung der deutschen arbeitsrechtlichen Literatur 
und Rechtsprechung bei der Auslegung des tschechoslowakischen 
Gesetzes. In beiden Büchern ist die reichliche Judikatur der Schieds- 
kommissionen und des obersten Verwaltungsgerichtes sorgfältig ver- 
wertet, und eine Menge Entscheidungen beider Behörden wörtlich 
abgedruckt. 

‘Bei Hoffmann und Campe ist eine Uebersetzung des »Arbeits- 
gesetzbuches Sowjetrußlands Ausgabe 1922« von Dr. Heinrich Freund 
erschienen und von einer interessanten Einführung eingeleitet, die in 
2 Teilen die Zeit von der Oktoberrevolution bis zur neuen Wirtschafts- 
politik und die neue Wirtschaftspolitik behandelt. Das Arbeitsgesetz- 
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buch von 1922, welches dasjenige von IgIß® ersetzt, steht im Zeichen 
der Abkehr von den bisherigen starren Bestimmungen des russischen 
Arbeitsrechts. Die freie Wahl der Arbeitsstelle war in den Anfangs- 
jahren der Republik durch strenge Vorschriften über den Zwang zur 
Benutzung des Arbeitsnachweises ausgeschlossen, sie wird jetzt in 
verschiedener Richtung erleichtert; die Arbeitsdienstpflicht wird auf 
Ausnahmefälle beschränkt; das Leistungsprinzip und die Differen- 
zierung der verschiedenen Arten von Arbeit wird begünstigt. Im 
Arbeitsvertragsrecht spielt, wie bei uns der Kündigungsschutz eine 
erhebliche Rolle, die Kündigung ist, soweit erkennbar, weitergehend 
als im deutschen Recht stets an bestimmte Gründe geknüpft, z. T. 
außerdem an die Zustimmung paritätischer Stellen. Charakteristisch 
ist die geringe Rolle, die den Betriebsräten zugewiesen ist. Sie sind 
nach dem Gesetzbuch von 1922 noch .weit mehr als bei uns kraft 
Gesetzes Organe der Gewerkschaften und von deren Zentralinstanzen 
vollständig beherrscht. In welchem Maße die weitgehenden Arbeiter- 
schutzbestimmungen in der Wirklichkeit gelten und nicht nur auf dem 
Papier stehen, läßt sich nicht beurteilen. Viele Bestimmungen des 
russischen Gesetzbuches sind bei uns in Tarifverträgen vereinbart 
und dann jedenfalls weit mehr gesichert als durch ein Staatsgesetz. 
Eine eingehende vergleichende Darstellung deutschen und russischen 
Arbeitsrechts wäre wissenschaftlich von großem Interesse. Ä 


IX. Internationales Arbeitsrecht. 


Die Erörterungen über das Washingtoner Abkommen haben die 
Aufmerksamkeit der deutschen Oeffentlichkeit in erhöhtem Maße auf 
den die internationale Organisation der Arbeit betreffenden Ab- 
schnitt XIII des Versailler Vertrages und auf das Internationale 
Arbeitsamt in Genf gelenkt. »Internationales Arbeitsrecht, unter 
besonderer Berücksichtigung der internationalen Arbeitsorganisation« 
behandelt ein ħħ der Sammlung Göschen erschienenes Heft von Tczer- 
clas von Tilly, Berlin, W. deGruyter & Co. Die geschichtliche Ein- 
leitung ist wenig systematisch und weist einige bedauerliche Fehler 
auf. Seite 14 ist die erste — Marxsche — Internationale in völliger 
Verkennung ihres Charakters als »erste Internationale Gewerkschaft« 
bezeichnet, und ihre weitere Entwicklung vollkommen verzerrt dar- 
gestellt. Der erste Kongreß der 2. Internationale ist (Seite 16) ins 
Jahr 1883 statt 188g verlegt. Seite 33 ist von Amsterdam als Sitz der 
Internationalen Gewerkschaftszentrale im Jahre 1913 die Rede, wäh- 
rend der Sitz damals Berlin war und erst nach dem Krieg nach 
Amsterdam verlegt worden ist. Die Darstellung der internationalen 
Organisation der Arbeit und ihrer Tätigkeit seit IgIg gibt ein gutes 
Bild von dieser in Deutschland leider noch viel zu wenig beachteten 
Einrichtung des Völkerbundes, die durch ihre enge Verbindung mit 
diesem gerade Deutschland schon mancherlei hätte nützen können. 
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Ford und Fordliteratur. 
Von 
WALTER G. WAFFENSCHMIDT. 


Es dürfte kaum einem Zweifel begegnen, daß die kultur- 
wissenschaftliche Behandlung der Technik in 
keinem Verhältnis zu ihrer tatsächlichen Bedeutung steht. Langsam 
und zaghaft beginnt hier ein Wandel. Sogar der Logiker findet 
allmählich Probleme, die er seiner würdig erachtet; so hört man, daß 
an einer Universität die Ordnung technischer Begriffe Gegenstand 
von Untersuchungen ist. Keineswegs steht umgekehrt die Praxis 
diesen wissenschaftlichen Dingen gleichgültig gegenüber, insbesondere 
nicht die Praxis des Patentamts, für die jede derartige Begriffsklärung 
wichtig sein kann. 

Wesentlich größer ist die Beachtung der Technik in den G e- 
sellschaftswissenschaften und wenn vor Jahren das 
Taylorsystem eine bedeutsame Rolle in den wirtschaftlichen Erörte- 
rungen spielte, so ist das heute mit dem Fordsystem der Fall. 

Auch hier jedoch zeigt sich in der Literatur der Urgrund der Ab- 
neigung, die der Kulturwissenschaftler gegen die Technik hegt, indem 
er eine Gegensätzlichkeit von Geist und Materie, von 
Kultur und Natur betont. 

So hat ganz vom äußersten Standpunkt aus, schon mehr künst- 
lerisch als wissenschaftlich, Peter Mennicken einen „Anti- 
Ford oder von der Würde der Menschheit« ge- 
schrieben (Die Kuppel, Aachen 1924), von dem er zum Ueberfluß 
noch sagt: »Diese Schrift ist eine Entlarvung des tüchtigen Menschen 
und seines Repräsentanten Ford.s Homo sapiens und homo faber, 
begnadetes Sein und mühevoll erworbenes Können (wer denkt nicht 
an Siegfried und Mime) sind derartige Gegensätze, und als homo 
faber ist Ford »solid, reell, sparsam, tüchtig, moralisch, Vermögens- 
verwalter der Menschheit, wohlwollend, fortschrittlich; seine Motive 
sind alltäglich, kurz er ist first class« (oder wie jetzt der Amerikaner 
sagen würde: O. K.). Daß dieser »niedere« Typus heute immer mehr 
ausschlaggebend wird gegen Tagore, Ku Hung Ming und — Rußland, 
dagegen möchte der Verfasser aufrütteln. 

Es ist nichts dagegen einzuwenden, wenn gegen die Diktatur 
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von Wirtschaft, Technik, Bürgerlichkeit und Alltag aufgerüttelt wird. 
Mennicken schießt dabei aber weit über das Ziel hinaus und läuft 
Gefahr, daß durch den Spiegel, den er den tüchtigen Menschen 
vorhält, ein eigenes Zerrbild des Kulturwissenschaftlers durchscheint. 

Wir können hier nicht weiter in das Problem, Ziel und Mittel, 
Idee und Wirklichkeit, und all das, was viel tiefer liegt, als Mennicken 
es zeigt, eindringen, aber der Verfasser kennt sogar die Technik von 
seinem Standpunkt aus nicht, sonst würde er ihr auch bei dem tüch- 
tigen Menschen Ford vieles zubilligen, was gerade er am höchsten 
anschlagen muß. Er beachtet nicht den psychischen Charakter des 
Technisch-Schöpferischen, den nur mangelnde Erkenntnis 
anders einstufen kann, als jegliche Kunst, das Schöpferische, dessen 
Züge beim großen Daedalus sich finden wie beim kleinen Werkmeister, 
der in schlaflosen Nächten von einer Erfindungsidee besessen ist und 
den Alltag vergißt. Wo ist die Anerkennung der Gefahr beim unge- 
wissen physikalischen oder chemischen Experiment, wo werden die 
vielfachen, über bloß erlerntes Können hinausgehenden Führerfähig- 
keiten eines tüchtigen Bauführers, eines Feldherrn gegen die Tücken 
von Objekt und Subjekt anerkannt ? 

Es sei zugegeben, daß in Fords Schrift: »Mein Leben und mein 
Werk« das Alltägliche breit daliegt, aber der Kundige hat auch dafür 
eine ganz andere Erklärung: Wer in den Anfängen seines technisch 
schöpferischen Handelns hochfliegende Gedanken von dem unerbitt- 
lichen Experiment zertrümmert sah, der wird von literatenhafter 
Ekstase geheilt, steigt vom Koturn, nimmt als Kennzeichen dessen 
die Sprache des Alltags an und tut so, sals o b« das alles 
unbegnadet geschehen sei. Wir wissen, daß gerade der anglikanische 
Volkscharakter dieses sals ob« gern gebraucht und wir verkennen die 
Gefahren, Cant und Pharisäertum, nicht. Aber es ist Tatsache: Jede 
Zeile bei Ford ist geschrieben, »als ob« alles ganz gewöhnlich sei, als 
ob keine höheren Ziele da wären, als ob kein Machtwille, kein Schöpfe- 
risches, keine Dämonie, kein Zufall, keine schlaflose Leidenschaft, 
keine Freude an sachklassischer Schönheit, keine Liebe zu irgend 
etwas außer dem Ich da wäre. Das ist eben die Sprache eines Reflek- 
tierenden, der ein kulturwütendes Ich beobachtet und vom Absoluten 
zum Sein zügelt. 

Diese Ausführlichkeit rechtfertigt sich durch die weite Verbrei- 
tung, welche ein solches Mißverständnis des Technisch-Organisato- 
rischen hat. Doch muß man es Mennicken zugute halten, daß er vor- 
wiegend als Aesthetiker und Künstler schreibt. 

Auf einen diametral entgegengesetzten Standpunkt Ford gegen- 
über tritt Gottl-Ottlilienfeld in seinem nur 37 Seiten 
starken, aber ungemein gedrängten Werkchen: Fordismus? 
(Fischer, Jena 1924), das den Untertitel trägt: »Pharaphrasen über 
das Verhältnis von Wirtschaft und technischer Vernunft bei Henry 
Ford und Frederik W. Taylor.« 

Wie kaum ein anderer ist G o t t1 berufen, die technisch wirt- 
schaftliche Bedeutung Fords zu analysieren. Das beweisen seine 
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Schriften: »Der Wertgedanke, ein verhülltes Dogma der Na- 
tionalökonomie«, Jena. 1897, »Die Herrschaft des Wortes, Unter- 
suchung zur Kritik des nationalökonomischen Denkens« und sein 
neuestes Buch »Die wirtschaftlichen Dimensionen, eine Abrechnung 
mit der sterbenden Wertlehre«. Im engeren aber ist es die Abhandlung 
»Wirtschaft und Technik« im Grundriß der Sozialökonomik, die als 
die Grundlage für die Einordnung technisch-wirtschaftlicher Belange 
in die Soziologie allgemein anerkannt ist. Sie und der Aufsatz »Arbeit 
als Tatbestand des Wirtschaftslebens« (Archiv 50, 2, S. 289) bilden 
die Wegbereitung für seine Schrift über Ford. | 

In Gottl erwuchs der Technik ein Anwalt, ein Beherrscher der 
Dialektik, der eine Sprache meistert weit umfassend, doch tragisch 
fremdartig dem knapp abstrakt naturwissenschaftlich geschulten Tech- 
niker; und zu reich sind Gottls Geschenke für ihn. Zu groß gefaßt ist 
das Vernunftprinzip, das Gottl zum technischen Vernunft- 
prinzip erklärt: »Handle stets mit dem vergleichsweise mindesten 
Aufwand.« Tatsächlich ist für den Techniker die engere Begrenzung 
des Prinzipbereichs leistungsfähiger, um die wesentlichen Belange der 
Technik zu kennzeichnen, die da etwa lautet: Technisch ist ein Problem 
gelöst, wenn die naturwissenschaftlichen Grundlagen folgerichtig einem 
gegebenen Zweck entsprechend angewandt sind, so daß die Sache 
»funktioniert«. Mitunter wird dabei sogar ausdrücklich die Geltung 
des Prinzips betont: »Koste es, was es wolle«. Tritt aber zu dem Prin- 
zip: Lösung schlechtweg noch ein weiteres: Optimum des Ertrags, 
größte Spanne zwischen Aufwand und Erfolg, so ist das etwas Neues, 
deutlich zu unterscheidendes, wichtiges auch für die Praxis, wo 
technischer Fortschritt und wirtschaftlicher Fortschritt (Patentwesen) 
rechtserheblich unterscheidbar sein müssen. | 

Daß Gottl von seinem so gekennzeichneten soziologischen Stand- 
punkt aus Ford bejaht, ist erklärlich. Besonders nimmt aber auch die 
methodische Einstellung im Gegensatz zu Mennicken für 
Gottl ein und gerade in der Achtung vor dem Gegenstand kann man 
sich keinen größeren Gegensatz vorstellen, als das Bekenntnis des 
wissenschaftlichen Analytikers Gottl über den praktischen Syn- 
thetiker Ford: »Mich persönlich packt der lebhafte Eindruck wie der 
Reichtum des Lebens immer von neuem, die Theorie blamiert, indem 
ganz leicht Ausdenkbares, das trotzdem unausgedacht geblieben, gleich 
in greifbarster Wirklichkeit auftaucht. 

Diese Bejahung der Technik als Schöpferischem schlechtweg 
in der Gesellschaftsordnung wird naturgemäß verstärkt durch den 
Fortschritt, den Gottl auf den Weg von Taylor zu Ford als 
erheblich feststellen kann, ein Fortschritt von der Natur zu den kultur- 
wissenschaftlichen Belangen, eine Ausdehnung des Systems auf 
immer weitere Kreise des Wirtschaftlichen. 

Das analysiert Gottl: Bei Taylor ist die Ratio, die Einbeziehung 
des Geschehens in die willensmäßige Gestaltung, auf den Betrieb 
beschränkt und noch enger im wesentlichen auf die menschliche 
Arbeit und zwar auf die physische. Die Normung der Handgriffe 
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macht den Menschen zur Maschine und damit wird der »Taylorismus« 
zur übertriebenen »T a y lorei« die über den Nutzen des engeren 
Bereichs, über den sie grundsätzlich nicht hinaussieht, die Schädigung 
des weiteren vergißt. 

Dazu kommen noch andere Mängel: Sehr mäßige Verbesserung 
in der Lage der Arbeiter; nur um ein Neuntel des Mehrertrags werden 
die Löhne überhöht; alles andere nehmen sozusagen nicht unmittelbar 
an der Produktion Beteiligte: Einpauker, Aufseher weg; dem Betrieb 
bleibt privatwirtschaftlich nur eine Rente als Differenzialrente, solange 
nichttaylorisierte Betriebe zur Erzeugung der Ware herangezogen 
werden müssen. Das Publikum geht praktisch leer aus, da die Zeit 
bis zur Preisverringerung unabsehbar ist. 

Wesentlicher Fortschritt bei Ford: Seine Ratio geht auf ein 
unvergleichlich weiteres und vertieftes System. Es ist 
vielleicht gewagt, in den kurzen Strichen, die der »Besprechung einer 
Besprechung«® vorgezeichnet sind, das Gesamtsystem aufzeigen zu 
wollen, von dem die Ratio Fords einen größeren Teil erfaßt, als andere 
Wirtschaftszellen es üblicherweise tun. Doch ist gerade dieser Punkt 
bei Gottl etwas zu kurz gekommen, und wenn er meint, daß vieles »nicht 
auf das Abc unserer Wissenschaft geht, auf die Mechanik der Selbst- 
regelung des Spieles zwischen Bedarf und Deckung« (S. 26), so liegt 
ihm das eben weniger. 


Schumpeter hat darauf aufgebaut, daß ein Kranz von Gleichungen 
unsere ‘Wirtschaft umgibt. Drei wirtschaftliche Haupt- 
funktionen sind es, die sie beherrschen und zwar über die 
private auch die größere Wirtschaft. Es ist 


a) die Preis-Absatzfunktion (beim Preis r wird die Menge x ab- 
gesetzt); 

b) die Lohn-Arbeitskraftinvestierungsfunktion (bei Lohn t sind y 
Arbeiter erhältlich); 

c) die Zins-Kapitalinvestierungsfunktion (bei Zins v ist z Kapital 
erhältlich). 

Quantitativ lautet die Funktion 

a) fallender Preis — steigender Absatz, 

b) steigender Lohn — steigendes Arbeitskraftdargebot, 

c) steigender Zins — steigendes Kapitaldargebot 
und umgekehrt. 


Diesen drei Funktionen tritt Ford sehr unterschiedlich gegen- 
über: 

a) In der Preisabsatzfunktion treibt seine Ratio den Geschäfts- 
stand in unerhörtem Umfang hinauf; unerhörte Preisreduktionen 
bringen unerhörte Absatzsteigerung, so stark, daß Gottl an eine 
überrechenhafte Einstellung Fords denkt: Preisherabsetzung 
ohne Kostenkalkulation, »das Herz vorauswerfen, dann nachge- 
sprungen« wie der Reiter. 

. b) Nicht wesentlich tritt die Lohnarbeitsfunktion auf, zum Teil 
erklärbar aus den besonderen amerikanischen Verhältnissen, 


u 
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angeblich ziemlich überhöht gegen Nachbarbetriebe, im wesent- 

lichen unabhängig vom Geschäftsstand. 

c) Wieder eigenartig ist die Zins-Kapitalfunktion. Das Fordsche 
System kennt kein rentenabwerfendes Kapital, das dem tech- 
nischen Direktor oft genug verhaßt ist, wenn er von dem Aktionär- 
bete gezwungen auf technische Verbesserungen verzichten muß. 
Ford kennt insbesondere auch kein durch hohen Zins anzu- 
lockendes Bankkapital, dieses Kuckucksei, das in den Betrieb 
gelegt, die technische Vernunft aus ihm herauswirft. Im Ford- 
schen Reinsystem ist de Neuinvestierung aus dem 
Unternehmen selbst herausgeheckt und zwar nicht als Fetisch, 
sondern als zielhaftes Element des in kinetischer Entwicklung 
sich einstellenden Gleichgewichtszustandes. 

Hier mit der Investierungsfrage setzt das eigentliche Gebiet der 
technisch wirtschaftlichen Funktion an. Sie 
besagt folgendes: Um die Menge x Stück pro Tag herstellen zu können, 
braucht der Betrieb y Arbeitskräfte und z Kapital. (Den Sacherfolg 
x eines Betriebes bezeichnet Gottl mit dem Neuwort Ertrieb.) x und 
y sind nun gegeneinander veränderlich, indem x Stück mit weniger 
Arbeitskraft und mehr Kapital oder auch umgekehrt und zwar in der 
ganzen Stufenfolge vom arbeitsintensiven bis zum kapitalintensiven 
Betrieb hergestellt werden können. Ford rechnet so, statt seiner 
50 000 Mann im kapitalintensiven Betrieb, deren 200 000 im arbeits- 
intensiven, kapitalärmeren Betrieb. 

In einem gewissen Gegensatz zu Gottl muß nun auf zwei Gesetz- 
mäßigkeiten hingewiesen werden, die hier auftreten. Erstens gilt bei sta- 
tischer, gleichbleibender Technik lediglich für die Aenderung der Be- 
triebsgröße folgendes: Je größer der Absatz x, desto kleiner ist erfah- 
rungsmäßig der auf die Produkteinheit fallende Aufwandsanteil y plus z. 


Desto größer a d. h. das, was Gottl mit »Ertriebswucht« bezeich- 


net, mit Vernunfterfolg des Betriebs. (Zunehmendes Ertragsgesetz, 
Ueberlegenheit des Großbetriebs.) 

Zweitens gilt für die kinetisch vorwärts schreitende Technik: Je 
weiter der Fortschritt, desto weiter verschiebt sich die wirt- 
schaftlich günstigste, ertragreichste Zusammensetzung y plus z nach 
der Seite des Kapitals z. Was besagt das anders, als daß die primäre 
Arbeit im Betrieb zurückgedrängt wird durch die sekundäre Er- 
arbeitung der Arbeitsmaschinen, oder wie Gottl auch sagt, daß die 
betriebsfüllende Arbeit des Arbeiters ersetzt wird durch die betriebs- 
gestaltende Arbeit der technischen Vernunft, der Organisation. 

Und nun wird das Ringspielerklärlich: Preisverringerung — 


Absatzvergrößerung — Umsatzvergrößerung — Ueberschuß zur In- 
vestierung — Vergrößerung des technischen Kapitals plus technischer 
Fortschritt — neues Optimum bei Verringerung des Preises. Ein 


Spiel zwischen Preisabbau und Produktionskosten- 
abbau, das offenbar zwei Punkte des Begrenzungswillens hat. 
Erstens dort, wo der maximale Reingewinn zu sinken beginnt 
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(Hochpreishaltung) und zweitens dort, wo nichts mehr übrig 
bleibt für die Investierung, da die Wirkung der Absatzvergrößerung 
die der Preisverringerung vollauf kompensiert hat (Tiefpreis- 
haltung). | 

Was hieße aber Tiefpreishaltung anders als Aufgabe des üblichen 
wirtschaftlichen Prinzips? Letzten Endes Ertrag Null statt 
Maximalertrag. Tatsächlich betont auch Gottl darob das Gesin- 
nungsmäßige an Ford so stark: Dienst an der Allgemeinheit, 
statt Profitprinzip, Entthronung des Kapitalrentners »im tödlichen 
Gegensatz zum heutigen Stil des Erwerbslebens«. 

Wenden wir uns aber nochmals der technischen Privatwirtschaft 
zu. Es braucht ja nicht besonders darauf hingewiesen zu werden, daß 
für einen Fordschen Wirtschaftsmechanismus eine Reihe von Voraus- 
setzungen gegeben sein müssen. Zunächst handelt es sich um die 
Entdeckung des »Schlüsselprodukts« auf welches all die 
genannten Gesetze: zunehmender Ertrag, GroBabsatz, Großbetrieb, 
Rationalisierungsspielraum für technischen Fortschritt zutreffen, um 
ein Erzeugnis, bei dem, wie Gottl sagt, zu der apparatur-, material-, 
operativ- und organisationstechnischen noch die produkttechnische 
Rationalisierung kommen muß. 

Und wie wirkt nun die technische Vernunft im Sinne der Be- 
triebswuchtsteigerung? Lediglich Aufzählung: Keine 
Titel und Aemter, keine Ressortunterstände, sondern Bahn für per- 
sonelle Eignung und zwar für jedermann, wie auch jeder von der Pike 
auf dienen muß; all das im starken Gegensatz zu Taylor; Mitwirkung 
aller an Betriebsverbesserung und Produktionskostenverringerung, 
Abnahme von körperlichen Anstrengungen durch Maschine und Be- 
wegungsmittel, selbsttätige psychische Mitnahme des Arbeiters durch 
den Strom des Betriebsganges und damit Eingliederung ohne Drill. 
Rationalisierung dieses Betriebsstromes nach einem weitverzweigten 
System, dessen Arme (Eisenbahnen, Gleitbahnen, Transportbänder, 
Rollbahnen) jedes Produktteilchen zu seiner Zeit an seinen Ort bei- 
schaffen, letzten Endes aus Aesten, die sich in die Urproduktion ver- 
lieren. Vertikale Durchgliederung des Unternehmens im großen und 
in einzelnen Abteilungen, vieles erfüllend, was Hellpach im »Gruppen- 
betrieb« anführt. Im kleinen eine organisatorische Synthese, wie 
sie die amerikanischen Schweineschlächter vorgemacht hatten. In 
concreto all die Spezialmaschinen, Stanzen, Gesenke, die durch die 
endlose Serienfabrikation gerechtfertigt sind. Um Anschauung zu ge- 
winnen, lese man z. B. die Abhandlung über »die Fordsche GieBerei- 
anlage am River-Rouge« in der »Werkstatttechnik 1924, Heft I6—18« 
und sehe die Bilder. 

Gewiß ist der literarische Erfolg Fords nicht zuletzt der Tatsache 
zuzuschreiben, daß man die abstrakten Systeme und die verschieden- 
sten -ismen satt hat und Taten will. Gerade in die Art, »wie es ge- 
macht wird«, läßt Ford hineinsehen und er begründet seine Maß- 
nahmen, wenn auch nicht gerade tief. 

Im engeren Problemkreis »Arbeiter im Betrieb« er- 
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scheint Ford in der Beleuchtung Gottls zweifellos zu hell. Die Freiheit 
der Initiative in der Mitarbeit der Vorarbeiter und ihren selbständigen 
Anordnungen ist oft genug schon für den technisch vernünftigeren 
Betriebsleiter ein Grund zum Schiffbruch gewesen. Gottl sieht zu 
hell, wenn er sich daran begeistert, daß der Strom des Betriebsganges 
den Arbeiter förmlich selbsttätig mitnimmt. Zwar ist es ein Märchen, 
daß der Arbeiter an der zwangsweise Bedienung erfordernden Stanze 
unglücklich werden müsse (die Befriedigung über die Leistungs- 
quantität, auch hier die Pleonexie, verhindert das), aber angenehm 
ist das Fragezeichen eines leeren Arbeitsganges der Maschine nicht, 
besonders wenn sich die Folgen durch den Betrieb weiterziehen und 
in die Entlassung ausmünden (wobei von den Folgen für den Betrieb 
selbst abgesehen sei). Diese Tatsache, daß im Betrieb nicht der 
Mensch das Ding, sondern das Ding den Menschen habe, schwächt 
Gottl durch den Hinweis, daß das keine Teilerscheinung ist, die nur 
den Arbeiter trifft — Ford selbst ist Schaffer — daß der »Freibrief 
des Aufstiegs« und der Gedanke der Mitleistung am Allgemeinheits- 
dienst wie die Aussicht auf den eigenen billigen Fordwagen versöhnend 
wirkt. | 

Zweifellos liegt aber ein Fortschritt gegen den Drill Taylors vor 
und besonders beachtenswert ist die Bemerkung Gottls, daß das 
Diktat des sachlichen Mechanismus vom Arbeiter viel leichter getragen 
wird, als das Diktat des Meisters. 

Vom Standpunkt des Ertrags ist für Ford und gegen Taylor 
zur Unterstützung Gottls noch folgendes wohl zu beachten: Für die 
Ertriebswuchtsteigerung bietet der Arbeiter überhaupt kein 
großes Feld. Gerade die American Engienering Societies haben in 
einer großzügigen Untersuchung festgestellt, daß nur ein Fünftel der 
Verluste in der Industrie auf Konto der Arbeiter, ein weniges auf 
Publikum und Handelsgepflogenheiten, das weitaus überwiegende 
jedoch zu Lasten der Betriebsleitung geht. 

Gewiß hat Gottl absichtlich nicht auf die Bedenklich- 
keiten hingewiesen, die reichlich aus dem Fordsystem entspringen. 
Schon der Mechanismus der Produktionspolitik ergibt über das 
»Gesetz« des kleineren Aufwands im größeren Betrieb, daß das Unter- 
nehmen Monopolbetrieb wird, wenn nicht Standortsfragen 
widerstreben. Kommt nicht die Gesinnung hinzu, so bleibt der Kampf 
um den Markt mörderisch wie bisher; schon rüstet eine deutsche 
Firma, ihn aufzunehmen. Ohne Gesinnung ist nicht abzusehen, ob 
der im Beharrungszustand übrigbleibende Betrieb sich nicht doch 
auf die Rentenmöglichkeit besinnt und das alte Ertragsoptimum mit 
Hochpreis anstrebt. Noch verdient Ford »Geld in Fülle« und sein 
Ertragsoptimum wird nicht allzufern von seiner Investierungsmöglich- 
keit liegen und doch hat er schon auch in Kunstdünger investiert. 

So bleibt denn ein Stück Glauben an die schöpferische Kraft 
lebensberuflich gepflegter Technik, an die Diktatur der technischen 
Vernunft, an den Ueberwinder jener egozentrischen Abart von Sozialis- 
mus zum Dienst an der Allgemeinheit, 
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Wenn man nun gar nicht nur das Buch Fords, sondern die Tat 
zur Kritik heranzieht, so kommt noch mehr Bedenkliches 
hinzu. Gottl weist selbst darauf hin: »Zwar haben wir Deutschen 
eine furchtbare Lehre erhalten, vor amerikanischen Worten auf der 
Hut zu sein.« Aber selbst wenn wir hören, daß Amerika auf solchen 
»Fordschen Literaturbluff« nie so hereinfallen würde wie die Deutschen, 
wenn wir hören, daß die Fordsche Gießerei so unerträglich sei, daß nur 
schwarze Arbeiter es darin aushalten, wenn die Lohnliste wirklich trotz 
Mordarbeit kaum höher als die der Konkurrenzbetriebe ist, wenn 
gesagt wird, daß der kranke Arbeiter aus dem Krankenhaus auf die 
Straße fliege, sobald die ihm abgezogenen 150 Dollar aufgebraucht sind, 
daß Ford für die Allgemeinheit noch nichts getan habe, als daß er 
durch Uebereignung eines Teils der Errungenschaften an seinen Sohn 
Edsel dem Staat Erbschaftssteuerbemühungen erspart habe, selbst 
wenn all diese Freundlichkeiten wahr wären, so darf der Deutsche 
Ideologe wohl beanspruchen, den Gedankengang des Ford- 
schen Buches ernst zu nehmen, selbst wenn sein Wirkungsgrad 
nicht 100 Prozent ist, und er darf es besonders dann, wenn er so offen 
gegenüber der Ideologie die Freiheitsgrade der tatsächlichen Entwick- 
lung zugibt, wie Gottl. 


Auf zwei Schriften darf zum Schluß noch aufmerksam gemacht 
werden. In den Greifswalder staatswissenschaftlichen Abhandlungen 
erschien von Dr. Hans Egon Honisch: »Die Rationalisierung des 
industriellen Produktionsprozessess (Greifswald, Bamberg 1924). Die 
Arbeit ist deswegen im vorliegenden Zusammenhang beachtenswert, 
weil sie die Vor-Fordsche Rationalisierung gut zusammenfaßt und 
auch ein recht ausgedehntes Quellenverzeichnis beigibt. 

Einen engeren Abschnitt behandelt J. M. Witte, dem wir meh- 
rere Uebersetzungen amerikanischer arbeitstechnischer Schriften ver- 
danken in seiner Schrift: »Taylor-Gilbreth-Forde (München, R. Olden- 
bourg 1924). Auch diese Schrift hält sich im eigenen Urteil sehr zu- 
rück, faßt aber die in Zeitungen, Zeitschriften und Büchern des In- 
und Auslandes gegebenen Urteile bis auf die neueste Zeit zusammen. 
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Eine bunte Reihe von Büchern zum Reparationsproblem: Hier 
sprechen Gelehrte von Weltruf und dii minores, Industrievertreter 
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So vielseitigen Beiträgen gerecht zu werden, ist an sich nicht 
ganz leicht. Besonders schwer wird aber diese Aufgabe Männern 
gegenüber, die hier als praktische Politiker auftreten. Als es sich 
noch um die Frage handelte: Annehmen — d. h. eine friedliche Ent- 
wicklung wenigstens versuchen —, oder Ablehnen — d.h. es auch auf 
einen Bruch ankommen zu lassen —, da spielten reine Weltanschau- 
ungs- und Temperamentfragen mit. Das Temperament kann ja man- 
chen auch etwas unvorsichtig machen, und wenn wir jetzt, nachdem 
die politischen Entscheidungen gefallen sind, diese Autoren der un- 
beteiligten, wissenschaftlichen Kritik unterziehen, so kann diese Kritik 
leicht persönlich ungerecht werden. Und der Autor kann antworten: 
Wenn ich es so einfach gehabt hätte wie du, hätte ich auch anders ge- 
sprochen. 

Freilich, was theoretisch falsch ist, wird nicht zur Wahrheit 
im Munde des Politikers. Und die mangelhafte nationalökonomische 
Schulung der Politiker zu beobachten, hat man reichlich Gelegenheit. 
Volksaufklärung mit und ohne Politik, und Politik mit und ohne Volks- 
aufklärung — diese Frage durchzieht eine Reihe unserer Schriften. 

Für weiteste Kreise ist die Schrift von Löffler und Berger 
bestimmt. Die sachliche Darstellung ist für diesen Zweck sehr ge- 
schickt gemacht. Eine leichte Detailkritik läuft parallel mit der 
‚Darstellung, obwohl die Verf. hierin sehr vorsichtig gewesen sind. 
An die doppelte Verwendung der 800 Millionen-Anleihe haben die 
Verf. sich mit ihrer Kritik nicht herangewagt. Den Transferierungs- 
prozeß in seiner praktischen Auswirkung haben sie — wie leider bei 
Nicht-Theoretikern so oft der Fall — stark überschätzt. Die alte 
fehlerhafte Gegenüberstellung der 132 Milliarden (zukünftiger Zah- 
lungen!) des Londoner Diktats von 1921 und des jetzigen Volksver- 
mögens Deutschlands findet man natürlich auch hier. An Einwänden 
wird es also dem Theoretiker nicht fehlen, doch kann die rein sachliche 
Darstellung, an dem verfolgten Zweck gemessen, im ganzen gelobt 
werden. Einleitung und Schluß sind entsprechend politisch gewürzt — 
die Schrift ist in einem sozialdemokratischen Verlag herausgekommen. 
Die recht zahlreichen Druckfehler wirken, nebenbei bemerkt, etwas 
störend. 

An eine Verfasserfirma, die einen Reichsminister a. D. als Sozius 
zählt, müssen füglich etwas größere Anforderungen gestellt werden. 
Aber daß Wissell auch Heinig als Mitarbeiter aufnahm, er- 
scheint wenig begründet. Der Zweck der Doppelbehandlung derselben 
Fragen ist etwas unklar. Auf der einen Seite 28 gibt Heinig unrichtige 
Auskünfte sowohl über die Eisenbahnvorzugsaktien als auch über den 
Wohlstandsindex, wobei Wissell selbst später richtige Angaben macht. 
Als unbewußter Beitrag zur Soziologie der politischen Willensbildung 
ist die Schrift nicht ohne Interesse. Wissell findet es »für einen So- 
zialisten bitter« (S. 60), zu der Verwandlung der Eisenbahnen in eine 
private Gesellschaft zustimmen zu müssen. Und der Vorschlag, die 
neue Bank unabhängig von der Regierung zu stellen, »nötigt jedem 
Sozialisten die schwersten Bedenken ab« (S. 65). Weder bittere Ge- 
fühle noch schwerste Bedenken hat Wissell dagegen, wenn er von der 
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Gesamtbelastung Deutschlands nach dem Dawes-Plan spricht. Er 
spricht nur (S. 71) von diesem »ersten, zwar für Deutschland schwere 
Belastung bringenden, Versuch, die Reparationsfrage aus dem Bann 
rein politischer Einstellung auf den Boden rein wirtschaftlicher Er- 
wägungen zu stellen«. 

Aber wieder wird eine Disharmonie von dem Mitarbeiter herein- 
gebracht, der S. ıı derselben Schrift erklärt: »So ist der Experten- 
bericht trotz seiner anti-politischen Gewandung ein diplomatisch- 
politisches Meisterstück.« — Wem soll man da glauben, dem Minister 
a. D. oder seinem Mitarbeiter ? 

So wechselt die Intensität der Gefühle der Partei und dem Vater- 
lande gegenüber. Ja, was Politik und Nicht-Politik ist, darüber sind 
zusammenwirkende Politiker selbst uneinig. — Fast ein unheimliches 
Gefühl ob der Macht der Politik über die Leidenschaften der Menschen 
will einen ergreifen, wenn man das liest. Und dabei paart sich diese 
Leidenschaft mit ruhig-sachlicher Erkenntnis, wie sie .bei Wissell, 
der aus nächster Nähe zu beobachten Gelegenheit gehabt hat, beson- 
ders hervortritt. 

Politisch noch mehr links steht Levi. Er ist oft ein Stilist von 
hohem Rang, manchmal ein Volksredner, der das innere Gleich- 
gewicht (S. 35) gänzlich zu verlieren scheint. 

Levi dürfte dem, was Sombart auf der Stuttgarter Tagung des. 
Vereins für Sozialpolitik die absolute Klassenkampftheorie nannte, 
sehr nahe stehen. Ihm ist die Erfüllungspolitik gut, weil er damit die 
deutschen Kapitalisten bekämpfen kann. Es hängt wohl damit zu- 
sammen, daß er nur das erwähnt, was für Deutschlands Schuld am 
Weltkriege spricht, — ohne einmal den Schein der Neutralität in 
seiner Darstellung zu beanspruchen. 

Brentanos handelspolitischen Anschluß an England verwirft er: 
nur die Wahl zwischen Sozialismus oder Untergang in der Barbarei 
bleibt ihm übrig. 

Daß in den Jahren 1920—1923 die besitzenden Klassen in Deutsch- 
land praktisch gar keine Steuern gezahlt haben, dürfte mit den Er- 
fahrungen z. B. der Obligationeninhaber und der Hausbesitzer schwer 
vereinbar sein. Doch darüber unterrichtet genauer die Schrift von 
Gerloff. 

Für den Völkerbund hat Levi kein Vertrauen — nur in Zusammen- 
arbeit mit der Internationale kann er einen Wert erhalten. 

Der Absolutheit seiner Ideale entsprechend, kann Levi leichter zu 
einer geschlossenen Gesamtauffassung kommen. Aber welche Ideale 
ihn dazu bewegen, die Bekämpfung der deutschen Kapitalisten der 
Bekämpfung der französischen Kapitalisten vorzuziehen — denn 
diese Wahl bietet doch die Reparationsfrage vom Standpunkt des 
Klassenkampfes aus gesehen —, das hat er uns nicht erzählt. 

Nur in diesen internationalen Perspektiven hat diese leidenschaft- 
liche Schrift einige Berührungspunkte mit der Schrift Fimmens, 
des behäbigen holländischen Gewerkschaftlers. Er ist Sekretär des 
internationalen Transportarbeiterverbandes und behandelt den Gegen- 
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satz Weltkapital — Weltproletariat. In der Frage der internationalen 
Trustbildungen und Interessenverbände bringt er wenig Neues. Der 
Ruhrkampf wird alsein abgekartetes Spiel zwischen den deutschen und 
französischen Industriellen behandelt. Die Produktionseinschrän- 
kungen bei der Weltkrisis als Produktionssabotage der Unternehmer. 

Die Notwendigkeit einer deutschen Auflage der holländischen 
Schrift erscheint etwas zweifelhaft. 

Nun wechselt dasBild: Respondek, der kenntnisreiche Industrie- 
vertreter, bekommt das Wort. Man merkt: sein Optimismus ist sehr 
energisch, und er versucht demgemäß das Sachverständigengutachten 
in das vorteilhafteste Licht zu stellen. So nimmt er an, daß die Vor- 
zugsaktien der Eisenbahnen ganz in Deutschland untergebracht wer- 
den könnten — während mehrere andere Autoren es für selbstver- 
ständlich erachten, daß Deutschland in dieser Form Kapital zugeführt 
wird — und bekommt so in dem Verwaltungsrat der Eisenbahnen 
eine deutsche Mehrheit. 

Was Respondek den Sachverständigen an Lob über ihre per- 
sönlichen Qualitäten spendet, reicht zwar nicht ganz an das Prof. 
Karl Bräuers heran, ist aber immerhin reichlich viel. Ob Re- 
spondek die früheren Schriften dieser Sachverständigen wirklich so 
genau gelesen hat? Er hätte sich wohl dann etwas vorsichtiger aus- 
gedrückt. 

Die Deutung Respondeks (S. 54), daß nur das Betriebsrecht der 
Eisenbahnen verkauft werden könne, stimmt mit dem klaren Wortlaut 
des Berichtes nicht überein. 

Etwas weit geht wohl Respondek, wenn er die Sachverständigen 
sogar darin verteidigt, daß sie keine endgültige Summe der Reparations- 
zahlungen genannt haben. Genannt haben sie diese Zahl zwar nicht, 
aber wer mit Zinseszinsrechnung etwas vertraut ist, kann die unge- 
fähre Zahl leicht ausrechnen !), so daß Respondek hier wohl etwas 
verteidigt, das die Sachverständigen selbst unter vier Augen nicht ver- 
teidigen würden. 

Bei seiner genauen Kenntnis der Verhältnisse des Wirtschafts- 
lebens hält Respondek natürlich die vorgeschlagene Gesamtbelastung 
Deutschlands doch für zu hoch. Sehr interessant sind seine Aus- 
führungen über die Umlegung der hypothekarischen Belastung der 
Industrie, wo er ja besonders sachverständig ist. 

Weit größere Bedenken hat vor seinem » Ja« der Bankdirektor zu 
überwinden. Vielleicht wird auch der Bankdirektor, der der neuen 
Kapitalmacht des Reparationsagenten gegenübergestellt werden wird, 
die Schwere der Belastung mehr empfinden als der Industrielle, der 
zunächst nur neue Obligationen an Stelle der alten auszustellen braucht. 
Die Einwände Solmssens sind auch so schwerwiegend, daß er 
offenbar zwischen einem » Ja« und einem »Nein« lange geschwankt hat. 
Er hat Sorgen wegen der Stabilität der Währung, wegen der Unab- 
hängigkeit der Diskontpolitik der Reichsbank. Er hat aber ferner mehr 

1) Vgl. die Kalkulationen in meinem Artikel: »Zur Theorie der Trans- 


ferierung.«e Weltwirtschaftliches Archiv, 20. Band, 192:, S. 594, Anm. 2. 
16*. 
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allgemeine Sorgen wegen der Luxuskonsumtion in Deutschland, wegen 
der Finanzpolitik, die die Sachverständigen teilweise mit Recht kriti- 
siert haben usw. Besonders wertvoll ist natürlich seine Analyse der 
Vorgänge auf dem Geldmarkt. Weniger überzeugt bin ich aber dabei 
von seiner Kritik des Mac Kennakomitees. Er behauptet gegen dessen 
Kalkulation über die Käufe des Auslandes von deutscher Valuta, daß 
deren Höhe aus den deutschen Bankbüchern allein nicht ersichtlich wäre, 
da die meisten Markkäufe im Auslande stattfanden. Es kann aber eine 
ausländische Bank nicht Mark verkaufen, ohne in einer deutschen 
Bank über Mark zu verfügen, so daß die Gesamtsumme der Käufe doch 
aus den deutschen Bankbüchern ersichtlich sein muß, abgesehen von klei- 
neren Ausnahmen. Im übrigen sind freilich die Angaben des Mac Kenna- 
komitees so wenig detailliert, daß ein Urteil über das Resultat für den 
Außenstehenden schon im voraus unmöglich gemacht worden ist. 

Ferne von Sonderinteressen und von Parteipolitik hat »in banger, 
nationaler Sorge« Adolf Weber das Wort ergriffen. Vor 15 
Jahren hat er die Trennung von Wissenschaft und Politik verlangt. 
Wer diese Trennung restlos zugibt, aber auf dieser Grundlage jetzt 
weiter arbeiten möchte, wird nicht ohne Interesse merken, wie Webers 
weitsichtige Gesamtanalyse der heutigen deutschen Volkswirtschaft 
die allgemeine Grundlage abgibt für bestimmte wirtschaftspolitische 
Forderungen. Obgleich Weber die Gesamtbelastung des Dawes-Planes 
für viel zu hoch hält, weht dem Leser die frohe Zukunftshoffnung ent- 
gegen, daß jetzt doch der Weg gefunden wäre, der weiter führt. Ohne 
Zweifel haben die Sachverständigen auch eine etwas kultiviertere 
Sprache benutzt als diejenige, an die sich die politische Welt eine Zeit- 
lang gewöhnen mußte. Als Kulturmenschen wollen wir uns über diesen 
Fortschritt freuen. Aber gegen die harte Tatsache der zu hohen Ge- 
samtbelastung hilft das nicht viel. Die Sachverständigen haben aber 
hiergegen zwei Sicherungen aufgestellt, die Weber besonders betont: 
erstens muß die Gesamtbesteuerung Deutschlands für einheimische 
Zwecke eine gewisse Minimalsumme bereitstellen und zweitens besteht 
die Sicherung in der bekannten Transferierungsmethode. Aber die 
erste Sicherung wird in dem Sachverständigengutachten nur einmal 
sehr kurz erwähnt, und wir wissen gar nicht, was inhaltlich überhaupt 
mit dieser Bemerkung gemeint ist. Und was die Transferierung be- 
trifft, so habe ich an anderer Stelle (a. a. O.) auseinandergesetzt, wie 
zweifelhaft es ist, ob man sich darauf verlassen darf, daß die 5-Milliar- 
den-Grenze beobachtet werden wird. 

Und der Optimismus Webers? War er doch vielleicht nur eine 
höchst persönliche Temperamentsfrage? Wieder schlage ich in der 
15 Jahre älteren Schrift Webers über die Aufgaben der Volkswirt- 
schaftslehre als Wissenschaft nach und lese über den Wirtschafts- 
politiker die Charakteristik: »Hindernisse sieht man nicht, und wer 
sich den tapferen Kämpfern mit nörgelndem Verstande in den Weg 
stellt, wird bald empfinden, wieviel stärker das Wollen ist als das 
Denken. Eine oft erprobte Wahrheit liegt in dem Sprichwort: „Was 
man will, glaubt man gern.‘« 
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Die historisch-politische Ueberzeugung: »In dieser Situation muß 
man „Ja‘‘ sagen«, ist das Leitmotiv der ganzen Schrift Webers und 
ist wiederum eine Erkenntnis, die auf Objektivität der historischen 
Situation gegenüber wahrscheinlich großen Anspruch hat. Und 
da scheint die Schrift Webers vielleicht (?) mitkämpfen zu wollen, 
über das, was im Werturteilskampf errungen wurde, nunmehr hinaus- 
zukommen. 

Rein aufklärenden Zwecken will die Schrift Heineckes 
dienen, obwohl mit größeren wissenschaftlichen Ambitionen und ohne 
die partei-politische Einstellung Löffler-Bergers.. Die Aufgabe ist 
technisch nicht schlecht gelöst, die Schrift liegt übrigens schon in 
zweiter Auflage vor, und Heinecke, der durch seine Doktorarbeit hier- 
für schon ein gewisses Rüstzeug mitbrachte, ist hier mehr detailliert 
und auch mehr kritisch als Löffler-Berger. 

Mit Recht kritisiert Heinecke den unbegründeten Optimismus der 
Sachverständigen, was die deutsche Wirtschaftslage betrifft. 

In der Transferierungsfrage hat Heinecke die ganz grundsätzliche 
Bedeutung einer Verschiebung der Kaufkraft von einem Land zum 
andern nicht gesehen. Das Publikum macht sich leider solche Vor- 
stellungen über die Erleichterung, die die Transferierung geben soll, 
daß man bedauern muß, daß Heinecke diesen Vorstellungen weitere 
Nahrung gegeben hat. 

Heinecke glaubt allen Ernstes an die Atempause in dem Zahlungs- 
plan der Sachverständigen. Beweis: die 800-Millionen-Anleihe, die 
die Last des ersten Jahres trägt. Aber wenn man 800 Millionen tat- 
sächlich nur auf eine Weise anwenden kann, wenn man Inflation durch 
neue Banknoten vermeiden will und wenn man also Kredite kündigen 
muß, um gleichzeitig andere Noten einzuziehen — was dann? Es ist 
einfach gar keine Atempause! — 

Vor theoretisch falschen Vorstellungen wird das Publikum durch 
die Schrift Heineckes nicht ganz geschützt werden, obwohl die Popu- 
larisierungsabsicht im großen nicht schlecht gelungen ist. 

Mit den währungspolitischen Teilen des Sachverständigengut- 
achtens beschäftigt sich die Schrift Dalbergs. Er hat die Gefahr 
der doppelten Verwendung der 800 Millionen vollkommen gesehen, 
gibt aber gewisse Gegentendenzen an, die die doppelte Verwendung 
weniger gefährlich machen könnten. Es wird erst die Zukunft offen- 
baren, ob er diese Gegentendenzen zu optimistisch beurteilt hat oder 
nicht. 

Dalberg ist Gegner der Goldwährung, die jetzt Deutschland auf- 
oktroyiert werden soll. Persönlich habe ich gewisse Zweifel, ob Deutsch- 
land vorerst die volle Goldwährung einführen kann. Aber die Aus- 
führungen Dalbergs scheinen mir nicht zu berücksichtigen, daß die 
amerikanische Währungspolitik sehr zielbewußt und bisher mit Erfolg 
in den letzten Jahren ein stabiles Preisniveau aufrechtzuerhalten 
bestrebt war. Die weitere Ausdehnung der Goldwährung würde diese 
Politik sogar leichter machen. Das Unsicherheitsmoment für die 
Reparationsverpflichtungen Deutschlands wird aber damit nicht so 
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gefährlich, wie es Dalberg darstellt. Wenn wirklich volle Goldwährung 
in Deutschland eingeführt werden könnte, so würde ja das deutsche 
Preisniveau mit dem amerikanischen korrespondieren — besondere 
Schwierigkeiten für Deutschland durch die Vorschrift, daß der Gold- 
wert zu berücksichtigen wäre, kann ich da nicht entdecken. In Waren 
gerechnet wird nämlich dann bei beiderseitiger Goldwährung dasselbe 
gezahlt, ob nun der Goldwert höher oder kleiner ist. — Das Ressenti- 
ment Dalbergs gegen die Goldwährung hat ihn da gehindert, die tech- 
nischen Vorzüge internationaler Goldwährung voll zu würdigen, was 
aber erst recht nötig wird, wenn man über die Goldwährung hinaus, 
neue währungspolitische Ziele anstreben will. 

In einer Klasse für sich steht, — was die volle Würdigung des ganzen 
Dawes-Planes betrifft —, die neue Schrift von Moulton. Es ist eine 
vorzügliche Charakteristik des Dawes-Planes, wenn gesagt wird, daß er 
in den Händen der Politiker ein Mittel werden kann, die Lösung der 
Nachkriegsprobleme mehr zu hindern als zu fördern. Es kommt darauf 
an, einen neuen Geist in die Behandlung dieser Fragen zu bringen, sonst 
kann der ganze Plan innerhalb eines Jahres verdorben werden. 

Die theoretische Begründung der "Darstellung ist allerdings 
nicht durchweg überzeugend. Moulton ist kein Anhänger der 
Theorie, daß die Kaufkraftverschiebung von Deutschland an 
das Ausland von grundlegender Bedeutung ist für das Trans- 
ferierungsproblem. Ich muß gestehen, daß seine neue Schrift mich 
in diesem Punkte ebensowenig überzeugt wie seine ältere. Eine Theorie 
kann nicht, wie Moulton hier versucht, durch Berufung auf indivi- 
duelles Tatsachenmaterial widerlegt werden. Und wenn dieses Tat- 
sachenmatcrial so abnormer Natur ist, wie die Erfahrungen der Nach- 
kriegsjahre, taugt es noch weniger Widerlegung einer allgemeinen 
Theorie. Der Hinweis darauf, daß die Exportindustrien Deutschlands 
meistens Rohwaren importieren, kann ebensowenig einer Widerlegung 
der Theorie von der Kaufkraftverschiebung dienen. Wenn für die 
Erzeugnisse dieser Industrien in Deutschland selbst keine Kaufkraft 
vorhanden ist, so muß eben ein gesteigerter Anteil dieser Erzeugnisse 
exportiert werden — das ist die unumgängliche Schlußfolgerung. Erst 
nach dieser grundlegenden Erkenntnis ist es möglich zu untersuchen, ob 
denn die Transferierung nicht doch mißlingen könne. Da kann man in 
der Skepsis gegenüber der Transferierung allerdings recht weit gehen. 
Aber diese grundlegende Theorie darf deshalb nicht verneint werden. 

Etwas überrascht wird man von dem Urteil Moultons, daß die 
doppelte Verwendung der 800 Millionen genial (ingenious) wäre. Ich 
bedauere, diese Genialität nicht ganz schätzen zu können. Denn ent- 
weder bringen die 800 Millionen Noten, die als Bezahlung der Sach- 
lieferungen herausgegeben werden, eine Inflation, was nicht besonders 
»genial« wäre. Oder aber man vermeidet die Inflation, indem andere 
Kredite gekündigt werden, und das hat wirtschaftlich dieselbe Kon- 
sequenz, wie wenn Deutschland gar kein Moratorium erhielte, was 
ebensowenig »genial« ist. Vollkommen unsicher ist, ob der gesteigerte 
Verkehr Deutschlands eine kleinere Vergrößerung des Notenumlaufes 


Neuere Literatur über die Reparationsfrage. 247 


ohne eine Gefahr der Inflation gestatten würde. Meine Ueberzeugung 
ist, daß die Sachverständigen hier so wenig genial gewesen sind, daß das 
Urteil Cassels , die Sachverständigen hätten sich hier einen theoretischen 
Schnitzer geleistet, wohl der Wahrheit näher kommen dürfte. 

In anderen Punkten dagegen sind wertvolle Bereicherungen der 
bisherigen Kritik der Schrift Moultons zu entnehmen. Besonders 
wichtig erscheint sein Nachweis, daß die Eisenbahnspezialisten eben 
nur Spezialisten gewesen sind. Sie haben nicht untersucht, wie ihre 
Pläne die gesamte Steuerkraft Deutschlands herabsetzen und deshalb 
auf die anderen Teile des Gesamtplanes einen wichtigen Einfluß 
ausüben müssen. Die Art, wie die verschiedenen Besteuerungen zu- 
sarnmenwirken, ist überhaupt nicht untersucht worden. 

Moulton kommt mit demselben Einwand gegen die Goldwährungs- 
pläne wie der Rez.: was macht man da mit dem Reparationsagenten ? 
Denn die Noten müssen entweder für alle oder für niemand in Gold 
einlösbar sein. Ausnahmen sind praktisch undurchführbar. 

Interessant ist seine Aufforderung an Deutschland, sich zu speziali- 
sieren, um die gewaltige Ausfuhr zu ermöglichen, eine Aufforderung, 
die unabhängig von der Freihandelsresolution der deutschen National- 
ökonomen gemacht wurde. Etwas pessimistisch ist allerdings seine 
Feststellung, daß sobald man in den Ententeländern fragte, welche 
Branchen Deutschland besonders pflegen sollte, um keine Konkurrenz 
zu bereiten, die Antwort nur vage Allgemeinheiten enthielt. 

Moulton rechnet mit der Notwendigkeit, die Gesamtsumme zu 
ermäßigen und fordert zum Schluß ein drittes Komitee, das den Wert 
der bisherigen Lieferungen Deutschlands festzustellen hätte. 

Man wird alles in allem große Belehrung aus dem Buche gewinnen 
können, auch wenn an einzelnen Punkten ein Widerspruch leicht hervor- 
gerufen wird. 

Gerloff hielt im Oktober 1923 ein Referat im Finanz- 
wissenschaftlichen Unterausschuß des Vereins für Sozialpolitik. Der 
Satz des gedruckten Referates stand schon, als das Dawes-Gutachten 
erschien, so daßes nur in Zusätzen berücksichtigt werden konnte. 

Trotzdem ist esnicht nur ein Blick rückwärts, was Gerloff gibt. Seine 
Kritik der Finanzpläne des Dawes-Komiitees zählt zu dem Besten auf die- 
sem Gebiet. Die Unmöglichkeit, einzelne Steuern international zu verglei- 
chen, wird schlagend nachgewiesen. Dierein finanzielle Unrichtigkeit des 
Gedankens der Entschuldung der Staaten durch Inflation wird hervor- 
gehoben, indem auf Armenunterstützungen, Kleinrentnerbeihilfen usw. 
von Staat und Gemeinde als Folge der Inflation hingewiesen wird. 

Prinzipiell interessant ist Gerloffs Fragestellung: Wie wurden die 
bisherigen Reparationszahlungen finanziert ? Das Ergebnis (S. 62) ist: 

Einstellung des Zinsendienstes für alle Gläubiger öffentlicher 
Korporationen; 

Zwangsbewirtschaftung zahlreicher Erzeugnisse der Landwirt- 
schaft, der Industrie und des Handels mit Höchstpreisen, die unter 
dem freien Marktwert liegen; 

Verpflichtung zur Devisenablieferung gegen unzureichendes Entgelt; 
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Kürzung der Gehälter und Löhne öffentlicher Angestellter und Arbeiter 
bei gleichzeitiger Erhöhung der Arbeitszeit und Verringerung der Ur- 
laube; 

Mieterschutzgesetzgebung ; 

Vergütung für erlittene Verdrängten-, Kolonial- und Auslands- 
schäden mit nur 2 v. T. des Goldwertes; 

Abgeltung sonstiger Ansprüche an das Reich nicht nach Maßgabe 
der berechtigten Forderungen, sondern der Finanzlage des Reiches; 

unzulängliche, d. h. hinter dem Friedenswert zurückbleibende 
Aufwertung der berechtigten Ansprüche von Sozialrentnern, Invaliden, 
Pensionsempfängern usw. 

Spätere Forschung wird hier mit statistischen Untersuchungen er- 
gänzen, uns die tatsächlichen Verhältnisse klarer machen, als sie es 
heute sind. Aber die weitsichtigen Darlegungen Gerloffs, gestützt auf 
prinzipielle Untersuchungen über die Grundsätze der Berechnung der 
Steuerbelastung, haben hier den äußeren Rahmen gegeben, in dem die 
spätere Wissenschaft weiter arbeiten kann. 

Kuczinski hat eine Sammlung von Artikeln zusammengestellt und 
unter dem Titel »Deutschland und Frankreich« herausgegeben. Die Ar- 
tikelsind meistens der Deutsch-Französischen Wirtschaftskorrespondenz 
entnommen, die das gegenseitige Verstehen der beiden Völker erleichtern 
will. Das bedeutet eine Hochschätzung der ideologischen Faktoren in 
der internationalen Politik, auf deren prinzipielle Würdigung wir nicht 
eingehen wollen. Manche Beiträge sind rein beschreibenden Inhalts und 
können in dieser Gegenüberstellung, sofern die Bearbeiter nach einheit- 
lichen Linien vorgehen — was nicht überall der Fall gewesen ist —, sehr 
nützliche Materialzusammenstellungen geben. Manche Mitarbeiter 
haben sich etwas weiter vorgewagt, aber mit sehr verschiedenem Resul- 
tat. Die Beiträge Reynauds zum Transferierungsproblem sind kaum noch 
in den Vorhof der Probleme gekommen. Der Artikel Quarks »Der fran- 
zösische Wiederaufbau und die deutschen Zahlungen« versteigt sich zu 
der Behauptung (S. 135): »Es ist also schon etwas an der deutschen Wei- 
gerung, Reparationen zu bezahlen. Und wir können es den Franzosen 
nicht übelnehmen, wenn sie deswegen an uns irre werden.« Beweis ist — 
die Größe der deutschen Barzahlungen!! Aber der Wille, den Gegner zu 
verstehen, sollte doch etwas anderes bedeuten, als sich selbst schlecht 
machen durch Behauptungen, die entweder unwahr oder dumm sind. 

Ein würdigerer Vertreter des Verständigungswillens ist Gide, der 
z. B. in dem vorzüglichen Artikel: »Sagt nicht: Deutschland hat nichts 
gezahlt« Volksaufklärung im besten Sinne des Wortes treibt — ein 
Artikel, dessen Lektüre auch Herrn Quark bestens empfohlen wird. 

Die gemeinsamen Beiträge von M. Gouttenoire de Toury und dem 
Herausgeber selbst werden wohl sentimentalen Gemütern mehr Be- 
friedigung geben als nüchternen Politikern. 

In den finanzwissenschaftlichen Beiträgen, besonders Jastrows 
und Gides, und in den statistischen Uebersichten des Herausgebers 
wird man noch reiche Belehrung gewinnen können. 
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Entgegnung 


auf die Kritik von Prof.v.Bortkiewicz*), über O.Kühne's 

»Untersuchungen über die Wert- und Preisrechnung des Marx’schen 

Systems. Eine dogmenkritische Auseinandersetzung mit L. v. Bort- 
kiewicz.« Greifswald. L. Bamberg 1922. 


Von 
OTTO KÜHNE. 


Herr Prof. v. Bortkiewicz befaßt sich im ı. Hefte des 51. Bandes 
dieses Archivs (S. 260 ff.) mit einzelnen minder wichtigen Stellen 
meines Buches »Untersuchungen über die Wert- und Preisrechnung 
des Marx’schen Systems« In seiner Kritik desselben beschränkt sich 
v. Bortkiewicz fast ausschließlich auf die verzweifelte Anstrengung, 


seine für die Mehrwertrate (r) gegebene Formel r = e mit meiner 


Formel r = a (wo U die sogenannte notwendige Arbeitszeit 


und T die gesamte, d. h. notwendige, Mehrarbeitszeit bedeutet) in 
Einklang zu bringen und versucht so die Aufmerksamkeit des Lesers 
von seinen übrigen sachlichen Fehlern gänzlich abzulenken. Es kommt 
nun aber in dem Zusammenhange meiner Darlegung !) auf die S t r u k- 
tur der genannten Formel an sich weniger an als vornehmlich auf 
die Bedeutung und mathematische Darstellung (im Sinne der Marx’- 
schen Wertlehre) der Größe Uinihr. Nur auf dererwiese- 
nermaßen falschen begrifflichen und mathematischen Auslegung 
dieser Größe seitens v. Bortkiewicz beruhen meine Ausstellungen 
an den sich auf die Marx’sche Wertrechnung beziehenden Ausführungen 
dieses Verfassers. In Anbetracht dessen ist es allerdings recht be- 
dauerlich, nun noch sehen zu müssen, wie sich derselbe nichtsdesto- 
weniger ihrer zwingenden Beweiskraft hartnäckig zu entziehen ver- 
sucht; denn es muß jedem Einsichtigen völlig unverständlich er- 
scheinen, woher nach meinen voraufgegangenen eingehenden kriti- 
schen Betrachtungen ?) v. Bortkiewicz noch den Mut nimmt, sich zu 


*) In diesem Archiv Bd. 51, S. 260 ff. 
1) Vgl. S. 27 ff. 
2) Vgl. S. 27—34. 
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wiederholen: »Ich hatte nämlich die Mengen (sic!) der verschie- 
denen Produkte, aus denen sich der Reallohn zusammensetzt, mit 
Ui Kar - - - a, die in je einer Mengeneinheit der betreffenden Produkte 
verkörperten Arbeitsquanten (sic!) mit A, Aa, . . . An die Summe 
u, A, + % Aa +... + un An mit U bezeichnet und hierzu bemerkt, 
daß U offenbar das Arbeitsquantum (sic!), welches in dem den 
Reallohn bildenden Warenkomplex verkörpert ist, oder anders: die 
notwendige Arbeit im Sinne von Marx darstellt«3). Wie sich nämlich 
aus Gl. (4) ohne weiteres ergibt, können zunächst die Größen pı, Rs. 
-..%&n niemals als Mengen der n-Produkte gedeutet werden, aus 
denen sich der Reallohn zusammensetzt; denn die so definierten 
Mengen werden unverkennbar durch Wj, HaWa, +...» WnWn darge- 
stellt. Bei gleichzeitiger Aufrechterhaltung der v. Bortkiewicz’schen 
Deutung der u-Größen, würde (eben Gl. (4) zufolge) die unsinnige 
Folgerung notwendig zu ziehen sein, daß eine Mengeneinheit 
eines den Reallohn bildenden Gutes denselben Wert besitzt 
wie die gesamte produzierte Menge dieses Gutes. Die Größen 

p Ka - -a Können demnach, wie dies auch nur der Definition der 
Lohngleichung (4) prima facie entspricht, nichts anderes als bloße 
Verhältniszahlen, d. h. Brüche vorstellen, wie ich sie auch stets ein- 
deutig gekennzeichnet habe $). Ferner sind A, As, ... A, nicht 
Arbeitsquanten, sondern Arbeitszeiten, die bei mir sowohl 
wie bei v. Bortkiewicz die Zahl der Arbeitstage angeben, die auf 
die Produktion der betreffenden Waren verwandt worden sind. In- 
folgedessen kann auch unter pA; + KA +... + UnAn = U nicht 
ein Arbeitsquantum, sondern lediglich eine Arbeitszeit ver- 
standen werden. Mein v. Bortkiewicz gemachter Vorwurf einer fehler- 
haften Verquickung zweier dem Wesen nach gänzlich verschie- 
dener Kategorien, nämlich Menge und Zeit (die also auf die 
soeben als unzulässig erwiesene Auffassung der u-GrößenalsMengen 
zurückzuführen ist), ist somit vollkommen gerechtfertigt. Daß, wie 
ich 5) noch besonders hervorgehoben hatte, »Marx selbst keineswegs 
immer diese beiden grundsätzlich verschiedenen Kategorien aus- 
einanderzuhalten weiß, was seiner bisweilen laxen, in der Anwendung 
der dialektischen Methode begründeten Ausdrucksweise zuzurechnen 
ist, entschuldigt den v. Bortkiewicz begangenen Irrtum nicht.« v. Bort- 
kiewicz muß offenbar selbst die Haltlosigkeit seiner Deutung der 
Größe U als Mengengröße herausgefühlt haben, da er sich 
allzugern hinter ihre Bezeichnung als »notwendige Arbeit«®) ver- 
steckt, durch deren Gebrauch er es dahingestellt sein läßt, ob diese 
Arbeit durch eine Zeitdauer oder eine Menge repräsentiert wird. 
Jedenfalls glaube ich ausführlich genug”) dargelegt zu haben, wie 
verhängnisvoll die Verwendung dieser beiden Begriffe, besonders für 








3) Arch. f. Sozw. Bd. 5r, r. Heft, S. 260. Von mir gesperrt. 
4) Vgl. S. 26—29. 

5) Vgl. S. 89, Anm. 100. 

& Vgl. Arch. f. Sozw. Bd. 25, S. 24—25 und Bd. 51, S. 260. 
n Vgl. S. 88—g1. 
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die Deutung der Marx’schen Wertlehre seitens v. Bortkiewicz über- 
haupt geworden ist (so identifiziert v. Bortkiewicz demzufolge später 
u. a. fälschlich die Arbeitszeit U mit dem Arbeitslohn |), und 
ich kann meinen Kritiker nur nochmals hierauf nachdrücklich ver- 
weisen. 

Wenn dagegen v. Bortkiewicz (indem er sagt: »Demgegenüber 
erblickt Kühne darin, daß bei mir l an Stelle von T steht, eine Un- 
richtigkeit, und er führt letztere (sic!) auf eine fehlerhafte Amal- 
gamierung zweier grundsätzlich verschiedener Kategorien«, nämlich 
»Menge« und »Zeit«...zurück«®)) die Sache so hinzustellen sucht, 
als hätte ich gegen die soeben bloßgelegte begriffliche Verworrenheit 
deswegen Verwahrung eingelegt, weil sie den Unterschied in der 
Struktur meiner Mehrwertratenformel gegenüber der Struktur 
der seinigen Formel bedinge, so macht er sich damit einer einem Kritiker 
gewiß nicht wohlanstehenden gröblichen Entstellung der Tatsachen 
schuldig; denn, wie aus meiner Darstellung unzweideutig hervorgeht, 
führe ich den sich auf die abweichende Gestalt seiner Ratenformel 
beziehenden Fehler nicht auf die begriffliche Unklarheit in der Unter- 
scheidung von Arbeitsmenge und Arbeitszeit, sondern lediglich dar- 
auf zurück, daß bei ihm »zwecks Statuierung der Größe U (in dem Sinne 
von notwendiger Arbeitszeit) aus den Arbeitszeiten A}, Aœ»... A die- 
selben Verhältniszahlen (t,, to, - - - Un) Verwendung finden, die für 
die Werte w,, Wa, ... Wa zur Darstellung des Arbeitslohnes 1 benutzt 
wurden, was aber eine unstatthafte, weil unbegründete Generalisierung 
bedeutet«®). Wie sich nämlich aus den Gl. (13) und (14) unter Bc- 
rücksichtigung von (19) leicht ergibt, ist: „T = v, WT = Yp... 
aT = Yn (wo also T im Marx’schen und v. Bortkiewicz’schen Sinne !P) 
der einen Arbeitstag ausmachenden Arbeitsstundenzahl (!) zu 
nehmen ist). Setzt nun v. Bortkiewicz ohne weiteres u, = y, 
Ka = Yo, -.. Un = Yn, SO legt er damit, wenn auch unbewußt, seinen 
sämtlichen Betrachtungen die der Wirklichkeit nicht im entfern- 
testen entsprechende Annahme zugrunde, daß der gesamte Arbeits- 
tag nie mehr als bloß eine Arbeitsstunde betrage !!). 

Unabhängig von diesem lediglich den Bau der Mehrwert- 
ratenformel als solchen betreffenden Fehler habe ich erst hier- 
nach — und zwar auch äußerlich durch einen Absatz getrennt 
hiervon — mit den Worten: » Doch nicht genug! Dieser 
Fehler wird dadurch noch schwerwiegender, 


8) Arch. f. Sozw. Bd. 51, S. 263. 

»\, S. 28. 

10) v., Bortk. bestätigt ausdrücklich, daß»wir beide mit T cin und 
dasselbe bezcichnen« (Arch. f. Sozw. Bd. 5r, S. 263. Von mir ge- 
sperrt). 

11) Dies geht u. a. auch daraus hervor, daß die von v. Bortk. (Arch. f. Sozw. 

l 
Bd. 51r, S. 262 unten) angeführte Gleichung: (I + r) T (u, A, -FR A, +... 
+ pn An) = l mit meiner Gl. (5) nur dann in Einklang zu bringen ist, wenn in 
ihr T = ı gesetzt wird. 


252 Kühne und v. Bortkiewicz, 


daß...« auf den zweiten vorhin von uns besprochenen, v. Bort- 
kiewicz bei der Auslegung von U (nicht also bei der Darstellung 
von r!) unterlaufenen Fehler der unzulässigen Verquickung von 
Arbeitsmenge und Arbeitszeit hingewiesen, der mit jenem ersten 
überhaupt in keinem Zusammenhange steht und auf die Gestalt der 
Mehrwertratenformel von gar keinem Einfluß sein kann. 


Das Meisterstück seiner Apologetik (alias Kritik) leistet sich 
mein »gewissenhafter« Kritiker jedoch erst, indem er sich zu der Be- 
hauptung versteigt, daß von mir selbst in gewissen Ausführungen »die 
Arbeitsmenge stets durch eine bestimmte Anzahl von Arbeitszeitein- 
heiten ausgedrückt«!2) werde. Wo in meinen Ausführungen hat mein 
Kritiker einen solchen »Ausdruck« entdeckt ? Selbst dem oberfläch- 
lichen Leser meiner Arbeit dürfte nicht entgangen sein, daß ich mich 
auf Schritt und Tritt bemüht habe, eine reinliche Scheidung zwischen 
Arbeitsmenge und Arbeitszeit streng zu bewahren, gerade 
weilv. Bortkiewicz gegen das logische Erfordernis dieser Scheidung 
unbedachterweise verstößt 12). Im übrigen habe ich weder den Be- 
griff der Arbeitsmenge auf irgendeine der von mir benutzten mathe- 
matischen Größen übertragen, noch ist ohne weiteres ein Ausdrücken 
von Menge durch Zeit überhaupt möglich (im Sinne des Marx- 


schen Wertgesetzes u = < höchstens ein solches von Verhält- 


nissen von Mengen durch solche von Zeiten), da es naturgemäß 
an einem gemeinsamen Maßstabe beider Größen gebricht. 


Soviel über die Notwendigkeit der Auslegung der von v. Bort- 
kiewicz gebrauchten Größe U als Zeit-, nicht M en g e n größe, 


Weiter bleibt die Frage nach der konkreten Bedeutung 
von U im Sinne der Marx’schen Wertlehre zu entscheiden; sie ist eng 
verknüpft mit derjenigen nach der Messung und mathematischen Dar- 
stellung von U. Wir hörten bereits, daß v. Bortkiewicz.unter seinem 
U »die notwendige Arbeit«, ein, wie gesagt, in diesem Zusammenhange 
unkorrekter Ausdruck, der den Leser ganz im Ungewissen darüber 
läßt, ob diese Arbeit in Zeit oder Menge gemessen werden soll — 
»m Sinne von Marx«!*) verstanden wissen will. Da sich nun 
aber soeben ergeben hat, daß U immer nur eine Zeit größe vor- 
stellen kann, so kommt für ihre spezifisch marxistische Bedeutung 
nur die der notwendigen Arbeitszeit in Frage. Von dieser sagt 
v. Bortkiewicz selbst ausdrücklich: »Allerdings drückt er (Marx) 
sie in Arbeitsstunden (!) aus..., an sich ist dies wohl zulässig, 
aber um hiermit mein (!) Rechenschema in Einklang zu bringen, 
hätte man schon die erste Formel dieses Schemas (Archiv 25, S. 23 
Formel 7) entsprechend zu modifizieren« 15). Hiermit verfängt sich 
aber v. Bortkiewicz offensichtlich in einen unlösbaren Widerspruch: 


12) Arch. f. Sozw. Bd. 5I, S. 263. 

15) Vgl. S. 88—91. 

14) Arch. f. Sozw. Bd. 51, S. 260. Von mir gesperrt. 
15) Ibidem S. 262. Von mir gesperrt. 
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auf der einen Seite definiert er U als die notwendige Arbeit im Marx’- 
schen Sinne und hebt noch xat èķoxny hervor, daß es gerade 
im Marx’schen Sinne liege, diese Arbeit in Arbeitsstunden (nicht 
in Arbeits t a g e n) auszudrücken, während er auf der anderen Seite 
auf seinem Rechenschema besteht, dem er entgegen der 
Marx’schen Behandlungsweise eingestandenermaßen !%) den Arbeits- 
tag als Arbeitszeiteinheit zugrunde gelegt hat. 

Wie erklärt v. Bortkiewicz ferner den weiteren Widerspruch, 
in den er sich verwickelt, in dem er mir einerseits rückhaltlos be- 
stätigt ”), bei korrekter Umstellung seines Rechenschemas auf die 
einheitliche Zugrundelegung der Arbeits s t u n de (nicht auch 
des Arbeits t a g e s) als Arbeitszeiteinheit, meine Formeln richtig zu 
erhalten und mir auf der anderen Seite gleichzeitig den Vorwurf 
eines »ganz überraschenden Durcheinanderwerfens von zwei ver- 
schiedenen Arbeitszeiteinheiten, des Arbeitstages und der 
Arbeitsstunde«) macht ? Glaubt v. Bortkiewicz ein solches Durch- 
einanderwerfen etwa darin erblicken zu können, daß ich, um meinem 


Leser die Haltlosigkeit der von ihm gegebenen Formel w = T 19) 


U dabei im Marx’schen Sinne der in Arbeitsstunden zu messen- 
den notwendigen Arbeitszeit« und A in der Bedeutung der Zahl der 
auf die Produktion des betreffenden Gutes insgesamt verwendeten 
Arbeitstage genommen) vor Augen zu führen, entsprechend der 
beispielshalber gemachten Annahme, daß die betreffende Ware an 
einem Arbeitstage (dieser z. B. zu 12 Stunden gerechnet) hergestellt 
werde, in dieser Formel die Größe A gleich 1 gesetzt habe, anstatt 
sie wie U ebenfalls in Stunden auszudrücken, so hat mein Kritiker 
die Entstehung dieser hier durchaus berechtigten Formulierung 
offenbar gar nicht erkannt. Wie derselbe nämlich später selbst zu- 
gibt, bleibt bei der Wahl der Arbeitsstunde als alleiniger 
Arbeitszeiteinheit, die somit auch eine Darstellung der Zahl der 
Arbeitstage A in Arbeitsstunden bedingt, »doch grundsätzlich 
und begrifflich alles beim Alten« ®), denn es sei dann nur erforderlich, 


in dem obigen Ausdruck von w den Stundenlohn n (sc. wo T die Zahl 


der in einem Arbeitstag enthaltenen (12) Arbeitsstunden bedeutet) 
anstatt des Tageslohnes (l) einzusetzen« ?!) oder, was auf das gleiche 


hinausläuft, A durch $ zu ersetzen, so daß obige Formel übergeht 


in die Formel w = (wo also A jetzt die Zahl der in (12) Arbeits- 
stunden (!) ausgedrückten Arbeitstage vorstellt), aus der sie 


16) Vgl. Arch. f. Sozw. Bd. 5r, S. 261. 
17) Ibidem S. 262 und 263. 

18) Ibidem S. 261. Von mir gesperrt. 

19) Vgl. S. 28 Gl. (12) meiner Darstellung. 
20) Arch. f. Sozw. Bd. 51, S. 263. 

21) Ibidem. 
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entstanden zu denken ist. Nach dem Einsetzen der in unserem Bei- 
spiel gewählten Zahlenwerte A = 12 und T = 12 ergibt sie somit 


= = —. Legt v. Bortkiewicz es nun als ein »Durcheinander- 


werfen zweier verschiedener Arbeitszeiteinheiten« und als »Kon- 


f : ee lı ] l f 
fusion« aus, wenn ich hierfür w = ür>tv. I = Ü schreibe, d. h. 


A. i 
von vornherein (!) (ohne also erst yin Stunden wieder- 


zugeben) A = I setze, so wird er einerseits offenbar gar nicht gewahr, 
daß er sich damit nur zum wiederholten Male mit seinen eigenen 
Worten schlägt, da er uns bereits richtig gestanden hat, daß durch die 
soeben vorgenommene primitive Substitution grundsätzlich 
und begrifflich alles beim alten bleibt« Anderer- 
seits aber wirft ganz unabhängig hiervon ein solcher Protest meines 
Kritikers, der damit die Zulässigkeit der Kürzung eines Bruches 
und dessen Darstellung in Form einer ganzen oder gemischten Zahl 
noch in Zweifel ziehen zu müssen glaubt, ein recht betrübendes Licht 
auf seine Vertrautheit mit der Ausführung der elementarsten Rechen- 
operationen und auf die Beschaffenheit der »Fundamentes«, auf die 
sich seine Kritik stützt. 

Von der »Gewissenhaftigkeit« meines Kritikers erhält der Leser 
eine weitere Musterprobe, wenn er verfolgt, was jener an meiner Be- 


zeichnung des Ausdrucks U als »Stundenlohn, den der Arbeiter für 


die notwendige (!) Arbeitszeit erhält«??), auszusetzen hat. 
v. Bortkiewicz glaubt nämlich eine »Uhnrichtigkeit« darin zu er- 
blicken, »daß bei Ermittelung der Höhe eines (sic!) Stundenlohnes 
nur die notwendige Arbeitszeit in Anschlag gebracht wird« ®), obwohl 
doch bei mir von »e i n e m« Stundenlohn an sich (der sich also durch 
Division des Tageslohnes (l) durch die Zahl der gesamten, einen 
Arbeitstag ausmachenden Arbeitsstunden ergeben würde und’den 


v. Bortkiewicz an anderer Stelle ?!) selbst richtig mit T nicht mit -; 


bezeichnet) überhaupt nicht die Rede ist, sondern eben nur von 
dem Stundenlohn, der sich auf die notwendige Arbeitszeit 
bezieht. 

Ferner glaubt mein Kritiker bei der Ableitung meiner Mehrwert- 
ratenformel eine »kaum zu überbietende Unbeholfenheit« 25) fest- 
stellen zu müssen, obwohl ich doch ausdrücklich hervorgehoben 
Pi ...) durch 
Ay 
Vermittlung von 1 gefunden. Doch brauchte dieser U m- 


hatte: »Wir haben also die Wertformel (22) (sc. w, = 


22) Ibidem S. 261. Von mir gesperrt. 
23) Ibidem. Von mir gesperrt. 

24) Ibidem S. 263. 

25) Ibidem. 
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weg nicht notwendig beschritten zu werden (!); 
denn durch Division der Gl. (20) und der einzelnen Gleichungen in (2) 
wären wir vielschneller zu dem gleichen Resultat 
gelangt, doch kam es uns gerade darauf an, 
die Abhängigkeitsverhältnisse der einzelnen 
Wertkomponenten der Gl. (2) festzustellen und 
sie einer besonderen Untersuchung zu unter- 
ziehen. Diesem Vorsatz entsprechend (!) steht es noch aus, 
die Mehrwertrate r aus (2) zu eliminieren...«?®. Hier- 
nach konnte es nicht dem geringsten Zweifel unterliegen, daß 
der bei der Ableitung meiner Mehrwertratenformel (23) beschrittene 
Umweg ebensowohl berechnet war wie bei der Herleitung meiner 
Wertformel (22). Ja, wie aus meinen eingehenden Darlegungen ?°) 
nur allzudeutlich hervorgeht, ist es v. Bortkiewicz gerade gewesen, 
der mir auf Grund seiner falschen Auslegung der Größe U (die in 
der Mehrwertratenformel eine hervorragende Rolle spielt) erst den 
Anlaß zu diesem Expose gegeben hat, das aber, wie ich nun sehe, 
doch vergeblich gewesen ist. 

Im übrigen versucht v. Bortkiewicz, wie bereits eingangs er- 
wähnt, mit einer fast bewundernswerten Ausdauer immer wieder 
seine Mehrwertratenformel mit der meinigen in Einklang zu bringen, 
auf deren Struktur an sich es mir jedoch, wie ich nochmals 
ausdrücklich betone, dem Zusammenhange meiner Ausführungen 
nach weniger ankommt; vielmehr handelt es sich dort wie im Ver- 
laufe meiner späteren Betrachtungen — was v. Bortkiewicz sogar 
selbst einmal richtig bemerkt — in erster Linie nur immer 
wieder um die unzulässige Deutung von U«?8). 
v. Bortkiewicz’ Mehrwertratenformel ist von mir nur als eine der 
geeignetsten, weil prägnantesten Ausdrucksmittel für die 
Schwere des von v. Bortkiewicz (eben durch die verfehlte Auslegung 
von U) begangenen Fehlers gewählt worden, so daß von einem »Aus- 
spielen« ?°?) meiner Formel gegenüber der seinigen nicht die Rede 
sein kann. 

Wenn v. Bortkiewicz aber schließlich den Eindruck zu erwecken 
versucht, als hätte ich überhaupt nur die falsche Interpretation seiner 
Größe U zum Gegenstande meiner Abhandlung gemacht und als 
serübrige« es sich deswegen, auf meine »weiteren Ausführungen ein- 
zugehen« ®) — v. Bortkiewicz gibt sich bloß mit dem für die Be- 
urteilung der Konsequenzen der Marxschen Wertlehre weniger wich- 
tigen einleitenden Teil (Wertrechnung) meiner Arbeit ab, der nur 
etwa ein Viertel ihres Gesamtumfanges ausmacht —, so stellt er 
damit den aufmerksamen Leser meiner Arbeit vor die unvermeidliche 
Frage, ob man nicht wenigstens Gewissenhaftigkeit im 


26) S. 33. Nachträglich von mir gesperrt. 

”) S. 27—33. 

28) Arch. f. Sozw. Bd. 51, S. 263. Von mir gesperrt. 
29) Ibidem. 

30) Ibidem. 
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Durchlesen eines Buches bei dem voraussetzen dürfe, der dieses Buch 
öffentlich zu kritisieren gedenkt. Die schwersten v. Bortkiewicz 
bei seiner Darstellung und Beurteilung der Marxschen Preis- 
rechnung unterlaufenen Fehler, die mit seiner falschen Deutung 
der Größe U gar nichts zu schaffen haben, finden sich bekanntlich 
erst im dritten Teile (C. Preisrechnung) meiner Arbeit. Es sei hier 
nur an seine unhaltbare Gleichung (32) erinnert, die, wie ich ausführ- 
lich nachgewiesen habe 31), auf einer falschen begrifflichen Auslegung 
der Umschlagszeiten r,, Tə, . . . Ts beruht, von v. Bortkiewicz aber 
zur Grundlage seiner sämtlichen weiteren Deduktionen gemacht 
worden ist. Alle in diesem Zusammenhange auftretenden Irrtümer 
von v. Bortkiewicz sind von mir 3?) einer eingehenden Betrachtung 
unterzogen worden. Als einen weiteren folgenschweren Fehler in 
der Darstellung von v. Bortkiewicz habe ich seine unerlaubte An- 
nahme eines stets konstant bleibenden Arbeitslohnes deutlich 
gekennzeichnet 33) usw. usw. Von allen diesen sachlichen Irrtümern 
erwähnt jedoch v. Bortkiewicz merkwürdigerweise nichts. 

Sonst weiß v. Bortkiewicz gegen meine eigene mathematische 
Darstellung der Wert- und Preisrechnung des Marxschen Systems 
nicht das geringste vorzubringen. Derselbe fühlt sich offenbar immer 
noch am meisten geborgen in der Defensivstellung. Wie weit 
es ihm aber geglückt ist, sich auch nur in ihr zu halten, wird nach dem 
Vorstehenden der u n parteiische Leser selbst am besten beurteilen 
können. Dieser mag auch darüber entscheiden, wie der Versuch 
meines »Kritikers« zu werten ist, mich sowie meine ehemaligen Lehrer 
Biermann und Hausdorff, die sich der Durchsicht meiner Arbeit in 
dankenswerter Weise angenommen haben, durch eine solche »Kritik« 
derselben zu »kompromittieren« %). Jedenfalls glaube ich, wird der Le- 
ser nach dem Voraufgegangenen soviel haben feststellen können, daß sie 
sihre hochschulpädagogische Aufgabe, die ihnen oblage, ge wissen- 
hafter (!) erfüllt haben als mein »Kritiker« die eines veran t- 
wortlichen Kritikers. 


Erwiderung. 


Obige »Entgegnung« des Herrn Dr. Kühne läßt eine Verstän- 
digung zwischen uns beiden als ausgeschlossen erscheinen. Und wenn 
ich trotzdem in dieser Angelegenheit noch einmal das Wort ergreife, 
so geschieht es in der Annahme, daß es unter den Lesern des Archivs 
einige gibt, die dem Gegenstand der gegenwärtigen Kontroverse 
ein sachliches Interesse entgegenbringen, aber algebraischen Ausfüh- 


31) Vgl. S. 38—45, 48, 5I, 52. 

32) Vgl. S. 72—74, 100—103, III, I12. 
33) Vgl. S. 75—88. 

31) Arch. f. Sozw. Bd. 51, S. 264. 
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rungen über volkswirtschaftliche Dinge, wenn sie nicht von Zahlen- 
beispielen begleitet werden, nicht leicht folgen und deshalb an der 
Hand meiner Besprechung der Kühneschen Schrift keine klare Vor- 
stellung von der Sache bekommen haben. Es wird sich also darum 
handeln, in der Sprache nicht mehr der Algebra, sondern der Arithmetik 
zu zeigen, wie sich im Marxschen System der Wertrechnung die Be- 
ziehungen zwischen gewissen Grundelementen gestalten und erst im 
Anschluß hieran auf die in Frage kommenden Formeln zurückzu- 
greifen. 

Man nehme an, daß der Reallohn pro Tag aus 4 Pfund Brot und 
2 Pfund Fleisch besteht, daß ferner ı Pfund Brot in 0,4 Arbeits- 
stunden, ı Pfund Fleisch in 3,2 Arbeitsstunden hergestellt wird und 
daß schließlich die Länge des Arbeitstages 12 Stunden beträgt. Dem- 
nach sind in den 4 Pfund Brot 1,6 Arbeitsstunden oder ?/, eines Ar- 
beitstages und in den 2 Pfund Fleisch 6,4 Arbeitsstunden oder °/,; 
eines Arbeitstages, somit in dem Reallohn 8 Arbeitsstunden oder ?/, 
eines Arbeitstages verkörpert. Diese 8 Arbeitsstunden oder ?/, eines 
Arbeitstages stellen die »notwendige Arbeit«, die übrigen 4 Stunden 
oder !4 eines Arbeitstages die »Mehrarbeit« dar, und die Rate des 
Mehrwerts, die sich, Marx zufolge, durch das Verhältnis der Mehr- 
arbeit zur notwendigen Arbeit un läßt, beläuft sich in diesem 
Fall auf 4:8 bzw. '!/,: ®/, oder auf 50% 

Zu demselben Ergebnis bezüglich der Höhe der Mehrwertrate 
gelangt man auch dann, wenn man von den entsprechenden Wert- 
größen ausgeht. Es diene, wie bei Marx, als Indikator des Wertes 
das Gold, und man nehme an, daß ı Gramm Gold 4 Arbeitsstunden 
verkörpert. Hieraus folgt (nach dem Wertgesetz), daß ı Pfund Brot 
da es 0,4 Arbeitsstunden verkörpert, 0,ı Gramm. Gold und daß ı Pfund 
Fleisch, da es 3,2 Arbeitsstunden verkörpert, 0,8 Gramm Gold wert 
ist. Der in Gold ausgedrückte Lohn oder anders: der Geldlohn (weil 
nach Marx die Geldeinheit nichts anderes ist als ein bestimmtes 
Quantum Gold) beträgt demnach 2 Gramm Gold, nämlich soviel 
als 4 Pfund Brot und 2 Pfund Fleisch zusammen wert sind (0,4 Gramm 
Gold + 1,6 Gramm Gold). Durch 2 Gramm Gold ist zugleich der 
Wert der Arbeitskraft dargestellt. Demgegenüber ist der Wert des 
Produkts eines Arbeitstags bei ızstündiger Arbeitszeit gleich 3 Gramm 
Gold (da ı Gramm Gold voraussetzungsgemäß in 4 Arbeitsstunden 
produziert wird). Der Mehrwert (pro Arbeiter und Tag) beläuft sich 
somit auf ı Gramm Gold, und als Mehrwertrate, die das Verhältnis 
des Mehrwerts zum variablen Kapital bzw. zum Wert der Arbeitskraft 
anzeigt, erhält man ı: 2 oder wiederum 50%. 

\Wendet man auf diesen Fall die von mir — auch in der Bespre- 
chung der Kühneschen Schrift — gebrauchten algebraischen Bezeich- 
nungen an, so findet man, indem man den Index ı auf das Brot und 
den Index 2 auf das Fleisch bezieht und als Arbeitszeiteinheit durch- 
weg den Arbeitstag, somit das ı2fache der Arbeitsstunde, verwendet: 

04 1 32 4 
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. 2 
w, = 0,I, W, = 0,8, l = 2, U = —, r = 0.5. 


Und setzt man diese Zahlenwerte in meine Formeln 
(1) wA, + LAs t.e H MaA = U, 
(2) ww, F aW F... F uW =|, 
U 


(3) pRa 


ein, so erhält man: 


I 4 2 
( 30 I5 3. 
(4 X 0,1) + (2 X 0,8) = 2, 


2 
I — — 
3, 


2 
(3) 

Wie man sieht, stimmen die Formeln. Herr Kühne will sie aber 
nach wie vor nicht gelten lassen. Er nimmt nämlich an dem gleich- 
zeitigen Auftreten der Faktoren u,, u, usw. in den beiden Formeln (1) 
und (2) Anstoß (Untersuchungen, S. 29, sowie Entgegnung); ja, 
gerade darin, daß ich zur Darstellung von 1 einerseits und von U 
andererseits die gleichen Faktoren u, u usw. verwendet habe, er- 
blickt er das npwrov ıeüdog meiner Ausführungen. Dabei nennt er diese 
Faktoren »Verhältniszahlen« oder auch »Teilzahlen« (Untersuchungen, 
S. 26, 29, sowie Entgegnung). In Wirklichkeit sind es aber absolute 
Zahlen, welche die in den Reallohn eingehenden Mengen verschiedener 
Produkte angeben... 

Ich hege die Zuversicht, daß auch derjenige — mit der Marx- 
schen Wert- und Mehrwertlehre vertraute — Leser, dem meine (rein 
algebraisch gehaltene) Besprechung der Kühneschen Schrift einige 
Schwierigkeit bereitet hat und der sich daher seinerzeit kein selbstän- 
diges Urteil über die vorliegende Kontroverse hat bilden können, 
nunmehr einsehen wird, daß ich mit meinen Formeln Sinn und Gehalt 
der Marxschen Wert- und Mehrwerttheorie durchaus getroffen habe. 


Nach Kühne soll ich in diesem Fall die Pflichten eines gewissen- 
haften Rezensenten dadurch verletzt haben, daß ich aus der zu be- 
sprechenden Schrift »minderwichtige Stellen« herausgegriffen hätte, 
um sie zum Gegenstand der Kritik zu machen, und mich dabei darauf 
beschränkt hätte, meine eigene Position zu verteidigen. Ich weise 
diesen Vorwurf mit aller Entschiedenheit zurück. Eine irgendwie er- 
schöpfende Besprechung verbot sich schon aus Gründen des Raum- 
mangels. Der Punkt aber, auf den ich meine Aufmerksamkeit kon- 
zentriert hatte, ist nichts weniger als »minderwichtig«e Handelt es 
sich doch dabei nach der Auffassung Kühnes um das rpðtov bzüöog 
meiner gesamten Ausführungen über Marx. Und wenn Kühne am 
Schluß seiner »Entgegnung« bemerkt, daß ein wichtiger Teil seiner 
gegen mich gerichteten Darlegungen, der sich nicht mehr auf die 
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Wertrechnung, sondern auf die Preisrechnung bei Marx bezieht, mit 
dem Streit um die Größe U gar nichts zu schaffen habe, so widerspricht 
das direkt der in seiner Schrift (S. 38—39) enthaltenen Aussage, 
wonach auch hierbei der von mir begangene Fehler in einer unzu- 
lässigen Verwendung der in der Formel des Geldlohnes — jetzt A 
statt 1 — auftretenden Faktoren u, us usw. zur Darstellung von U 
bestehen soll. Sachlich ist dieser Einwand wiederum unbegründet: 
da die Faktoren u,, gą usw., worauf bereits hingewiesen worden ist, 
keine »Teilzahlen«, sondern absolute Zahlen sind, welche die Mengen 
der verschiedenen in den Reallohn eingehenden Produkte angeben, 
so ist es ganz in der Ordnung, daß sie immer wiederkehren, möge es 
sich um den Geldausdruck dieses Reallohnes im System der Wert- 
rechnung (l), oder um dessen Geldausdruck im System der Preis- 
rechnung (X), oder schließlich um dessen Darstellung in Arbeitszeit- 
einheiten (U) handeln. 

Daß meine Besprechung den Charakter einer Selbstverteidigung 
angenommen hat, gebe ich zu; aber das liegt einfach daran, daß 
Kühnes Schrift ihrerseits sich im wesentlichen als Kritik einer Arbeit 
von mir — auch äußerlich — zu erkennen gibt. Im übrigen ist es 
nicht gesagt, daß mein Gesamturteil über die rezensierte Schrift 
günstiger ausgefallen wäre, wenn ich weitere Stellen daraus heran- 
gezogen hätte. Wie dem auch sei, halte ich das von mir gegen Kühne 
in jener Besprechung Vorgebrachte, auch nachdem ich von seiner 
sEntgegnung«, die von bizarren — sich selbst richtenden — Behaup- 
tungen strotzt, Kenntnis genommen habe, vollinhaltlich aufrecht. 


L. v. Bortkiewicz. 
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ı. Enzyklopädien, Sammelwerke, Lehrbücher. 


2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Kanokogi, Prof. Dr. K.: Gandhi. Der Geist der in- 
dischen Revolution. Berlin 1924. Verlag: »Ardi« Archiv- 
Dienst, Charlottenburg. 8°. 3r S. 

Das Heft enthält drei 191g bzw. Ig22 in japanischen Monats- 
schriften veröffentlichte, vom Verfasser ins Deutsche übersetzte 
Aufsätze: »Die indische Revolution«, »Der Uebergang« und »Gandhi«. 
Der Verfasser entwickelt folgende Gedankengänge: Indien mit der 
großen Mannigfaltigkeit seines Milieus stellt ein Labyrinth von ver- 
wickelten Problemen dar. Der Weg zum nationalen Leben eröffne 
sich nur durch eine Revolution. Die indische Revolution sei erst 
möglich, wenn sie mit der Weltrevolution zusammengehe, nachdem 
nämlich infolge einer Neuorientierung in der Denkweise der Menschen 
u. a. auch die Vormachtstellung des britischen Imperiums beseitigt 
wäre. So sei die Weltrevolution die Bedingung der indischen, aber die 
äußere. Vorbedingung für die innere, indische Revolution sei eine 
Läuterung der Psyche, insbesondere der Moral des Indiers; und in 
dieser Voraussetzung berührt sich der Verfasser mit Gandhi. Der 
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Verfasser verweist mit Recht auf den starken Eindruck in Indien, den 
der japanische Sieg über die Russen als Angehörige der weißen Rasse 
gemacht habe, und auf den heftigen Gegendruck der Indier, welchen 
die fehlerhafte Politik von Lord Curzon (Teilung Bengalens) und der 
britischen Regierung im Verlaufe des Weltkrieges und nachher (das 
Rowlatt-Unterdrückungsgesetz insbesondere) bewirkt habe. Dem hat 
Gandhi die »Kraft der Wahrheit« (Satyagraha) entgegengesetzt, seine 
Methode der passiven Resistenz, aber ohne Gewaltanwendung (Ahim- 
sa), verbunden mit freiwillig auf sich zu nehmendem Leiden, — ein 
Anklang an Askese. Indem der Verfasser vertritt, Indien stehe unter 
einer »satanischen Herrschaft«, »das große Britische Reich sei auf dem 
Boden der Untreue, Falschheit, Schlauheif und Grausamkeit aufge- 
baute, stellt er sich auf den extremen Standpunkt von Gandhi. Be- 
denklich erscheint es, von einer Gesellschaftszersplitterung durch das 
heutige indische Kastenwesen zu sprechen. Unter den Trägern des 
indischen Geistes erscheint die Rolle derer nicht genügend gewürdigt, 
welche weniger Opposition gegen die britische Regierung treiben 
als Gandhi. Der reformatorisch-radikalen, utopisch anmutenden Ein- 
stellung des Verfassers hinsichtlich der Lösung des indischen Problems 
ist entgegenzuhalten: der Beweis ist erst zu erbringen, daß eine in- 
dische Autonrmie nur durch Revolution erreicht werden kann, 
nicht aber allma.lich auf der Grundlage des historisch Gewordenen. 
Die Uebersetzung ins Deutsche läßt zu wünschen übrig. Die Worte 
des Verfassers »... daß meine Aufsätze selber ein objektives Erzeug- 
nis der Geschichte... sind«, bedeuten wohl, er bringe eine objektive 
‘Darstellung des Historischen. Daß solches überall gelungen ist, muß 
bestritten werden. Unter diesen Kautelen kann man die Aufsätze 
zur Lektüre empfehlen; was sie schätzenswert macht, ist ihr viel- 
seitiger Inhalt bei kurzgefaßter Darstellung. (Kolwey..) 


Kaufmann, Felix: Die Kriterien,.des Rechts. Tü- 
bingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1924. VIII und 164 S. 

In seinem neuen Werk setzt K. Gedankengänge fort, die er in 
»Logik und Rechtswissenschaft« (1922) begonnen hat. Dort versuchte 
er, die Kategorien des Rechtes durch das Schema des reinen einfachen 
Rechtssatzes zu definieren: »Eine Person A soll ein Verhalten V, an den 
Tag legen, tut sie es nicht, so soll ihr gegenüber ein Verhalten V, 
Platz greifen«; die in diesem Satz enthaltenen sachhaltigen Kategorien 
von Norm, Verhalten und Person, sowie die formal-logische Ver- 
knüpfung der beiden Normen zu einer Doppelnorm bilden die Grund- 
begriffe der juristischen Formenlehre. K. rekapituliert diese Thesen, 
arbeitet sie entschiedener in Form von Polemiken heraus und stellt 
diese Grundbegriffe als wesentliche, das Recht definierende 
Merkmaledenempirischen Kennzeichen der Rechts- 
ordnung gegenüber. Beide zusammen, Merkmale und Kennzeichen, 
nennt er die Kriterien des Rechtes. Durch die Merkmale werden 
Normarten voneinander unterschieden, nämlich die rechtliche 
Doppelnorm und die nicht-sanktionierte, einfache ethische oder 
religiöse Norm. Die empirischen Kennzeichen charakterisieren eine 
bestimmte Norm gruppe gegenüber den andern und zwar wird die 
Rechtsnorm von der Sittennorm durch das Kennzeichen geschieden, 
daß bei der ersten der Setzungscharakter zum Inhalt des Aktes der 
subjektiven Normbefolgung gemacht wird, während bei der Sitten- 
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norm der Setzungscharakter fehlt. »Bei der Setzung bildet das für 
wertvoll erklärte Verhalten, bei der Sitte das von anderen 
— positiv — gewertete Verhalten ein Inhaltselement des Aktes 
der subjektiven Befolgung.«e Das Kennzeichen der empirischen 
Setzung von Normen ermöglicht nun eine Beschreibung der Rechts- 
ordnung als eines, von der Grundnorm ausgehenden, Zusammenhanges 
von Normierungsakten, des Delegationszusammenhanges, und eine 
exakte Scheidung des materiellen Rechtes vom formellen: unter 
materiellem Recht sind sämtliche Inhalte von Rechtssätzen zu 
verstehen, unter formellem jene Gruppe von ihnen, welche die Be- 
dingungen für den empirischen Rechtscharakter anderer Normen 
enthalten. — Durch die genaue Scheidung zwischen Merkmalen und 
Kennzeichen, zwischen Rechtswesenslehre und den Problemen des 
empirischen Anwendungsbereiches gelingt es K., eine Reihe wichtiger 
Aequivokationen im Begriff der juristischen Person und im Staats- 
begriff herauszuarbeiten und eben dadurch diese Probleme zu lösen. 
— Dem hier im allgemeinsten Umriß dargelegten Inhalt des »Speziellen 
Teiles« geht ein »Allgemeiner Teil« voran, der die Prinzipien der allge- 
meinen Wissenschaftslehre und einer Theorie der Erfahrungswissen- 
schaften enthält, soweit sie für die Rechtstheorie relevant sind. In 
diesem Teil verweisen wir insbesondere auf die Weiterentwicklung 
der Husserlschen Lehre von der materialen und formalen Onto- 
logie zu einem sehr präzis formulierten »Prinzip der Verträglichkeits- 
sphären« und auf die vorzügliche deskriptive Analyse des Typen- 
begriffes. l 

Die allgemeinen wissenschaftstheoretischen Untersuchungen H u s- 
serls und die Reine Rechtslehre Kelsens sind die Ausgangspunkte 
für K.s System der Rechtstheorie. Eine eingehende Kritik müßte auf 
diese Quellen zurückgreifen; hier wollen wir nur zwei Punkte heraus- 
heben, um wenigstens anzudeuten, in welcher Richtung sich eine 
Kritik bewegen könnte. Im »Allgemeinen Teil« stellt K. in Konsequenz 


eines Husserlschen Gedankens die These auf, daß mit jeder materiellen: 


Ontologie (also z. B. der Trias Norm, Verhalten, Person) die Gesamt- 
heit aller Begriffe der formallögischen Sphäre verbunden werden 
könnte und gibt als Beleg für die mögliche Mathematisierung an, 
daß man im Recht die Sätze nach der Höhe der Geld- oder der Länge 
der Freiheitsstrafen einteilen könnte. K. fügt allerdings selbst hinzu, 
daß eine solche Einteilung von geringem Erkenntniswert sei, und wir 
würden ergänzen, daß an diesem sehr augenfälligen Beispiel der Un- 
verträglichkeit (denn was anderes heißt »für die Erkenntnis wertlos ?«) 
von formalen und materialen Sphären deutlich wird, wie sehr diese 
These Husserls der Revision bedürftig ist. — Tiefer in den Kern 
der Rechtslehre führt eine zweite Bemerkung: K. meint, zwischen den 
beiden Normen seiner Doppelnorm bestünde nur die formal-logische 
hypothetische Beziehung; dieses »um« scheint mir ein handgreiflicher 
Irrtum zu sein; denn wesentlich ist für.den Rechtssatz, daß das Ver- 
halten der zweiten Norm dem Subjekt derersten gegen- 
über Platz greift, also in einer spezifischen Weise material bestimmt 
ist. Wenn aber diese materiale Bestimmung einmal als solche er- 
kannt ist, gibt es nicht den geringsten Grund, gerade dieses Schema 
des Strafrechtssatzes als den Rechtssatz hinzustellen. Dann 
aber entsteht die Frage, ob die formale hypothetische Beziehung 
nicht eine Begleiterscheinung des materialen Gehaltes und deshalb 
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kein Rechtsmerkmal ist; sollte dies zutreffen, dann wäre allerdings 
die Rechtswesenslehre in der K.schen Form nicht haltbar und be- 
dürfte anderer Fundamente. 

Unangesehen dieser Einwände aber zählt K.s Buch wegen der 
gedanklichen Geschlossenheit, des klaren Aufbaues und insbesondere 
wegen der logischen Ausführungen des ersten Teiles zu den wert- 
vollsten Erscheinungen der neueren Rechtslehre. 
| (Erich Voegelin.) 


Stern, Erich: Einleitung in die Pädagogik. Halle, 
Max Niemeyer, 1922. X und 395 S. 8°. 

Die Erziehung wächst heraus aus der Kultur und ist bestimmt 
durch die Geschichte; aber sie greift auch als selbständiger Faktor 
in Leben und Geschichte ein. Sie entspringt der Kultur und gestaltet 
die Kultur. Was Erziehung sei, sagt uns nur die Geschichte, und 
doch müssen wir, um sie in der Geschichte zu sehen, schon irgend- 
welche Allgemeinvorstellungen vom Wesen der Erziehung haben. 
Erziehung ist nicht Gegenstand des Erkennens, sondern des »Ver- 
stehens«. Erziehen ist eine bestimmte Art des »Handelns« in Richtung 
auf Werte, daher Pädagogik nur als Geisteswissenschaft möglich, 
als ein Verstehen von Werten und Individualitäten. Aber innerhalb 
der Reihe der Geisteswissenschaften hat die Pädagogik cine bestimmte 
und eigenartige Stellung. Während die Werte, die das Ziel geistes- 
wissenschaftlichen Verstehens bilden, sonst in irgendeiner Form 
objektiviert sind, als Kunstwerke, Staatsformen, Gesetze, Wissen- 
schaftserzeugnisse, religiöse Sitten und ähnliches, ist das Ziel des 
.erzieherischen Handelns nicht die Herstellung solcher Gebilde, sondern 
wo diese herausgestellt werden, da dienen sie nur dem eigentlichen 
Ziele: der Bildung der Persönlichkeit; das pädagogische Handeln 
und Wirken bleibt in der Dimension des Seelischen. In jedem Teile 
ihres Aufbaus muß daher die Pädagogik den Blick nach zwei Seiten 
richten: auf die Kulturwerte und auf die Seelenbeschaffenheit des 
Zöglings, die aber wiederum ihrerseits auch nur einer von vornherein 
auf die Werte eingestellten geisteswissenschaftlichen Psychologie zu- 
gänglich ist. 

Dies ist der grundsätzliche Standpunkt des sehr nützlichen, 
fein und sauber gearbeiteten Buches. Es bezeichnet sich bescheiden 
als »Einleitung«; tatsächlich ist es mehr, die Grundlinien für einen 
systematischen Aufriß sind bereits, wesentlich im Anschluß an Dilthey 
und Spranger, mit fester Hand gezogen. Das Buch empfiehlt sich 
durch schlichte, klare, sachliche Darstellung, durch ein immer in un- 
mittelbarem Kontakt mit der pädagogischen Wirklichkeit verbleiben- 
des Denken und durch präzise Stellungnahme zu allen theoretisch 
und praktisch eingeschlagenen Richtungen in der pädagogischen Be- 
wegung der Gegenwart. (E. Hoffmann.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Hellpach, Willy: Psychologie der Umwelt. Hand- 
buch der biologischen Arbeitsmethoden, Abteilung VI. Methoden 
der experimentellen Psychologie, Lieferung 39. Berlin und Wien, 
Urban u. Schwarzenberg, 1924. Iro S. 
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Hellpach behandelt die naturwissenschaftlichen Methoden zur 
Erforschung der seelischen Wirkungen der Umwelt. | 

Drei Gebiete der Umwelt werden unterschieden: 

I. das geopsychische (Wetter, Klima, Boden, Landschaft), 

2. das sozialpsychische (mitmenschliche), 

3. das der Kultur. 

Biologisch-naturwissenschaftliche Methoden sind: 

1. die einfache gelegentliche oder planmäßige Beobachtung und 
Selbstbeobachtung, 

2. die Statistik, d. h. die unter Zuhilfenahme mathematischer Ver- 
fahren verarbeitete Massenbeobachtung, 

3. das Experiment. 

Die geopsychischen Methoden hat uns Hellpach in der 3. Auflage 
(1923) seiner geopsychischen Erscheinungen dargestellt. Wir können 
hier um so mehr davon absehen, als die beherrschende Problematik, 
nämlich die Frage, ob ein differentielles Verhalten geopsychischen 
oder sozialpsychischen oder individuellen Ursachen zuzurechnen sei, 
bei der sozialpsychischen Methodologie im Mittelpunkt steht. 

Gegenstand der Sozialpsychologie ist nach Simmel die Frage, 
wie das Individuum seelisch (einzelseelisch) verändert wird durch die 
mitmenschliche Umgebung. Dieses Problem zerfällt nach Hellpach 
in folgende Teilprobleme: 

a) auf welchem Wege wirken wir aufeinander ? 

b) aus welchen Ursachen (Antrieben) ? 

c) welche Gemeinschaftsgebilde entstehen daraus (soziologische 
Probleme im engeren Sinne) ? 

d) welche seelische Veränderungen erfährt der einzelne dabei? 

e) welches gleichartige Verhalten der Beteiligten entsteht: Kol- 
lektivwirkung der mitseelischen Beziehungen, nicht zu ver- 
wechseln mit der Kollektivseele. 

Die naturwissenschaftlich-isolierenden Methoden führen immer 
zu einer Grenze. Erfaßbar sind durch sie nur diejenigen Tatbestände, 
die deutlich körperlich abhängig und beeinflußbar sind. Für die 
eigentlich geistigen’ Vorgänge sind wir auf die irrationale Erkenntnis- 
weise der Geisteswissenschaften angewiesen. Von Wegen von einer 
Menschenseele zur andern sind bisher untersucht worden der des 
Ausdrucks, als einer Bewegung ohne Ziel, und der der Handlung, als 
einer Bewegung mit Ziel. Die Grenzen zwischen beiden sind fließend. 
Für die Massenpsychologie, für das Problem der Irradiation, der An- 
steckung haben sich aus der Untersuchung der rein motorischen Aus- 
drucksphänomene, die wie oben ausgeführt, als körperlich stark ab- 
hängige einer experimentellen Untersuchung 2ugänglich sind, schon 
wertvolle Resultate ergeben; vgl. dazu Moede: Experimentelle Massen- 
psychologie, 1920. Dagegen ist noch nicht ausreichend untersucht 
der telepathische Weg. Hellpach weist hiezu auf Irrtumsmöglichkeiten 
hin, die in der statischen Gleichförmigkeit des seelischen Geschehens 
(Marbe), aber auch in seiner dynamischen Gleichförmigkeit, Periodi- 
zıtät (Fließ, Swoboda) liegen. Solche Gleichförmigkeiten sind auch 
unter geopsychologischen Wirkungen bekannt, z. B. die Mondpünkt- 
lichkeit, die Geschlechtstätigkeit beim Palolowurm. Am wichtigsten 
von allen Wegen ist der Mitteilungsweg. Der moderne Mensch handelt 
nicht mehr, sondern verhandelt. Nicht die Realien, sondern die 
Verbalien beherrschen uns. Hierher gehören die Untersuchungen 
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über die Technik psychischer Behandlung der Masse, des Käufers, 
der Reklame, der Suggestion, des Schülers, der Versammlung, also 
‘u. a. auch die pädagogischen Grundprobleme usw. Ueber die Trieb- 
kräfte mitseelischen Tuns und Lassens hat uns weder die mit so großer 
Begeisterung in Angriff genommene Kriminalanthropologie (Lombroso) 
noch auch die alte und wohl jetzt wissenschaftlich gänzlich aufgegebene 
statische (kraniometrische) Rassenlehre irgend etwas Brauchbares 
ergeben. Hellpachs eigene Untersuchungen über das fränkische Ge- 
sicht, aber auch die anderer Autoren machen es sogar wahrscheinlich, 
daß die Schädelform bei demselben Individuum sich ändert, wenn 
andere geo- und soziopsychologische Bedingungen geschaffen werden. 
Die Wünsche Hellpachs nach der Schaffung neuer Methoden können 
wir hier übergehen. Anerkannt wird von Hellpach das Kretschmer- 
sche Verfahren, das unter Verzicht auf anthropologische Schein- 
genauigkeit die Beziehung zwischen Körperbau und Charakter im 
Alltag, in der Geschichte und in der Irrenanstalt zu finden sich bemüht. 
Ein ganz bestimmter physischer Typus scheint aus Kretschmers Unter- 
suchungen als Träger eines bestimmten mitmenschlichen Verhaltens 
hervorzugehen. Aber dieser physische Typus hat nichts mit dem 
kraniometrischen Rassenbegriff zu tun. Das Problem: Ursache und 
Wirkung oder Wechselwirkung erheischt noch besondere Bemühung, 
wenn nach der sozialen Modellierung der Individpalität gefragt wird. 
So wissen wir noch nicht, ob die dialektische Lautung eine Wirkung 
der Gewöhnung oder ererbter Beschaffenheit des Phonationsapparates 
ist. So ist auf engem Raum eine ungeheure Fülle von Problemen 
zusammengetragen und unter methodischem Gesichtspunkt klar 
disponiert. Ueber die Bewertung, die Hellpach den einzelnen Methoden 
zuteil werden läßt, zu streiten, hat keinen Sinn. Man muß sie probieren 
und sehen, was man mit ihnen erreicht; denn wie Rathenau sagt: 
»Auf dem Ouaderfundament bewältigter Wirklichkeiten wird der 
Bau der Ideen sicherer ruhen und höher steigen als auf dem Geschiebe 
unerlebter Prinzipien.« 

Nur eine kritische Bemerkung: Hellpach unterwertet offenbar 
‚die Methoden der Selbstbeobachtung. Nun aber hat eine ganze Reihe 
von Autoren die Leistungsgefühle untersucht und festgestellt, daß 
sie für das reife Bewußtsein einen äußerst feinen Indikator der Leistung 
geben (Gabriele von Wartensleben, Antonin Brandl u. a.). Auch 
Kraepelin hät neuerdings die in der Selbstbeobachtung gegebenen 
psychologischen Faktoren anerkannt. Auf dem Gebiete der Patho- 
logie hat Ref. die Bedeutung der Selbstbewertung der Leistung für 
das Intelligenz- und Demenzproblem dargetan. Ich möchte also 
glauben, daß es angezeigt wäre, diesen Methoden, die allerdings nicht 
leicht zu handhaben sind, mehr Beachtung zu schenken, als es Hell- 
pach tut und sie namentlich als Parallelreihen bei objektiven Lei- 
stungsprüfungen heranzuziehen. (Eliasberg.) 





4, Sozialismus. 


Greiling, W.: Marxismus und Sozialisiıerungs- 
theorie. Eine Untersuchung des Ergebnisses der deutschen 
Sozialisierungsliteratur. Berlin, Vereinigung Internationaler Ver- 
lagsanstalten, 1923. 144 S. 
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Die Arbeit untersucht mit großer Gründlichkeit die Sozialisie- 
rungstheorien von Kautsky, Cunow, Heichen, Fischer, Ellinger, 
Renner, Bernstein, Neurath, Goldscheid und Rathenau; der Verfasser 
hat jeden einzelnen dieser Autoren als Vertreter eines bestimmten 
Typs von Sozialisierungsauffassung ausgewählt und prüft seine Lehre 
auf ihren Gehalt an Marxismus; eine sachliche Kritik an Hand wirt- 
schaftstheoretischer Ueberlegungen oder praktischer Wirtschafts- 
erfahrungen nimmt er nicht vor. Auch wer die modern gewordene 
Verachtung des Marxismus in keiner Weise mitmacht und die Be- 
deutung der Marxschen Gedankenwelt selbst für ihr scheinbar fern- 
‚stehende Denker voll anerkennt, wird bedauern, daß zur Verwertung 
der sorgfältigen Analyse einzelner Sozialisierungssysteme keine frucht- 
barere Fragestellung gewählt wurde. (Carl Landauer.) 
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5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Lederer, Dr. Karl: »Meiallgeld oder Zeichen- 
eld. Erörierungen zur »Staallichen Theorie 
desGeldessunterbesonderer Berücksichtigung 
des Geldwertproblems.« München, Berlin und Leipzig, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), 1923. 53 S. f 
L. ist sowohl Anhänger als auch Gegner der staatlichen Theorie 
des Geldes; ferner ist er Anhänger sowohl der »Anweisungstheoriea, 
die bekanntlich der einfachsten Formulierung der Quantitätstheorie 
zugrunde liegt, als auch der subjektivistischen Lehre der Oesterreicher 
über den Geldwert. (Wäre die Broschüre etwas länger geworden, so 
hätte er sich wohl mit gleichem Scharfsinn auch allen sonstigen 
einander widersprechenden Geldtheorien angeschlossen, etwa sowohl 
der Banking-, als auch der Currency-Theorie usw.). Die erste Synthese 
bewerkstelligt er in der Weise, daß er sich zwar zur These K nap ps 
von der »Nominalität der Werteinheit« bekennt, darunter aber etwas 
völlig anderes als Knapp selbst versteht, nämlich an einer Stelle so 
etwas wie die alte »Anweisungstheorie« (S. 42), und an einer anderen 
Stelle (S. 53) hält er den »Nominalismus« für eine »Tendenz« der »Ent- 
wicklung des Geldes vom Stoffgeld zum Zeichengeld«. Es entgeht 
ihm dabei, daß diese beiden Argumente sich gar nicht vertragen. Im 
übrigen ist der Verfasser zeitgemäß quantitätstheoretisch orientiert, 
wobei er den Unterschied zwischen den Problemen der Goldwährung 
und denen der Papierwährung völlig übersieht. Im ganzen enthält 
die kleine Schrift manche brauchbare Exzerpte aus einigen Büchern. 
Sie zeugt aber von völligem MiBßverstehen des »metallistischen« Stand- 
punktes, was angesichts der dürftigen Literaturkenntnisse des Autors, 
dem die ganze neuere Literatur des Auslandes unbekannt zu sein 
scheint, und seiner im wesentiichen nicht an realer Anschauung, 
sondern an spitzfindigen Begriffsfragen orientierten Fragestellungen 
nicht überraschen kann. (M. Palyi.) 


Muß, Dr. Max, Privatdozent an der Universität Leipzig: Der 
bankmäßige Zahlungsausgleich in Deutsch- 
land. Eine Studie über Theorie und Aufbau des deutschen Giro- 
und Scheckwesens. Berlin und Leipzig, Vereinigung wissenschaft- 
licher Verleger W. de Gruyter & Co., 1922. 206 S. 
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Die Arbeit besitzt hohen Wert als Schilderung der Tatsachen des 
deutschen Giro- und Scheckverkehrs vor dem Kriege, und als Dar- 
stellung der Lehrmeinungen über die volkswirtschaftliche Bedeutung 
von Giro und Scheck, besonders ihres Einflusses auf den Geldwert. 
In diesem lehrgeschichtlichen Teil seiner Abhandlung zeigt Muß ein 
Eindringen in geldtheoretische Zusammenhänge, ein Maß theore- 
tischer Schulung und feinfühligen Eindringens in den Sinn von 
Theorien, wie es sich nur ganz selten mit so gründlicher und um- 
fassender Kenntnis des Materials vereinigt. Gerade darum muß 
aber der Theoretiker als Leser des Buches umsomehr bedauern, daß 
zwei große Fragen unbeantwortet bleiben, an die Muß durch seinen 
Gedankengang herangeführt wird und deren Lösung man nach allem, 
was sein Buch sonst bietet, gerade von ihm erhoffen möchte. 

Der Verfasser führt nämlich mit Recht aus, daß die Einführung 
bargeldlosen Zahlungsverkehrs geldwertsenkende Wirkungen ausüben 
kann. Er stützt diese Darlegungen, die übrigens die in der Kriegszeit 
üblichen amtlichen Begründungen für die Nützlichkeit des bargeld- 
losen Zahlungsverkehrs treffend kritisieren, allein auf die Tatsache, 
daß bankmäßiger Zahlungsausgleich die Schaffung neuer Kaufkraft 
bedeuten kann. Das trifft aber offenbar dann nicht zu, wenn das zur 
Uebertragung gelangende Guthaben durch Bareinzahlung des Ueber- 
tragenden entstanden ist, oder wenn es zwar durch Kredit entstanden 
ist, die Kreditmittel der Bank aber aus Depositen, also durch Einzah- 
lung anderer, Personen, in vollem Umfange zur Verfügtiig standen. 
Um Schöpfung neuer Kaufkraft handelt es sich nur dann, wenn die 
Bank im Vertrauen darauf, daß nur für einen Teil der kreditweise 
eröffneten Konten Auszahlung verlangt wird, über das Maß der Bar- 
einlagen hinaus Giralkredit eröffnet. Muß zeigt leider nicht, inwieweit 
die Banken dies tatsächlich in irgendeiner Form tun. 

Nun ist es aber gar nicht richtig, daß'geldwertsenkende Wirkungen 
vom bankmäßigen Zahlungsausgleich nur in solchem Maße ausgehen, 
als er Schaffung neuer Kaufkraft bedeutet. Ebenso wirkt vielmehr 
die stärkere Ausnutzung der vorhandenen Kaufkraft, die gesteigerte 
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes. Daß der bankmäßige Zahlungs- 
ausgleich eine sehr bedeutende Steigerung der Umlaufsgeschwindig- 
keit bedeutet, ist von vorneherein äußerst wahrscheinlich; eine von 
Muß gebrachte Statistik zeigt übrigens, daß mit dem Ausbau des 
bankmäßigen Zahlungsausgleichs die Konten viel öfter umgesetzt 
werden, so daß nicht bloß das Giro an sich im Vergleich zum Bargeld 
sich rascher bewegt, sondern das Hinzutreten neuen Giralgeldes den 
Umsatz des,alten nooh beschleunigt. Daher ist durchaus sicher, daß 
die Ausbreitüdg des bargeldlosen Zahlungsverkehrs auch dort in- 
flationsgleiche Wirkungen hervorruft, wo dieser nicht, neue, formale 
Kaufkraft schafft. Muß ist hierauf leider nicht eingegangen. Würde 
diese Lücke ausgefüllt, dann wären damit aller Wahrscheinlichkeit 
nach die Ursachen der Vorkriegsteuerung aufgezeigt, deren Erklärung 
von der Warenseite her, wie sie der Verein für Sozialpolitik in seinen 
bekannten Untersuchungen angestrebt hat, eine unlösbare Aufgabe 
bildet. (Carl Landauer.) 
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6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Biographien. 


Kötzschke, Rudolf: Allgemeine Wirtschaftsge- 
schichte des Mittelalters. Handbuch der Wirtschafts- 
geschichte. Hrsg. v. Prof. Dr. Georg Brodnitz. Jena, Gustav 
Fischer, 1924. 

Das vorliegende Werk leidet an einer gewissen Disproportionalität, 
die in der Absicht des Verfassers lag. Das spätere Mittelalter ist sehr 
knapp und stiefmütterlich behandelt. Ob die Sorge, »den eingehenderen 
Darlegungen späterer Bände vorzugreifen«, das völlig rechtfertigt, 
bleibt ein wenig zweifelhaft. Jedenfalls ist das Ganze eine überaus 
beachtliche und schöne Leistung, und wenn im folgenden vielfach 
Kritik an einzelnem geübt wird, so ist diese vor allem als Ergänzung 
gemeint. Vor allem in methodischer und theoretischer Hinsicht wäre 
eine kritische Durchsicht des Buches vor einer neuen Auflage sehr 
erwünscht. 

So wäre es zunächst wünschenswert, wenn die Basis der häufig 
gefällten Werturteile etwas deutlicher würde. Z. B. das allgemeine 
negative Urteil über die Wirtschaft am Ende der Antike: »Welt- 
staatswirtschaft jedoch in dem tieferen Sinne eines zweckvoll ge- ` 
schauten und harmonisch geförderten Ganzen gedieh nicht zur Aus? < 
bildung« (S. 15), hat offensichtlich einen ganz anderen Hintergrund 
als das spätere Urteil, das eine recht billige Vorhersage ex eventu 
darstellt: »Der römische Weltstaat mit seinen mancherlei Maßnahmen 
von wirtschaftlicher Tragweite war nicht mehr; die Bahn war rei 4 
für künftige Entwickelung echter Volkswirtschaft« (S. 127). Basıert‘ 
das erste Urteil auf merkantilistischen, so das zweite deutlich auf 
liberalen Zielsetzungen. Solchen Urteilsmaßstäben entspricht nun bis- 
weilen auch eine leicht idealisierende Färbung wie etwa bei der Be- 
urteilung Karl des Großen. Da heißt es z. B. (S. 147), »daß er Mehrung 
der staatlichen Einkünfte nicht einfach durch erhöhte Abgaben ge- 
wann, sondern wirklich durch fördernde Maßnahmen zur Steigerung 
der Produktivkraft von Volk und Land.« Damit vergleiche man die 
Mitteilung (S. 157), daß »kraftvolle Regenten« mit aus fiskalischen 
Gründen, um eine minder auffällige Steigerung der Einkünfte zu be- 
wirken, Gewichte und Getreidemaße vergrößerten (Kötzschkes An- 
nahme, daß »sich darin zugleich doch wohl Anpassung an die Be- 
dingungen des großen Verkehrs und eine allgemeine Steigerung der 
Wirtschaftskraft« ausspräche, ist kaum haltbar; heute ist es doch 
völlig gleich, ob man eine Summe in $ oder in £ oder in Mark aus- 
drückt, ob man Weizen nach bushels, nach kg, nach deutschen oder 
englischen Pfunden wägt, ob man Baumwolle nach Ballen zählt oder 
nach lbs. und tr. wägt usw., und gerade der vorhergehende Abschnitt 
bei ihm selbst macht deutlich, daß man damals sehr wohl der Ver- 
schiedenheit von Maßen und Münzen sich bewußt, war), und eine 
spätere Stelle (S. 164): »Noch keineswegs erkannten die germanischen 
Volksgenossen die Steuerpflicht willig an; leicht erschien eine neue 
Steuer, welche eine kräftige Regierung heischte, als ruchlose ‚unge- 
wohnte Vergewaltigung‘, und da die alteingesessene Bevölkerung in 
solche Klagen einstimmte, ereigneten sich mehrfach Aufstände wider 
den Steuerdruck.« Auch ohne Partei für die eine Seite dieser Kämpfe 
des 8. Jahrhunderts zu ergreifen, wird man sagen dürfen, daß die Tat- 
sache ihres Vorhandenseins davor warnen sollte, mit dem Lobe für die 
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Steuerempfänger zu freigebig zu sein. Aehnlich fragwürdig erscheint 
das reichlich modernisierende Urteil über Karls »Kolonialpolitik« 
(S. 147): »Frankreich und Norditalien mit ihrer verwickelten Wirtschaft 
vereinigte er mit ostrheinischen, in einfacherer Wirtschaftsverfassung 
verharrenden Landen; Gebiete mit Sitzen kaufmännisch-gewerblicher 
Tätigkeit schloß er mit Gegenden, in denen noch agrarische Rohstoff- 
erzeugung vorherrschte, zu einem größeren Ganzen zusammen und 
vollbrachte damit, so sehr andere Motive hineinspielten, wahrhaft 
Taten wirtschaftlicher Kolonialpolitik.«e Wenn man mit Kötzschke 
(S. 166) dann die Maßnahmen einer ausschließlich auf Finanzzölle 
gerichteten Zollpolitik überfliegt, wird man doch wohl ein wenig 
skeptisch sein, zumal wenn man in Betracht zieht, daß er selbst (S. 121) 
darauf hinweist, wie sehr Binnenzölle die Einheitlichkeit eines Wirt- 
schaftsgebietes in Frage stellen; freilich wird das dann nicht vom 
Reiche Karls d. Gr., sondern von dem der Kalifen gesagt. 

Solchen unmotivierten oder mindestens unzureichend moti- 
vierten Werturteilen entsprechen nun bisweilen überraschend — 
sit venia verbo — primitive Wendungen; so ist es doch zum min- 
desten ungewöhnlich, wenn von den Germanen gesagt wird, daß bei 
ihnen »der Gedanke des Staates nicht scharf und klar durchdacht« 
(S. 63) war, was bis zum heutigen Tage wohl von allen Nationen der 
Erde gilt, oder daß ihnen »der Kapitalbegriff noch nicht aufgegangen« 
(S. 82) war. An anderer Stelle (S. 121) heißt es: »Die plötzliche Eini- 
gung dieser lange in sich zersplitterten arabischen Welt geschah nun, 
ndem der Stammesgeist (haij) durch eine neue Religion fanatisch 
“erregt ward.« Solche Stellen ließen sich häufen und sind sehr be- 
dauerlich und überflüssig. Sie legen Zeugnis ab von einer gewissen 
methodischen und theoretischen Nachlässigkeit, auf die nur wenige 
Historiker so gut verzichten könnten, wie gerade Kötzschke, der 
offenbar über den Stand der methodologischen Diskussion in den 
Geisteswissenschaften, obgleich deren repräsentativste Vertreter nicht 
unter seinen Fachgenossen aufzufinden sind, vorzüglich orientiert ist. 

An manchen Stellen gewinnt diese Nachlässigkeit geradezu den 
Charakter einer seltsamen — vielleicht nur scheinbaren — Bewußt- 
heit. So in der alle termini verwischenden Auseinandersetzung über 
»Kapitalismus« in der Antike (S. 46 ff.), die angesichts der Tatsache, 
daß Kötzschke mit der marxistischen These »kein Kapitalismus in der 
Antike« letzten Endes völlig übereinstimmt, geradezu peinlich wirkt, 
zumal Salvioli, der diese These vielleicht am nachdrücklichsten und 
gründlichsten vertrat, in geradezu entgegengesetztem Sinne zitiert 
wird (S. 50). Ä 

Noch bedenklicher ist diese Verwischung geprägter Termini bei 
der Behandlung der Gutswirtschaft und sog. »Gutsherrschaft« (S. 227 
Anm.). »Von nationalökonomischer Seite ist die Gutsherrschaft des 
deutschen Ostens seit Beginn der Neuzeit der mittelalterlichen Grund- 
herrschaft als andere Wirtschaftsform gegenübergestellt worden... 
Dies ist insofern richtig, als jene auf andere ökonomische Zwecke 
(Produktion für den Markt) eingestellt war, eine entwickelte kapita- 
listische Unternehmung. Indes die im Worte allein zum Ausdruck 
kommenden räumlichen und verfassungsrechtlichen Merkmale der 
Gutsherrschaft konnten auch im frühen Mittelalter gegeben sein, 
selbst der Absatz fehlte nicht gänzlich; es ist daher dieser Begriff 
nicht jener neuzeitlichen Erscheinung vorzubehalten, sondern in der 
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mittelalterlichen Wirtschaftsgeschichte durchaus anwendbar, nur 
müssen die ältere und die jüngere Form nach Zweck und Bestimmung 
unterschieden werden.« Buchstäblich um des Wortlauts willen wird . 
also ein klar geprägter wissenschaftlicher Terminus zu einem un- 
präzisen gemacht; und was schlimmer ist, wenn später (S. 562) von 
der neuzeitlichen Gutsherrschaft gesprochen wird, heißt es, daß »in 
gewissem Sinne dabei von der Rückkehr zu älteren Einrichtungen e.. 
die Rede sein kann«, so daß die zunächst noch festgehaltene begriffliche 
Unterscheidung auch noch — wenigstens »in gewissem Sinnes« — 
fallen gelassen wird. 

In theoretischer Hinsicht fällt zunächst die flüchtige Behandlung 
des Problems der Grundrente auf. Sie wird als erst im Hochmittelalter 
vinfolge der Ausdehnung des Anbaus auf abgelegenere und ungün- 
stigere Böden« entstehend angenommen, d. h. als aus dem ökonomi- 
schen Automatismus entstehende Differentialrente (S. 369). Diese 
Interpretation wird dann verwischt auf S. 536, wo sdie ländliche 
Grundrente« als Quelle bürgerlichen Reichtums offensichtlich die 
ans Reineinnahme aus agrarischem Besitz einschließlich der 

eistungen der hierzu Verpflichteten, also weit mehr als die Diffe- 
rentialrente des besseren Bodens umfaßt. Angesichts der Bedeutung 
des Problems wäre hier eine schärfere Präzision sehr erwünscht ge- 
wesen. Jedenfalls dürfte die Annahme, daß Grundrente als Differential- 
rente des besseren Bodens erst im ıı. Jahrhundert entstanden sei, 
weder überhaupt beweisbar noch haltbar sein. Vielmehr dürfte diese 
Grundrente stets vorhanden gewesen sein, worauf z. B. die Tatsache 
prozentual besonders hoher Abgaben der Leistungspflichtigen in 
Spezialprodukten (S. 237) hindeutet. Wird dagegen der umfassendere 
Grundrentenbegriff angenommen, so ergeben sich daraus die zahl- 
reichen bekannten Probleme des Verhältnisses politischer und ökono- 
mischer Machtstellungen, der ökonomischen Akkumulation, der ver- 
schiedenartigen Entwickelung in West- und Ostdeutschland usw. usw. 

Eine zweite theoretisch schwäche Stelle scheint in dem Geld- 
Pe zu liegen. In der Tat sind diese Fragen äußerst schwierig. 

s seien hier zwei Konjekturen versucht, die durch ihre Fragestellung, 
die einfache Anwendung theoretischer Gedankengänge auf historische 
Ereignisse, vielleicht dazu dienen können, in der Bearbeitung dieser 
Probleme weiterzukommen. Für die Zeit des 12. bis 14. Jahrhunderts 
(Kötzschke 522 ff.) stellt man bei steigender Silberproduktion zu- 
nehmende Münzverschlechterung fest. Für die gleiche Zeit ist ein 
Steigen des Silberwerts im Verhältnis zum Golde festzustellen. Das 
scheint folgendes Bild zu ergeben. Infolge des aus dem Levantehandel 
reichlicher und offenbar im Verhältnis zu den Warenpreisen billiger 
einströmenden Goldes lohnt sich Silberbergbau bei steigenden Un- 
kosten. Diese steigenden Unkosten der zunehmenden Produktion 
wälzt man durch Ausprägung von Münzen geringeren Feingehalts ab, 
wobei nun bei der relativen Unempfindlichkeit des damaligen Welt- 
markts natürlich die Grenze der durch den sinkenden Goldpreis er- 
laubten Silbergeldverschlechterung überschritten wird. Die Tatsache 
des späteren Verfalls des Silberbergbaus scheint die These der steigen- 
den Unkosten zu stützen. | 

Die 2. Konjektur betrifft Beobachtungen hinsichtlich der Wir- 
kungen von Inflation und Deflation in der römischen Kaiserzeit. 
Es scheint, als ob »die Entwickelung der Vermögensverhältnisse in der 
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Richtung, daß im Vergleich zum mobilen Kapital die in Grund und 
Boden festliegenden Vermögenswerte anwuchsen« (Kötzschke S. 47), 
nicht zuletzt ein Ergebnis der bis zu Diokletian ziemlich ala 
betriebenen Geldverschlechterung war, die zur »Flucht in die Sach- 
werte« drängte, auf der anderen Seite dagegen wird so viel deutlich, 
daß zum mindesten von Konstantin an, also in einer Deflationsperiode, 
die Wertschätzung des Großgrundbesitzes zurückgeht, so daß vielfach 
durch Zwangsmittel der Erwerb von Großgrundbesitz regierungs- 
seitig erzwungen wird, wobei häufig die Verschlechterung der bäuer- 
lichen Rechtslage gegenüber dem Großpächter und Großgrundbesitzer 
aus fiskalischen Gründen dekretiert worden zu sein scheint, um für die 
steuerlichen Leistungen der Kleinen die leistungsfähigeren Großen 
haften zu lassen. 

Bei Kötzschke kommen die begrifflichen und theoretischen 
Fragen des Geldwesens ziemÄch schlecht fort. So wird z. B. (S. 149) 
für Scheidemünze das ungewöhnliche und undefinierte Wort »Kredit- 
münze« gebraucht. Ferner wird die bloße Tatsache, daß die Germanen 
das römische Geld nach dem Metallgehält schieden und die bis auf 
Nero geprägten Silberstücke, die noch vollwertig waren, vorzogen 

. 8I $): als Argument gegen ihre Gewöhnung an Geldverkehr weit 
überschätzt. Vielmehr scheint der Gebrauch dieses Geldes etwa dem 
Umlauf des Maria-Theresien-Talers im heutigen Nordafrika sehr zu 
“ähneln. Ein Aufgeld für vollgewichtige Münzen findet sich nach 
Kötzschke selbst (S. 524) noch im spätmittelalterlichen Florenz, und 
das Greshamsche Gesetz besagt im Grunde gar nichts anderes, als 
daß solches Aufgeld stetige Regel des Geldverkehrs ist. Bedenklich 
scheint auch die Auffassung (S. 528), daß von einem »ausreichenden 
und flüssigen Bestand an Münzgeld... die wirtschaftliche Wohlfahrt 
im Spätmittelalter ganz wesentlich abhing.« Vielmehr dürfte das 
Halten solcher Bestände viel mehr staats- und speziell kriegsfinan- 
zielen Bedüjfnissen entsprochen haben als volkswirtschaftlichen; 
denn Geldknappheit im wörtlichen Sinne des Wortes ist niemals 
ein ständiges Problem der Finanzwirtschaft gewesen, weil der Geld- 
verkehr viel zu beweglich ist, um je auf die Dauer durch einen Mangel 
an — im Wortsinne — greifbaren Zahlungsmitteln behindert zu 
werden, er schafft sich dann sehr rasch Surrogate, wie wir Deutschen 
im Jahre 1923 selbst zu erleben Gelegenheit hatten. 

In der großen historischen Linie ist leider hier wie stets die öko- 
nomische Stellung Roms und später Byzanz’ im Imperium nicht hin- 
reichend scharf analysiert. Dabet scheinen die ökonomischen Grund- 
lagen dieser Städte nicht sehr andere zu sein als die moderner Welt- 
städte. Wenn man von Berlin und den russischen Hauptstädten, 
die eine eigentümliche und historisch sehr wohl erklärliche Ausnahme 
machen, absieht, sind die modernen Weltstädte wie Wien, Paris, 
London, New York, nicht Produktionsstätten, sondern Zentren der 
sunsichtbaren Ausfuhr«, d. h. vor allem Finanz- und Verkehrs- 
zentren und damit bei der einfachen Gegenüberstellung von Produktion 
und Konsumtion unproduktive Zentren riesenhafter Konsumtion. 
Insofern war die ökonomische Lage Roms in nichts problematischer 
als die moderner Großstädte überhaupt. Genau wie für Wien der 
negative Ausgang des Kampfes um seine finanzielle Stellung in den 
Nachfolgestaaten eine Katastrophe gewesen wäre, genau so mußte 
für Rom die Zerstörung des — eben auch — ökonomischen Imperiums 
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eine Katastrophe werden. Die finanzielle Beherrschung des See- 
verkehrs war für Rom vielleicht lebensnotwendiger als die politisch- 
militärische, wenngleich sich beide wohl nicht voneinander trennen 
ließen. Die Bedeutung des Seeverkehrs, auch des Passagierverkehrs, 
zumal im Dienste der Verwaltung, sollte daher schärfer betont werden. 
Daß die germanischen Nachfolger des römischen Imperiums keine 
Seefahrer waren, ist vielleicht eines der entscheidendsten Momente 
ihres Eintritts in die Geschichte, wie der Wiederbeginn der Seefahrt 
nach dem Orient durch die italienischen Städte für die abendländische 
Wirtschaftsgeschichte bedeutungsvoller sein dürfte als der Abstrom 
von Menschen und die Gründung ephemerer christlicher Kolonialreiche 
in den Kreuzzügen. 

Wie so die systematische Durchdenkung der ökonomischen 
Stellung Roms einige neue Perspektiven zu eröffnen scheint, so dürfte 
auch das System der Tributzahlungen an »barbarische« Fürsten durch 
die römischen und byzantinischen Kaiser keine so unkomplizierte Ange- 
legenheit gewesen sein, wie man in der Regel annimmt. In Wahrheit 
sieht dies System dem moderner Staaten, die ihre Kolonien finanzieren, 
sehr ähnlich. In der Regel dürfte dieser Tribut gegen Waren wieder 
ins Imperium zurückgeflossen sein und so auf die Dauer römischem 
Einfluß und römischem Handel mannigfache Chancen geboten haben. 
Und in der Tat hat sich ja dies System bewährt, bis der große Hunnen- 
stoß seine Fortsetzung nicht mehr erlaubte. Ursprünglich jedenfalls 
scheinen diese Tribute nicht so sehr ein Zeichen militärischer Schwäche 
als vielmehr ein Bestandteil kluger »imperialistischer« Politik gewesen 
zu sein. 

Die Fragen der ökonomisch-sozialen Grundlagen des Germanen- 
tums werden auch hier nicht viel deutlicher, als sie es in den meisten 
Darstellungen sind. Sicherlich ist die Behauptung (S. 73) falsch oder 
wenigstens zu sehr verallgemeinert, daß man scheel sah, daß weidende 
Herden auf Gelände getrieben wurden, das den Hunger der Menschen 
hätte stillen können, der übrigens K. selbst widerspricht, wenn er 
feststellt (S. 77),.daB »die Viehzucht noch immer der Hauptzweig der 
Wirtschaft war«. Besonders bedauerlich ist hier vielleicht, daß dem 
Gedanken einer sehr frühen »Mischung von Germanen und stammcs- 
fremden Leuten« (S. 63) und ihrer Wirkung in wirtschaftlich-sozialer 
Hinsicht nicht nachgegangen wurde. So wird das bis heute ungelöste 
Problem der Laeten (Liten) und Aldionen zwar einmal als solches 
gesehen, aber nicht weiter untersucht. Dabei scheint die Frage, 
ob die Germanen weiter vorstoßende, an Herrenstellung gewöhnte 
Krieger waren oder aus genossenschaftlicher Primitivität hervor ins 
Licht der Geschichte traten, überaus wichtig. Daß K. selbst in dem 
»Streit um den Charakter der altgermanischen Sozialverfassung« 
nicht deutlich Stellung nimmt, ist sehr bedauerlich. Jedenfalls wird 
man schwerlich mit ihm »in der leichten Bereitwilligkeit, beim Nahen 
des Feindes das besiedelte Gelände völkerschaftsweise zu verlassen ..... 
die noch geringe Bodenständigkeit und Dürftigkeit der Kulture 
(5. 67) schen wollen, wenn man bedenkt, daß noch die deutschen 
. Bauern des 17. und des 20. Jahrhunderts im Dreißigjährigen und im 
Weltkrieg (in Ostpreußen) die gleiche »Bereitwilligkeit« zeigten. Da- 
gegen macht er aufs neue deutlich, daß das System der kriegerischen 
Gefolgschaften und ihrer Beutezüge, das uns überliefert ist, jeden 
Kommunismus hätte durchbrechen müssen, wenngleich er selbst 
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durch die keineswegs schlagwortmäßig charakterisierende, sondern 
sicherlich fehlgehende Bezeichnung der germanischen Sozialordnung 
als »Staatssozialismus naturalwirtschaftlicher Art« (S. 69), dies Er- 
gebnis wieder verwischt. Auch das berühmte Chattenbeispiel versäumt 
er leider in diesen Zusammenhang einzufügen (S. 75); handelt es sich 
nicht hier vielleicht tatsächlich um Ueberreste des Bestandes einer 
herrschenden Schicht über einer unterworfenen, Ackerbau treibenden ? 
Daß von der beutemachenden Gefolgschaft zur tributbeziehenden 
jedenfalls nur ein Schritt ist, der regelhafterweise in der ganzen Kriegs- 
geschichte der Menschheit getan wird, ist kaum zu bezweifeln. Be- 
sonders auch die Beziehung von Gefolgschaft und Lehenswesen (K. 
S. 136) sollte zur weiteren Verfolgung der bezeichneten Problematik 
Anlaß geben. 

Die gleiche Unsicherheit in der Stellungnahme wie hinsichtlich 
der altgermanischen Sozialverfassung zeigt sich auch in der Frage 
des capitulare de villis, dessen Beurteilung in Text und Anmerkungen 
merkwürdig schwankt (S. 145, 147 Anm. 2, 160 f. Anm. 2, 160 Text). Zu 
dem Dopschschen Angriff auf die bisherige Stellungnahme wird in den 
Anmerkungen nur unsicher und tastend Stellung genommen, ja ihm 
im Grunde recht gegeben und trotzdem im Text im wesentlichen 
die alte Auffassung mit kaum fühlbaren stilistischen Abweichungen 
festgehalten. Das dürfte eine kaum haltbare Methode sein. 

Im ganzen ist die folgende Darstellung der Zustände des Früh- 
mittelalters der schönste Teil des Buches, bei allen einzelnen Schwä- 
chen eine geschlossene Leistung, der schon das folgende Bild des 
Hochmittelalters, d. h. der speziell sog. Kaiserzeit nicht mehr an 
Wert zu vergleichen ist. Vor allem die politisch-historischen Urteile 
rufen hier ständig nach Ergänzung und Ausfeilung. Wenn man etwa 
in einer Charakteristik der Zeit Heinrichs IV. den Satz liest: »Stolz 
prangten die Reisigen einher, in purpurgefärbtem Gewand, auf schäu- 
mendem Roß, mit goldnen Sporen« (S. 357), so wird es lack sein 
müssen, nicht nur ein Fragezeichen zu scinem Inhalt, sondern vor 
allem ein Fragezeichen zu seiner Wissenschaftlichkeit zu machen; es 
ist doch ein wenig seltsam, wenn so auf einmal der »Prunk« des Mittel- 
alters, wie wir ihn als Schulbuben bewundert haben, aus einem dicken 
wissenschaftlichen Buch von Rang »heraustrabt«. Die wirtschafts- 
geschichtliche Darstellung wird jetzt reichlich knapp, der erwähnten 
Absicht des Buches entsprechend, und also weniger prägnant und 
reichlich oft mit allgemeinen Urteilen ohne zureichende Begründung 
durchsetzt. Zudem beginnt die »Allgemeine Wirtschaftsgeschichte« 
sich jetzt in die Geschichte der einzelnen Länder aufzulösen. Die 
letzten Kapitel über Byzanz, den Islam und den Ausgang des Mittel- 
alters, den Kötzschke von den Kreuzzügen her datiert, wirken schon 
mehr wie Anhänge der Darstellung. 

Von dem Handbuch der Wirtschaftsgeschichte ist damit erst 
der zweite Band erschienen, und wenn man den Plan durchliest, ist 
man ein wenig erstaunt, daß keine deutsche Wirtschaftsgeschichte 
in seinem Rahmen ‘geplant zu sein scheint; das Kötzschkesche Werk 
wird diese zu einem Teil ersetzen können. Hinsichtlich seiner allge- 
meinen Aufgabe jedoch, wie sie im Titel zum Ausdruck kommt, 
wirkt es keineswegs vollauf befriedigend und ist damit in manchem 
Betracht vielleicht typisch für den gegenwärtigen Stand allgemeiner 
Problemstellungen in der deutschen Geschichtswissenschaft überhaupt. 
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Nur wenn in der Komparation auch der Mut zur Abstraktion gefunden 
wird und sie ihre Ergänzung in der theoretischen Durchdringung 
ökonomischer Fragen findet, wird es wirklich möglich sein, eine all- 
gemeine Wirtschattsgeschichte zu schreiben. Dabei scheint es metho- 
disch keineswegs so zu liegen, wie K. (S. VI) anzunehmen scheint, 
daß das Allgemeine und die Geschichte einander ausschließen. Viel- 
mehr dürfte gerade die Untersuchung des Allgemeinen erst das Indivi- 
duelle in seiner spezifischen Bewegtheit und Selbstgesetzlichkeit 
heraustreten lassen. Gerade die Arbeiten Büchers, Schmollers, Som- 
barts und Max Webers zielen bei allen Mängeln darauf ab, und der 
Gegensatz von »Historikern« und »Oekonomen« in der Wirtschafts- 
geschichte sollte nachgerade aufhören; auch die zurückhaltend reser- 
vierte Haltung K.s den »Oekonomen« gegenüber scheint leider noch 
breiten Raum bis zur freudigen Kooperation zu lassen. 


(K. Bloch.) 


7. Bevölkerungswesen. 


8. Statistik. 





9. Soziale Zustandsschilderungen. 


10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


Bonne, Dr. Georg: Die Bodenbesitzreform. Ein 
Weg zur Volksgesundung und Volkseinheit. München, Ernst Rein- 
hardt, 1924. 82 S. 1.20 GM. l T 

Es handelt sich in der vorliegenden Schrift um Vorschläge zu 
einem neuen deutschen Bodengesetze unter Zugrundelegung des 

sozialdemokratischen Antrages zur Bodenreform vom Jahre 1923. 

Es wird unter Hinweis auf die Schäden an Volksgesundheit und 

Volksvermögen durch Alkoholmißbrauch und Verschwendung im 

Sinne der bekannten Bodenreformbewegung eine umfassende Klein- 

siedlungs-Heimstättenpolitik durch das Reich empfohlen und hiebei 

sowohl die städtische Wohnungsfrage als die ländliche Innenkoloni- _ 
sation und die hiefür grundlegende Entcignungsfrage einer kritischen ` 
sozialpolitischen Erörterung unterzogen. (E. Hugo Vogel.) 


11. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 





ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


14. Arbeiterschutz. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 
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16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Kubach, J: Weniger Klassenkampf — Mehr Bil- 
dungsarbeit. München-Düsseldorf, Deutsche Werkmeister- 
buchhandlung, 1924. VII u. 63 S. M. 1.— 

Diese mit viel gesundem Menschenversta nd geschriebene Auf- 
klärungsbroschüre, deren Sinn und Zweck ausreichend im Titel 
gekennzeichnet ‘ist, hat dadurch eine gewisse Bedeutung erlangt, 
daß ihr Verf. als Funktionär des Werkmeisterverbandes auf Ver- 
anlassung des Afabundes, der Gesamtorganisation der freigewerk- 


schaftlichen Angestelltenverbände, gemaßregelt worden ist. 
(Th. Brauer.) 


m a a ei e 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Goebel, Dr. Otto, o. Prof. f. Volksw. a. d. Techn. Hochschule 
Hannover: Taylorısmusin der Verwaltung. Hannover, 
Helwing, 1924. 

Hinter dem Titel fehlt das Ausrufezeichen, denn die Broschüre 
ıst nicht als Beschreibung, sondern mehr als Programm gedacht; sie 
enthält nicht beschriebene oder mögliche Verwaltungseinzelheiten, 
sondern Reformvorschläge allgemeinerer Natur. Damit enthält sie 
das nicht, was der Wissenschafter im Taylorsystem typisch findet, 
das Analogon zur »Arbeit am Arbeiter«, seine Anweisung, Ue ber- 
wachung, Pensumzuteilung. Damit wollen wir nichts dagegen sagen, 
daß G. statt etwa Rationalisierung nun Taylorsystem setzt. Er will 
offenkundig »wirken« und nicht nur der Wissenschaft dienen, und 
dazu kann er ein wirksames Wort gebrauchen. 

In leichtverständlicher, flüssiger Form weist er auf Hauptmängel 
der bureaukratischen Verwaltung hin, wie sie übrigens zum größten 
Teil vom Fachkundigen zuzugeben sind. Beispiele hierfür sind: Starr- 
heit und Unklarheit der Verordnungen, überflüssige Verwaltungs- 
organe, Unfähigkeit zur Unterscheidung von Wichtigem und Un- 
wichtigem und Aehnliches. Sie führen zu einer Reihe von Verbesse- 
rungsvorschlägen, so Schaffung von Auskunftsämtern, die dem Publi- 
kum Zeit und Mühe sparen und als Durchgangsposten dem Beamten 
Weitblick verleihen. Des weiteren wird Ausleseprinzip, Führertum, 
Konzentration oder Dezentralisation der Verwaltungen, demokratische, 
kollegiale, präsidiale Verfassung der Stellen behandelt. 

Man hat hier “or Eindruck wie bei allen programmatischen 
Schriften, daß die eigentliche Arbeit nun erst beginnen müßte und 
daß hier wie beim er nach der »Idee« die eigentliche Schwierig- 
keit beginnt. 

In den größeren Bereich hineingestellt ist manch logischer Mangel 
ganz anders zu bewerten. Man hat z. B. sehr unbestimmte Verord- 
nungen (ich denke z.B. an $ 120a—d der Gewerbeordnung), deren 
Durchführung sich anerkanntermaßen in der Praxis bewährt hat. 

Möge dieser Hinweis für den Verf. der Anstoß sein, selbst weiter 
in die Einzelheiten einzudringen und die Geltungsbereiche allgemeiner 


Prinzipien abzugrenzen. Er kann es, der Auftakt dazu ist gut. 
(Wafienschmidt.) 
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Ouirin, Dr. PaulGeorg: Lohnpolitikund Produk- 
tionsergiebigkeit im Preußisch-fiskalischen 
Bergbaw Saarbrücker Druckerei A.G., 1924. 

Die ungewöhnlich fleißige Arbeit referiert über alle wirtschaftlich 
wichtigen natürlichen und technischen Arbeitsbedingungen im Saar- 
bergbau, schildert die eigenartigen organisatorischen Arbeitseinrich- 
tungen, die Arten und Folgen der Entlöhnung und untersucht be- 
sonders die Wirkungen auf die Produktionsergiebigkeit. In einem 
Schlußkapitel werden die politischen Verhältnisse seit der fran- 
zösischen Besetzung gestreift. Schaubilder veranschaulichen die ein- 
gehenden Zahlenzusammenstellungen. | Pr 

Die Abhandlung hat deshalb auf besondere Beachtung Anspruch, 
weil sie eine (uns heute geläufige) Lohnstabilisierung und -nivellierung 
in einer Zeit und Sphäre schildert, die von der Nachkriegswirtschaft 
Deutschlands wesentlich abweicht. (Waffenschmidt.) 


\ 
18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 
19. Handel und Verkehr. 
20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Ströver, Carl, Rechtsanwalt beim Obergericht der Vereinig- 
ten Staaten: Neugestaltung des Geldwesens. Berlin, 
Deutsche Verlagsgesellschaft für Politik und Geschichte, 1923. 
Ins Deutsche übersetzt von Hermann O. W. Ströver. 40 S. 

Der Verfasser empfichlt ein Geldsystem, bei dem die Währungs- 
einheit durch Vermehrung oder Verminderung des Geldumlaufs in 
fester Relation zum Warenindex gehalten wird. Hervorragend gründ- 
liche Durchdenkung der Einzelheiten — besonders beachtenswert 
angesichts des knappen Umfanges der Schrift — und klarster, geradezu 
gemeinverständlicher Vortrag der theoretischen Begründung des 
Systems zeichnen die Arbeit Strövers vor der Masse der zahllosen 
Geldreformvorschläge aus. 

Die Kritik Strövers an der Goldwährung, die dauernde Ver- 
schiebungen zwischen Geldeinheit und Warenpreisen zuläßt, ist voll- 
kommen berechtigt. Noch ist die Vertiefung der quantitätstheoreti- 
schen Anschauungen, die durch Inflationserfahrungen bewirkt wurde, 
für die Erklärung der Wirtschaftskrisen von der Geldseite her kaum aus- 
genutzt. Vielleicht kommen wir auf diesem Wege noch einmal dazu, 
die Bedeutung eines gegenüber dem Warenindex wertstabil gemachten 
Geldes sehr hoch einzuschätzen. Trotzdem aber erhebt sich gegen die 
Durchführung des Ströverschen Planes ein entscheidendes Bedenken. 
Die Vermehrung der Geldmenge zur Hintanhaltung sonstigen Geld- 
wertanstiegs läßt sich leicht und widerstandslos vollziehen. Die Ver- 
ringerung der Geldmenge aber zur Verhinderung eines Sinkens des 
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Geldwerts wird unter allen Umständen, selbst wenn sie durch das von 
Ströver vorgeschlagene sanfte Mittel der Wiederabstoßung früher 
zurückgekaufter Staatsanleihen erfolgt, eine Kreditverknappung mit 
Steigerung des Zinsfußes zur Folge haben. Und hier scheint es sicher, 
daß die Banken und Bankiers die staatliche Politik vereiteln werden, 
indem sie durch kreditweise Kaufkraftschöpfung in die Bresche 
springen. Ein Mittel dagegen bietet sich für den Staat in der kapi- 
talistischen Wirtschaft nicht; die sozialistische lehnt Ströver aus- 
drücklich ab. Die praktische Verwirklichung seines Vorschlages würde 
daher nicht zum Ziele führen. (Carl Landauer.) 


23. Genossenschaftswesen. 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


Asch, Bruno: Gemeindesieuern und Gemeinde- 
finanzen in Preußen. Frankfurt a. M., Verlag Union- 
Druckerei u. Verlagsanstalt, 1924. 62 S. 1.50 GM. 

Die Frage der Gemeindesteuern ist zumal nach dem Kriege 
eines der unübersichtlichsten Kapitel, da sich die Steuerhoheit von 
Staat und autonomen Körpern vielfach durchkreuzen. Die Schrift 
untersucht nun die verschiedenen Steuerarten, soweit sie den Ge- 
meinden als ausschließliche oder anteilmäßige Steuerquelle verblieben 
sind, nach ihrem finanziellen und wirtschaftlichen Charakter und be- 
spricht hiebei an der Hand reichen Tatsachenmaterials die vielfach 
unzulängliche Finanzpolitik der Gemeinden. Für die Deckung der 
laufenden Ausgaben kommen in erster Linie die Beteiligung an den 
Reichssteuern, die Realsteuern und die Hauszinssteuer, sowie kleinere 
Gemeindesteuern in Betracht. Der Verfasser zeigt, wie in der Periode 
der Währungszerrüttung die Zuweisungen des Staates aus der Betei- 
ligung an den großen Reichssteuern praktisch immer mehr an Bedeutung 
verloren haben und die Not der Gemeindefinanzen zur scharfen Aus- 
nutzung aller den Kommunen verbliebenen Steuerquellen zwang. 
Hiebei wurde die Gemeindegewerbesteuer als die verhältnismäßig 
beweglichste und der sinkenden Kaufkraft der Mark am schnellsten 
anzupassende Steuer zum wichtigsten Faktor im Haushalt der Städte. 
Die kleineren Steuern (Lustbarkeitssteuer, Getränkesteuer, Schank- 
konzessionssteuer, Hundesteuer, Herbergensteuer, Wertzuwachssteuer 
usf.) haben eine immer zunehmende Ausbildung und Verschärfung 
erfähren. Der Verfasser macht auch Vorschläge für neue Einnahme- 
quellen der Stadtgemeinden, die der Beachtung wert sind. Ausbau 
und Neuregelung der Selbstverwaltung sind die Wünsche, in welche 
die namentlich dem Kommunalpolitiker empfehlenswerte Schrift aus- 
klingt. (E. Hugo Vogel.) 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


Die ZukunfisaufgabenderdeutschenStädte. Unter 
Mitwirkung namhafter Fachleute herausgegeben von Oberbürger- 
meister Dr. Hans Luther, Oberbürgermeister Paul Mitz- 
la f f (Geschäftsführer des Deutschen Städtetages), Generalsekretär 
Erwin Stein (Geschäftsführer des Vereins für Kommunal- 
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wirtschaft und Kommunalpolitik). Berlin, Deutscher Kommunal- 
verlag, 1922. 928 S. 

Deutschland galt vor dem Kriege als das klassische Land der 
Kommunalwirtschaft, Kommunalpolitik und Kommunalwissenschaft. 
Die Gemeindebetriebe der Großstädte wiesen einen hohen technischen 
Stand auf und warfen bedeutende Gewinne ab; die Fürsorge der 
Kommunalbehörden erfaßte immer neue Gebiete; die Bedeutung der 
Kommunalwirtschaft und Kommunalpolitik fand Anklang in der 
Wissenschaft: Es wurden spezielle Schulen für kommunale Verwaltung 
eingerichtet, ein umfassendes Handwörterbuch für Kommunalwissen- 
schaften wurde herausgegeben, und zahlreiche Zeitschriften weckten 
in den breitesten Schichten das Interesse für kommunalwissenschaft- 
liche Aufgaben. Auch während des Krieges haben die deutschen 
Städte sozialökonomische Einrichtungen zustandegebracht, die von 
der großen Organisationsfähigkeit der deutschen Städteverwaltungen. 
ein sprechendes Zeugnis ablegen und die allgemeine Bewunderung 
und Nachahmung sowohl in kriegführenden als auch in neutralen 
Ländern hervorgerufen haben !). Nun aber gerieten die deutschen 
Städte unter den Entbehrungen des Krieges, den Erschütterungen 
der Revolutionszeit sowie unter dem Drucke des schweren Friedens- 
vertrages in eine fürchterliche Notlage. Die Kassen der früher finan- 
ziell blühenden Gemeinden stehen leer, die Schulden sind ins Un- 
geheure angewachsen, der Kredit ist erschüttert; während vor dem 
Kriege die deutschen kommunalen Obligationen an der Börse höher 
als die Schuldtitel des Reiches und der Länder notiert wurden, klopfen 
heute angeschene Stadtverwaltungen umsonst um Anleihen an.. Re 
in hygienischer Beziehung musterhaften Städte geraten in Veral“ 
Das Land, das vor einigen Jahren mit erstaunlicher Energie auf dem 
Gebiete der Wohnungsfrage vorangegangen war, hat jetzt Wohnungs- 
verhältnisse aufzuweisen, welche den bescheidensten Anforderungen 
der Hygiene und des moralischen Anstandes Hohn sprechen. Es 
genügt, zu sagen, daß zur Befriedigung der Nachfrage auf dem Woh- 
nungsmarkt heutzutage ein bis anderthalb Millionen Wohnungen 
notwendig wären. Solange der Markkurs sank, wurden alle kommunal- 

olitischen Maßnahmen mitten in der Ausführung vereitelt, da das 

udget den unvorhergesehenen Erschütterungen nicht standhalten 
konnte. Die früher aut ihre weitgehende Autonomie so $tolzen deut- 
schen Städte sind nun ihrer Besteuerungsrechte beraubt und zu 
Kostgüängerinnen des Reiches gemacht worden, das wie ein wahrer 
uncersättlicher Leviathan die finanziellen Quellen für sich allzu sehr 
in Anspruch nimmt. Die Gemeindebetriebe, die vor dem Kriege 
durch ihre stattlichen Ueberschüsse den Munizipalitäten eine sichere 
finanzielle Grundlage für die kommunale Sozialpolitik gewährten, 
sind nun zu Sorgenkindern geworden und verlangen vielfach Zu- 
schüsse. Eine traurigere Lage ist in der neueren Stadtgeschichte 
nicht zu finden. Die Augen der Kommunalpolitiker der ganzen Welt 
sind nun auf die deutschen Städte gerichtet: Wird es der Kommunal- 
wirtschaft und der Finanzpolitik gelingen, der Lage Herr zu werden 
und Mittel und Auswege zu finden, um die Errungenschaften der 
Kultur und Wissenschatt vor dem Verfall zu retten? 


1) Vgl. M. Gitermann, Les mesures sociales de guerre prises par les villes 
allemandes, Annales de la Régie directe, herausgeg. von Prof. Edgar Milhaud 
(Genf). 8. Jahrgang, S. 32—192. | i 
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So muß denn das größte Interesse einem Buche entgegengebracht 
werden, das im rührigen Deutschen Kommunalverlag in Berlin- 
Friedenau erschienen ist unter dem Titel: »Die Zukunftsaufgaben der 
deutschen Städtee. Das vorliegende Buch ist ein Sammelwerk und 
enthält zahlreiche Aufsätze, die der Feder bekannter deutscher 
Kommunalpolitiker entstammen. Kundige und erfahrene Führer 
leiten uns durch das Labyrinth kommunalpolitischer Probleme. Der 
erste Abschnitt ist allgemeinen Verfassungsfragen gewidmet. Der 
zweite Abschnitt befaßt sich mit der inneren Verwaltungsorganisation 
(Beamte, Angestellte, Arbeiter). Der dritte erörtert die Finanzen, 
der vierte das Problem des Unterrichtes und der Bildung. Ein spe- 
zieller umfassender Abschnitt ist dem »Städtebau, Wohnungs- und 
Verkehrswesen« zugedacht. Es folgt dann ein Kapitel über Feuer- 
wehr und Polizei. Nicht vergessen ist die soziale Fürsorge und Wohl- 
fahrtspflege. Der brennenden Frage der Wirtschaftsbetriebe werden 
mehrere, von namhaften Männern geschriebene Aufsätze zugewendet. 
Vom »Abbau der Zwangswirtschaft« berichtet Abschnitt X. Eine 
spezielle verwaltungsrechtliche Aufgabe wird im Abschnitt über »Die 
kreisangehörigen Städte« erörtert. Wie Aufgaben der Städtestatistik 
bespricht Prof. Schott. In einem besonderen Anhang wird ein Blick 
‘auf die Bedeutung der öffentlichen Sammlungen geworfer Ein 
reiches Literaturverzeichnis schließt das Werk. Jeder Abschnitt be- 
steht aus zwei oder mehreren Aufsätzen, so daß die betreffende Frage 
eine allseitige Besprechung erfährt. 

Der Raum verbietet uns, auf alle die genannten Probleme näher 
einzugehen. Aus der Fülle des vom Werke gebotenen Stoffes greifen 
wir nur diejenigen Fragen heraus, die von besonders aktuellem Inter- 
esse sind. Im Brennpunkt der Kommunalpolitik Deutschlands stehen 
nun drei Probleme: I. die Bekämpfung der Wohnungsnot, 2. die 
Ordnung der kommunalen Finanzen und (damit zusammenhängend) 
3. die Reorganisation der Gemeindebetriebe. 

Zur Beleuchtung der Wohnungsfrage tragen zwei Aufsätze bei: 
»\Wohnungsbau und sonstige Bauten« von Stadtbaurat Elkart 
und »Städtische Grundstücks- und Wohnungspolitik« von Stadtrat 
Dr. Fuchs. Wie wird die Nachfrage nach Wohnungen in den deut- 
schen Städten befriedigt? Die Beschaffung von Bchelfsbauten und 
Notwohnungen hat enge Grenzen. Zum Kommunalbau in nennens- 
wertem Umfang reichen die finanziellen Mittel nicht aus. So bleibt 
nur ein Weg zur Milderung der Wohnungsnot übrig: die Unter- 
stützung der genossenschaftlichen und privaten Bautätigkeit durch 
die öffentlich-rechtlichen Korporationen (Reich, Länder, Gemeinden), 
und zwar vermittelst der sog. »Ueberteuerungszuschüsse«. Diese Zu- 
schüsse haben in den ersten Jahren nach dem Kriege auch gewisse ' 
Dienste geleistel und zur Förderung der Bautätigkeit: beigetragen. 
Nun begannen aber seit 1921r die verhängnisvollen Stürze der deut- 
schen Valuta mit ihrer unumgänglichen Begleiterscheinung: Erhöhung 
der Baukosten. Die von der Behörde beschlossenen Zuschüsse ent- 
sprachen schon nach kurzer Zeit den Baustoffipreisen und Löhnen 
nicht mehr, und die in Angriff genommenen Bauten konnten nicht 
zur. Ausführung gelangen. — Wirft man einen retrospektiven Blick 
auf das Wohnungsproblem vor dem Kriege und zieht man die Woh- 
nungssorgen von heute in Betracht, so merkt man, daB auf diesem 
Gebiete eine prinzipielle Wandlung sich vollzogen hat: vor dem 
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Kriege spielte die Hauptrolle die Bodenfrage, heute — das 
Baukostenproblem. Auch die Ziele der Wohnungspolitik 
sind andere geworden: während man früher auf die qualitative Seite 
der Wohnungsfürsorge das Hauptaugenmerk richtete, wendet man 
heute fast die ganze Aufmerksamkeit der Quantität der Wohnungen 
zu. Um zu einem denkbar geringsten Herstellungspreis möglichst 
zahlreiche Wohnungen zu schaffen, schlägt man neue, billigere Bau- 
methoden vor; man gründet ländliche und städtische Siedlungen; 
man kommunalisiert die Baustoffproduktion, um der privaten Speku- 
lation auf diesem Gebiete zu steuern; man unterstützt die genossen- 
schaftliche Tätigkeit, man gründet »Soziale Baubetriebe«. Nicht 
kommunistische Theorien sind es, die die deutschen Städte auf den 
Weg der »Sozialisierung« des Baugewerbes drängen, sondern die 
Auswüchse des privaten »Unternehmungsgeistese. Das Gesetz vom 
9. Dezember 1919, welches eine juristische Grundlage zur Bekämpfung 
der unbilligen Ueberteuerung der Baustoffe und zur Sicherung ihres 
notwendigen Bedarfes geben wollte, erwies sich, wie alle gutgemeinten 
Gesetze gegen private Spekulation, als machtlos. Durch bittere 
"Erfahrungen gewitzigt, zogen die deutschen Gemeindeverwaltungen 
den Schluß: »Wirksamstes Mittel ist die Förderung der Baustoff- 
produktion durch die Städte und eine Politik, die den Gemeinden 
erhebliche Baustoffmengen zusichert« (S. 427). Und viele Gemeinden 
betreiben denn auch mit Erfolg eigene Ziegeleien, Sägewerke, Fabriken 
zur ' Herstellung von Ersatzbaustoffen. Und dieses »Arbeitsfeld wird 
künftig noch weiter ausgedehnt werden müssen«. Der Erfolg wird 
diesen Bestrebungen gesichert sein, vorausgesetzt daß die kommunale 
Regie sich von den hemmenden Fesseln der Bureaukratie zu beircien 
imstande sein wird. — Bekanntlich wirken gegen die Monopolisierung 
der privaten Baufirmen die »sozialen Baubetriebe«, Arbeitergenosjen- 
schaften, die auf die Gestaltung der Baukosten einen unverkennbaren 
Einfluß ausüben. — Und nun die finanzielle Seite der Wohnungs- 
frage! Der falsch verstandene Mieterschutz, der dazu führte, daß 
breite Bevölkerungsschichten für Zigaretten und Kinobesuch mehr 
Geld ausgaben, als für die Wohnungsmiete, die lange Zeit auf dem 
Stande vom I. August 1914 bleiben mußte, unterdrückte jede Mög- 
lichkeit des privaten Wohnungsbaues. Das Reichsmietengesetz kam 
zu spät und seine Sätze erwiesen sich auch als unzulänglich. Die 
Zuschüsse hatten keine feste finanzielle Grundlage. So entschloß 
man sich endlich, eine Mietausgleichssteuer einzuführen, die von den 
glücklichen Besitzern der alten Wohnungen zu erheben war, um 
damit die Baukosten neuer Wohnungen zu bestreiten. »Die nächste 
Zukunftsaufgabe der Gemeinden ist daher, sich die Wohnungsabgabe 
für die städtische Wohnbaupolitik nutzbar zu machen« (S. 436). 
Außerdem werden die Städte veranlaßt sein, bedeutende Anleihen 
zur Gewährung von Vorschüssen für Wohnungsbauten aufzunehmen. 
Die Kreditfähigkeit der Gemeinden steht aber in engem Zusammen- 
hang mit der allgemeinen finanziellen Lage. | 

So gehen wir nun zur Finanzfrage über. Der bekannte 
Bürgermeister Dr. Bucerius bespricht im Abschnitt »Finanzen« die 
»Neuen Ziele der städtischen Finanzwirtschaft«e. Seinen praktischen 
Winken schickt er theoretische Erwägungen voraus, die nicht gerade 
glücklich ausgefallen und für die Sache kaum ersprießlich sind. Seine 
Auslassungen über Geldtheorien werden bei denkenden Kommunal- 
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an keinen Anklang finden. Dr. Bucerius befindet sich auf 
wegen, wenn er, mit großer Selbstsicherheit, proklamiert: »Die 
metallistische Geldtheorie ist aber nicht mehr haltbar. Sie ist theo- 
retisch überwunden, seitdem Knapp seine staatliche Theorie des 
Geldes aufstellte« (S. 168). »Aus dieser Erkenntnis ergibt sich zu- 
nächst, daß der Staat in seiner Geldschöpfung theoretisch an keine 
naturgesetzlichen oder mathematischen Grenzen gebunden ist und 
daß er in der Geldpolitik eine wirtschaftliche Macht von ungeheurer 
Bedeutung in den Händen hat« (S. 169). Unwillkürlich drängt sich 
die Frage auf: Reichte denn 1922 (zur Zeit, da Dr. Bucerius die zitierten- 
Behauptungen veröffentlichte) diese theoretisch unbegrenzte Geld- 
macht des deutschen Staates hin, um den Kurs der Mark auch npr 
um einige Punkte zü heben und der horrenden, Panik erregenden 
Steigerung der Preise im Inland auch nur einigermaßen Einhalt zu 
tun? Wer ist noch heutzutage so verblendet, um nicht einzusehen, 
daß die Lage nur verschlimmert wurde, solange das Reich, unbeküm- 
mert um die Folgen der Inflation, auf seine geldschöpferische »Macht« 
pochend, die Notenpresse in permanenter Tätigkeit hielt ? 

Wenden wir uns nun den praktischen Ausführungen von Dr. 
Bucerius zu. Wir können dem Verf. völlig beipflichten, wenn er 
betont: »Und so ist denn auch alle Gemeindspolitik letzten Endes 
Wirtschafts- und Finanzpolitik« (S. 171). Aber zu enge Grenzen 
setzt er der modernen kommunalen Wirtschaftspolitik, wenn er 
meint: »Gegenstand der Gemeindewirtschaft ist nach wie vor in 
erster Linie: Schule, Armenfürsorge, Polizei« (S. 174). Zwar sieht 
Dr. Bucerius ein, daß diese Begritfe im Laufe der Zeit sich stark 
gewandelt haben, aber für die Forderungen, die die moderne Kom- 
munalpolitik der öffentlichen Wohlfahrt im weitesten Sinne des 
Wortes und der öffentlichen Wirtschaft stellt, schafft er keine Klar- 
heit. Gerade die durch den Krieg hervorgerufene Verelendung der 
Bevölkerungsmassen, gerade der Verlust der früheren Steuerein- 
nahmen, die unentrinnbare Notwendigkeit, die Wohnungsnot zu be- 
kämpfen — gerade diese Faktoren wirken doch überzeugender als 
alle Theorien zusammen in dem Sinne, daß die Kommunalverwaltungen 
nun darnach trachten müssen, sich für ihre Finanzen eine gesunde 
wirtschaftliche Grundlage und eigene Einkommensquellen zu sichern; 
mit anderen Worten: rentable Gemeindebetriebe zu schaffen. Dr. 
Bucerius hat diese Zukunftsaufgabe nicht einmal gestreift und rückt 
Fragen der kommunalen Steuerpolitik in den Vordergrund. Er ver- 
langt die Beteiligung der Gemeinden an der Einkommenssteuer und 
empfiehlt (vielleicht etwas zu leichten Herzens) den Abbau kultureller 
Aufgaben. Er mahnt zur Sparsamkeit und erteilt den Ratschlag, 
zwecks rationeller Gestaltung der kommunalen Aufgaben Gemeinde- 
wirtschaftsräte zu bilden, »in denen Unternehmer und Arbeitnehmer, 
Hausbesitzer und Mieter in paritätischer Zusammenarbeit einen be- 
stimmenden Einfluß auf die Gemeindewirtschaft erhalten müssen« 
(S. 181). 

Die übrigen Aufsätze im Abschnitt »Finanzwesen« befassen sich 
mit Geld- und Anleihefragen, 'Sparkassen und Stadtbanken und der 
deutschen Giroorganisation. Das Problem der Finanzen ist nur in 
allgemeinen Zügen gestreift. Einen tieferen Einblick in die so wichtige 
Frage der finanziellen Umstellung der deutschen Gemeinden gewinnt 
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Die Wirtschaftsbetriebe, zu deren Besprechung wir 
nun übergehen, sind bekanntlich nicht eben auf Rosen ’gebettet und 
bedürfen in den meisten Fällen zur Fristung ihrer Existenz bedeutender 
Zuschüsse aus dem Stadtsäckel. Vor allem interessiert uns die Frage: 
Wo liegt der Grund des finanziellen Verfalles der Gemeindebetriebe, 
die vor dem Kriege vielerorten eine wahre Goldgrube für den Kom- 
munalfiskus waren? — Mannigfaltig sind die Faktoren, die hier ihre 
Zerstörungsarbeit verrichtet haben: Verwendung von minderwertigen 
Ersatzstoffen bei Neubauten und Reparaturen, Vernachlässigung der 
notwendigen Unterhaltung und Erneuerung, Ersatz der gewöhnlichen 
Betriebsstoffe durch minderwertige, Verteuetung der Betriebsstoffe, 
Verzögerung der erforderlichen Tariferhöhungen, sei es aus sozial- 

olitischen Rücksichten, aus Schonung der finanziell schwächeren 
evölkerungsschichten, sei es infolge der Schwerfälligkeit des kommu- 
nalen Verwaltungsapparates; Verteuerung des Betriebes infolge weit- 
gehender Modifikationen der Arbeitsverhältnisse: Verkürzung der 
Arbeitszeit, Erhöhung der Löhne (vgl. Abschnitt »Straßenbahnense, 
oF ). 
ls sind nun die Heilmittel zu suchen, welche die technisch und 
finanziell krankenden Betriebe sanieren können ? Diese Frage wird 
erörtert in Abschnitt IX: »Wirtschaftsbetriebe«. Zu Worte kommen 
hier: Prof. Hugo Lindemann in einem Aufsatz »Kommunalisierang 
und Entkommunalisierung«; Oberbürgerm£ister M o s t. in einem Bei- 
trag »Zur Frage der Kommunalisierung«; Dr. Elsas in einem Aufsatz 
»Gemischtwirtschaftliche Unternehmungen« Außerdem berichtet hier 
Generaldirektor Ahlen über »Elektrizität« und Baurat Kobbert über 
»Gas«. Das Leitmotiv dieser Erörterungen ist: Die bisherige Organi- 
sation der Gemeindebetriebe erwies sich als schwerfällig und un- 
zulänglich; eine radikale und rasch durchgeführte Reform im Sinne 
der Befreiung von jeglichen bureaukratischen und parteipolitischen 
Fesseln und zum Zwccke einer besseren Anpassung an die ökonomischen 
und finanziellen Aufgaben der gewerblichen Unternehmungen ist 
unumgänglich — sei es in der Form der Verpachtung der Betriebe, 
oder in der Bildung von gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen, 
oder der Errichtung von »unabhängigen« kommunalen Betrieben. 
Davon, daß die gemischtwirtschaftliche Unternehmung die ideale 
Form wäre, vermochten die Ausführungen der genannten Autoren 
den Rezensenten nicht zu überzeugen. Der neue Weg, der. betreten 
werden soll, muß ja erst tastend gesucht und mit großer Vorsicht 
gewählt werden. Auf welche praktischen Vorschläge die obigen Er- 
örterungen hinauslaufen, darüber können wir uns hier nicht verbreiten. 
— Es sei noch erwähnt, daß wir im vorliegenden Buche über den 
derzeitigen Stand der Gemeindebetriebe in Deutschland keine genauen 
Angaben finden: dic Verfasser richten ja ihren Blick vornehmlich 
auf die Zukunft. 

Mit Recht sagt Prof. Schott: »Der Orgelton dieses ganzen Buches 
ist die Not, die der verlorene Weltkrieg über die deutschen Städte 
verhängt hat« (S. 849). Die deutschen Kommunalverwaltungen haben 
eigentlich nur eine Hauptzukunftsaufgabe: die Regelung der Finanzen. 
Aus dem vorliegenden Buche geht aber klar hervor, daß die deutschen 
Kommunalpolitiker, trotz der prekären finanziellen Lage der Groß- 
städte, noch den Mut haben, auch kulturellen und sozialpolitischen 
Aufgaben ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden. (Freilich machen sich 
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einzelne Stimmen hörbar, die zu äußerster Sparsamkeit auf den 
genannten Gebieten mahnen.) Besonders beachtenswert ist die Tat- 
‚sache, daB auch die Popularisierung der Kunst in diesem Sammelwerk 
als notwendige, Zukunftsaufgabe bezeichnet wird — gerade heute, 
wo die heranwachsende Generation durch die Roheit des Krieges und 
durch die Ausschweifungen der Nachkriegszeit in sittlicher Beziehung 
so sehr gefährdet ist. 

Wenn auch das vorliegende Werk keinen tieferen Einblick in 
die tatsächliche Lage der deutschen Gemeindewirtschaft gestattet 
und keinen klaren Ausweg aus der gegenwärtigen Situation weist, so 
gewährt es doch sowohl dem Verwaltungsmann als auch dem Kom- 
munalpolitiker vielfache Belehrungen und Anregungen, indem es den 
ganzen Komplex der modernen kommunalpolitischen Probleme von 
einem bestimmten Standpunkte aus beleuchtet. Die Ausstattung 
des Buches ist vorzüglich. « (Marcus Gitermann.) 


Muthesius, Hermann, Dr. Ing., Architekt, Geh. Regierungs- 
rat, Berlin-Zehlendorf: Kleinhausund Kleinsiedlung. 
München, Bruckmüller A.-G., 1918. 385 S. - 

Das Werk des hervorragenden Baukünstlers ist noch vor Ab- 
schluß des Krieges entstanden. Es hat vielleicht die Entwicklung 
des Bau- und Siedlungswesens nach dem Kriege nicht so stark 
beeinflußt, wie einzelne kleinere Schriften, die schon während des 
Krieges vom Bund der Bodenreformer und anderen herausgegeben 
und die zum Teil unter wohlwollender Förderung der Obersten Heeres- 
leitung an der Front und in der Heimat in Massen verbreitet worden 
sind. Aber es ist ein umfassendes Werk, ın dem alle wichtigen Fragen 
des Kleinwohnungsbaues und Siedlungswesens von einem anerkannten 
Fachmann behandelt werden. Die Hauptgedanken, von denen die 
Entwicklung des Bau- und Siedlungswesens nach dem Kriege ge- 
tragen ist, sind darin bereits ganz klar herausgearbeitet. Diese Haupt- 
gedanken sind: 

I. Die Abkehr vom Mietskasernenwesen und die Förderung des 
Flachbaues mit Gärten. 

2. Die Förderung des gemeinnützigen Kleinwohnungsbaues unter 
Zurückdrängung des privaten Bauspekulantentums. 

3. Die Heranziehung der Erträge des alten Wohnungsbestandes 
zur Finanzierung der gemeinnützigen Kleinwohnungsbautätig- 
keit. `. 

In einem einleitenden Kapitel grenzt Muthesius das Stoffgebiet 
ab und zeigt durch Hinweis auf mittelalterliche Kleinsiedlungen, das 
Mietskasernenwesen der Vorkriegszeit, die ersten Kruppschen Werks- 
wohnungen und andere industrielle ‚Siedlungen, die Tätigkeit der 
Baugenossenschaften und der deutschen Gartenstadtgesellschaften 
sowie den Gedanken der Kriegersiedlungen, die große Linie der sied- 
lungspolitischen Entwicklung. Gleichzeitig macht er auf die gesund- 
heitliche, geistige, sittliche und weltwirtschaftliche Bedeutung eines 
gesunden Wohnungs- und Siedlungswesens für das deutsche Volk auf- 
merksam. | 

In einem zweiten Kapitel zeigt er mit Hilfe zahlreicher Abbil- 
dungen die verschiedenen Arten des Einfamilien- und des kleinen 
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Mehrfamilienhauses, des kleinen Rentengutes, der Kriegerheimstätten 
usw. Er behandelt ferner den Grundriß und die Raumeinteilung der 
Wohnungen sowie die Einteilung des Gartens und anderes mehr. : 

Ein drittes Kapitel ist dem Bebauungsplan gewidmet: der Wahl 
und Aufteilung des Geländes, der Entwässerung, der Straßenführung, 
der Gestaltung der Straßen und Plätze, der Anlage von Grünflächen 
und Spielplätzen, der Entfernung und Verwendung der Abwässer 
und dergleichen. 

Ein weiteres Kapitel behandelt den eigentlichen Aufbau: die 
Gestaltung der Häuser, die Erzielung einer guten architektonischen 
Wirkung, das sparsame Bauen unter Berücksichtigung der verschie- 
denen Bausen, die Bauerleichterungsgesetze in den einzelnen 
Ländern (die Angaben darüber sind allerdings heute zum Teil über- 
holt), den Typenbau, Zimmergrößen und Stockwerkshöhen, Heizung, 
Beleuchtung und Lüftung, Innenausstattung und Möblierung, Ge- 
meinschaftsanlagen (Schulen, Krankenhäuser, Badeanstalten usw.). 
. . Im letzten Kapitel werden schließlich die Möglichkeiten des 
Kleinwohnungsbaues behandelt. Muthesius weist hier auf das Ver- 
sagen des privaten Baugewerbes bei Deckung des Wohnungsbedarfes 
in der Vorkriegszeit hin und zeigt, wie das Entstehen der in den ge- 
meinnützigen Baugenossenschaften verkörperten Selbsthilfe der Woh- 
nungsbedürftigen die notwendige Folge dieses Versagens ‚war, Für 
die Tätigkeit der Baugenossenschaften gibt er wertvolle Anregüngen 
für die Gelände- und Geldbeschaffung, die Lösung der Baukosten- 
frage, die Ertragsberechnung sowie zur Wohnungsverwertung und 
\Wohnungsverwaltung. Eingehend werden die notwendigen Maß- 
nahmen zur Bekämpfung der Wohnungsnot in der Uebergangszeit 
behandelt. Wir finden hier zahlreiche Vorschläge, die später von der 
Gesetzgebung und der Praxis ganz oder teilweise verwirklicht worden 
sind, wie die Deckung der Baukostenüberteuerung durch öffentliche 
Mittel, die Zusammenarbeit von Baugenossenschaften und Gemein- 
den, die Bereitstellung von Land für Siedlungszwecke, die Ueber- 
wachung der öffentlich unterstützten Bautätigkeit, der Bau von 
Kleinwohnungen durch Reich, Länder und Gemeinden, die Be- 
kämpfung der Wohnungsnot durch Einrichtung von Notwohnungen 
in vorhandenen Gebäuden, Ausbau der Dachgeschosse, Umbau großer 
‚Wohnungen zu kleinen, Teilbeschlagnahme großer Wohnungen, An- 
-wendung von Ersatzbauweisen usw. Daß Muthesius zu jener Zeit die 
vermeintliche »Baukostenteuerung« noch nicht als Folge der fort- 
schreitenden Geldentwertung erkannt hat, ist ihm kaum zum Vor- 
wurf zu machen, um so weniger, als damals noch ganz allgemein mit 
der. Aufrechterhaltung unserer alten Währung und der Wiederher- 
stellung der normalen Vorkriegskurse und Vorkriegspreise gerechnet 
wurde. Auf diesen Irrtum ist ja tatsächlich die gesamte Wohnungs- 
und Siedlungsgesctzgebung der ersten Nachkriegszeit zum guten Teil 
aufgebaut. 
| In einem Anhang zu dem Werk werden sämtliche bei Kriegs- 
beendigung in Deutschland bestehenden Gartenstädte und Siedlungen 
ähnlicher Art unter Angabe der wichtigsten Daten (Gründer, Grün- 
dungszeit, Zahl der erbauten \Vohnungen usw.) aufgeführt. Ein Sach- 
wörterverzeichnis erleichtert das Nachschlagen und Aufsuchen von 
Einzelheiten. Auf die vorhandene Literatur ist bei jedem einzelnen 
Kapitel durch ein besonderes Kapitel hingewiesen. Durch nähezu 
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300 Abbildungen von Bebauungsplänen, Grundrissen, Einzelhäusern, 
Innenansichten mit Einrichtungen, Straßenansichten und ganzen 
Siedlungen ist der an sich schon im besten Sinne des Wortes volks- 
tümliche Text noch lebendiger und wirkungsvoller gestaltet. Die 
Ausstättung des Buches ist insofern zu bemängeln, als der noch aus 
der Kriegszeit stammende und beim ersten Anblick recht nett an- 
‚ mutende Pappeinwand wenig haltbar ist und mit dem gediegenen 
Inhalt des Werkes nicht in Einklang steht. (A. Ellinger.) 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 


Bethke, Dr. Hans, preußischer Landesgewerbearzt: Ge- 
werbehygiene. Sammlung Goeschen, Bd. 350. Berlin, W. de 
-Gruyter u. Co., 19024. 132 S. 

Verfasser gibt im 1. Teile eine kurze Darstellung ‚der gesetzJichen 
Arbeiterschutzbestimmungen unter besonderer Berückäichtigu g der 
ärztlichen Mitwirkung bei deren Durchführung, darauf folgen Ab- 
schnitte über Berufsberatung und Eignungsprüfung, Betriebsschutz, 
Unfallverhütung und andere Abschnitte der allgemeinen Gewerbe- 
hygiene, wobei überall der neueste Stand der Gesetzgebung und die 
neuesten Erfahrungen berücksichtigt. werden. Der besondere Teil, 
der die einzelnen Industriezweige behandelt, schließt sich enge an 
die vom Herausgeber der 1. Auflage, E. Roth, gegebene Fassung, 
bringt sehr viel Wissenswertes, und es wäre nur in einigen wenigen Punk- 
ten eine Modernisierung angezeigt gewesen. Ein kurzer Abschnitt 
über Gewerbehygiene und Volkswohlfahrt bildet den Schluß des 
Buches, das als knappes Kompendium der Gewerbehygiene warm 
empfohlen werden kann. (Teleky .) 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 


32. Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht. 


Die deutschen Vergeltungsmaßnahmen im Wiy,;. 
schaftskrieg, herausgegeben von Fr. Lenz (Gießen) und 
Eb. Schmidt (Breslau). Heft 9 der »Bonner staatswissensch, 
Untersuchungen« Bonn und Leipzig, Kurt Schröder, 1924. IV u. 
369 S. u. I Tabelle. M. 8.50. 

Dieses unter der Leitung von Prof. A. Spiethoff entstandene 
Sammelwerk »behandelt die Grundlage, die Durchführung und das 
Ergebnis der wirtschaftlichen Kriegsführung zwischen dem Deutschen 
Reich und seinen Feinden vom Kriegsbeginn 1914 bis zum Friedens- 
schluß ıgıge. Es ist etwa zu drei Vierteln seines Umfangs geschrieben 
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lichem, fast mythischem Trotz geführten Kampf ein wichtiger Um- 
schwung in der öffentlichen Meinung aller Länder der Erde ver- 
bunden: Deutschland gewann die Achtung wieder, die es durch 
manche Erscheinungen des ersten Nachkriegsjahres verloren hatte, 
und Frankreich sowie Belgien haben nunmehr nicht wenig mit jener 
Ungunst zu rechnen, die sich bisher fast ausschließlich wider Deutsch- 
land gewandt hat, so daß die ungeheuren Opfer dieses Kampfes 
nicht ganz vergebens waren. Um so wünschenswerter ist es, über die 
ersten schöneren Monate des Ruhrkrieges verläßliche Auskunft zu 
erhalten, die vor allem Schriftstücke und unwiderrufliche Tatsachen 
sprechen läßt, sich aber von gehässigen, chauvinistischen Redens- 
arten freihält. Das diplomatische Vorspiel des Ruhrkrieges, die 
militärischen Vorgänge auf französisch-belgischer Seite, die plumpen 
Eingriffe dieser Seite in das feine Netzwerk des Wirtschaftslebens 
und Verkehrswesens des Ruhrgebietes ohne Nutzen für die Ein- 
dringlinge, freilich zum schweren Schaden für die besetzten und 
unbesetzten Gebiete Deutschlands, das gewalttätige rechtsbreche- 
rische Wüten der über ihre Erfolglosigkeit hochgradig nervös ge- 
wordenen Soldateska, all dies und noch manches andere ist der 
beachtenswerten Schrift zu entnehmen. (S. Schilder.) 


Berichtigung. 


Das im Band 51, Heft 3, S. 839—84I besprochene Buch von 
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Wiesers 
Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft. I*). 


Von 


ALFRED AMONN. 


I: 


»Die Aufgabe der Wirtschaftstheorie besteht darin, den 
Inhalt der gemeinen wirtschaftlichen Erfahrung wissenschaftlich 
auszuschöpfen und zu deuten. Aus dem Sinne, wie er jedermann 
in seinem Kreise praktisch vertraut ist, leitet sie ihre theoretisch 
beherrschte Erkenntnis ab, die sie befähigt, den Sinn der Wirt- 
schaft auch in solchen erweiterten gesellschaftlichen Zusammen- 
hängen zu verstehen, die über die Erfahrung des einzelnen 
hinausgehen. Sie hat... den Sinn des (wirtschaftlichen) Han- 
delns verständlich zu machen... .« So definiert Wieser in der 
sEinleitung« zu seiner Darstellung (§ 1) das Erkenntnisziel unserer 
Wissenschaft. Das klingt auf den ersten Blick einfach und 
verständlich. Bei näherem Zusehen erweist es sich aber als 
durchaus unklar und problematisch. »Die Wirtschaft ent- 
steht«, wie späterhin ($ 25) gesagt wird, »überall, wo die Be- 
friedigungsmittel für unsere Bedürfnisse im wirtschaftlichen 
Mengenverhältnis gegeben sind, und sie hat den Zweck, den 
höchsten Nutzen zu sichern, der unter dem Drucke des wirt- 
schaftlichen Mengenverhältnisses überhaupt zu erreichen ist.« 
Aber was ist sdie gemeine wirtschaftliche Erfahrung«, was 
heißt »wissenschaftlich ausschöpfen«, was »deuten«, was ist 
theoretisch beherrschte Erkenntnis« und was ist 


*) Vgl. Grundriß der Sozialökonomik. I. Abteilung. Historische und 
theoretische Grundlagen. II. Teil. Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft 
von Friedrich Freiherrn von Wieser. Zweite Auflage. J.C. B. Mohr (Paul Siebeck) 
Tübipgen ıc24. Da die zweite Auflage im Inhalt nicht, aber in der Paginierung 
werändert ist, wird in dieser Abhandlung nur nach Paragraphen zitiert. 
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schließlich und vor allem unter dem »Sinn der Wirtschaft« 
und des »wirtschaftlichen Handelns« zu verstehen ? 

Das Wort »Sinn« wird ja neuerdings in sozialwissenschaftlich- 
methodologischen Erörterungen sehr häufig gebraucht. Man 
operiert mit ihm wie mit etwas sich von selbst Verstehendem, 
gedanklich Vertrautem, einer letzten, sich selbst genügenden, 
unmittelbar verständlichen Kategorie. Aber ist denn das ein 
einfacher empirischer Begriff, ein Ausdruck, den wir ohne 
weiteres verstehen und den wir nur anzuwenden brauchen ? 
Gewißnicht! Der Begriff »Sinn« ist in Wirklichkeit keines- 
wegs so klar, eindeutig und bestimmt, daß sein bloßer Gebrauch 
ausreichen würde, um etwas zuerklären. Ja er leistet im 
Grunde genommen nichts anderes als daß ein X für ein U gesetzt 
wird. Selbst in dem Zusammenhang, in welchem das 
Wort »Sinn« hier gebraucht wird, — »Sinn der Wirtschaft«, »Sinn 
des Handelns« — ist es unklar, mehrdeutig, unbestimmt. Sehen 
wir nur einmal zu, was es, wie Verschiedenes es schon 
auf den ersten Blick hin bedeuten kann. Da kann man zunächst 
an den »Sinn« denken, den die Wirtschaft oder das wirtschaft- 
liche Handeln im gesamten menschlichen Handeln oder Ge- 
schehen, im »Leben« der Menschen hat, die »Bedeutung«, 
die die Wirtschaft bzw. das wirtschaftliche Handeln für das 
menschliche Leben hat; es kann ferner gemeint sein der »i m- 
manente Sinn« der Wirtschaft und des wirtschaftlichen 
Handelns, d.h. ihr bzw. sein begrifflicher, wesentlicher Zweck; 
es kann ferner gemeint sein das empirische Motiv, aus welchem 
heraus die Menschen wirtschaftlich handeln oder wirtschaften: 
Das sind aber alles sehr verschiedene Dinge. 

Wir können das erste beiseite lassen, da den »Sinn« zu er- 
gründen, den die Wirtschaft im menschlichen und gesellschaft- 
lichen Leben hat, nur Aufgabe einerallgemeineren Wissen- 
schaft, als einer speziellen »W irt sch a ft s«theorie sein kann; 
da bleiben immer noch die ganz verschiedenen und oft zu- 
einander in Gegensatz geratenden Bedeutungen »immanenter« 
Zweck und empirisches Motiv. Je nachdem man nun das 
eine oder das andere im Auge hat, ist die Aufgabe einer »Wirt- 
schaftstheorie« eine ganz verschiedene. Ist das empirische Motiv 
des Wirtschaftens der Leitfaden der Untersuchung und Darstel- 
lung, so erhalten wir eine »Wissenschaft«, d. h. eine Darstellung 
oder »Beschreibung« vom tatsächlichen empirischen 
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wirtschaftlichen Handeln der Menschen. Nehmen wir den 
Zweck, der dem Wirtschaften begrifflich wesentlich inne- 
wohnt; zum Leitfaden, so erhalten wir ein System von Nor- 
men, welches die Voraussetzungen der vollkommensten wirt- 
schaftlichen Zweckerfüllung angibt, eine n o r m a t i v e Disziplin, 
Bei Wieser laufen beide Bedeutungen und Zielsetzungen 
offenkundig durcheinander. Seine Betonung der psychischen 
Grundlage des Wirtschaftens und der Notwendigkeit p s y c h o- 
logischer Fundierung der »Wirtschaftstheories, sein 
Hinweis auf die gemeine »Erfahrung« — »Der Umfang der Wirt- 
schaftstheorie reicht genau so weit, wie die gemeine Erfahrung« —, 
und seine Hervorhebung des empirischen Charakters der 
Methode — »Die Methode der Wirtschaftstheorie ist empirisch, 
sie beruht auf Beobachtung und hat kein anderes Ziel els das, 
die Wirklichkeit zu beschreiben« — deutet ganz unanzweifelbar 
auf eine die Wirklichkeit beschreibende Wirtschaftslehre, 
d.h.daskausale Verständnis der wirklichen Wirtschaft 
der Menschen aus den sie dabei bewegenden Motiven heraus 
ergründende Darstellung hin. Seine Annahme eines »wirtschaft- 
lichen Mustermenschen« und seine ganze Behandlung der Pro- 
bleme im ersten Hauptteil, wo von den Grundverhältnissen der 
Wirtschaft als solcher die Rede ist, lassen unzweideutig erkennen, 
daß hier der immanente Zweck der Wirtschaft der Leit- 
gedanke der Untersuchung und Darstellung ist, daß es sich ihm 
hier durchaus um ein normatives, ansich unempiri- 
sches Erkenntnisziel handelt. Diese Zwiespältigkeit der Auf- 
fassung der Probleme zieht sich wie ein roter Faden durch das 
ganze Werk hindurch. Am deutlichsten tritt sie aber in dem 
besagten ersten Hauptteil zutage. 

Dieser handelt, wie wir am besten sagen, von den »G r un d- 
beziehungen« der »Wirtschaft«, ihren »elementaren Tat- 
sachen«, wie Philippovich sagt, d.h. denallgemein- 
sten Tatsachen, die in der Wirtschaft oder mit der Wirtschaft 
gegeben sind, den Tatsachen, die sich in jeder empirischen 
Wirtschaft vorfinden, und ihren wesentlichen Bezie- 
hungen natürlich. Wieser sagt, er suche hier »die elemen- 
taren Gesetze des Wirtschaftens, vor allem die Gesetze des 
Wertes auf, welcher der Wirtschaft das Maß gibt«. Soweit wäre 
alles in Ordnung, klar und verständlich. Aber sonderbarerweise 


legt Wieser dieser Untersuchung einen Begriff zugrunde, der 
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durchaus nicht das Abstraktum »Wirtschaft« ist, »Wirtschaft« 
schlechthin ist, also das, was aller Wirtschaft gemeinsam 
ist, sondern etwas, was eine ganz besondere Art von »Wirtschaft« 
darstellt, die er mit dem Ausdruck einfache Wirtschafte« 
bezeichnet. Was ist das? 

»Die Theorie der ‚einfachen Wirtschaft‘ geht von der ideali- 
sierenden Annahme aus, daß das Subjekt der Wirtschaft eine 
einzige Person sei, doch ist es keineswegs die dürftige Wirtschaft 
eines isolierten Robinson, die sie behandelt, sondern die Ver- 
hältnisse der Gütererzeugung sind in der ganz großen Aus- 
dehnung gedacht, die nur durch die Tätigkeit eines Volkes 
erreicht werden kann, dabei ist aber die millionenköpfige Volks- 
menge als eine Einheit zusammengefaßt, so wie man die Mensch- 
heit als eine Einheit der Natur gegenüberzustellen pflegt, oder 
wie man das Volk konstruiert, wenn man es mit seinen gewaltigen 
Kräften in seinem Willen völlig geeinigt denkt... Das voraus- 
gesetzte einfache Subjekt wird als wirtschaftliches Mustersubjekt 
gedacht, im vollen Besitze seiner Kräfte das wirtschaftliche 
Prinzip erfüllend, erhaben über die Gefahren des Irrtums und 
über die Versuchungen von Leidenschaft und Schwäche ($ 2).« 

Wieser glaubte wahrscheinlich mit diesem Begriff der 
»einfachen Wirtschaft« seiner Darstellung eine viel realistischere 
Grundlage zu geben, als der in den älteren Darstellungen viel 
gebrauchte und in neuerer Zeit viel angefochtene Begriff des 
»isolierten Robinson« darstellt. Aber genau besehen verhält es 
sich gerade umgekehrt. Empirisch ist an diesem Begriff 
der »einfachen Wirtschaft« so gut wie gar nichts, unendlich 
viel weniger als an dem Begriff des »isolierten Robinsona. »Das 
Subjekt der Wirtschaft eine einzige Person« und »die 
Verhältnisse der Gütererzeugung in der ganz großen Aus- 
dehnung, dienurdurch die Tätigkeiteines Vol- 
keserreicht werden kann«: das sind zwei Dinge, die 
sich empirisch einfach nicht miteinander vereinigen lassen. Aber 
schlimmer ist, daß dieser Begriff logisch durchaus unklar 
ist. Man kann sich wohl »ein Volk mit seinen gewaltigen Kräften 
in seinem Willen völlig geeinigt« denken, man kann »die Mensch- 
heit als eine Einheit der Natur gegenübergestellt« denken, aber 
»die millionenköpfige Volksmenge als eine Einheit im Sinne 
eines seinfachen Subjektes als wirtschaft- 
lichen Mustersubjekts, im vollen Besitze seiner wirt- 
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schaftlichen Kräfte das wirtschaftliche Prinzip erfüllend«, das 
kann:man-sich nicht, zum mindesten nicht klar denken. 

Nun könnte man sich dabei doch noch zufrieden geben in 
dem Gedanken, daß es sich da schließlich doch um nichts anderes 
handelt als um ein paar unpräzise und in gleichem Maße un- 
verbindliche Redensarten, und W ieser dabei gewiß nicht beim 
Wort genommen werden wollte, daß er im Grunde eben doch 
nichts anderes sagen wollte, wie er auch später wieder sagt, als 
die »Theorie der einfachen Wirtschaft« solle zeigen, »wie ein 
einzelnes Subjekt« für sich selbst »wirtschaftet und rechnet«; 
als ein »Musterwirt, welcher den privaten Aufgaben der 
Wirtschaft zugewendet ist« !), daß die »einfache Wirtschaft« eben 
doch nichts anderes sein solle, als ddie Wirtschafteines 
einzigen Subjektes«, die sich von der Wirtschaft des 
alten Robinson nur dadurch unterscheidet, daß in ihr Maschinen, 
Dampfkraft, Elektrizität und moderne Transportmittel Ver- 
wendung finden, aber nicht in der Art des Subjektes, 
das ebensosehr einen »isolierten«, nämlich von anderen Menschen 
isolierten »Robinson« darstellt, nur sozusagen ein »moderner« 
oder modernisierter Robinson ist. Ater beachten wir nun die 
unmittelbar folgenden Sätze: »Zwar denken wir sie nicht als 
den dürftigen Haushalt eines isolierten Wirtschafters, sondern 
wir denken sie in den äußeren Maßen einer mit den vollen Hilfs- 
mitteln des Reichtums und der Technik ausgerüsteten Volks- 
wirtschaft, die dem überlegenden Geiste alle wesentlichen Auf- 
gaben stellt, welche der wirtschaftliche Kalkül zu lösen hat; 
aber diese Volkswirtschaft, die wir annehmen, soll doch von einem 
einzigen Sinne geleitet sein und in höchster Zweckmäßigkeit ver- 
laufen, vermöge einer planmäßigen Leitung, die alleZwecke ohne 
Irrtum und Leidenschaft auf das genaueste gegeneinander ab- 
wägt, und vermöge einer musterhaften Ausführung, die alle 
Aufträge der Leitung ohne Schwäche vollzieht. Wir nehmen an, 
daß der Volksleitung alle einzelnen Kräfte, deren Tätigkeit sie 
fordert, bereitwillig wie in eigener Sache zur Verfügung gestellt 
werden« ($ 3). Während hier zunächst noch immer im Sinne des 
Früheren von der Wirtschaft eines einzelnen Subjektes die Rede 
ist, die nur nicht als »dürftiger Haushalt«, sondern »in den äußeren 
Maßen einer mit den vollen Hilfsmitteln des .Reichtums und der 
Technik ausgerüsteten Volkswirtschaft« gedacht ist, heißt es 








1) Von mir gesperrt. 
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dann plötzlich: »sdiese Volkswirtschaft, die wir 
ann ehm ens, verwandelt sich also jener Begriff der »Wirtschaft 
eines Wirtschafters in den äußeren Maßenk« einer 
modernen Volkswirtschaft, zusdieserVolkswirtschaft«e 
selbst, zu einer wahren »Volkswirtschaft«, einer Volks- 
wirtschaft mit einer einheitlichen »planmäßigen 
Leitung«, welche außerdem so vollkommen geartet ist, daß 
jene »in höchster Zweckmäßigkeit verlauft«, die »Annahme eines 
Musterwirtes, welcher den privaten Aufgaben der Wirtschaft 
zugewendet ist« zur »Vorstellung eines wirtschaftlichen 
Mustervolkes« Daß das zweigrund verschiedene Dinge 
sind, braucht wohl nicht im besonderen aufgezeigt zu werden. 
Eine solche Volks wirtschaft umfaßt sicherlich ganz andere 
Aufgaben und Probleme als die »Wirtschaft eines einzelnen 
Subjektes«, nämlich die Aufgaben und Probleme der Ordnung 
der wirtschaftlichen Beziehungenzwischendenvie- 
len Subjekten, die es eben in der »einfachen Wirtschaft 
eines einzelnen Subjektes« gar nicht gibt, eine solche Wirtschaft 
ist aber auch keine »einfache« Wirtschaft mehr, sondern eine 
höchst komplizierte Wirtschaft, höchst kompliziert 
auch dann, wenn man sie sich als eine einheitlich ge- 
leitete Wirtschaft vorstellt. 

Immerhin, damit hätte Wieser wenigstens einen klaren 
Begrift als Grundbegriff und Ausgangspunkt gewonnen, wenn 
er nun nur auch an ihm festhalten wollte. Aber es ist leider 
das Gegenteil der Fall. Was bei ihm im folgenden als »einfache 
Wirtschaft« auftritt, das ist etwas durchaus Zwiespältiges, bald 
Volkswirtschaft, bald private Einzelwirtschaft, und je 
weiter er in der Darstellung der »Theorie der einfachen Wirt- 
schaft« fortschreitet, desto mehr verliert sich gerade die Volks- 
wirtschaft, und wird die private Einzelwirtschaft und deren 
Probleme zum ausschließlichen Gegenstand der Betrachtung. 

Im Zusammenhang mit dieser Feststellung des Erkenntnisob- 
jekts findet auch die Fassung des Erkenntnisziels eine schärfere 
Formulierung. »In der Theorie der einfachen Wirtschaft werden 
wir bloß die Wirkungen untersuchen, die von den Wirtschafts- 
zwecken aus auf die Gestaltung des wirtschaftlichen Prozesses 
ausgeübt werden... Die Vorstellung des wirtschaftlichen Muster- 
volkes ist für uns eine idealisierende Annahme, die uns aus- 
schließlich dazu dienen soll, daß wir unsere Aufmerksamkeit 
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einzig auf die Wirkungen richten, die von den Wirtschaftszwecken 
ausgehen... Indem wir die Theorie der einfachen Wirtschaft 
unter der Annahme höchster Zweckmäßigkeit des volkswirt- 
schaftlichen Handelns ableiten, stellen wir uns auf den ratio- 
nalistisch-utilitarischen Standpunkt. Wir tun dies in der Absicht, 
um das Maximum von Sinn festzustellen, das von den Zwecken 
aus in die Volkswirtschaft hineingetragen werden kann« ($ 3). 
Hier tritt also ganz der pragmatisch-teleologische Ge- 
sichtspunkt, der sich dann später zeitweise zum ausgesprochen 
normativen wandelt, in den Vordergrund, und vom empirisch- 
psychologischen ist keine Rede mehr. Das Wort »Sinn« wird hier 
ganz klar als begriffswesentlicher, immanenter Zweck der Wirt- 
schaft und nicht als deren empirisches Motiv gedeutet. Es soll 
untersucht werden, wie eine Wirtschaft aussieht oder ein wirtschaft- 
licher Prozeß abläuft — oder aussehen bzw. ablaufen muß —, wenn 
sie bzw. er »in höchster Zweckmäßigkeit« sich vollzieht, d. h, 
wenn der ihr oder ihm innewohnende Zweck vollkommen erreicht 
werden soll, nicht aber, wie sie in Wirklichkeit tatsächlich 
aussieht, — in bezug auf das hier bezeichnete Erkenntnisobjekt 
einer einheitlich geleiteten Volkswirtschaft wäre das auch gar 
nicht möglich, weil es das in der Empirie nicht gibt, — das wird 
vielmehr ausdrücklich für später vorbehalten — »wir behalten 
uns für später vor, ... zu zeigen, welche Abzüge von diesem 
Maximum mit Rücksicht auf die typischen Gestaltungen der 
Wirklichkeit gemacht werden müssen« Der empirisch-psycho- 
logische Gesichtspunkt ist aber auch hier nicht vollständig ver- 
schwunden, wie die Bemerkung verrät: »wir stellen uns auf den 
rationalistisch-utilitarischen Standpunkt«, was etwas ganz an- 
deres bedeutet, als lediglich zeigen, wie eine Wirtschaft gestaltet 
sein würde oder gestaltet sein muß, wenn sie den ihr innewohnen- 
den Zweck vollkommen erfüllt oder erfüllen soll, — nämlich, daß 
die tatsächliche empirische Wirtschaft das 
im wesentlichen auch tut, —-und dieser empirisch- 
psychologische Gesichtspunkt spielt dann im folgenden, wie wir 
sehen werden, auch immer wieder herein, indem Wieser das, 
was unter dieser praktisch-normativen Voraussetzung geschehen 
soll, wiederholt ausdrücklich in seinem Wesen mit dem identi- 
fiziert, was in der wirklichen Wirtschaft, wie wir sie erfahren, 
tatsächlich vorgeht. | 
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Den sachlichen Ausgangspunkt und die Grundlage 
der »Theorie der einfachen Wirtschaft« bildet bei Wieser eine 
ausführliche Lehre von den »Bedürfnissen« ($$ 4—7). Die Stel- 
lung und Bedeutung der Bedürfnislehre in der Wirtschaftstheorie 
bzw. für die Wirtschaftstheorie sind nun höchst problematisch, 
wie schon die Tatsache zeigt, daß bi Carl Menger, 
in der ersten Auflage seiner »Grundsätze der Volkswirtschafts- 
lehre« eine solche gar nicht vorkommt. Diese Problematik 
der Bedürfnislehre kommt bei Wieser auch deutlich zum 
Ausdruck, nämlich in dem Hinweis, daß »es die Wirtschaft un- 
mittelbar nicht mit der Bedürfnisbefriedigung, sondern mit der 
Deckung des Bedarfes zu tun hat«, worunter er »die Menge der 
Befriedigungsmittel, die in der Wirtschaft zur Deckung der 
Bedürfnisse erfordert sind«, versteht. Dann ist aber gar nicht 
einzusehen, wieso eine besondere Lehre von den Bedürfnissen in 
der Wirtschaftstheorie überhaupt notwendig ist. 

Schon der Begriff des »Bedürfnisses« ist außerordentlich 
problematisch. Wieser schließt sich in dieser Frage Cuhel 
(Zur Lehre von den Bedürfnissen, 1907) an und sagt: »Bedürfnis 
im Sinne der Wirtschaftstheorie ist das Verwendungsbegehren, 
wie es Cuhel nennt (a. a. O. S. 61), d. h. ein Begehren, das auf 
die Verwendung der Befriedigungsmittel gerichtet ist« ($4). Aber 
wenn es die »Wirtschaft nicht mit der Bedürfnisbefriedigung, 
sondern mit der Deckung des Bedarfes zu tun hat«, was soll 
dann das Begehren nach »Verwendung« für sie bedeuten ? 
Dann kann es sich doch offenbar nur um ein »Begehren« schlecht- 
hin handeln, um ein Habenwollen und Verwendenkönnen, 
ein Verfügenwollen und Beschaffen. Das »Bedürfnis« als »Ver- 
wendungsbegehren« kann wohl »Unterlage eines wirtschaftlichen 
Bedarfes« werden oder sein, das ist aber ganz unwesent- 
lich, wesentlich ist der »wirtschaftliche Bedarf selbst«, der 
auch ohne solche Unterlage gegeben sein kann. »Die Wirtschafts- 
theorie muß sich geradeso wie die praktische Wirtschaft immer 
nur an die äußere Erscheinung des Befriedigungsmittels haltene, 
sagt Wieser selbst. Also was soll der innere Vorgang des 
Bedürfens und Verwendungsbegehrens in ihr? Alles was dar- 
über gesagt wird, it Psychologie, und zwar, wenn 
man das berücksichtigt, was die Psychologen selbst dar- 
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über sagen, was man doch schließlich tun muß, eine sehr zweifel- 
hafte Psychologie (vgl. darüber insbesondere Kraus »Zur Theorie 
des Wertes«, Halle 1901, und »Grundlagen der Werttheorie« in 
Jahrbücher der Philosophie II. Bd. 1914). 

. Das Wichtigste hierüber für die Wirtschaftstheorie ist nach 
Ansicht Wiesers das »Gossensche Gesetz der Bedürfnis- 
sättigung«. Dieses besagt, daß »bei jedem teilbaren "Bedürfnis 
innerhalb jedes Bedürfnisabschnittes der mit der ersten Ver- 
wendungseinheit vorzunehmende Befriedigungsakt mit der höch- 
sten Intensität begehrt wird, jede Verwendung weiterer Ein- 
heiten derselben Art mit abnehmender Intensität begehrt wird, 
bis der Sättigungspunkt erreicht ist, darüber hinaus das Be- 
gehren in Widerwillen umschlägt«. Oder allgemeiner: »Das Be- 
gehren nimmt ab, wenn die Sättigung fortschreitet und zuletzt 
tritt Uebersättigung ein« (85). Die Beispiele, die Wieser anführt, 
sind durchaus nicht geeignet, die Bedeutung dieses Gesetzes für 
die Wirtschaftstheorie zu erweisen. »Die wenigsten Menschen 
begehren es, dasselbe Buch sogleich ein zweitesmal zu lesen oder 
dasselbe Musikstück sogleich ein zweitesmal zu hören, die fort- 
gesetzte Wiederholung wird jedermann zur Pein«, sagt er. Aber 
darauf kommt es doch für die Wirtschaftstheorie gar nicht an, 
wie oft man ein Buch zu lesen begehrt, nicht einmal darauf, 
daß man es überhaupt zu lesen begehrt, also auf das Begehren 
der Verwendung des Buches, sondern lediglich darauf, ob 
und wie oft man ein Buch zu haben oder zuerwerben 
begehrt, also auf das »Besitz«begehren oder »Verfügungs«begehren 
im allgemeinsten Sinn. Und im wesentlichen gilt dasselbe auch 
für das Begehren nach Nahrungsmitteln oder das aus »physischen 
Bedürfnissen« hervorgehende Begehren; man denke nur an das 
»‚Hamstern« von Nahrungsmitteln. Das »Verwendungsbegehren« 
mag wohl in der (empirischen) Regel dahinter stecken, aber für 
die Wirtschaft entscheidend ist allein das »Besitz«- oder »Ver- 
fügungsbegehren« im allgemeinen Sinn, und jenes ganz un- 
wesentlich. Mag also das »Gossensche Gesetz« richtig sein 
oder nicht, mag es ein wirkliches psychologisches »Gesetz« sein 
oder nicht, eine wesentlich e Bedeutung für die Wirtschafts- 
theorie hatesnicht. Für die Wirtschaftstheorie von Bedeutung 
wäre es lediglich, wenn man sagen könnte, die Intensität des 
Begehrens nach dem Erwerb und Besitz von Bedürfnisbefriedi- 
gungsmitteln oder, was dafür gehalten wird, nimmt 
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mit der Größe des verfügbaren Vorrats ab, und das ist in dieser 
allgemeinen Formulierung als »Gesetz« doch höchst zwei- 
felhaft. Man kann doch wohl nur sagen, daß dasin vielen 
Fällen so ist, aber durchaus nicht allgemein, und 
für die Wirtschaft nicht von wesentlicher 
Bedeutung. 

Im übrigen macht auch Wieser selbst zwei sehr »bedeut- 
same Einschränkungen«. Das »Gesetz« soll nur für »gesunde« 
Bedürfnisse gelten und für »solche Bedürfnisse, deren Ansprüche 
dem wirtschaftenden Menschen geläufig geworden sind«, nicht 
aber für »neu erwachende Begehren«, die erst ihre »Zeit brauchen, 
um richtig (!) eingeschätzt zu werden«, die »man zuerst vielleicht 
unterschätzt, während man sich später vielleicht an ihnen nicht 
genug tun kann, worauf vielleicht wieder ein Rückschlag ein- 
tritt, bis zuletzt das gesunde (!) Maß gefunden ist. Wieser 
meint, daß »die Wirtschaftstheorie, welche den regelmäßigen 
Ablauf des wirtschaftlichen Prozesses untersucht, solche Be- 
dürfnisse außer Betracht« lassen kann. Aber was gehört zum 
regelmäßigen Ablauf des wirtschaftlichen Prozesses im er- 
kenntnistheoretisch-methodologischen Sinn, 
als etwas, was eine »Iheorie« vom Wesen der Wirtschaft zu 
untersuchen hat? Doch wohl alles, wsimBereichder 
Wirtschaft sich abspielt oder abspielen kann, gleichgültig 
ob es in der Empirie häufig oder selten auftritt, empirisch »regel- 
mäßig« ist oder nicht. Nur was spezifisch außerwirtschaftlich 
ist, gehört nicht dazu, wiederum gleichgültig, ob es in der Empirie 
häufig mit der Wirtschaft verknüpft und sie beeinflussend auf- 
tritt oder nicht, empirisch regelmäßig ist oder nicht. Dasselbe 
gilt auch von den »ausgearteten Bedürfnissen«, von denen Wie- 
ser ebenfalls sagt: »Wir können den Fall ganz beiseite lassen«, 
weil »er für die Theorie der einfachen Wirtschaft, die nur den 
regelmäßigen Ablauf des wirtschaftlichen Prozesses zu beschreiben 
hat, keinerlei Bedeutung hat.« Mag sein, daß er für den Ablauf 
der empirischen Wirtschaft keine (praktische) Bedeutung hat, 
für die »Wirtschaft« als solcher, theoretisch, kann es einen Unter- 
schied zwischen »gesunden« und »ausgearteten« Bedürfnissen 
nicht geben. Wofern das »Bedürfnis« überhaupt eine Bedeutung 
für die Wirtschaft hat, hat es sie »yals solches«, ganz ohne Unter- 
schied, wie wir es ethisch oder sonstwie, von einem außerwirt- 
schaftlichen Standpunkt aus, beurteilen mögen. 
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Dasselbe, was vom »Gossenschen Gesetz« und seiner Be- 
deutung für die Wirtschaftstheorie gesagt wurde, trifft in gleicher 
Weise und in gleichem Maße natürlich auch für die »Sättigungs- 
skalen« der Bedürtnisse oder die »Bedürfnisskalen« (§ 6) und deren 
Bedeutung für die Wirtschaftstheorie zu. Wenn es die Wirt- 
schaftstheorie, wie es früher geheißen hat, »nicht mit der Be- 
dürfnisbefriedigung, sondern mit der Deckung des Bedarfes zu 
tun hat«, d. h. mit der Beschaffung von Dingen, über die man 
zu verfügen begehrt (vielleicht auch, nicht aber notwendig zu 
»verwenden«), dann hat sie es auch nicht mit den Graden oder 
»Skalen« der Bedürfnisbefriedigung oder -sättigung, nicht des 
Verwendungsbegehrens, sondern höchstens mit den Graden oder 
Skalen oder Intensitäten des Verfügungsbegehrens, des Haben- 
wollens oder Beschaffenwollens zu tun. Nicht die Intensitäts- 
grade der Bedürfnisse, sondern die Intensitätsgrade des Be- 
gehrens nach der Verfügung über die verschiedenen »Güter« sind 
das Entscheidende beim Wirtschaften oder für die Wirtschaft, 
und mögen auch diese regelmäßig jenen korrespondieren, wesent- 
lich ist dies keineswegs. Es ist unverständlich, wie Wieser 
den Satz hinschreiben kann: »Für die praktische Wirtschaft und 
mit ihr für die Wirtschaftstheorie ist es auch von Bedeutung, 
welchen Grad der Punkt der Bedürfnisentspannung erreicht, 
denn davon hängt es ab, welche Aussicht man hat, zur vollen 
Bedürfnissättigung zu gelangen«, nachdem er früher doch aus- 
drücklich hervorgehoben hat, daß es »die Wirtschaft nicht mit 
der Bedürfnisbefriedigung, sondern mit der Deckung des Be- 
darfes zu tun hat« Von welcher »Bedeutung« soll da jene »Aus- 
sicht« sein? Für die Wirtschaft und Wirtschaftstheorie ganz 
ohne Bedeutung ist dann ebenso die Einteilung der Bedürfnisse 
in »einfache, gesunde Lebensbedürfnisse« und »bloße Genuß- 
bedürfnisse«, die einen wirken nicht wesentlich verschieden in 
der Wirtschaft und für die Wirtschaft wie die anderen. 

Was Wieser über die »Einschätzung künftiger Bedürf- 
nisse« im Verhältnis zu gegenwärtigen sagt, erweckt gleich den 
Eindruck, daß es nicht das für die Wirtschaft Wesentliche 
trifft. Das, worauf es ankommt, ist die Einschätzung der Güter, 
und da kann es sehr wohl sein, daß man, wie Wieser aus- 
führlich und eingehend darlegen zu müssen meint ($ 7), 
gegenwärtige und zukünftige Bedürfnisse vollkommen gleichwertig 
einschätzt und doch die Verfügung über Güter in der Gegenwart 
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höher schätzt, als die Verfügung über gleiche Güter in der Zu- 
kunft. Hier kommt es ganz klar zur Erscheinung, daß die Be- 
dürfnisse als solche durchaus sozusagen nur eine Gelegenheits- 
ursache für die Art des wirtschaftlichen Verhaltens sind, aber 
dies nicht in wesentlicher und eindeutiger Weise bestimmen, und 
daß das wirtschaftliche Verhalten selbst etwas ganz anderes ist 
als ein Verhalten den Bedürfnissen als mern Ver- 
wendungsbegehren gegenüber. | 

‘Damit ist aber auch der Konsequenz, die Wi ieser aus 
seiner Bedürfnislehre für den »wirtschaftlichen Wert« zieht, das 
Urteil gesprochen. Es mag von einem allgemeinen philosophischen 
oder psychologischen Standpunkt aus richtig sein, wenn er sagt: 
»Der wirtschaftliche Wert, mit dem sich die Wirtschaftstheorie 
beschäftigt, ist kein Eigenwert, er ist ein sekundärer Werte; 
nicht richtig ist schon der Nachsatz: »er wird aus den primären 
Werten der Bedürfnisbefriedigungen abgeleitet, indem diese auf 
ihre wirtschaftlichen Befriedigungsmittel übertragen werden« (§ 6). 
Das kann der Fall sein, das mag oft der Fall sein, es mag in 
der (empirischen) Regel der Fall sein, es ist durchaus aber nicht 
immer und wesentlich der Fal. Für die Wirtschaft 
und Wirtschaftstheorie ist der wirtschaftliche Wert 
etwas durchaus Primäres, d. h. von keinem anderen 
wirtschaftlichen Phänomen Abgeleitetes. Jede Ab- 
leitung begibt sich außerhalb des wirtschaftlichen Erscheinungs- 
kreises und findet keinen eindeutigen und zwingenden Zusammen- 
hang mehr. Deı »wirtschattliche Wert, mit dem sich die Wirt- 
schaftstheorie beschäftigt«, ist schlechthin der Wert, welcher 
den wirtschaftlichen Dingen beigelegt wird, ganz unabhängig 
davon, woher dieser Wert stammt. Ganz unhaltbar ist ferner der 
Satz, daß »die Gesetze der Wertübertragung« in jenem Sinne »einer 
exakten wissenschaftlichen Eıkenntnis zugänglich sein müssen«, 
wenn vorher in bezug auf die »Bedürfniswerte« gesagt worden ist, 
daß »die Wirtschaftstheorie die Frage offen läßt, ob sie einer exak- 
ten wissenschaftlichen Bestimmung und Abmessung überhaupt zu- 
gänzglich sind«. Diese Frage müßte durchaus zuerst im positiven 
Sinne entschieden sein, wenn die Frage jener »Wertübertragung« 
in einer »exakten wissenschaftlichen Weise« behandelbar und lös- 
bar sein soll. Ohne Lösung jener Vorfrage ist es durchaus unmög- 
lich, »die Gesetze zu beschreiben, nach denen der primäre Wert 
auf die wirtschaftlichen Befriedigungsmittel übertragen wirde. 
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Hier lenkt nun Wieser merkwürdigerweise ganz von der 
psychologisch beschreibenden in die teleologisch-norma- 
tiv e Betrachtungsweise ein. Es war eben davon die Rede, daß 
die Wirtschaftstheorie »die Gesetze zu beschreiben« habe, »nach 
denen der primäre Wert auf die wirtschaftlichen Befriedigungs- 
mittel übertragen wird, und die weiteren Gesetze zu be- 
schreiben, nach denen der durch die Uebertragung entstandene 
sekundäre Wert auf das wirtschaftliche Handeln wirkt« Nun 
heißt es aber darüber weiter: »Die Art, in welcher die Wirtschafts- 
theorie die Gesetze des wirtschaftlichen Wertens und des wirt- 
schaftlichen Handelns beschreibend darstellt, unterscheidet sich 
auffällig von derjenigen, in welcher die Naturwissenschaften die 
Naturgesetze darstellen. Die Naturwissenschaften zeigen uns 
eine notwendige Verbindung von Ursache und Wirkung, ein 
Müssen, die Wirtschaftstheorie zeigt uns eine 
Verbindung, dieunterdem Drucke der wirt- 
schaftlichen Pflicht erfolgt, ein Sollen; die 
wirtschaftliche Wertschätzung ist die durch die wirt- 
schaftliche Pflicht geforderte Schätzung, das 
wirtschaftliche Handeln ist das wirtschaftlich geforderte 
Handeln. Die Formel des Wertgesetzes z. B. ist nicht die, weil 
Dein Wille durch eine höhere Macht gezwungen ist, so mußt 
Du jedes Gut nach dem höchsten erreichbaren Nutzen schätzen, 
sondern ‚als guter Wirt sollst Du es so schätzen‘«?). 

Aber nicht nur vollkommen ins Teleologisch-Normative, 
sondern sogar ins Ethisch- Normative gerät hier Wieser. 
»Die idealisierte Musterwirtschaft, die wir in der Theorie der 
einfachen Wirtschaft voraussetzen, soll auch darin vollkommen 
gedacht werden, daß die zulässigen (!?) Grenzen des Verlangens 
nirgends überschritten werden. Wir denken die Wirtschaft 
durchaus auf gesunde (!) Lebensbedürfnisse und auf erlaubte 
(von welchem Gesichtspunkt aus »erlaubte«?) Genußbedürfnisse 
gerichtet, deren Deckung ohne Ueberanstrengung möglich ist 
und bei deren Befriedigung man nirgends der Uebersättigung 
nahe kommt. Unter dieser Annahme ist das Verlangen nach 
Mehrung der Befriedigungen, nach Steigerung des Ertrages und 
Besitzes durchaus gerechtfertigt« (!), so heißt es da. Und später: 
»Die Theorie der einfachen Wirtschaft ist auch noch dadurch 
im Vorteil, daß sie einen idealen Musterzustand annimmt, in 
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welchem die Wertgebung nicht durch Leidenschaft und Schwäche 
in die Irre geführt wird, Daher kann sie den Satz ohne weiteres 
für wahr nehmen, daß es immer vorteilhafter ist, einen höheren 
als einen geringeren Ertrag zu gewinnen, denn sie braucht nicht 
mit der. Möglichkeit zu rechnen, daß der größere Ertrag für 
entartete Befriedigungen bestimmt wird oder durch erschöpfende 
Anstrengung des Arbeiters gewonnen ist.« Daß damit die Wirt- 
schaftstheorie über alle ihr möglicherweise zu setzenden Grenzen 
weit ausgedehnt wird, braucht nicht nachgewiesen zu werden, 

Nur Eines hat Wieser übersehen, was das eigentliche 
Problem in bezug auf die Bedürfnisse in einergesellschaft- 
lichen Wirtschaft wäre, Er spricht auch hier wiederholt 
davon, daß es sich bei der »Theorie der einfachen Wirtschaft« 
durchaus um eine Theorie der gesellschaftlichen Wirt- 
schaft handelt. Er spricht einmal von der »einfachen Wirtschaft 
dessozialenMusterstaates«°), deren »Erscheinungen« 
sie darzustellen habe, und er spricht bei der Betrachtung der 
»Einschätzung künftiger Bedürfnisse« davon, daß es sich darum 
handle, »zu untersuchen, wie sich eine gesellschaftliche Muster- 
wirtschaft in Rücksicht auf die Einschätzung künftiger Bedürf- 
nisse verhalten wird«. Aber davon, wie sich »eine gesellschaftliche 
Musterwirtschaft« in Rücksicht auf die Einschätzung der Bedürf- 
nisse verschiedener Individuen und deren Ordnung ver- 
halten wird, davon ist nirgends die Rede. Und doch begännen 
gerade damit die Probleme einer »gesellschaftlichen Musterwirt- 
schaft« in Hinsicht auf die Bedürfnisse, soferne man diesen über- 
haupt eine Stelle in der Wirtschaftstheorie einräumen will. Das 
Problem der »Einschätzung künftiger Bedürfnisse« in einer »gesell- 
schaftlichen Musterwirtschaft« ist ja doch nur ein Spezialproblem 
im Verhältnis zu jenem. 

Merkwürdigerweise hat Wieser hier einen Begriff ganz 
nebensächlich behandelt, einen Begriff, der später zum tragenden 
Begriff der ganzen Theorie der einfachen Wirtschaft gemacht 
wird, nämlich den Begriff des »Nutzens« Er definiert ihn 
als den »Zustand erreichter Bedürfnisbefriedigung« ($ 4). Un- 
mittelbar darauf spricht er aber von dem »Nutzen aller Dinge«, 
was für den »Zustand erreichter Bedürfnisbefriedigung« gewiß 
in keiner Hinsicht paßt. Später wird dann dem Begriff des 
»Nutzens« ein Begriff der »Nützlichkeit« an die Seite gestellt, 
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die ‚definiert wird als »Tauglichkeit, die dazu dienen kann, eine 
Bedürfnisbefriedigung zu bewirken oder auch nur wirksam vorzu- 
bereiten« ($ 8). Er spricht dann in diesem Zusammenhange nicht 
mehr von dem »Nutzen der Dinge«, sondeın nur von ihrer »Nütz- 
lichkeit An den Begriff der »Nützlichkeit« schließt sich dann 
der Begriff des »Gutes« als »der menschlichen Verfügungsgewalt 
unterworfene nützliche Sache«. Die »Güter« werden eingeteilt 
in »Genußgüter« und »Produktivgüter« und in »Naturgüter« und 
»Kulturgüter« Alle diese Begriffe teilen in bezug auf ihre Be- 
deutung für die Wirtschaftstheorie natürlich, da sie von ihm 
abgeleitet sind, ihre Problematik mit dem Begriff des »Bedürf- 
nissese. Es kommt auf die »Guts«qualität und den Grad der 
»Nützlichkeit« eines »Gutes« für die Wirtschaft direkt und un- 
mittelbar in keiner Weise an, d. h. es besteht kein eindeutiger 
und zwingender Zusammenhang zwischen jenen Eigenschaften 
der Dinge und ihrer wirtschaftlichen Behandlung; für die Wirt- 
schaft ist direkt allein wichtig, ob und mit welcher Stärke der 
menschlichen Verfügungsgewalt unterworfene und in beschränk- 
ter Menge gegebene Dinge zur Verfügung begehrt werden, 
aus welchem Grunde dies ist, ob, weil sie »nützlich« sind und in 
gewissem Grade »nützlich« sind, oder ob aus sonst einem Grunde, 
ist für die Wirtschaft vollständig gleichgültig. Das »Nützlichsein« 
kann auch hier nur eine Gelegenheitsursache darstellen, aber in 
keinem Fall die einzig zwingende und mögliche und insoferne 
eine wesentliche Ursache sein. In Wahrheit kommt es 
ja auch in der Wirklichkeit gar nicht auf das »Nützlich sein« 
an, sondern nur auf das »Fürnützlichgehaltenwerden«, und 
darauf, in welchem Grade etwas für nützlich gehalten wird; es 
gibt aber gewiß Fälle genug im Leben, wo es überhaupt nicht 
Nützlichkeitsvorstellungen oder -erwägungen sind, die das wirt- 
schaftliche Handeln auslösen und bestimmen. 

Den »nützlichen Sachen« oder »nützlichen Dingen der Außen- 
welt« stellt Wieser die »persönlichen Leistungen« gegenüber. 
Diese Gegenüberstellung soll darin begründet sein, daß jene »uns 
als bloße Mittel unserer Befriedigungen gelten, über die keine 
andere Erwägung als die der Zweckmäßigkeit zu entscheiden 
hat«, diesen gegenüber aber »das sittlich gereifte Gefühl 
neben dem Charakter der Nützlichkeit noch einen zweiten wesent- 
lichen Charakter empfindet, nämlich: »Ueber ihre Verwendung 
darf niemals bloß die Zweckmäßigkeit entscheiden, sie dürfen 
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uns niemals bloß als Mittel gelten, denn ihre Verwendung wird 
immer zugleich als persönliches Erlebnis gefühlt, sie sind uns 
selber Lebensinhalt, sie sind uns selber Lebenszweck. Während 
die Güter, die in die Wirtschaft einbezogen sind, von ihr ganz 
in Anspruch genommen sind, so daß ihr Schicksal damit be- 
schlossen ist, soll die persönliche Leistung niemals ganz in 
der Wirtschaft aufgehen, sondern soll immer auch noch selb- 
ständiger Lebensinhalt bleiben. Während auf die Güter der 
Eigenwert der Befriedigungen reflektiert wird, bringen die persön- 
lichen Leistungen nebst dem, was sie aus ihren Nutzwirkungen 
an Bedürfniswert empfangen, noch selbständige Lebenswerte mit, 
die nicht verkümmert werden dürfen, sondern zur 
vollen Blüte entfaltet werden sollen. Während 
die Güter ihrem Eigentümer als Sachen unterworfen sind, soll 
der Arbeiter dem Arbeitsherrn nie anders 
alsunter Wahrung seiner rechtlichen Selbst- 
bestimmung untergeben sein«‘) ($8). Daß es sich da 
umreinmoralische Erwägungen handelt, ist offenkundig, 
daß, wenn solche rein moralische Erwägungen als ein wesentlicher 
Bestandteil der »Wirtschaftstheorie« angesehen werden, diese den 
Charakter einer »Iheorie der Wirtschaft« als solchen in jedem 
möglichen Sinne, als einer wirtschaftlichen Zweckmäßigkeitslehre 
sowohl, wie als einer Beschreibung des empirischen Ablaufs des 
wirtschaftlichen Prozesses verliert, ist selbstverständlich. 

Unter den »Gütern« unterscheidet Wieser sodann in der 
hergebrachten Weise zwischen »freien Gütern« und »wirt- 
schaftlichen Gütern« ($ 9). Was es ist, das »die Güter 
zu wirtschaftlichen Gütern macht«, ob die Tatsache, »daß die 
Menschen bezüglich ihrer unter dem Drucke der Arbeitslast 
stehen, die sie auf sich nehmen müssen, um die erforderten 
Mengen herzustellen« oder der Umstand, »daß die Menschen 
bezüglich ihrer unter dem Drucke einer nicht ganz zureichenden 
Versorgung stehen«, läßt er vorläufig unbestimmt, ohne zu ver- 
bergen, daB er sich der zweiten Ansicht anschließt. 

Die »Wirtschaft« wird hier statt der »herkömmlichen Ein- 
teilung in Produktion und Konsumtion« in »Haushalt und 
Produktion« eingeteilt. Als »Haushalt« bezeichnet er »die wirt- 
schaftliche Vollziehung der Konsumtion«, worunter verstanden 
wird, daß die wichtigsten Befriedigungen ausgelesen werden; 
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die bei den gegebenen Mitteln befriedigt werden können, alle 
minderwichtigen auszuschließen sind (!)«, damit die »höchste Ge- 
samtbefriedigung« erzielt wird. »Die Produktion hat die Auf- 
gabe, dem Haushalte die fehlenden Güter zu beschaffen.« In 
beiden Richtungen, »in der Produktion, wie im Haushalte ver- 
folgt das wirtschaftliche Prinzip dasselbe Ziel, das Ziel des 
höchsten Nutzens, der unter den gegebenen beschränkten Ver- 
hältnissen überhaupt gewonnen werden kann« ($9). Auch hier muß 
man sich fragen, was der »Haushalt« in der Wirtschaftstheorie 
zu tun hat, wenn »es die Wirtschaft nicht unmittelbar mit der 
Bedürfnisbefriedigung, sondern mit der Deckung des Bedarfes 
zu tun hate. Ä 

Ein besonderes Problem der Wirtschaft ist für Wieser 
die »Einheit der Wirtschaft« ($ 10). Bei der »Einzelwirt- 
schaft, die ohne naturalwirtschaftlichen Rest völlig auf den 
Tauschverkehr eingerichtet ist«, sieht er diese »Einheit« darin, 
daß »ihre laufenden Einnahmen schließlich alle in die eine Summe 
des Geldeinkommens zusammengefaßt werden, ... und aus dem 
Geldeinkommen sodann der Haushalt derart bestritten werden 
soll (!), daß jede einzelne Ausgabe stets mit Rücksicht auf den 
gesamten Wirtschaftsstand abgemessen wird« Bei der »vom 
Tauschverkehr abgelösten naturalen Einzelwirtschaft«, wo »das 
verbindende Mittel des Geldes fehlt«, soll diese »Einheit durch 
die hauswirtschaftliche Produktion, welche den Haushalt in 
seinem ganzen Umfange vorzubereiten hat, gegeben« sein. Und 
»die hauswirtschaftliche Produktion ist durch die Arbeit des 
Produzenten geeinigt, die alle Produkte verbindet«. Es ist merk- 
würdig, daß Wieser hier übersieht, daß sich die »Einheit« 
der »Einzelwirtschaft« doch viel ungezwungener, natürlicher aus 
der Einheit des Subjektes erklärt, das hier Bedürfnisträger und 
wirtschaftlich handelndes Subjekt in einer Person ist. 

Anders ist es natürlich bei der »V o 1k s wirtschaft« Hier 
fehlt gerade dieser Zusammenhang. Wieser schreibt nun 
hierüber: »Auch die volkswirtschaftliche Produktion von 
heute ist durch das verbindende Mittel des Geldes und durch 
die Einheit des Marktes äußerlich zu einer Einheit verbunden. 
Ist sie es aber auch innerlich? Sie zerfällt in Tausende und 
Millionen von einzelnen Betrieben, deren Inhaber rechtlich selb- 
ständig sind und von denen jeder durch sein persönliches Inter- 
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er die Hauswirtschaft zusammenhält.« Nun war doch dort von 
einem »verbindenden Geist«, der »die Hauswirtschaft zusammen- 
hält«, gar nieht die Rede, sondern vom »Geldeinkommen« und 
von der »Arbeit«. Dann heißt es weiter: »Wenn wir in der Theorie 
der einfachen Wirtschaft eine Volkswirtschaft annehmen, die 
von einem Geiste geleitet ist, scheint es fast, daß wir damit 
in unzulässiger Weise idealisieren, denn man dürfte dort nicht 
vereinfachen, wo die Vielheit das Wesen ist. In Wirklichkeit ist 
aber der volkswirtschaftliche Prozeß von heute trotz seiner 
starken Zersplitterung und seiner starken Gegensätze doch ein 
Ganzes, er ist nicht im vollsten Sinne eine Einheit, aber er voll- 
zieht sich doch in einem alles umfassenden Zusammenhange, 
welchen die Theorie der einfachen Wirtschaft idealisierend als 
Einheit darstellen darf.« Aber was hat das mit der »ideali- 
sierenden Annahme« einer »Volkswirtschaft, die von einem 
Geiste geleitet ist«, zu tun? Das ist für jene »idealisierende 
Annahme«, die in Wirklichkeit eine reine Fiktion ist, eine 
ganz unmögliche Begründung. Man darf. sicher nicht »dort 
vereinfachen, wo die Vielheit das Wesen ist« Der »volkswirt- 
schaftliche Prozeß von heute« ist gewiß von einem bestimmten 
Gesichtspunkt. aus »ein Ganzes« und als solches eine »Einheite, 
aber ganz bestimmt nicht von jenem Gesichtspunkt einer einheit- 
lichen Leitung aus. Etwas anderes wiederum als »ein Ganzes« 
oder eine »Einheit« ist ein »Zusammenhang« Ein solcher »Zu- 
sammenhang« ist nach Wieser »durch die Produktionsver- 
wandtschaft begründet« »Vermöge der Einheit der gesamten 
Produktion wird jede größere Veränderung in Vorrat und Be- 
darf, die innerhalb eines einzelnen produktiven Stammes ein- 
tritt, ihre Wirkung auch auf alle anderen Stämme weiterpflanzen. 
Angenommen, daß die verfügbare Zahl der gemeinen Arbeiter 
vermindert wird, so werden dadurch sämtliche Produktionen 
unmittelbar betroffen, die zum Stamme der gemeinen Arbeit 
gehören, aber außerdem wird mittelbar wohl die Mehrzahl aller 
übrigen oder vielleicht sogar die ganze Summe der übrigen be- 
troffen; denn dadurch, daß in den unmittelbar betroffenen Pro- 
duktionen infolge der notwendig werdenden Einschränkung 
Arbeitsstoffe und Mittel frei werden, werden die Bedingungen 
für alle jene Produktionen verändert, in welchen sonst noch die 
gleichen Arbeitsstoffe und Mittel verwendet sind, und diese 
Wirkung kann sich in weiterer Folge, wenn der erste Anstoß 
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groß genug war, bis zu den entferntesten mittelbar verwandten 
Produktionszweigen fortpflanzen. Es wird eine weithin wirkende 
Ausgleichsbewegung induziert werden, weil der ganze Produktions- 
plan nach allen Richtungen hin neu geregelt werden muß, um das 
Ziel des größten Gesamtnutzens wieder zu erreichen« (§ 10). Damit 
mag es seine Richtigkeit haben, aber was soll man sich unter 
dem »größten Gesamtnutzen« einer Volkswirtschaft 
denken? Dies ist ein überaus problematischer Begriff. Ebenso 
problematische Begriffe sind die weiteren Begriffe, die Wieser 
hier einführt, wie der Begriff der »Nutzungsgrenze der Wirtschaft « 
mit seinen Unterbegriffen einer »allgemeinen«, einer »engeren« 
und »weiteren Nutzungsgrenze«. Hier wäre durchaus eine nähere 
Erklärung erforderlich, was diese Begriffe für eine Volks- 
wirtschaft bedeuten sollen, was man sich darunter vor- 
stellen soll. So, wie sie hier stehen, sind sie durchaus unklar. 
Im weiteren willnun Wieser »das wirtschaftliche Mengen- 
verhältnis der Produkte erweisen und in seinen Formen be- 
schreiben. Das mit »Iheorie der Produkte« überschriebene 
Kapitel ($ı1r) beschränkt sich im wesentlichen auf die Bestrei- 
tung des Satzes Ricardos, daß die große Masse der Güter ohne 
jede angebbare Grenze vermehrt werden könnte, wenn wir bereit 
wären, die nötige Arbeit darauf zu wenden, und die Ablehnung 
des Begriffs der »beliebig vermehrbaren Güter« sowie die Fest- 
stellung, daß »wenn die Gesamtproduktion richtig angelegt ist, 
alle Produkte ohne Ausnahme im wirtschaftlichen Mengen- 
verhältnisse stehen«. | 
Dieser »Iheorie der Produkte« läßt Wieser eine »Theorie der 
Produktivmittel«e, und zwar zunächst eine »Theorie der Arbeit« 
folgen ($12). Als deren Aufgabe wird gestellt, zu »untersuchen, 
welcher Umstand es ist, durch welchen die Arbeit als solche ihren 
wirtschaftlichen Charakter erhält«. In Frage stehen zwei verschie- 
dene Tatsachen, die Tatsache, daß die Arbeit mit »Mühe und Ge- 
fahre, mit einer »Minderung an Ruhe, Freiheit und Glück« ver- 
bunden ist, also die Tatsache der sog. »Arbeitslast«, auf welcher im 
wesentlichen die klassische Theorie aufbaute, und die Tatsache, 
daß die Arbeit bzw. das Produkt der Arbeit »Nutzen« stiftet. Als 
»Grundgedanken der Theorie der Arbeit« wird erklärt, daß, yum 
den Einfluß richtig abzuwägen, welghen die Rücksicht auf die 
Arbeitslast und die Rücksicht auf den Nutzen wirtschaftlich 
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einzelnen Falle immer nur die eine oder die andere Rücksicht 
entscheiden kann, es ausgeschlossen ist, daß sie in demselben 
Falle beide zugleich den Ausschlag geben... Die Erzeugungs- 
arbeit ist in einem gegebenen Falle entweder wiederholbar oder 
sie ist nicht wiederholbar — ist sie wiederholbar, so wendet man 
seine wirtschaftliche Vorsorge auf das Produkt, um die wieder- 
holte Arbeitslast zu vermeiden, ist sie nicht wiederholbar, dann 
wirtschaftet man, um den Nutzentgang zu vermeiden. Beide 
Motive zugleich können nicht wirksam sein, die Arbeit kann 
nicht zugleich wiederholbar und nichtwiederholbar sein«. Diese 
Begründung ist nicht ganz überzeugend; denn wenn auch der 
letzte Satz zweifellos richtig ist, so folgt doch aus ihm nicht, was 
zu beweisen war. Die Arbeit. kann nicht zugleich wiederholbar 
und nicht wiederholbar sein, aber deshalb könnte doch in dem 
Falle, wo sie wiederholbar ist, die eine und die andere Rück- 
sicht in Betracht kommen. Im übrigen ist aber zwischen den 
beiden Motiven, dem »Arbeitsmotiv« und dem »Nutzmotiv« gar 
kein so wesentlicher Unterschied, daß er eine solche Antithese 
rechtfertigen würde. »Arbeitslast« ist ja nur ein Spezialfall von 
»Unlust« und diese läßt sich als nichts anderes betrachten, denn 
als negativer Nutzen, Nutzeneinbuße (utility — disutility). Beides 
ist also schließlich ein- und dasselbe Motiv, nur in anderer Form, 
wir haben einen ganz guten, beides umfassenden Begriff, »Wohl- 
fahrt« oder Wohlfahrtsstreben. 

Das Ergebnis, auf das die Untersuchung hinauskommt, ist: 
»Volkswirtschaftlich ist die Arbeit wiederholbar, wo sie im Ueber- 
flusse zur Verfügung steht, sie ist nichtwiederholbar, wo sie im 
wirtschaftlichen Mengenverhältnis steht. Wo die Arbeit im Ueber- 
flusse zur Verfügung steht, gilt daher das Arbeitsmotiv, wo sie 
im wirtschaftlichen Mengenverhältnisse steht, gilt das Nutz- 
motiv.« Auch diese Auffassung ist kaum haltbar. Denn, die 
Arbeit mag wohl im Ueberfluß vorhanden und wiederholbar 
sein; wenn das mit ihr verbundene Arbeitsleid größer ist als der 
Nutzen, dann wird doch das Nutzmotiv für die wirtschaftliche 
Vorsorge entscheidend sein. Im übrigen kann eine Arbeit doch 
auch wiederholbar sein, wo sie nicht im Ueberfluß zur »Ver- 
fügung«, sondern »im wirtschaftlichen Mengenverhältnisse steht«, 
und es kann dann das Arbætsmotiv entscheidend sein, wenn der 
Nutzentgang, der mit der Wiederholung verbunden ist, geringer 
ist als der Nutzgewinn und das Arbeitsleid kleiner als der zu 


Wiesers Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft. 309 


gewinnende Nutzen. Das sind alles Dinge, de Böhm-Bawerk 
bei verschiedenen Gelegenheiten sehr klar und ausführlich dar- 
gelegt hat und es ist zu bedauern, daß Wieser darauf keine 
Rücksicht genommen hat. 

»Wie steht es nun mit dem wirtschaftlichen Mengenverhält- 
nisse der Arbeit? Hierauf kommt es im letzten Grunde an.« 
Wieser meint, daß es »in den geschichtlichen Anfängen einen 
Ueberschuß von menschlichen Arbeitskräften, für die es an wirt- 
schaftlicher Verwendung fehlte«, gab, erst allmählich im Laufe 
der geschichtlichen Entwicklung sei »die Arbeit in das wirtschaft- 
liche Mengenverhältnis hineingewachsen«, so sei die »Arbeits- 
belastung immer drückender« geworden, und für »die volks- 
wirtschaftliche Arbeit nicht nur in das wirtschaftliche Mengen- 
verhältnis hineingewachsen, sondern das Verhältnis der ver- 
fügbaren Menge zum Bedarf ein recht ungünstiges geworden.«. 
Wie immer man darüber denken mag, so ist doch damit nach 
dem oben Gesagten nichts gegen die »Arbeitstheorie« bewiesen. 
Sicher wird man dann »nur jene Arbeiten wiederholen, die not- 
wendig sind, um dringend begehrte Produkte zu ersetzen« (ein 
Beweis, daß die Arbeit entgegen der früheren Behauptung auch 
dann wiederholbar ist, wenn sie im wirtschaftlichen Mengen- 
verhältnisse steht), aber dann muß hier doch gerade nach dem 
oben Gesagten auch das »Arbeitsmotiv« gelten. Und umgekehrt 
müßte für die geschichtlichen Anfänge, wenn die Arbeit da im 
Ueberfluß zur Verfügung steht, nicht gerade das »Nutzmotiv« 
gelten? Warum sollte man einen Biber doppelt so hoch be- 
werten als ein Reh, weil »es durchschnittlich die doppelte Zeit 
kostet, einen Biber zu erlegen«, wenn man doch Zeit und Arbeits- 
kraft genug hat? Mit diesen Argumenten ist gegen die Arbeits- 
theorie wohl nichts bewiesen. Dagegen ist ein anderes Argument, 
das Wieser nur ganz nebenbei am Schluß streift, wohl von 
Bedeutung, nämlich das, daß »die Arbeitstheorie eigentlich nur 
jene Arbeit gelten lassen darf, die unter dem Gefühle der Last 
vollzogen wird, für die ganze Arbeit, die in dem freudigen Gefühl 
des Schaffens geleistet wird, unmittelbar aus dem Reize der 
schöpferischen Kraft heraus, — wie es, nebenbei gegenüber W ie- 
ser bemerkt, gerade bei den primitiven Jägervölkern der Fall 
ist, — keinen Ausdruck hat«. Demgegenüber ist aber der nach- 
folgende positive Satz: nur »eine Theorie, welche das wirtschaft- 
liche Maß für die Arbeit von der. Nutzwirkung nimmt, um- 
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faßt alle Arbeit ohne Ausnahme, die ihren wirtschaftlichen 
Dienst tut«, gewiß wieder nicht gegen Einwendungen geschützt. 

Ziemlich widerspruchsvoll ist die»Theorie desKapitals«. 
Wieser sagt am Eingang über die Behandlung der Kapital- 
theorie: »Was die Theorie der einfachen Wirtschaft über die 
Erscheinung des Kapitals zu sagen hat, muß derart sein, daß 
es nicht nur von den Anhängern der herrschenden Wirtschafts- 
ordnung, sondern auch von denen der weitestgehenden sozia- 
listischen Anschauungen gebilligt werden kann. Zu diesem 
Zwecke muß sie aus der praktisch geläufigen Kapitalvorstellung 
jede Beziehung ausscheiden, die auf die Geldform des Kapitals 
und auf das Privateigentum hinweist, und nicht die leiseste 
Spur darf zurückbleiben, die auf kapitalistische Uebermacht 
und Arbeiterausbeutung gedeutet werden könnte. Somit muß der 
Kapitalbegriff ausschließlich auf das naturale Wirtschaftskapital 
als das unentbehrliche Hilfsmittel jeder wirksamen Produktion 
bezogen werden«($13). Nun, ich glaube nicht, daß die wissen- 
schaftliche Forschung sich irgendwie darum zu kümmern und 
danach zu richten hat, was die Anhänger der verschiedenen 
Wirtschaftsordnungen billigen oder nicht billigen, und daß es 
das Kriterium für einen Fehler wäre, wenn man in der Theorie 
über die Erscheinung des Kapitals etwas sagen würde, sei es 
was die Anhänger der herrschenden Wirtschaftsordnung oder 
der sozialistischen Anschauungen oder vielleicht gar beide gleich- 
zeitig nicht billigten. Und ich glaube ferner, daß, wenn man 
aus der praktisch geläufigen Kapitalvorstellung jede Beziehung 
ausscheidet, die auf das hinweist, um dessentwillen man etwas 
»Kapital« in Wissenschaft und Leben zu nennen pflegt, nämlich 
die soziale Bedingtheit, den sozialen Zusammenhang, 
die soziale Eingliederung, man einer solchen Kapitalvorstel- 
lung jeden nationalökonomischen Erkenntniswert nimmt. 

In Wirklichkeit kann der Versuch, einen national- 
ökonomischen Kapitalbegriff unter Ausscheidung jeder 
Beziehung auf soziale Verhältnisse festzustellen, auch gar nicht 
gelingen, und der Wiesersche Versuch ist nur ein Beispiel 
hiezu. Den Kapitalbegriff will natürlich auch Wieser als 
ein Werkzeug für nationalökonomische Zwecke feststellen, und 
daß er da nicht rein technisch aufgefaßt werden kann, 
als ein bloß technisches Hilfsmittel der Produktion, sondern daß 
er da noch etwas mehr enthalten muß, dessen ist er sich wohl 
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bewußt. Sonst wäre die Sache ja sehr einfach und in Kürze 
zu erledigen, aber Wieser widmet dieser Frage gerade eine 
besonders eingehende und ausführliche Darstellung. Wo soll 
also dieses Mehr liegen? 


»Das Naturkapital besteht aus den Kapitalgütern. Wie im 
Namen des Kapitalgutes ist auch im Begriffe des Kapitalgutes 
die Beziehung auf das Kapital wesentlich und wir werden daher 
sein Wesen nicht eher endgültig bestimmen können, bis wir 
nicht mit dem Wesen des Kapitals selbst ins klare gekommen 
sind... Die Kapitalgüter unterscheiden sich in Rücksicht auf 
ihr äußeres Vorkommen charakteristisch vom Lande und den 
Naturgütern, die sich im Boden und über dem Boden, im Wasser 
oder im Luftraume den Menschen darbieten, ... die Kapital- 
güter sind geschichtlich gebildetes Menschenwerk, Kulturgüter, 
und insoweit sind sie durch die übliche Definition richtig be- 
zeichnet, die sie als produzierte Produktivmittel erklärt... Als 
Produkte stehen die Kapitalgüter unter dem Drucke des wirt- 
schaftlichen Mengenverhältnisses ... Als Menschenwerk sind 
die Kapitalgüteı vergänglich.... verbrauchlich« (im Gegensatz 
zum Boden, der »unverbrauchlich« ist). In allem dem ist, ab- 
gesehen von der Beziehung auf das »wirtschaftliche Mengen- 
verhältnis« nichts enthalten, was nicht eine rein technische Be- 
stimmung wäre, und die Beziehung auf das »wirtschaftliche 
Mengenverhältnis« ist eine Beziehung ganz allgemeiner Natur, 
die ja für Güter schlechthin gilt und also die Besonderheit der 
»Kapitalgüter« nicht charakterisieren kann. Wo steckt denn 
also das Charakteristische des Kapitals? Nun, in folgendem: 
»Während die einzelnen Kapitalgüter durch ihre Verwendung 
aufgebraucht werden, ist das Kapital im ganzen unverbrauch- 
lich. In fortwährendem Wechsel seiner einzelnen Bestandteile läßt es 
sich immer wieder erneuern. In diesem Satzeist der 
wesentliche Inhalt der Kapitaltheorie aus- 
gesagt 5). 

Also: Obgleich die einzelnen Kapitalgüter verbrauchlich sind, 
ist »das Kapital«, das doch wohl aus diesen verbrauchlichen Gütern 
besteht, unverbrauchlich! Oder ist »das Kapital im ganzen« 
etwas anderes als die Gesamtheit der Kapitalgüter? Was ist 
dann dieses »das Kapital« eigentlich, worin besteht sein Wesen 
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zum Unterschied von dem der »Kapitalgüter«? Im übrigen ist 
»unverbrauchlich« und »sich immer wieder erneuern lassene« 
nicht dasselbe, bzw. sind »verbrauchlich« und »sich immer wieder 
erneuern lassen« keine Gegensätze. 

Wieser meint: »Die Tatsache selbst, daß das Kapital als 
Ganzes unverbrauchlich ist, bedarf keines weiteren Beweises, 
sie ist notorisch, sie bietet sich der gemeinen Erfahrung allerorts 
dar, wo die menschliche Herrschaft über genügend viele Kapital- 
güter ausgedehnt ist, um die ganze Erscheinung des Kapitals 
zusammenzusetzen, und sie hat sich ihr zu allen Zeiten dar- 
geboten und wird sich ihr immer wieder darbieten, solange die 
Tatsachen des Kapitalvorkommens nicht wider alle Erfahrung 
derartig verändert sein sollten, daß der Zusammenhang des 
Ganzen endgültig zerrissen wäre.« Ich vermag diese Notorietät 
nicht zuzugeben, ich glaube vielmehr, daß die Tatsache des 
Kapitalverbrauchs der gemeinen Erfahrung durchaus nicht fremd, 
insbesondere der lebenden Generation sehr geläufig ist. Freilich 
kann Wieser demgegenüber einwenden, daß es sich bei dieser 
Tatsache immer nur um einen Verbrauch von »Kapitalgütern«, 
aber nicht von »Kapital«e handle. Aber dann müßte er klar 
angeben, worin er »die ganze Erscheinung des Kapitals« erblickt, 
was »genügend viele Kapitalgüter, um die ganze Erscheinung 
des Kapitals zusammenzusetzen«, sind, worin der »Zusammen- 
hang des Ganzen« besteht. Wie ist es, wenn alle Kapitalgüter, 
die doch alle verbrauchlich sind, auch tatsächlich, etwa durch 
einen langen Krieg, verbraucht würden? Oder, wenn so viele 
von ihnen verbraucht würden, daß ihre Menge unter jenes »ge- 
nügend viele, um die ganze Erscheinung des Kapitals zusammen- 
zusetzen«, sanke? Auch »das Zeugnis der Geschichte beweist« 
nur »die Tatsache der Kapitalerneuerung«, aber nicht die »Tat- 
sache der Unverbrauchlichkeit des Kapitals«. Der Satz, daß es 
»keiner weiteren Bemühung bedarf, die Tatsache der Unver- 
brauchlichkeit des Kapitals zu erweisen«, ist angesichts der Er- 
klärung, daß es aus Gütern besteht, die selbst allesamt verbrauch- 
lich sind, es nichts anderes als die »Gesamtheit« dieser Güter 
darstellt, nicht zu verstehen. Er ist um so weniger zu ver- 
stehen, als Wieser in einem Atem sagt, daß »es um so schwie- 
riger sei, dieser Tatsache der Unverbrauchlichkeit des Kapitals 
in allen Einzelheiten ihren reinen, widerspruchslosen, theo- 
retischen Ausdruck zu geben«. Der Begriff. der »Unverbrauchlich- 
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keite in Anwendung auf eine »Gesamtheit« an sich verbrauch- 
licher Dinge müßte doch zunächst in seiner Möglichkeit einen 
sreinen, widerspruchslosen theoretischen Ausdrucks erhalten, 
bevor man feststellt, ob er tatsächlich so anzuwenden ist oder 
nicht. Ohne den läßt sich dies nämlich gar nicht feststellen. 
Und alles, was Wieser in dieser Hinsicht anführt, beweist 
wohl die empirische Tatsache der »Kapitalreproduktion«, aber 
nicht das Wesensmerkmal der »Unverbrauchlichkeit« des Kapi- 
tals, zwei Dinge, die, wie es scheint, Wieser nicht mit ge- 
nügender Schärfe auseinanderzuhalten vermag. 

Nun kommt aber plötzlich eine Wendung, die diese ganze 
Behauptung von der »Unverbrauchlichkeit des Kapitals« in 
einem ganz anderen Lichte erscheinen läßt. » Wenn der Pro- 
duktionsprozeß in seinen beiden großen Abschnitten«, heißt es, 
»planmäßig einheitlich geführt wird, so muß das Kapital in ihm 
seinen Dienst mit der gleichen Schlußwirkung leisten wie das 
unverbrauchliche Land. In dem steten Wechsel, den seine Zu- 
sammensetzung durch Verbrauch und Wiederersatz erfährt, muß 
seine Substanz unvermindert bleiben«. Das heißt, das Kapital 
m u B, insoweit es verbraucht wird, zugleich reproduziert werden, 
wenn die Wirtschaft nicht leiden soll, es ist eine Forderung 
der Wirtschaftlichkeit, daß das an sich verbrauchliche Kapital 
immer zumindest in dem Maße, als es verbraucht wird, wieder- 
ersetzt wird, es ist aber kein Wesensmerkmal des 
Kapitals. Wenn es nämlich ein Wesensmerkmal wäre, dann 
hätte jene Forderung ja gar keinen Sinn. Wenn es nun im 
weiteren aber wieder heißt: »Eine einfache Wirtschaft, die ihr 
Kapital nicht zu reproduzieren vermöchte, wäre in ihren Er- 
wartungen auf das empfindlichste getäuscht«, so liegt hierin 
keinerlei theoretisches Argument, und wenn hinzugefügt wird: 
»ssie müßte zur Erkenntnis kommen, daß die Güter, die sie als 
Kapital betrachtet hat, in der Tat nicht Kapital waren, weil 
sie sich bei ihrer Verwendung aufgezehrt haben, ohne ihren 
\Wiederersatz zu decken«, so wird hier das Merkmal der »Un- 
verbrauchlichkeit« willkürlich, d. h. ohne eine in den Tatsachen 
liegende Notwendigkeit in den Begriff des Kapitals hineingelegt, 
die »Unverbrauchlichkeit« als wesentliches Merkmal des Kapitals 
willkürlich in den Begriff hineingedeutet, für den Begriff 
vorausgesetzt. Das gleiche gilt von dem Satze: »Wenn 
die Kohlenschätze der Erde, über die man heute verfügt, auf- 


314 Alfred Amonn, 


gezehrt werden sollten, ohne daß man sie aus neuentdeckten 
Lagern oder durch andere neuaufgefundene Kräfte zu ersetzen 
vermöchte, so würde die menschliche Gesellschaft die entsetz- 
lichste Katastrophe erleiden, die sie wohl je erlitten hat. Man 
hätte die Substanz des Kohlenkapitals verzehrt und damit alle 
anderen mit ihm komplementär verbundenen ungeheuren Mengen 
von Kapitalien und Arbeiten brach gelegt, oder genauer ge- 
sagt (?), man hätte zu spät erkannt, daß dieser ganze kom- 
plementär verbundene Besitz, den man für Kapital gehalten 
hatte und der einen großen, ja vielleicht den größten Teil des 
gesamten Kapitalbesitzes bildete, in der Tat (?) kein Kapital 
war.« Im Ersten liegt kein Argument, im Zweiten wird einfach 
das Merkmal der »Unverbrauchlichkeit« für den Begriff des 
Kapitals vorausgesetzt. 

Die Definition des Kapitals, zu der Wieser schließlich 
gelangt, enthält nun noch ein Element, das über das rein Tech- 
nische hinausweist. »Das Kapital im Sinne der einfachen Wirt- 
schaft oder das volkswirtschaftliche Naturalkapital ist die Ge- 
samtbheit aller Kapitalgüter, die im vollständigen Produktions- 
prozesse planmäßig verwendet werden.« Aber auch hierin liegt 
nichts, was eine Besonderheit der Kapitalgüter konstituiert, da 
doch die Planmäßigkeit ein allgemeines Merkmal der Wirtschaft 
ist, das »planmäßig verwendet werden« für alle Güter, die Gegen- 
stand der Wirtschaft sind, zutreffen muß. Dies liegt natürlich 
auch schon im Begriff des »Kapitalgutes« selbst, weshalb jener 
Zusatz eigentlich vollständig überflüssig ist. Wird doch das 
»Kapitalgut« gleich darauf definiert als vein einzelnes Gut aus 
dem Gesamtkapital der einfachen Wirtschaft, ein produziertes 
Produktivmittel, das im Zusammenhang des vollständigen Pro- 
duktionsprozesses planmäßig verwendet wird, .. . ein produziertes 
Produktivgut, das aus dem Zusammenhange der Volkswirtschaft 
gerissen wird, ist kein Kapitalgut mehr«. Das Gegenbeispiel, 
das Wieser aber daran anschließt, ist verfehlt. »Wenn ein 
Pelzjäger, der sich auf die Jagd in den hohen Norden begeben 
hat, Schiff und Gefährten verliert und nur sein Gewehr mit einem 
kleinen Vorrat von Munition rettet, so wird er von diesen Gütern 
einen anders zugemessenen Gebrauch machen, als er ihn nach 
seinem ursprünglichen Plane zu machen beabsichtigte. Er weiß, 
daß er sein Leben nicht länger fristen kann, sobald er die letzte 
Kugel verschossen hat, und er wird daher die wenigen Kugeln, 
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die er hat, so verwenden, daß sie sich in möglichst viele Mittel 
seines persönlichen Unterhaltes umsetzen. Das Gewehr hat 
aufgehört, für ihn ein Kapitalgut zu sein, es ist für ihn ein bloßes 
Produktivmittel geworden, durch dessen Verwendung er die 
Möglichkeit hat, sich eine gewisse begrenzte Menge von Gütern 
seines persönlichen Bedarfes zu verschaffen. Mit der letzten 
Kugel ist sein Dienst getan, und es hört dann auf, überhaupt 
ein Gut zu sein. In der Hand des Jägers dagegen, der im Ver- 
bande seiner Volkswirtschaft steht, ist das Gewehr mit der 
Munition zugleich das Mittel der eigenen Reproduktion, der 
Jäger gebraucht es so, daß er über seinen persönlichen Bedarf 
hinaus Jagdbeute gewinnt, die er in die Vorratslager der Volks- 
wirtschaft abliefert, aus denen er wiederum seine Munition er- 
gänzt und zuletzt auch sein Gewehr, wenn es sich einmal ab- 
genützt haben sollte, ersetzen wird.« Der Kapitalbegriff ist auf 
den obigen Fall einfach deshalb unanwendbar, weil er ein »volks- 
wirtschaftlicher«, und das heißt gleichzeitig »sozialer« Begriff 
ist. Die Tatsache der Reproduktion ist nie etwas Wesenhaftes, 
der Sache Anhängendes, und kann unter Umständen auch in 
der Volkswirtschaft fehlen, wodurch ein Rückschritt hervor- 
gerufen, aber ihre Wesenheit nicht berührt wird. So kann hier- 
durch auch die Wesenheit dessen, was als ihr Bestandteil oder 
Glied » Kapitals genannt wird, nicht berührt werden. Das charak- 
teristische Merkmal, die Wesenheit des Kapitals, kann daher 
nicht in der nur empirisch regelmäßig und insoferne zufällig mit 
ihr verknüpften Tatsache der Reproduktion gefunden werden. 
Deshalb kann auch das, was Wieser von einem Teil des Ge- 
samtkapitals einer Volkswirtschaft oder einem »Teilkapital« sagt, 
daß es, obwohl es »in der praktischen Vorstellung des Lebens 
schlechthin als Kapital gilt und auch immer so genannt wirde, 
selbst an sich in Wirklichkeit gar nicht »Kapital« ist, weil es 
nicht zugleich Produktionsmittel und das Mittel seiner eigenen 
Reproduktion ist, sman seine Substanz nicht aus ihm allein un- 
vermindert zu erhalten und noch weniger aus ihm allein eine 
dauernde Nutzung abzusondern vermag«, nicht zugegeben werden. 
Selbstverständlich ist derartiges »Teilkapital« nur »Kapital« im 
Zusammenhang der Volkswirtschaft, aber nicht der »Zusammen- 
hang« ist das »Kapital«, sondern doch das, w a s zusammenhängt. 

Es muß anerkannt werden, daß sich Wieser außerordent- 
iche Mühe gibt, einen Kapitalbegriff zu finden, der frei von 
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Beziehungen auf soziale Verhältnisse ist und doch mit dem des 
Lebens einen direkten Zusammenhang hat, aber das ist eben in 
sich ein widerspruchsvolles Beginnen und kann nicht gelingen. 

Was Wieser unter »Theorie des Bodens« bringt ($ 14), 
lehnt sich im wesentlichen an die Ricardosche Darstellung von 
der sukzessiven Inkulturnahme des Landes von den Böden bester 
Qualität an fortschreitend zu den Böden immer geringerer 
Ertragsfähigkeit, ohne auf die Kritik, die diese Grundannahme 
Ricardos erfahren hat, Rücksicht zu nehmen, an. Als 
historische Behauptung ist diese Auffassung kaum zu recht- 
fertigen und als theoretische Annahme ist sie nicht notwendig, 
um irgend etwas, was mit dem Boden zusammenhängt, ins- 
besondere die Grundrentenbildung, zu erklären. Im Zusammen- 
hange damit hebt Wieser hervor, daß auch der Boden »in 
den geschichtlichen Anfängen und noch tief in die späteren 
Geschichtsepochen hinein weit über alles Maß des Bedarfes 
hinaus gegeben ist wnd erst nach und nach mit dem steigenden 
Bedarfe in das wirtschaftliche Mengenverhältnis hineinwächste, 
und daß insoferne »im Sinne der praktischen Wirtschaft auch 
das Land« als »vermehrbar« betrachtet werden müsse. Ebenso 
»wie die bebaute Bodenfläche, ist im Laufe der geschichtlichen 
Entwicklung auch die Menge der Bodenkräfte vermehrt worden, 
die man auf dem einzelnen Grundstück auszunützen vermocht 
hate. Als »abschließendes Ergebnis« wird festgestellt, »daß 
Bodenmenge und Bodengehalt geschichtlich vermehrbar sind, 
daß aber im regelmäßigen Gange der Dinge, der freilich durch 
außerordentliche Fortschritte abgeändert werden kann, die Ver- 
mehrung unter dem Gesetze abnehmenden Ertrages vor sich 
geht« Wenn der Boden in dieser Weise als »vermehrbar« erklärt 
wird, so darf dabei aber nicht übersehen werden, daß hier »Ver- 
mehrbarkeit« nicht dasselbe bedeuten kann, wie bei der Vermehr- 
barkeit der Produkte. Beim Boden kann es sich immer nur um 
eine »vermehrte Verwendung« innerhalb im wesentlichen fest- 
gegebener Grenzen handeln, während es sich bei den Produkten 
um eine wirkliche »Vermehrung«, der keine festen Grenzen ge- 
zogen sind, handelt. Befremdlich ist die Bemerkung am Schluß, 
daß Ricardo, obwohl er »das Monopol des Bodens hervor- 
hebt, doch in seinen theoretischen Folgerungen immer nur den 
Ueberfluß der Bodenkräfte voraussetzt« und »auf den Fall keine 
Rücksicht nimmt, daß die entscheidenden Bodenklassen in das 
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wirtschaftliche Mengenverhältnis eingetreten sind.« Aus den 
Schriften Ricardos kann dies wohl kaum belegt werden. 

Der Darstellung Wiesers eigen ist die im Anschluß an 
die »Theorie der Produktivmittel« vollzogene Unterscheidung 
zwischen »Produktivmittel, die zu den Kosten zu rechnen sind« 
oder »Kostenproduktivmitteln« und solchen, »die nicht den 
Kostencharakter haben« oder »spezifischen Produktivmitteln« 
und im Zusammenhange damit zwischen »Produkten, zu deren 
Herstellung nur Kostenproduktivmittel benötigt werden« oder 
»Kostenprodukten« und »Produkten, zu deren Herstellung neben 
Kostenproduktivmitteln auch spezifische Produktivmittel be- 
nötigt werden« oder »spezifischen Produkten«($15). »Als Kosten- 
mittel können nur solche Produktivmittel gelten, die eine viel- 
fältige Verwendbarkeit besitzen und zugleich so reichlich vor- 
kommen, daß ihre Verwendbarkeit nach vielen Richtungen hin 
ausgenützt werden kann.« Diese Unterscheidung wird dadurch 
notwendig, daß ein »naturaler« Kostenbegriff, wie ihn Wieser 
gewinnen will, sonst einfach nicht möglich wäre. Aber auch so 
wird zumindest die Einheit des »Kosten«begritfes aufgehoben und 
dadurch dieseı selbst höchst problematisch. Es findet sich 
übrigens nirgends eine Bestimmung des Kostenbegriffes. Um 
die Problematik dieses Kostenbegriffes zu verstehen, versuche 
man, sich einmal »die Bewirtschaftungskosten des Landes«, die 
»aus den zwei naturalen Massen der erforderten Arbeitsleistungen 
und der erforderten Kapitalgüter bestehen«, in bezug auf ein be- 
stimmtes Produkt in concreto und in einer mit den Bewirtschaf- 
tungskosten des Landes in bezug auf anderes Produkt vergleich- 
baren Art vorzustellen oder zu errechnen. 


3. 

Soll das Bisherige eine »W ir tsch aft stheorjie« (im enge- 
ren Sinne) darstellen, so soll der zweite Teil der »Theorie der 
einfachen Wirtschaft« eine »W e r t theorie« sein. Darunter wird 
aber hier etwas anderes verstanden, als was in der klassischen 
Nationalökonomie als »Werttheorie« bezeichnet wurde. Das war 
nämlich eine reine Theorie des T a u s c h wertes. Den Gegensatz 
hierzu formuliert W i e s e r folgendermaßen: »Wie bereits früher 
hervorgehoben, ist die ganze klassische und auch noch ein guter 
Teil der modernen Werttheorie an der Erscheinung des Tausch- 
wertes entwickelt, wir dagegen wollen im Sinne der österreichi- 
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schen Schule die Gesetze des Wertes in ihrer allgemeinsten 
Fassung ableiten. In dieser Absicht will die folgende Darstellung 
zeigen, daß die Gesetze des Wertes im letzten Grunde Gesetze 
der Nutzkomputation sind, die in jeder Wirtschaftsordnung be- 
folgt werden müssen, solange das wirtschaftliche Mengenverhältnis 
die Menschen unter den Druck stellt, mit dem Nutzen zu rechnen. 
Erst zum Schlusse weıden wir auf den Begriff des Wertes selber 
eingehen« ($ 16). 

Nun ist es auf jeden Fall mißlich, die »Gesetze« einer Er- 
scheinung, wie des »Wertes« »in ihrer allgemeinsten Fassung 
ableiten« zu wollen, ohne sich v o r h er einen klaren »Begriff« 
von dieser Erscheinung »in ihrer allgemeinsten Fassung« gebildet 
zu haben, d. h. ihr allgemeines Wesen festgestellt zu haben. 
Die Klassiker hatten das Wesen der Erscheinung, deren Gesetze 
sie untersuchten, genau definiert. Wieser hingegen spricht 
gegenüber diesem klassischen Begriff des Wertes einfach von 
»Gesetzen des Wertes in ihrer allgemeinsten Fassung«, ohne uns 
klar zu sagen, was da unter »Wert« gemeint ist. Aus dem Zu- 
sammenhang muß man vorläufig schließen, daß er damit einen 
allgemeineren Begriff des Wertes meint, der den klassischen 
Begriff des Wertes, den wir zur näheren Charakterisierung »ob- 
jektiven Tauschwert« nennen können, umfaßt. Ebenfalls 
mißlich ist es, wenn man zur Erklärung einer schwierigen 
Sache einen neuen Terminus einführt, ohne genau und klar 
anzugeben, was er bedeuten soll. Wenn Wieser sagt, daß 
er zeigen will, daß »die Gesetze des Wertes« (man beachte: 
»d es Wertes«) im letzten Grunde Gesetze der N u tz kompu- 
tation sind«, so wird hiemit an Stelle einer genauen und klaren 
Begriffsbestimmung ein sonst nicht sehr geläufiges Fremdwort 
eingeführt, dessen dem ersten Anschein nach scheinbar schwie- 
riger und dunkler Sinn vielleicht kein anderer ist und sein soll 
als der des guten deutschen Wortes »Rechnung«. 

»Das wirtschaftliche Mengenverhältnis stellt die Menschen 
unter den Druck, mit dem Nutzen zu rechnen.« Die Frage 
— »das Problem der wirtschaftlichen Nutzkomputatione — wäre 
also, wie man »mit dem Nutzen rechnet« oder »wie der Nutzen 
in der praktischen Wirtschaft komputiert wird«, welches die 
»Gesetze der Nutzkomputation« sind, die »in der praktischen 
Wirtschaft beobachtet werden« und die, wie Wieser meint, 
»die unmittelbare Grundlage der Gesetze von Wert und Preis 
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sind, ohne deren Kenntnis diese auf keinen Fall erklärt werden 
können«. Denn » Jede Rechnung nach Tauschwert ist im Grunde 
eine Nutzrechnung und kann nur als solche verstanden werden« 
und »Wenn einmal die Gesetze der Nutzkomputation erklärt 
sind, dann bietet die Erklärung der Gesetze von Wert und Preis 
keine allzugroßen Schwierigkeiten mehr«. 

Nun ist aber das »Rechnen mit dem Nutzen« eine eigene 
Sache, und dem hat vielleicht der Ausdruck »Nutzkompu- 
tation« seine Existenz und Beliebtheit bei Wieser zu ver- 
danken. Wenn man nämlich geradewegs und ausschließlich von 
rechnen mit dem Nutzens sprechen würde, so könnte der 
Zweifel an der Auflöslichkeit der Frage, »w ie mit dem Nutzen 
gerechnet wird«, kaum auch nur vorübergehend zum Schweigen 
gebracht werden. Denn »Nutzen« hat nicht »extensive«, d. h. 
rechnerisch e »Größe«, und wie soll man mit etwas rechnen, 
das keine rechnerische Größe ist? Wenn man aber anstatt 
srechnen« öfter oder regelmäßig »komputieren« sagt, so steht 
der Eindruck nebenbei, daß es sich gar nicht um ein »rechnen« 
im eigentlichen Sinn handelt, sondern bloß um etwas Aehn- 
liches oder Analoges. Nur kann dann freilich die andere 
Frage wieder nicht verstummen; was ist das Wesen dieses 
Aehnlichen oder Analogen und worin besteht der Unterschied 
zwischen dem einen und dem andern? Das müßte zunächst 
festgestellt werden. Es wird aber nicht festgestellt bei Wie- 
ser und zum Schluß stellt es sich heraus, daß es sich doch um 
nichts anderes als um ein ganz regelrechtes »Rechnen« handelt. 

Recht mißlich ist es schließlich, wenn man zur Er- 
klärung einer Tatsache, die man am reinsten, durchsichtigsten 
und einfachsten bei einem isoliert wirtschattenden Individuum, 
wie dem Robinson, oder in einem Haushalt anzutreffen vermeint, 
auf Tatbestände der entwickelten Tausch- und Geldwirtschaft 
oder auf den Markt zurückgreifen muß. 

»Um hinter das Geheimnis der Gesetze der Nutzkomputation 
zu kommen, muß die Theorie die methodischen Hilfen der 
Idealisierung und Isolierung, mit denen sie arbeitet, im weitesten 
Umfange gebrauchen. In dieser Absicht wollen wir einen iso- 
lierten Haushalt annehmen, der idealisierend so vereinfacht ist, 
daß bei ihm bloß die Rücksicht auf den Nutzen zur Geltung 
kommen kann, während alle Einflüsse ausgeschaltet sind, die 
von der Arbeit oder von der Produktion überhaupt oder vom 
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Tausche ausgeübt werden könnten. In dem Haushalte, den 
wir annehmen wollen, sollen die Konsumtivgüter, die man ver- 
wendet, zur Verfügung stehen, ohne daß die Frage zu erheben 
wäre, wie sie gewonnen werden, und ohne daß daher die Be- 
ziehungen ihrer Beschaffung irgendeinen Einfluß auf die Wirt- 
schaftsführung zu üben vermöchten.« Unter dieser Voraus- 
setzung wird nun für den Fall des Gegebenseins eines »zur 
Konsumtion bestimmten Vorrates« festgestellt, daß, wenn »der 
höchste Nutzen im ganzen und auf die Dauer gesichert« 
werden soll, »ein Haushaltungsplan, der dieser Pflicht nach- 
kommen will, alle Einheiten des zur Konsumtion bestimm- 
ten Vorrates ohne Ausnahme nach dem Maße des Grenz- 
nutzens komputieren wird«, d. i. nach »demjenigen Nutzgrad, 
bei welchem die Sättigung abzubrechen ist«, oder mit dem 
»geringsten Teilnutzen, zu welchem die Einheit eines Vorrates 
wirtschaftlicherweise noch verwendet werden darf«. »Daß diese 
Komputationsregel in der Tat von den haushaltenden Kon- 
sumenten befolgt wird« meint Wieser, »erkennt man am 
deutlichsten, wenn man beobachtet, wie die Konsumenten die 
Güter komputieren, die sie für den Haushalt einkaufen: in den 
Ziffern der Preise, die sie bewilligen, kommen die Schätzungen, 
die sie vornehmen, zu einem deutlich meßbaren Ausdruck. Die 
täglich wiederholte Erfahrung von Millionen und Millionen von 
Fällen erweist, daß die Konsumenten alle Stücke eines Vor- 
rates, die sie einkaufen, nach dem Grenznutzen komputieren; sie 
bezahlen und komputieren alle Stücke des Vorrates gleich hoch 
und bezahlen und komputieren keines höher als den Grenz- 
nutzen; einen höheren Preis für irgendein Stück zu bezahlen, 
wäre ja ganz unwirtschaftlich, es wäre besser, auf den Einkauf 
dieses Stückes zu verzichten.« 

Aber kommt denn hier »bloß die Rücksicht auf den Nutzen « 
zur Geltung? Ist hier der Einfluß, »der vom Tausche ausgeübt 
werden könnte«, wirklich ausgeschaltet? Stehen denn hier die 
Konsumtivgüter zur Verfügung, »ohne daß die Frage zu erheben 
wäre, wie sie gewonnen werden, und ohne daß daher die Be- 
ziehungen ihrer Beschaffung irgendeinen Einfluß auf: die Wirt- 
schaftsführung zu üben vermöchten«? 

Und selbst davon abgesehen, daß hier eine Tatsache, die 
am reinsten in einem »isolierten Haushalt« zur Erscheinung 
kommen soll, aus Erscheinungen einer entwickelten Tausch- und 
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Geldwirtschaft erklärt werden soll; kommen denn »in den Ziffern 
der Preise, die die Konsumenten bewilligen«, d.h. bezahlen, wirk- 
lich »die Schätzungen, die sie vornehmen, zu einem deutlich 
meßbaren Ausdruck? Nein, »die täglich wieder- 
holte Erfahrung von Millionen und Millionen von Fällen« des 
Marktesoder Tauschverkehrs zeigt weiter gar nichts, 
als daß die Konsumenten für »alle Stücke eines Vorrates, die 
sie einkaufen«, gleich viel bezahlen, dies aber »erweist« für ihre 
Schätzung oder »Komputation« dieser Stücke nicht das geringste 
oder wenigstens nicht mehr, als daß sie keines derselben niedriger 
schätzen als den Kaufpreis. Wie hoch sie diese Stücke schätzen, 
das ist eine Sache, die davon — erkenntnistheoretisch — ganz 
unabhängig ist, d. h., man kann daraus gar nichts schließen in 
bezug auf die wirkliche Höhe der Nutzschätzung. Daß »in den 
Ziffern der Preise, die die Konsumenten bewilligen, die Schät- 
zungen, die sie vornehmen, zu einem deutlich meßbaren 
Ausdruck kommen«, davon kann gar keine Rede sein. Ferner, 
wenn man behaupten will, daß die Konsumenten »alle Stücke 
eines Vorrate:, diesieeinkaufen«, gleich hoch schätzen, 
weil sie sie alle um den gleichen Preis beschaffen können, was 
etwas ganz anderes ist, als was Wieser aussagen und erklären 
will, so kann daraus gar nichts abgeleitet werden in bezug auf 
die Schätzung von Gütern, »die zur Verfügung stehen, ohne daß 
die Frage zu erheben wäre, wie sie gewonnen werden, und ohne 
daß die Beziehungen ihrer Beschaffung irgendeinen Einfluß auf 
die Wirtschaftsführung zu üben vermöchten«. Was möglicher- 
weise unterderVoraussetzung der Beschaffungsmög- 
lichkeit beliebig vieler Stücke zum selben Preis gilt, 
braucht keineswegs auch, abgesehen von dieser Voraussetzung zu 
gelten. Aus dem, was man bezahlt für Stücke, die man kauft, kann 
nichts gefolgert werden für die Schätzung von Stücken, über die 
man verfügt, ohne daß ein Kauf und ein Bezahlen in Frage käme. 
Gewiß »wäre es unwirtschaftlich, einen höheren Preis für irgend- 
ein Stück zu bezahlen«, als eben auf dem Markte in concreto 
gezahlt wird, aber ist es deshalb ausgeschlossen, daß man einen 
höheren Preis zu bezahlen bereit wäre, wenn man das Gut sonst 
nicht erhalten könnte, und deutet das nicht auf eine höhere 
Schätzung hin? Es muß keineswegs »besser sein, auf den Ein- 
kauf zu verzichten« Gewiß kann es schließlich niemandem »bei- 


fallen, für ein Stück mehr als den Nutzen zu vergüten, der ihm 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik 53. 2. 2I 


322 Alfred Amonn, 


durch seine Erwerbung zuwächst«, aber der ist doch bei den 
verschiedenen Stücken, die nacheinander erworben werden, sehr 
verschieden. 

»Die Behauptung, daß alle Einheiten eines Vorrates ohne 
Ausnahme auf den Grenznutzen komputiert werden, scheint 
paradox«, meint Wieser weiter, »und sie wird denn auch von 
den meisten der Theoretiker, die sich im übrigen der Lehre vom 
Grenznutzen angeschlossen haben, bestritten. Es wird ein- 
gewendet, daß dabei alternative und kumulative Komputation 
verwechselt sei«, d. h. es wäre nur eine »alternative« Gleich- 
schätzung, aber nicht eine »kumulative« (Böhm-Bawerk) 
möglich. »Wie will aber eine Theorie, welche das Gesetz des 
Grenznutzens nur alternativ gelten läßt, das Verhalten der 
Arbeiterfrau erklären, die beim Einkauf alle Stücke Brot ohne 
Ausnahme gleich hoch komputiert und die darin dasselbe 
tut, was jeder Käufer auf dem freien Markte immer ge- 
tan hat und immer tun wird? Eine Theorie des Grenznutzens, 
die sich selber so einschränkt, reicht mit ihrer Erklärung 
über den Fall des zufälligen Verlustes nicht hinaus, sie sagt 
gar nichts Wesentliches für den regelmäßigen Ablauf der 
Wirtschaft aus, und verzichtet von vornherein darauf, die 
elementaren Tatsachen der Preisbildung zu begründen. Wer 
nicht zugibt, daß der Grenznutzen kumulativ für alle Einheiten 
gilt, beraubt die Lehre vom Grenznutzen ihrer bedeutsamsten 
Anwendung.« 

Nun, das mag stimmen oder nicht, aber ein Argument 
zugunsten der Wieserschen Behauptung liegt darin auf 
keinen Fall. Man kann doch nicht eine in keiner Weise er- 
wiesene und wahrscheinlich gar nicht zu erweisende Behauptung 
hinnehmen, weil man sonst Gefahr läuft, den Boden einer be- 
stimmten Theorie zu verlieren, deren Erklärungsfähigkeit sonst 
problematisch würde, oder Schwierigkeiten hat, »das Verhalten 
der Arbeiterfrau beim Einkauf von Brot zu erklären«. 

»Die Auflösung des Paradoxons ist sehr einfach«, meint 
Wieser schließlich. »Die Behauptung, daß alle Einheiten 
eines Vorrates kumulativ auf den Grenznutzen komputiert wer- 
den, verliert den Anschein der Paradoxie sofort, wenn man sie 
nach dem Sinne der wirtschaftenden Menschen deutet. Der 
Theoretiker darf nicht mehr in sie hineinlegen wollen, als das 
praktische Leben es tut. Die Arbeiterfrau, welche den Brot- 
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bedarf für die Familie einkauft, erkennt in ihrer Weise, daß sie 
die Pflicht zur Wirtschaftlichkeit genau erfüllt, wenn sie alle 
Stücke gleich hoch einschätzt, in ihrem Handeln liegt kein Wider- 
sinn, und wenn in der Formel, welche der Theoretiker für ihr 
Handeln aufstellt, ein Anschein von Widersinn hervorkommt, 
so ist das die Schuld des Theoretikers, weil er den klaren Aus- 
druck für den guten Sinn der Handlung nicht gefunden hat. 
Dadurch, daß im Haushalte alle Einheiten durchaus nach dem 
Grenznutzen komputiert werden, ist der höchst erreichbare 
Nutzen voll eingeschlossen. Der Grenznutzen muß kumulativ 
für alle Einheiten festgehalten werden, um zu verhindern, daß 
die wirtschaftlich gezogene Grenze der Verwendung an irgend- 
einem Punkte unterschritten werde, es würde nicht ausreichen, 
wenn man die Unterschreitung nur bei den letzten Stücken des 
Vorrates verhindern wollte. Der Anschein der Paradoxie ent- 
steht überhaupt nur für den, der sich nicht gegenwärtig hält, 
welchen Dienst die Nutzkomputation bei der Konsumtion leistet; 
sie hat nicht die Aufgabe, die Konsumtion als solche zu moti- 
vieren, sondern sie hat nur die Aufgabe einer vorsorglichen 
Kontrolle, welche die Konsumtion begleitet und jene Begehrungen 
abweist, die unter die zulässige Nutzungsgrenze hinabgehen. Sie 
wahrt die Nutzungsgrenze durchaus, indem sie durchaus den 
Grenznutzen wahrt.« Das mag richtig sein, aber auch hierin 
liegt kein Argument. Die Tatsache, daß die gleiche Kom- 
putation für den praktischen Zweck der Wirtschaft genügt, 
beweist durchaus nichts für die behauptete Tatsache der gleichen 
Komputation selbst. 

So fehlt diesem »Grundgesetz der wirtschaftlichen Nutz 
komputation« bei Wieser jede Begründung. Was soll man 
nun aber zu der daraus gezogenen »Folgerung« sagen, »daß jeder 
teilbare Vorrat wirtschaftlich mit einem Vielfachen des Grenz- 
nutzens komputiert wird, welches der Zahl der Einheiten (Teil- 
mengen, Stücke) entspricht«, also »wenn ein Vorrat aus zehn 
Einheiten besteht, deren jede mit dem Grenznutzen n kompu- 
tiert wird, alle zusammen mit ro n komputiert werden«? 
Was ist dieses n, dieser Standardnutzen? Angenommen, der 
Grenznutzen des Brotes. Aber wie läßt sich der multiplizieren ? 
Hier sind wir wohl mitten im Reich der Fiktionen. 

Diese ganze Theorie der Nutzkomputation leidet aber auch noch 


an einem anderen Gebrechen, an einem ganz prinzipiellen 
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Mangel. Diese Nutzkomputation ist, wenn sie überhaupt etwas 
ist, etwas, was sich ganz innerhalb der Einzelwirtschaft ab- 
spielt, wie Wieser selbst hervorhebt, eine Erscheinung »im 
Ablauf des privatwirtschaftlichen Prozesses«, eine rein »private 
Wertschätzung«, eine Tatsache, die sich auf die »Verhältnisse 
der Privatwirtschaft« bezieht. »Die Regeln, die wir ableiten, 
sind die Regeln der typischen privaten Teilkomputation« ®). 
Aber die »Theorie der einfachen Wirtschaft« soll doch eine Theorie 
der Volkswirtschaft sein. Und da wäre die entscheidende 
Frage: Wie wird denn der Nutzen in der Volkswirtschaft und 
für die Volkswirtschaft komputiert? Wird er da überhaupt 
komputiert? Nämlich als ein Nutzen der Volkswirtschaft, ein 
volkswirtschaftlicher Nutzen? »Die Theorie der einfachen Wirt- 
schaft« hört auf, eine Theorie der Volkswirtschaft zu sein, wenn 
sie nicht dieses Problem als eigentliches Hauptproblem ins 
Auge faßt. In der Tat hört hier bei Wieser die »Theorie der 
einfachen Wirtschaft« auf, eine Theorie der Volks wirtschaft 
: zu sein. 

Für Wieser entsteht nun die Frage, wie »der Grenznutzen 
in der Produktion« komputiert wird. Er setzt zunächst den 
einfachen Fall, daß wir nur ein Produktionsmittel (Eisen) haben, 
aus welchem wir zehn verschiedene Arten von Produkten her- 
stellen, zu deren Herstellung eine gleiche Menge von jenem 
Produktionsmittel erfordert ist, und daß für alle diese Produkte 
die gleiche Nutzenskala gilt. Und er meint, wenn wir nun tausend 
Produktionsmittelmengeneinheiten, von denen eine zur Erzeugung 
eines jener Produkte ausreiche, hätten, so würden wir den Nutzen 
einer Einheit als Grenznutzen mit Io komputieren (§ 17). Aber was 
ist dieses »zehn«! »Zehn« ist doch nur eine an sich leere Zahl. 
Es muß doch zehn von Etwas sein. Was ist dieses »Etwas«? 
Ein bestimmter Nutzen oder »Nutzzuwachs«; aber was für 
einer? Und was soll man sich unter »zehnmal diesen Nutzen« 
vorstellen? Nein, dieses ıo kann nicht eine Größe sein, es 
kann nur ein Symbol sein, das ein Größer oder Kleiner gegenüber 
anderen (9 oder II) ausdrückt, und der Nutzen Io kann nur 
eine einheitliche intensive Nutzgröße darstellen, die in sich 
selbst ihr Maß ist, nicht das Iofache einer imaginären Nutzen- 
einheit. Aber dann ist der Schluß natürlich ganz unmöglich, 
zu dm Wieser kommt, wenn er schreibt: »Der verfügbare 
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Eisenvorrat ist mit 1o00 X Io oder mit Io 000, und der plan- 
gemäß erwartete Vorrat jeder Teilmasse von Produkten ist mit 
100 X Io oder mit 1000, und die Summe aller ıo Teilmassen 
also auch mit Io 000 zu komputieren« . Wieser meint: »Es 
ist einleuchtend, daß diese Art des Anschlages der Massen die 
Einhaltung der vorteilhaftesten Art des Produktionsplanes sichert 
und daß sie die einfachste Art des Anschlages ist, die überhaupt 
gefunden werden kann.« Aber zujenem Zweck ist diese 
Rechnerei gewiß nicht nötig. 

Nun entsteht die Frage, wie zu komputieren ist oder kom- 
putiert wird in dem komplizierteren Falle, daß mehrere ver- 
schiedene Produktionsmittel zur Herstellung eines Produktes 
notwendig sind, und dieselben Produktionsmittel zugleich zur 
Herstellung anderer Produkte dienen. Hier glaubt Wieser 
wieder auf eine typische Erscheinung der entwickelten Tausch- 
wirtschatt zurückgreifen zu müssen, um die Nutzkomputation 
für diesen Fall verständlich machen zu können. Ich glaube, mit 
wenig Erfolg. Es handelt sich dabei um den Begriff der »Produk- 
tionskosten«. 

»Der Geschäftsmann (!) stellt Nutzen und Kosten einander 
gegenüber. Nach der Richtung ihrer Verwendung betrachtet, 
ist ihm die Ware ein Gut, das Nutzen bringen soll, nach der 
Richtung ihrer Entstehung betrachtet, ist sie ihm ein Produkt, 
für dessen Herstellung Kosten aufgewendet werden müssen. Die 
vergleichende Gegenüberstellung von Nutzen und Kosten geht 
durch die ganze Produktionsrechnung hindurch, der Geschäfts- 
mann ist bestrebt, mit den geringsten Kosten den höchsten 
Nutzen hervorzubringen, und er will nie mehr Kosten aufwenden, 
als durch den Nutzen vergolten werden können. Wodurch aber 
die beiden Größen, die er fortwährend miteinander vergleicht, 
im letzten Grunde vergleichbar sind, darüber gibt ihm die An- 
schauung, die er als Praktiker hat, keinen Aufschluß... Wenn 
der Geschäftsmann von einem Kostenaufwande spricht, so be- 
zeichnet er damit die erforderten Mengen von Produktivmitteln, 
aber es wird außerdem die assoziierende Vorstellung von einem 
Opfer erweckt, das durch den Aufwand verursacht ist. Worin 
besteht dieses Opfer? Was kostet es z. B. den Produzenten, 
wenn er aus seinem Eisenvorrate gewisse Mengen für die Her- 
stellung eines bestimmten Eisenerzeugnisses widmet? Das Opfer 
besteht darin, daß er durch die Widmung für ein bestimmtes 
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Erzeugnis die Möglichkeiten einschränkt oder ganz ausschließt, 
andere Erzeugnisse herzustellen. Die Kostenproduktivmittel sind, 
wie wir definiert haben, die verbreiteten Produktivmittel viel- 
facher Verwendbarkeit. Als solche stellen sie nach einer ganzen 
Reihe von Richtungen hin Nutzerträge in Aussicht, die Reali- 
sierung der Aussicht nach einer Richtung hin bedeutet aber 
jedesmal nach allen anderen hin einen Verlust. Dieses Opfer ist 
im Kostenbegriffe ausgesagt: die Produktionskosten sind die 
Mengen von Kostenproduktivmitteln, die für ein bestimmtes 
Produkt erfordert sind und daher anderen Produkten entzogen 
werden. — Nun ist es klargelegt, wodurch Kosten und Nutzen 
vergleichbar sind. Der Nutzen ist der Eigennutzen des gegebenen 
Produktes, in den Kosten aber ist der entferntere Nutzen erfaßt, 
welchen die verfügbaren Kostenproduktivmittel durch den Nutzen 
aller erzeugbaren Produkte in Aussicht stellen, der Kosten- 
nutzen, wenn man so sagen darf, der Eisennutzen, der Arbeits- 
nutzen. Der Geschäftsmann, welcher den Nutzen eines Produktes 
mit den Kosten vergleicht, vergleicht in Wahrheit zwei Nutz- 
massen miteinander, die besondere Nutzmasse einer einzelnen 
Gattung von Produkten und die allgemeine Nutzmasse aller 
produktionsverwandten Produkte desselben Stammes... Der 
Nutzen ist der Nutzen auf der Linie der einzelnen Produkte, 
die Produktionskosten messen den allgemeinen Nutzen auf der 
Linie der Produktivmittel« ($ 18). 

Ich glaube, daß es schwer fallen wird, einen »Geschäftsmann« 
zu finden, der so kalkuliert, und daß einer, der es versuchen 
wollte, sein Geschäft schwerlich weiter bringen dürfte. Der 
palpable Fall ist einfach der, daß der Geschäftsmann »Nutzen« 
und »Kosten« in Geld rechnet. Nun kann man freilich sagen, 
daß auch für ihn Geld nicht das Letzte ist, daß etwas »dahinter 
steht«, nämlich ein subjektiver »Nutzen«, eine psychische 
Größe. Mag es der Fall sein — wesentlich ist es nicht, 
und gerade bei großen und erfolgreichen Geschäftsleuten kommt 
es vor, daß dieser Hintergrund fehlt, was bewiesen wird dadurch, 
daß sie im Gelderwerbe nicht aufhören, trotzdem ihre gesamten 
Bedürfnisse, soweit sie durch Geld gesättigt werden können, 
gesättigt sind, und sie von weiterem Gelderwerb einen weiteren 
Nutzenzuwachs nicht mehr erwarten können, — also, mag es der 
Fall sein, daß hinter den Geldausdrücken »Nutzmassen« stehen, 
rechnen tut der »Geschäftsmann« mit ihnen keinesfalls, 
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srechnen« tut er ausschließlich mit »Geldsummen«, und dies genügt 
nicht nur vollständig für den wirtschaftlichen Zweck, sondern macht 
dessen Erreichung allein möglich — wenigstens ist bisher eine 
andere Methode noch nie in einem Geschäfte angewendet worden 
und noch nie gezeigt worden, wie sie mit Erfolg angewendet 
werden könnte. Die beiden Größen »Nutzen« und »Kosten«, die 
der »Geschäftsmann fortwährend miteinander vergleicht«, sind 
»im letzten Grunde« wahrscheinlich durch gar nichts an- 
deres vergleichbar, zum mindesten im Sinne von »rechenbars, 
als durch das Geld. Mag sein, daß dem Geschäftsmann »die 
Ware ein Gut ist, das Nutzen bringen soll« rechnen tut er 
jedenfalls nicht mit dem »Nutzen«, den es ihm einbringen soll, 
sondern mit dem Geld, das sie ihn kostet, und das sie ihm 
einbringen soll. 

»Wenn der Geschäftsmann von einem Kostenaufwande 
spricht, so bezeichnet er damit« keineswegs »die erforderten 
Mengen von Produktivmitteln«undeswirdkeines- 
wegsnotwendig »außerdem die assoziierende Vorstellung 
von einem Opfer erweckt, das durch den Aufwand verursacht 
ist«, und auf keinen Fall hat der Geschäftsmann eine bestimmte 
Größenvorstellung von diesem »Opfer« als einer »Nutzenmasse«, 
mit der er rechnen könnte, ebensowenig, wie er von dem »Eigen- 
nutzen des gegebenen Produktes« eine bestimmt rechenbare 
Größenvorstellung hat. Er braucht sie auch nicht zu haben, 
die Geldausdrücke sagen ihm auf eine viel einfachere, klarere 
und deutlichere Art, was er wissen will. »Der Geschäftsmann, 
welcher den Nutzen eines Produktes mit den Kosten vergleicht«, 
vergleicht also »in Wahrheit« keineswegs »zwei Nutzmassen 
miteinander, die besondere Nutzmasse einer einzelnen Gattung 
von Produkten und die allgemeine Nutzmasse aller produktions- 
verwandten Produkte desselben Stammes«. Was ist überhaupt 
»die besondere Nutzmasse einer einzelnen Gattung von 
Produkten« und »die allgemeine Nutzmasse aller 
produktionsverwandtenGüter«? Sind das klare 
Begriffe? 

Auf Grundlage dieser Begriffe wird nun »das Produktions- 
kostengesetz der einfachen Wirtschaft« folgendermaßen formu- 
liert: »Im regelmäßigen Verlaufe der Wirtschaft sind die Kosten- 
produkte als Zusammensetzungen der zu ihrer. Herstellung er- 
forderten Kostenelemente in die Wirtschaftsrechnung einzustel- 
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len.« Die Produktionsmittel »müssen, zu welchen Herstellungen 
immer sie bestimmt sein mögen, Einheit für Einheit gleichmäßig 
mit dem produktiven Grenznutzen angeschlagen werden, dessen 
Maß durch den Grenznutzen der Grenzprodukte bestimmt ist«. 
Die Produkte »stellt man genau mit jener Größe in die Wirt- 
schaftsrechnung ein, die sich aus der Multiplikation der er- 
forderten Mengen von Produktionsmitteleinheiten mit dem Grenz- 
nutzen der Produktionsmitteleinheit ergibt«. Wieser spricht 
dann von der Schwierigkeit der »Einschätzung des 
eigenen Nutzens« und daß es nicht »in allen Fällen« notwendig 
ist, diese »schwierige Einschätzung ganz genau durchzuführen«, 
es müßten »nur diejenigen Fälle, die hart an der allgemeinen 
Nutzungsgrenze liegen, genau durchgerechnet werden«, und damit 
meint er, daß »man die absoluten Ziffern genau feststellen« muß. 
»Daß diese Rechnung richtig«, meint er, »beweist sich am prak- 
tischen Erfolg«. Aber vor allem »richtig« kommt in Frage, ob 
sie möglich ist. 

»Unsere Formel gibt dem Kostengesetze«, sagt er zum 
Schluß, »einen vollständigen Ausdruck, indem sie auch das 
Maß bezeichnet, mit welchem die Kosteneinheiten zu kompu- 
tieren sind; dieses Maß ist der produktive Grenznutzen der 
Kosteneinheit, der vom Grenznutzen der Grenzprodukte her- 
geleitet ist«. Aber leider ist dieses »Maß« kein Maß, mit dem 
man irgend etwas »komputieren« kann, falls unter »komputieren« 
soviel wie »rechnen« gemeint sein soll. 

Mit dem bisherigen ist die Frage noch nicht gelöst, wie zu 
»komputieren« ist, wenn es sich um die Herstellung eines 
Produktes aus mehreren verschiedenen Pro- 
duktionsmitteln handelt. Wieser sagt vorläufig nur, 
daß »wir auch unter dieser erweiterten Annahme zum gleichen 
Ergebnis kommen müssen«, und fügt hinzu, daß »das Pro- 
duktionskostengesetz, um ganz schlüssig zu sein, noch die Be- 
antwortung der Frage voraussetzt, wie der produktive Ertrag 
auf die mitwirkenden Kostenmittel aufzuteilen ist«. Das ist die 
Frage, deren Behandlung unter dem Namen »Zurechnungstheorie« 
bekannt ist und der sich Wieser, nachdem er zuvor noch die 
Frage der »Nutzkomputation« bei »Kostenänderungen« behandelt 
hat ($ 19), die für uns nicht von prinzipieller Bedeutung ist, 
zuwendet. 

Diese Frage ist zu einem vielumstrittenen Problem in der 
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Nationalökonomie geworden. Wieser bezeichnet es als das 
»Problem der Ertragszurechnung« Er formuliert es 
folgendermaßen: »Die Produktivmittel sind komplementär, keines 
von ihnen, nicht das Kapital, nicht das Land und auch nicht die 
Arbeit bringt einen Ertrag hervor, wenn es ganz allein auf seine 
eigene Kraft angewiesen bleibt... Um das einfachste Erzeugnis 
hervorzubringen, muß die Arbeit einen Arbeitsstoff haben, und 
um irgend stärkere Wirkungen zu üben, muß sie durch Arbeits- 
mittel unterstützt werden. In der entwickelten Volkswirtschaft 
durchläuft jedes Produkt von der Stoffgewinnung bis zur Konsum- 
ablieferung zahlreiche Abschnitte der technischen Bearbeitung 
und der Ortsveränderung, und jedes nimmt die Wirkung von 
kaum übersehbar mannigfaltigen Produktivmitteln in sich auf. 
Wenn die Theorie von den drei Produktivfaktoren — Land, 
Kapital und Arbeit — spricht, so sind damit zusammenfassend 
die Namen der drei großen Gruppen genannt, in welche die 
tausend und tausend der gegebenen Produktivmittel zu weisen 
sind. — Um die Produktion planmäßig zu führen, muß der 
Produzent in jedem Einzelfalle sich sein Urteil darüber bilden 
können, in welchem Maße jedes der vielen zusammenwirkenden 
Produktivmittel an der Hervorbringung des Ertrages beteiligt 
ist, er muß imstande sein, das gemeinsame Erzeugnis zutreffend 
auf die zusammenwirkenden Produktivmittel aufzuteilen. Die 
praktische Produktion ist unausgesetzt mit dieser Aufgabe be- 
schäftigt, und es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß sie 
sie mit jedem Grade der Genauigkeit zu lösen vermag, der ihren 
Interessen entspricht. Nicht erst die genau kalkulierende Groß- 
unternehmung sucht sich und vermag sich Rechenschaft darüber 
zu geben, was ihr jeder Arbeiter, was ihr jede Maschine, was 
ihr jede neue Anlage einbringt, sondern von jeher, seit es eine 
Wirtschaft gibt, war das Problem der Ertragsaufteilung gestellt 
und wurde es in entsprechender Weise gelöst, es ist aus der 
Wirtschaft eines Robinson nicht wegzudenken, es ist in der 
primitivsten Entwicklung eines Jäger- oder Fischervolkes schon 
vorhanden gewesen und es wird in der Wirtschaft des sozialisti- 
schen Staates, falls dieser jemals aufgerichtet werden sollte, 
ebenso vorhanden sein, und mit den gleichen Mitteln des prak- 
tischen Ausprobierens, mit denen es ein Robinson lösen müßte, 
mit denen es ein Jäger- oder Fischervolk gelöst hat, wird es 
auch der sozialistische Staat zu lösen wissen... Um das Problem 
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richtig zu stellen, muß man es im Sinne der praktischen Wirt- 
schaft stellen. Das Problem der Ertragsaufteilung ist praktisch 
nicht auf Ergründung der physikalischen Kausalität, sondern 
es ist auf wirtschaftliche Zurechnung gestellt..., indem die 
Ertragsaufteilung ein Akt der Zurechnung ist, ist sie als solcher 
nichts anderes als ein Akt der Nutzkomputation. Wir haben 
bisher die Nutzkomputation unter der vereinfachenden Annahme 
untersucht, daß jede Art von Vorräten ihren Dienst für sich 
allein vollziehe, in der Theorie der Zurechnung untersuchen wir 
die Gesetze der Nutzkomputation für den verwickelteren Fall 
der Produktivmittel, die ihren Dienst im Zusammenwirken 
leisten... Wie ist der Ertrag auf Land, Kapital und Arbeit..., 
wie ist der regelmäßige typische Ertrag auf die zusammen- 
wirkenden Produktivmittel zu verrechnen? Das ist das Problem, 
für das wir die Lösung zu suchen haben« ($ 20). 

Das Problem ist bei Wieser in meisterhafter Weise ge- 
stellt. Insbesondere ausgezeichnet klar ist der Unterschied zwi- 
schen dem physischen Kausalzusammenhang und dem »rechne- 
rischen« wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen den Produkten 
und den zu ihrer Herstellung notwendigen Produktionsmitteln 
ausgeführt. Wer diese Ausführungen und im Zusammenhang 
damit die entsprechenden Ausführungen Böhm-Baweıks 
in »Kapital und Kapitalzins« aufmerksam liest — und dazu ist 
wohl jeder verpflichtet, der zur Sache etwas sagen will —, kann 
unmöglich Mißverständnissen wie Liefmann und Mohr- 
mann unterliegen. Die Ausdrücke »Ursache« und »Wirkung« 
hätte Wieser allerdings im weiteren dann konsequent ver- 
meiden sollen. 

Freilich, lösbar ist das Problem in dieser Form doch nicht. 
Denn »rechnen« kann man nun einmal nicht mit »N u t z größene, 
weil es keine extensiven, keine rechenmäßigen, keine mathe- 
matischen Größen, keine Quantitäten sind, und insoferne 
ist der ganze Ausdruck »Zurechnungs« ein außerordentlich 
unglücklicher, indem er auf etwas hindeutet, was im Problem 
gar nicht enthalten sein kann. Der »Ertrag« kann auf die »zu- 
sammenwirkenden Produktivmittel« nur »verrechnet« werden, 
wenn man für jenen wie für diese rechenmäßige Werte sub- 
stituieren kann, und dies ist nur in der Geldwirtschaft möglich. 

Wieser stellt sich die Lösung folgendermaßen vor: »Wenn 
wir das Problem in dem dargelegten Sinne stellen, so wird uns 
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nur eine solche Lösung befriedigen können, die folgenden Be- 
dingungen entspricht: Erstens muß der ganze planmäßig er- 
wartete Nutzertrag auf die mitwirkenden wirtschaftlichen Pro- 
duktivmittel restlos verrechnet sein, und zweitens, er muß auf 
die einzelnen Produktivmittel nach dem Maße verrechnet werden, 
in welchem jedes von ihnen als praktisch belangreiche Ursache 
zur Ertragsgewinnung beigetragen hat; oder um beide Be- 
dingungen in einem Satz zusammenzufassen, der ganze plan- 
mäßig erwartete Nutzertrag muß restlos nach dem Maße des 
produktiven Beitrages zugerechnet werden. Der produktive Bei- 
trag stellt sich in der absoluten Ziffer des Ertragszuwachses dar, 
welcher auf die Mitwirkung des einzelnen Produktivmittels zu 
rechnen ist, er läßt sich sodann aber auch in einer Quote des 
Gesamtertrages darstellen... Der Beitrag rechnet sich anders 
für reine Kostenprodukte und spezifische Produkte; bei den 
reinen Kostenprodukten ist der Ertrag nur auf Kostenproduktiv- 
mittel, bei den spezifischen Produkten ist er auch auf spezifische 
Produktivmittel zu verrechnen. Wir werden die erstere Art der 
Zurechnung als gemeine, die letztere als spezifische Zurechnung 
bezeichnen. Die Schwierigkeit liegt ausschließlich in der Formel 
der gemeinen Zurechnung, die Anwendung auf die spezifische 
Zurechnung ist ganz einfach zu machen. Bei der gemeinen Zu- 
rechnung wiederum beschränkt sich die Schwierigkeit auf den 
Fall der Grenzprodukte, die Anwendung auf die Produkte engerer 
Nutzgrenze ist ganz einfach zu machen. — Nehmen wir an, das 
Produkt ‚Tisch‘ sei ein Grenzprodukt der beiden Produktivmittel 
Holz und Arbeit. Der Grenznutzen des Tisches sei n, die Zahl 
der erforderlichen Arbeitsstunden sei 20a, die Menge des er- 
forderten Holzes sei roh. Solange wir keine anderen Daten 
besitzen, werden wir die Ertragszurechnung nicht vollziehen 
können, denn wir haben zwei Unbekannte a und h und nur eine 
Gleichung. Nehmen wir an, das Produkt ‚Schrank‘ sei auch 
ein Grenzprodukt derselben beiden Produktivmittel. Falls es 
sich zufällig treffen sollte, daß der Kostenaufwand genau der- 
selbe ist und daß für einen Schrank ebenso wie für einen Tisch 
20 a und Ioh erfordert werden, so wird auch der gleiche Grenz- 
nutzen n vorliegen und wir wären der Lösung des Problemes nicht 
näher gekommen, denn wir hätten keine neue Gleichung, sondern 
nur die Wiederholung der ersten Gleichung vor uns. Anders aber, 
wenn wir Grenzprodukte der beiden Produktivmittel finden, in 
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denen das Verhältnis der erforderten Quanten variiert ist, oder 
wenn wir neue Gleichungen dadurch finden, daß die beiden 
Produktivmittel noch mit anderen Kostenmitteln verbunden 
werden. Derartige Gleichungen bieten sich ohne Zweifel dar. 
Es gibt ohne Zweifel weit mehr Variationen der produktiven 
Verbindungen der Kostenelemente Arbeit, Holz, Kohle, Eisen 
und der anderen vorkommenden Kostenelemente, als es Arten 
und Qualitäten der Kostenelemente gibt. Wenn das aber so ist, 
so ist das Problem der Ertragszurechnung gelöst. Wir werden 
für a eine bestimmte Größe und für h eine bestimmte Größe 
herausrechnen können und daher die perzentuellen Quoten be- 
stimmen können, mit denen 20a und roh am Nutzertrag n 
beteiligt sind. Ebenso wie wir diese Rechnungen theoretisch 
durchführen können, sind die Unterlagen dafür gegeben, daß 
der Produzent durch praktisches Ausprobieren des Erfolges zu 
der Lösung kommt, die er sucht. — Wenn einmal der Nutzen 
berechnet ist, mit dem die Kostenelemente am Nutzertrage der 
Kostengrenzprodukte beteiligt sind, so ist ihre Komputation 
auch für die Produkte engerer Nutzgrenze durch das Kosten- 
gesetz gegeben. Sie sind, wie wir wissen, bei ungestörtem Ablauf 
der Produktion in allen Produkten gleich zu komputieren. — 
Mit der gleichen Größe werden die Kostenelemente auch bei 
den spezifischen Produkten verrechnet. Vom eigenen Grenz- 
nutzen der spezifischen Produkte ist der so ermittelte Kosten- 
nutzen abzurechnen, der verbleibende Restertrag wird dem mit- 
wirkenden spezifischen Faktor zugerechnet. Wir werden diesen 
Restertrag den spezifischen Ertrag nennen... Wenn mehrere 
spezifische Faktoren zusammenwirken, so werden sie gegen- 
einander daraufhin verglichen, in welchem Grade sie den spezi- 
fischen Charakter besitzen, und die Zurechnung wird so vollzogen, 
daß der spezifische Faktor geringeren Grades dem höheren Faktor 
gegenüber wie ein Kostenmittel berechnet, d. h. mit der ander- 
weitig festgestellten Nutzziffer angeschlagen und abgezogen wird. 
Der spezifische Charakter geringeren Grades läßt zahlreichere Ver- 
bindungen zu, so daß immer Gleichungen zur Verfügung stehen, 
die seine anderweitige Ausnützbarkeit feststellen« ($ 21). 

Das wäre vielleicht alles schön und gut, wenn der Grenz- 
nutzen n und der »eigene Grenznutzen der spezifischen Produkte« 
rechenbare Werte darstellten. Aber daran fehlt es leider. Nun 
kann man im ersten Falle wohl das n, da es in allen Gleichungen 
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vorkommt, eliminieren, dann erhält man zwar keine absoluten 
Werte, wohl aber Verhältnis werte für die Unbekannten. 
Aber diese Verhältniswerte haben nur einen Sinn, wenn sie auf n 
bezogen werden. Sie lassen sich nur verstehen als Quoten des 
Nutzertrags n, also z. B. als 165% « und »35% des Nutzens eines 
Tisches oder Schrankes«. Aber das sind doch ganz unvollziehbare 
Vorstellungen, Vorstellungen, denen es an irgendeiner Grundlage 
in einem Erfahrungstatbestand mangelt. Wie man im Falle 
»spezifischer Produkte« ein n, den »Kostennutzen«, von einem 
anderen n, dem »eigenen Grenznutzen der spezifischen Produkte«, 
abrechnen soll oder kann, bleibt gleichfalls ein unergründbares 
Geheimnis, da beide n rein intensive Größen sind. (Innen ist 
eine Temperatur von 20 Grad, außen eine Temperatur von 
5 Grad, was soll man sich nun als eine Differenz dieser beiden 
Temperaturen in der Realität vorstellen, etwa eine Temperatur 
von 15 Grad? Wo ist diese in diesem Falle zu finden?) Nein! 
»Iheoretisch durchführen« kann man eine solche Rechnung auf 
die angegebene Weise gewiß nicht. Wenn es keine andere 
Möglichkeit gibt (als welche sich wahrscheinlich nur die »Geld«- 
rechnung erbietet), dann gibt es wirklich nur ein »praktisches 
Ausprobieren«, dann ist das Problem nicht anders zu lösen als 
»smit den Mitteln des praktischen Ausprobierens, mit denen es 
ein Robinson lösen müßte, mit denen es ein Jäger- oder Fischer- 
volk gelöst hat« und mit denen es, wie Wieser am Eingange 
ganz richtig bemerkt hat, »auch der sozialistische Staat lösen« 
müßte. 

Auf die Frage der »Rechnung des Nutzens«kommt Wieser 
nun in einem eigenen Kapitel eigens zurück ($ 22). Obwohl 
er hier selbst ganz klar ausspricht, daß »primäre Bedürfniswerte« 
nicht rechenbar sind, scheint er gleichzeitig völlig zu verkennen, 
daß der »Nutzen« ja nichts anderes ist als ein »primärer Bedürfnis- 
werts oder nichts anderes sein kann, als eine einem solchen 
primären Bedürfniswert entsprechende und ihm ganz gleich- 
geartete Größe. Seine ganze Argumentation zugunsten eines 
Unterschiedes zwischen beiden entbehrt völlig jedes eigentlichen 
Argumentes. 

»Die primären Bedürfniswerte sind nicht rechenbar«, schreibt 
er, »denn sie können nicht auf ein gemeinschaftliches Maß ge- 
bracht werden, als dessen Vielfaches sie sich darstellen lassen, 
sie haben nicht extensive Zahlengröße, sondern sie haben In- 
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tensitätsgröße. Auch Intensitätsgrößen lassen sich gegeneinander 
abschätzen, aber das Ergebnis kann in allen Fällen nur das sein, 
daß man die geschätzten Größen gleich groß oder daß man die 
einen größer, die anderen kleiner findet, die Abstände der Größen 
lassen sich jedoch als das Vielfache einer Einheit nicht ausdrücken; 
man hat nur ein Distanzgefühl, wenn der Ausdruck erlaubt ist, 
für die Größe des Abstandes und man findet für dieses Gefühl 
nur insofern einen etwas bestimmteren Ausdruck, als man den 
eingeschätzien Abstand mit mehr oder weniger zwischenliegenden 
Wertschätzungen auszufüllen imstande ist. So vermag man z. B. 
nicht zu sagen, um wieviel der Reiz des äußersten Hungergefühls 
größer ist, als der eines einfachen ästhetischen Genusses, aber 
man vermag die Distanz nachzufühlen und man vermag ihr 
einen etwas bestimmteren Ausdruck dadurch zu geben, daß man 
eine ganze Reihe von Reizen nennt, die alle kleiner als der erstere, 
und doch noch größer sind als der letztere.« Das ist ausgezeichnet 
gesagt. Aber wie verträgt sich damit das Folgende? 

»Inmitten der Welt der Bedürfniswerte ist die menschliche 
Wirtschaft dennoch in der Lage, ihre Leistungen strenge ab- 
zuwägen. Vermöge des Grundgesetzes der Nutzkomputation gilt 
ein teilbarer Vorrat wirtschaftlich als eine Summe von Einheiten, 
deren jede mit dem Grenznutzen komputiert wird. Die Mengen- 
einheiten sind zugleich Nutzeinheiten, und wenn man sie als 
Mengeneinheiten rechnet, rechnet man zugleich ihren Nutzen. 
Eine Teilmenge von 200 Stücken ist, verglichen mit einer Teil- 
menge von Ioo Stücken, genau doppelt so hoch anzuschlagen, 
alle Entscheidungen, die man praktisch über sie zu treffen hat, 
sind wohl beraten, wenn sie auf diesen Anschlag gegründet sind, 
der nicht etwa bloß annähernd, sondern exakt zutrifft. Selbst- 
verständlich sagt dieser Anschlag nichts darüber aus, in welchem 
Verhältnisse die von 200 Stücken gewährten Befriedigungen zu 
den von Ioo Stücken gewährten stehen, diese Befriedigungen 
zu messen ist aber auch nicht Aufgabe der wirtschaftlichen 
Nutzkomputation, die nur die Grenze zu ermitteln hat, bis zu 
welcher man mit den Befriedigungen gehen darf. Wenn man 
innerhalb dieser Grenze die Mengen rechnet, über die man zu 
verfügen hat, so hat man es mit wahren Extensitätsgrößen zu 
tun und erfüllt doch die Aufgabe der wirtschaftlichen Nutz- 
kontrolle.... Indem die Menschen gerade nur jenes Maß der 
Vorsorge aufwenden, welches dem Grenznutzen entspricht, gehen 
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sie nach dem Prinzipe des geringsten Kraftmaßes vor. Damit, 
daß die Grenze bestimmt wird, bis zu welcher die Bedürfnis- 
befriedigung getrieben werden darf, ist die wirtschaftliche Aus- 
lese der Bedürfniswerte auf das genaueste gefunden, alle wirt- 
schaftlich geforderten Werte sind durch diese Grenzbestimmung 
eingeschlossen, alle unzulässigen sind ausgeschlossen... Der 
ganze ‚Uebernutzen‘ der Bedürfniswerte, der über den Grenz- 
nutzen hinausgeht, wird vernachlässigt, man braucht nicht in 
jedem einzelnen Falle die so schwer faßbare Größe des Eigen- 
wertes voll abzuwägen, man beschränkt sich auf die Feststellung 
des Grenzwertes, und indem man alle zugelassenen Werte auf 
dieses gemeinsame Maß reduziert, hat man überdies den außer- 
ordentlichen Vorteil, mit ihnen als Extensitätsgrößen ziffern- 
mäßig rechnen zu können. — Das Gesetz des Grenznutzens, 
das für alle teilbaren Vorräte gilt, erhält seine volle Bedeutung 
für die Wertrechnung durch das Kostengesetz und das Gesetz 
der Zurechnung. Das Kostengesetz läßt uns alle Kostenprodukte 
als Zusammensetzungen ihrer produktiven Elemente erkennen 
und führt dadurch alle Kostenprodukte... auf die teilbaren 
produktiven Vorräte zurück..., jedes Kostenprodukt wird als 
ein Vielfaches der Kosteneinheiten gerechnet, aus denen es nach 
Maß der erforderten Kostensätze zusammengesetzt ist, die Kosten- 
sätze aber werden ihrerseits untereinander dadurch rechenmäßig 
vergleichbar, daß sie durch das Gesetz der Zurechnung auf die 
gemeinsamen Nutzeinheiten der Grenzprodukte reduziert werden, 
als deren Quoten sie sich darstellen. Auf diese Weise werden 
für die praktische Wirtschaftsrechnung und für die Kosten- 
rechnung insbesondere die Massen der verschiedenartigen Kosten- 
produktivmittel und Kostenprodukte, über die ein Volk verfügt, 
zu einem einzigen großen Vorrat, dessen Größe sich in irgend- 
welchen Kosteneinheiten, z. B. Arbeitseinheiten, und durch deren 
Vermittlung schließlich auch in irgendwelchen Nutzeinheiten aus- 
drücken läßt. Wenn man jedes Kostenproduktivmittel und jedes 
Kostenprodukt nach der Summe der Nutzeinheiten anschlägt, 
die sie enthalten, so hat man die rechenmäßige Unterlage für 
einen Plan der Produktion und des Haushaltes, der im strengsten 
Sinne rechenbar ist, weil er die Grenze der produktiven Wid- 
mungen und Herstellungen und die Grenze der Konsumver- 
wendungen bis auf die kleinste praktisch noch merkliche Teil- 
menge herab zutreffend bestimmt. Eine solche Rechnung be- 
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währt sich durch den Erfolg, ihre Ziffern sind nicht etwa mehr 
oder weniger entfernte Annäherungen an einen zutreffenden 
Wertausdruck, sondern sind der ziffernmäßig genaue Ausdruck 
der Mengeneinheiten, die zugleich Nutzeinheiten sind. — Der 
Fall der spezifischen Produkte gibt die größten Schwierigkeiten 
der Erklärung« — früher hieß es: »die Schwierigkeit liegt aus- 
schließlich in der Formel der gemeinen Zurechnung, die An- 
wendung auf die spezifische Zurechnung ist ganz einfach zu 
machen« —, denn ihr Grenznutzen weicht von der allgemeinen 
Nutzungsgrenze entweder nach oben oder nach unten ab. Wenn 
die Nutzeinheit der Kostengrenzprodukte mit n anzunehmen ist, 
so ist der Grenznutzen für die Einheit der spezifischen Produkte 
von absoluter oder relativer Seltenheit größer als n und der 
Grenznutzen der spezifischen Produkte von relativer Häufigkeit 
ist kleiner als n anzusetzen, ohne daß sich unmittelbar ein Ziffer- 
wert für die Größe des Abstandes gewinnen ließe, denn es sind 
unrechenbare Bedürfniswerte, die hier miteinander verglichen 
werden müssen. Die Praxis hat aber auch für diese Fälle den 
Weg gefunden, um einen Ziffernausdruck zu gewinnen, bei dem 
sie ihre Zwecke genau zu erreichen vermag und der daher durch 
den Erfolg als streng rechenbar bewährt ist. Die Praxis nimmt 
ihre Ziffernwerte von den Mengen der Produkte her, die sich 
auf den gegebenen Nutzlinien gegenüberstehen. Angenommen 
z. B., daß Zobelfelle Güter von relativer Seltenbeit seien und 
daß der gewöhnliche Landwein ein Gut von relativer Häufigkeit 
sei, während Weizenbrot in solchen Mengen erzeugt wird, daß 
sein.Konsum wie der eines reinen Kostenproduktes genau nach 
Maß der allgemeinen Nutzungsgrenze eingerichtet werden kann, 
so ließe sich allerdings unmittelbar kein Zitfernausdruck dafür 
finden, um das Verhältnis der primären Werte zu bezeichnen, 
welche der Freude am Besitze eines Zobelpelzes und der Stillung 
des Weindurstes oder der Sättigung des Brothungers zukommen, 
dagegen läßt sich genau die Menge des Brotes oder die Menge 
der Weizeneinheiten ermitteln, deren Nutzen oder Bedürfniswert 
dem eines Zobelfelles oder eines Eimers Wein gleichgeachtet 
wird, denn das Verhältnis der Gleichheit ist auch für Intensitäts- 
größen festzustellen. Auf diese Weise werden die Ziffern richtig 
ermittelt, mit denen die spezifischen Produkte und Produktiv- 
mittel auf die allgemeine Recheneinheit der Wirtschaft zu redu- 
zieren sind, und wieder wird die Richtigkeit der Ziffern durch 
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ihre Brauchbarkeit bestätigt, denn indem man so rechnet, wird 
der Produktionsplan und der Haushaltungsplan zutreffend ent- 
worfen und es wird insbesondere der Intensitätsgrad zutreffend 
bestimmt, in welchem man den spezifischen Produktionen die 
Kostenmittel zusetzt. Sind 100 Eimer Landwein gleich 50 Nutz- 
einheiten der allgemeinen Wirtschaftsrechnung und gleich einem 
Zobelpelz, so ist das Maß für die Kosteneinheiten gegeben, die 
man für einen Zobelpelz und einen Eimer Landwein aufwenden 
darf« (§ 22). 

Wenn man diese Ausführungen genau liest, wird man 
sagen müssen, daß hier eine beständige Verwechslung von Güter- 
mengen und Gütereinheiten mit dem Nutzen und den »Nutzein- 
heiten« dieser Gütermengen und Einheiten vorliegt. Nachdem zu- 
erst festgestellt worden war, daß die »primären Bedürfniswerte« 
nicht »rechenbar« sind, wird unmittelbar im Anschluß daran ge- 
sagt, daß inmitten der Welt der Bedürfniswerte die 
menschliche Wirtschaft doch in der Lage ist«, den »Nutzen« 
zu srechnen« Denn: »Vermöge des Grundgesetzes 
der Nutzkomputation gilt ein teilbarer Vorrat wirt- 
schaftlich als eine Summe von Einheiten, deren jede mit dem 
Grenznutzenkomputiert wird. Die Mengeneinheiten 
sind zugleich Nutzeinheiten, und wenn man sie als Mengen- 
einheiten rechnet, rechnetmanzugleichihren Nut- 
zen. Eine Teilmenge von 200 Stücken ist, verglichen mit einer 
Teilmenge von 100 Stücken, genau doppelt so hoch 
anzuschlagen«, ein »Anschlag, der nicht etwa bloß an- 
nähernd, sondern exakt zutrifft«. Dann heißt es unmittelbar 
weiter: »Selbstverständlich sagt dieser Anschlag nichts dar- 
über aus, in welchem Verhältnisse die von 
200 Stücken gewährten Befriedigungen zu 
denvonı1ooStückengewährtenstehen,diese 
Befriedigungen zu messenist aber auch nicht 
Aufgabe der wirtschaftlichen Nutzkompu- 
tation, die nur die Grenze zu ermitteln hat, 
bis zu welcher man mit den Befriedigungen 
gehen darf. Wenn man innerhalb dieser Grenze die M e n- 
gen rechnet, über die man zu verfügen hat, so hat man 
es mit wahren Extensitätsgrößen zu tun und erfüllt doch die 
Aufgabe der wirtschaftlichen Nutzkontrolle.« Was sagt nun 
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ist, verglichen mit einer Teilmenge von Ioo Stücken, genau 
doppelt sohoch anzuschlagen« eigentlich aus, wenn 
er »selbstverständlich nichts darüber aussagt, in welchem Ver- 
hältnisse die von 200 Stücken gewährten Befriedigungen 
zu den von Ioo Stücken gewährten stehen«? Soll er nichts 
anderes aussagen, als daß »eine Teilmenge von 200 Stücken, 
verglichen mit einer Teilmenge von Ioo Stücken genau doppelt« 
soviel Stücke sind? Dann trifft »dieser Anschlag« freilich 
»nicht etwa bloß annähernd, sondern exakt« zu. Dann hat 
er aber natürlich keinen Sinn in diesem Zusammenhang. Nun 
hieß es früher doch: »Die M e n g e n einheiten sind zugleich 
Nutzeinheiten, und wenn man sie als Mengeneinheiten rechnet, 
rechnet manzugleichihren Nutzen.« Was ist aber 
der »Nutzen« der Mengeneinheiten anders als die von den Mengen- 
einheiten »gewährten Befriedigungen«? Wenn schließlich 
»diese Befriedigungen zu messen nicht Aufgabe der wirtschaft- 
lichen Nutzkomputation ist«, und diese »nur die Grenze zu er- 
mitteln hat, bis zu welcher man mit den Befriedigungen gehen 
darf«, dann bedarf es der ganzen »N u t z komputation« nicht. 
Dann genügt jene Abschätzung der »Intensitätsgrößen« der 
»primären Bedürfniswerte« in bezug auf ihr »gleich groß«, »größer« 
oder »kleiner«, von der eingangs die Rede war und die Rechnung 
der »Mengen, über die man zu verfügen hat«, die allein 
»wahre Extensitätsgrößen« darstellen, und wodurch »die Aufgabe 
der wirtschaftlichen Nutzkontrolle erfüllt« wird. Im übrigen 
wird in dieser ganzen Argumentation, durch welche die Rechen- 
barkeit des »Nutzens« bewiesen werden soll, die Geltung des 
»Grundgesetzes der Nutzkomputation« (»Vermöge des 
Grundgesetzes der Nutzkomputation...«), also der Nutzen- 
rechnung vorausgesetzt, eine ganz offenliegende petitio 
principii! Die logische Möglichkeit der Rechenbarkeit des 
Nutzens wird durch de angenommene Tatsächlich- 
keit der Nutzenrechnung bewiesen. 

Also: »Damit, daß die Grenze bestimmt wird, bis zu welcher 
die Bedürfnisbefriedigung getrieben werden darf, ist die wirt- 
schaftliche Auslese der Bedürfniswerte auf das genaueste ge- 
funden.« Dazu bedarf es aber nicht der Nutzenrechnung. 
»Man braucht nicht in jedem einzelnen Falle die so schwer faß- 
bare Größe der Eigenwerte voll abzuwägen, man beschränkt 
sich auf die Festhaltung des Grenzwertes«, es ist aber auch nicht 
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nötig — ebensowenig wie möglich —, daß »man alle zugelassenen 
\Verte auf dieses gemeinsame Maß reduziert« und man 
braucht »den außerordentlichen Vorteil, mit ihnen als 
Extensitätsgrößen« »ziffernmäßig rechnen zu können« 
— was ebenfalls unmöglich ist — nicht. 

Im weiteren heißt es dann wieder offenkundig im Gegensatz 
zu dieser Auffassung von einer Güter m e n g e n rechnung, daß 
»jedes Kostenprodukt als ein Vielfaches de Kostenein- 
heiten gerechnet wird, aus denen es nach Maß der erforderten 
Kostensätze zusammengesetzt ist, die Kosteneinheiten 
aber ihrerseits untereinander dadurch rechenmäßig ver- 
gleich bar werden, daß sie durch das Gesetz der Zurechnung 
auf die gemeinsamen N u t z einheiten der Grenzprodukte r e d u- 
ziert werden, als deren Quoten sie sich darstellen«. 
Um was für »Quoten« handelt es sich da, um »Quoten der 
Grenzprodukte«, also eines Tisches oder eines Schrankes, oder 
um »Quoten von deren Nutzeinheiten«? Es ist natürlich das 
letztere gemeint. Aber es ist eine gleich unvollziehbare Vor- 
stellung wie das erstere. Es ist ebenso unmöglich, einen Vorrat 
von verschiedenartigen Gütern, »Kostenproduktivmitteln und 
Kostenprodukten« in »Arbeitseinheiten« auszudrücken — außer 
in dem unwirklichen Fall, daß sie sich tatsächlich alle ausschließ- 
lich auf Arbeitseinheiten, die jederzeit nach Belieben aufgewendet 
und in die gleiche Gütermasse umgesetzt werden könnten, zurück- 
führen ließen, — und es ist unmöglich, ihn »durch deren Ver- 
mittlung in irgendwelchen Nutzeinheiten« aus- 
zudrücken. Eine »Summe von Nutzeinheiten« ist ein unmöglicher 
Begriff, eine derartige »rechenmäßige Unterlage für einen Plan 
der Produktion und des Haushaltes, der im strengsten Sinne 
rechenbar ist«, ein unmögliches Ding. Es kann wohl einen »ziffern- 
mäßig genauen Ausdruck der Mengeneinheiten« geben, aber 
einen »ziffernmäßig genauen Ausdruck der Nutzeinheiten« kann 
es nicht geben, selbst wenn die Mengeneinheiten zugleich 
»Nutzeinheiten sind«, weil eben mit dem Begriff der »N u t z- 
einheit« das Merkmal der Rechenbarkeit nicht verbunden werden 
kann. (Abgesehen hiervon ist der Begriff der »Nutzeinheit« 
selbst ein realiter unmöglicher Begriff, weil es eine 
isolierte Nutzwirkung eines Gutes nicht gibt, sondern die Nutz- 
wirkung eines bestimmten Gutes davon abhängig ist, über was 
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menge variiert, die einem für den eigenen Wohlfahrtszweck, der 
keineswegs mit einer Summierung von einzelnen Güternutzen 
zusammenfällt, zur Verfügung steht.) 

Auffällt, daß nunmehr »der Fall der spezifischen Produkte 
die größten Schwierigkeiten der Erklärung gibt«, nachdem es 
doch früher geheißen hat: »Die Schwierigkeit liegt ausschließlich 
in der Formel der gemeinen Zurechnung, die Anwendung auf 
die spezifische Zurechnung ist ganz einfach zu machen.« Nun 
beachte man: Hier heißt es nun ausdrücklich sowohl von der 
»Nutzeinheit der Kostengrenzprodukte« wie vom »Grenznutzen 
für die Einheit der spezifischen Produkte«, daß sie »unrechenbare 
primäre Bedürfniswerte« sind. Dann muß aber der Grenznutzen 
der Grenzprodukte wohl auch ein unrechenbarer Bedürfniswert 
sein. Im weiteren wird außerdem »Nutzen« und »Bedürfniswert« 
(»Nutzen oder Bedürfniswert«) ausdrücklich gleichgesetzt. Was 
soll es dann aber für einen Sinn haben von »Summen« und »Quo- 
ten« von »N utzeinheiten« zu sprechen? Dann gibt es eben, 
was den Nutzen betrifft, so wie hier auch überall nur ein »gleiche, 
»größer« und »kleiner«, dann kann man wohl Mengenziffern der 
verschiedenen Güter (die unbeschränkt teilbar sind) für die 
Gleichheit des Nutzens ermitteln, aber wie »Ziffern richtig er- 
mittelt werden« könnten, »mit denen die spezifischen Produkte 
und Produktivmittel auf« eine als »N ut zeinheit« unmöglich 
existierende »allgemeine Recheneinheit der Wirt- 
schaft zu reduzieren sind«, kann man sich nicht vorstellen. Mag 
ein Zobelfell gleich einer bestimmten Menge Weizen oder Brot 
gerechnet werden, so folgt daraus keineswegs, daß zwei Zobel- 
felle gleich der doppelten Menge Weizen oder Brot gerechnet 
werden, und wenn Ioo Eimer Landwein gleich 50 Zentnern 
Weizen gerechnet werden, so folgt daraus keineswegs, daß 
5o Eimer Landwein 25 Zentnern Weizen gleichgerechnet werden, 
außer in dem einen Fall, daß sie jederzeit 
beliebig in diesem selben Verhältnisse gegen- 
einander ausgetauscht werden können, also 
eine entwickelte Verkehrswirtschaft (als Voraussetzung) existiert. 
Dann wird aber nicht in »N u t z einheiten«, sondern in Tausch- 
mitteleinheiten oder »Geld« gerechnet. »50 Nutzeinheiten der 
allgemeinen Wirtschaftsrechnung« ist ein ebenso unmöglicher 
Begriff, wie alle arithmetischen Nutzausdrücke überhaupt. 

Im übrigen mag sein, daß eine solche Wirtschaftsrechnung 
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ssich durch den Erfolg bewährt«, was lediglich heißt, daß sie 
praktisch der Erreichung des wirtschaftlichen Zweckes nicht 
schadet, aber die »Richtigkeit« wird durch die »Brauchbarkeit« 
keineswegs bestätigt, zumal wenn, wie Wieser selbst zugibt, 
diese Brauchbarkeit nur eine bedingte und eingeschränkte ist, 
wenn die »Rechnung nach dem Grenznutzen« auch »irreführen« 
kann. »Die Grenznutzenrechnung ist dort brauchbar, wo sie 
für den größeren Vorrat eine größere Gesamtziffer ergibt, in den 
Fällen, wo sie für den größeren Vorrat eine geringere Gesamt- 
ziffer oder gar die Ziffer Null ergibt, ist sie unbrauchbar. Die 
Fälle der ersten Art sind die übergroße Regel, die der zweiten 
eine seltene Ausnahme.« Sei dem, wie ihm wolle, ein Argument 
für die »Richtigkeit« einer Rechnung ist ihre teilweise praktische 
»Brauchbarkeit« sicher nicht. Ein solches Argument ist auch 
nicht die Tatsache, daß »sie den wirtschaftenden Menschen so 
zur Gewohnheit geworden ist, daß man sie schlechthin als die 
gebotene Art der Wirtschaftsrechnung ansieht und auf das höchste 
verwundert ist, wenn ihre Anwendung versagt«, ganz abgesehen 
davon, daß es kaum viele Menschen geben wiıd, welche es ver- 
stehen würden, wenn man ihnen sagte, daß ihnen diese Art des 
Rechnens »zur Gewohnheit geworden« sei. 

Zum Schluß muß noch einmal darauf hingewiesen werden, 
daß diese Art der Wirtschaftsrechnung, wie sie Wieser ent- 
wickelt, an und für sich, so wie er sie entwickelt, lediglich eine 
Rechnung für die Einzelwirtschaft und ihren Kreis darstellt, 
und auf die Volkswirtschaft, als welche doch die »einfache 
Wirtschaft« hingestellt wurde, nicht anwendbar ist. Der »Grenz- 
nutzen«, auf dem sie basiert, ist eine durchaus individual- 
psychische Erscheinung. In der Volkswirtschaft gibt es 
nicht einen Grenznutzen, sondern ebensoviele Grenznutzen 
als es Individuen gibt. Welcher von diesen Grenznutzen oder 
wessen Grenznutzen soll nun da als Recheneinheit oder »Nutz- 
einheit« gelten? Man stelle sich den Leiter einer solchen Volks- 
wirtschaft vor und sage ihm, daß er unter Zugrundelegung des 
»sGrenznutzens« als »Nutzeinheit« und »Kosteneinheit« einen 
Produktionsplan zu entwerfen und das Verhältnis der zu er- 
zeugenden Gütermengen zu errechnen habe! Wieser ist auf 
diese Frage nicht eingegangen. 


342 Alfred Amonn, 


4. 


Eine besondere Betrachtung widmet Wieser der Frage, 
wie das Kapital in der Wirtschaftsrechnung zu behandeln sei, 
was ihm zuzurechnen oder wie ihm zuzurechnen und wie es selbst 
zu rechnen sei (»Reinertrag und Produktivität des Kapitals« 
und »Kapitalrechnung«, §§ 23 und 24). Während wir im Grenz- 
nutzen eine rein individualwirtschaftliche Erscheinung vor uns 
haben, haben wir in der Kapitalrechnung, wenigstens soweit 
unsere gemeine Erfahrung reicht, eine rein sozialwirtschaftliche, 
und zwar spezifisch ver keh rs wirtschaftliche Erscheinung 
vor uns. Während dort die Frage entsteht, ob und wie jene an 
sich rein individualwirtschaftliche Erscheinung auch in der Volks- 
wirtschaft einen eigenen Ausdruck hat, entsteht hier die Frage, 
ob diese uns aus der Erfahrung geläufige verkehrswirtschaftliche 
Erscheinung auch abgesehen von einer verkehrswirtschaftlichen 
Organisation einen Sinn und Ausdruck haben kann und welchen. 
Aber wie Wieser jene Frage nicht behandelt, behandelt er 
auch diese nicht, sondern er setzt hier ganz einfach voraus, daß 
diese verkehrswirtschaftlichen Erscheinungen, die wir »Zins« und 
»Kapitalisierung« nennen, nur ein besonderer Ausdruck einer 
allgemeinen wirtschaftlichen Erscheinung 
sind und behandelt sieals solche. Damit sind auch 
diese Probleme, die ganz spezifisch Probleme der Geldrechnung 
sind, zu Problemen einer problematischen Nutzzurechnung oder 
»Nutzkomputation« gemacht. 

Um das Problem anschaulich zu machen, muß natürlich wieder 
der »kapitalistische Unternehmer« herhalten. Wieser bemerkt, 
daß »die Rechnung, wie sie der kapitalistische Unternehmer 
führt, das besondere hat, daß sie... dem Kapital einen Anteil 
am Reinertrag zurechnet«, und er stellt die Frage: »Entspricht 
diese Art der Zurechnung den Komputationsgesetzen der ein- 
fachen Wirtschaft ?« Und er antwortet: »Die Antwort, die wir 
zu geben haben, lautet ganz im Sinne des kapitalistischen Unter- 
nehmers. Dem Kapital ist ein Anteil am Reinertrage zuzurechnen, 
d. h. der ihm zugerechnete Anteil am Rohertrage muß bei ordent- 
licher Wirtschaftsführung so groß sein, daß der ganze Dienst 
der Kapitalerneuerung gedeckt ist und daß darüber hinaus noch 
ein Ueberschuß verbleibt.« Und er fügt hinzu: »Dieser Satz 
ergibt sich mit strenger Folgerichtigkeit aus dem Sinne der Zu- 


Wiesers Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft. 343 


rechnung. Es wäre ein Widerspruch, wenn dem Kapitale, das 
zur Reinertragsgewinnung hilft, nicht auch ein Teil des Rein- 
ertrages zugerechnet werden würde. Nur wenn Kapitalgüter 
freie Güter wären, hätten sie auf die Zurechnung keinen Anspruch, 
aber Kapitalgüter sind bei regelmäßigem Gange der Dinge 
niemals frei, sie stehen immer im wirtschaftlichen Mengen- 
verhältnis und daher muß jedes einzelne Kapitalgut und jede 
noch merkliche Teilmenge als praktisch belangreiche Ursache 
für die Gewinnung einer Reinertragsquote erkannt werden. 
... Jede Wirtschaftsführung, welche ihr Kapital erneuert, er- 
kennt damit an, daß sie es... als unentbehrliches Werkzeug der 
Reinertragsgewinnung ansieht, dem mithin ein Anteil des Rein- 
ertrages zugerechnet werden muß« ($ 23). 

Schlüssig ist diese Argumentation nicht; denn die Tatsache, 
daß »Kapitalgüter« nicht »freie Güter« sind, sondern »im wirt- 
schaftlichen Mengenverhältnis stehen«, beweist zwar, daß ihnen 
etwas vom Gesamtertrage zugerechnet werden muß, aber für 
sich allein noch nicht, daß ihnen mehr zugerechnet werden 
muß, als was zu ihrer Reproduktion notwendig ist und der 
»Erneuerungsmasse« entspricht. Auch die Berufung auf eine 
besondere »erhöhte Kapitalproduktivität, durch welche das Kapi- 
tal«, wie Wieser meint, »trotz seiner Verbrauchlichkeit die 
nachhaltige Wirkung des unverbrauchlichen Landes erreicht und 
wie dieses eine Nutzung abwirft«, macht den Schluß nicht über- 
zeugend. 

Diese »Kapitalproduktivität« ist bei Wieser ein durchaus 
unklarer Begriff. Er spricht zunächst von einer »physischen 
Produktivität des volkswirtschaftlichen Kapitals«, die darin be- 
stehen soll, daß »die durch den Kapitalverbrauch gerissenen 
Lücken physisch durch die Erneuerungsmasse ersetzt werden, so 
daß die volle Kapitalsubstanz, mit welcher die Volkswirtschaft 
die Produktion begonnen hat, am Schlusse wiederhergestellt 
ist und darüber hinaus eine physische Masse von Reinertrags- 
gütern verfügbar ist«. Daneben »läßt sich die volkswirtschaft- 
liche Produktivität des Kapitals« nach Wieser »auch rechen- 
mäßig darstellen«, indem sich nämlich »die Menge der Nutz- 

einheiten beziffern läßt, mit welcher die Substanz des Kapitals 
zu rechnen war, als sie in die Produktion eingebracht wurde, 
und ebenso läßt sich die Menge der Nutzenseinheiten beziffern, 
mit welcher die zugerechneten Gütermassen des Rohertrages, 
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der Erneuerung und des Reinertrages zu rechnen sind. Aus 
diesen Ziffern läßt sich sodann auch die Verhältniszahl berechnen, 
welche die Größenbeziehung zwischen der Reinertragsmasse und 
der Substanzmasse ausdrückt. Wir wollen diese Verhältniszahl 
das allgemeine Zuwachsperzent nennen. Sie ist der ziffermäßige 
Ausdruck für den Grad der rechenmäßigen Produktivität des 
Kapitals.« Es ist selbstverständlich, daß dieser Begriff der 
»rechenmäßigen Produktivität des Kapitals« mit der Möglichkeit, 
in »Mengen von Nutzeinheiten« zurechnen, steht und fällt. 

Von der »physischen Produktivität des einzelnen Teilkapitals 
oder Kapitalgutes« sagt er aber im weiteren, daß sie »sich niemals 
unmittelbar beobachten läßt, denn die Rohertragsmasse, die 
ihm kraft seines produktiven Beitrages zugerechnet wird, besteht 
immer aus Gütern nächst niederer Ordnung, die zum physischen 
Ersatz der verbrauchten Güter höherer Ordnung nicht geeignet 
sind; den Kapitalgütern zweiter Ordnung werden Güter erster 
Ordnung oder Konsumgüter, den Kapitalgütern dritter Ordnung 
solche der zweiten Ordnung, denen der zehnten Ordnung solche 
der neunten Ordnung zugerechnet. Um ein Beispiel zu geben, 
so wird dem bei der Zuckerfabrikation verbrauchten Kohlen- 
kapital eine gewisse Menge des Konsumgutes Zucker als Roh- 
ertrag zugerechnet, und der Fördermaschine, die im Kohlen- 
werke verwendet wird, aus welchem die Kohle stammt, wird 
eine gewisse Masse von Kohle als Rohertrag zugerechnet. Phy- 
sisch läßt sich weder der Kohlenverbrauch aus der zugerechneten 
Zuckermasse, noch die Maschinenabnützung aus der zugerech- 
neten Kohlenmasse unmittelbar ersetzen. Bei planmäßiger Ver- 
wendung muß jedoch die Zahl der Nutzeinheiten, mit der sich 
die zugerechnete Zuckermasse beziffert, genau um das allgemeine 
Zuwachsperzent größer sein, als die Zahl der Nutzeinheiten des 
verbrauchten Kohlenkapitals, und ebenso muß die Zahl der 
Nutzeinheiten, mit der sich die zugerechnete Kohlenmasse be- 
ziffert, genau um das allgemeine Zuwachsperzent größer sein, als 
die Zahl, mit welcher sich die Abnutzung der Maschine berechnet.« 
Demnach würde sich auch die »physische Produktivität des 
Kapitals« in ihrem Wesen als nichts anderes denn als »rechen- 
mäßige Produktivität« darstellen. 

»Der als Quote der Kapitalsubstanz gerechnete Reinertrag 
des Kostenkapitals wird Kapitalzins oder auch Zins schlechtweg 
genannt. Das volkswirtschaftliche Quotenverhältnis oder das 
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allgemeine Zuwachsperzent, wie wir es bisher genannt haben, ist 
der Zinsfuß« ($ 24). Natürlich sind hier unter »Kapitalsubstanz« 
und »Reinertrag« wieder »Mengen von Nutzeinheiten« gemeint. 
Wieser spricht im weiteren einfach von »R e c h e n einheiten«. 
Nach dem Gesagten versteht es sich, daß diese ganze Kapital- 
und Zinsrechnung nur einen Sinn hat, wenn man unter »Rechen- 
einheiten« rechenbare Einheiten begreift und als solche 
können niemals »N u t z einheiten«, sondern nur »Geld«einheiten 
in Betracht kommen. 

Im übrigen bleibt in dieser Theorie die Proportionalität 
des dem Kapitale zuzurechnenden Reinertrages oder »Zinses« 
mit der Zeitdauer der Kapitalinvestition ganz unberücksichtigt 
und unerklärt. Ebenso bleibt völlig uneıklärt, wodurch die 
Höhe des zuzurechnenden Reinertragsteiles, des »Zinsfußes«, be- 
stimmt wird. Es wird einfach ein bestimmtes »allgemeines 
Zuwachsperzents vorausgesetzt, von einem »gelten- 
den Zinsfuß« gesprochen, ohne zu erklären, woher er diese 
»Geltung« erlangt. Auch ist der Widerspruch dieser Kapital- 
und Zinsrechnung zu dem allgemeinen »Komputationsgesetz für 
die Produktivmittel«, dem »Satze«, nach welchem der »Nutz- 
ertrag an Produkten« die »Grundlage« bildet, »von welcher 
die Komputation der Produktivmittel auszugehen« hat, nicht 
aufgeklärt. Denn der Satz: »Wollte man grundsätzlich den 
ganzen Rohertrag auf die Erneuerung« — will sagen: auf 
das Kapitalgut — »verrechnen und mithin auch ver- 
wenden« — was mit der »Verrechnung« gar nichts zu tun 
hat — »so bliebe überhaupt kein Reinertrag übrig, den man 
konsumieren könnte, und der Zweck der Produktion, der Kon- 
sumtion zu dienen, wäre verfehlt«, ist doch offenkundig unrichtig; 
es bleibt doch immer der ganze auf den Boden und die Arbeit 
verrechnete Reinertrag zur Konsumtion zur Verfügung. Und 
ferner gibt es ja bei der Ablehnung der Zurechnung eines »Zinses« 
nicht nur die Alternative, daß man entweder den »ganzen Roh- 
ertrag auf die Erneuerung verrechnet« oder »ganz auf den Rein- 
ertrag«, es gibt ja noch ein Drittes, nämlich, daß man überhaupt 
auf das Kapital nur einen Teil des Rohertrages verrechnet, 
welcher der »Erneuerungsmasse« entspricht, und den ganzen 
Rest auf die anderen beiden Faktoren verrechnet. Das heißt: 
auch in dieser Schlußfolgerung steckt die Zurechnung eines »Rein- 
ertragsanteiles« an das Kapital schon als petitio principii drinnen. 


346 Alfred Amonn, 


Unverständlich ist ferner nach der früheren Erklärung, daß 
»die physische Produktivität des einzelnen. Teilkapitals oder 
Kapitalgutes sich niemals unmittelbar beobachten läßt« der 
Satz, daß »die Erneuerungsmasse, abgesehen davon, daß sie 
aus den übereinstimmenden Ziffern der Kostenrechnung und 
der Ertragsrechnung rechenmäßig darstellbar ist« — was nach 
dem oben Gesagten eine rechenbare »Recheneinheit« voraus- 
setzt — schon physisch erkennbar ist, mit ihr 
auch der Reinertrag gegeben ist, der sich als physischer 
Ueberschuß vonder Kapitalsubstanzabson- 
dern läßt, sobald die Lücke, welche der Dienst der Pro- 
duktion gerissen hat, durch die physische Zuweisung der Ersatz- 
güter gedeckt ist.« Das ist ausschließlich in dem Falle einer 
strengen technischen Unveränderlichkeit des Produktionsappa- 
rates und der ganzen Produktion möglich. Nicht leichter ver- 
ständlich ist der Satz: »Mit dem Reinertrage ist endlich auch 
das allgemeine Zuwachsperzent gegeben, welches dadurch be- 
stimmt wird, daß man den physischen Ueberschuß 
nach allen Richtungen der Kapitalverwendung hin in das gleiche 
Verhältnis zur Kapitalsubstanz bringt.« Auch dies ist nur unter 
der obigen Voraussetzung möglich. Man wird aber doch nicht 
sagen, daß diese Voraussetzungen der Wirklichkeit so nahe 
kommen, daß man sich mit solchen Sätzen zufrieden geben kann. 
Wenn es weiter dann heißt: »Aus der Produktivität des Kosten- 
kapitals, wie sie sich in der Summe aller Verwendungen bewährt, 
wird der Zinsfuß berechnet«, so ist doch zu fragen: Wie? Näm- 
lich: Wie ist das, was die »Produktivität des Kostenkapitales« 
ausmacht, daß heißt eben, was dem Kapitale vom Rohertrage 
zuzurechnen ist, zu bestimmen ? 

So muß man sagen, daß diese Zinstheorie, selbst wenn man 
sich auf den Boden der »Nutzkomputation« stellt, wie sie von 
Wieser vorausgesetzt wird, wenig befriedigt, selbst unter 
dieser Voraussetzung wenig erklärt, vieles im Dunkeln läßt und 
manche wichtige Probleme der Zinsphänomene kaum berührt. 

Die »Theorie der einfachen Wirtschaft«, die eine Theorie 
der »Volkswirtschaft« sein will, in ihrem Hauptteile aber 
lediglich eine Theorie der Einzelwirtschaft oder »Privat- 
wirtschaft« ist, schließt mit einer Definition des »Wertes« 
und einer Apotheose der »Nutzkomputation«. 

= Der »Begriff des wirtschaftlichen Wertes« wird definiert »als 
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die Geltung, die beim Wirtschaften den ver- 
wendeten Teilgütern und Teilarbeitenasso- 
ziiert wird« Nun ist aber der Begriff der »Geltung« gewiß 
um nichts klarer als der Begriff des »\Wertes« an sich, und 
es ist unmöglich, eine solche Definition als klar und befriedi- 
gend anzuerkennen. In der Erklärung, die Wieser dieser 
Definition hinzufügt, sagt er: »Im wirtschaftlichen Werte werden 
die primären Bedürfniswerte der Vorstellung jener Güter und 
Arbeiten assoziiert, die beim Wirtschaften als ihre praktisch 
belangreichen Ursachen erkannt werden. Von den primären 
Bedürfniswerten aus, die wir als persönliches Erlebnis fühlen, 
werden auf die sachlichen Hilfsmittel der Wirtschaft, die uns 
als Sachen zunächst gleichgültig sind, abgeleitete sekundäre 
Werte übertragen, weil wir erkennen, daß von ihrem Dasein 
das unsrige abhängt und daß von dem Reichtum ihres Daseins 
der Reichtum an primären Werten abhängt, mit dem wir unser 
Leben füllen können... Indem der Wert als ein Attribut der 
Befriedigungsmittel ausgesagt wird, hebt er die enge Assoziation 
hervor, in der wir das \Wertgefühl mit der Vorstellung der Be- 
friedigungsmittel zusammen erleben, und indem er das abgeleitete 
Wertgefühl mit demselben Namen bezeichnet wie das primäre, 
stellt er seinen subjektiven Ursprung außer Zweifel« ($ 25). 
Daraus geht hervor, daß es sich beim »Wert« im Wesen 
um nichts anderes handelt als um das, was bisher als »Nutzen« 
bezeichnet wurde, und der ganze »Wert«begriff eigentlich über- 
flüssig ist. Noch deutlicher wird dies aus folgender Stelle: »So 
wie wir die wirtschaftliche Nutzkomputation dargestellt haben, 
ist sie ein Werk des Verstandes. So rechnet etwa der Angestellte, 
der im fremden Dienste ohne eigenes Interesse sein Amt ver- 
sieht, die Beziehungen von Gütern und Arbeiten pflichtgemäß 
durch. Wenn dem Eigentümer der Besitz wirklich zum Besitz, 
der Gewinn zum Gewinn, der Verlust zum Verlust wird, so 
kommt dies daher, weil er die Nutzkomputation mit dem leben- 
digen Gefühle seines Interesses durchdringt, so daß ihm die 
Nutzrechnung zur Wertrechnung wird, inhalt- 
lich aber sind die Gesetze, denen er folgt, keine anderen als die 
der Nutzkomputation.« Bleibt nur wieder die Frage, wie eine 
solche »Rechnung« sich mit der früher hervorgehobenen »Un- 
rechenbarkeit der primären Bedürfniswerte« vereinbaren läßt. 
Man denke sich nur selbst einmal in die Lage des zitierten 
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»Angestellten« hinein und versuche »die Beziehungen von Gütern 
und Arbeiten« nach den von Wieser festgestellten Nutz- 
komputationsregeln — ohne Geldausdrücke — »durchzurechnen«. 
Man wird einen hohen Preis ansetzen müssen, damit diese Auf- 
gabe gelöst wird. Wenn wirklich, wie Wiesersagt, die »Voraus- 
setzung aller dieser Rechnungen die strenge Rechenbarkeit des 
Wertes« ist, dann muß man sagen, daß sie unmöglich sind’. 


5. 

Wie problematisch Wiesers Begriff der »einfachen 
Wirtschaft« ist, kommt so recht deutlich erst zum Ausdruck 
zu Beginn des zweiten Hauptteils, wo er der »Theorie 
der einfachen Wirtschaft«, die »Theorie der Volkswirtschaft« 
gegenüberstellt. War denn die »Theorie der einfachen Wirt- 
schaft« nicht auch als eine »Theorie der Volks wirtschaft« 
gedacht? Es heißt auch hier noch: »Wir haben bisher 
die Volkswirtschaft idealisierend als Wirtschaft des geeinigten 
Volkes betrachtet.« Aber in der Folge wird nun die veinfache 
Wirtschaft«immer der »Volkswirtschaft« geg en über gestellt. 
Da heißt es: »Für die Beschreibung d e s v o l k s wirtschaftlichen 
Prozesses, die uns in der folgenden Untersuchung obliegt, ist 
die Theorie der ein fachen Wirtschaft« nur eine »unerläßliche 
Vorarbeit gewesen« Die »einfach en Wirtschaften« sind 
die »P riva t wirtschaften, die zur Volkswirtschaft verbunden 


3) Wenn Wieser gegenüber der M en ger schen Definition des Güter- 
wertes als scie Bedeutung, welche konkrete Güter- oder Güterquantitäten für 
uns dadurch erlangen, daß wir in der Befriedigung unserer Beaürfnisse von der 
Verfügung über dieselben abhängig zu sein uns bewußt sind«, hervorhebt. daß 
seine eigene Definition »darin weiter ist, daß sie nicht nur die Güter, sondern 
auch die Arbeiten einschließt, im übrigen aber enger ist, weil nur auf den eigent- 
lichen wirtschaftlichen Wert gestellte, worunter er den »Teilwert« versteht, sder 
beim Wirtschaften dadurch asoziiert wird, daß man die verfügbaren Teilmengen 
immer und immer dem Wirtschaftsplan gemäß zu verwenden bestrebt sein muß«, 
im Gegensatz zum »Sachwert überhaupts, so ist das nach der ersten Richtung 
hin offenkundig unrichtig, nach der zweiten unklar und irreführend. Auch die 
Definition Mengers schließt die Arbeiten ein, weil sein »Gutsebegriff sie 
bereits umfaßt. Und auch Menger spricht von »konkreten Gütern oder Güter- 
quantitäten«e, was wohl im Wesen auf dasselbe hinauskommt, wie wenn man von 
»Teilmengens spricht. Was »sder Sachwert überhaupt« sein soll, ist nicht klar, 
ebensowenig wie was hier unter »eigentlichem wirtschaftlichem Werts im Gegen- 
satz zudem in der Mengerschen Definition ausgedrückten »Wert« gemeint sein 
soll. Auch im folgenden ist immer wieder von srechenbaren Teilwert«, »Berech- 
nung des Teilwertes« usw. die Rede im Gegensatz zu Definition des »Wertes« 
als wesensidentisch mit dem »unrechenbaren primären Bedürfniswert«. 
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sinde. Und die »Theorie der einfachen Wirtschaft« dient dazu, 
daß wir »das Gesetz verstehen, nach welchem sie sich innerhalb 
der Volkswirtschaft bewegen« »Die Theorie der einfachen Wirt- 
schaft erklärt uns nur das Verhalten der iso- 
lierten und idealisierten Einzelwirtschaft, 
die ihr Bewegungsgesetz ungehemmt mit voller Kraft erfüllt« (§ 26). 
Nun handelt es sich erst darum, zu erklären, wie die Einzel- 
wirtschaften im gesellschaftlichen Rahmen zusammenspielen und 
sich zur Volkswirtschaft zusammenfügen, den »volkswirtschaft- 
lichen Körper aufbauen« »Nachdem die Theorie der einfachen 
Wirtschaft gezeigt hat, wie ein einzelnes Subjekt 
wirtschaftet und rechnet, wird nun gezeigt, wie die vielen 
Rechtssubjekte, die sich unter der Herrschaft des Privateigentums 
bei der Verfolgung ihres wirtschaftlichen Vorteiles im Tausche 
treffen, die Preise bemessen und nach dem Maße der Preise die 
Volkswirtschaft aufbauen«®) ($ 2). Also um die Betrachtung 
einer wirklichen Volks wirtschaft handelt essicherstjetzt. 
Jetzt wird die Betrachtung wirklichempirisch. Die Fiktion 
der einfachen Wirtschaft«, die im Grunde nicht nur keine Volks- 
wirtschaft, sondern überhaupt keine wirkliche Wirtschaft ist, 
verschwindet (freilich nicht ganz, nicht ohne einen folgenschweren 
Erdenrest zurückzulassen, die ebenso fiktive »Nutzenrechnung«). 
Es tritt nun die Volkswirtschaft, wie sie ist, in ihrer be- 
kannten Form als individualistische »T a u s c h wirtschaft« an 
ihre Stelle. »Unsere Hauptaufgabe wird es sein, die Bildungen 
des Tauschverkehres und den Aufbau des volkswirtschaftlichen 
Körpers zu beschreiben, der durch diese vermittelt wirde«. 

Dieser Theorie der »Tauschwirtschaft« oder (was viel rich- 
tiger ist) des »Tauschverkehres« (denn inwieferne daran 
»Wirtschaft« ist, ist ganz unwesentlich) schickt Wieser eine 
»Theorie der wirtschaftlichen Gesellschaft« voraus. Diese hat 
die »Fragen nach der Einheit der Gesellschaft und nach dem 
Ursprung und Wesen der Macht«, die ja im Tauschverkehr eine 
große Rolle spielt, zu klären. »Der volkswirtschaftliche Prozeß 
ist ein gesellschaftlicher Prozeß und er muß daher dieselben 
Probleme aufwerfen, die für alles gesellschaftliche Handeln 
gelten.«e Wir müssen »die Grundformen des gesellschaftlichen 
Handelns soweit beschreiben, als es zur Erklärung des volks- 
wirtschaftlichen Prozesses notwendig ist« 


$) Von mir gesperrt. 
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Was Wieser unter der Frage nach der »Einheit der 
Gesellschaft« versteht, ist nun freilich nicht ganz klar. Er sagt 
darüber nur: »Von den Problemen, die wir bezeichneten, haben 
die klassischen Meister insbesondere das erste aufgegriffen, 
das Problem der Einheit der volkswirtschaftlichen Gesellschaft. 
Ihre gesunde, lebensbejahende Denkweise ließ sie nicht daran 
zweifeln, daß das Interesse der Volkswirtschaft mit dem der 
verbundenen Individuen zusammengehe. Sie behaupteten, daß 
jeder einzelne immer am besten wisse, was ihm vorteilhaft sei, 
und daß er durch seinen Egoismus wirksamer, als es auf irgend- 
einem anderen Wege möglich wäre, dazu aufgefordert sei, seinen 
Vorteil zu wahren; da man aber im Tauschverkehre immer den 
andern dienen müsse, um für sich Nutzen zu empfangen, so 
könne, wenn der Tauschverkehr unter den Zwang der Kon- 
kurrenz gestellt sei, das Ergebnis kein anderes sein, als daß die 
stärksten persönlichen Kräfte, über welche die Volkswirtschaft 
verfüge, in den gesellschaftlichen Dienst gestellt würden. Von 
diesen einfachen Grundgedanken aus haben die klassischen 
Meister das Preisgesetz abgeleitet und den Aufbau der Erwerbs- 
wirtschaft erklärt. Von den Erkenntnissen, die sie gefunden 
haben, sei die Lehre von der Arbeitsteilung hervorgehoben, die 
uns einen tiefen Einblick in den Aufbau des volkswirtschaftlichen 
Körpers eröffnet und die wohl der wichtigste Beitrag ist, welchen 
die Klassiker für die Gesellschaftswissenschaft gewonnen haben.« 
Worin hiebei die »Einheit der Gesellschaft« zu sehen sei, ist 
aus diesen Sätzen nicht zu entnehmen. 

Auch der Begriff der »Macht« ist nicht völlig klar zum 
Ausdruck gebracht, obgleich hier Wieser viele feine und 
treffende Beobachtungen und Unterscheidungen macht. Die 
Definition, die er gibt von »Macht«, als eine »Ueberlegenheit, 
die so groß ist, daß sie ihrem Inhaber einen ausgesprochenen 
Vorteil gibt« ($ 27), ist viel zu wenig bestimmt, um befriedigen 
zu können. 

Fein geschaut und dargestellt ist, was Wieser über die 
gesellschaftliche Bedingtheit des Individuums, seiner Bedürfnisse 
und Triebe, seiner wirtschaftlichen Auffassung und seines wirt- 
schaftlichen Handelns und insbesondere seines »Egoismus« sagt 
($ 28). In das Gebiet rationalistischer und beinahe metaphy- 
sischer Spekulation verlieren sich dagegen, seine im Anschluß 
an Carl Menger gehaltene und dessen Auffassung weiter 
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entwickelnde Ausführungen über den »Ursprung« und die Ent- 
wicklung des »Geldes« (§ 29). 

Nach dieser gesellschaftstheoretischen Einleitung geht W i e- 
ser nun dazu über, »die Bildungen des Tauschverkehres« zu 
beschreiben und zu erklären, und zwar zunächst »das exakte 
Gesetz des Naturaltausches abzuleiten«. Diese Ableitung sieht 
folgendermaßen aus: »Jeder der beiden Wirtschafter, welche 
einen naturalen Tausch eingehen, will für sich einen Wertvorteil 
gewinnen, jeder gibt eine Leistung hin, die für ihn geringeren 
Nutzwert hat oder sogar, wo sie für ihn überflüssig ist, gar keinen 
Nutzwert hat, um eine andere dagegen zu erlangen, die für ihn 
Nutzwert oder höheren Nutzwert hat; es muß sich also treffen, 
daß die beiden Parteien die beiden Leistungen gerade umgekehrt 
einschätzen, so daß sie beide zugleich einen Wertvorteil ge- 
winnen können. Mit dieser Grundlage des Tausches ist auch 
seine Grenze erkannt. Die Grenze des Tausches ist in jedem 
Falle erreicht, sobald einer der beiden Kontrahenten von der 
Fortsetzung des Tausches keinen Wertvorteil mehr hat, mag 
auch der andere noch die Fortsetzung wünschen, weil sie ihm 
noch weiteren Wertvorteil brächte. Diese Grenze muß endlich 
erreicht werden, weil nach dem Gesetze des Vorrates das fort- 
gesetzte Abgeben von Einheiten den Wert für den Rest erhöhen, 
das fortgesetzte Hinzubekommen den Wert für den angesammel- 
ten Vorrat vermindern muß. Sobald der Grenznutzen der 
hinzugebenden Einheiten gleich oder gar größer wäre als 
der der zuwachsenden, ist kein Wertvorteil mehr zu machen, 
und ein weiterer Umsatz wäre daher wirtschaftlich nicht mehr 
begründet« ($ 30). 

Wenn wir davon absehen, daß jemand unter Umständen den 
größten »Wert« darauf legen kann, möglichst viele Einheiten eines 
Gutes oder den gesamten vorhandenen Vorrat desselben zu er- 
werben, und daß essich durchaus nicht notwendig um den »Nutz- 
wert« der verschiedenen Einheiten, die man erwerben will, beim 
Tausche zu handeln braucht, damit aber der Begriff des »Wert- 
vorteils« seinen klaren und bestimmten Sinn verliert, liegt die 
Schwäche »dieser Formulierung des Tauschgesetzes« in einer Ein- 
schränkung seiner Geltung, die Wieser selbst hervorhebt, die 
ihm aber jede Bedeutung als eines für die wirklich vorkommenden 
Tauschakte allgemein gültigen Gesetzes nimmt. Diese Einschrän- 
kung hebt Wieser mit folgendem selbst hervor: »Das Tausch- 
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gesetz giltnurfür denwirtschaftlichen Vollzug 
des Tausches, es gilt also nicht bei äußerem Zwange, bei 
Betrug, bei Irrtum, außerdem aber ist für seine 
Geltung vorausgesetzt volle wirtschaftliche 
StärkederTauschkontrahenten. Der Tausch der 
Schwachen ist typisch verschieden vom Tausche der Starken«?). 
Es ist wieder nicht klar ausgediückt, worin das Wesen der »vollen 
wirtschaftlichen Stärke« zu sehen ist. Wieser führt nur 
einen Fall an: »Die wirtschaftliche Lage des Schwachen ist 
typisch dadurch bezeichnet, daß dieser die Bedürfniswerte der 
Zukunft im Vergleiche mit denen der Gegenwart zu gering ein- 
schätzt. Er wird denn auch beim Tausche nur allzu leicht dafür 
zu haben sein, sich mit einem Wertvorteile in der Gegenwart 
zu begnügen, ohne darauf zu achten, daß er sich zu Leistungen 
verpflichtet, die ihm in der Zukunft weit höhere Wertverluste 
bringen, ja ihn vielleicht ganz und gar zugrunde richten müssen. 
Der klarste Fall ist das Wucherdarlehen, bei dem eine gegen- 
wärtige Geldzahlung gegen eine zukünftige ausgetauscht wird 
und ein rücksichtsloser starker Gläubiger einem Schuldner gegen- 
übersteht, welcher durch Leichtsinn, Verschwendung oder Not 
schwach ist. Der gleiche Fall ereignet sich beim Lohnvertrag, 
den ein rücksichtsloser Unternehmer mit Arbeitern abschließt, 
welche, weil ihnen die Mittel zum Widerstande fehlen, sich 
gegen einen Hungerlohn zu erschöpfenden Arbeitsleistungen ver- 
pflichten. Die beiden Fälle sollen als Beispiel dafür dienen, 
daß das Tauschgesetz im Tausche des Schwachen nur zu oft 
nicht voll erfüllt wird. Das Tauschgesetz ist erst dann voll 
erfüllt, wenn auch die dauernden Wirkungen des Tausches auf 
ihren wirtschaftlichen Wert richtig abgeschätzt sind«. 


Nun, ein »Tauschgesetz«, das nur für den wirklich »wirt- 
schaftlichen Vollzug des Tausches« gilt und »außerdem 
für seine Geltung volle wirtschaftliche Stärke 
der Tauschkontrahenten voraussetzt«, ist gewiß kein all- 
gemeines Gesetz des Tausches, kein Grundgesetz und 
vor allem kein Gesetz, das für den wirklichen Vollzug der 
Tauschakte gilt. Das ist wieder nicht mehr alseinfingiertes 
Gesetz, mit hypothetischer Geltung für einen Fall, der in der 
Wirklichkeit ja zwar nicht geradezu unmöglich ist, aber in voller 
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Strenge doch vielleicht gar nicht anzutreffen ist. Nun ist dieser 
Einwand für den Fall des Naturaltausches immerhin nur von 
geringer Bedeutung. Denn es mag da immerhin genug Einzel- 
fälle geben, in denen dieses »Gesetz« wenigstens annähernd er- 
füllt ist. Aber dieses Gesetz soll ja nur dazu dienen, um uns 
das Gesetz des »Geldaustausches« und der Preisbildung ver- 
ständlich zu machen. Gerade dort ist aber, wie wir sehen werden, 
mit jenem Fall gar nicht zu rechnen, weil die Preise eine einheit- 
liche Erscheinung sind, die nie allein durch den »wirtschaftlichen 
Vollzug des Tausches« bei »voller wirtschaftlicher Stärke der 
Tauschkontrahenten«, sondern ebensowohl durch unwirtschaft- 
liche oder vielleicht sogar außerwirtschaftliche Tauschakte und 
Tauschakte der »wirtschaftlich Schwachen« bedingt ist. 

»Mit der Entwicklung des Tauschverkehres entstehen« näm- 
lich »Märkte, auf denen sich die Parteien des Angebotes und 
der Nachfrage regelmäßig treffen«. Und da treffen sich natürlich 
die »Parteien des Angebotes und der Nachfrage« schlechthin, 
ohne Unterschied, ob sie sich streng »wirtschaftlich« oder über- 
haupt wirtschaftlich verhalten und ob sie zu den »Starken« oder 
zu den »Schwachen« gehören. Und »der Marktpreis wird nicht 
von dem einzelnen Tauschpaare ermittelt, sondern er ist das 
Ergebnis der gesamten Marktlage und wird durch Druck und 
Gegendruck der gesamten Marktparteien ermittelt« 1°) ($3r). 
Außerdem »sind Angebot und Nachfrage in ihrer Größe von 
dem gegebenen Preisstande abhängig«. »Die Ausdehnung der Nach- 
frage ist ohne Zweifel« in vielen Fällen, ja in der (empirischen) 
Regel der Fälle »sdurch den Verlauf der betreffenden Bedürfnis- 
skala ... mitbestimmt«, aber das ist nicht wesentlich und nicht 
notwendig, und außerdem läßt sich diese Bestimmtheit nicht 
exakt ausdrücken. Das, worauf es ankommt, ist einfach das 
Folgende: »Wenn man für jeden Preisstand die angebotenen 
und nachgefragten Mengen ermittelt, so erhält man Reihen, die 
für jede Art von Tauschobjekten eigentümlich gestaltet sind... 
Marktfiguren ... Angebotfiguren und Nachfragefiguren.« Und 
sdie Marktfiguren sind für die Preisbildung von ent- 
scheidender Bedeutung«!), ganzgleichgültig,wodurch 
diese bestimmt werden. »Die Wirkung, welche An- 
gebot und Nachfrage auf den Preis haben, wirdnach Maß 
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der gegebenen Marktfiguren ausgeübt, und 
man kann die Aufgabe der Preistheorie dahin bezeichnen, daß 
sie die Preisbildung aus den Marktfiguren abzu- 
leiten habe«%). Das ist ausgezeichnet gesagt. Aber im 
Folgenden wird wieder die Annahme der »Musterwirtschaften« in 
die Darstellung hereingenommen und zur ausdrücklichen Vor- 
aussetzung der Preiserklärung gemacht. »Abgesehen von dem 
einzigen Falle des Wuchers, auf den wir später nicht noch ein- 
mal zurückkommen wollen, werden wir durchaus Musterwirt- 
schaften annehmen, und zwar Musterwirtschaften im Sinne eines 
gesellschaftlichen Egoismus, der sich selber in die Schranken 
von Recht und Sitte einordnet« ($ 32). 

Der .»Preis« wird definiert als »die Geldmenge, die für eine 
wirtschaftliche Leistung als Entgelt im Tausche gegeben wird, 
wobei die wirtschaftliche Leistung in sachlichen oder persön- 
lichen Naturalwerten oder in irgendwelchen Forderungen des 
Geldkapitals bestehen kann« (§ 32). Es soll nun das »Preis- 
gesetz« für den einfachsten Fall eines »Gütervorrates auf dem 
Konkurrenzmarkte« unter Voraussetzung der »einfachsten Markt- 
figur« abgeleitet werden ($ 33). 

»Wir finden diese einfachste Marktfigur, indem wir einen 
isoliert gedachten Vorrat von Konsumwaren annehmen... Um 
diesen Fall von allen anderen Tatsachen zu isolieren, nehmen 
wir einen Vorrat von Konsumwaren an, der für den Absatz 
bereit gehalten wird, ohne daß die geringsten Kosten für seine 
Bereitstellung aufliefen, oder anders gesprochen, dessen Kosten 
gleich Null sind, und wir sehen also in der Angebotfigur, die 
wir annehmen, von den Kosten ganz und gar ab. Wir stellen 
weiter die Annahme, daß der ganze bereit gehaltene Waren- 
vorrat für den Absatz bestimmt ist, ohne daß die Verkäufer für 
ihren eigenen Konsum irgendeinen Teil verwenden könnten; es 
ist mithin der Nutzwert der Ware für die Verkäufer gleichfalls 
mit Null anzusetzen, so daß auch er für die Angebotfigur nicht 
in Betracht kommt. Wir sehen ferner von der Möglichkeit ab, 
welche der Monopolist zur Wahl hat, einen: Teil des Vorrates 
unverkauft zu lassen, wir sehen auch von der Möglichkeit ab, 
den Vorrat ganz oder :um Teil für einen späteren Markt auf- 
.zubewahren oder nach einem anderen Markt fortzubringen, wir 
nehmen also einen nach Zeit und Ort enge abgegrenzten ge- 
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schlossenen Markt an, auf welchem für das Angebot kein anderes 
Motiv wirksam sein soll, als das eine der höchsten Preisver- 
wertung, die unter der Annahme zu erzielen ist, daß der ganze 
gegebene Vorrat sofort ohne Rest abgesetzt wird... Die ent- 
scheidende Tatsache in der beschriebenen Angebotfigur ist die 
Größe des angebotenen Vorrates. In welcher Höhe die Ver- 
käufer die Preisverwertung für die angebotenen Mengen er- 
langen, hängt im übrigen ausschließlich von der Gestaltung der 
Nachfragefigur ab. Wenn die Käufer wenig zu geben hätten, 
so müßten sich die Verkäufer mit wenigem begnügen, denn sie 
bieten Werte an, die für sie selbst keine Werte sind, sondern 
die erst durch die Nachfrage überhaupt zu Werten erhoben 
werden sollen... Das wirksame Motiv in der Nachfragefigur 
der Konsumenten ist das Streben nach höchster Nutzverwertung 
der Geldsummen, die man für die Preiszahlung auszugeben hat. 
Die Geldsummen für die Bedarfsdeckung des Haushaltes werden 
in einer ständigen Wirtschaft, die wir voraussetzen, aus dem 
Einkommen entnommen. Jeder Konsument wird trachten, sein 
Geldeinkommen in so reiche Konsumwerte als möglich um- 
zusetzen, und wird daher in jedem einzelnen Falle mit dem 
niedrigsten erzielbaren Preise davonzukommen suchen, anderer- 
seits muß er aber immer mit der Konkurrenz der übrigen Kon- 
sumenten rechnen, die ihn unteı Umständen dazu zwingen wird, 
mit seinem Gebote bis an die höchstzulässige Grenze zu gehen. 
Die Ermittlung der Grenze für das Höchstgebot, das man im 
einzelnen Falle zugestehen dürfte, ist eine sehr verwickelte Auf- 
gabe, denn jedes einzelne Gebot ist durch die Preisauslage, die 
man für die sonstige Bedarfsdeckung zu machen genötigt ist, 
mitbedingt, weil alle Preise, welche der Konsument für die Er- 
werbung von Konsumwerten bewilligt, untereinander durch die 
Einheit des Haushaltes zusammenhängen. Um die Untersuchung 
zu vereinfachen, werden wir zunächst von diesen Verwicklungen, 
die sich aus dem Zusammenhange des Haushaltes ergeben, noch 
absehen. Wenn wir dies tun, so wird das Höchstgebot, welches 
der Konsument im einzelnen Falle berechnet, durch die Höhe 
des Geldeinkommens bedingt sein, über das er zu verfügen hat, 
und außerdem wird es bedingt sein durch die Höhe des Grenz- 
nutzens, der durch den Einkauf der Konsumware nach den 
gegebenen Verhältnissen der Bedürftigkeit, der Sättigung und 
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diesen Grenznutzen nach den Komputationsregeln der einfachen 
Wirtschaft einschätzt... Wenn wir annehmen, daß das Be- 
dürfnis aller Konsumenten ganz ungesättigt und ganz unversorgt 
ist, so werden die höchsten Gebote von denjenigen Personen 
berechnet werden, die durch ihr Bedürfnis am meisten zum 
Kaufe angetrieben werden und die zugleich durch ihr Einkommen 
am kaufkräftigsten sind; zuletzt in der Reihe werden die Per- 
sonen der geringsten Bedürfnisintensität und der geringsten 
Mittel stehen, in der Mitte der Reihe werden sich kaufkräftige 
und minderkaufkräftige Personen mischen, indem die ersteren 
vermöge ihrer reicheren Mittel für die Deckung minderer Be- 
dürfnisgrade Gebote berechnen, die sich auf gleicher Höhe mit 
jenen bewegen, welche die letzteren dadurch aufbringen, daß 
sie ihre geringeren Mittel zusammenhalten, um wenigstens für 
die dringenden Bedürfnisgrade noch Deckung zu finden.« 

In dieser »Ableitung« steckt nun ein einem aufmerksamen 
Blick sofort auffallender Fehler. Unter den angenommenen 
Voraussetzungen ist es nämlich nicht richtig, daß »das Höchst- 
gebot, welches der Konsument berechnet«, außer »durch die 
Höhe des Geldeinkommens, über das er zu verfügen hat«, auch 
»durch die Höhe des Grenznutzens, der durch den Einkauf der 
Konsumware zu sichern ist«, bedingt wird. Denn es wurde doch 
der Fall ausdrücklich ausgeschlossen, daß man aus dem Geld- 
einkommen auch Auslagen »für die sonstige Bedarfsdeckung zu 
machen genötigt ist« Das heißt aber, daß eine andere Ver- 
wendung für das Einkommen — oder, wir können auch sagen, einen 
fest bestimmten Teil des Einkommens — nicht in Betracht 
kommt, daß gar nicht in Frage steht, wieviel von dem 
Einkommen man als Höchstgebot berechnen soll, weil doch 
für den Rest eine Verwendung nicht gegeben ist, sondern daß 
eben das ganze Einkommen für das Höchstgebot zur Verfügung 
steht, und nur für das Höchstgebot.und für nichts 
anderes zur Verfügung steht. Deshalb ist auch das Beispiel, 
das Wieser zur Illustrierung heranzieht, verfehlt. Er meint: 
»Der bedürftigste und kaufkräftigste Konsument K I möge 
ein Höchstgebot von Ioo Geldeinheiten berechnen, falls er nicht 
mehr als ein Stück des Vorrates erwerben will; bei der Erwerbung 
von zwei Stücken möge er für jedes der beiden Stücke einen 
Grenznutzen und daher ein Höchstgebot von 90, bei der Er- 
werbung von 3 Stücken für jedes ein Höchstgebot von 80 be- 
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rechnen. Der nächste in der Reihe der Bewerber K 2 möge für ein 
einzelnes Stück ein Höchstgebot von 90 und bei der Erwerbung 
von 2 bzw. 3 Stücken ein solches von 8o bzw. 70 berechnen; 
K 3 möge für die angenommenen Fälle seine Gebote mit 8o, 
zo und 60, K 4 mit 70, 60 und 50 berechnen.« Wie groß ist da 
die Höhe der verfügbaren Geldeinkommen ? Wenn sie Ioo, 90, 
8o und 70 ist, dann sind alle Gebote für mehr als ein Stück un- 
möglich, ist sie so, daß alle diese Gebote möglich sind, nämlich 
270, 240, 210 und 180, dann ist nicht einzusehen, warum im 
Falle, als sman nicht mehr als ein Stück des Vorrates erwerben 
will, das Höchstgebot dafür auf Ioo, 90, 80 und 70 beschränkt 
sein soll. Im übrigen ist ja von Anfang an vorausgesetzt worden, 
sdaßB der ganze gegebene Vorrat ohne Rest abgesetzt wird«, also 
natürlich auch begehrt wird. 

Demgemäß sind nun auch die für die Preishöhe aus diesen 
unmöglichen Annahmen von Wieser gezogenen Schlußfolge- 
rungen unzutreffend. Wenn die Höhe der verfügbaren Ein- 
kommen oder Einkommensteile z. B. 100, 90, 80 und 70 beträgt, 
dann kann der Preis im Falle, »daß der Vorrat, über welchen das 
Angebot verfügt, aus 3 Stücken bestehe, die alle abgesetzt 
werden sollen«, unmöglich zwischen 8o und go stehen, sondern 
höchstens auf 80, und K ı kann unmöglich 2 Stücke erwerben. 
Ist dagegen die Höhe der verfügbaren Einkommen 270, 240, 
2I10 und 180, dann kann im Falle, »daß von Seite des Angebotes 
bloß ein einziges Stück zu Markte gebracht wird«, der Preis sich 
nicht zwischen go und Ioo, sondern nur zwischen 240 und 270 
bewegen, und im Falle, als drei Stücke zu Markte gebracht 
werden, wird der Bewegungsspielraum zwischen 180 und 2Io 
liegen. »Angenommen, daß der Vorrat, über welchen das An- 
gebot verfügt, aus 6 Stücken besteht, die alle abgesetzt werden 
sollen, so wird der Preis sich« nicht »über 70 stellen, ohne 80 
zu überschreiten«, sondern er wird im Falle der niedrigeren 
Einkommensgrößen sich zwischen 40 und 45 stellen und im 
Falle der höheren Einkommensgrößen zwischen 105 und 12o, 
und K r wird nicht »3 Stücke«, sondern nur zwei erwerben, K 2 
ebensoviel, und K 3 sowie K 4 je eines. Die »Höhe des Grenz- 
nutzens, der durch den Einkauf zu sichern ist«, spielt für alle 
diese Fälle gar keine Rolle. Auch »das Gesetz der Preiseinheit«, 
daß »für die gleiche Ware zur gleichen Zeit der gleiche Preis 
bezahlt wird«, gilt unter den angenommenen Voraussetzungen 
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nicht. Denn warum soll sich nicht der Käufer mit höherer 
Kaufkraft »zu einem höheren Preise verstehen«, auch wenn sein 
anderer neben ihm mit einem geringeren Preise durchkommen 
kann«, da er doch für einen eventuell erübrigenden Rest des 
Einkommens keine Verwendung hat? 

Wieser hat hier den Weg, den er selbst gewiesen hat, 
wenn er es früher als »Aufgabe der Preistheorie« bezeichnete, 
»daß sie die Preisbildung aus den Marktfiguren abzuleiten habe«, 
vollständig verlassen. Oder er hat nun auf einmal einen an- 
deren Begriff der »Marktfigur« eingeschoben. Als »Markt- 
figuren« hat er doch früher bezeichnet »die für jeden Preisstand 
angebotenen und nachgefragten Mengen« Davon ist nun aber 
hier nicht die Rede. An ihre Stelle tritt das»Höchstgebot« 
bei verschiedenen nachgefragten Mengen als »Nachfragefigur«. 
Man wird sagen müssen, daß das eine außerordentlich gekünstelte 
und mit der empirischen Wirklichkeit der Dinge kaum zu ver- 
einbarende Auffassung vom Preisbildungsvorgang ist. 

Zum Schluß wird nun »das Grundgesetz des Warenpreises« 
folgendermaßen formuliert: »Der Preis stellt sich einheitlich für 
alle Einheiten der zum Absatz bestimmten Menge zwischen das 
Höchstgebot der niedrigsten Nachfragereihe, die zur Erwerbung 
noch zugelassen werden muß, damit das ganze Angebot abgesetzt 
werden kann, und das Höchstgebot der nächstfolgenden Nach- 
fragereihe, das überboten werden muß, damit die höheren Reihen 
gegen ihre Mitbewerber gesichert seien«, oder zwischen die 
Höchstgebote der »letztzugelassenen« und der »erstausgeschlos- 
senen Nachfragereihe« oder »zwischen die Grenzreihen der Nach- 
frage«. Nun sind aber, wie wir an den Beispielen gesehen haben, 
diese »Grenzreihen« gar nicht von vorneherein, d. h. bevor der 
Preis bestimmt ist, bestimmt. Wer von den gesamten Nach- 
fragenden die Grenzreihen bilden, hängt davon ab, wieviel von 
der angebotenen Menge die kaufkräftigeren Reihen aufnehmen, 
und das hängt wieder von dem Preise selbst ab. Die »Grenzs- 
reihen setzen schon einen bestimmten Preis, den Preis, dessen 
Bildung erklärt werden soll, voraus. So dreht sich die ganze 
Erklärung, abgesehen davon, daß sie sehr wenig erklärt, in 
einem Zirkel. 

Man wird bemerkt haben, daß vom »Grenznutzen« in der 
ganzen Ableitung des Preisgesetzes nur einmal und nur ganz 
nebenbei die Rede war. Auf den »Grenznutzen« stützt sich in 
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Wahrheit die ganze Ableitung gar nicht, sondern auf das »Höchst- 
gebot«, das, wie wir gesehen haben, zum mindesten unter den 
angenommenen Voraussetzungen vom »Grenznutzen« ganz un- 
abhängig ist. Nun kommt aber Wieser wieder auf den »Grenz- 
nutzen« und sein Verhältnis zum Preise zurück. Er schreibt: »Aus 
dem Preisgesetze ergibt sich eine höchst wichtige Folgerung für das 
wechselseitige Verhältnis der Güterpreise. Dieses Verhältnis wird 
nicht nur durch den Grenznutzen, sondern es wird außerdem auch 
noch durch die Nachfragemacht der Grenzreihen bestimmt, und es 
kann daher die Folge eintreten, daß der Abstand im Preise ein ganz 
anderer ist, als der im Grenznutzen, ja es könnte sogar geschehen, 
daß die Ware des minderen Grenznutzens einen um vieles höheren 
Preis erhält« ($ 34). Um nun doch die Bestimmtheit der Preise durch 
den Grenznutzen nicht verleugnen zu müssen, sagt er: »Er empfängt 
nicht von dem Grenznutzen als solchem, sondern von dem g e- 
schichtetenGrenznutzen sein Maß«!?). Es ist wohl ver- 
ständlich, was er von der »Schichtung der Preise« sagt, es ist ver- 
ständlich, wenn er von »Schichten des Einkommens und Vermögens« 
spricht, in die »die Gesellschaft zerfällt«, aber was man sich unter 
dem »geschichteten Grenznutzen« denken soll, das bleibt, da 
Wieser selbst darüber gar nichts Näheres sagt, unklar. 

Die entscheidende Frage wäre nun die, wie die Preisbildung 
unter jenen »Verwicklungen« sich vollzieht, »die sich aus dem 
Zusammenhange des Haushaltes ergeben«, und von denen er 
bisher abgesehen hat. Wieser kommt zwar ausdrücklich 
darauf zurück, aber leider nur in einem Titel: »Die Nachfrage- 
figur des Konsums und die Einheit des Haushaltes« ($ 35). Im 
übrigen sagt er nur: »Wir haben das allgemeine Preisgesetz an 
dem Beispiele eines Warenvorrates abgeleitet, den wir aus den 
Zusammenhängen des Haushaltes herausgerissen und für sich 
allein betrachtet haben. Mit Rücksicht darauf, daß alle Konsum- 
werte, die für den Haushalt erworben werden sollen, durch die 
Einheit des Haushaltes verbunden sind, bedarf die Fassung 
des allgemeinen Preisgesetzes, die wir gegeben haben, noch 
einer näheren Bestimmung.« An Stelle einer solchen »näheren 
Bestimmung des Preisgesetzes« finden wir aber nur die 
Einführung eines in keiner Weise näher bestimmten Begriffs, 
des Begriffs der »allgemeinen Ausgabengrenze«. »Jedem Haus- 
halte ist durch seine Mittel und seinen Bedürfnisstand eine 
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allgemeine Ausgabengrenze gezogen.« Was ist das? Ist es das 
Gesamteinkommen ? Oder sind es bestimmte Einkommens- 
teile oder -quoten? Und wodurch bestimmte? Man wird 
der Wieserschen Annahme am nächsten kommen, wenn man 
annimmt, daß es jener Teil des Gesamteinkommens ist, der 
zur Deckung der Bedürfnisse der »allgemeinen Nutzungs- 
grenze« erfordert ist. Aber dieser Teil des Einkommens ist 
doch auch nicht von vorneherein bestimmt, sondern von den 
Preisen der Güter der allgemeinen Nutzungsgrenze abhängig. 
Und der Rest bleibt doch auch nicht zur Verfügung bloß 
zum Erwerb eines einzigen Gutes. Es bleibt also immer 
das Problem, wie die »Höchstgebote« für verschiedene Güter, die 
man gleichzeitig erwerben will, bestimmt werden; gewiß ein 
ganz unlösbares Problem. Damit ist aber das Problem der Ablei- 
tung des Preisgesetzes aus »Höchstgeboten« für die einzelnen 
Güter selbst als unlösbar erkannt. 

»Im Grundgesetze der Preisbildung ist das Grundgesetz des 
Preiswechsels eingeschlossen. Der Preiswechsel ist die Um- 
bildung des Preises, die durch geänderte Marktverhältnisse not- 
wendig wird, und diese Umbildung muß demselben Gesetze 
folgen, wie die Preisbildung selbst. Der Preis muß sich ändern, 
wenn sich das entscheidende Grenzgebot ändert«, heißt es weiter 
($ 36). Aber das »Grenzgebot«, d. h. welches Gebot das 
»Grenzgebot« ist, das ändert sich nur mit dem Preis selbst, uno 
actu. Wie die Angabe, welches Gebot das Grenzgebot ist, schon 
einen bestimmten Preis voraussetzt, so setzt die Aenderung des 
Grenzgebotes schon eine bestimmte Aenderung des Preises 
voraus. Wobei die ganze Argumentation voraussetzt, daß es 
ein »Grenzgebot« als reale und real wirkende Tatsache überhaupt 
gibt. Im übrigen ist in den Beispielen, die Wieser hier gibt, 
vom »Grenzgebot« und von einem »Höchstgebot« nicht mehr die 
Rede, sondern nur noch von einer Veränderung der angebotenen 
und nachgefragten Mengen. Und schließlich macht er im weiteren 
wieder eine neue Einschränkung für die Gültigkeit seines Preis- 
gesetzes, die diesem die notwendige Allgemeingültigkeit für sich 
allein schon nimmt. Es gilt nur für einen »geordneten« Markt, 
»yauf dem ungeordneten Markte verliert das Grenzgesetz seine 
Wirksamkeit« ($ 37). Es ist also auf keinen Fall ein all- 
gemeine s Preisgesetz oder ein »Grundgesetz der Preisbildung.«. 

Im weiteren geht Wieser nun daran, das Preisgesetz für 
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den Markt der Produkte, und zwar »für den entscheidenden 
Markt der Schlußprodukte abzuleiten« ($ 38). »Wir finden auf 
dem Markte der Schlußprodukte dieselbe Nachfragefigur des 
Konsums, die wir bei der Ableitung des Grundgesetzes der Preis- 
bildung vor uns hatten, ... dagegen ist die Angebotfigur vom 
Grunde aus verändert. Während wir damals die vereinfachende 
Annahme eines fest gegebenen Angebotes gestellt hatten, haben 
wir jetzt ein bewegliches Angebot vor uns, das mit den Be- 
dingungen der Produktion und mit den Aussichten des Marktes 
wechselt. Die Produzenten stellen die Größe des Angebotes, das 
sie auf den Markt bringen, durch einen Kalkül fest, dessen Grund- 
lage die Kosten sind. Mit dieser Angebotfigur der Kosten haben 
wir uns zunächst zu beschäftigen.« Wieser unterscheidet nun, 
wie er glaubt, in Uebereinstimmung mit der Praxis der »Unter- 
nehmer« »zweierlei Kosten« bzw. »zwei Kostenbegriffe, einen 
weiteren undeinenengeren..., de Anschaffungskosten 
unddieSelbstkosten« »DieAnschaffungskosten 
des Unternehmers fassen den ganzen Geldeinsatz 
zusammen, welchen der Unternehmer tatsächlich gemacht 
bat bzw. sich zur Last rechnen muß, um den Ertrag zu gewinnen.« 
Darunter rechnet er »insbesondere auch alle Ausgaben, die er 
zur Beschaffung der notwendigen spezifischen Produktivmittel 
gemacht hat«, ferner »gehört hierher neben allen einzelnen 
Produktionsausgaben auch der ganze Aufwand für Steuern und 
sonstige Abgaben, ebenso der Aufwand für die Zwangsversiche- 
rung der Arbeiter u. dgl. und außerdem gehört hierher der ganze 
Entgang an Geldeinnahmen, welchen der Produzent zu Lasten 
der Produktion zu verrechnen hat. Aus diesem Gesichtspunkte 
gehören demnach hierher die Zinsen des ganzen verwendeten 
Kapitals, die nach dem geltenden Zinsfuße entfallen, denn der 
Produzent würde den üblichen Zins auch bei jeder anderen 
richtig gewählten Verwendung ins Verdienen gebracht haben 
und er wäre geschädigt, falls er ibn bei der gegebenen Produktion 
nicht oder nicht voll empfinge. Die gleiche Erwägung bringt 
den Produzenten dazu, das ganze mittlere Unternehmerein- 
kommen mit in die Kosten zu rechnen, das er in anderen Pro- 
duktionen ähnlicher Art erwarten durfte, denn wiederum müßte 
er sich geschädigt erachten, falls ihm die gegebene Produktion 
diese Ziffer nicht oder nicht voll’einbrächte.« Die »Selbstkosten- 
rechnung ... muß von dem naturalen Kostenaufwand ausgehen. 
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Allerdings schlägt der Unternebmer wie die Anschaffungskosten, 
so auch die Selbstkosten in Geld an, aber er darf bei der bloßen 
Geldform nicht stehen bleiben, Ein Produzent, der an den 
Kosten sparen will, dürfte sich nicht im mindesten darauf be- 
schränken, bloß an den Geldkosten zu sparen, die er für die 
Beschaffung der Produktivmittel auslegt, sondern er muß auch 
an den naturalen Mengen zu sparen suchen, die er im Betriebe 
zusetzt oder zur Anlage verwendet. Die Produzenten müssen 
den Aufwand an Stoffen und Arbeitsleistungen, der in jedem 
einzelnen Produkte steckt... .., in seinen naturalen Mengen genau 
nachmessen.« Ferner: »Eine genaue Selbstkostenrechnung wird 
es nicht bei den tatsächlichen Kosten bewenden lassen, sondern 
wird darauf dringen, die notwendigen Kosten festzustellen .,. 
Endlich wird eine Selbstkostenrechnung, welche die Grundlage 
für den Produktionsplan und die Preiskalkulation der Produkte 
genau geben soll, die Kostenproduktivmittel und die spezifischen 
Produktivmittel auseinanderhalten müssen und die letzteren 
nicht mitverrechnen dürfen. Die Preise für die Kostenpıioduktiv- 
mittel findet der einzelne Unternehmer auf dem Markte als 
gegebene Tatsachen vor, denen er sich anzupassen hat.«e Der 
»Preis der spezifischen Produktivmittel« dagegen »geht in die 
Selbstkostenrechnung des Betriebes nicht ein, ...er hat mit 
dem Betriebsumfang nichts zu tun..., er ist umgekehrt ein 
Ergebnis der Selbstkostenrechnung, indem man den Ueberschuß 
feststellt, welchen der Ertrag über die Selbstkosten hinaus gibt... 
In diesem Sinne hält sich jeder Produzent in seiner Selbstkosten- 
rechnung an das Wertkostengesetz. Er schätzt die Kosten- 
produkte als Zusammensetzungen ihrer Kostenelemente ein, in- 
dem er die erforderten naturalen Kostenmittel unter Zuschlag 
der Generalkosten nach Maß der erforderten Mengen und der 
gegebenen Preise in Geld anschlägt. Damit ist die Angebotfigur 
der Produktionskosten bestimmt. Der auf diese Weise berechnete 
Kostenpreis bildet die Untergrenze der Preisforderung, unter 
welcher die Produzenten nicht herabgehen werden, und sie 
werden sich auf die Dauer mit keinem geringeren Preise be- 
gnügen« ($ 38). 

Ich weiß nicht, ob die »Unternehmer« tatsächlich mit diesen 
»zweierlei Kosten« in der beschriebenen Weise »rechnen« Aber 
eine Untersuchung dieser Frage ist gegenstandslos; denn gewiß 
ist, daß man mit diesen »Kostenbegriffen« die Preisbildung 
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der Produkte nicht erklären kann. Denn alle diese Kosten 
stellen sich in Geldausdrücken dar, sind das Ergebnis einer 
Rechnung, wie Wieser selbst sagt, auf Grund oder »nach 
Maße »gegebener Preise, sie setzen also bereits be- 
stimmte Preise voraus, eine Preiserklärung, die sich 
auf solche »Kostenanschläge« stützt, bewegt sich also in 
einem offenkundigen Zirkel, 

Abgesehen davon ist die Unterscheidung zwischen den 
»Selbstkosten« und den »Anschaffungskosten« durchaus nicht 
ganz klar und widerspruchslos. Die »Selbstkosten« sollen sich 
darin von den »Anschaffungskosten« unterscheiden, daß bei 
ihnen die snaturalen Aufwendungen« gerechnet werden, 
»Allerdings schlägt der Unternehmer wie die Anschaffungskosten 
so auch die Selbstkosten in Geld an, aber er darf nicht« dabei 
sstehen bleiben«. Er darf sich nicht »darauf beschränken, bloß 
an den Geldkosten zu sparen..., sondern er muß auch an den 
naturalen Mengen zu sparen suchen«, er muß auch »den Auf- 
wand an Stoffen und Arbeitsleistungen.... in seinen naturalen 
Mengen genau nachmessen«. Das muß er aber doch wohl auch 
bei den »Anschaffungskosten« tun, denn es sind doch auch da 
snaturale Mengen«, deren Kosten zu berechnen sind und die 
zuerst »gemessen« werden müssen, bevor man ihre Kosten bzw, 
die ihres Produkts berechnen kann. Die Geldkostenrechnung 
setzt immer eine naturale Mengenmessung voraus, diese ist in 
jener schon eingeschlossen, und »an den Geldkosten sparen« heißt 
zugleich auch schon »an den naturalen Mengen sparen«. Da 
ist also ein Unterschied nicht vorhanden. Ebenso ist selbst- 
verständlich, daß bei den »Anschaffungskosten« nicht beliebige 
statsächliche Anschaffungskosten« kalkuliert werden kön- 
nen, sondern auch nur die zur Anschaffung wirtschaftlich »n o t- 
wendigen Kosten« Schließlich kann der Unterschied zwi- 
schen »Kostenproduktivmitteln« und »spezifischen Produktiv- 
mitteln« nicht ein so durchgreifender sein, daß daraus eine 
prinzipiell verschiedene Behandlungsweise in der Kostenrechnung 
abgeleitet werden müßte. Denn es wurde doch schon früher bei 
der Unterscheidung zwischen den »Kostenproduktivmitteln« und 
den »spezifischen Produktivmitteln« ausdrücklich hervorgehoben, 
daß diejenigen von diesen selteneren Vorkommens gegenüber 
denjenigen häufigeren Vorkommens in der Wertrechnung als 
»sK o sten produktivmittel« betrachtet werden können, die ganze 
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Unterscheidung mithin nur eine relative ist, somit nicht von 
prinzipieller Bedeutung sein kann. Auch für die »spezifischen 
Produktivmittel« gibt es Preise auf dem Markte, freilich »ge- 
geben« sind sie nicht vor den oder unabhängig von den Preisen 
der Produkte. Aber ganz das gleiche gilt auch von den Preisen 
der »Kostenproduktivmittele. Wieser ist dies nicht entgangen, 
aber die unabweisbare Folgerung, die daraus zu ziehen ist, daß 
seine ganze Anschauung über den Zusammenhang zwischen 
Kosten und Preisen unhaltbar ist, hat er nicht gezogen. Er 
schreibt zum Schluß: »Auch der Preis der Kostenmittel ist aus 
dem Ertrage« — d. h. dem Preis der Produkte — »abgeleitet, und 
insoweit ist der Sachverhalt bei ihnen derselbe, wie bei den 
spezifischen Produktivmitteln, denn bei der Nachfrage nach allen 
Produktivmitteln ohne Ausnahme gehen die Produzenten davon 
aus, welche Mengen von Ertragsgütern die Produktionen er- 
warten lassen und welche Produktpreise auf dem Markte zu 
erwarten sind. Die Mengen der Kostenmittel sind jedoch so 
groß, und ihre Verwendung ist so mannigfaltig, daß die Nach- 
frage jedes einzelnen Produzenten immer mit einer ausgedehnten 
Nachfrage anderer Produzenten zusammentrifft, der gegenüber 
sie in ihrer Wirkung kaum merklich in Betracht kommt, 
wennsieauch gewiß den Preis mitbestimmt. 
Der einzelne Produzent wird in aller Regel den Eindruck 
erhalten, daß er den Preis der Kostenmittel nicht mitbestimmt, 
sondern daß dieser für ihn eine gegebene Tatsache ist. Bei den 
spezifischen Produktivmitteln sind die Mengen und die Arten 
der Verwendung viel weniger zahlreich, und obgleich auch bei 
ihnen jeder Produzent mit anderen und oft mit vielen anderen 
in der Nachfrage zusammentrifft, so ist die Uebersicht doch viel 
leichter zu gewinnen und jeder Produzent erkennt ihren Preis 
als eine bewegliche Größe, die mit dem erwarteten Erlöse wechselt 
und von dem Preise der Produkte abhängig ist«!*). Nun, auf 
den subjektiven »Eindruck« des »einzelnen Produzenten« kann 
man doch eine »Theorie« nicht aufbauen, um so weniger, als 
man erkannt hat, daß dieser subjektive »Eindruck« unrichtig 
ist, eben ein bloßer »Eindruck« ist. Ob der »Produzent« etwas 
yerkennt« oder nicht »erkennt«, kann doch für die theoretische 
Erklärung nicht maßgebend sein. 

Merkwürdigerweise wird hier im Zusammenhange einmal die 
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»Unternehmung« als eine »einfache Wirtschaft« bezeichnet: » Jede 
einzelne Unternehmung ist in sich eine einfache Wirtschaft und 
mit allen anderen Regeln der Nutzkomputation müssen in ihr 
auch die Regeln der Kostenkomputation erfüllt werden«, während 
die »einfache Wirtschaft« früher immer nur entweder als eine 
seinheitlich geleitete Volkswirtschaft« oder als eine »isolierte 
Einzelwirtschaft« und immer als eine »Naturalwirtschaft« mit 
naturaler Mengen- und Nutzenrechnung hingestellt und allen 
verkehrswirtschaftlichen Erscheinungen mit Geldrechnung gegen- 
übergestellt wurde. Im übrigen wird man in Wirklichkeit wohl 
nie eine Unternehmung oder einen Unternehmer finden, der 
die Nutzen- und Kostenrechnung der »einfachen Wirtschaft« 
Wiesers anwendet. 

Mit dieser »Selbstkostenrechnung«, meint nun Wieser, 
sei »die Angebotfigur der Produktionskosten bestimmt« »Der 
auf diese Weise berechnete Kostenpreis bildet die Untergrenze 
der Preisforderung, unter welcher die Produzenten nicht herab- 
gehen werden, und sie werden sich auf die Dauer mit keinem 
geringeren Preise begnügen.« Aber zur »Angebotfigur« gehören 
doch die »angebotenen Mengen«, ohne diese Mengen kann die 
»Angebotfigur« der Produkte — nur um eme solche kann 
es sich natürlich handeln, nicht um eine »Angebotfigur der 
Produktionskosten«, denn »Produktionskosten« werden doch nicht 
angeboten — nicht bestimmt sein. Die »angebotenen Mengen« 
sind nun aber durch die »Selbstkostenrechnung« keineswegs be- 
stimmt. Wieser schreibt hierüber im weiteren über den 
»Konkurrenzpieis« ($ 39): »Konkurrierende Produzenten sind 
immer dazu aufgefordert, alle persönlichen und sachlichen Mittel 
der Produktion, die ihnen zur Verfügung stehen, auf das vollste 
auszunützen, um die größte Zahl der von der Nachfrage am 
höchsten eingeschätzten Produkte auf den Markt zu bringen... 
Die Konkurrenz nimmt das äußerste an Kraft und Sorgfalt aus 
den Produzenten heraus, dessen sie nach ihrer individuellen 
Anlage und nach den sonstigen Umständen fähig sind. — Da- 
mit ist die Menge der Produkte bestimmt, 
die von konkurrierenden Produzenten an- 
geboten werden. Mit der Menge ist aber auch der Preis 
gegeben, denn dem Grundgesetze der Preisbildung zufolge wird 
der Preis durch das Grenzgebot bestimmt, welches der Auf- 
nahmefähigkeit des Marktes nach Maß der gegebenen Menge 


366 Alfred Amonn, 


entspricht«®). Davon kann aber keine Rede sein. 
Mit dem Streben der »konkurrierenden Produzenten, alle persön- 
lichen und sachlichen Mittel der Produktion, die ihnen zur Ver- 
fügung stehen, auf das vollste auszunützen«, ist nur die Menge 
der Produkte bestimmt, die mit einer bestimmten Pro- 
duktivmittelmenge erzeugt werden kann, aber ' 
nicht, wieviel Produktivmittel zur Erzeugung der verschiedenen 
Produkte angewendet werden und wieviel von den verschiedenen 
Produkten auf den Markt gebracht werden. Das gegenseitige 
Verhältnis der auf den Markt gebrachten Mengen der ver- 
schiedenen Produkte bleibt dabei völlig unbestimmt. 

Zur Frage der Monopolpreisbildung, der sich Wieser im 
Folgenden zuwendet (§§ 40—42), bringt er nichts prinzipiell 
Neues und Bedeutsames, jedoch verdienen seine von feiner Be- 
obachtung zeugenden Ausführungen über die verschiedenen mög- 
lichen Gestaltungen des Monopols und insbesonders über die 
»Zwischenformen zwischen Monopol und Konkurrenzę, die er 
»monopoloide Bildungen« nennt, Beachtung ($ 42). 

Es war schon im Bisherigen in der Preiserklärung gelegent- 
lich von der gegenseitigen Bedingtheit aller Preise durcheinander, 
von dem »Zusammenhang« aller Preise die Rede. Jetzt kommt 
Wieser auf diese Tatsache zurück, ohne aber wieder eine Konse- 
quenz daraus zu ziehen, die Konsequenz, diesen Zusammenhang in 
der Erklärung zu berücksichtigen. Er schreibt: »Die sämtlichen 
Preise, die in einem gegebenen Zeitpunkte auf dem volkswirt- 
schaftlichen Markte bestehen, sind untereinander durch ihre 
Bildung im Zusammenhange... Der Zusammenhang ist vom 
Angebot und von der Nachfrage her vermittelt. Vom Angebot 
her ist er für sämtliche Produkte und für sämtliche sachlichen 
und persönlichen Produktivmittel durch die Einheit aller Pro- 
duktion vermittelt, durch die Beziehungen der Produktions- 
verwandtschaft, die durch alle Ordnungen hindurch die produk- 
tiven Stämme untereinander verbinden... Von der Nachfrage 
her wird der Zusammenhang dadurch geschaffen, daß jede Haus- 
haltung in sich eine Einheit bildet und daß alle Haushaltungen 
miteinander in den Wettbewerb des Marktes treten und dem 
Gesetz der Preiseinheit unterworfen sind. Im Haushaltungsplane 
jeder Einkommensstufe sind die Mengen und Preise der einzelnen 
Artikel gegeneinander abgewogen, und durch die Schichtung 
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der Preise greifen die Haushaltungspläne aller Stufen, sich 
wechselseitig bedingend, ineinander. Auf diesen Wegen wird 
vom Angebote und von der Nachfrage her jeder neue Preis 
genau dem Zusammenhange der alten Preise angepaßt« ($ 43). 
Aber dieserZusammenhangistimPreisgesetz 
nirgends zum Ausdruck gebracht. 

Zum Abschluß seiner Preislehre kommt Wieser auf 
den Begriff des »Tauschwertes«e zu sprechen. Er definiert 
ihn als »die Geltung, welche die Tauschobjekte und Tausch- 
mittel zufolge ihrer Tauschbeziehungen im wirtschaftlichen 
Prozesse haben«. Wir müssen wieder fragen: Was ist »Geltung« 
und was ist das für eine »Geltung«? Er unterscheidet 
dann »zwei Erscheinungsformen des Tauschwertes, den persön- 
lichen oder privatwirtschaftlichen (subjektiven) und den volks- 
wirtschaftlichen (objektiven)«.. Der »persönliche oder privat- 
wirtschaftliche Tauschwert ist die Grunderscheinung, der volks- 
wirtschaftliche Tauschwert ist aus ihm abgeleitet. Der persön- 
liche Tauschwert ist selber wieder aus dem Nutzwerte der ein- 
fachen Wirtschaft abgeleitet, er ist mittelbarer oder indirekter 
Nutzwert, der dadurch vermittelt ist, daß man im Tausche für 
ein Objekt ein anderes empfängt oder hingibt, dessen Nutzen 
man sodann zum Maßstabe des Wertes nimmt«. Demnach wäre 
der »persönliche oder privatwirtschaftliche Tauschwert« voll- 
ständig dasselbe, was man bisher in der subjektiven Werttheorie 
»subjektiven Tauschwert« genannt hat, im Gegensatz zum »sub- 
jektiven Gebrauchswert«, als den »Nutzwert, wie er in einer 
Wirtschaft für sich ohne Beziehung auf den Tausch empfunden 
wirde. Es heißt in Uebereinstimmung damit auch später: »Der 
persönliche Tauschwert ist mit dem Gebrauchswerte, aus dem 
er abgeleitet wird, wesenseins.« Unklar aber ist, was über die 
Beziehung zwischen diesem »Tauschwert« und dem Preis gesagt 
wird: »Auf dem ruhigen Markte bestimmt der Tausch- 
wert geradezu den Preis oder umgekehrt 
ausgedrückt, der Preisrealisiert den Tausch- 
wert und die Preisbildung durch das Herkommen ist also 
in Wahrheit eine Preisbildung durch den Tausch- 
werte ($43)%). | 

Ebensowenig klar ist dann, was über den »volkswirtschaft- 
lichen Tauschwert« gesagt ist: »Wenn der Marktpreis für eine 
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Ware 100 beträgt, so rechnen alle Verkäufer ohne Ausnahme 
den Tauschwert mit r00, weil sie alle ohne Ausnahme darin 
übereinstimmen, daß der Tauschwert sein Maß vom erwarteten 
Preise erhält; insoweit hat ihre Schätzung nichts Persönliches 
an sich, ein persönlicher Charakter kommt erst dadurch herein, 
daß jeder von ihnen sodann die Preissumme nach seinen kon- 
kreten Verhältnissen einschätzt. Damit haben wir den Tat- 
bestand des volkswirtschaftlichen Tauschwertes vor uns. Der 
volkswirtschaftliche Tauschwert ist der von allen Be- 
teiligten übereinstimmend ausgesagteerste 
Abschnittihrer Tauschwertschätzung, wel- 
che der persönlichen Einschätzung des Gel- 
des vorausgeht. Schon dieser erste Abschnitt ist nicht 
bloß eine Aussage über die Tatsache des Preises, sondern ist 
eine wahre Wertaussage; damit daß man sagt, eine Ware habe 
den Tauschwert Ioo, will man nicht bloß aussagen, daß ihr 
Marktpreis 100 beträgt, sondern man willdieMarktgeltung 
bezeichnen, die ihr mit Rücksicht darauf zukommen muß, daß 
sie den Preis 100 hat..., er sagt die Geltung im volks- 
wirtschaftlichen Prozesse aus«®) ($ 44) Was ist 
»Marktgeltung«, was »Geltung im volkswirtschaftlichen Prozeß«? 
Was kann es denn anders sein als eben die Tatsache, daß die 
Ware den Preis Ioo erzielt, daß »der Marktpreis der Ware Ioo 
beträgt«? 

Interessant ist, was Wieser weiterhin darüber sagt: »In 
der Sprache des Verkehrs hat der volkswirtschaft- 
liche Tauschwert den persönlichen Tauschwert und auch den 
persönlichen Nutzwert ganz verdunkelt. Er ist gemeint, 
wennmanvom Werte schlechthin spricht, auf die Frage, 
was ein Gut wert sei, erwartet man und erhält man 
die Ziffer seines Marktpreises zur Antwort. Daß 
dieser Wert, der für alle Beteiligten gleichmäßig gilt, in der 
gemeinen Aussage die persönlichen Wertgestalten verdunkelt, 
jst leicht zu verstehen. In Rücksicht auf ihn und seine Größe 
besteht gesellschaftliche Uebereinstimmung, er ist mit einer 
klaren Ziffer gesellschaftlich bezeichnet, alle andern Wert- 
gestalten hingegen sind Gefühlsgrößen mit 
Maßen, die zwar persönlich wirksam empfunden werden, 
über die man sich aber nur schwer verstän- 
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digen kann«®%). Er ist eben in Wahrheit »der Werte 
in der Volkswirtschaft, der, mitdem sie es allein 
zu tun hat, der, mit dem allein gerechnet werden 
kann; »salle andern sind Gefühlsgrößen mit Maßen, über die 
man sich« überhaupt nicht verständigen kann«. Dieser 
Tauschwert kann aber keineswegs als »der übereinstimmende 
Abschnitt der Wertungen derer, die sich beim gegebenen Preise 
am Tausche beteiligen«, aufgefaßt werden. Er ist durchaus 
keine »Wertung«, hat in seinem Wesen mit einer »Wertung« 
nichts zu tun, er ist nichts anderes als die objektive Tatsache 
eines bestimmten Austauschverhältnisses im Tauschverkehre. Er 
ist durchaus kein »volkswirtschaftliches Werten«, ein solches 
gibt es nicht, »Werten« ist immer nur eine indivi- 
duelle subjektive Tatsache. 

= Es gibt ein »volkswirtschaftliches Werten« ebensowenig, 
wie es einen »gesellschaftlich ermittelten Grenznutzen« oder eine 
»gesellschaftliche Summe des Teilnutzens« gibt, von dem bzw. 
der zum Schluß auf einmal ohne weitere Erklärung die Rede ist, 
und ebensowenig, wie es einen »geschichteten Grenznutzen« 
gibt; das sind alles nicht nur fiktive Begriffe, sondern logisch 
völig unmögliche, unvollziehbare Vorstellungen. Und 
ungeklärt bleibt, was man sich unter den Schlußsätzen zur 
Preistheorie vorzustellen hat, die lauten: » Aus dem Preise 
wächsteine neue Wertform hervor, der Tausch- 
wert, welcher der privaten Volkswirtschaft das Maß gibt. Als 
persönlicher Tauschwert mißterdieBewegungen, welche 
die einzelnen Privatwirtschaften mit der Volkswirtschaft. ver- 
binden, und ergänzt dadurch den Gebrauchswert, welcher die 
Einzelwirtschaft in ihrem Innern leitet. Als volkswirtschaft- 
licher Tauschwert mißter de Bewegungenimvolks- 
wirtschaftlichen Prozesse. In beiden Formen vollzieht der 
Tauschwert das Gesetz des Preises und seine Wirkung 
muß sich daher so zwischen Nutzen und Macht teilen, wie die 
Wirkung des Preises« 19). (Schluß folgt.) 
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Islam und Kalifat. 
Von 


PAUL WITTEK. 


Der Glaube an den einen, überweltlichen, persönlichen, 
ethischen Gott ist eine spezifisch morgenländische Konzeption. 
Sowohl in Aegypten wie im Zweistromlande darf von einem 
»latenten Monotheismus« gesprochen werden !), hat er sich hier 
auch gegen bereits systemisierte, von Priesterschaften erfolgreich 
verteidigte polytheistische Religionen nicht durchzusetzen ver- 
mocht. Erst mit der Jahwe-Religion der Juden kommt in dem 
Durchzugsland zwischen den beiden Zentralländern der alten 
morgenländischen Kultur ein ausgeprägter Monotheismus zur 
Herrschaft und beansprucht alsbald trotz seiner Beschränkung 
auf eine relativ sehr kleine Gemeinde universale Geltung: Jahwe 
hat Macht über die ganze Welt; auch Israels Feinde sind nur 
sein Werkzeug, mit welchem er sein Volk prüfen oder strafen will. 
Diese geschichtlichen Tatsachen werden keineswegs erklärt, wohl 
aber in einen offenbar notwendigen Zusammenhang gebracht 
durch den Hinweis auf die Rolle, welche in den Fruchtländern 
des Niltals und des Zweistromlandes der als »Ebenbild des Götter- 
herren« göttliche Verehrung genießende Herrscher spielt. Dort 
wo nicht der Regen, sondern künstliche Bewässerung und Strom- 
regulierung die Ernte sichert, ist die Möglichkeit einer absoluten 
Herrschaft am ehesten gegeben: der »König« verfügt über die 
zum Bau von Kanälen notwendigen Arbeitskräfte und sichert 
das Funktionieren des Systems durch seine Verwaltung. Damit 
ist auch eine Möglichkeit für das Emporkommen der Vorstellung 
von dem einen Gott gegeben, »der die Erde und den Menschen 








1) Vgl. die Zusammenfassung und Hinweise bei V. Christian, Unter- 
suchungen zur Paläoethnol. des Orients. Mitt. d. Anthrop. Ges. Wien LIX 
(1924) 2 ff. 
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nicht, wie sonst meist, gezeugt, sondern aus dem Nichts ‚gemacht‘ 
hat: auch die Wasserwirtschaft des Königs schafft ja die Ernte 
im Wüstensand aus dem Nichts. Der König schafft sogar das 
Recht durch Gesetze und rationale Kodifikationen — etwas, 
was die Welt hier in Mesopotamien zum erstenmal erlebte« ?). Der 
Jahwe der Juden trägt sichtlich die Züge dieser morgenländischen 
Könige. Aber entsprechend der politischen Ohnmacht seines 
Volkes ist er zu einer außerweltlichen, ethischen Macht uner- 
forschlichen Ratschlusses geworden. In diesen sich fügen heißt 
Anwartschaft auf die Verheißungen erlangen, die er seinem Volke, 
d. h. für die Folgezeit: den seinem Gesetze Getreuen, gegeben 
hat. Als Pariareligion war der Monotheismus schließlich Wiik- 
lichkeit geworden. 

Neue Nahrung bot die römische Weltreichbildung. Als der 
Monotheismus mit dem Christentum den entscheidenden Impuls 
und die über den Kaiserkult siegreiche Form empfangen hatte, 
war ihm ein weiter, vorbereiteter Raum geöffnet. Seit Alexander 
waren West und Ost, die sich mit Salamis einst deutlichst ge- 
schieden hatten (die auf Insel und Schiffe geflüchteten Athener 
schaffen, nach der Seeschlacht in ihre zerstörte Stadt heim- 
kehrend, auf mutig eingeebneten Trümmern einer innerlich nicht 
wenig vom Osten her bestimmt gewesenen Vergangenheit in 
völliger innerer Freiheit aus dem nationalen Genius heraus ein 
neues Dasein), zur Einheit gefügt gewesen, schließlich aufs 
festeste zusammengefaßt und auf das meiste einander ange- 
glichen im Imperium Romanum, das nur im äußersten Osten 
das Perserreich als Residuum nahezu unberührten morgen- 
ländischen Daseins und im Westen die noch ungestalte Germanen- 
welt, Hort unverbrauchter europäischer Volkskraft, außerhalb 
seiner Grenzen ließ. Die Gleichförmigkeit der materiellen Kultur 
dieses römischen Raumes war eine weitgehende. Im Geistigen 
half der weitherzige Synkretismus des Pantheon über die Gegen- 
sätze hinweg. Doch als die neue Lehre zur Einigung im Letzten 
und Tiefsten drängte, als die Entscheidung für den einen Gott 
nicht mehr aufschiebbar war, da wurde diese Welt ihrer Gegen- 
sätzlichkeit sich bewußt und brach auseinander. 

Der universalistische Monotheismus des Christentums ist 
eine Fortsetzung des Judentums, wird aber durch die Idee der 
Erlösung durch den Menschengott stark relativiert. Gott, der 


23) M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft S. 256. 
24* 
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die Welt aus dem Nichts erschaffen hat, tritt zu ihr in ein wesent- 
lich anderes Verhältnis, wenn er in seiner Kreatur den ihm wesens- 
gleichen Sohn zeugt — ein Widerspruch, der an der Bestimmung 
der Natur dieses Sohnes deutlich sichtbar werden muß. So ist 
denn auch die Kirche ein halbes Jahrtausend nach ihrem Stifter 
immer noch uneins über die Natur desselben. Der erregte Streit, 
der deshalb zwischen dem Osten und Westen tobt, ist keineswegs 
Ausdruck eines sich mit gleichgültigen, unverständlichen Formeln 
bewaffnenden ‚Nationalismus‘, ist vielmehr die natürliche Aus- 
wirkung viel tiefer liegender ‚nationaler‘ Gegensätze, die auch 
in nationalistischen Tendenzen zutage treten mögen, in den 
christologischen Diskussionen jedenfalls viel sinnfälligeren Aus- 
druck ihres Wesens gefunden haben als in jenen ®). Wenn der 
Westen an der Wesensgleichheit von Vater und Sohn und an des 
letzteren göttlicher und menschlicher Natur in einer Person 
festhielt, so bewies er damit, daß ihm ein schlecht verhüllter 
Verstoß gegen den strengen Monotheismus erträglicher war als 
die Preisgabe des gottmenschlichen Heilands und der Eigenschaft 
Marias als ‚Gottes-gebärerin‘. Der Osten aber hing am Mono- 
theismus, ob er nun mit den Nestorianern im Menschen 
Christus — Maria ist also dvdoewnoroxogs — die göttliche Natur 
xara xapıw, d. i. ‚aus Gnade‘, ‚wie in einem Tempel‘ wohnen 
läßt und damit die Einheit der Person so gut wie preisgibt, oder 
ob er als Monophysitismus Christus nur eine, ‚gottmenschliche‘ 
Natur zuschreibt, frei von Sünde, Leiden und Tod — dann sind 
die letzteren lediglich xara xäpıv übernommene Zustände, die 
mit der besonderen (im Grunde genommen doch einfach gött- 
lichen) Natur Christi in keinem notwendigen Zusammenhang 
stehen und ist das Menschtum des Heilands so gut wie geleugnet 3). 

Schon hatte sich der ganze Osten: Aegypten, Syrien, 
Armenien und was es östlich davon an Christen gab, durch Schaf- 
fung eigener Kirchen aus der ursprünglichen Gemeinschaft gelöst, 
und hätte nicht Justinian aus politischer Rücksichtnahme auf 
den Westen die eigene Neigung zum Monophysitismus zurück- 
gestellt, so hätte sich schon damals die griechisch redende Welt 
von der lateinischen religiös geschieden. Diese Stellungnahme der 
staatlichen Gewalt gegen eine notwendige, weil aus innerstem 
Antrieb eingeleitete Entwicklung hielt den Osten des Reiches 


3) Vgl. O. Spengler, Untergang des Abendlandes II 314 ff. 
%) A. Harnack, Dogmengesch. IIt 341 ff., 410 ff. 
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dauernd in erregtester Spannung. Aus dieser Spannung heraus er- 
wuchs im äußersten W inkel der antiken Oikumene, schon außerhalb 
ihres politischen Machtbereichs und daher an der gegebenen Zu- 
fluchtstätte alles Sektierertums, die Tat, die alles ‚Morgenland‘ aus 
der Bindung an den Westen herausnahm und in einem entschie- 
denen Monotheismus einigte — die Gründung des Islams 5). 
Geschichtlich an das ihm übrigens nur in getrübter und apo- 
krypher Form und nur durch mündliche Mitteilungen bekannte 
Christentum anknüpfend, bog Mohammed — in der ihm als aus 
Vater, Sohn und Maria zusammengesetzt bekannten Trinität den 
schlecht verhüllten Polytheismus richtig erkennend — ent- 
schieden zur Gottesvorstellung des Judentums zurück, aber 
keineswegs zu dessen reifster, ‚rationalisiertester‘, vielmehr zu 
einer ihre Verwandtschaft mit dem morgenländischen Herr- 
schertum noch durchaus erkennen lassenden ursprünglicheren, 
sinnlicheren Form (vgl. den im Islam viel rezitierten ‚Ihronvers‘, 
Koran Il 256: »Allah, außer ihm ist kein Gott! Er ist der 
Lebendige, der Beständige; ihn faßt nicht Schlummer noch 
Schlaf; sein ist alles in den Himmeln und auf Erden; wer legt 
Fürsprache bei ihm ein als wem er es erlaubt? Er weiß, was vor 
und hinter euch liegt, die Menschen aber erfassen nichts von 
seinem Wissen als was er will. Sein Thron umfaßt Himmel und 
Erde, und die Hütung beider ermüdet ihn nicht. Er ist der Hohe, 
der Große.«) Der in ganz Vorderasien siegreiche Monotheismus 
hatte schon vor Mohammed auch in Arabien Allah, »den Gott«, 
den generellen Begriff der Gottheit, zum Eigennamen eines allen 
Stämmen gemeinschaftlichen großen Gottes erhoben ®). Aber 


s) Die Geschichte dieses Aktes ist recht prekär geworden, seit die Kritik 
des französischen Jesuiten H. Lammens den Wert unserer Quellen darüber 
mit Recht in Frage gestellt hat (s. sein: Qoran et Tradition, comment fut com- 
posé la vie de Mahomet. Rech. des Sciences rel., I9Io), vergleichbar der auf 
dem Gebiet frührömischer Geschichte von dem Italiener E. Pais betätigten. 
Beide haben damit der Geschichtsschreibung einer ganzen Epoche den Todesstoß 
versetzt; daß sie selbst in ebendemselben Rahmen noch grotesk zu nennende 
Versuche einer historischen Erkenntnis unternehmen, macht die Sachlage 
nur noch augenfälliger (vgl. C. H. Becker, Grundsätzliches zur Leben-Mu- 
hammed-Forschung. Islamstudien 52o ff.). Wie für jede Frühzeit (für die 
römische vgl. meine »Zenturienordnung«, Vierteljahrschr. f. Soz. u. Wirtschafts- 
gesch. XVI [1922]) werden auch hier in einer Betrachtung des „Kairos, 
der geschichtlichen Situation der Geburtsstunde, und in der Deutung des in 
seiner Objektivierung faßbaren geschichtlichen Aktes, zuverlässigere Quellen 
als in der Ueberlieferung zu suchen sein. 

$ H. Grimme, Mohammed II 36. 
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die Ausschließlichkeit der Geltung von Mohammeds Allah und 
das alles dominierende, dem Christentum entlehnte eschatolo- 
gische Moment, vor allem aber der politische Zug, den die Lehre 
sehr rasch gewann 7) und der ihr die weltgeschichtliche Bedeutung 
verliehen hat, sind Mohammeds persönlichste Leistung. 


Diese Wendung ins Politische, auf deren Psychologie hier 
nicht einzugehen ist, hat die Tatsache der koranischen Gesetz- 
gebung und des Medinensischen Staates geschaffen, von dessen 
mit der ‚Flucht‘ unmittelbar zusammenhängender Begründung die 
islamische Welt mit Recht ihre Jahre zählt. Erst als ‚Staat‘ ist 
der Islam Realität geworden. Mohammed, erst nur Prophet — 
doch der eigentliche Inhalt seiner Prophetie ist rasch erschöpft —, 
wird dank des Charismas der ekstatischen Rede, die ihn als 
‚Gesandten Gottes‘ kennzeichnet und ihm selber Kraft und Mittel 
zu politischem Wirken gibt, alsbald zum Herrscher. Neben dem, 
die kultischen Vorschriften hinzugerechnet, unendlich dürftigen 
Inhalt von Mohammeds religiöser Verkündigung stehen die zahl- 
reichen ‚politischen‘ Gesetze des Korans — nur ein Bruchteil der 
Willensakte des Herrschers, die nach der ständig wiederholten 
Mahnung: »Glaubet an Gott und gehorchet seinem Propheten« 
sämtlich religiös verbindlich sind. 


Der Prophet ist ja der Vermittler des sonst unbekannten 
Willens Gottes, der die Welt aus dem Nichts erschaffen hat und 
in uneingeschränkter Willkür regiert, kraft seiner Allwissenheit 
ihren Lauf von Ewigkeit her wissend. Dem Menschen ziemt es, 
in dieser Schicksalsfügung mit frommer ‚Ergebung‘ (islām) zu 
stehen, dem ihm durch den Propheten bekanntgewordenen Willen 
Gottes gehorsam, im übrigen auf Allah vertrauend. 


Von Anfang an ist mit der Offenbarung, dem Koran, eine 
außerpersönliche Instanz von Gesetzescharakter vorhanden, die 
zugleich Grundlage eines Staates ist, der ihr hinwiederum Geltung 
und Ausbreitung verbürgt: alsoeinevon ethischer Prophetie 
ausgehende Theokratie 8). Der grundsätzliche Gegensatz zum 
Christentum (und die nähere innere Verwandtschaft mit dem 
Judentum) ist auch hier wieder klar: das Christentum ist im 
wesentlichen durchaus exemplarische Prophetie, die zu 
einer über dem Staate stehenden Gemeinschaft, zur Kirche 








”, H. Ritter, Muhammed (in Meister der Politik III) 152. 
8) Ueber die Begriffe: ‚ethische‘ — ‚exemplarische‘ Prophetie s. M. Weber, 
a. a. O. S. 255 ff. 
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führt. Es stehen einander gegenüber: die ‚Muslims‘, d. s. die 
dem Gesetze ‚Ergebenen‘, und die ‚Christen‘, d. s. die, welche 
an sich in Nachfolge den Christus sichtbar machen wollen 9). 
Das, worauf der Akzent liegt, ist hier: ‚Liebe‘, dort: ‚Gesetz‘. 


Das von Mohammed verkündete Gesetz ist aber keineswegs 
systematisch ethischen Charakters, spiegelt vielmehr — bei 
Aufnahme von sehr viel religiös an sich indifferentem Gewohn- 
heitsrecht und mitunter großen Zugeständnissen an lokale oder 
politische Bedürfnisse und sogar eigene Wünsche — sehr naiv 
und vielfach widerspruchsvoll die ethischen Ideale zwar nicht 
gerade der arabischen Welt, wohl aber des östlichen Raumes, 
soweit er von der allgemeinen monotheistischen Bewegung er- 
griffen war — ist also schon dadurch ein rechtes Kind der morgen- 
ländischen Welt. Die Versuche der Folgezeit, Dogma und Ethik 
des Islams im Sinne einer einheitlichen Grundintention zu ratio- 
nalisieren, sind gegenüber der zu immer größerer ‚Weltangepaßt- 
heit‘ führenden, rein formalistischen, religiös und ethisch in- 
differenten Kasuistik nahezu ganz wirkungslos geblieben: das 
religiöse Gesetz entwickelt sich zum immer genaueren Ausdruck, 
zu einer Art Kodifizierung morgenländischer Daseinsform mit 
ständiger Anpassungsfähigkeit an den einzelnen Bedarfsfall. Er- 








®) Auch der Islam kennt eine imitatio Mohammeds; aber gerade was 
jede der beiden Welten unter der imitatio versteht — mit Berücksichtigung 
des jeweils Wesentlichen und bewußter Abstraktion von da wie dort vorhandenen 
gegenläufigen Tendenzen — macht ihren Unterschied sinnfällig: im Islam ist 
die Imitatio nicht so sehr ethische als rituelle Uebung; so trachtet ein Frommer, 
sein Gebet dort zu verrichten, wo der Prophet es getan, das Kamel am gleichen 
Orte lagern zu lassen wie er (vgl. J. Goldziher, Vorlesungen über den 
Islam, S. 30f.). Das Tun und Lassen des Propheten, selbst in den kleinsten 
Einzelheiten des täglichen Lebens, wird allgemein zur Quelle einer religions- 
gesetzlichen Regelung der gesamten Lebenspraxis: auch die Gestalt Mohammeds, 
wahrlich eine gewaltige, wenn auch nie sich exemplarisch empfindende, steht 
in dieser Welt als in eine Summe einzelner Bestimmungen zerfallende gesetzliche 
Instanz. — 

Gegenüber den im wesentlichen exemplarischen Heiligen der Kirche 
kennt der Islam zunächst seinem Prinzipe nach überhaupt keine Heiligen. Mo- 
hammed selbst betont, daß er ein schwacher sterblicher Mensch sei, nicht im- 
stande, außer seiner (der willkürlichen Gnade Gottes verdankten) Prophetie 
irgendein Wunder zu wirken. Der spätere Islam hat dann — den Forderungen 
der Volksreligiosität Rechnung tragend — die Heiligenverehrung aufgenommen; 
aber diese muslimischen Heiligen sind wenig exemplarische Gestalten, vielmehr — 
der Prophet an der Spitze — große Wundertäter und Zauberer, die konkurrierend 
mit ihren willkürliched Werken neben den ebenso willkürlichen Allah treten. 
Vgl. J. Goldziher, Die Heiligenverehrung im Islam. Muhammedanische 
Studien II 275 ff. 
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gebung in diese Daseinsform, nicht Erhöhung des Menschen über 
eine ihm zur Gestaltung aufgegebene Welt ist der eigentliche 
Sinn des Islams 19). 

Hat so der Islam schon mit seiner Grundurkunde, dem Koran, 
ein hohes Ausmaß von Weltangepaßtheit erreicht, so war zu 
deren Ausgestaltung mehr als eine Möglichkeit geboten. Schon 
die Notwendigkeiten des politischen Lebens müssen in der 
Theokratie die Religion modifizieren und bereits der Koran 
selbst weist mit der zunehmenden Politisierung eine Herab- 
setzung der religiösen Forderungen auf. »Allah wünscht es Euch 
leicht und nicht schwer zu machen.« »Allah hat Euch in der 
Religion keine Beengung auferlegt«!!). Mit solchem Trumpf 
gegen die erheblich schwierigeren Forderungen vor allem des 
Christentums wirbt der Politiker Mohammed für seinen Gottes- 
staat. Dort, wo die Anordnungen des Korans in der Folgezeit 
als den Anforderungen eines von der ursprünglichen Primitivität 
sehr weit entfernten Kulturlebens im Wege stehend empfunden 
werden, deutet und dehnt man sie auf das kunstvollste und 
unbedenklichste, bis zwischen Lehre und Leben der innere 
Einklang hergestellt ist, der beiden eine so außergewöhnliche 
Lebenskraft verbürgt. Als Anhaltspunkt der Deutung und als 
Quelle neuer gesetzlicher Vorschriften dienen das Leben des 
Propheten und seines Kreises und seine Aussprüche (sunna und. 
hadis ), letztere wo es nottut mit dem ruhigsten Gewissen auch 
frei erfunden und mit erdichteter Reihenfolge von Gewährs- 
männern (isnäd) legitimiert, aus dem in dieser streng forma- 
listischen Welt geltenden Grundsatze heraus: was immer an guter 
Rede gesagt wird, ist so als ob es der Prophet selbst gesagt 
hätte 12). Die aus dieser unversieglichen Quelle beliebig ver- 
mehrbaren Gesetze erstreckt nun die KRechtsgelehrsamkeit 
nach den Methoden des Schlusses und der Analogie, ja selbst 
auf Grund freier Spekulation grundsätzlich auf die gesamte 
Lebenspraxis, immer neue Gesetze findend, welche sämtlich dem 
dogmatischen Bestande einverleibt werden, sobald sie nur die 
Anerkennung der Gemeinde gefunden haben, eine Anerkennung, 

10) Auch hier wieder der Gegensatz zum Christentum: die Intention 
von dessen Gesetz ist durch die Gestalt Christi klar bestimmt und — wenigstens 
solange die Kirche heil ist — gegen kasuistische Auflösung oder Verkehrung 
gefeit. 


11) Koran II 18r. XXII 77. Vgl. J. Goldziher, Vorlesungen, S. 60. 
22) J. Goldziher a. a. O. 
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die nicht auf Konzilien oder von organisatorisch bestimmten’ 
Stellen ausgesprochen wird, sondern als ein stillschweigender 
Consensus (idjmä’ )spontan sich auswirkt. Manche zunächst auf 
schroffen Widerstand stoßende Neuerung hat sich so, vom Leben 
immer wieder der Lehre aufgedrängt, erst bis zur Duldung, dann 
bis zur Einverleibung in den Dogmenbestand durchsetzen können. 


Abschluß und Festigkeit gewinnt das Lehr- und Gesetzes- 
gebäude des Islams zunehmend seit dem 9. Jahrh. (also gegen 
Ende des 2. Jahrh.s seines Bestandes) !°), seit den großen Sammel- 
werken der Prophetenaussprüche und der systematischen Ent- 
wicklung eines kanonischen Rechtes sowie bestimmter Methoden 
zu dessen kasuistischer Weiterbildung, also seit der Begründung 
der großen Rechtsschulen, vor allem auch seit dem Werke des 
Asch’ari (st. 935), der die auf einen reineren Gottesbegriff 
und eine ethisch-rationale Regelung der Lebenspraxis hinzielenden 
Bestrebungen des Rationalismus besiegte, indem er dessen 
Methoden der Orthodoxie dienstbar machte, in deren Stoffmassen 
System bringend und sie festigend. Von da an gibt es erst eine 
greifbare »Orthodoxie« mit in bestimmtem Studiengang heran- 
gezogenen Trägern. Bis dahin war Irrlehre durch politische 
Loslösung von der Gesamtgemeinde, also Proklamierung eines 
eigenen politischen Oberhauptes und Bekämpfung des von der 
Gesamtgemeinde anerkannten (und zwar ist letzteres erst das 
Ausschlaggebende) charakterisiert gewesen — die Vielheit der 
übrigen Lehrmeinungen hatte in reger Wechselwirkung neben- 
einander gestanden. Jetzt aber wird jede freiere Spekulation 
und Auslegung zur Irrlehre. Unverständlichem oder Wider- 
spruchsvollem in der Lehre ist nicht nachzugehen, um es aufzu- 
lösen, sondern es ist einfach gläubig hinzunehmen. Die Aufrollung 
großer Probleme ist schon dadurch unmöglich gemacht, daß ein 
Zurückgreifen auf die primären Glaubensquellen zu eigener Aus- 
legung (tdjtihäd ), über die durch den Consensus bereits geheiligte 
Hinaus, streng untersagt ist. Das »Tor des Jajtihäd« wird ge- 
schlossen. 

Nun ist der Islam eine verhältnismäßig kleine Summe von 
Glaubenssätzen neben einem (eigentlich sind es mehrere, dem 
Gläubigen zur Wahl überlassene) prinzipiell die ganze Lebens- 


13) Der älteste Katechismus (“akida), das fikh al-akbar, wird ı99H =. 
814/15 D angesetzt. A.v. Kremer, Gesch. d. herrschenden Ideen des Islams, 
S. 43. 
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praxis regelnden unendlich einläßlichen Komplex (auch hier 
wird die Bezeichnung ‚System‘ besser vermieden) von Pflichten. 
Diesen auch nur in seinen Hauptzügen zu kennen ist dem ge- 
wöhnlichen Gläubigen unmöglich. Er weiß, daß er sich not- 
wendig beinahe mit jedem Atemzug gegen das heilige Gesetz 
(Scherřa) versündigt, und zwar »durch Wissen, Willen und 
Vorherbestimmung Gottes« 1$) versündigt. Der sündige Mensch 
kann in solch heilloser Verstrickung nur demütig auf Gottes 
Nachsicht hoffen. Und Gott ist gnädig. Er verzeiht dem Sünder, 
woferne dieser nur glaubt. Ja er verzeiht sogar eine wissentliche 
schwere Sünde, wenn sie als Sünde empfunden und bereut wird 15). 
Den Ungläubigen aber trifft sichere Verdammnis. Eine starre 
und doch nicht ganz ernst genommene Gesetzeswelt. Das religiöse 
Leben neigt, sich in leerem, blutlosem, zur Formel entwertetem 
Bekenntnis zu erschöpfen. Das menschliche Ideal verkörpern 
in dieser Welt die “Ulemä, ‚die Wissenden‘, die sich erst nach und. 
nach, zusammen mit der Herausbildung der Orthodoxie, zu 
einem Stand zusammenschließenden Theologen- Juristen — nicht 
Träger oder Vermittler charismatischer Gnaden, auch nicht 
exemplarische Führer oder tröstende Seelsorger der Gemeinde; 
auch nicht Instrument einer einheitlichen geistlichen Leitung; 
nicht einmal notwendig die Leiter der rituellen Uebungen; aber 
als Bewahrer und souveräne Ausleger des in verwirrender Fülle 
ausgebreiteten heiligen Gesetzes sind sie in gewissem Sinne die 
Nachfolger des Propheten und die Herrscher in der islamischen 
Gemeinde, jedenfalls eine privilegierte Schichte, mit der jede 
weltliche Macht zu rechnen hat. Indem die ‘Ulema, freizügig 
über alle Grenzen der islamischen Staatenwelt hinweg und unter- 


14) Freilich nicht »durch Gottes Liebe, Wohlgefallen. und Befehl«, die 
bei den Gott wohlgefälligen Werken außerdem noch mitwirken. Fikh al-akbar 
bei Kremer a. a. O. 

15) Katechismus des Nasafi (st. 537/1142 zu Bagdad), kommentiert von 
Taftazäni (st. 791/1389 zu Buchara), beides franz. bei Mouradgea d’Oh s- 
son, Tableau gén. de l’empire Othoman I 21 ss. Art. 16 verlangt zu glauben, 
... que de tous les péchés énormes il n’est d’irr&missible auprès la justice de 
Dieu que celui du polytheisme (schirk) qui attaque son unité; qu’il ne dépend 
que de la volonté de Dieu de pardonner entièrement ou de punir les grands 
péchés commes les moindres, pourvu toutefois qu’il ne s’y mêle aucune impiété, 
laquelle consisteroit à regarder comme licite ce que la foi condamne, le défaut 
de croyance seul emportant par lui même le caractère d’infidelite. Kommentar: 
... Il est enfin de foi que le repentir, l'acte de componction, efface ou plutôt 
diminue lénormité du péché. Art. 18 verspricht den Gläubigen, daß 
sie nicht ewig im höllischen Feuer verweilen werden. 
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einander in steter Verbindung, durch die für den gesamten Islam 
verbindliche gemeinsame Weiterbildung des Gesetzes die Fiktion 
einer einheitlichen muslimischen Gemeinde aufrechterhalten, 
werden sie die Repräsentanten des Islams, der — von der Wall- 
fahrt nach Mekka abgesehen — vorzugsweise an ihnen sich seiner 
ideellen Einheit und seiner Ausdehnung bewußt wird. 

In viel weniger einheitlicher Weise, dafür mit größerer 
Glut und Vehemenz fungieren in gleichem Sinne die Derwische, 
die Träger der der Gesetzeskasuistik polar entgegengesetzten 
anderen Entwicklungsmöglichkeit, der aus dem Grundgefühl 
der Ergebung gespeisten Mystik, welche seit dem 8. Jahrh. — 
von verwandten fremden Einflüssen gefördert — von klöster- 
lichen Gemeinschaften gepflegt und verbreitet wird. Hatte jene 
Gesetzeskasuistik eine Art ‚religiöser Depression‘ eintreten lassen, 
in die nun von allen Seiten Anregungen und fremde Religiosität 
einströmen, so ist die Mystik geeignet, die Religion als festes 
Lehr- und Gesetzesgebäude durch die Ueberfülle des subjektiven 
Erlebens zu zersprengen. Gaz&li (st. ıııı) hat die noch in 
orthodoxen Bahnen verbliebene Mystik für die schon erkaltete 
offizielle Lehre gerettet und diese vor dem leersten Formalismus 
bewahrt. Dennoch verbleibt dieser das primäre. So empfiehlt 
Gazali mit einem Hadis denen, die sich bei der Koranrezitation 
nicht zu Tränen gerührt fühlen, sich doch so zu stellen, als ob 
sie es wären und weinten. »Denn« — fügt er hinzu — »in diesen 
Dingen legt man sich anfangs einen Zwang auf, aber schließlich 
kommt alles von selbst« 16). Das ist aber doch auch ein Weg- 
streben vom Formalismus, wenn es auch weit entfernt ist von 
der Forderung nach natürlicher, naiver Einheit von Geste und 
Gesinnung, Ueberzeugung und Tat. 

In der Mystik an sich war eine Richtung auf diese Forderung 
hin durchaus nicht enthalten. Zumal in ihren heterodoxen 
Formen neigt sie dazu, den Zuständen der Versenkung in Gott 
gegenüber alles Irdische, auch die Gesetze (denen immerhin 
zumeist ein relativer Wert zuerkannt wird), als nichtig anzusehen. 
Skrupelloseste Gleichgültigkeit gegenüber den religiösen Vor- 
schriften, gegenüber Sittlichkeit und Sitte ist mit Heiligkeit im 
Sinne des islamischen Mystikers durchaus vereinbar, ja sie ist 
sogar ein Mittel zur Heiligkeit, weil sie Verachtung der Mitwelt 
einbringt und ertragen lehrt, ganz abgesehen von der ekstase- 


16) Kremer, Herrschende Ideen S. 130 (Ihjä II 344). 
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fördernden Wirkung der Rauschmittel und geschlechtlichen Aus- 
schweifung. Hier also versinkt die Tat in einem Gefühlsrausch, 
wie sie dort im Formalismus erstickt. 

Erst die durch Gazali systemisierte Vermählung der beiden 
Sphären, die sich vorher heftig befehdet hatten — waren sie 
auch oft genug in einer Person vereinigt gewesen —, be- 
deutet eine jetzt entschieden und allgemein einsetzende Wendung 
zu realistischer Lebensauffassung, über Formelwesen und Mystik 
hinaus. Die Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften wird nun 
auch als Mittel zur Erweckung aller jener Gefühle gewertet, 
welche Gott nahe bringen und die mystische Vereinigung mit 
ihm vorbereiten. Man denke in diesem Zusammenhange an die 
Wirkung des täglich fünfmal, womöglich gemeinschaftlich zu 
verrichtenden und in allen Einzelheiten des Wortlautes und der 
Körperhaltung genau vorgeschriebenen rituellen Gebetes mit 
seinen Neigungen, Beugungen, Prosternationen und den ihm 
vorangehenden Reinigungszeremonien! Schon dies allein sichert. 
eine dauernde Erfüllung des Daseins mit religiöser Stimmung und. 
hat sicherlich seinen Anteil an dem würdevollen .Ernste, der 
den Muslim schmückt und den immer wieder zu sich selbst zurück- 
kehrenden, hier seinen festen Halt findenden Menschen aus- 
zeichnet. Dieses ‚Training‘ auf die Erweckung religiöser Gefühle 
durch Befolgung der Vorschriften, worauf wieder in frommer 
Wallung eine erhöhte, werktätige Befolgung der Vorschriften 
folgt, hält den Bekenner des Islams ungemein empfänglich für die 
Gefühle plötzlicher Rührung und Zerknirschung und läßt ihn 
sich aus diesen Gefühlen (sie dürfen ruhig als Sentimentalität 
gewertet werden) immer wieder — wobei Gelübde naturgemäß 
eine große Rolle spielen — zu Gott wohlgefälligen Taten erheben. 
Eine wüchsige Durchdringung des Lebens mit Heiligkeit ist das 
keineswegs — sie ist auch unmöglich in einer Welt, in der der 
Mensch als Einzelner sich zerknirscht als armselig willenlose, 
notwendig sündhafte Kreatur vor Allah empfindet, in der er, 
mit Allah durch mystische Vereinigung verbunden, all sein 
wildes, dunkles Tun als gleichgültig und als Schein ansieht, der 
seiner Erwähltheit, sich mit Gott vereinigen zu dürfen, nichts 
anhaben kann. 

Das heilige Gesetz, diese ‚Kodifikation morgenländischen 
Daseins‘, ist immerhin vor gänzlicher Idealität seiner Forderungen 
bewahrt und zeichnet sich aus der Gefühlsregung jedes einzelnen 
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Bekenners im Stoffe ab 1”). In dieser Verknüpfung überdauern 
morgenländische Kultur und Islam ohne einheitliches weltliches 
Oberhaupt und ohne kirchliche Organisation die Ueberflutung 
durch noch heidnische Völkerschaften als Einheit, über alle 
sich ständig verschiebenden Staaten- und Völkergrenzen hinweg 
— als eine Lebensform, die im wesentlichen in allen Stür- 
men, die über sie hinweggegangen sind, dieselbe geblieben ist, 
wie sie uns auf den Denkmälern altorientalischer Geschichte 
entgegentritt. 


Es soll hier nicht behauptet werden, daß diese Lebensform 
eine Sache des Bodens sei, auf dem sie so paradigmatische Aus- 
‚prägung erlangt hat. Immerhin gibt es zu denken, daß der 
Islam — von seinem Vordringen in Gebiete kultureller und 
religiöser Depression abgesehen — in dauernden Besitz doch 
nur schon von der altorientalischen Kultur ergriffene Gebiete 
genommen hat. Trotzdem die Spätantike dem morgenländischen 
Wesen eine breite Gasse nach dem Westen gebahnt hatte, war 
dieser in seiner Art genügend befestigt, damit der Versuch einer 
Einigung im Letzten zum Bruche führen mußte. Das Christentum 
des Westens ist trotz fernster Herkunft seines Gedanken- und 
Formengutes der gemäße Abschluß antiken Lebens, unter diesem 
sinngemäß die von Hellas ihren Ursprung nehmende geschichtliche 
Einheit verstanden, die auch in fremdestem Gewand noch ihrer 
Herkunft gewiß ist. Und trotz noch so vieler aufzeigbarer geneti- 
scher Zusammenhänge ist der Islam nach zu Recht bestehendem 
Mommsen-Wort der ‚Henker der Antike‘. Mit ihm ist ein neues Kri- 
stallisationszentrum morgenländischen Daseins erstanden, welches 
alles ihm Zugehörige an Ländern und Kulturgütern, geistigen und 


17) Die orientalischen Geschichtswerke noch des ı3. Jahrh.s berichten 
fast auf jeder Seite die unerhörtesten Treulosigkeiten und Lügen, ohne ein 
Wort tadelnden Urteils hinzuzusetzen. Ja zuweilen erzählen Leute von sich 
selbst uns moralisch höchst verwerflich erscheinende Taten (z. B. Nesawi, 
Hist. du Sultan Djelal ed-din Mankobirti. trad. p. O. Houdas [Publications 
de l'école des langues orient. vir. 3° ser. IV] 337 ss.) — ein Beweis, wie wenig 
man an eine ernstliche Berücksichtigung der doch vorhandenen sittlichen Forde- 
rungen dachte. Aber schon ist eine Tendenz zu ethischer Beurteilung — wie 
sie in späteren Werken durchaus angetroffen wird — unverkennbar. Um 1300 
berichtet der Autor des ‚Fürstenspiegels‘ El-Fachrī (trad. p. E. Amar [Arch. 
Maroc. XVI) 112 ff. eine Gemeinheit, die deren Verüber selbst erzählt hat, worauf 
der Autor: »Ich weiß wahrhaftig nicht, worüber ich mich mehr wundern soll: 
‚über die Täuschung seines Auftraggebers ... oder über die Art, mit 
derer von sich selbst eine Aufführung wie diese be- 
richtet.« 
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materiellen, aus der Verbindung mit dem Westen herauslöst, an sich 
zieht und sich eingliedert 12). Der Sonderungsprozeß dauert, so wie 
er nicht unvorbereitet einsetzt, geraume Zeit. Um das Jahr Ioootritt 
er in das Stadium seines Ausreifens!?). Der Weg, dender Islam hier 
zurückzulegen hatte, wird auf das deutlichste gekennzeichnet durch 
die Wandlung, welche in seinem Bereich das oberste Herrscheramt 
in Theorie und Praxis durchzumachen hatte. Die Hauptphasen 
dieser Wandlung und deren vielfältige Verknüpfung mit geistigen, 
politischen, sozialen, ökonomischen, schließlich ethnischen Mo- 


menten sichtbar zu machen ist Aufgabe des folgenden. 


* * 
sk 


Mohammeds Herrschaft in Medina ruhte auf dem Charisma der 
Prophetie, dessen Bewährung in den Kämpfen gegen Mekka die Ge- 
folgschaft der Beduinenstämme Arabiens sicherte. Wenn diesen zu- 
gerufen wird: »Der Glaube ist zwar noch nicht in eure Herzen ein- 
gegangen; doch wenn ihr Gott und seinem Gesandten gehorcht, so 
wird er euch von euren Werken nichts entziehen« (Kor. IL 14), so 
zeigt das, wie die religiösen Forderungen den politischen Notwendig- 
keiten zuliebe zurückgestellt werden, zugleich aber auch, daß doch 
Gott, die Prophetie und das Jenseits deutlich auch das Politische be- 
herrschen. Und dieses gilt auch für die nächsten Nachfolger des 
Propheten, unter denen sich das Reich in raschem Siegeslauf weit 
über Arabien hinaus bis an den Oxus und bis Westafrika ansdehnt. 
Abu Bekr und "Omar herrschen kraft ihres Charismas als durch Ver- 
dienst und Ansehen ausgezeichnete engste Gefährten des Propheten, 
den sie in der Leitung des Staates wie beim Gottesdienst ersetzen, 
ohne daß diesbezüglich für den Fall seines Ablebens von Moham- 
med eine Verfügung getroffen worden war. Sie nannten sich ‚Stell- 
vertreter des Gesandten Gottes‘ (chalifat rasül Allah ), ‚Beherrtscher 
der Gläubigen‘ (Emir al mu’minin) 2%), als ‚Vorbeter‘ der Ge- 


18) Also nicht nur nach der Herkunft der ‚Spolien‘, sondern vor allem 
nach ihrer Bedeutung und nach dem Geist, in welchem sie verwendet werden, 
ist zu fragen. Wenn etwa der Kalifenhof von den Byzantinern das Eunuchen- 
wesen übernimmt, so ist das doch wohl nur als Rückwanderung morgenländischen 
Gutes und nicht als Abhängigkeit von der Antike zu werten. 

19) Einen Querschnitt durch diese so ungemein wichtige Epoche legt 
das nachgelassene Werk von A. Mez, Die Renaissance des Islams, eine statt- 
liche Materialsammlung. 

20) Angeblich hat “Omar diesen Titel gewählt, um der Schwerfälligkeit 
seiner ganz korrekt ‚Kalife des Kalifen des Gesandten Gottes‘ lautenden Titu- 
latur auszuweichen (Tabaril 2748. Vgl.L.Caetani, Annali dell’ Islam, 
zu A. H. 13, $ 140). 
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samtgemeinde auch schlechtweg ‚/Imäam‘. Vor ihnen hielt “Ali, 
der Vetter und Eidam des Propheten, mit seinem auf die Ver- 
wandtschaft sich stützenden Herrschaftsanspruch noch zurück. 

Nach “Omar war ein ähnlich charismatisch ausgezeichneter 
Kandidat nicht mehr vorhanden. Das Charisma, auf welches 
“Ali sich berief, fand nur geteilten Anklang, auch als er dann die 
Herrschaft erlangte ?!). Zunächst wurde noch durch ein vom 
sterbenden “Omar eingesetztes Sechsmännerkollegium (schüra) 
nach mühevoller Beratung ihm ‘Osman vorgezogen: mit diesem 
zeigt sich die Leitung der Gemeinde durch einen ‚Stellvertreter 
des Gesandten Gottes‘, bisher spontan durch einen unbezweifelbar 
hiezu berufenen Prophetengenossen ausgeübt, zueiner legalen 
Institution, zum „Kalifat“ entwickelt, freilich auch als 
noch sehr auf die persönlichen, in diesem Falle fehlenden, Quali- 
täten ihres Trägers angewiesen und noch durchaus bar der 
Stützung durch die für diesen Herrschaftstypus unentbehrliche 
Beamtenhierarchie 22). “Osman fiel in einer den Staat als solchen 
schlechtweg aufhebenden Revolution. Die Wiederaufrichtung 
der Staatsautorität geschah nicht durch “Ali und nicht auf 
charismatischer, sondern auf ganz anderer Grundlage durch seine 
Gegner und Nachfolger, die “Umajjaden. 

Wie unter Mohammed selbst, so hat auch unter den von 
einer späteren Legende mit politischer Absicht zu idealen, ‚recht- 
geleiteten‘ Kalifen (den Räschidün ) verklärten vier ersten Herr- 
schern der politische Gesichtspunkt stark den religiösen alte- 
riert 2). Es war kaum ein religiöses Motiv — etwa die notwendige 
Auswirkung eines universellen, die Theokratie notwendig zur 
‚Kosmokratie‘, zur Universalmonarchie treibenden Monotheis- 
mus —, welches nach der Einigung Arabiens zur Eroberung 


231) Schon unter dem Kalifen “Osmän soll “Ali von seinen Anhängern 
erst zum Wezir des Propheten bis zu dessen erwarteter Wiederkehr erklärt, 
als Kalife aber geradezu zur Gottheit erhoben worden sein; nach seinem 
Tode wartete man auf seine Wiederkunft als gerechter Herrscher. Weil, 
Gesch. d. Kalifen II 36 ff. 

3) M. Weber a. a. O. 124 ff. 

23) Doch ist auch noch durch das Medium der von der frommen Opposition 
als Waffe gegen die weltlichen “Umajjaden in Umlauf gesetzten ‚Geschichte‘ 
der Räschidün erkennbar, einer tendenziösen Utopie, die später in der Abbasiden- 
zeit zum Dogma erhoben wurde und dann von den Theologen- Juristen mit 
Vorliebe benützt ward, um in ihr erst nachträglich entwickelte Zustände der 
Folgezeit unterzubringen, denen so, indem man sie in diese dem Propheten 
noch nahe Frühzeit projizierte, religiöse Weihe verliehen wurde. Vgl. z. B. 
J. Wellhausen, Das arabische Reich und sein Sturz, S. 177 f. 
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Syriens, Persiens, Aegyptens drängte. Vielmehr waren deren 
Bewohner vom Islam aus gesehen als ‚Buchbesitzer‘,; d. h. An- 
gehörige geoffenbarter und schriftlich fixierter Religionen — 
‘wenn auch in einer mehr oder weniger verdunkelten, der ur- 
sprünglichen Reinheit verlustigen Lehre befangen — ohnedies 
Diener des einen Gottes. Als solche wurden die neuen Unter- 
tanen gar nicht zum Islam geladen, ja, man erschwerte ihnen, als 
sie diesem später aus innerer Neigung oder wohl noch mehr 
um des Vorteils willen in Scharen zuströmten, den Uebertritt, 
sobald dem Fiskus und der privilegierten islamischen Krieger- 
schicht daraus eine Schmälerung der Einkünfte aus der Unter- 
tanensteuer zu erwachsen drohte. Der wahre Antrieb zur Er- 
oberung des hundert Jahre nach der medinensischen Staats- 
gründung bereits Transoxanien und Spanien einschließenden 
islamischen Länderkomplexes wird heute mit Recht nicht in 
irgendeiner einheitlichen Absicht als vielmehr in der Zwangsläufig- 
keit gesehen, mit welcher die nun einmal. vom Erfolg erhitzten 
‘und nach neuer Beute gierigen Beduinenstämme zu immer neuen 
Aktionen verwendet werden mußten, schon damit man sie los 
wurde. Den Anstoß aber, daß die Beduinen, statt sich gegen- 
seitig in endlosen Stammesfehden zu zerfleischen, überhaupt zu 
einheitlicher Aktion zusammengefaßt wurden, hatte eben der 
theokratische Staat von Medina gegeben, wie er es auch war, 
der hinter allen den nun folgenden, vielfach von ihm mißbilligten, 
zumindest aber gewiß nicht von ihm initiierten Aktionen doch 
überall mit seinen Ansprüchen nachrückte und damit das so 
blindlings Eroberte zur, wenn auch nur lockeren, Einheit zusammen- 
fügte und zusammenhielt. Jedenfalls war in den anderthalb 
Jahrtausenden arabischer Völkerwanderung trotz mehrfacher 
Ansätze zur Staatenbildung keine Gründung von einiger Dauer 
geglückt. Wenn jetzt die Gründung eines Weltreiches möglich 
war, so ist dies eben einzig der ‚morgenländischen‘ Bewegung 
zuzuschreiben, die im Islam ihr Stichwort und ihren Organisator, 
in den arabischen Beduinen das Werkzeug ihrer Verwirklichung 
gefunden hat 2%). Die nächste Phase der islamischen Geschichte 
=~ s Die arab. Völkerwanderung, d. i. das Ausschwärmen arab. Stämme 
in den Wüsten-Raum zwischen dem syrischen und dem mesopotamischen Kultur- 
land, belegt bereits eine Inschrift Salmanassars II. von 854 v. Chr., auf der in 
der um Damaskus gescharten Koalition gegen Assur neben Ahab von Israel 


auch ein Gindibu, der Aribi, erscheint (H. Winkler, Auszug aus der 
vorderasiat. Gesch. S. 71). Der bedeutendste vorislamische Versuch, einen 
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ist so stark vom Arabertum beherrscht, daß J. Wellhausen 
seiner Darstellung derselben den Titel »Das arabische Reichs 
geben durfte. Doch es ist das nur ein Intermezzo von nicht 
hundert Jahren. Durch Ausdehnung und äußeren wie inneren 
Krieg verbraucht, seiner Machtstellung nicht gewachsen, viel- 
mehr in ihr verlotternd, unterhöhlt vom ihm durchaus ent- 
gegengesetzten Islam, hat das Arabertum sehr rasch dem sich 
aus anfangs verhältnismäßig schwacher Position zur Herr- 
schaft emporringenden Geist des Morgenlandes und dessen 
immer adäquater werdendem religiösen Ausdruck Platz machen 
müssen 2). 

Zunächst verlor Arabien bereits mit der Ermordung des 
Kalifen “Osman das Privileg, Sitz der Regierung zu sein, an das 
alte Kulturland. Medina hat dieser, von irakensischen und 
ägyptischen Kriegern verübten Tat passiv zugesehen und damit 
war ihre Rolle als Hauptstadt des Weltreichs — die sie auch sonst 
schon ihrer Lage wegen kaum auf die Dauer hätte behaupten 
können — ausgespielt. “Ali residierte zu Kufa im Irak, dessen 
Truppen ihn zum Kalifen proklamiert hatten. Mu’awia, der 
syrische Statthalter, der als Vetter und berufener Rächer des 
ermordeten ‘Osman ‘Ali das Herrscheramt streitig machte, 
wählte — über die von Parteien zersetzten, launenhaften Krieger 
der irakensischen Lagerstädte mit seinen disziplinierteren, an 
das Zusammenarbeiten mit der Syrien beherrschenden politi- 
schen Macht seit Jahrhunderten gewöhnten Beduinentruppen 
siegreich — Damaskus zur Residenz, wo seine Familie, die 


arabischen Staat zu gründen, war von Palmyra aus unternommen worden, 
das aus der Oase und dem Karawanenhandel ein selbständigen Bestand und poli- 
tische Aspirationen ermöglichendes Einkommen bezog. In Roms Bedrängnis 
kann sein Regent sich »selbständiger Statthalter des Kaisers für den Osten« 
nennen und Zenobia, die Witwe nach ihm, für ihren unmündigen, zum römischen 
Kaiser ausgerufenen Sohn auch in Aegypten und Kleinasien gebieten, bis Aurelian 
273 der Herrlichkeit von Staat und Stadt ein Ende macht (Mommsen, Röm. 
Gesch. V 4z28ff... Was hernach an arabischen Staaten selbständig besteht 
— wenn es überhaupt diesen Namen verdient — hat die Subsidien des persischen, 
bzw. römischen Nachbarn zur Voraussetzung, durch welche die Könige, ein 
ihnen die Herrschaft verbürgendes Kriegerkorps zu unterhalten, instand ge- 
setzt sind. Ein Ausbleiben der oström. Subsidien läßt den Gassaniden-,Staat' 
augenblicklich in Stämme zerfallen, die zur Beute der Perser werden 


(61 3/4). 
35) Unter ‚Arabertum‘ ist hier — im Gegensatz zu der sprachlich aller- 
dings rasch arabisierten aramäischen Bevölkerung des Kulturlandes — das 


Städtertum der Halbinsel und der Standlager sowie die Beduinen der Wüste 


verstanden. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 53. 2. 25 
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Banü “Umajja, go Jahre lang im Besitz des Kalifates regieren 
sollte (660—750) 2°). 

Trotz dieser frühen Abwanderung des politischen Schwer- 
punktes nach dem Kulturland trägt die "Umajjadenherrschaft 
doch ausgesprochenen, allerdings nicht immer gleich stark be- 
tonten, sondern deutlich auf Zersetzung hinsteuernden national- 
arabischen Charakter. Auf arabische Anschauung stützt sich 
die Legitimität des Hauses: gegen den nach ihrer Behauptung 
an der Ermordung ‘Osmāns mitschuldigen ‘Ali den Kampf aut- 
zunehmen war nach arabischer Anschauung ihre Verwandtschafts- 
Pflicht — er führte notwendig zur Beanspruchung des Kalifates, 
denn anders war er kaum zu führen. Mu’awia beanspruchte — 
auch hierin arabischer Anschauung folgend — die Herrschaft 
für sein Haus als ein diesem gebührendes Erbe nach dem 
“Umajjaden “Osman, und da das Haus “Umajja zu demselben 
Stamm, den Kuraisch, gehörte wie die Banü Haschim, das Haus 
des Propheten, so war wieder arabischer Anschauung entsprochen, 
welche die Herrschaft vor allem als Eigentum des Stammes an- 
sieht. Die “Umajjaden vererben die Herrschaft — auch dies ist 
arabisch — in ihrem Hause durch Verfügung über die nächste, 
auch übernächste Nachfolge, wobei die zunächst hervortretende 
Tendenz zur Vererbung vom Vater auf den Sohn der altarabischen 
Senioratserbfolge wieder weichen muß 2°). Trotz der politischen 
Degradierung Arabiens empfängt der Kalifenhof von Damaskus 
sein entscheidendes Gepräge doch von der nationalen Lebensform, 
wie sie in Mekka und Medina gerade jetzt emporgedeiht. Die 
“Umajjaden haben den Zusammenhang mit ihrer Heimat nie 
verloren. So sicher fühlen sie sich in der Wüste, daß sie ihre 
prächtigen, bildergeschmückten Schlösser hier errichten, Stätten 
echt arabischen Jäger-, Reiter- und Sängerlebens, inmitten von 
Gärten, die sie mit den reichen Mitteln, die ihnen zu Gebote 
stehen, vor allem mit den aus der Kriegsbeute stammenden 
Sklavenherden durch künstliche Bewässerung dem Wüstenboden 
abringen. Gleich ihnen machen es die Großen des Reichs. Schon 
Mohammed hatte die Gefährten seiner Auswanderung nach 
Medina, die dort seine Leibgarde bildeten, mit den den Juden, 

26) Für die “Umajjadenzeit vgl., falls kein anderer Hinweis, J. Well- 
hausen, Das arab. Reich und sein Sturz. 

27) A. v. Kremer, Herrschende Ideen, S. 392 ff. Unter den Herrschern 


der Dynastie sind der 2., 3., 5. und 6. als Nachfolger des Vaters auf den Thron 
gelangt. 
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den bis dahin einzigen Bestellern des Bodens, abgenommenen 
Oasen ausgestattet. Nun ziehen sich die Ex-Statthalter nach der 
Aussaugung der Provinzen prinzipiell nach Mekka und Medina 
zurück und treiben mit ihren Schätzen und Sklaven ringsum 
Plantagenwirtschaft, während die Städte des Propheten selbst 
Mittelpunkte des Vergnügens, des Luxus und verwegenen Ge- 
sanges werden 2°). Arabisch ist die sehr freie Art, mit der sich 
zunächst die große Menge dem Kalifen gegenüber verhält, der 
zumindest am Freitag als Vorbeter der hauptstädtischen Ge- 
meinde fungiert: die Moschee ist Fortsetzerin der alten Stammes- 
versammlungen, als solche auch Ort rein weltlicher Zusammen- 
künfte — hier diskutiert der Kalife in oft stürmischer Versamm- 
lung die öffentlichen Angelegenheiten mit dem Volke. Nicht 
anders steht es in den einzelnen Heerstädten zwischen den dort 
angesiedelten arabischen Kriegern und den ihnen »für Krieg und 
Gebet« vorgesetzten Statthaltern (Emiren). Ein solcher Statt- 
halter von Kufa läßt wohlweislich den Kiesboden der Moschee 
durch Steinpflaster ersetzen, weil die Kufenser sogar beim Gottes- 
dienst den unliebsamen Vorgesetzten mit Steinen zu bewerfen 
pflegten. Die natürliche Beredsamkeit des Arabers kam in den 
Moscheenversammlungen zu voller Wirkung. — Vor allem aber 
beruht die Herrschaft der “Umajjaden auf der klugen Verwendung 
der Beduinenstämme, die sie durch Verschwägerung, Geld oder 
Gunstbezeugungen an sich fesseln und denen sie in regelmäßigen 
Sommerfeldzügen gegen Ostrom immer wiederkehrende Gelegen- 
heit zu neuer Beute bieten. Freilich hat ebendieses Stammes- 
wesen, das auch die Heerstädte durchsetzte und »durch eine 
Art Integrierung« zur Bildung eines unüberbrückbaren, alle 
politischen und sonstigen Streitfragen mitvertretenden Gegen- 
satzes zwischen zwei großen Sammelgruppen führte, zum Unter- 
gang des “"Umajjadenreiches entscheidend beigetragen. 

Die hier beigebrachten Züge charakterisierten das Kalifat 
von Damaskus als eine traditionale Herrschaft, die sich 
als Königtum (mulk) fühlt und gibt. Die Emire der Pro- 
vinzen sind zur Zeit Mu’awias eher dessen ‚Bundesgenossen’ 
als Beamte. Den Beistand “Amrs, des Eroberers von Aegypten’ 
erwarb sich Mu’awia, indem er ihm diese Landschaft mitsamt 
deren Steuerertrag überließ 2%). In der Chronik des Theophanes 


3) H. Lammens, Le berceau de l'Islam. 94 ff., 154 ff. 
29) A. v. Kremer, Kulturgeschichte des Orients I 100. 
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(Weltjahr 6169.6171 = 661.663 D) erscheint dieser Kalife 
als nowrooudußovAos unter den odußovioı, den Großen seines 
Hofes, die eine Art von bisweilen tumultuösem Parlament bilden. 
Diese Mischform von ‚primärem Patriarchalismus‘ und ‚Geronto- 
kratie‘ — neben dem durch sein Erbrecht legitimierten Herrscher 
stehen die ‚Aeltesten‘, ihnen gegenüber die übrigen Muslims als 
‚Genossen‘ mit traditionaler Bindung; ein persönlicher Ver- 
waltungsstab fehlt noch fast gänzlich — muß sich modifizieren: 
die ‚Genossen‘ werden zu allerdings den Ungläubigen gegenüber 
privilegierten ‚Untertanen‘, die Emire werden geflissentlich 
nicht mehr aus der alten, sich dem Herrscherhaus gleichberechtigt 
fühlenden Aristokratie, sondern aus zuverlässigen Klienten 
des Hauses und aus Emporkömmlingen gewählt. Mit der Autori- 
tät seiner Person hatte der Kalife “Omar I. die großen Eroberungen 
seiner Regierungszeit für den Staat gerettet, indem durch ihn 
»das arabische Beuterecht zur Seite geschoben wurde und der 
Staat zwischen Heer und Unterworfene trat«, das eroberte Land 
als sein Eigentum (d. h. das der Gesamtgemeinde) ansprechend, 
aus welchem den Kriegern lediglich eine jährliche Ertragsrente aus- 
zuzahlen war. Jetzt beginnt sich, anknüpfend an die vorge- 
fundenen, erst in der zweiten Generation — und auch da nur der 
Sprache nach und nicht hinsichtlich der Sache und des Personals 
— arabisierten Institutionen der Byzantiner und Perser eine 
Verwaltung auszubilden, die keineswegs nur auf die von den 
Provinzen einfließenden Zahlungen angewiesen war, sondern 
durch den Ertrag der staatlichen Plantagenwirtschaft von sich 
aus der Regierung die Mittel bot, die in den Heerstädten immer 
mehr verlotternden Krieger durch ergebene Beduinenstämme 
und Söldnertruppen zu ersetzen. Freilich: erstere waren auch 
ein reichlich unsicheres, entscheidend von der Gesamtkonstel- 
lation der Stammesfehden bestimmtes Element, welches der 
Dynastie gegenüber selbstbewußt und selbständig sich hielt 39%. 
Um so größer die Rolle der Söldnertruppen, mit denen die ganzen 
inneren Kämpfe der letzten “"Umajjadenzeit ausgefochten werden. 








30) Stolz läßt der Dichter Farazdak die Beduinen seiner Zeit dem 
Herrscherhause (das nach Merwän I [683—685] hier apostrophiert wird) zurufen 
(Hamäsa, Uebers. von F. Rückert): 

Haus Merwans gebt uns unser Recht und nah sind wir euch gerne. 
Doch wenn ihr dieses uns versagt, so laßt uns in die Ferne. 

Denn offen steht und frei uns noch von euch ein Weg, ihr Fürsten, 
Mit unsern Falben, welche nach dem Hauch der Wüste dürsten ... 
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Mit ihrer Hilfe, zuweilen auf eine fremdländische Sklavenleib- 
wache gestützt, brachten rücksichtslos energische Statthalter 
die unruhigsten Heerstädte zum Schweigen. Wenn ein Mann wie 
Hadjdjadj die Kanzel bestieg, in stürmische Versammlung seine 
Drohungen zu donnern, da erstarb der spöttische Zwischenruf 
auf den Lippen und sank der Arm herab, der schon bereit ge- 
wesen war, den Kiesel auf den Redner herabregnen zu lassen. 
Die Tribüne, von der herab einst heißatmige politische Rede die 
Massen entzündet hatte, wird zur Kanzel: schweigend hat das 
Volk die im schweren, langgezogenen Ton der medinensischen 
Suren hergesagten Enunziationen der Regierung hinzunehmen 3), 


Auch äußerlich tritt der Kalife jetzt anders auf: in seiner 
Titulatur wird er vom ‚Stellvertreter des Gesandten Gottes‘ 
zum ‚Stellvertreter Gottes‘ 3). Den in stolzen Palästen Resi- 
dierenden hebt die Pracht der Lebensführung hoch über die 
Menge der Untertanen, die ein reicher Hofstaat und eine zu 
hierarchischer Abstufung neigende Verwaltung von dem Herrscher 
sondert. Dieser liebt es mit seiner Majestät zu prunken. Er 
verbietet, in seiner Gegenwart viel zu reden oder ihm zu wider- 
sprechen ®), Bei Audienzen thront er nach Chosroenart mit 
untergeschlagenen Beinen auf erhöhtem Polstersitz. Harems- 
wesen und dessen unerläßliche Patrone, die Verschnittenen — 
letztere von Byzanz herübergenommen %4) — stellen auch an 
diesem morgenländischen Hofe bald sich ein. Fröhlicher, des 
koranischen Verbotes offen spottender Weingenuß vereinigt 
mit dem Herrscher begünstigte ‚Zechgenossen‘ (nudama). 

Aber diese typisch traditionale Herrschaft enthält doch 
auch ein, zuweilen von den Herrschern mißachtetes, aber nie 
preisgegebenes legales Moment, welches auf der Verbindung 
des Herrscheramtes mit der Religion beruht. Wie weltlich das 
Regime nach Ursprung und Gestion immer war, seine Träger 
hießen doch Stellvertreter des Propheten oder Allahs, Beherrscher 


3) H. Lammens, 1l. c. 227f. 

22) J. Goldziher, Du sens propre des expressions Ombre de Dieu, 
Khalife de Dieu etc. in Rev. de l'hist. des religions XXXV (1897) 331 ff. will 
das ‚Chalifat Allah‘ als ursprünglich ‚den von Gott gebilligten Kalifen‘ bedeutend 
verstanden wissen. Das mag für einzelne Theologen- Juristen zutreffen, in der 
Allgemeinheit konnte der Titel gewiß nur so wörtlich verstanden werden, wie 
er gemeint war. Einen anderen theologischen Versuch, den Titel für den Recht- 
gläubigen zu retten s. u. Anm. 73. 

33) So als erster ‘Abd alMälik (685—705). Al-Fachriltrad. p. Amar),g5. 

3) Kremer, Kulturgesch. I 148. 
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der Gläubigen, daneben auch Imame, und regierten auf dieser 
Grundlage. Sie hatten religiöse Funktionen zu verrichten, 
setzten ihre Statthalter sfür Krieg und Gebet« ein — äußerlich 
wie auch in ihrem und ihrer Untertanen Bewußtsein nahm die 
Religion die bestimmende Stelle ein: sie nennen sich auf In- 
schriften vorzugsweise »Knecht Gottes«e. Keiner dieser ‚Könige‘ 
hat an eine Erbteilbarkeit seines ‚Eigentumes‘ (mulk) gedacht 
und von einem ihrer Reihe, von “Omar II. darf man sagen, daß 
er auf die legale Herrschaftsform als auf sein Ideal hingearbeitet 
hat — »es war nicht Mulk, was seine Herrschaft darstellen 
wollte« 35). 

Dieser Kalife war — im Gegensatz zu den anderen Prinzen 
des Hauses — in dem Kreise der medinensischen Frommen auf- 
gewachsen, die abseits von dem Damaszener Regime und in 
deutlicher Oppositionsstellung dazu die Sunna des Propheten 3$) 
und vor allem das legendär erhöhte Ideal der Zeit der Raschidün 
hegten und pflegten. Das ‚weltliche‘ Gebaren der “Umajjaden 
— dieses dem Propheten am erbittertsten widerstrebenden, erst 
durch Gewalt bekehrten Hauses — mit seinem Anknüpfen an 
die heidnischen Traditionen des Arabismus und seiner Anpassung 
an die Erfordernisse und Verlockungen des Kulturlandes gab den 
treuen Nachfolgern des Gesetzes und der Lebensweise des alten 
Islams sicherlich tiefes und ständiges Aergernis. Hinzu kam, 
daß die alte Aristokratie des Islams — die Prophetengenossen 
und deren Söhne — sich um ihren Anteil an der Herrschaft be- 
trogen und in Mekka und Medina abseits und übergangen fühlten. 
Mochte man den Mu’awia hingenommen haben, ein erbliches 
“Umajjadenkalifat ertrug man nicht ohne bewaffneten W ider- 
stand. Zwölf Jahre lang (680—692) behauptete sich Ibn Zubair 
gegen die Damaszener als Kalife in Mekka, das er, den geistlichen 
Charakter seiner Stellung betonend, trotz seiner Anerkennung 
im Irak nicht verließ. Nach dem Zusammenbruch dieses Gegen- 
kalifates haben sich die Frommen mit der Sachlage abgefunden, 
um jetzt durch vorwiegend geheime Wühlarbeit den Staat nur 
noch mehr zu unterhöhlen, aus ihrem sichern Schmollwinkel her- 
aus die von überall zusammenströmenden Muslims, deren religiöse 





3%) J. Goldziher, Muh. Studien II 34. 

36) d. h. der (angeblich) »auf direkte Anordnung, stillschweigende Billi- 
gung oder unzweideutige Uebung des Propheten« sich stützende, »in der alten 
muhammedanischen Gemeinde lebende Usus mit Bezug auf ein religiöses 
oder gesetzliches Moment.« a. a. O. II 11, 16. 
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Erregung an den heiligen Stätten nutzend, wirksam zu be- 
arbeiten. Empfänglich für diese Hetze war und blieb vor allem 
der Irak mit den von ihm aus eroberten und mit Militärko- 
lonien besiedelten iranischen Provinzen: der Osten konnte es 
nicht verschmerzen, daß er mit “Alis Untergang die Teilnahme 
an der Herrschaft verloren hatte — schon, daß die Bezüge seiner 
Krieger hinter denen der syrischen zurückstanden, zeigte ihm 
deutlich, wie er zur Provinz herabgesunken war, weshalb hier 
auch immer wieder von der Schi’‘a (schtiat ‘Ali ‚Partei des 
“Ali‘) propagierte alidische Prätendenten Gefolgschaft fanden. 
Auch blühte unter dem Einfluß persischer Elemente hier — man 
denke an die Schulen von Basra und Kufa — ein reiches religiöses 
Leben empor, einig mit dem Hidjaz in der Opposition gegen die 
‚weltliche‘ “Umajjadenherrschaft.e. Hinzu kamen die Forde- 
rungen der Neubekehrten vor allem persischer Nationalität, sie 
mit den arabischen Eroberern gleichzustellen, sie also von den 
Lasten, die sie als Unterworfene zu leisten hatten, zu befreien 
und ihre Teilnahme am Kriegsdienst durch Einbeziehung in die 
Jahrespensionen zu entlohnen — Forderungen, die dem Staats- 
haushalt schwere Verlegenheiten zu bereiten drohten, von den 
nur nach religiösen Gesichtspunkten urteilenden Frommen jedoch 
gebilligt werden. 


Die Sammlung all dieser oppositionellen Elemente in dem 
Lager der Rechtgläubigkeit war eine um so dringendere Ge- 
fahr, je mehr das Arabertum für die Dynastie an Bedeutung 
verlor. Die Halbinsel selbst hatte sich aus dem Zusammenhang 
mit dem Gesamtreich schon sehr früh gelöst — hier herrschten 
unter eigenen Anführern seit den Tagen “Alis die von der übrigen 
Gemeinde deutlich geschiedenen Charidjiten, nicht selten nur in 
blutigen Kämpfen vom Kulturland ferngehalten 37). Die Stämme 
des Kulturlandes, teils in Zusammenhang mit diesem ein halb- 
nomadisches Dasein führend, teils angesiedelt in den Heerstädten, 
waren in ihrem politischen Verhalten keineswegs mehr ausschließB- 
lich vom Kalifen bestimmt, nahmen vielmehr in den Auseinander- 
setzungen zwischen Damaskus und den einzelnen aufrührerischen 
Provinzen oder Statthaltern oder Parteien wechselnde, von 


37) Sie sind durch ihre politische Loslösung die erste Sekte im Islam, 
eine ethisch es durchaus ernst meinende, auf keine Kompromisse sich einlassende 
‚puritanische' Bewegung, jeder Anpassung des Islams an die Welt, sei diese 
nun das Kulturland oder das Wüstenarabertum, strenge feind. 
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autonomen Interessen, hauptsächlich aber von der Entscheidung 
ihres Stammverbandes diktierte Stellung. 


Unter diesen Umständen mußte eine ihres religiösen Funda- 
mentes nie ganz vergessene Herrschaft es sich doppelt angelegen 
sein lassen, ihren Gegnern im Namen der Religion entgegenzu- 
treten. Die Möglichkeit dazu bot die Gefolgschaft, die ein Teil der 
Frommen selbst leistete, hiefür vom Herrscher und dessen Statt- 
haltern mit Richter- oder Vorbeterämtern oder durch Heran- 
ziehung an den Hof belohnt. Den in unbeugsamer Opposition 
Verharrenden war solch ein öffentliches Amt ein Greuel — wirk- 
lich war seine Annahme nur bei großer Willfährigkeit gegenüber 
den Wünschen der Regierung möglich. So wird uns von einem 
dieser regierungstreuen Frommen berichtet, daß er ein Heft 
angeblicher Prophetenaussprüche ohne weiteres mit seinem 
Namen autorisierte, als es ihm von einem “Umajjadenprinzen zu 
diesem Zwecke überreicht wurde. Mit solchen Traditionen näm- 
lich suchte die Regierung ihre Maßnahmen und Einrichtungen 
gegenüber dem, was die Opposition als Sunna propagierte, zu 
rechtfertigen 38). Der Kampf mit den Verfechtern eines legalen 
Kalifates zwang sie, auch ihrerseits die legalen Grundlagen 
ihrer Herrschaft zu betonen und auf religiöse Motivierung ihres 
Tuns und Lassens Gewicht zu legen. »Der Islam machte Fort- 
schritte in der herrschenden Familie.« »Mu’awia, “Abdalmalik, 
Walid, Sulaiman stellen insofern eine aufsteigende Reihe dar — 
Omar II. steht an der Spitze« 3%). Letzterer, dem Religion durch- 
aus kein Mittel zur Herrschaft, sondern allen Ernstes die be- 
stimmende Macht bedeutete, blieb nun freilich eine Ausnahme in 
seinem Hause. Aber, daß er in diesem Hause bis zur höchsten 
Würde aufsteigen konnte, zeigt doch immerhin, wohin die Ent- 
wicklung strebte und andererseits hat seine drei Jahre währende 
Regierung einen so starken Eindruck hinterlassen, daß durch sie 
das Kalifat oder doch wenigstens die Vorstellung davon bestim- 
mende Züge erhielt. Die “Umajjaden haben nicht nur auf die 
Gesetzesentwicklung, sondern auch auf Ritus und Dogma modi- 
fizierend eingewirkt. So haben sie gegen die Verfechter der 
menschlichen Willensfreiheit energisch Stellung genommen und 
als Rechtgläubigkeit propagiert, alle bestehenden Glaubenssätze 
auch mit ihren Widersprüchen hinzunehmen und an die Vorher- 


389) J. Goldziher, Muh. Stud. II 34 ff. 
»») J. Wellhausen, a. a. O. 167. 
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bestimmung des Schicksals zu glauben — solche Gesinnung ließ 
am ehesten erwarten, daß mansich auch mit der nun einmal die 
Macht besitzenden Dynastie abfinden, diese sogar als ‚gottge- 
wollt‘ bejahen und unterstützen würde. 

Erschien die "Umajjadenherrschaft einmal als legales Kalifat, 
dann konnte ihr ein charismatisches Moment, das solche heilige 
Würde notwendig ihrem Träger verleihen muß, nicht lange vor- 
enthalten bleiben 9%). Die Wandlung in Titulatur und Auftreten 
(s. o.) bringt es deutlich zum Ausdruck. Den Herrschern selbst 
war diese Verbrämung ihrer Machtstellung mit legalen und charis- 
matischen Zügen — soweit sie ihnen überhaupt bewußt geworden 
sein mögen — kaum mehr als Mittel für ihre weltlichen Zwecke. 
So wie sie wenig davon innerlich ergriffen waren, taten sie auch 
alles, um durch offene Zucht- und Sittenlosigkeit den in Aus- 
bildung begriffenen schützenden Nimbus zu zerstören. Als ihnen 
die Leitung der überdies durch gegenseitige Kämpfe aufgeriebenen, 
in den Städten rasch verlotterten arabischen Stämme entglitt 
und die ökonomische, soziale, nationale Unzufriedenheit der Neu- 
bekehrten in religiös-politischen Bewegungen ihre Organisations- 
form fand, besaßen sie kein Machtmittel mehr, sich auf dem 
Thron zu halten. Ein blutiger Zwist im Herrscherhause selbst 
bahnte den so gesammelten feindlichen Kräften den Weg zum Sieg. 


Als Mandatare der Frommen, mit der seit den Tagen “Alis 
im Irak und in Iran nicht mehr verstummten Losung ‚Das Kalifat 
dem Hause des Propheten‘, die Mißgunst des Ostens gegen 
Syrien, den Haß der neubekehrten Perser gegen die national- 
arabische Herrschaft nutzend, hatten die Abbasiden die 
“Umajjaden besiegt und sich an ihre Stelle gesetzt (750). Ein 
Zweig der vielgespaltenen Schřat “Ali — sie gehörten, wie die 
Aliden als Banü Haschim dem Hause des Propheten an, diesem 
zwar entfernter verwandt als jene, dafür auf eine Erbrechts- 
übertragung seitens eines Aliden pochend — rissen sie durch 
ihre Emissäre mit der klugerweise weit genug gewählten Losung 
die Ostprovinzen mit sich und proklamierten, glücklicher als all 
die vielen erfolglos untergegangenen alidischen Prätendenten, 
Ihren ‚Gottesstaat‘, von Anfang an den legalen, geistlichen 
Charakter ihres Amtes und das persönliche Charisma von dessen 
Träger betonend. Sie geben vor, auf den Trümmern einer von 


— 





4°) Vgl. J. Goldziher, Vorlesungen S. 85. 
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den Frommen als gottlos verschrieenen Regierung ein der Sunna 
des Propheten, den Anforderungen der göttlichen Religion ent- 
sprechendes Regiment zu begründen« ®). Prinzipiell wird in ihrem 
Staate alles und jedes nach Koran und Sunna entschieden. Der 
dadurch benötigte Apparat von theologisch-juristisch gebildeten 
Beamten rekrutiert sich aus den “Ulema, die damit beginnen, 
sich auf die Verwendung im Staatsdienst einzurichten ¢?) und 
zu einem ausgesprochenen Stand zu werden — sehr in Gegensatz 
zu ihrer bisherigen gänzlich unabhängigen, ökonomisch von 
andersartiger Berufstätigkeit oder von Vermögensbesitz er- 
möglichten Stellung. Auch in dogmatischen Streitigkeiten zu 
entscheiden, dünkt diesen Kalifen ihre Sache zu sein. Während 
bisher die Lehrmeinungen — sofern sie nicht zu akuter politi- 
scher Abspaltung führten — nebeneinander gestanden hatten, 
kommt nun eine harte Unduldsamkeit auf, die den Gegner ver- 
ketzert, überall aufspürt und mit Machtmitteln verfolgt. Das 
hatte die ethisch-rationale Richtung der Mu‘tazila in den Islam 
gebracht, dem solche Intoleranz schon wegen seiner wenig ge- 
festigten, die größten Widersprüche beherbergenden Form an 
sich fremd sein mußte. Im Gefolge einer auf ein streng rationales 
System hinzielenden Bewegung dagegen, die mit sc viel Wider- 
sprüchen aufräumen mußte, ist intolerante Härte durchaus 
verständlich. Doch so wie die alte Rechtgläubigkeit sich mit 
Asch’ari die Denkmethoden des mu‘tazilitischen Gegners dienst- 
bar gemacht hat, übernahm sie von diesem auch die Unduldsam- 
keit und als vornehmstes Kampfmittel die Ketzerverfolgungen. 
In dem vorübergehenden Bündnis — es war ein unnatürliches — 
von Mu’tazila und Kalifat war die ganze weltliche Macht im 
Dienste der mu‘tazilitischen Intoleranz gestanden. Als das 
Kalifat zur orthodoxen Lehre den Rückweg gefunden hatte 
(847, 20 Jahre, nachdem das Dogma vom Erschaffensein des 
Korans als Staatsgesetz verkündet worden war) — die reinere 
Gottesvorstellung und Ethik der Mu'tazila stand in tiefem, bald 
fühlbarem Gegensatz zur Despotie —, lieh es seinen Arm in 
gleicher Weise dem früheren Gegner, der sich in diesem Kampfe 
den Hang nach einem festen — wenn auch keineswegs rationalen 


— 





a) J. Goldziher, a. a. O. 49. Vgl. Moh. Studien II 52 ff. 

42) Auch jetzt hat es nicht an Frommen gefehlt, die lieber Verfolgung 
litten, als sich im Staatsdienst ihrer Unabhängigkeit zu begeben. Vgl. A.Mez, 
Renaissance des Islams zog f. 


< 
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— System und einen bis dahin unbekannten Fanatismus, mit dem 
er sich verteidigte und durchsetzte, angeeignet hat. 

Den geistlichen Charakter ihrer Stellung betonend, nennen 
sich die abbasidischen Kalifen vorzugsweise ‚Imame‘, ‚Vorbeter 
der Gemeinde‘. Als ‚Herren der zwei Schwerter‘ haben sie »die 
Grenzen des Reichs zu schützen und zu verteidigen, anderseits 
den Glauben in seiner dogmatischen Form zu sichern und Un- 
glauben und Häresie zu bestrafen« $). Der Titel ‚Kalife‘ wird 
jetzt durchgängig als ‚Kalife Allahs“ verwendet, daneben kommt 
die Bezeichnung ‚Schatten Gottes auf Erden‘ auf, eine Wieder- 
belebung der alten morgenländischen Vorstellung von dem 
Herrscher als dem lebenden ‚Bild Gottes‘ (Schatten = Schatten- 
bild) %4). Als Inkarnation der Gottheit wurde von einer Gruppe 
seiner Anhänger schon der zweite Abbaside — gegen seinen 
Willen — verehrt; die späteren haben solche Verehrung als über- 
menschliche Wesen nicht nur hingenommen, sondern verlangt. 

Es ist der altorientalische Herrschergott, der hier wieder- 
ersteht, als solcher das Ebenbild des morgenländischen, nach 
dem Bilde des weltlichen Heırschers konzipierten Weltengottes, 
wie er in der gegen alle Rationalisierungsversuche erfolgreich 
verteidigten Orthodoxie weiterlebt. Wie Allah in schrankenloser 
Willkür über die Welt, so waltet der Kalife in seinem Reich. Was 
Koran III 25 von Gott gesagt ist: »Du erhebst wen Du willst 
und Du erniedrigst wen Du willst. In Deiner Hand ist das Gute. 
Siehe, Du hast Macht über jedes Ding«, gilt auch von ihm. Wie 
der Gläubige als ‚Knecht Allahs‘ sich im Gebete vor dem ‚Herren 
der Welten‘ niederwirft und mit der Stirn den Boden berühıt, 
so prosterniert er sich auch vor dessen ‚Stellvertreter‘. Dieser 
liebt es, seine durch ihre Willkür der Allahs durchaus wesens- 
gleiche Macht durch Unerwartetes manifest zu machen: mär- 
chenhafte Gunstbezeugungen lassen den davon ganz unvor- 
= JG oldziher, Ueber Dualtitel. Wr. Ztschr. z. Kunde d. Morgenl. 
XIII (1899) 325, Anm. 3. 

4“) Die Vorstellung läßt sich für den Hellenismus und im Neuen Testa- 
ment mehrfach belegen [ vgl. die Bemerkungen und HinweisebeiF.Babinger, 
Zwei türk. Schutzbriefe usw. in Monde orientale [1920) 128 Anm. 2], sie findet 
sich bei einem Engländer des 12. Jahrh.s (s. K. Burdach, Rienzo S. 239 
Anm. 1): est ergo ... princeps in terra quaedam divinae majestatis imago. Die 
Erklärung J. Goldzihers (Du sens propre des expressions Ombre de Dieu 
usw. in Rev. de l'hist. d. rel. XXXV [1897] 331 ff.) als ‚Asyl der Bedrückten‘ 
ist zwar belegbar, stellt aber nur einen Ausweg dar, den sich die Theologen ange- 


sichts des seinem wirklichen Sinne nach mit dem Islam unvereinbaren Herrscher- 
titels gefunden haben. 
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bereitet Betroffenen vor Staunen erstarren; aber neben dem 
Thron steht auch der Henker und liegt ein Leder ausgebreitet, 
auf dem ein ebenso Ahnungsloser, der sich eben noch im Voll- 
besitz der Gnade gedünkt, im Angesicht des Herrschers ent- 
hauptet wird. Und der geheimnisvolle, von der Orthodoxie 
verteidigte Widerspruch, daß Allah trotz der Existenz des un- 
erschaffenen Korans in absoluter Willkür herrscht, findet auf 
Erden eine einfache Lösung: Zwar geschieht hier alles im Namen 
des heiligen Gesetzes, aber es sind die Theologen- Juristen zur 
Hand, die jedem Wunsch des Herrschers die formale Recht- 
fertigung erklügeln, so daß dieser faktisch in unbeschränkter 
Willkür herrscht. Z. B. werden, um den Luxus des Kalifenhofes 
zu Techtfertigen, jetzt Traditionen von dem Luxus, der angeblich 
im Kreise des Propheten geherrscht hat, in Umlauf gesetzt — 
nicht weniger frei erfunden wie die früher gegen die “Umajjaden 
geschmiedeten Hadise der medinensischen Frommen, die nicht 
genug die Schlichtheit jenes goldenen Zeitalters hatten dartun 
können. 


Den ihrer Herrschaft gemäßen Formenschatz schöpfen die 
Abbasidenkalifen vornehmlich aus den Traditionen des mit ihnen 
hochgekommenen Persertums. Ein Jahrhundert nach der Ver- 
nichtung der Sassaniden (651), genährt von der nie erloschenen 
Gemeinschaft des Feuerkultes und von den zahlreichen, der 
Wiederherstellung der nationalen Freiheit geltenden oder doch 
in irgendeinem Gewande nationale Aspirationen mitvertretenden 
Aufständen, hat dieses Persertum die dünne arabische Eroberer- 
schichte im ganzen östlichen Bereiche assimiliert (sinnbildlich 
dafür: die iranische Hose verdrängt den arabischen Burnus) 
und steigt nun in dem ihm näher gerückten neuen Zentrum des 
Islams zur höchsten Bedeutung empor. Der Sassanidenstaat 
war die Festung ungebrochenen morgenländischen Daseins ge- 
wesen, in der sich dieses gegen die hellenistisch-römische Ver- 
mählung von Ost und West erfolgreich gewehrt hatte; indem er nun 
einen seinem Sinne nach ‚morgenländischen‘ Staat aus seinen 
Traditionen speist, wird auch genetisch ein strukturell bereits 
bestehender Zusammenhang mit dem Alten Orient geschaffen 
und eine notwendige, bereits im Zuge begriffene Entwicklung 
rasch zur letzten Reife geführt. Die Anknüpfung geschah nicht 
unbewußt: ein Prinz des Hauses kann den ıegierenden Kalifen 
mit »dem Perser Ardeschir« vergleichen, »als dieser das erschütterte 
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Reich erneuerte« $). Das persische Regierungsideal der Ver- 
schwisterung von Religion und Staat, dieses »sichtbare Pro- 
gramm der sassanidischen Herrschafte, ist mit dem der Abbasiden- 
kalifen identisch: Religion nicht bloß Staatsinteresse, sondern 
zentrale politische Angelegenheit. Auch die religiöse Unduldsam- 
keit hat ihre sassanidischen Vorbilder $8). 

Zwischen den in prunkvollstes Zeremoniell gehüllten Herr- 
schergott und die Untertanen schiebt sich der mit größter Voll- 
macht ausgestattete Wezir, welcher der “Umajjadenzeit gefehlt 
hatte #”), aber durchaus zur Vorstellung von einem morgen- 
ländischen Staat gehört — so ist im Koran Aron der Wezir des 
Moses; Salomon, der Prototyp morgenländischen Herrschertums 
für die islamische Welt, hat ebenfalls einen Wezir, den berühmten 
Asaf — und auch im Sassanidenstaat nicht gefehlt hat 48). Der 
Wezir steht zu seinem Herrscher so wie der Prophet zu Gott 
— beide fordern Gehorsam nicht aus eigener Gewalt, sondern 
kraft ihrer Erwählung durch Gott, bzw. den Kalifen, der denen, 
welche zum Gehorsam gerufen werden, wesensfremd und un- 
erreichbar ist $°). Dem Wezir zur Seite steht eine streng abge- 
stufte Hierarchie von Beamten und Offizieren (die beiden Lauf- 
bahnen ‚Schwert‘ und ‚Feder‘ sind genau geschieden). Dabei 
werden die \Würdenträger vorzugsweise aus begabten, dann 
skrupellos nach oben drängenden Söhnen der unteren Schichten 
genommen (nicht selten aus christlichen oder zoroastrischen 
Kreisen). Vornehmheit der Abstammung und irgendein auf 
persönliche Beziehungen gegründeter Rückhalt machen nur 
suspekt. Die “Umajjaden waren schon im Kampf um das Kalifat 
ausgerottet worden — die um die Herrschaft betrogenen alidischen 


43) Gedicht des Ibn al-Mutazz auf Al-Mutadid (892—902). Ztschr. d. 
deutsch. Morgenl. Ges. XL (1886) 563 f. 

t6) Vgl. J. Goldziher, Islamisme et Parsisme in Rev. de l'hist. d. rel. 
XLIII (1901) 7 ff. 

47) El-Fachrt, 243 ff. Ueber die Befugnisse des Wezirs vgl. M. Enger 
in Ztschr. d. deutsch. Morgenl. Ges. XIII (1859) 239 ff. 

48) Ueber den Wazurg-Framadär der Sassaniden vgl. A.Christensen, 
L’emp. des Sassanides 32 ff. 

19») El-Fachri a. a. O. wird ein vom Kalifen (es ist Näsir, I1 180—1225) 
eigenhändig ausgestelltes Wezirsdiplom angeführt: »N. N. ist unser Stellver- 
treter in dem was unser Land und unsere Untertanen betrifft. Wer ihm gehorcht, 
gehorcht uns, wer uns gehorcht, gehorcht Allah, und wer Allah gehorcht, der 
kommt ins Paradies. Und wer ihm nicht gehorcht, der gehorcht uns nicht usw. 
und wer Allah nicht gehorcht, der kommt ins Höllenfeuer.« Das ist nur eine 
erweiterte Form der Formel: »Glaubet an Gott und gehorchet seinem Propheten. « 
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Vettern hatten in der Folge ungezählte Mordtaten zu erdulden. 
Auch auf Vornehmheit der Abstammung mütterlicherseits wird 
kein Wert mehr gelegt: Die ehedem durch Verschwägerung zu 
gewinnenden Stämme hatten ausgespielt. In dem verfeinerten 
Dasein hatten raffiniert erzogene persische, türkische, griechische 
oder slawische Sklavinnen den stolzen Töchtern des arabischen 
Adels den Rang abgelaufen, sich auch leichter in die Erniedrigung 
des Harems fügend. Bis auf drei hatten sämtliche Abbasiden- 
kalifen Unfreie zu Müttern. Das Prinzip der Trennung des 
Herrschers von seinen Untertanen wurde so nirgends sichtbar 
durch verwandtschaftliche Beziehungen durchbrochen. 

Die kriegerischen Machtmittel, die das Kalifat nach außen 
und innen benötigte, waren nicht mehr aus dem Lande selbst 
zu gewinnen. Man trug nur der gänzlich veränderten Sachlage 
Rechnung, wenn man den jetzt nur mehr fälschlich so genannten 
‚Kriegern‘ der ‚Heerstädte‘ die Jahrespensionen strich 5%). Die 
Völkerkammer Arabien selbst war wieder ganz in den alten 
Gegensatz zum von periodischen Beduineneinfällen heimge- 
suchten Kulturland zurückgesunken 5!), so daß zum notdürftigen 
Schutz der Pilgerfahrt eigene Wachposten und Festungen unter- 
halten werden mußten 2). Das militärische Schwergewicht 


50) C. H. Becker, Steuerpacht und Lehenswesen. Islamstud. 240 f. 
setzt die Maßregel als eine allgemeine in d. J. 833, obwohl seine Quelle (s. Becker, 
Beiträge zur Gesch. Aegyptens 134) höchstens für Aegypten gilt. Doch darf 
man annehmen, daß wirklich die Maßregel, die von den Verhältnissen längst 
gefordert war, bald überall durchgeführt worden ist. 

8&1) Seit 844 machen für ein Jahrhundert die Karmaten den Irak zum Ziel 
ihrer Einfälle; um 1050 dringen Beduinen über den Nil nach Afrika. Seither 
gilt die Perspektive, aus der um 1400 Jbn Chaldün schreibt (zitiert bei K re- 
mer, Herrsch. Ideen 404 f.): »Betrachtet alle Länder, welche die arabischen 
Beduinen seit den ältesten Zeiten erobert haben: die Kultur ist ebenso dahin- 
geschwunden wie die Bevölkerung und der Boden selbst scheint seine Natur 
gewechselt zu haben ...« Die letzte große Beduinenbewegung war die Mitte 
des 18. Jahrh.s einsetzende, noch heute nicht abgeschlossene der Wahhabiten. 
Als zu Ende des Weltkriegs die den Schutz des Kulturlandes ausübende türkische 
Armce Syrien räumen mußte, waren die Städter — arabisch redende Muslims 
und Christen — bis zum Eintreffen der Engländer in tötlicher Angst vor Beduinen- 
überfällen, ein Beweis, daß der uralte Gegensatz auch heute noch latent fort- 
wirkt und empfunden wird. 

52) Das unter den ‘Umajjaden so blühende Hidjäz war verödet: mit dem 
Aufhören der Sicherheit war auch die Plantagenwirtschaft unmöglich geworden. 
Die Frommen waren zumeist nach dem Sitz der Theokratie, nach Bagdad abge- 
wandert. Die Pilgerzüge unterblieben zeitweilig wegen der Beduinen, die vor- 
übergehend sogar den schwarzen Stein aus Mekka entführten. Um die Mitte 
des 10. Jahrh.s werden dann in den beiden hl. Städten die alidischen Scherife 
unabhängig. 
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lag alsbald bei den vorzugsweise aus türkischen Sklaven gebilde- 
ten, von türkischen Führern befehligten Söldnern — eine schwere 
Plage für das Land, mit dem sie nichts verband, und — falls die 
Kunst, die einzelnen Regimenter gegenseitig in Schach zu halten, 
versagte oder das Geld für den Sold versiegte — eine ernste Gefahr 
für die Herrschaft. 

Als deren Sitz wird nach kurzem Schwanken und Tasten 
an schicksalsvoller Stätte — unweit der einstigen Welthaupt- 
stadt Babylon und der Sassanidenresidenz Ktesiphon — Bagdad 
gegründet (762). Der Irak war den Abbasiden, die ja an alidische 
Traditionen anknüpften, als Sitz der Herrschaft vorherbestimmt. 
Aber nicht das zu Unruhen geneigte Kufa, wo die neue Dynastie 
die erste allgemeine Huldigung entgegengenommen hatte, ent- 
sprach ihren Bedürfnissen. Besser empfahl sich eine Neugründung 
im Lande zwischen den Strömen, entrückter der fremd und 
feindlich gewordenen Wüste und näher dem persischen Osten, 
aus dem die Dynastie zur Macht gekommen war; hier brauchte 
man auch nicht mit eingewurzelten alten Bräuchen zu rechnen 
oder erst zu brechen. Schließlich ward an dem gegebenen Mittel- 
punkt des dem Lande zu glänzendem Ernteertrag verhelfenden 
Kanalsystemes Bagdad gegründet 53). Die Abbasiden lassen 
sich die wirtschaftliche Hebung des Landes, das bisher als Provinz 
zurückgestanden hatte, auf das großzügigste angelegen sein. 
Bald ist es durch die wiederhergestellten alten und durch neue 
Bewässerungsanlagen, über welche eine ausgebreitete Verwal- 
tung wacht, wieder zu einer Blüte gediehen, die mit dem in 
früheren Glanzzeiten Erreichten gewiß sich messen kann und die 
ökonomische Grundlage der Abbasidenherrschaft bedeutet 5$). 
Der Kalife ist damit zum Herrschergott des Fruchtlandes ge- 
worden, der, indem er die Ernte schafft, unsichtbar waltend seinen 
Untertanen die Existenz verbürgt. Es ist auffällig, daß das 
alidische Gegenkalifat der Fatimiden, das noch im 9. Jahrh. 
in Afrika emporkam, schließlich in dem anderen der beiden 
alten Fruchtländer, in Aegypten seinen Sitz nahm, in allem ein 
sehr getreues, das Vorbild vielfach noch überbietendes Gegen- 
stück des Bagdader Rivalen. Damit steht wieder dem ‚König 





53) Vgl. Kremer, Kulturgesch. I 274 f. 

s*) Kremer, a. a. O. 263—379. Hier im Fruchtland liegen vor allem 
die Krondomänen. Vgl. Kremer, Ueber das Einnahmebudget des Abbasiden- 
Reiches v. J. 306H. (Denkschr.d. Wr. Ak. d. W., phil.-hist. Kl. XXXVI), S. 14. 


400 Paul Wittek, 


von Babylon‘ der ‚Pharao des Niltals‘ gegenüber — es ist un- 
zweifelhaft der Höhepunkt dieser letzten Phase morgenländischen 
Daseins was Verwaltung, Sicherheit, Handel, Wirtschaft und 
Wissenschaft betrifft — keineswegs freilich hinsichtlich der 
rasch herabgeminderten äußeren Macht. 

So wie die Weltreiche des alten Orients war auch das der 
Kalifen bald (um 935 ist der Prozeß beendigt) in die uralten 
geographischen Einheiten wieder auseinandergebrochen. Die 
‚Diadochenstaaten' — der Vergleich stammt von den arab. 
Historikern — anerkannten nicht einmal alle die theoretische 
Oberhoheit des Kalifen: seit gog nannten sich die hernach in 
Aegypten residierenden Fatimiden (angebliche Nachkommen 
“Alis aus der Prophetentochter Fatima) ‚Fürsten der Gläubigen‘, 
also ‚Kalifen‘, ein Beispiel, das die in Spanien noch regierenden 
“"Umajjaden veranlaßte, ihren bisherigen Titel ‚Kalifensöhne‘ 
mit dem des Kalifen zu vertauschen (961), den sich sogar ein 
magrebinischer Duodezfürst ein paar Jahre vorher zugelegt 
hatte 5%). Die Emire in Nordsyrien, Mesopotamien und in den 
persischen Ostprovinzen sind so gut wie unabhängig, wenn sie 
auch ihr Bestallungsdiplom und ihre klingenden Titel 5%) vom 
Kalifen beziehen, den sie ihrerseits im Freitagsgebet (chutba ) 
und auf der Münze nennen. Aber auch in seinem ureigensten 
Herrschaftsgebiet, im Fruchtland von Bagdad, wird der Kalife 
ohnmächtig. Etwa seit 833 waren die türkischen Leibgarden 
die Träger der militärischen Gewalt 5). Ein Jahrhundert später 
endet der Kalife Al-Kahir Billah, »der Mächtige durch Gotte, als 
geblendeter Bettler an der Pforte einer Moschee — nur eines der 
Opfer dieser Türken. Deren Generäle erhalten mit dem Amt des 
‚Emir al-Umerä‘ (des ‚Oberemirs‘) eine systemisierte Macht- 
stellung, die schließlich auch die Funktionen des Wezirs an sich 
zicht. Damit ist die ganze Verwaltung in die Hand des mächtig- 


5) A. Mez, Renaissance des Islams If. 

5) Daß diese Ehrentitel, wenn auch weniger eine spezielle Bedeutung, so 
doch einen die religiösen und politischen Tendenzen jedes Zeitalters im großen 
und ganzen widerspiegelnden Inhalt besitzen, zeigt M. von Berchem, Eine 
arab. Inschrift aus dem Ostjordanlande, in Ztschr. d. deutsch. Palästina-Ver. 
XVI (1893) go ff. Die in der Abbasidenzeit so überaus häufig werdenden Ehren- 
titel haben zunächst ausschließlich religiösen Anstrich. In der Verfallszeit 
tragen die weltlichen Herrscher, selbst die Wezire, die weltliche Machtbefugnis 
anzeigende Ehrennamen (mit daula, Dynastie‘, mulk ‚Königtum‘, muluk ‚Könige‘ 
zusammengesetzt), die sie dem Kalifen gegen Anerkennung seiner geistlichen 
Autorität zu entreißen wußten (seit etwa 900). 

57) S, o. Anm. :o. 
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sten Gardekommandanten übergegangen und der Kalife zu 
einem Schattendasein verurteilt. Dieser Zustand ist mit Ar-Radi 
(934—940) erreicht, welcher »der letzte Kalife ist, von dem 
Gedichte gesammelt sind, der letzte, der allein geherrscht hat, 
der das Freitagsgebet öffentlich auf der Kanzel gesprochen hat, 
der mit seinen Zechgenossen zusammensaß, zu dem die Gelehrten 
Zutritt gehabt, unter dem Rangverleihungen, Gunstbeweise 
und Dienststellen nach den Regeln der früheren Kalifen geordnet 
waren« 5). Auch die ökonomische Grundlage des Kalifates 
war aufgehoben. Die Ländereien der Domäne, aber auch Privat- 
besitz, ebenso die Einkünfte aus dem Untertanenland mußten 
den Offizieren, Beamten und Söldnern zu Lehen gegeben werden. 
Das Fruchtland hörte auf, für den Staat zu steuern, und war der 
staatlichen Ueberwachung entzogen. Die Dämme und Kanäle, 
die dem Land erst seine Fruchtbarkeit gaben, gingen so zugrunde. 
Die Bauern fielen dem Elend anheim und verließen teilweise das 
Land. Die systematische Bodenbestellung hörte überhaupt auf, 
die Organisation derselben war aufgelassen, das technische Per- 
sonal verlief sich, die notwendigen Kenntnisse gerieten in Ver- 
gessenheit 5°). Das gilt gewiß auch schon für die Zeit vor 945, 
dem Jahre, mit dem ein arab. Autor dies alles in Verbindung 
bringt, in welchem nämlich — unter Ar-Radis zweitem Nach- 
folger — Bagdad in die Hand des (seit etwa 935) in West- und 
Mittelpersien mächtigen Geschlechtes Büje gelangt, das — 
entschieden der Schi’a geneigt — wenig prädestiniert war, des 
nunmehr ihm zufallenden Amtes eines Emir al-Umerä Besonders 
rücksichtsvoll zu walten. 

Die Schi’a war die hartnäckigste Opposition der "Umajjaden 
gewesen, unermüdlich, ungeachtet aller Mißerfolge, den Usur- 
patoren immer wieder neue alidische Kandidaten entgegenstel- 
lend, die sie — den Gegensatz zu jenen unterstreichend — 


58) El-Fachri a. a. O. 484f. In tiefer Resignation klagt dieser letzte 
Erbe (vgl. Weil, Gesch. d. Kalifen II 677 Anm. 2, das Original bei Abu’l- 
Mahäsin, Annales ed. Iuynboll II 294 und Abu’l-feda, ed. Reiske-Adler II 
4Io): 

Alles Klare bald wird trübe, Sicherheit verwandelt sich in Sorge nur. 

Jugend führt zu Alter, führt zu Tod. 

Tut der Menschheit neben Grauhaar noch ein Mahner not? 

Hoffnung, die du in ein Meer der Täuschung dich verlierst — 

Wo sind unsere Väter — losch von ihnen nicht jedwede Spur? 

5%) Vgl. Amedroz, Abbasid Administration in its decay. Journ. Roy. 
Asiat. Soc., 1913, 823 ff. 
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„Imām al-mahdi‘ ‚rechtgeleiteter Imam‘ nennt 8%). Die Schra 
ist es gewesen, welche die Abbasiden auf den Thron geführt hat, 
deren dritter Herrscher sich al-Mahdi als Thronnamen wählt. 
Man ersieht schon daraus, daß die Schr’a als solche noch keineswegs 
eine abgespaltene Sekte, sondern lediglich eine innerhalb des 
Islams besondere politische Ziele verfolgende Richtung war, die 
den Gesamtislam sehr nachhaltig beeinflussen konnte. ‘Sowie die 
“Aliden sich durch das Haus Abbas betrogen sehen, sowie ihre 
von der Furcht diktierte Verfolgung durch die glücklicheren 
Vettern beginnt, anderseits die Abbasiden-Kalifen zusehends 
verweltlichen, stellt diesen die Opposition der Schi’a ihre eigenen 
alidischen ‚Imame‘ gegenüber als die wahren, rechtgeleiteten 
Herrscher, umbekümmert um äußeren Erfolg und um Aner- 
kennung. Den durch ihre Heiligkeit und Lehrautorität zum 
Herrscheramt Berufenen wird dieses Charisma durch ihre Stel- 
lung im Hause “Ali verbürgt. Dem ‘Ali hatte der Prophet, so 
heißt es, geheime, allen anderen Genossen vorenthaltene Offen- 
barungen anvertraut und diese gehen nun, als ein sorgsam weiter- 
gegebener Schatz, von einem Oberhaupt der Familie auf das 
andere über. Ja noch mehr: Die göttliche Lichtsubstanz, die 
einst in Adam gelegt worden war, geht in ununterbrochener Folge 
durch die Propheten in die Familie des “Ali und wird innerhalb 
dieser von Oberhaupt zu Oberhaupt, d. i. von Imam zu Imam 
weitergegeben. Daraus folgt für diese in den gemäßigten Rich- 
tungen Sündlosigkeit und Unfehlbarkeit, in den extremsten 
werden sie zur Inkarnation der Gottheit — sehr in Gegensatz 
zu ihrer irdischen Machtlosigkeit. Es ist nur ein folgerichtiger 
Schritt, wenn die Imam-Reihe schließlich zu einem Abschluß 
gelangt, indem man sich einen von ihnen als an einen unsicht- 
baren Ort entrückt vorstellt, wo er — ein anderer Kaiser Karl 
im Untersberg — seine Zeit abwartet, da er als Mahdi 
erscheinen und der trostlosen Ungerechtigkeit ein Ende be- 
reiten wird, knapp vor dem Jüngsten Tage noch ein Gottes- 
reich begründend. Ein klarerer Verzicht auf irdische Wirk- 
samkeit kann nicht mehr geleistet werden. Die Schi’a wird 
damit zu einer rein religiösen, politisch indifferenten Partei, 
die nunmehr freilich als (wenigstens mit ihren extremeren 
Richtungen) offenkundige Sekte, die alle heterodoxen An- 
schauungen in sich einsog, vollen Grund hatte, in den sich als 


e) Snouck Hurgronje, Der Mahdi. Verspr. Geschriften I 147 ff. 


Islam und Kalifat. 403 


Schutzmacht der Orthodoxie mit Ketzerverfolgungen eifrig be- 
tätigenden Abbasiden ihre sehr zu fürchtenden Gegner zu sehen. 
Mu’tazila und Mystik besaßen in der Schi’a eine Zufluchts- 
stätte wie sie ihnen die erstarrende, erkaltende Orthodoxie 
nicht bieten konnte. Die Weltabgewandtheit der Mystik findet 
in der Scha ihren Ausdruck in der Lehre vom verborgenen 
Imam Mahdi 9). | 

Im Zeichen der Schi’a war das fatimidische Gegenkalifat 
errichtet worden, im Zeichen der Schi’a wurde die ‚Entwelt- 
lichung‘ der Bagdader Kalifen zu Ende geführt. Die Bujiden, die 
945 Bagdad in Besitz nehmen, kommen aus einer nur schwer 
für den Islam und nur für dessen oppositionelle schi’itische Form 
gewonnenen persischen Landschaft, in der die Schi’a hundert 
Jahre lang unter eigenen alidischen Herrschern offizielle Geltung 
besessen hatte. Nunmehr wird die Schi’a sogar in der Residenz 
des Hauptes der Rechtgläubigkeit geschützt und gefördert: 
an den Türen der Bagdader Moscheen wird die Fluchformel gegen 
die drei ersten, den Orthodoxen hochheiligen, den Schriten 
als Usurpatoren fluchwürdigen Kalifen geschrieben. Der Kalife 
kann dem nicht wehren — er ist nicht weniger ohnmächtig als 
der verborgene Imam. Einige Wochen nach dem Einzug der 
Bujiden war der offenbar doch nicht ganz gefügige Kalife einfach 
vom Thron gezeirt und geblendet worden. Aber das Abbasiden- 
kalifat als solches blieb doch unangetastet bestehen. Die — im 
Islam gewiß nicht zu begründende — Ausstattung des Herrschers 
mit persönlichem, erblichem Charisma (eine Vorstellung, die 
ja gerade in schr’itischen Kreisen gepflegt wurde) kam ihnen zu- 
gute: das Kalifat beginnt sich als rein ‚geistliche‘ Institution ein- 
zuleben und betont auch diesen seinen Charakter mehr als vorher. 
Die einzelnen Kalifen regieren jetzt ungewöhnlich lang, auch 
festigt sich der Uebergang der Herrschaft vom Vater auf den 
Sohn #2). Bei öffentlichen Empfängen steht der bujidische Herr 
von Bagdad nicht an, dem Kalifen göttliche Ehren zu erweisen ®°). 

61) Ueber den Zusammenhang von Mystik und Schfa vgl. J. Goldziher, 
Vorlesungen ı59f. R. Hartmann, Zur Frage nach der Herkunft und den 
Anfängen des Sufismus. Islam VI (1916) 40 f. 

e) Muti 945—973, also 28 Jahre; dessen Sohn Täi 973—991, 18 Jahre; 
Kādir 991—1031, 40 Jahre; dessen Sohn Käim 1031—1075, 44 Jahre! 

®©) Vgl. die Investitur eines bujidischen Emir al-Umarä vom Jahre 979 
bei A.Mez, Die Renaissance des Isläms, 136: »Der Kalife saß im Empfangshofe, 
vor ihm der Koran “Osmäns, auf den Schultern der Mantel, in der Hand der 


Stab des Propheten, angetan mit dem Schwert des Kalifen. Adlige standen 
26* 
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Und im Jahre 1017 darf der Kalife Kadir, der eine Bujiden- 
prinzessin zur Frau hat, — unbehindert im Verkehr mit den 
auswärtigen Fürstenhöfen — eine allgemeine Ketzerverfolgung, 
die sich auch gegen die Schiiten richtet, veranstalten. In Bagdad 
werden nur erprobt sunnitische Moscheenprediger geduldet. 
Kadir wirkt nicht nur als Organisator dieser streitbaren Kirche, 
sondern er tritt auch als Theologe mit dem Anspruch auf Lehr- 
autorität für den rechten Glauben ein %). 

Die Orthodoxie, in ihrer prinzipiellen Systemlosigkeit jeder- 
zeit zu Kompromissen fähig, hatte über die Schi’a den Sieg 
davongetragen. Gegen die so überaus elastische Idjma‘-Kirche, 
welche einerseits das, was den Sekten ihren Zulauf bringt, leicht 
übernimmt, um die wesentliche Abweichung desto schärfer zu 
bekämpfen, anderseits doch ein einheitliches Ganzes ist, konnten 
die vielen, durch die verschiedenen Autoritäten auf verschiedene 
Einzelheiten festgelegten Spaltungen der Schi’a nicht auf- 
kommen. Doch mußte bei diesem Stand der Dinge die Ortho- 
doxie — zumal es schi’itische Richtungen gab, die von ihr nur 
wenig abwichen und sich durchaus in ihr einbegriffen empfanden 
— sich manches vom schf’itischen Glaubensbestand einverleiben. 
So wird die Mahdi-Idee, freilich losgelöst von der Imamreihe, 
von der Orthodoxie übernommen, die angesichts der von den 
Schiiten an ihren Imam gestellten Forderung nach absoluter 
Tugendhaftigkeit gezwungen war, dem Kalifat der Wirklich- 
keit als einem nur ‚unvollkommenen‘ das vollkommene der 
Raschidün®°) und dessen Erneuerung vor dem Weltende durch den 


zu beiden Seiten. Die Türken und Deilemiten zogen auf ohne Waffen, dann 
ihr Fürst. Als diesem gesagt wird, jetzt sei der Blick des Kalifen auf ihn gefallen, 
küßt er die Erde, so daß sein General ihn erschreckt auf persisch fragt: »O König, 
ist das Gott? e.. 

&) Wie stolz klingen gegenüber dem oben Anm. 53 mitgeteilten 
Gedichte des Ar-Rädi die von Kädir überlieferten Verse (Kremer, Gesch. 
d. herrsch. Ideen 127 f.): 

Pietät ist es nicht, wenn du auf die Welt verzichtest und nicht aufhörst zu fasten 
und zu beten. 

Pietät ist es, die Lande und Menschen beherrschen, und dabei gerecht und 

= gottesfürchtig sein. 

es) Nasafi (s. o Anm. 15) Art. 32: »Que le véritable Kaliphat ne 
dura que trente ans et qu’apr&s ce période il n’y eut que dominations, puissances, 
souverainites, Emaréth. Kommentar: C'est point est appuyé sur cette parole 
du Prophète (natürlich!): »Le Kaliphat après moi sera de trente années; après 
ce terme il n’y a que des puissances établies par la force, l’usurpation, le tyrannie. « 
L’evenement vérifia cette prédiction, puisqu’ Aly eut la couronne du martyre 
a 40° année del’H£gire et la 30° de la mort du Prophète; de sorte que le vicariat 
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Mahdı gegenüberzustellen. Um den Preis solchen Zugeständ- 
nisses aber hat das Kalifat als Realität seine Existenz gerettet, 
ja indem es sich auf die Religion als seine eigentliche Basis ge- 
wiesen sah und sich ernsthaft dementsprechend einrichtete, 
erwuchsen ihm neue Kräfte. 


So wie in der kasuistisch gerichteten Orthodoxie das heilige 
Gesetz eine zwar das gesamte Dasein zu regeln beanspruchende, 
in Wirklichkeit jedoch nur ‚geglaubte‘ aber nicht ‚befolgte‘ 
Instanz war, so war bis zur Bujidenzeit die Macht des Kalifates 
eine theoretisch universale, faktisch aber null: man ‚glaubt‘ 
an das Kalifat, d. h. gibt ihm formale Ehrerbietung, ‚befolgt‘ 
aber keinen von dessen Befehlen und verfährt mit dem jeweiligen 
Träger wie man will. Und so wie sich die Mystik mit einer rein 
idealen Welt höchster Vollkommenheit abfand, der gegenüber 
die Welt als gleichgültiges Nichts versank, so war auch der Imam 
der Schi’a aller Einwirkung auf das rettungslos verdorbene Irdi- 
sche entrückt. In der Bujidenzeit werden die beiden Sphären, 
Orthodoxie und Schra (Mystik) gewaltsam zusammengeführt 
zu einem Austauschprozeß, dessen Abschluß das Werk Gazalis 
bedeutet. Das Resultat ist eine Wendung zum Realismus. Das 
Kalifat taucht im Verfolg dieser Wendung neu gestärkt empor. 
Nicht mehr zu einer, die islamische Gemeinde umspannenden, 
politischen Herrschaft steigt es auf, dazu reichen hier die Kräfte 
ebensowenig, wie auf dem Gebiet der Sittlichkeit es nicht zu einer 
dauernden Einheit von Tat und Gesinnung kommt; aber es 
wird das Kalifat zu einem wichtigen Zentrum des nun immer 
ernsthafter das Leben beeinflussenden Glaubens ®). Die großen 
Traditionswerke und Rechtssysteme, welche eine ‚Orthodoxie‘ 
als greifbare Realität überhaupt erst möglich gemacht hatten, 
waren nicht ohne weitgehende Beeinflussung, Anregung und 
Unterstützung seitens der theokratischen Herrschaft in Bagdad 
zustandegekommen. Nun gilt es, aus dem überreichlich vor- 
handenen Material auszuwählen und der Auswahl kanonische 
Geltung zu verschaffen, womit die Orthodoxie erst volle Festigkeit 
gewinnt. Auch an dieser zweiten, nicht minderwichtigen Periode 
in der Genesis der Orthodoxie haben die Kalifen noch ihren An- 


des quatre premiers Kaliphes est distingué sous le nom de Khilafeth-K&amile, 
Khaliphat parfait, par opposition à celui des Kaliphes postérieurs, caracterise 
du nom de Khilafeth-ghayr'y-K&amile, Khaliphat imparfait ...« 

“) Vgl. zu dem ganzen Absatz das oben S. 377—381 Gesagte. 
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teil, wenn sie auch dabei schon von neuen Mächten in den Hinter- 
grund gedrängt sind. Doch davon weiter unten. 

Im Anschluß an die große Bestands-Aufnahme und -Sich- 
tung wird auch das auf das Kalifat bezügliche Material, wie es 
die geschichtliche Wirklichkeit und daneben eine mehr oder 
weniger tendenziös entstellte oder erfundene Ueberlieferung 
bot, zusammengetragen und mit harmonistischen Künsten not- 
dürftig zu einem System vereinigt, soweit dies eben ging. Aus 
der letzten Bujidenzeit ist uns das Staatsrecht der Mawerdi ”) 
(st. 1058) erhalten, eines Bagdader Oberkadi unter Kadir und 
Kaim. Die hier niedergelegte Kalifatstheorie ist im wesentlichen 
bereits die, welche in die späteren Katechismen Eingang fand 6$): 
es wird ein in die goldene Zeit der Raschidün zurückprojizierter 
Idealtyp entworfen, welcher nur in den Legitimitätsbestimmungen 
auch für die ganze “Umajjaden- und Abbasidenzeit stimmt, im 
übrigen aber nichts als eine schlechtweg unerfüllbare, erst vom 
Mahdi zu bewältigende Aufgabe darstellt. 

»Das Kalifat als Stellvertretung des Prophetentums ist 
eingerichtet worden, damit die Religion und die weltlichen 
Angelegenheiten geschützt und geleitet werden.« Gleichwie die 
Heeresfolge im heiligen Krieg oder das Studium der Wissen- 
schaften ist die Anerkennung des jeweils mit den Funktionen des 
Kalifates Betrauten eine von der muslimischen Gesamtheit als 
solcher zu erfüllende Verpflichtung . Ist das Kalifat vakant, dann 
hat ein recht unbestimmt durch die Eigenschaften der Gerechtig- 
keit, des Wissens um die Bedingungen des passiven Wahlrechts, 
und der Einsicht in die Eignung des zu Wählenden definierter 
Kreis von Wahlberechtigten °?) aus einem schärfer umgrenzten 

67) Constitutiones politicae. ed. M. Enger, franz. von L. Comte 
Ostorog, Traité de droit pub. mus. und Fagnon, Les Status gouverne- 
mentaux etc. (Alger 1915). Die hier herangezogenen Partien nach Kasi, Das 
Kalifat nach islam. Staatsrecht, in Welt d. Islams V (1917) 228 ff. 

ee) Nasafi, a. a. O. Art. 31—38. 

6%) »Die Bewohner der Hauptstadt genießen keinen Vorzug vor den übrigen 
Volksgenossen; nur die Gewohnheit und die Praxis, nicht aber das Gesetz be- 
stimmt, daß sie, weil sie den Tod des Herrschers früher erfahren, auch früher 
zur Wahl des neuen Souveräns schreiten können. Es ist zu bemerken, daß 
die passiv Wahlberechtigten sich gewöhnlich in der Hauptstadt aufhalten.« 
So Mäwerdi. Praktisch haben in der Abbasidenzeit die Wezire, Diwanvorstände, 
Nachkommen des Propheten, Kadis, Abbasiden und Notabeln der Hauptstadt 
die Wahl vorgenommen (s. M. J. Müller, Die oberste Herrschergewalt nach 
dem musl. Staatsr. Abh. d. bayr. Ak. d. W., philos.-philol. Kl. IV [1847] 3. Abt., 


S. 53 nach Abulfeda, Ann. II 412 und Freytag, Gesch. d. Hamdaniden, 
Ztschr. d. deutsch. morgenl. Ges. X 467). 
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Kreis von Kandidaten den Kalifen zu wählen, falls nicht eine 
Verfügung des früheren Kalifen vorliegt, die — sobald es sich 
nicht um Uebertragung an Vater oder Sohn handelt — ohne 
weitere Zustimmung der Wähler gültig ist. Auch mehrere Nach- 
folger mit bestimmter Reihenfolge des Anspruches darf der 
Kalif designieren 7°). Zur passiven Wahlberechtigung ist neben 
Unbescholtenheit, Besitz der zur Rechtsfindung erforderlichen 
Kenntnisse ”!), Unversehrtheit der Sinne und Gesundheit der 
Körperglieder — Spätere fügen als weitere Bedingungen Groß- 
jährigkeit und männliches Geschlecht hinzu — erforderlich: 
die nötige Einsicht zur Herrschaft über das Volk und zur Leitung 
der Staatsgeschäfte, Mut und Tapferkeit, damit er das islamische 
Gebiet verteidigen und die Ungläubigen bekriegen kann, endlich — 
und damit ist der sonst rein legale Charakter durch ein Moment 
traditionaler Art durchbrochen — Zugehörigkeit zum Stamme 
Kuraisch. (Die Praxis der Abbasidenzeit hat, wieder aus tra- 
ditionalen Gründen, sich auf die Mitglieder der Familie Abbas 
beschränkt — in die Theorie, welche auch die “*Umajjaden und 
die Raschidün einbegreifen mußte, war diese Einschränkung nicht 
einführbar) An die Wahl schließt sich die Huldigung durch 
Handschlag. 


Deutlich wird der fiktive Charakter dieser Theorie in den 
zehn Pflichten, die der Kalif übernimmt: Schutz der Orthodoxie 
gegen Ketzerei, Aufrechterhaltung der Gerechtigkeit, Schutz 
des islamischen Staatsgebietes, Schutz der von Gott gegebenen 


70) Die Designierung ist für beide Teile verbindlich und keiner darf sie 
für sich allein rückgängig machen. Der Sinn der sehr ausführlichen diesbezügl. 
Erörterungen liegt in der Fiktion, daß hier alles nach bestem Wissen und Ge- 
wissen erfolgt und es sich hier überhaupt um Wißbares handelt. Die Wirk- 
lichkeit bot ein sehr anderes Bild. Es war keine leichte Sache für den Autor, 
die Fülle von Willkür, welche die Kalifatsgeschichte gerade in bezug auf die 
Nachfolgerbestimmung enthält, mit der Theorie wenigstens halbwegs in Ein- 
klang zu bringen. Alles was mit Zustimmung oder auch nur stillschweigender 
Duldung der ‘Ulemä, dieser Repräsentanten der Gemeinde, sich eingebürgert 
hatte, galt ja als durch Idjmä‘ sanktioniert und mußte irgendwie unterge- 
bracht werden. Wie z. B. kann von Wahl oder Designation beim Emporkommen 
des ersten “°Umajjaden oder des ersten Abbasiden gesprochen werden, die beide 
ihre Herrschaft dem Schwert verdanken ? Davon wird aber kein Wort gesagt. 
Hier ist eben auch die kunstfertigste Kasuistik am Ende. 

1) D. h. er muß als Theologe-Jurist ein kanonisches Urteil abgeben 
können (Mudjtehid sein), doch halten nach Schahrastani (st. 1153) die Sunniten 
es für genügend, wenn er einen Mudjtehid als Berater ständig in seiner Nähe 
hat und sich jederzeit bei diesem über das Erlaubte oder Verbotene ein Gut- 
achten (Fetwa) einholen kann. l 
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Gebote durch Verhängung der gesetzlichen Strafen, Vorsorge 
für eine ausreichende Streitmacht, Krieg gegen die Ungläubigen, 
Einhebung der Untertanen- und Armensteuer, Auszahlung der 
Jahresdotationen (im ıı. Jahrh.!), Sorge für eine gute Verwal- 
tung, persönliches Interesse an den Staatsangelegenheiten. 
Erfüllt der Kalife diese Pflichten, dann kann er von seinen Unter- 
tanen Gehorsam und Unterstützung verlangen. (Wann war 
also praktisch der Fall solcher Pflicht gegeben? Natürlich nie. 
Doch hört darum das Kalifat nicht auf, denn:) Der Kalife geht 
seiner Würde (erst) verlustig, wenn er durch verwerfliche Hand- 
lungen oder Unglauben seine Unbescholtenheit oder wenn er 
die körperlichen Vorbedingungen verliert oder wenn er seine 
Freiheit eingebüßt hat, also z. B. ohne Hoffnung auf Befreiung 
in Feindeshand gefallen ist. Doch wird ausdrücklich bemerkt, 
daß eine solche das Kalifat ungültig machende Freiheitsberau- 
bung nicht vorliegt, »wenn einer seiner Gehilfen dazu ge- 
langt, ihn völlig zu beherrschen und die Macht an sich zu reißen, 
ohne daß er sich dabei des Ungehorsams oder offenen Wider- 
standes schuldig erweist.« Eine deutliche Konzession an die Zeit- 
verhältnisse. Immerhin wird das Interesse der Orthodoxie ge- 
wahrt: »Es müssen die Handlungen desjenigen, der sich diesen 
Einfluß auf die Macht des Kalifen verschafft, genau geprüft 
werden. Wenn sie nämlich den Grundsätzen der Religion und 
den Anforderungen der Gerechtigkeit entsprechen, so darf man 
den Betreffenden in seiner Stellung belassen und seine Anord- 
nungen sollen ausgeführt werden, damit nicht die Staatsgeschäfte 
in Verzögerung geraten, die zu einer Unordnung im Volke führen 
könnte. Entsprechen aber seine Handlungen nicht den Vor- 
schriften der Religion und den Erfordernissen der Gerechtigkeit, 
so darf er nicht in seiner Stellung belassen werden, damit diesem 
Usurpator die Gewalt entrissen und sein Einfluß auf den Kalifen 
zunichte gemacht werde.« 


Nicht um die Freiheit des Kalifen geht es hier — kein Wort 
ist von der Wiederherstellung seiner Machtvollkommenheit 
gesagt —, nur für die Wahrung der Orthodoxie wird Vorsorge 
getroffen; es ist ihren Forderungen Genüge geschehen, wenn ein 
neuer Machthaber die Herrschaft an sich reißt, woferne er eben 
nur der Orthodoxie entspricht. Noch zu Mawerdis Lebzeiten 
ist solcher Machthaberwechsel Wirklichkeit geworden, ward die 
nicht zuverlässige Familie Büje von den streng sunnitischen 
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Seldschuken abgelöst (1055). Noch bedarf der neue Machthaber 
der Bestätigung des Kalifen; aber es wird eine Theorie der 
‚Statthalterschaft durch Usurpation‘ entwickelt, wonach der 
Kalife dem Usurpator die Bestätigung nicht vorenthalten darf, 
wenn dieser die Souveränität des Kalifen nur anerkennt, sich 
in religiöser Hinsicht der Autorität des Kalifen unterwirft, Freund- 
schaft und Hilfe zum Wohl der Muslims gelobt, die Verleihung 
religiöser Würden dem Kalifen anheimstellt, in den Steuern und 
allem übrigen sich an das heilige Gesetz hält und dieses sowie 
den rechten Glauben gegen Verletzung schützt 7?). 

Es nimmt hier die Orthodoxie dem Abbasiden-Kalifat 
gegenüber eine durchaus selbständige Stellung ein. Dessen 
Legitimität wird nicht bestritten, aber auch nicht begründet: 
daB gerade die Familie Abbas zum Kalifat erkoren sei, hat, wie 
wir sahen, in die Theorie nicht Eingang gefunden. Ist so die 
traditionale Grundlage der Stellung der Abbasiden ignoriert, 
so wird die charismatische entschieden abgelehnt. Von einer Ver- 
göttlichung der Person des Kalifen, wie sie faktisch nahezu all- 
gemein stattfand, ist keine Rede. Nicht einmal der Titel ‚Kalife 
Gottes‘ wird zugebilligt, trotzdem man ihm eine rechtfertigende 
Deutung findet 73). Die Abbasiden hatten ihren Staat als ‚Gottes- 
staat‘ einrichten wollen, hatten im Namen der Orthodoxie und 
in engster Verbindung mit den zumal in der Rechtsprechung 
zahlreich beschäftigten ‘Ulema regieren wollen, freilich die 
Anpassungsfähigkeit des Islams für ihren politischen Willen 
nutzend und in keiner ihrer Absichten aus religiösen Gründen ge- 
bunden. Die wirklich Frommen haben darum bald auch ihnen 
den Rücken gekehrt und sich auf keine Weise in die korrum- 
pierende Staatsmaschinerie einfügen lassen 7$). Immer wieder 
hat es Männer gegeben, die aus dem Koranwort (XXII 59) 
»\Wer Opfer einer Ungerechtigkeit ist, den wird Allah triumphieren 
machen« die Ermutigung schöpften, dem in prunkvollstes 

73) Kremer, Herrschende Ideen. 421 f. 

73) sOb man den Herrscher auch ‚Kalifen Gottes’ nennen darf, darüber 
herrscht Streit. Die einen lassen es zu, daß er so genannt wird und begründen 
es damit, daß es die Rechte Gottes unter den Menschen wahrnimmt, und Gott 
spricht im Koran (VI 165): »Und er ist, der euch zu Kaķțfen auf der Erde machte 
und einen von euch über die andern um Stufen erhöhte.e Aber die Mehrzahl 
der Rechtsgelehrten läßt das nicht zu... Als der Kalife Abu Bekr mit dem 
Titel ‚Kalife Gottes‘ angeredet wurde, erwiderte er: Ich bin nicht der ‚Stell- 


vertreter Gottes‘, sondern der ‚Stellvertreter des Propheten‘ (Mäwerdi). 
7) S. o. Anm. 42. 
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Zeremoniell gehüllten Herrschergott Trotz zu bieten und ihn 
auf die Ebene stolzer Demut herabzuzwingen, auf der alle Muslims 
ohne Unterschied des Ranges und der Macht vor Allah stehen. 
Solcher Mut und das Martyrium, das diese Männer oft auf sich 
zu nehmen hatten, trug seine Früchte. Die von den Abbasiden 
großgezogenen “Ulema, von Anfang an im Besitz der gesetz- 
geberischen Gewalt 75), wuchsen den Kalifen über den Kopf. 
Bei Mawerdi ist das Kalifat nur mehr ein Symbol für etwas was 
einst war und einst wieder sein wird. Die Obliegenheiten des 
Kalifates werden bereits von anderen erfüllt, mit denen zu pak- 
tieren es sich besser lohnt. 

Immerhin’ lag auch unter diesen Verhältnissen nach ein 
solches Ansehen auf der Kalifenwürde, daß deren Träger die 
Gunst der Verhältnisse seit Ende des 12. Jahrhunderts zu neuem, 
letzten Aufstieg nutzen konnten. Schon machte kein Neben- 
kalifat mehr Bagdad ernstliche Konkurrenz — die “Umajjaden- 
herrschaft in Spanien, längst in Emirate zersplittert, war mit 
der Konstituierung der Adelsrepublik von Kordova (Io3I) er- 
loschen, ja die seit Mitte des Io. Jahrh.s im Westen aufsteigenden 
Almorawiden sahen in ihrem Bekenntnis zu Bagdad ein »Symbol 
ihrer Zugehörigkeit zum Islam«”°%. 1171 hatten die von dem 
Kurden Saladin geführten Truppen des Türken Nur ed-din 
Zengi dem Fatimidenkalifat ein Ende gemacht und auch das 
junge — schon als solches nicht ebenbürtige — Almohadenkalifat 
des Westens geriet seit etwa 1200 in schwierige Lage. Mit dem 
Emporkommen der türkischen Sultane, der Gaznewiden und 
Seldjuken, die wie Saladin und dessen Nachfolger (die Ajubiden) 
fanatische Bekenner der Sunna waren, hatte der Islam wieder 
kriegerische Kraft erhalten: vom II. Jahrh. an gehören große 
Landstriche von Indien und Kleinasien zum ‚Haus des Islam‘ 
und wird damit der Name des Kalifen in bisher ungläubig ge- 
wesenen Gebieten im Freitagsgebet genannt. 1187 war mit der 
Wiedereroberung Jerusalems gegen die Kreuzfahrer ein ent- 
scheidender Erfolg errungen. Innerhalb der in der Folge rasch 
auseinanderbröckelnden Staatenwelt der Sultanate war der 
Kalif dank der seinem Amte anhaftenden Autorität der gegebene 
© 75) Sie bildeten ja — theoretisch in voller Unabhängigkeit vom Herrscher — 
das Gesetz selbständig weiter und sogar in administrativen Fragen mußte sich 
die Regierung von Rechts wegen bei Neuerungen ein Fetwa holen. 


1) Barthold-Becker, Studien über Kalif und Sultan, in Islam 
VI (1916) 359. i 
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Mittelpunkt. Nach langer, schwerer Bedrängnis war er 1152 
wieder unabhängiger Herr des Fruchtlandes geworden. Mit 
großzügigster und skrupellosester Politik versuchte Nasir (1180 
bis 1225), das Kalifat noch einmal zu universaler weltlicher 
Machtstellung zu führen”). Der Versuch mußte scheitern: diese 
atomisierte Welt war zu solchen Leistungen aus sich selbst heraus 
nicht mehr fähig — mit Intrigen war ihr nicht mehr aufzuhelfen. 
Uebermächtig drängten gegen sie die ungebrochenen Volkskräfte 
Zentralasiens. In Chwarezm hatten gewaltige türkische Herrscher 
ein bald den größten Teil Vorderasiens umspannendes Reich 
begründet, in dem unvermittelt neben der islamischen Kultur als 
Träger der militärischen Macht zum Teil noch heidnische türkische 
Stämme standen. Nasir empfand diesen Staat als unbequemen 
Erben der eben glücklich überstandenen Seldschukenherrschaft 
und als Hindernis für den Aufstieg des Kalifates. Unbedenklich 
rief er gegen den — allerdings infolge seiner Opposition zu Bagdad 
nicht sehr verläßlich orthodoxen — Sultan die Mongolen ins 
Land °®), die Chwarezm auch überrannten und für den Augenblick 
halfen. Aber schon ein Menschenalter später machten die Welt- 
eroberer, ganz anders als die islamisierten Türken vorher, auch 
vor dem ‚Hause des Heiles‘ (Bagdad) und dessen Herrscher nicht 
Halt. 1258 ist das Kalifat als ungebrochen von den Anfängen 
des Islams her bestehende und daraus seine in allen Stürmen 
und Demütigungen und Wandlungen bewährte Autorität schöp- 
fende Institution zu Ende. Die angeblichen Abbasiden, die dann 
in Kairo neben den dortigen weltlichen Herrschern ein mit wenigen 


17) Ein schmeichlerischer Dichter hatte Näsir das Epitheton eines ‚Mahdi‘ 
gegeben, neben dem die Erwartung eines messianischen Mahdi überflüssig 
geworden sei! Goldziher, Vorl. 230 Anm. ı. 

18) Die Schuld, die Mongolen gerufen zu haben, fällt unzweifelhaft Näsir 
zur Last. Wenn die von dem sehr viel späteren Mirchond (st. 1498) be- 
richtete Gesandtschaft an Djingizchan auch bei den’zeitgenössischen Autoren wie 
Nesawi und Ibn Asir fehlt (von einem Briefwechsel d. J. 1217 weiß übrigens 
schon Raschid ed-din [um 1300]), so findet sich doch bei dem letzteren eine Be- 
merkung (Weil, Gesch. d. Kalifen III 380), die zeigt, daß schon damals dies- 
bezügliche Gerüchte umliefen, die freilich der ergebene Bagdader Beamte »nicht 
aufs Papier setzen wolltee. Nesawi hat die Neigung, alles dem Ansehen des 
Kalifen Unzuträgliche zu unterdrücken. Immerhin entschlüpft ihm eine 
verräterische Mitteilung: Eine Karawane soll abgefaßt werden, bei der sich 
Gesandte der Tataren mit für den Bagdader Diwan verfänglichen Schriftstücken 
befinden (Hist. de Djelal-ed-din, trad. p. Hou das, p. 262). Die Behandlung 
der Frage durch Barthold in dessen mir unzugänglichem: Turkestan im 
Zeitalter der Mongolen II 430 (zitiert Islam VI 365 Anm. a muß hier leider 
unberücksichtigt bleiben. | 
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Ausnahmen ohnmächtiges Dasein rein dekorativer Wirkung 
führen durften, um Aegypten einen Vorrang in der islamischen 
Welt zu sichern, waren keineswegs allgemein anerkannt 79). 
Dort, wo von ihm Notiz genommen wird, verfestigt es die schon 
in der Bujiden- und Seldschukenzeit aufgekommene Ansicht von 
seinem rein ‚geistlichen‘ Charakter. Bereits zu Anfang des 13. 
Jahrh.s kursierte ein Prophetenausspruch, nach welchem Sache 
des Kalifen das Gebet ist; Einmischung des Kalifen in das irdische 
Regiment hat keinen Sinn, das ist den Sultanen zu überlassen 8). 
Christen und Muslims pflegen unter dem Eindruck dieses 
Kalifates Papst und Kalif als Mächte gleicher Ordnung anzu- 
sehen 8!), sogar die Gleichsetzung mit dem jedweder weltlichen 
Macht entratenden Patriarchen von Konstantinopel ist nach- 
weisbar £). 

Aber auch in dieser reduzierten Form hat das Kairiner 
Kalifat nicht einmal in Aegypten selbst besondere Beachtung 
gefunden ®). Auf der Münze wurde des Kalifen Name nicht 
genannt. Der ägyptische Biograph eines Mamlukensultans 
äußert um 1440 die Ansicht: »So wie der Sultan der Ka- 
life Gottes auf Erden und der Vikar seines Propheten ist 
in allem, was die Regierungsangelegenheiten betrifft, ebenso sind 
die “Ulema die Erben der Propheten in der Anwendung und 
Durchführung der göttlichen Satzungen«®®). Für den Kalifen 


719) El-Fachri, um 1300 in Mossul, also außerhalb der Einflußsphäre Aegyp- 
tens, geschrieben, läßt das Kalifat ausdrücklich 1258 zu Ende sein und weiß 
nichts von einem Fortbestand desselben anderswo (p. 571). 

s) Barthold-Becker,a. a. O. 361. 

8) A. a. O. 359 werden als Belege spanische Münzen des 12. Jahrh.s, der 
Geograph Jaküt (13. Jahrh.) und Marco Polo (Ende des 13. Jahrh.s) 
angeführt. 

823) So in der anonym. Seldschukengeschichte Blochet (Coll. Sch£&fer) 
Par. pers. nr 1553, referiert vonM. Th. Houtsmain Mededeel. d. Kon. Ak. 
v. Wetensch. Afd. Letterk. III/g (Amsterdam 1893) p. 141. NachMirchond, 
Seldschukengesch. (deutsch von Vullers) 62 will der byzant. Kaiser (Ro- 
manus IV. Diogenes) in Bagdad an die Stelle des Kalifen einen ‚Katholikos, 
(so! nicht einen ‚Katholiken‘! vgl. den pers. Text, ed. Vullers p. 69) setzen. 
Katholikos heißt der armen. Patriarch, also ebenfalls ein nur geistlicher Würden- 
träger. Der von Nallino (Appunti sulla Natura del Callifato etc. [Rom, 
Minist. delle Colonie, 1919, p. 10, n. ı] beigebrachte Vergleich eines um 1681 
schreibenden arab. Autors zwischen dem Kalifen und dem römisch-deutschen 
Kaiser (Karl V.) dagegen hat — in sehr später Zeit gezogen — die Glanz- 
zeit des Kalifates im Auge. 

83) Barthold-Becker,a. a. O. 369, 379. 

3) Ibn “Arabschah, Biographie des Sultans Djakmak (vgl.Strong, 
Journ. Asiat. Soc. 1907, S. 395 ff.), hier nach Kremer, ‚Herrsch. Ideen 
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ist da kein Platz mehr vorhanden — die Welt ist zwischen Sultan 
und Schriftgelehrten aufgeteilt. Das war eigentlich schon von 
Mawerdi ausgesprochen gewesen 85). Es war sinnfällig zutage 
getreten, als der Mongolenchan Hulagu, ob erschreckender, das 
Weltende androhender Gerüchte zögernd, den Kalifen in den Tod 
zu schicken, bei einem muslimischen (allerdings vielleicht 
schriitisch gesinnten) Gelehrten sich Rat holt und die Auskunft 
erhält, schon so mancher bessere Vorgänger dieses Kalifen sei 
beseitigt worden, ohne daß dies eine Störung des Weltalls her- 
vorgerufen hätte ®). Und als derselbe Hulagu dann die ‘Ulema 
von Bagdad in ihrer Universität versammelt und ihnen die Frage 
vorlegt, ob der gerechte Heide oder der ungerechte Muslim als 
Herrscher denVorzug verdiene, da entschieden diese nach einigem 
Zögern für den ersteren ®). Der ‚Herrschergott‘ an der Spitze 
der islamischen Theokratie war eben ein Widerspruch, den man, 


zitiert. — Der Parole: ‚Die “Ulemä sind die Erben des Propheten‘ stellen 
die Derwische einen Prophetenausspruch entgegen, wonach vom Jahr 200 
(sc. d. Hidjra) an das Mönchstum im Islam die Stellung der Propheten ein- 
nehmen werde (Goldziher, Ztschr. f. Assyr. XXII 342 £.). — Einmystisches 
Kalifatvertrittder ııgı auf Saladins Befehl als Ketzer hingerichtete S u h r a- 
werdi, der den “Ulemā und deren Gelehrsamkeit seine charismatische Auf- 
fassung von der Wissenschaft gegenüberstellt: »Die Wissenschaft ist keine 
Pfründe, die ausschließlich nur einer Klasse von Leuten zukommt, hinter wel- 
schen die Pforte der Geisterwelt abgesperrt wird... sondern jener, der uns die 
Wissenschaft in Gnade verlieh, geizt nicht mit den übersinnlichen Geheim- 
nissen!« »Die Welt war nie ganz ohne Philosophie und ohne einen Mann, der 
sie pflegte und welchen Beweise und offenkundige Tatsachen als solchen kenn- 
zeichneten. Dieser ist der Stellvertreter Allahs (chalifat Allah) auf 
Erden und so wird es bleiben solange Himmel und Erde dauern .. Unter 
dieser Herrschaft verstehe ich aber keine Gewaltherrschaft, sondern der Imam, 
der zugleich Theosoph ist, kann öffentlich die Herrschaft übernehmen und 
ausüben oder auch insgeheim. In letzterem Falle nennt ihn das Volk den »[mysti- 
schen] Pole (Kutb); ihm gebührt die Herrschaft und lebte er auch in der tiefsten 
Armut. Kommt nun wirklich die politische Macht in seine Hand, so ist sein 
Zeitalter lichterfüllt; genießt aber das Zeitalter keine solche göttliche Leitung, 
so wird es von der Finsternis überwältigt (Kremer, Herrsch. Ideen S. 92 ff.). 
— Die von der Mystik ausgegangene politische Organisation, 
der Assasinen-Bund, ging darauf aus, auf terroristisch-anarchistischer 
Basis einem schmalen Kreis von Auserwählten die Möglichkeit zu schaffen, 
ein ihrer mystischen Geheimlehre gewidmetes Dasein zu leben. 

s) S. o. S. 408—409. 

se) El-Fachri, p. 225. Diese Antwort hat Hulagus Bedenken zerstreut. 
Der Gelehrte aber rechtfertigt seinen Bescheid später höchst bezeichnend mit 
dem Schrecken, den der Mongole einflößte, und dem Zorn desselben, der zu 
befürchten war: er hätte nicht gewagt etwas anderes als die Wahrheit zu sagen! 
D. h. daß das Charisma, das in den Augen der Menge den Kalifen vergottete, 
für den Theologen nicht existierte. 

33) A. a. O. S. 25. 
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solange man mußte, hinnahm — so wie man in der Folgezeit 
sich mit den geistlichen Aspirationen rein weltlicher Herrscher 
abfand —, zu dessen Verteidigung jedoch die Orthodoxie keinen 
Anlaß mehr hatte, zumal sich ihre Vertreter, die “Ulema, dem 
Kalifen wie jedem anderen Herrscher gegenüber ihrer autonomen 
Macht bewußt geworden waren. Der weltliche Herrscher, so 
unbequem er sein mochte, schien doch das kleinere, eher beein- 
flußbare Uebel zu sein; er stand außerhalb der religiösen Sphäre, 
war also kein Konkurrent, hingegen dank seiner Machtmittel als 
ein notwendiges Werkzeug zu gebrauchen. Nach drei Jahrhunder- 
ten des Nebeneinander löst der Sultan den Kalifen endgültig ab. 


Mit dem Worte »Sultan« taucht ein altes morgenländi- 
sches Wort, das schon auf assyrischen Inschriften den Herrscher 
bezeichnet, wieder auf 88). Zunächst im Arabischen in der Be- 
deutung »die Herrschaft« verwendet, wird es Bezeichnung eines 
Trägers der staatlichen Macht 8°?) und schließlich Titel der die 
weltliche Gewalt repräsentierenden Personen. Die Ausbildung 
der weltlichen als von der geistlichen gesonderten Gewalt wird 
einleuchtend mit der zunehmenden Bestallung nichtarabischer, 
zumal türkischer Krieger als Statthalter oder kleinere Komman- 
danten in Zusammenhang gebracht %). Die des Arabischen 
nur unzureichend mächtigen Funktionäre mußten die Obliegen- 
heiten des Kultes und des Gerichtes den berufsmäßig fungierenden 
“Ulema überlassen, deren Zahl und Ansehen dadurch gewaltig 
steigt und die sich zu einem Stand entwickeln. Dazu führte die 
Verselbständigung der Statthalter, die noch im g. Jahrh. ein- 
setzt, zu einem neuen, bisher dem Islam fremd gewesenen Herr- 
schaftsbegriff, für welchen das Wort »Sultanat« die gegebene Be- 
zeichnung war. Noch bedurfte es erst der bujidischen Drangsale 
und der notgedrungen bewußten Einstellung des Kalifen auf den 
geistlichen Charakter seines Amtes, ehe dee Titel Sultan 
vom Kalifen selbst an Träger rein weltlicher Herrschaft verliehen 
wurde und damit die höchste Sanktionierung empfing. 

Die Bujiden waren die ersten faktischen Sultane, wenn sie 
auch kaum noch diesen Titel geführt haben dürften. Man hat 








8e) Ravaisse bei Seybold, Ztschr. d. deutsch. Morgenl. Ges. 
LXIII 329. 

89%) »Man spricht von »Sultan«, wenn man den Vertreter eines Amtes, 
von »Emir«, wenn man die Person meint.« C. H. Becker bei Seybold 
a. a. O. und in Islam VI 355. 

90) A. a. O. 
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darauf aufmerksam gemacht, daß das Aufhören der verbreitetsten 
Imam-Reihe, der der sog. ‚Zwölfer‘, nämlich die Entrückung 
ihres letzten (zwölften) Gliedes als Mahdi, in dieselbe Zeit gesetzt 
wird (940), in der in Bagdad die schi‘itischen Bujiden zur Herr- 
schaft kamen (945). Dieser der Scha nahestehenden Dynastie 
nicht mit eigenen Prätendenten in den Rücken zu fallen und 
ihren Aspirationen freie Bahn zu geben, sei der zwölfte Imam 
als Mahdi zu verborgenem Warten entrückt worden °’). Ein 
solcher Zusammenhang ist gewiß ausgeschlossen. Die Wendung 
von politischem Willen zu eschatologischer Erwartung ist viel 
zu sehr im Gesamtzug der Zeit begründet, als daß sie auf be- 
wußter, politischer Ueberlegung entspringende Absicht zurück- 
geführt werden müßte %). Dennoch bleibt das Zusammentreffen 
der beiden Daten höchst bedeutungsvoll — es schafft von schi’iti- 
scher Seite die Vorbedingung für ein sich als gottgewollt empfin- 
dendes, selbstbewußtes weltliches Herrschertum. Es ist klar, 
daß, während die vordem nach Selbständigkeit strebenden Macht- 
haber sich, auch wenn sie schi‘itisch gesinnt waren, letzten Endes 
doch selbst als Rebellen empfinden mußten, nunmehr die Bujiden 
dem Mahdi und nicht weniger dem Kalifate gegenüber sich inner- 
lich vollkommen frei fühlen konnten. Sie lehren die islamische 
Welt, weltliche Gewalt mit dem guten Gefühl der Gottgewollt- 
heit üben und in keiner auf den Glauben gegründeten Instanz 
mehr ein Hindernis ihrer Aspirationen erblicken. 


Daß die Kalifen mit den schr’itischen Machthabern schließ- 
lich einen modus vivendi gefunden hatten, sich auf den geist- 
lichen Charakter ihres Amtes beschränkend, haben wir gesehen. 
Die Orthodoxie aber hielt Ausblick, wie man »dem Usurpator, 
dessen Handlungen nicht den Vorschriften der Religion ent- 
sprechen, die Gewalt entreißen und seinen Einfluß auf den Kalifen 
zunichte machen« könne ®). Daß damit nicht mehr an das 








a) A. Müller, Der Islam im Morgen- und Abendland II ı0 f. 

s2) S. o. S. 404 die Einverleibung der Mahdi-Idee in die Orthodoxie. Eine 
andere Sekte der Schi‘a, die ‚Siebener‘ (= ‚Isma’iliten‘), läßt die Reihe mit 
dem 7. Imäm, mit Mohammed, dem Sohn des 762 verstorbenen Ismäfil, schließen. 
Die ihm nachfolgenden Imäme sind verborgen. Als dann um 900 ein angeblicher 
Imäm dieser Reihe als ‚Mahdi‘ das Fatimidenreich gegründet hatte (das spätere 
ägyptische Gegenkalifat), da bedurfte es nur einer so merkwürdigen Erscheinung 
wie des Kalifen Häkim, um diesen zur Inkarnation Gottes und, nach seinem 
geheimnisvollen Verschwinden im Jahre 102r, zum verborgen fortlebenden 
Mahdi zu erklären. 

3) S. 0. S. 408 den Mäwerdi. 
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Kalifat selbst, sondern nur an einen anderen, genehmeren Macht- 
haber gedacht war, haben wir ebenfalls bereits vermerkt. Wo 
man ihn suchte, zeigt ein ‚Prophetenausspruch‘ aus dem Ende 
des Io. Jahrh.s, nach welchem ein Held aus Chorasan, von den 
Fremdvölkern stammend, den Bujiden ein Ende machen soll 9%). 
Der Held, mit diesem Spruche wohl kaum ad personam wohl 
aber allgemein dem Kreise seiner Herkunft nach apostrophiert, 
ein Türke aus dem transoxanisch-chorasanischen Samaniden- 
reiche, der diesen Ruf hätte hören können — ihm Folge zu leisten 
war einem wenig Späteren bestimmt —, war bald eine konkrete 
Hoffnung. Um 1000 eröffnet Mahmüd von Gaznas Reich die 
Reihe türkischer Staaten auf islamischem Boden. 

Nicht handelt es sich hier um den schon früher zu ver- 
zeichnenden Fall, wo es einzelnen türkischen Statthalter-Gene- 
rälen gelungen war, gestützt auf eine beschränkte Anzahl ge- 
kaufter Kriegersklaven, im Reiche des Kalifen sich unabhängig 
zu machen. Sondern hier kommt eine Türkendynastie zur Herr- 
schaft in unmittelbarer Nachbarschaft, ja teilweise auf dem 
Boden ihrer Heimat und mit ständigem Kontakt mit ihr, ge- 
tragen von dem breiten Zustrom türkischer Stämme, denen damit 
der Weg nach Vorderasien gebahnt ist, in ununterbrochener 
Reihenfolge (bis auf die Osmanen und die persischen Dynastien 
herunter) gefolgt von anderen Türkendynastien, die immer 
umfassenderen Besitz von der islamischen Welt ergreifen. 


Mahmüd von Gazna ist zugleich der erste rechtgläubige 
weltliche Herrscher in dem neuen, unter den Bujiden möglich 
gewordenen Sinne: der Kalife selbst verleiht ihm als erstem den 
Titel Sultan ®), von nun an die zustehende Bezeichnung für die 
Häupter unabhängiger Dynastien, denen der Kalife theoretisch 
seine Ansprüche auf weltliche Herrschaft in einem bestimmten 
Landstrich übertragen hat und in diesem Sinne später den Titel 
‚Mitregent des Beherrschers der Gläubigen‘ verleiht ®%). Zu 








%) Zitiert bei Barthold-Becker, Islam VI 357. Die Samaniden 
können nicht wegen des »von den Fremdvölkern stammends« gemeint sein, 
die Gaznewiden kommen zeitlich nicht in Betracht. Also war hier ganz allge- 
mein an einen türkischen Heerführer des Ostens gedacht. 

%5) A. Mez, Renaissance des Islams 133, wonach C. H. Becker, 
Islam VI 355 wohl zu berichtigen sein wird. 

%) Z. B. dem berühmten Seldjukensultan von Konia, “Alā ed-din Kaikobad 
I (1210—1236). Vgl. die Inschrift Nr. 53 bei Cl. Huart, Epigr. arabe d’Asie 
Min., in Rev. Sem. III (1895) 354, sowie die von B. Moritz mitgeteilte vom 
Sultan Han: F. Sarre, Reise in Kleinasien, 85. Nach Ibn Bibi,ed. Houtsma 
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diesen die weltlichen Funktionen bezeichnenden Titeln spendet 
der Kalife jetzt Ehrennamen, welche neben der weltlichen Macht 
sogar eine die Religion betreffende Funktion ihrer Träger zum 
Ausdruck bringen. So heißt Mahmüd von Gazna ‚Jamin ed- 
daula Amin el-milla‘ d. i. ‚Rechte Hand der (sc. Abbasiden-) 
Dynastie und Getreuer der Ecclesia‘ 9). 

Mit Ausnahme des durch die weltlichen Aspirationen des 
Kalifates in das alidische Lager gedrängten Chwarezmsultans 
(s. o. S. 4Iı) waren alle diese türkischen Herrscher treue Söhne 
der Sunna, so leidenschaftlich in deren Dienst und so eifrige 
Verfolger von deren Feinden, daß mit einem Hinweis auf die 
natürliche Eignung dieser geraderen, primitiveren, trotz ihrer 
inneren Widersprüche doch abgeschlossenen und festen Form 
des Islams für ein einfaches Kriegervolk es nicht getan ist. Auch 
die Abneigung der Türken gegen die Perser und die von ihnen 
bevorzugten Sekten ist keine zureichende Erklärung. Daß die 
Türken überhaupt gerade Sunniten wurden, ergibt sich einfach 
aus dem Umstand, daß die entscheidende Missionierung in 
Transoxanien unter den bis rund Iooo dort mächtigen Samaniden 
stattgefunden hatte, einer Statthalterdynastie, die ihre freilich 
nur Formsache bleibende Ergebenheit gegenüber Bagdad nicht 
genug betonen konnte, darin eine wertvolle Legitimierung ihrer 
Herrschaft im fernen Osten mitten unter schi’itischen Nachbarn 
findend. Aber daß die Türken so treue und leidenschaftliche 
Anhänger der Sunna blieben, das ist angesichts der reli- 
giösen Indifferenz, welche die vorislamischen Türken den Glauben 
ihrer Väter mit größter Leichtigkeit nacheinander mit den ver- 
schiedenen, in Zentralasien aufeinander stoßenden Weltreligionen 
hatte vertauschen lassen, nur aus einer besonderen Verwandt- 
schaft des sunnitischen Islams mit der spezifisch türkischen 
Seelenlage zu erklären. Solches ist, mit einseitiger Betonung 
des quietistischen Momentes, für den Buddhismus behauptet 
worden ?8). Dieses kommt aber auch im Islam nicht zu kurz, 








(= Rec. III) 22r hatte der Kalife dem Kaikobad ein Diplom über »Sultanat 
und Stellvertreterschaft (nijäbet) von Rum (= Kleinasien), Armenien und 
Diarbekir« übersendet. 

3) Zu den weltlichen Ehrentiteln mit daula, mulk usw. treten nun seit 
etwa Iooo die mit islám, milla (geistige Seite des Islams, also etwa »Ecclesia«) 
und besonders die mit din zusammengesetzten. M. van Berchem, a. a. O. 
(S. o., Anm. 56). 

ss) L. Cahun, Introduction à l’hist. de l’Asie. 
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besonders seitdem die Mystik ihren festen Platz in der Orthodoxie 
einnimmt — gerade die Mystik hat vom Türkentum eine ge- 
waltige Belebung erfahren. Doch auch der andere Grundtrieb 
der türkischen Psyche erhält Nahrung aus dem sunnitischen 
Islam: ihr Fernenhang, ihr Wandertrieb, ihr Durst, das hin- 
dämmernde Ich — es ist eher ein ‚Es‘ — rauschhaft an kühnste 
Träume und maßlose Taten zu verlieren — das, was die Nomaden 
Zentralasiens immer, : wenn eine Hochkultur im Osten, Süden 
oder Westen des eurasischen Erdteils brüchig und verteidigungs- 
unfähig geworden war, als ‚Gottesgeißel‘ zu Zerstörungen welt- 
historischen Ausmaßes auf den Plan führte, nun jedoch in den 
Dienst einer religiös unterbauten Kultur gestellt wird und dieser 
ungeheure Impulse, allerdings auch innere Erstarrung bringt. 
Der Islam, durch die Türken wieder wehrhaft, begegnet jetzt 
dem Ansturm der Kreuzzüge, trägt seine Grenzen im Glaubens- 
krieg nach Osten und Westen, in Indien und Kleinasien, vor. 
Was er an Elementen einer Kriegerreligion enthält, gewinnt nun Ge- 
wicht, vor allem eben der Glaubenskampf, als welchen die spätere 
muslimische Geschichtsschreibung die frühislamischen Eroberungs- 
kriege ansieht und der einen wichtigen Bestandteil der Sunna 
bildet, wird von den Türken neben den anderen Erinnerungen 
an die nomadische Heldenzeit des Frühislams begeistert aufge- 
nommen und mit ihren kriegerischen Instinkten, ihrem \Vander- 
trieb und Fernenhang durchdrungen °°). Der durch bestimmte, 
die Lebenspraxis regelnde Vorschriften und durch zeremonielle 
Riten aufgewogene Mangel an ethischen Anforderungen, der 
durchaus männliche Charakter des religiösen Lebens, das Gebet 
um Sieg oder Aufnahme in einen Heldenhimmel, das alles sind 
Züge, die nun entsprechende Betonung finden und den Islam zu 
einer echten Kriegerreligion stempeln. Dazu dringt allenthalben 
in die ganz formalistisch gesinnte islamische Welt ein nüchterner, 
zuweilen hart anmutender Realismus ein 1%). 

Mit alledem werden die weltlichen Herrscher, die Sultane, 


») M. van Berchem, Mat. pour un Corp. Inscr. Arab. I passim, 
bes. 106 ff., 260 ff. 

100) So berichtet El-Fachrt, p. 28s, daß unter den Mongolen sich der 
Geschmack der Fürsten von den formalistischen philologischen Wissen- 
schaften (Syntax, Lexikographie, Poesie, Geschichte; »oft verdankte man 
eine Rangerhöhung der Erzählung einer einzigen Anekdote, der Rezitation 
eines einzigen Verses, sogar lediglich dem glücklichen Gebrauch eines ein- 
zigen Ausdruckese) weg den Finanz- und Verwaltungswissenschaften, sowie 
der Medizin und Astrologie zuwandte. 
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zu Schirmherren des Islams und die Kalifen neben ihnen mehr und 
mehr überflüssig. Einem so strenggläubigen Herrscher wie Mah- 
müd von Gazna, der es an Zeichen der Verehrung für den Bag- 
dader Kalifen nicht fehlen ließ und der dessen Aufforderung zur 
allgemeinen Ketzerverfolgung getreulich nachkam, wird ein 
Geschichtswerk gewidmet, das in seiner Einleitung eine wichtige 
Theorie vom Sultanat enthält !%): »Es sind Religion und Herr- 
schaft Zwillingsgeschwister: denn die Religion ist das Fundament 
und die Herrschaft (mulk) der Hüter; was aber ohne Hüter ist, 
geht verloren und was ohne Grund ist, wird zerstört. DerSultan 
ist Gottes Schatten auf dessen Erde und sein Kalife in seiner 
Schöpfung, als sein Vertrauter mit der Beaufsichtigung seines 
Gesetzes beauftragt. Durch ihn steht fest die Verwaltung und auf 
ihn stützt sich Vornehm und Gering, durch seinen Schrecken 
verschwinden die Neuerungen und Empörungen.... ohne ihn 
würde die Ordnung sich auflösen.... und würden die Seelen 
zu ihrem natürlichen Trachten nach Hader und Betrug sich 
wenden, so daß sie davor ginzlich das versäumten, was ihrem 
jetzigen und künftigen Leben frommt ...... Es zügelt den 
Menschen mehr der Sultan als der Koran, denn die meisten 
scheuen mehr das Sichtbare der politischen Macht, und Furcht 
vor Strafe hält sie zurück, vom rechten Pfad abzulenken..... 
Für den großen Haufen ist das Schwert aufgestellt, der Koran 
aber für die Seltenen, wenn auch alle übereinstimmend an 
seine Gebote und Verbote sich binden. Jedoch der gemeine Mann 
sieht das Schwert und erschrickt, der Seltene aber sieht die 
Wahrheit und gehorcht. Und ein Unterschied ist zwischen dem, 
der sich durch etwas Anderes als die Wahrheit leiten und zwingen 
läßt und dem, den nur das Licht seines Herrn läutert und bildet .. 
Das Schwert ist der Beweis Gottes wider den, der leugnet und 
widerspenstig ist.... Es ist klar, daß der Sultan der Kalife 
Gottes in dessen Schöpfung ist, weilihn Gott mit seinem Schwerte 
umgürtete und ihm auf der Erde Macht gab und bezüglich der 
Fürsten die Bestimmung machte, der solle glücklich, ruhmvoll 
und bei Gott geehrt sein, der sich so viel als möglich um den Sieg 
der Religion und die -Beschützung des Islams und der Muslims 
bemüht und der die Feinde, die von Gottes Gesetz abweichen 
und seine Gebote und Satzungen übertreten, mit seiner eige- 


10) “U tbi, Kitab Jemint, verf. etwa 1015. Hier mit einigen Kürzungen 
die Uebersetzung von Th. Nöldeke, Ueber das Kit. Jem., S.-B. d. Wr. 
AR. d. W., ph.-h. Kl. XXIII (1857) 38 ff. 
27° 


Enz 


420 Paul Wittek, 


nen Person und seinemVermögen, mit seinen 
Verwandten und Mannen so bekämpft, daß er die 
Beklemmung der Brust möglichst aufhebt.« 

Der Machthaber, der Herr des Schwertes, der Sultan, den 
die orthodoxe Staatslehre des Mawerdi legitimiert, wird hier 
— allerdings in einem versteckter schi’itischer Neigungen ver- 
dächtigen Werke 1) — als Kalife und Ebenbild Allahs an- 
gesprochen. Das ist mehr, als die Sultane selbst in der nächsten 
Zeit für sich in Anspruch nehmen. Noch anerkennen sie den 
Kalifen von Bagdad, dessen Bestallungsdiplom sie als Legiti- 
mierung ihrer Stellung den arabisch-persischen Untertanen 
gegenüber nicht missen wollen. Aber ihr Selbstgefühl wächst 
mit den Erfolgen, die sie in Kreuzzugs- und Tatarenstürmen 
im Dienst des Islams erringen, im selben Maß wie das Prestige 
des in ebendiesen Krisen versagenden Kalifen sinkt. 


Dazu kam ihnen aus dem Bündnis mit den Theologen- 
Juristen ein gewaltiger Zuwachs an Macht und Weihe. An der 
Schaffung eines zuverlässigen Theologenstandes, wie er den 
fremden Barbaren bei der Verwaltung der Kulturländer unent- 
behrlich war, äußerst interessiert, richten sie zum erstenmal im 
Islam von Staats wegen hohe Schulen (Medresen) ein, aus denen 
ein ihnen treu ergebener Stand von “Ulema hervorgeht. Wieder 
erscheint die Regierung des Mahmüd von Gazna als Epoche 
eröffnend: die erste staatliche Medrese wird von seinem Bruder 
Nasr zu Nischapur gegründet. Zu größter Bedeutung steigt 
dann die von dem großen Seldschukenwezir ins Leben gerufene 
und nach ihm benannte Nizamijje zu Bagdad, die wohl als erste 
auch für den Lebensunterhalt der Studenten Sorge trug und damit 
erst so richtig die Schaffung von Nachwuchs garantierte 1%). 
Die alten Akademien (där al-ilm, ‚Haus des Wissens‘) der 
Fatimiden- und Abbasidenzeit, in denen neben den religiösen 
Disziplinen auch die von Griechen und Persern ererbten: Astro- 
nomie, Mathematik, Medizin, Philosophie gepflegt worden waren, 
hatten diesen Medresen und den gleichzeitig entstehenden Tra- 
ditionsschulen weichen müssen. Die eklektisch-liberale Gesin- 
am) Aa O. S. 88. Der schffitische Ursprung dieser — später allgemein 
gültigen — ‚Sultanatstheorie' stimmt sehr gut zu dem o. S. 414—415 über den 
Anteil der Schi’a an dem Ursprung des Sultanates überhaupt Gesagten. 

103) Ibn Khallikan,ed. Slane I p. XXVIII s. (Die erste Medrese 


ist die von Abu Ishäk al Isfaraini (st. 1027), einem Anhänger des Aschfari, in 
Nischapur gegründete — eine private Lehranstalt). 


Islam und Kalifat. 42I 


nung machte starrer, einseitiger, fanatischer Orthodoxie Platz 1%). 
Erst jetzt kann man von einem Stande der ‘Ulema 
sprechen. Anfangs hatte der Lehrbetrieb 1%) bei nahezu völliger 
Lehrfreiheit — jeder Muslim guten Rufes, der sich befähigt 
fühlte, war zum Lehren berechtigt — in den Moscheen stattge- 
funden, wo jedermann freien Zutritt hatte, und der Lehrer 
mußte, falls er nicht Vermögen besaß, sich sein Brot durch irgend- 
einen Beruf erwerben. Die zunehmende Verwendung der ‘Ulema 
als Beamte, wie sie schon in der "Umajjadenzeit beginnt, schafft 
dann die Vorstufe des mit den Medresen zur vollen Ausbildung 
gelangenden dGelehrtenstandes, wo nach einer bestimmten, 
in staatlichen Schulen von diplomierten Professoren geleiteten 
Studienlaufbahn die Diplomempfänger durchwegs Anwärter 
besoldeter Stellungen werden, innerhalb ihres Kreises — nicht 
selten in die Familie des Lehrers — heiraten und ihre Kinder in 
` der ererbten Laufbahn erhalten und fördern (so daß die mühsam 
errungene Stelle des Vaters der nächsten Generation ein leicht 
erworbenes Erbe und der Ausgangspunkt zu weiterem Aufstieg 
wird). Diese“Ulema finden jetzt in allen erdenklichen öffentlichen 
und privaten Funktionen, als Richter, Anwälte, Verwaltungs- 
beamte, Polizeioffiziere, Minister, Gesandte, Sekretäre, als 
Professoren und Lehrer, Erzieher und Ratgeber Verwendung 
und gewinnen eine ungeheure Macht, auch über den Souverän, 
den sie ihrerseits mit ihrem moralischen Ansehen stützen. 


Innerhalb dieses Standes und seines geregelten Lehrbetriebs 
kommt nun die Orthodoxie zur abschließenden Ausbildung: jetzt 
wird der Kanon der gültigen Traditionswerke, Kommentare, Gc- 
setzbücher aufgestellt und ein Zurückgreifen über die kanonisierte 
Auslegung hinaus untersagt — nur ein Weiterarbeiten auf dem 
Boden des bisher Erreichten ist verstattet. 

Alle die Pflanzstätten der Orthodoxie lebten von frommen 
Stiftungen. Je mehr Einfluß die “Ulema erwerben, zu desto 
reicherer Stiftungstätigkeit können sie die Gläubigen bewegen, 
was wieder zu ihreı geistigen Macht die ökonomische hinzufügt 
und neue Möglichkeiten ihrem numerischen Anwachsen bietet. 
Bei dem realistischen Zug der Zeit und vor allem des Türkentums, 
welches den leergewordenen islamischen Formalismus ehrlich 


1%) M. van Berchem , Matériaux usw. s. Index ‚Medrese‘. 
166) Vgl. D. Haneberg, Schul- und Lehrwesen der Muhammedaner 
im Mittelalter. München (Ak. d. W.) 1850. 
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mit Wirklichkeit zu füllen bestrebt war, traf diese Tendenz der 
“Ulema auf gutgewillte Laien. Nun setzt jene von Herrschern 
und Privaten geübte reiche Stiftungstätigkeit ein, der die islami- 
sche Welt ihren großen Reichtum an Moscheen, Schulen, Bädern, 
Fremdenherbergen, Krankenhäusern und Brunnen verdankt 
— ein Moment, das durch Schaffung einer zahlreichen Pfründner- 
klasse und durch Stillegung von Gütern (mit Ruinierung der- 
selben!) wieder seinerseits in dem großen ErstarrungsprozeB 
dieser Welt eine Rolle spielt 1%). 

Mit Mahmüd von Gazna hebt die Reihe der großen Herrscher- 
gestalten an, die von nun an die Geschicke des Orients bestimmen. 
Eine erst jetzt zur Ausbildung gelangende Biographik macht 
sie zum Gegenstand historischer Darstellung 1%). Wie fremd 
diese Sultane in der islamischen Welt stehen und wie viel ver- 
wandter sie sich etwa ihren christlichen Gegnern, den Kreuz- 
fahrern, fühlten, erhellt aus einem Briefe Saladins 1%) an den ‘ 
Kalifen Nasir vom Jahre r191: »Der Islam hat es hier mit einem 
Volke zu tun, das den Tod liebt, das Land und Leute im Stiche 
läßt, seinem, Priester gehorsam, seinem Marzuis ergeben. Sie 
eifern dem von ihnen Angebeteten (sc. Christus) nach und ver- 
teidigen die Glaubensgenossen... Nicht einmal in der Not 
verlangen sie Geld, halten aber im übrigen in allen Mühsalen 
und Schicksalsproben mutig und heiter aus und beweisen mit 
den Waffen in der Hand große Tapferkeit... .« Und nach diesem 
Panegyrikus auf den fränkischen Gegner folgt bittere Klage über 
die eigenen Glaubensgenossen: »Nicht so die Muslims. Sie sind 
unwillig, ohne Ausdauer, zersplittert, unfähig zur Eintracht, sie 
entziehen sich ihren Pflichten und wollen höchstens einen Bei- 
trag leisten. Kommen sie, so geschieht es mit Widerwillen, mit 
dem deutlichen Gefühl, daß der Islam durch Allahs Hilfe gerettet 
werden wird, auch ohne menschliches Zutun, und daß der Un- 
glaube schon untergeht, weil Allah es will.« 

Was den Kreuzfahrern entgegentritt und sich ihnen als 
gewachsen erweist, in seinem ‚Rittertum‘ dem europäischen 
Gegenspieler so ähnlich, gehört der neuen Kriegerschichte an, 
welche über der arabisch-persischen Bevölkerung als türkische 

106) Vgl. C. H. Becker, Islam und Wirtschaft. Islamstudien S. 62. 

107) Soden Mahmüd von Gazna, Saladin und den Chwarezmier Djeläl ed- 
din. s. C. Brockelmann, Gesch. d. arab. Lit. 157 f. 


108) Daß er zufällig ein Kurde war, ist belanglos. Das Folgende nach 
Görgen-Röhricht, Arab. Quellen z. Gesch. d. Kreuzz. 145 f. 
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Herrenklasse sitzt und den Islam wieder wehrfähig macht. 
Die Ideale dieser Klasse knüpfen an die nomadische Heldenzeit 
des Frühislams an sowie an die eben jetzt unter Mahmūd von 
Gazna durch Firdusi zu neuem Leben erweckte Heldensage 
Irans. In dem gleichzeitig zur definitiven Ausbildung gelangenden 
Lehenswesen findet die neue soziale Struktur ihre gemäße wirt- 
schaftliche Unterlage 1%). 


Die Position dieser Sultane ihren Türken gegenüber beruht 
auf durchaus traditionalen Momenten. In dem Reiche 
Chwarezm z. B. sind die einzelnen Stämme an den Herrscher 
durch das Treuverhältnis geknüpft, in dem sie zu seiner ihnen 
entstammenden, resp. verwandten Mutter stehen — einer von 
mehreren Zügen des ursprünglich in Zentralasien herrschenden 
Matriarchates. Anders stehen diese Sultane natürlich gegenüber 
der arabisch-persischen Schicht. Ihr Bündnis mit den ‘Ulema 
macht ihre Stellung hinsichtlich dieser Untertanen zu einer 
legalen. »Der Sultan der Kalife Gottes in den weltlichen 
Angelegenheiten wie die “Ulema in den geistlichen«e — auf diese 
Formel sahen wir unter dem Mamlukensultan Dschakmak die 
Vorstellung von der weltlichen Herrschaft gebracht 11%). Der- 
selbe Sultan macht damit den Anfang, sich inschriftlich ‚den 
erhabensten I mam‘ zu nennen und sich so die Würde eines 
Vorbeters der Gesamtgemeinde, also gerade die am meisten 
geistliche Seite des Kalifates, zu arrogieren. Das in Aegypten, 
in unmittelbarer Gegenwart der Abbasidenkalifen! Mehr als 
ein Jahrhundert vorher hatte in der politischen Theorie des 
Aegypters Ibn Djama’a (st. 1333) die Gleichung ‚Gewalt- 
herrscher = Kalife‘ Aufnahme gefunden: »Die letzte Alternative, 
die Herrschaft zu erlangen, ist die Gewalt. Wenn nämlich kein 
legitimer Imam vorhanden ist und niemand von denen, die zur 
Führerschaft befähigt sind, sich um das Imamat bewirbt, jemand 
aber mit Gewalt den Besitz der Herrschaft erringt, ohne gewählt 
worden zu sein oder die Souveränitätsrechte durch Uebertragung 
erlangt zu haben, so ist seine Herrschaft anzuerkennen und ist 
ihm Gehorsam zu leisten, um die Gemeinde der Muslime zu- 
sammenzuhalten und Parteibildungen zu vermeiden. Es ändert 
auch nichts hieran, wenn der Herrscher unwissend oder gottlos 
ist. Hat aber einer sich durch Gewalt zur Herrschaft emporge- 


109) C. H. Becker, Steuerpacht und Lehenswesen. Islamstud. I 234 ff. 
110) S. o. S. 412. s 
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schwungen, es erhebt sich dann aber ein anderer und besiegt 
wiederum den ersteren, so ist der zweite als gesetzlicher Imam an- 
zuerkennen« 1). Auch die Vorschrift der Glaubenslehre, daß der 
Kalife aus dem Stamm Kuraisch sein müsse, wird weginterpretiert, 
indem man sie dahin deutet, daß das jeweilige Oberhaupt des 
Islams der mächtigsten und vornehmsten Familie seiner Zeit ent- 
stammen solle!!12). Eine unbedingte Kapitulation vor der Gewalt, 
eine ‚Loyalitätserklärung für alle Fälle‘ seitens der “Ulema als der 
Repräsentanten der muslimischen Gemeinde an die Machthaber! 

Die Gemeinde als solche nimmt an den Ereignissen, die 
innerhalb der kriegerischen Herrenschichte stattfinden, ge- 
flissentlich keinen Anteil — weder respektiert und unterstützt 
sie die traditionalen Bindungen, auf denen dort die Herrschaft 
beruht, noch negiert sie dieselben durch Parteinahme gegen den 
Herrscher. Was in jener Machtsphäre an Kämpfen ausgetragen 
wird, ist ihr gleichgültig, nur das Resultat nimmt sie als Gottes- 
urteil hin. »Schmähet nicht die Herrschenden — so wird. die 
Gemeinde in einem Hadis ermahnt — wenn sie rechttun, wird 
ihnen Lohn zuteil und ihr habt dankbar zu sein; tun sie aber 
Böses, dann liegt auf ihnen die Last und ihr habt Geduld zu 
üben. Wahrlich, sie sind ein Werkzeug der Rache Gottes — er 
rächt sich mit ihm an wem er will; nehmet Gottes Rache nicht 
mit Erregung und Zorn hin, sondern empfanget sie mit Ruhe 
und Demut« 13), 

Der Herrscher ist — gleichgültig ob gut oder böse — von 
Allah eingesetzt und ist Gottes Lohn oder seine Prüfung und 
Bestrafung für die Gemeinde. Keine andere Zuflucht gegen 
Tyrannei als die Stärkung des Herzens im Gebet und in der 
Versenkung, als die Gewißheit, daß Allah schließlich seine 
Gläubigen triumphieren machen wird; keine andere Möglichkeit, 
eine schlechte Regierung zu beseitigen, als die ängstliche Ge- 
setzesbefolgung seitens der Gläubigen, denn nur sie kann Gottes 
Zorn abwenden und nur Gott kann der Tyrannis ein Ende machen, 
indem er den Sinn des Machthabers ändert oder diesen durch 
einen frommen Herrscher beseitigen läßt. Nur wennein Mahdi 
ersteht und die Muslims ruft, erheben sich diese zu leidenschaft- 
lichem Aufruhr. 


111) Kremer, Herrsch. Ideen 4106. 
112) Ibn Chaldün (um 1400), Prolégomènes 350 ff. 
112) El-Fachrs S. 55. 
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Ein frommer Herrscher folgt in allem und jedem seinen 
geistlichen Ratgebern. Im Osmanenreiche haben diese dann 
eine feste Organisation und im Ober-Mufti (obersten Fetwa- 
Erteiler), dem ‚Scheich u-Isläm‘, eine beamtete Spitze mit 
genau umschriebener Kompetenz erhalten. Lockerung in den 
traditionalen Bindungen der Kriegerschicht wies die Herrscher 
immer mehr an die ‘Ulema, diese immer mächtiger werdenden 
\Wortführer des muslimischen Volkes, das, vom politischen 
Leben ganz abgewendet, sich dem religiösen mit um so größerer 
Hingabe weiht. Schließlich fühlt sich der Herrscher selbst nicht 
anders denn als ein Werkzeug in der Hand Allahs, als sein ‚Stell- 
vertreter‘ auf Erden, betraut mit der Wahrung des Gesetzes, 
legitimiert durch den Willen Gottes, der ihm die Macht verliehen 
hat, geheiligt durch das Charisma des Erfolgs. In diesem Sinn — 
wir sahen ihn schon in der Theorie aus der Zeit Mahmūds von 
Gazna ausgesprochen — haben unter anderen die späteren 
Mamluken-Sultane, die Timuriden, die Osmanen als Inhaber 
des Kalifates gegolten 114), zumal die letzteren, die noch einmal 
den ganzen islamischen Bereich — mit Ausnahme der in einem 
schriitischen Reich zusammengefaßten und damit endgültig 
aus der Orthodoxie ausgeschiedenen, sowie der auf diese Weise 
räumlich getrennten Ostgebiete — zu einer Weltmacht zusammen- 
faßten. Ihr Werk war von vornherein ein totgeweihtes. Die 
Welt, der sie ihre Kräfte weihten, war eine innerlich erstarrte 
und atomisierte: das Gesetz, das jeder einzelne für 
sich ängstlich befolgte, während die Gesamtheit nur noch durch 
stammesfremde Eroberer geführt werden konnte, war ja der 
Ausdruck einer uralten, längst erstarrten Kultur — der be- 
wegte Entwicklungsprozeß, der das Morgenland in den ersten 
Jahrhunderten des Islams ergriffen zu haben schien, war nichts 
als die Loslösung vom Fremden und die Heimkehr zu sich selbst 
gewesen. Die Türken konnten dieser \Velt kaum Neubelebung, 
höchstens Konservierung bringen. Daß Europa sich seit etwa 
1300 gleichsam auf sich selbst zu ungeheurer Kraftansammlung 
zurückzog und die vorgeschobenen Posten seines mittelalter- 
lichen Expansionsdranges geistig und politisch preisgab, hat 
es den Osmanen möglich gemacht, den Islam zeitweilig tief 


14) Vgl. Barthold-Beckera. a. O. 374 ff. Die Frage nach der 
(angeblichen) Uebertragung des Kalifates an Selim I durch den Kairiner Abba- 
siden (a. a. O. 386 ff.) ist gegenüber der neuen Auffassung vom Kalifat durchaus 
von sekundärer Bedeutung. 
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in die christlichen Länder vorzutragen und aus diesen Siegen 
die Mittel zu einer letzten Glanzzeit der islamischen Geschichte 
zu gewinnen. Dieses ‚Einkommen‘ hat für eine Zeit den Ausfall 
wettmachen können, den ökonomisch die Verlegung des politi- 
schen Zentrums aus dem eigentlichen Bereich des Morgenlandes 
heraus auf einen Boden mit ganz anderen Lebensbedingungen 
mit sich bringen mußte. Der Islam war damit ‚sinnlos‘ geworden. 
Er hat die neu eroberten Gebiete eben darum auch nicht gewinnen 
können. Die nationalen Kräfte, die ihm die letzte Scheinblüte 
ermöglicht hatten, waren in der mächtigen Expansion rasch 
aufgezehrt. Je mehr Europa, überlegen in seiner Erneuerung 
seit den Tagen der Renaissance, den alten Machtbereich zurück- 
gewinnt und mit den Waffen seiner Kultur, Zivilisation und 
Politik die islamischen Gebiete erobert, desto deutlicher tritt 
der ‚Pariacharakter‘ des Islams hervor. A. Salz hat in dieser 
Zeitschrift 115) dargelegt, wie Hand in Hand mit solcher ‚De- 
kadenz‘ der Islam eben wegen dieses Pariacharakters heute eine 
Steigerung seines Umfangs und seiner geistigen Macht erlebt. 


118) Arch. f. Sozialwiss. XLVII (1920) 376 ff.: ‚Ueber das Problem der 
Dekadenz im Islam.‘ 
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Betrachtet man mit kritischem Auge die älteren und neueren 
wissenschaftlichen \Werke über Agrarpolitik, so bemerkt man 
leicht eine gewisse Unklarheit sowohl über die Absteckung des zu 
behandelnden Gebietes, als auch über die Besonderheiten, die 
diesem Zweige der Volkswirtschaftspolitik eigentümlich sind. 
Auch über die methodologischen Grundfragen geben sich die Au- 
toren oft nicht genügend Rechenschaft. Es scheint mir nicht 
überflüssig zu sein, diesen Gegenstand einmal abgesondert zu 
untersuchen. 

Dabei ist festzuhalten, daß das Wort »Agrarpolitik« — ebenso 
wie das Wort »Volkswirtschaftspolitik« — in doppelter Bedeu- 
tung gebraucht wird: einmal als der Inbegriff einer gewissen 
Gruppe von praktischen Maßnahmen — praktische Agrar- 
politik —; dann als die Wissenschaft von der praktischen 
Agrarpolitik — wissenschaftliche Agrarpolitik. 


Die Besonderheiten der Agrarpolitik in beiden Bedeutungen 
des Wortes ergeben sich aus den Eigentümlichkeiten des Objektes 
der praktischen Agrarpolitik, der Landwirtschaft, gegenüber 
anderen Produktionszweigen. 


Abschnitt I. 
Abgrenzung des Gegenstandes der wissenschaftlichen Agrarpolitik, 


Der Gegenstand der wissenschaftlichen Agrarpolitik, die prak- 
tische Agrarpolitik, ist Volkswirtschaftspolitik, die sich auf die 
Landwirtschaft bezieht, das heißt auf den landwirtschaftlichen 
Betrieb, auf den landwirtschaftlichen Besitz und auf die land- 
wirtschaftliche Bevölkerung. Indessen ist mit einer solchen ganz 
allgemein gehaltenen Definition noch keineswegs eindeutig be- 
stimmt, was man unter Agrarpolitik zu verstehen hat; denn je 
nach dem Standpunkt kann man den Umfang des Begriffes wei- 
ter oder enger ziehen. 


Im weitesten Sinne könnte man dazu eine jede volkswirt- 
schaftspolitische Maßnahme rechnen, die die Landwirtschaft 
irgendwie beeinflußt. Man kann darunter aber auch, in einem 
engeren Sinne, lediglich solche Maßnahmen begreifen, deren 
Zweck es ist, die Landwirtschaft zu beeinflussen. Eine weitere 
Einschränkung ergibt sich, wenn man noch verlangt, daß diese 
Einwirkung auf direktem Wege erfolge, also durch un- 
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mittelbare Einflußnahme auf den landwirtschaftlichen Besitz, 
den landwirtschaftlichen Betrieb oder die landwirtschaftliche Be- 
völkerung. Endlich wäre es möglich, den Kreis noch enger zu 
ziehen und als Agrarpolitik nur diejenigen, die Landwirtschaft 
unmittelbar beeinflussenden Maßnahmen anzusehen, die aus 
volkswirtschaftlichen Gründen getroffen wer- 
den, so daß man alle außerwirtschaftlich verursachten Maßnah- 
men ausschließt. 

Jede dieser vier Auffassungen erscheint von einem gewissen 
Standpunkte begründet. Soll aber die wissenschaftliche Agrar- 
politik einen besonderen Zweig in der Systematik der Volkswirt- 
schaftspolitik bilden, so kann zweckmäßigerweise wohl nur die 
an zweiter oder die an dritter Stelle genannte Auffassung maß- 
gebend sein. Das bedarf einer kurzen Begründung. 


a) In der Volkswirtschaft sind alle Zweige miteinander so eng 
verflochten, daß eine jede Aenderung, die auf einem Gebiete er- 
folgt, eine größere oder kleinere, raschere oder langsamere Rück- 
wirkung auch auf jedes andere Gebiet ausübt. \Vollte man in 
der Agrarpolitik alles zur Darstellung bringen, was auf die Gestal- 
tung der Landwirtschaft von Einfluß ist, müßte man daher so 
ziemlich die gesamte Volkswirtschaftspolitik betrachten; so die 
ganze Handelspolitik, weil auch die Zölle auf industrielle Roh- 
stoffe, Halb- und Ganzfabrikate Preisverschiebungen hervor- 
rufen, welche die Rentabilität der Landwirtschaft steigern oder 
vermindern können (Kosten der Maschinen, des Düngers, der 
Geräte, Gebäude, Höhe der Arbeitslöhne). Ebenso sind der Ar- 
beiterschutz, die Arbeiterversicherung, die Festsetzung von 
Mindestlöhnen, die Arbeitslosenfürsorge für industrielle Arbeiter 
geeignet, die Landarbeiterfrage zu verschärfen. Aehnlich steht 
es mit der Gewerbepolitik, mit der Finanzpolitik, mit der Geld- 
und Kreditpolitik usw. Agrarpolitik wäre nach dieser Auffassung 
Volkswirtschaftspolitik vom agrarischen Standpunkte aus be- 
trachtet, also einseitige Volkswirtschaftspolitik. 

b) Die zweite Auffassung liegt den meisten selbständigen wis- 
senschaftlichen Darstellungen der Agrarpolitik zugrunde. Es 
werden demnach alle volkswirtschaftspolitischen Maßnahmen be- 
sprochen, welche die Landwirtschaft zu beeinflussen bezwecken, 
ohne Rücksicht darauf, ob deren Angriffspunkt die Landwirt- 
schaft selbst oder irgendein anderes volkswirtschaftliches Gebiet 
ist — die Industrie, der Handel, die Preisbildung und dergl. Es 
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gehört dann z. B. zur Agrarpolitik auch die Subventionierung 
der Erzeugung von landwirtschaftlichen Maschinen oder von 
Kunstdünger, Transportbegünstigungen für landwirtschaftliche 
Produkte, Getreidezölle, Ermäßigung der Grundsteuer usf. Man 
kann hier von Agrarpolitik im weiteren Sinne sprechen. Gegen 
diese Abgrenzung spricht, daß man auf diese Weise die Handels- 
politik teils in der Agrarpolitik, teils in der Industriepolitik, teils 
in der Handelspolitik i. e. S. behandeln müßte, während es sich 
dabei doch um ein einheitliches System von Maßregeln handelt. 
Es dürfte daher systematisch richtiger sein, die erwähnten Maß- 
nahmen, die ihren Angriffspunkt nicht in der Landwirtschaft 
haben, aus der Agrarpolitik auszuscheiden und sie im Rahmen 
der Industrie-, der Verkehrs-, der Handels-, der Steuerpolitik usf. 
zur Darstellung zu bringen. Werden sie dagegen aus ihrem Zu- 
sammenhang mit den anderen, analogen Maßnahmen für andere 
Ziele gerissen, so entsteht die Gefahr — der auch manche »Agrar- 
politiken« nicht entgangen sind — einer einseitigen Betrachtung 
lediglich vom landwirtschaftlichen Standpunkte aus. 

c) Beschränkt man sich im Gegensatz dazu auf die Zusam- 
menfassung der direkten Beeinflussung der agrarischen Verhält- 
nisse durch die Gesetzgebung und Verwaltung, so kommt man 
zur Agrarpolitik im engeren, eigentlichen Sinne. Diese Um- 
grenzung empfiehlt sich für die wissenschaftliche Betrachtung 
am meisten. 

d) Dagegen ginge es nicht an, und wäre höchst unzweck- 
mäßig, in der Beschränkung noch weiter zu gehen und lediglich. 
solche Maßregeln einzuschließen, die nur volkswirtschaftlichen 
und nicht anderen Motiven entspringen. 

Denn viele und gerade besonders einschneidende Maßnahmen, 
welche die Landwirtschaft direkt zu beeinflussen trachten, sind 
von außerwirtschaftlichen Motiven beherrscht, von politischen, 
militärischen, sozialen, kulturellen usw. Solche Maßnahmen 
auszuscheiden, geht aber schon deswegen nicht an, weil doch 
die Volkswirtschaft überhaupt niemals Selbstzweck, sondern 
stets nur das Mittel für andere Zwecke ist. Außerdem ist das 
Motiv, als ein innerer Vorgang, selbst bei Handlungen einzelner 
Menschen niemals mit Sicherheit feststellbar; um so weniger, 
wenn dabei eine Mehrheit von Menschen zusammenwirken muß, 
wie dies bei Gesetzen stets der Fall ist. Ueberdies liegen zumeist 
mehrere Motive — wirtschaftliche und außerwirtschaftliche — 
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gleichzeitig vor, so daß eine sichere Grenze gar nicht gezogen 
werden könnte. Endlich würden damit gerade die wichtigsten 
und aktuellsten Maßnahmen aus dem Rahmen der Agrarpolitik 
herausfallen, wie die Bestrebungen zur Aenderung der Grund- 
besitzverteilung, weil doch bei diesen nicht selten volkswirtschaft- 
liche Gesichtspunkte weit weniger maßgebend sind, als soziale und 
politische. 

UnterAgrarpolitikimeigentlichenSinne 
sind also alle Maßnahmen der unmittelba- 
ren Beeinflussung der Landwirtschaft d. h. 
des landwirtschaftlichen Betriebes, des 
landwirtschaftlichenBesitzesund der land- 
wirtschaftlichenBevölkerung zu verstehen, 
ohne Rücksicht auf die zugrunde liegenden 
Motive. 

Dabei bedürfen die Worte »Maßnahme« und »Landwirt- 
schaft« noch einer genaueren Abgrenzung. 

Unter Maßnahmen sind nicht nur die bereits erfolgten 
Eingriffe der Gesetzgebung und Verwaltung zu verstehen, son- 
dern auch die erst geplanten oder angestrebten. Ferner kommt 
dabei nicht nur das Handeln des Staates in Betracht, sondern 
auch das der gebietsrechtlichen Selbstverwaltungskörper, wie 
Länder, Bezirke, Gemeinden, weiters das von sonstigen Korpo- 
rationen, wie Genossenschaften, Arbeiter- und Unternehmer- 
verbände usw. 

Das Wort Landwirtschaft im weiteren Sinne ge- 
nommen umfaßt nebst der Landwirtschaft im engeren Sinne, 
das heißt dem Ackerbau und der Viehzucht, auch die Forstwirt- 
schaft. Ausgeschlossen bleiben die landwirtschaftlichen Neben- 
gewerbe, die in Wahrheit zur Industrie gehören. 


Abschnitt ll. 


Die Besonderheiten des Gegenstandes der praktischen Agrarpoli- 
tik, der Landwirtschaft. 


Jeder Zweig der praktischen Volkswirtschaftspolitik muß 
dem Gegenstand angepaßt sein, den er beeinflussen will, empfängt 
also von ihm sein charakteristisches Gepräge. Wir müssen daher, 
um die Eigentümlichkeiten der Agrarpolitik zu erkennen, vorerst 
die Besonderheiten ihres Objektes, der Landwirtschaft, kurz be- 
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trachten, soweit sie für die Volkswirtschafts- und besonders für 
die Agrarpolitik von Wichtigkeit sind. 

Doch sind wir gezwungen, uns dabei gewisse Beschränkungen 
aufzuerlegen; denn zum Teil handelt es sich hier um, im weiteren 
Sinne des Wortes, technische oder privatwirtschaftliche Momente, 
die Gegenstand einer eigenen, in der neueren Zeit besonders ge- 
pflegten Wissenschaft sind, der landwirtschaftlichen Betriebs- 
lehre. Für uns kommen nur deren Ergebnisse und auch diese 
nur so weit in Betracht, als sie volkswirtschaftliche Bedeutung 
besitzen und die Gestaltung der Agrarpolitik beeinflussen; für 
die Begründung und das Detail muß dagegen der allgemeine Hin- 
weis auf die einschlägigen Lehrbücher genügen. Aehnliches gilt 
für die heranzuziehenden Sätze der theoretischen Nationalöko- 
nomie, die hier als bekannt vorausgesetzt werden müssen. Da- 
gegen empfiehlt es sich, um die Besonderheiten der Landwirt- 
schaft klar hervortreten zu lassen, öfters den zweiten großen Pro- 
duktionszweig, die Industrie, zum Vergleiche heranzuziehen, weil 
die Verhältnisse der letzteren uns geläufiger sind. 

Die Besonderheiten der Landwirtschaft entspringen zu- 
meist direkt oder indirekt den Eigentümlichkeiten der landwirt- 
schaftlichen Produktionsmittel und der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse; vor allem der Tatsache, daß das hauptsächlichste 
Produktionsmittel in der Landwirtschaft die Natur selbst ist, 
das heißt namentlich der Grund und Boden und die ihm inne- 
wohnenden Pflanzennährstoffe; ferner, daß in der Landwirtschaft 
organische Lebewesen — Pflanzen und Tiere — erzeugt werden, 
die großenteils ohne oder doch nur mit geringfügiger Umformung 
konsumiert werden können. Infolge dieser beiden Momente 
weist ferner die wirtschaftliche Motivation in der Landwirtschaft 
Abweichungen gegenüber der in anderen Produktionszweigen auf. 
Endlich kommt dem persönlichen Faktor in der Landwirtschaft 
eine besonders große Bedeutung zu. 

Alle diese Momente werden in den folgenden Abschnitten 
A bis D kurz betrachtet. Vorerst aber noch einige Worte über die 
besondere Wichtigkeit der Landwirtschaft. 

Diese erzeugt fast alle tierischen und pflanzlichen Nahrungs- 
mittel, überdies die meisten Rohstoffe für die Weiterverarbeitung 
durch die Industrie. So hängt die Lebenshaltung der Bevölke- 
rung vor allem von der Landwirtschaft und ihren Produkten ab. 

Uneingeschränkt gilt das, wenn man die bewohnte Erde als 
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ein Ganzes ansieht. Faßt man dagegen die einzelnen Volks- 
wirtschaften ins Auge, so muß die Bevölkerung nicht unbe- 
dingt auf die Erzeugnisse der inländischen Landwirtschaft 
angewiesen sein; die Industriestaaten beschaffen sich einen 
großen Teil ihres Nahrungsmittel- und Rohstoffbedarfes durch 
Austausch mit gewerblichen Erzeugnissen. Gleichwohl kommt 
auch hier der Landwirtschaft eine besonders große Bedeu- 
tung .zu; schon deshalb, weil auch in den Industriestaaten 
meist mehr Menschen in der Landwirtschaft tätig sind, als 
in irgendeinem einzelnen Industriezweige. Außerdem bestimmt 
der Umfang der inländischen Landwirtschaftlichen Produktion 
den Grad der ökonomischen .Abhängigkeit vom Auslande; 
eine Abhängigkeit, die besonders nachteilig, ja katastrophal 
werden kann, wenn die internationalen Handelsbeziehungen 
aus irgendeinem Grunde gestört oder völlig unterbrochen 
werden. 


A.DerNaturfaktor, insbesondere derBoden, 
inder landwirtschaftlichen Produktion. 


ı.Lage, Klima. 


Der Produktionsfaktor »Natur« spielt in der landwirtschaft- 
lichen Produktion eine viel ausschlaggebendere Rolle als in der 
Industrie. Auch diese arbeitet zwar mit den — direkt oder in- 
direkt — von der Natur gegebenen Stoffen und setzt dabei Na- 
turkräfte in Bewegung; aber sie beherrscht diese Stoffe und 
Kräfte, sie formt sie nach ihren Zwecken um. Das vermag der 
Mensch in der landwirtschaftlichen Produktion nicht. Diese wird 
vielmehr durch den verfügbaren Boden, durch seine Lage und 
Beschaffenheit, durch das Klima, das Wetter, durch die natür- 
lichen Lebens- und Wachstumsbedingungen der Tiere und Pflan- 
zen in hohem Maße determiniert; sie muß sich diesen Faktoren 
unterordnen, ihnen anpassen, kann sie nicht oder doch nicht all- 
zusehr nach ihren Zwecken umgestalten und kann daher nur 
innerhalb der von ihnen gezogenen Grenzen wirtschaftlich frei 
disponieren. 

Vor allem ist der Grund und Boden unbeweglich, seine Lage 
kann nicht geändert werden. Je nach der geographischen Breite, 
nach der Höhe über dem Meer und nach sonstigen örtlichen Um- 
ständen sind die klimatischen Verhältnisse der betreffenden Lage 
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— Temperaturhöhe, Temperaturwechsel, Feuchtigkeit, Wind — 
außerordentlich verschieden. Da diese Verhältnisse aber für die 
Entwicklung der Pflanzen und Tiere von entscheidender Bedeu- 
tung sind, ist die landwirtschaftliche Produktion in hohem Grade 
durch jene unveränderlichen Momente bestimmt. So stößt das 
Bestreben nach rationeller Gestaltung der Wirtschaft hier auf 
unüberwindbare Schranken. Nur innerhalb dieser kann der 
Mensch seine Landwirtschaft nach seinen Zwecken formen. Die 
Flora — weniger die Fauna — und damit auch die Landwirtschaft 
weist deshalb gewaltige Unterschiede je nach der geographischen 
Lage des Standortes auf, während dieser für die Industrie eine 
viel geringere Bedeutung besitzt. Doch bleibt auch bei gegebener 
geographischer Lage zumeist immer noch die Möglichkeit für ver- 
schiedene Kulturen und damit ein gewisser Spielraum für deren 
Auswahl. 


2. Witterung. 


Das Leben der einzelnen Pflanzenarten ist an bestimmte 
Lebensbedingungen — Feuchtigkeit, Wärme, Licht, Luft, Er- 
nährung — gebunden; und zwar ist der Bedarf nach diesen zu 
verschiedenen Zeiten ihres Wachstums, der Entwicklung verschie- 
den groß. Ob diese Bedingungen jeweils in dem entsprechenden 
Ausmaß vorhanden sind, hängt, außer von den schon besproche- 
nen ständigen Faktoren, wie Klima, Bodenbeschaffenheit usw., ° 
besonders von der Witterung ab, also von einem wechselnden 
Faktor, der gleichfalls der Beherrschung durch die Menschen ent- 
zogen ist und der vom Standpunkte der Betriebsleitung einen 
zufälligen Charakter besitzt. Der Einfluß der Witterung auf 
die landwirtschaftliche Produktion ist um so stärker, als das 
Wachstum der Ackerpflanzen im Freien vor sich geht. 

Dieser Umstand macht eine zuverlässige Vorausberechnung 
des Rohertrages, des Reinertrages und der Rentabilität in der 
Landwirtschaft unmöglich. Das ist ein bedeutendes Hindernis 
für eine rationelle Betriebsführung, wie sie für die industrielle 
Produktion charakteristisch ist (s. u. II C 4). 

Außerdem beeinflußt die Unberechenbarkeit der Witterung 
auch die landwirtschaftliche Arbeit selbst. Denn die einzelnen 
Verrichtungen können nicht oder doch nicht gleich vorteilhaft bei 
jeder Witterung vorgenommen werden; der Landwirt muß des- 
halb seine zeitlichen Dispositionen zum Teile von der jeweiligen. 
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Witterung abhängig machen und seine diesbezüglichen Entschei- 
dungen oft im Moment treffen. Das macht eine im voraus be- 
stimmte genaue zeitliche Einteilung der Arbeit unmöglich und 
stellt an die Umsicht, an die Entschlußfähigkeit des Betriebs- 
leiters hohe Anforderungen. 


3. Bodenbeschaffenheit. 


Die Auswahl der Produktionsrichtung wird aber noch durch 
einen weiteren natürlichen Faktor stark eingeschränkt: durch die 
gegebenen Eigenschaften des Bodens, besonders durch seine 
Neigung gegen den Horizont, seine Feuchtigkeit, seine chemische 
und physikalische Beschaffenheit. Von diesen Momenten hängt 
es ab, welche Pflanzen an einem Orte wachsen, welche Kultur- 
gewächse überhaupt oder doch wirtschaftlich rationell angebaut 
werden können. Mancher Boden eignet sich ausschließlich für 
Wald oder Weide, anderer vor allem für Ackerbau, innerhalb des 
letzteren wieder für bestimmte Pflanzengruppen oder Sorten. 

Wir stehen diesen Wachstumsbedingungen zwar nicht ganz 
ohnmächtig gegenüber; die moderne Wissenschaft und Technik 
hat in mancher Hinsicht die Möglichkeit geschaffen, sie einiger- 
maßen zu beeinflussen — durch Entwässerung, Bewässerung, 
durch Düngung, durch zweckmäßige Fruchtfolgen. Aber all das 
kann die natürliche Bodenbeschaffenheit doch nur in be- 
schränktem Grad ändern; diese bleibt stets das Entscheidende. 

Ueberdies wirkt hier die Tatsache oft hindernd ein, daß 
manche für die landwirtschaftlich-technische Bodenbeschaffen- 
heit maßgebende Umstände nicht für einen einzelnen Betrieb 
isoliert, sondern nur für alle Betriebe eines größeren Gebietes 
gemeinsam geändert werden können, wie insbesondere die Feuch- 
tigkeit des Bodens. 


4. Mannigfaltigkeit der Produktioninner- 
halb eines Betriebes. Betriebsmittelgemein- 
schaft. 


Die angeführten maßgebenden natürlichen Produktions- 
bedingungen — Lage, Klima, Bodenbeschaffenheit — können 
örtlich in sehr verschiedener Weise gelagert sein. Es gibt Gegen- 
den, wie namentlich in Amerika und Rußland, wo weite Flächen 
in dieser Hinsicht sehr homogen sind. 

Dagegen weist in Europa der Ackerboden zumeist schon 
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innerhalb kleiner Flächen eine sehr große Mannigfaltigkeit der 
Bodenbeschaffenheit auf. Die natürlichen Produktionsbedin- 
gungen sind selbst innerhalb eines Dorfes, ja eines einzelnen Be- 
triebes oft sehr verschieden. Infolgedessen sind, auch bei gleichen 
sonstigen wirtschaftlichen Bedingungen (Verkehrslage), die land- 
wirtschaftlichen Betriebe selbst innerhalb desselben Landstriches 
einander hinsichtlich der Produktion durchaus nicht gleich; son- 
dern fast jeder besitzt gewisse, durch die Bodenverhältnisse 
diktierte individuelle Verschiedenheiten. Von Ausnahmen abge- 
sehen kann sich daher kaum je ein landwirtschaftlicher Betrieb 
auf den Anbau einer einzigen Pflanze spezialisieren; sondern so 
gut wie alle landwirtschaftlichen Betriebe sind kombiniert und 
produzieren nebeneinander sehr verschiedene Pflanzengattungen 
(s. u. A 5 und II B 4). Das Organisationsprinzip der Industrie 
ist dagegen die Spezialisation. Die Arbeitsteilung mit ihren 
großen bekannten wirtschaftlichen Vorteilen ist in der Land- 
wirtschaft bei weitem nicht in gleichem Maße durchführbar 
wie in der Industrie. 

Dadurch ist aber eine weitgehende Betriebsmittel- 
gemeinschaft zwischen den verschiedenen Kulturarten 
und Kulturpflanzen gegeben: Die nämlichen Arbeiter, Tiere, 
Geräte, Maschinen müssen abwechselnd bald in der einen, bald 
in der anderen Produktionsrichtung verwendet werden. 


Diese Betriebsmittelgemeinschaft wird wieder zu einem 
bestimmenden Faktor für die Auswahl und Verteilung der Kul- 
turen innerhalb eines Betriebes, für die Betriebsorganisation; 
und sie macht andrerseits die Aufstellung getrennter Betriebs- 
rechnungen für die einzelnen Betriebszweige unmöglich (s. u. 
II C 4). Sie ist übrigens nicht nur auf die Verschiedenheit der 
natürlichen Produktionsbedingungen zurückzuführen, sondern 
auch die notwendige Folge der Besonderheiten der landwirt- 
schaftlichen Produktion (s. u. IIB4). 


5. Die Notwendigkeit zeitlichen Wechsels 
der Kulturen. Bodennutzungsgemeinschaft. 


Auch bei homogener Bodenbeschaffenheit verbietet sich in 
der Landwirtschaft die Beschränkung auf ein einziges Erzeugnis. 
Der Boden hat in der Landwirtschaft zwei verschiedene Funk- 
tionen zu erfüllen: einerseits ist er Produktionsinstrument, andrer- 
seits liefert er die wichtigsten Stoffe für den Aufbau des Pflanzen- 
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körpers; er vereinigt also in sich die beiden Funktionen, die die 
Maschinen und die die Rohstoffe in der Industrie haben. Er wird 
daher ähnlich einer Maschine in seiner physikalischen Beschaffen- 
heit durch die Produktion geändert, abgenützt; außerdem ent- 
zieht ihm aber jede Ernte einen Teil der in ihm enthaltenen 
Pflanzennährstoffe. 

In beiden Beziehungen wirken nun die einzelnen Pflanzen- 
arten in sehr verschiedener Weise auf den Boden ein. Sie stellen 
auf der einen Seite verschiedene chemische Ansprüche an den 
Boden, lassen diesen also nach der Ernte in verschiedenem chemi- 
schen Zustand zurück; sie machen ihn in der Regel ärmer 
an bestimmten Nährstoffen, gewisse Pflanzen aber bereichern 
ihn sogar, wie die Leguminosen an Stickstoff. Ebenso läßt 
aber jede Kultur den Boden in einer anderen physikalischen 
Bodenbeschaffenheit zurück. In der Industrie können die ab- 
genützten Teile einer Maschine mit Leichtigkeit durch neue er- 
setzt, statt der verbrauchten Rohstoffe können andere bezogen 
werden. Anders in der Landwirtschaft. Den früheren physikali- 
schen Zustand des Bodens kann man nur in gewissem Grade 
durch entsprechende mechanische Bearbeitung wiederherstellen ; 
und ebenso läßt sich der Verlust an Nährstoffen nur zum Teil 
durch atmosphärische Einflüsse und durch menschliche Ein- 
wirkung — Düngung — ersetzen. Daher entstünde, würde un- 
unterbrochen die nämliche Pflanzenart angebaut werden, eine 
zunehmende Verschlechterung des Bodens in physikalischer Hin- 
sicht und eine fortschreitende Verarmung gerade an jenen Sub- 
stanzen, welche diese Pflanzenart benötigt; es fände Aufzehrung 
des Bodenkapitals, Raubbau statt. 

Rationell kann daher die Landwirtschaft nur durch eine 
solche Betriebsorganisation gestaltet werden, die nicht bloß die 
Gegenwart, sondern auch die Zukunft, nicht bloß eine, sondern 
mehrere Vegetationsperioden berücksichtigt. 


Deshalb ist es — von ausnahmsweisen Verhältnissen abge- 
sehen — in der Regel nicht möglich, einen Ackerboden dauernd 
mit derselben Frucht zu bestellen; vielmehr muß man, soll die 
Produktivität des Bodens erhalten bleiben, mit den Produkten 
zeitlich derart wechseln, daß der Boden hinsichtlich seiner chemi- 
schen Stoffe abwechselnd in verschiedener Weise in Anspruch 
genommen wird und daß auch ein günstiger Einfluß auf die 
physikalische Bodenbeschaffenheit ausgeübt wird. 
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Das ist der Grund für das Entstehen und die allgemeine 
Verbreitung der verschiedenen Betriebssysteme und Frucht- 
folgen — wie Feld-Gras-Wirtschaft, Feld-Wald-Wirtschaft, reine 
und verbesserte Dreifelderwirtschaft, Fruchtwechselwirtschaft, 
freie Wirtschaft usf. 

Diese Betriebssysteme bewirkeneine Bodennutzungs- 
gemeinschaft der verschiedenen Kulturen und Frucht- 
arten in den nacheinanderfolgenden Vegetationsperioden. 

Die Wirtschaftssysteme wurden zunächst auf rein empiri- 
schem Wege gefunden. Erst Liebig hat durch seine um- 
wälzenden agrarkulturchemischen Arbeiten die wissenschaftliche 
Begründung für sie gegeben und ihre rationelle Ausgestaltung 
ermöglicht, wenn auch seine rein technisch fundierte Forderung 
absoluter Statik in der Landwirtschaft — alle durch eine Ernte 
dem Boden entzogenen Stoffe müssen diesem alljährlich zurück- 
gegeben werden — betriebswirtschaftlich nicht aufrechterhalten 
bleiben kann. Das Ergebnis ist, daß an die Stelle einer scha- 
blonenhaften Fruchtfolge und Düngung eine sorgfältige Anpassung 
an die konkreten, individuellen Boden- und Betriebsverhältnisse 
gesetzt werden muß, wozu aber weitgehend theoretische und 
praktische Kenntnisse und sorgfältiges Eingehen auf die Be- 
sonderheiten des einzelnen Betriebes erforderlich sind. 

Die oben erwähnte Abnützung des Produktionsmittels Grund 
und Boden und seiner jeweiligen chemischen Beschaffenheit ist 
nun aber nicht äußerlich erkennbar und nur schwer feststellbar. 
Das bedeutet eine weitere agrarpolitisch wichtige Eigentümlich- 
keit des landwirtschaftlichen Betriebes, welche, in Verbindung 
mit anderen Momenten, die Erstellung von Rentabilitätsberech- 
nungen für die einzelnen Betriebszweige und Kulturen aus- 
schließt (s. u. II C 4). 


6. Unvermehrbarkeit des Bodens. Gesetz 
des abnehmenden Bodenertrages. 


Grund und Boden ist nur in beschränktem Maße vorhanden. 
Speziell in Europa ist schon fast der gesamte überhaupt verfüg- 
bare anbaufähige Boden unter Kultur genommen; eine Vermeh- 
rung kann nur unter Aufwendung großer Kosten erzielt werden 
(Kultivierung der Moore und Oedländereien). Damit sind der 
Landwirtschaft eines Gebietes Schranken gesetzt, wie solche 
für die Industrie nicht in gleicher Art bestehen. 
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Ebenso sind bei gegebener Bodenfläche auch die von dieser 
abhängigen Lebensbedingungen der Pflanzen — Licht, Luft, 
Wärme, Nährstoffe — nicht oder nur innerhalb enger Grenzen 
vermehrbar. Diese Lebensbedingungen benötigt aber jede Pflanze 
zu ihrer Entwicklung in einem bestimmten gegenseitigen Mengen- 
verhältnis (und auch das wieder verschieden in den verschiedenen 
Stadien des Wachstums); deshalb ist das verhältnismäßig in ge- 
ringster Menge vorhandene Element für die Produktion maß- 
gebend (Gesetz des Minimums). 

Damit hängt das bekannte sogenannte Gesetz vom 
abnehmenden Bodenertrag zusammen. Es hat 
zweierlei volkswirtschaftliche Bedeutungen: Von einem bestimm- 
ten Punkte an steigt bei Vermehrung der Produktionsmittel der 
bisherigen Art, gleichbleibende Technik vorausgesetzt, der Na- 
turalrohertrag nicht proportional, sondern langsamer; und unter 
derselben Voraussetzung bewirken steigende Aufwendungen von 
einem bestimmten Punkte an keine verhältnismäßige, sondern 
eine geringere Steigerung des Reinertrages. 

Infolge dieses Gesetzes ist eine Erhöhung der Intensität des 
Betriebes keineswegs, wie oft angenommen wird, unter allen 
Umständen ökonomisch richtig, ein Fortschritt. 

So ist die arbeitsextensive nordamerikanische Landwirtschaft 
durchaus nicht rückständig, sondern sehr hochstehend. Es kann 
je nach Lage der Verhältnisse — der Preise der verschiedenen 
Bodenprodukte und Produktionsmittel, der Höhe der Arbeits- 
löhne usw. — bald der Uebergang von extensiver zu intensiver, 
bald der von intensiver zu extensiver Wirtschaft zweckmäßig, ja 
geboten erscheinen }). 

Die ökonomischen Folgen der Unvermehrbarkeit der land- 
wirtschaftlich benützbaren Oberfläche eines Gebietes sowie die 
Wirkungen des Bodenertragsgesetzes werden indessen durch 


1) Wie rasch sich die Verhältnisse in dieser Hinsicht ändern können, dafür 
ein Beispiel: Im Jahre 1920 erklärt Aereboe (Die wichtigste neuzeitliche Ent- 
wicklung der Produktionsbedingungen in der Landwirtschaft und ihr Einfluß 
auf die zweckmäßigste Betriebsorganisation und Betriebsführung), es sei die 
Umwandlung von viel Ackerland in Wiese und Weide, die Einschränkung des 
Hackfruchtbaues das einzig rationelle. Derselbe Autor meint dagegen im Jahre 
1922 (Ueber den Einfluß der neuzeitlichen Preisgestaltung auf Organisation 
und Führung der Landgüter), daß umgekehrt die Ausdehnung des Ackerlandes 
auf Kosten von Weide und Wiese und die Ausdehnung des Getreide- und Hack- 
fruchtbaues auf Kosten des Futtermittelbaues die richtige Entwicklungstendenz 
sei. 
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eine Reihe von Umständen abgeschwächt, die in entgegengesetz- 
tem Sinne wirken. | 

So hat es die fortschreitende Technik ermöglicht, uere 
Schichten des Bodens für die Produktion heranzuzieben. Ferner 
kann man durch Senkung des Grundwasserspiegels — Ent- 
wässerung, Drainage — und durch die Methode des Tiefpflügens 
ohne Vergrößerung der Oberfläche die Masse vermehren, aus 
welcher die Pflanzen ihre Nahrung beziehen. 

Sodann dienen Meliorationen, wie Bewässerungen, Entwässe- 
rungen, dann künstliche Düngung u. dgl. dazu, günstigere Be- 
dingungen für die Entwicklung der landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse zu schaffen. 

Wo durch solche Maßregeln die bisherigen technischen 
Voraussetzungen für die landwirtschaftliche Produktion geändert 
werden, liegt ein Kapitals- und Arbeitsaufwand vor, der nicht 
dem Gesetz des abnehmenden Bodenertrages unterliegt, das 
doch nur bei gleichbleibender Technik gilt; in solchen Fällen ent- 
steht vielmehr eine Erhöhung des Roh- und Reinertrages, die die 
zu ihrer Erzielung erforderlichen Aufwendungen (resp. deren 
Jahresertrag) übersteigt. 

Ueberdies zeigt die Kulturentwicklung die Tendenz, die 
menschlichen Bedürfnisse immer mehr statt durch Erzeugnisse 
der Landwirtschaft durch solche des Bergbaues und der Industrie 
zu befriedigen; eine Teilerscheinung der allgemeinen Tendenz zur 
Mechanisierung unserer Wirtschaft. So verdrängen Kohle und 
Gas, Petroleum und Elektrizität als Heiz- und Leuchtstoffe das 
Holz, das Pflanzenöl; das Holz fand früher ausgedehnte Verwen- 
dung als Schindeln, als Balken, für Wände, für zahlreiche Werk- 
zeuge, Gefäße usw., während jetzt an deren Stelle Ziegel, Schiefer, 
eiserne Träger und Traversen, Zement, Metall, Ton usw. ge- 
treten sind; statt der Pflanzenfarben stellt man Mineralfarben 
her, statt der lebenden Hecken und der Holzzäune Drahtgitter 
usw.; die Umwälzungen in den Transportmitteln — Eisenbahn, 
Automobil — ersparen eine ganze Anzahl von Zugtieren; in 
gleicher Richtung wirkt die Verwendung von landwirtschaftlichen 
Maschinen. Solche Verschiebungen machen einen Teil des vor- 
handenen Bodens für die Erzeugung anderer Güter frei, erweitern 
also die Bodenoberfläche im Verhältnis zu den durch ihre Erzeug- 
nisse zu deckenden Bedürfnissen. 

Den gleichen günstigen Effekt einer relativen Vermehrung 
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der Bodenfläche für die anderen Bedürfnisse hätte es, wenn es 
im allgemeinen Interesse gelänge, die Verarbeitung von Boden- 
produkten zu Alkohol zu beseitigen; oder wenn gar, was von 
vielen Physiologen und Hygienikern verlangt wird, die ganze 
Ernährungsweise der Bevölkerung in dem Sinne geändert würde, 
daß die Fleischkost allgemein durch vegetabilische Nahrungs- 
mittel ersetzt wird, zu deren Erzeugung bei ebenso großem Nähr- 
stoffgehalt sehr viel weniger Bodenfläche nötig ist. 


7. Grundbesitzverteilung Grundbesitz 
und landwirtschaftlicher Betrieb. 


Da ferner der Boden nicht, wie industrielle Produktions- 
mittel, neu erzeugt werden kann, hat seine jeweilige Besitzver- 
teilung einen viel stabileren Charakter als die der meisten anderen 
Güter. Abgesehen von äußeren Eingriffen der Gesetzgebung und 
von gewaltsamen Umwälzungen ändert sich die einmal gegebene 
Grundbesitzverteilung nur durch den Rechtsverkehr unter Leben- 
den oder von Todes wegen. Solche Verschiebungen erfolgen aber 
meist nur sehr langsam und allmählig, da raschen Aenderungen 
der stark konservative Sinn der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
entgegensteht, ferner die Schwerfälligkeit des landwirtschaftlichen 
Betriebes und die große Vorliebe der meisten Menschen für Grund- 
besitz, eine Vorliebe, die nur zum Teile auf wirtschaftliche Mo- 
mente — Grundrente, sichere Arbeitsgelegenheit —, zum Teile 
aber auf außerwirtschaftliche — ethische, politische u. dgl. — 
zurückzuführen ist (s. u. II A 9). Da aber die Verteilung des 
nationalen Bodens für die ganze wirtschaftliche, soziale, politische 
Struktur eines Landes von höchster Bedeutung ist, so bildet die 
Frage der günstigen Grundbesitzverteilung und ihrer Beein- 
flussung ein Hauptproblem der Agrarpolitik, für das es in anderen 
Zweigen der Volkswirtschaftspolitik kein Analogon gibt. 

Dabei spielt, soweit Grundbesitz und landwirtschaftlicher 
Betrieb sich decken, die Rücksicht auf eine zweckmäßige Gestal- 
tung der Betriebsgrößen gewiß eine wichtige Rolle. Aber oft sind 
dafür ganz andere Momente viel entscheidender. Denn aus den 
erwähnten außerwirtschaftlichen Motiven streben viele Menschen 
danach, Grundbesitz zu erlangen und festzuhalten, auch wenn sie 
selbst den Betrieb zu führen nicht die Absicht oder Eignung 
haben. So erklärt sich die Tatsache, daß sehr häufig, in manchen 
Ländern sogar in der Regel, Grundbesitz und landwirtschaftlicher 
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Betrieb nicht zusammenfallen, daß also die Grundeigentümer 
die Nutzung des Bodens anderen gegen Entgelt überlassen. Das 
rechtliche und wirtschaftliche Verhältnis, das auf diese Weise 
entsteht, kann verschiedene Formen annehmen: Teilung des 
Eigentums (früher weit verbreitet), Kolonat, Pacht, Teilpacht, 
Arbeitspacht, Deputat usw. Analoge Erscheinungen finden sich 
in anderen Produktionszweigen selten. 


Diese Trennung von Grundbesitz und landwirtschaftlichem 
Betrieb ist geeignet, die landwirtschaftlichen Verhältnisse in 
mancher Hinsicht zu beeinflussen. Denn bei der langen Dauer des 
Produktionsprozesses in der Landwirtschaft, bei der zwischen 
mehreren Produktionsperioden bestehenden Bodennutzungsge- 
meinschaft und Betriebsmittelgemeinschaft (s. u. IIA 5 und 
o. II B 5) muß die wirtschaftliche Motivation für den Betriebs- 
inhaber eine wesentlich verschiedene sein, je nachdem, ob für ihn 
die Fortführung des Betriebes grundsätzlich von unbegrenzter 
Dauer ist, wie bei der Bearbeitung des eigenen Bodens, oder ob 
die Betriebsführung in ihrer Dauer begrenzt, ferner ob diese 
Dauer länger oder kürzer bemessen ist. Dabei ist gewiß besonders 
auch der Umstand von großer Bedeutung, daß die verschiedenen 
Arten der Nutzungen (Kulturen, Pflanzen) den Boden chemisch 
und physikalisch in sehr verschiedener Weise und in sehr ver- 
schiedenem Grad in Anspruch nehmen (s. o. II A 5). Hieraus 
ergibt sich für die Agrarpolitik die wichtige Aufgabe, eine zweck- 
mäßige Beeinflussung oder Regelung des Verhältnisses zwischen 
Bodenbesitz und landwirtschaftlichem Betriebe zu erreichen. 


8. Flächenmäßige Ausdehnung des land- 
wirtschaftlichen Betriebes. 


Dadurch, daß der Boden das wichtigste Produktionsmittel 
der Landwirtschaft ist, muß der landwirtschaftliche Betrieb 
flächenmäßig stark ausgedehnt sein. Braucht doch jede Pflanze 
zu ihrer Entwicklung eine gewisse Mindestmenge von Boden, 
Licht und Luft. 

Die Landwirtschaft läßt sich daher nicht auf einzelnen Punk- 
ten von besonders günstiger Bodenbeschaffenheit oder Verkehrs- 
lage konzentrieren. Die räumliche Konzentration, welche die 
Leistungsfähigkeit der Industrie so sehr erhöht, ist in der Land- 
wirtschaft nicht zu verwirklichen. Das hat die weitere Folge, 
daß hier die Transportkosten vom und zum Markte eine viel 
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größere Rolle für die Rentabilität spielen, als in der Industrie. 
Diese Transportkosten beeinflussen daher — nebst der Boden- 
beschaffenheit — den Standort der verschiedenen Kulturen sehr 
wesentlich (Thünen). 

Die große Entfernung der meisten landwirtschaftlichen Be- 
triebe von den Kulturzentren und voneinander bewirkt ferner, 
daß die Landwirte für die Fortschritte der Kultur, der Wissen- 
schaft und Technik nur schwer erreichbar sind. Daraus könnte 
sich künftig vielleicht manches durch das Radio ändern. 


Sodann erfordert die landwirtschaftliche Produktion selbst 
infolge ihrer flächenmäßigen Ausdehnung und des festen Wur- 
zelns der Pflanzen in der Erde fortwährende Bewegungen, Orts- 
veränderungen von Menschen, Tieren, Werkzeugen, Maschinen, 
Roh-, Hilfsstoffen und Erzeugnissen, was bedeutende Kosten 
verursacht. Das Maß der letzteren hängt bei gegebener Größe 
des Grundbesitzes von der räumlichen Lage der einzelnen Grund- 
stücke ab. Je größer die Entfernung des Arbeitsortes von dem 
Wirtschaftshof ist, um so geringer wird der Reinertrag; er wird 
bei einer je nach der Kultur verschieden bestimmten Entfernung 
gleich Null und macht, bei weiterer Steigerung, einem Gebah- 
rungsabgang Platz. 

Die in Rede stehenden Transportkosten wachsen daher auch 
mit der Größe der Betriebsfläche. Damit sinkt aber, im Gegen- 
satz zur Industrie, von einem bestimmten Punkte an ceteris 
paribus der Reinertrag mit zunehmender Betriebsgröße auch dann, 
wenn an sich der größere Betrieb dem kleineren technisch über- 
legen ist. 

Andere Nachteile zunehmender Flächenausdehnung sind: 
geringere Uebersehbarkeit der Betriebsführung, schwerere Leitung 
und Beaufsichtigung der Arbeiten. 


9. Sonstige — außerwirtschaftliche — Be- 
deutung des Bodenbesitzes. 


Die Bedeutung des Grund und Bodens für die Menschen 
erschöpft sich nicht in seiner Eigenschaft, der Landwirtschaft als 
Produktionsmittel zu dienen. Er sichert seinem Besitzer auch 
gleichzeitig ein Heim; er kann überdies für Jagd, für den Sport, 
für die Erholung verwendet werden; er gewährt, als sichtbarer Aus- 
druck des Besitzes, dem Eigentümer in den Augen der Mitbürger 
besonderes Ansehen, oft auch soziale und politische Vorrechte. 
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Aus diesen und anderen Gründen erfreut sich der Grund- 
besitz einer besonderen Wertschätzung. Das wirkt auf die Preis- 
bildung von Grund und Boden ein: dieser steht meist höher im 
Preis, als es dem landwirtschaftlichen Reinertrag entsprechen 
würde. Auf ähnliche Umstände ist es ferner zurückzuführen, daß 
nicht selten landwirtschaftlicher Grundbesitz in einer Größe 
festgehalten wird, der in einem einheitlichen Betriebe nicht 
rationell bewirtschaftet werden kann (s. o. II A 7). 


B. Der organische Charakter der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse. 


I..Lebensvorgänge, nicht mechanische U m- 
formung. 


Das Wachstum der Lebewesen entzieht sich bisher großen- 
teils der Beherrschung durch die Menschen. Der Entwicklungs- 
prozeß der einzelnen Pflanzen- und Tierarten weist große Ver- 
schiedenheiten auf. Gleiches gilt auch innerhalb einer Gattung 
für die einzelnen Individuen. Diese Verschiedenheiten sind um 
so größer, je höhere Organismen in Betracht kommen; sie sind 
im Allgemeinen bedeutender bei Tieren als bei Pflanzen, größer 
bei Ackerpflanzen als bei Bäumen und Gräsern, größer bei Hack- 
früchten als bei Getreide. 

Die landwirtschaftliche Produktion besteht darin, durch 
Pflügen, Aussaat und dergl. die Voraussetzungen für das natür- 
liche Wachstum der Pflanzen und Tiere zu schaffen, gleichsam 
die Natur in Bewegung zu setzen, dann das Wachstum abzu- 
warten und zu beobachten, eventuell es günstig zu beeinflussen. 
Darin liegt eine fundamentale Verschiedenheit gegenüber der 
industriellen Produktion, die mit wenigen Ausnahmen, nur aus 
der mechanischen Bearbeitung von toten Materialien, die der 
Mensch technisch beherrscht, besteht. 

Allerdings geht auch bei den organischen Lebewesen die Ent- 
wicklung nach gewissen biologischen Gesetzen vor sich; diese 
Gesetze sind aber noch größtenteils unerforscht. Die Physio- 
logie und Biologie der Pflanzen und Tiere steckt heute noch in den 
Anfängen; der Mensch meistert die Lebensvorgänge nicht, son- 
dern muß ihre große individuelle Mannigfaltigkeit walten lassen. 
Das verstärkt das aleatorische Moment in der landwirtschaft- 
lichen gegenüber der industriellen Produktion. 
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Ferner prägt das der landwirtschaftlichen Arbeit einen ganz 
anderen Charakter auf. Nicht weitgehende Gleichförmigkeit 
herrscht hier, wie in der Industrie, sondern große Mannigfaltig- 
keit, nicht Generalisierung und Schablonisierung, sondern Indi- 
vidualisierung, nicht Mechanisierung des Arbeitsprozesses, son- 
dern Pflege, Fürsorge, ja liebevolle Wartung. 

Diese Eigentümlichkeit der landwirtschaftlichen Arbeit tritt 
im allgemeinen um so stärker hervor, je fortgeschrittener, je 
höher die Kultur ist. Man betrachte daraufhin die verschiedenen 
Betriebsrichtungen, wie Wald-, Weide-, Getreide-, Kartoffel-, 
Zuckerrübenbau, Tierzucht. 

Auch ergibt sich daraus, daß die Landwirtschaft ihrer Natur 
nach einer weitgehenden technischen Arbeitsteilung wider- 
strebt, die doch auf Mechanisierung der Arbeit beruht; und zwar 
um so mehr, auf je höherer Stufe sie betrieben wird. Jenes Mo- 
ment, welches die Produktivität der industriellen Arbeit, nament- 
lich im Großbetrieb, so enorm gesteigert hat, spielt daher in der 
Landwirtschaft nur eine untergeordnete Rolle. 


Ueberdies wird wegen des eigentümlichen Charakters der 
landwirtschaftlichen Arbeit die Persönlichkeit des Betriebsleiters 
und des Arbeiters für den Erfolg viel ausschlaggebender als in der 
mechanisierten industriellen Produktion; und das steigert sich 
gleichfalls, je mehr man sich von den primitiven Wirtschafts- 
formen der Landwirtschaft entfernt. Abermals ein Moment, das 
in diesem Produktionszweig manchen sonstigen Vorteilen des 
Großbetriebes entgegenwirkt. 


2. Zeitliche Gebundenheit, Diskontinui- 
tät,SaisoncharakterderArbeitinder Land- 
wirtschaft. 


Der organische Charakter des landwirtschaftlichen Produk- 
tionsprozesses bewirkt, daß der landwirtschaftlichen Arbeit jene 
Kontinuität des Arbeitsprozesses fehlt, die wir zumeist in der 
Industrie finden. 

Denn die landwirtschaftliche Produktion ist, wie in örtlicher 
Beziehung (s. o. II A 1—3), so auch in zeitlicher Hinsicht 
durch die natürlichen Bedingungen und durch den organischen 
Charakter der landwirtschaftlichen Erzeugnisse in hohem Maße 
zwangsläufig gebunden. Zunächst sind die bereits erwähnten An- 
sprüche der Kulturpflanzen an Wärme, Licht, Feuchtigkeit usw., 
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wenigstens in unseren Klimaten, nur während eines Teiles des 
Jahres erfüllt. Vorher kann die Entwicklung der Pflanze nicht 
beginnen und am Schluß der günstigen Jahreszeit muß diese Ent- 
wicklung beendet sein. So ist Anfang und Ende der landwirt- 
schaftlichen Produktion, je nach Klima und Bodenbeschaffen- 
heit und je nach der speziellen Natur der Pflanzenart, zeitlich 
terminiert; der natürliche Wachstumsprozeß kann durch den 
Menschen nur ganz unwesentlich beschleunigt werden. Abermals 
ein schwerwiegender Unterschied gegenüber der industriellen 
Produktion. 

Ferner sind in der Landwirtschaft die einzelnen Teilarbeiten 
— Ackern, Säen, Ernten usw. — an bestimmte Zeiten gebunden, 
die allerdings bei verschiedenen Kulturarten zum Teile nicht die 
gleichen sind. In der Industrie kann man dagegen zumeist die 
Teilarbeiten zu jeder beliebigen Zeit vornehmen, so daß es hier 
technisch möglich ist, die aufeinanderfolgenden Stadien des 
Produktionsprozesses gleichzeitig nebeneinander an verschie- 
denen Objekten durchzuführen und die nämlichen Arbeiter 
ständig mit den nämlichen Teilverrichtungen zu beschäftigen, 
was eine der Voraussetzungen für die technische Arbeitsteilung 
bildet; mit dieser Möglichkeit fehlt daher in der Landwirtschaft 
auch die einer intensiven Arbeitsteilung. 


Diese strenge zeitliche Gebundenheit der einzelnen Teil- 
arbeiten verleiht der landwirtschaftlichen Produktion einen ganz 
eigentümlichen Charakter. Denn wird eine dieser Verrichtungen 
nicht rechtzeitig vorgenommen, so kann sie meist später nicht 
nachgeholt werden. Eine auch nur zeitweilige Arbeitseinstellung 
hat daher in der Landwirtschaft eine viel größere Bedeutung 
und kann viel ernstere Folgen haben, als in der Industrie: sie 
vermag unter Umständen die ganze Jahresproduktion zu ge- 
fährden oder sogar unmöglich zu machen und damit die Volks- 
ernährung zu beeinträchtigen. 

Durch die oben angeführten Umstände hat ferner die land- 
wirtschaftliche Produktion notwendigerweise einen gewissen 
Saisoncharakter. Die Arbeit verteilt sich äußerst un- 
gleich auf die verschiedenen Jahreszeiten und ebenso werden 
die Betriebsmittel — Geräte, Maschinen, Gespanne — zeitlich 
sehr ungleichmäßig in Anspruch genommen. Der starken Be- 
schäftigung in der warmen Jahreszeit steht ein fast vollständiger 
Stillstand des Betriebes im Winter gegenüber. 
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Die einzelnen Feldfrüchte und Anbausysteme verhalten sich 
in dieser Hinsicht allerdings sehr verschieden. So liegen die 
Verhältnisse bei intensivem Hackfruchtbau weit ungünstiger als 
etwa bei der in Europa üblichen Art des Kornbaues. 

Aber auch während der Betriebszeit findet ein starker Wech- 
sel im Arbeitsbedarf statt. Die Arbeit häuft sich an bestimmten 
Zeitpunkten, wie besonders zu Beginn der Saison, bei der Boden- 
bearbeitung, und dann am Ende, bei der Ernte. In der Zwi- 
schenzeit bleiben die meisten Pflanzen mehr oder weniger dem 
natürlichen Wachstum überlassen, so daß in dieser Zeit keine 
oder doch nur wenig Arbeit zu leisten ist. Doch bestehen auch in 
dieser Hinsicht große Unterschiede, so sind z. B. beim Hack- 
fruchtbau Feldarbeiten auch während der Wachstumsperiode 
notwendig. 

Die Ungleichmäßigkeit des Arbeitsbedarfes läßt sich einiger- 
maßen dadurch mildern, daß man in demselben Betriebe neben- 
einander verschiedene Früchte anbaut, bei welchen die Teil- 
arbeiten — Bodenbearbeitung, Bestellung, Ernte usw. — zu ver- 
schiedenen Zeiten zu erfolgen hat (s. u. II B 4). 

Im Gegensatz zum Gesamtproduktionsprozesse lassen sich 
die einzelnen landwirtschaftlichen Teilarbeiten, wie das Ackern, 
Säen, Düngerstreuen, Ernten, Dreschen usw., durch Anwendung 
von Maschinen bedeutend beschleunigen. Auf der einen Seite 
wird dadurch an der Gesamtmenge der erforderlichen menschlichen 
und tierischen Arbeitskräfte gespart, andererseits aber damit 
ein noch stärkeres Zusammendrängen der Arbeiten auf kurze 
Zeiträume bewirkt. So ist der Saisonkarakter der land- 
wirtschaftlichen Produktion durch Einführung von Maschinen, 
besonders von Dreschmaschinen, ferner durch den Anbau ge- 
wisser intensiver Kulturen, wie besonders des Rübenbaues, in 
dem letzten Menschenalter außerordentlich verschärft worden. 
Es ist das eine der wichtigsten Ursachen des akuten Landarbeiter- 
mangels und damit der schwierigen Landarbeiterfrage überhaupt. 


3. Begrenztheit des technischen Fort- 
schrittes und der Maschinenverwendungin 
derlandwirtschaftlichen Produktion. 


Der organische Charakter der landwirtschaftlichen Produk- 
tion und die dadurch notwendige Individualisierung der Tätig- 
keit des Landwirtes haben weiter zur Folge, daß — wenigstens 
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bisher — in der Landwirtschaft ungleich weniger Gelegenheit zu 
großartigen technischen Neuerungen oder gar Umwälzungen ge- 
geben ist, als in der Industrie. 

Die landwirtschaftliche Technik ist durch viele Jahrhunderte 
fast unverändert geblieben und auch heute noch unterscheidet 
sich ein großer Teil der landwirtschaftlichen Betriebe selbst in 
Europa nur unwesentlich von ihren Vorgängern vor 500 oder 
Iooo Jahren. 

Soweit größere technische Fortschritte in den letzten 200 
Jahren stattgefunden haben, betreffen sie in der Hauptsache 
einige wenige Punkte: die Einführung neuer Kulturgewächse 
(Klee, Kartoffel, Rüben, Gründüngungspflanzen) ; damit im Zu- 
sammenhang die Einrichtung neuer Anbausysteme und Frucht- 
folgen; die künstliche Verbesserung der Wachstumsbedingungen 
durch Anwendung der Errungenschaften der Agrarchemie und 
der Kulturtechnik (Kunstdünger, Entwässerung und Bewässe- 
rung), endlich in bescheidenem Umfang die ma von Ma- 
schinen. 

Das muß freilich nicht ewig so bleiben. Es ist sehr wohl 
möglich, daß die Entwicklung der Physiologie und der Biölogie 
der Tiere und Pflanzen einmal in Zukunft die Landwirtschaft 
ebenso revolutionieren wird, wie die Entwicklung der Physik und 
Chemie die Industrie revolutioniert hat. Jedenfalls aber bereitet 
der eigentümliche Charakter der landwirtschaftlichen Produktion 
der allgemeinen Anwendung der maschinellen Technik eine ganze 
Reihe von Schwierigkeiten, ja Hindernissen. 

Die Maschine arbeitet genau, gleichmäßig, einheitlich, me- 
chanisch; die landwirtschaftliche Arbeit ist vielgestaltig, wech- 
selnd, muß den spezielen Verhältnissen des Bodens, des Klimas, 
der Witterung, der Kultur, der Erzeugnisse, ja zum Teil der 
Individualität der Tiere und Pflanzen angepaßt sein. 

Die Maschine ersetzt die menschliche oder tierische Arbeits- 
leistung; die landwirtschaftliche Produktion besteht aber zum 
größten Teile in dem selbsttätigen, natürlichen IR der 
organischen Lebewesen. 

Die industriellen Rohstoffe sind beweglich, können zu einer 
feststehenden Maschine herangebracht werden; in der Landwirt- 
schaft gilt dies nur für die Weiterverarbeitung bereits geernteter 
Erzeugnisse (Dreschmaschinen, Häckselmaschinen und dergl.), 
die Hauptarbeit erfolgt dagegen an dem unbeweglichen Boden 
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oder an den auf ihm stehenden Pflanzen, weshalb die Maschinen 
. an das zu bearbeitende Objekt herangebracht werden und sich 
während ihrer Arbeit bewegen müssen. Das bildet eine bedeutende 
Erschwerung. Denn die leichte Fortbewegung der Maschinen 
setzt einen dafür geeigneten Boden voraus, ferner das Fehlen 
einer größeren Neigung gegen den Horizont und glatte Ober- 
fiäche; andernfalls ist die Verwendung von Pflug-, Aussaat- 
Düngerstreu-, Erntemaschinen u. dergl. in der Regel ausge- 
schlossen. 

Ferner bietet die maschinelle Arbeit nur dann bedeutende 
ökonomische Vorteile, wenn eine große Menge von Arbeit be- 
wältigt werden soll, also im Großbetrieb. Diesem sind aber in 
der Landwirtschaft Grenzen gezogen und auch innerhalb der- 
selben stehen der Ausnutzung der Maschinen nicht unerhebliche 
Hindernisse entgegen. Dieses Moment kann bis zu einem ge- 
wissen Grade durch Zusammenschluß mehrerer Betriebe zu ge- 
meinsamer Maschinenverwendung — Genossenschaft, Gemeinde 
und dergl. — beseitigt werden. 

Die wirtschaftlichen Vorteile der Maschinen werden überdies 
um so geringer, je kürzer die Zeit der Ausnützung ist. In der 
Landwirtschaft dauern aber die einzelnen, durch die Maschine 
ersetzbaren Teilarbeiten nur kurze Zeit, meist nur 3—7 Wochen 
während des Jahres, zum Teil noch kürzer. 

Soweit Maschinen die Haltung von Gespannen überflüssig 
machen, haben sie für den landwirtschaftlichen Betrieb den 
Nachteil, daß dadurch die Menge des Stalldüngers vermindert 
wird. 

Andererseits bedeutet gerade die Ersparung von Spannvieh, 
daß die Bodenfläche, die bisher zu dessen Ernährung notwendig 
gewesen war, nunmehr zur Erzeugung menschlicher Nahrungs- 
mittel frei wird. 

Noch ein anderer Umstand macht die Einstellung von ar- 
beitsparenden Maschinen gerade in der Landwirtschaft vorteil- 
haft und wichtig: der Landarbeitermangel, der auf diese Weise 
gemildert werden kann; allerdings nur insoferne, als dadurch‘ 
menschliche Arbeit in den Zeiten der starken Arbeitshäufung, 
z. B. bei der Ernte, ersetzt wird. Wenn dagegen, wie z. B. bei 
Einstellung der Dampfdreschmaschine, die bisher während des 
Winters geleistete Arbeit auf einen kurzen Zeitraum gleich nach 
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zur Steigerung des Saisoncharakters und damit zur Verschär- 
fung der Landarbeiterfrage bei (s. o. II B2). Macht doch ein 
jeder Arbeitstag einer Dampfdreschmaschine 47 menschliche 
Arbeitstage im \Winter überflüssig! 


4. GegenseitigeBedingtheitderlandwirt- 
schaftlichen Produktionszweige Verwer- 
tungsgemeinschaft. 


Wir sahen oben (II A 4), daß die Bodenbeschaffenheit zu 
einer Mannigfaltigkeit der Produktionsrichtung innerhalb des 
Betriebes zwingt. Dieselbe Wirkung hat ein zweites Moment: 
der organische Charakter der landwirtschaftlichen Erzeugnisse. 

Im Haushalte der Natur stehen das Leben der Tiere und das 
der Pflanzen in einer Wechselbeziehung: einerseits ernährt sich 
das Vieh von Pflanzen; andererseits geben die Haustiere dem Bo- 
den die ihm auf diese Weise entzogenen Stoffe in Form von 
Abfällen, Fäkalien, Leichen, wieder zurück und ermöglichen da- 
durch wieder den Pflanzenwuchs. In analoger Weise bedingen 
einander Tier- und Pflanzenprodukte in der menschlichen Wirt- 
schaft. Zwar müssen beide nicht unbedingt in der nämlichen 
Einzelwirtschaft betrieben werden; es gibt unter bestimmten Ver- 
hältnissen Viehwirtschaften ganz ohne Bodenkultur, mit Hilfe 
von anderwärts erzeugten Produkten; ebenso ist viehlose Kand- 
wirtschaft möglich (Ostasien). Aber das sind doch nur Ausnah- 
men und setzen voraus, daß das Fehlende aus anderen Wirt- 
schaften ersetzt wird. 

In der Regel bedingen die beiden Produktionsrichtungen 
einander gegenseitig; es findet eine weitgehende Verwer- 
tungsgemeinschaft zwischen ihnen statt. Ein Teil der 
Bodenerzeugnisse kann nur durch Viehhaltung überhaupt oder 
doch rationell verwertet werden, wie Gras, Stoppeln, Stroh, Fut- 
terpflanzen usw. Ebenso ist der Stallmist nur für die Düngung 
der Felder verwendbar, dafür aber auch unersetzlich. Und Aehn- 
liches gilt auch von der Zugkraft des Viehs für die Bodenbestel- 
lung. Andererseits ist, wenigstens bei intensiver Kultur, das Vieh 
für seine Ernährung außer auf die Weiden, Alpen und Wiesen 
auch auf die oben genannten Bodenprodukte angewiesen und 
weite Bodenflächen eignen sich nur für die Erzeugung von Vieh- 
futter. Das Vieh ist also gleichsam die Veredelungsmaschine für 
viele Bodenprodukte und zugleich Lieferant wertvoller Roh- 


Ueber Wesen und Besonderheiten der Agrarpolitik. 451 


stoffe für die Pflanzenproduktion. In gleicher Weise ist der Bo- 
den Veredelungsmaschine für gewisse Tierprodukte und gleich- 
zeitig Lieferant wertvoller Futterstoffe. Viehhaltung und Anbau 
müssen daher aufeinander gestimmt sein; jede Vermehrung, Ver- 
minderung oder Veränderung des einen Faktors wirkt auf den 
anderen zurück. 

Zwischen den einzelnen Kulturpflanzen besteht keine so 
unbedingte gegenseitige technische und wirtschaftliche Abhängig- 
keit. Gleichwohl ist, selbst bei homogener Bodenbeschaffenheit, 
eine gewisse Mannigfaltigkeit im Anbau erforderlich. Nicht nur 
wegen der schon besprochenen verschiedenen Ansprüche, welche 
die verschiedenen Pflanzen an die Bodenkräfte stellen (s. o. 
II A 4) — denn diesem Moment könnte auch schon durch einen 
bloß zeitlichen Wechsel in den Kulturen Rechnung getragen 
werden (s. o. II A 5) —, sondern insbesondere auch im Interesse 
einer möglichst gleichmäßigen Arbeitsverteilung während der 
wärmeren Monate des Jahres. Denn die verschiedenen Pflanzen- 
gattungen und -arten haben, wie schon erwähnt, verschiedene 
Anbau-, Kultur- und Erntezeiten; so, um einige besonders mar- 
kante Beispiele zu nennen, Winter- und Sommergetreide. Ge- 
treide und Hackfrüchte, Aecker und Wiesen. 

Daher führt das Streben, mit möglichst wenig Hilfsmitteln 
auszukommen, mit Notwendigkeit dazu, daß man die zu bestel- 
lende Fläche auf solche verschiedenartige Kulturen verteilt, die 
das Auslangen mit einer geringen Anzahl von Arbeitern, Zug- 
tieren und Geräten und deren gleichmäßigere Beschäftigung 
ermöglichen. Dadurch verlieren die einzelnen Kulturen aber ihre 
wirtschaftliche Selbständigkeit, stehen in einer Betriebsmittel- 
gemeinschaft (s. o. II A 4) und zwar um so mehr, je intensiver 
sie sind. 

Durch die Vielseitigkeit der Kultur wird auch das Risiko bei 
ungünstigen Witterungsverhältnissen oder bei sonstigen schädi- 
genden Ursachen geschwächt. 

Allgemein findet daher der oben sub IV A 5 besprochene, 
aus bodenökonomischen Gründen notwendige zeitliche Wechsel 
der Kulturen in der Form von Ackerbausystemen, Schlagwirt- 
schaften statt, also dadurch, daß zu der zeitlichen auch eine ört- 
liche Verschiedenheit des Anbaues tritt und daß die Ackerfläche 
in so viel Schläge (Felder) eingeteilt wird, als die Fruchtfolge 
Jahresglieder aufweist; es werden dabei einerseits in jedem Jahr 
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alle Früchte nebeneinander angebaut, andrerseits jede Frucht 
auf demselben Feld in einem andern Jahr. Die Anbausysteme 
mit zeitlichem Wechsel und örtlicher Verschiedenheit der Kultur 
innerhalb des nämlichen Betriebes sind auf das Streben nach 
Verbindung von Bodenökonomie mit Arbeitsökonomie zurück- 
zuführen; eine Aufgabe, die die durch Jahrhunderte ganz allge- 
mein verbreitete Dreifelderwirtschaft — Wintergetreide, Som- 
mergetreide, Brache — lange Zeit in ausgezeichneter Weise er- 
füllt hat; später sind viel feinere und rationellere Ackerbau- 
systeme mit einer größeren Anzahl von Gliedern aufgekommen. 

Die auf solche Weise erzielte Mannigfaltigkeit der Erzeug- 
nisse eines landwirtschaftlichen Betriebes — Fleisch, Fett, Milch, 
Eier, Getreide, Gemüse, Kartoffeln, Futter usw. — hat aber 
noch eine andere bisher noch nicht erwähnte Ursache: die meisten 
landwirtschaftlichen Produkte sind unmittelbare Genußgüter, 
und andrerseits sind die meisten landwirtschaftlichen Betriebe 
mit der Hauswirtschaft des Betriebsinhabers oder auch mit der 
der Arbeiter in einem organischen Zusammenhange, so daß 
deren Bedürfnisse großenteils unmittelbar durch die Erzeugnisse 
des Betriebes gedeckt werden. Wegen der Mannigfaltigkeit die- 
ser Bedürfnisse wird Mannigfaltigkeit der Erzeugnisse innerhalb 
eines Betriebes angestrebt, was Mannigfaltigkeit der Kulturen 
erfordert. 


C. Die Motivation in der Landwirtschaft. 


Wir haben bisher einige natürlich-wirtschaftliche Faktoren 
besprochen, die der Landwirtschaft gegenüber den übrigen Pro- 
duktionszweigen — und damit der Agrarpolitik gegenüber den 
anderen Zweigen der Volkswirtschaftspolitik — ein abweichendes 
Gepräge verleihen. In der gleichen Richtung wirkt auch ein be- 
deutsames psychologisch-wirtschaftliches Moment: In der Land- 
wirtschaft ist die Motivation des wirtschaftlichen Handelns gro- 
Benteils wesentlich anders geartet, als in der Industrie, anders 
auch, als es die theoretische Volkswirtschaftslehre als allgemeine 
Regel annimmt. 

Nach dieser ist das die Produktion bestimmende, grund- 
legende Prinzip das Streben nach möglichstem Gewinn, nach 
Rentabilität. Dieses Streben führe bei freier Konkurrenz durch 
das Spiel von Angebot und Nachfrage auf dem Markte zum Siege 
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der rentabelsten Produktionsrichtungen und Produktionsmetho- 
den; es sichere damit den größten wirtschaftlichen Fortschritt; 
denn der Wettbewerb zwinge die Unternehmer, ihre Produktion 
nach Richtung, Umfang, Methode so wirtschaftlich als möglich 
einzurichten, und bewirke, daß die rückständigen Betriebe 
anderen, wirtschaftlich höherstehenden, den jeweiligen Verhält- 
nissen besser angepaßten Betrieben weichen müssen; größte 
Rentabilität müsse sich allerdings nicht unbedingt in jedem 
einzelnen Falle mit größter Produktivität decken; aber das seien 
doch nur Ausnahmen; in der Regel gehen privatwirtschaftliche 
und volkswirtschaftliche Vorteile doch parallel; daher bringe 
in der heutigen Verkehrswirtschaft das Streben nach größter 
Rentabilität im großen und ganzen auch die volkswirtschaftlich 
wünschenswerte Steigerung der Produktivität. 

Diese allgemein anerkannten theoretischen Sätze sind vor 
allem aus der Beobachtung der Industrie und des Verkehrs- 
wesens, aus ihrer Entwicklung und aus der bei ihr herrschen- 
den Motivation abgeleitet. Die Analyse der wirtschaftlichen 
Vorgänge in der Industrie hat überhaupt unsere Wissenschaft 
bis in die neueste Zeit etwas einseitig beeinflußt; die so ge- 
wonnenen Erkenntnisse wurden manchmal ohne genügende 
Vorsicht allzusehr verallgemeinert und auch auf die Landwirt- 
schaft übertragen. ' 

Das gilt vor allem von der eben erwähnten Lehre. Und dies 
aus mehreren Gründen. 

Zunächst haben theoretische Sätze, wie die vorstehend an- 
geführten, keine unbedingte Gültigkeit, etwa wie das Gesetz der 
Erhaltung der Kraft. Ihre praktische Geltung ist vielmehr, was 
nicht immer genügend beachtet wird, an bestimmte psycho- 
logische Voraussetzungen gebunden, weil alles wirtschaftliche Ge- 
schehen durch die Psyche der wirtschaftenden Menschen hindurch- 
geht. Solche allgemeine Sätze stellen daher in Wahrheit nur eine 
generelle Regel unter der Supposition des homo öconomicus dar; 
sie zeigen, wie unter dieser Annahme das wirtschaft- 
liche Handeln des Menschen bestimmt wird, sehen also vorerst 
bewußt von allen außerwirtschaftlichen Motivationen ab. Sie 
nehmen ferner an, daß die Produzenten auch über alle zur wirt- 
schaftlichen Ausgestaltung ihrer Betriebe erforderlichen techni- 
schen, ökonomischen, kommerziellen Kenntnisse und Fähigkeiten 
verfügen. Wie weit das im Leben zutrifft, wie weit sich daher 
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solche Gesetze verwirklichen, hängt aber in großem Maße von der 
Mentalität der in Frage kommenden Menschengruppen ab. 


Außerdem machen aber die hier in Rede stehenden Lehrsätze 
von der volkswirtschaftlich nützlichen Funktion der freien Kon- 
kurrenz (durch Ausscheidung nicht rentabler Produktionsrichtun- 
gen und Betriebe) stillschweigend noch einige weitere Voraus- 
setzungen: daß die Betriebe darauf angewiesen seien, ihre Pro- 
dukte auf dem Markte abzusetzen; daß eine Berechnung der 
Rentabilität überhaupt möglich sei; daß die Betriebsinhaber vom 
Streben nach möglichst großer Rentabilität erfüllt seien und daß 
sie diese in ihrer Betriebsführung zu verwirklichen trachten. Nur 
bei Erfüllung aller dieser Voraussetzungen kann die Konkurrenz 
die oben angegebenen volkswirtschaftlich nützlichen Funktionen 
ausüben. 

Das ist nun in keinem Produktionszweig in vollkommenem 
Maße der Fall, in der Landwirtschaft aber weniger als sonst. 
Hier spielen außerwirtschaftliche Momente sowie die besondere 
wirtschaftliche Mentalität der Landwirte eine große, die Rück- 
sicht auf die Rentabilität dagegen eine geringe Rolle. Die 
Landwirtschaftsbetriebe sind ferner großenteils vom Markte un- 
abhängig; für sie ist überdies eine Berechnung der Rentabilität 
in der Regel unmöglich. Endlich sind, wenigstens im kleinbäuer- 
lichen Betriebe, nicht Rücksichten auf die Rentabilität im gewöhn- 
lichen Sinne, sondern ganz andere wirtschaftliche Momente für 
das wirtschaftliche Handeln entscheidend. Das sei kurz dar- 
gelegt. 


I’. Außerwirtschaftliche Momente. 


Von allen Zweigen der Güterproduktion ist es die Landwirt- 
schaft, bei welcher außerwirtschaftliche Momente den größten 
Einfluß ausüben. Schon die Uebernahme eines Landwirtschafts- 
betriebes erfolgt sehr häufig, auf dem europäischen Kontinent 
wohl in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle, nicht aus wirt- 
schaftlichen Gründen — etwa wegen besonderer Eignung zu 
dieser Tätigkeit oder weil diese besonders große Chancen bietet 
oder weil der Betrieb einen Reinertrag abzuwerfen verspricht und 
dergl. Bestimmend sind vielmehr bei der die Hauptmasse bilden- 
den bäuerlichen Bevölkerung die Abstammung von einem Bauer, 
das Milieu, die Familientradition, endlich die rein rechtliche 
Tatsache des Erwerbes des Hofes im Erbgang oder im Wege der 
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Gutsübernahme. Dazu kommt die Liebe zur väterlichen Scholle, 
die Anhänglichkeit an das Familiengut. 

Alle diese Umstände bewirken nicht nur, daß die Bauern — 
und ähnlich steht es großenteils auch mit den Inhabern von selbst- 
bewirtschafteten Großgrundbesitzen — den landwirtschaftlichen 
Betrieb auch unter ungünstigen Umständen, also selbst bei feh- 
lendem Reinertrag, übernehmen, sondern auch, daß sie ihn noch 
solange als möglich weiterführen, auch dann, wenn es, rein wirt- 
schaftlich betrachtet, nicht mehr vorteilhaft ist. 

Andere Faktoren verstärken diese Tendenz. Die Bauern 
erblicken in der Landwirtschaft meist nicht nur einen Erwerb, 
sondern ihren wirklichen inneren Beruf, den sie ohne zwingende 
Notwendigkeit nicht ändern; ein Berufswechsel wäre auch in der 
Mehrzahl der Fälle schwer möglich, da ein Bauer sich selten für 
eine nicht-landwirtschaftliche Tätigkeit eignet; einen anderen 
landwirtschaftlichen Betrieb kann er aber in der Regel nicht 
finden und, landwirtschaftlicher Arbeiter oder Dienstbote zu 
werden, widerstrebt ihm; bedeutet doch eine solche Aenderung 
nach der in diesen Kreisen herrschenden Ansicht eine Deklassie- 
rung. 

Ein weiteres, stark wirkendes außerwirtschaftliches Motiv 
ist ferner das Streben nach Unabhängigkeit und Selbständigkeit. 
Die Forderung nach Aufteilung des Großgrundbesitzes, die so 
viele Agrarbewegungen hervorgerufen hat, hat eine ihrer Wurzeln 
gerade in der Hoffnung, durch den Besitz von Grund und Boden 
soziale Unabhängigkeit zu erlangen. 

Der landwirtschaftliche Grundbesitz bedeutet ferner für den 
Bauer mehr als nur den Besitz eines Produktionsmittels; er bietet 
ihm außerdem eine Wohnung, ein Heim; den Betrieb aufgeben, 
heißt für ihn meist auch, seine langjährige Wohnstätte, ja seine 
Heimat verlieren, da sich in dem gleichen Dorf nur selten eine 
andere Erwerbsgelegenheit für ihn findet. 

So steht sowohl die Uebernahme als auch die Fortführung der 
landwirtschaftlichen Produktion unter dem Einfluß starker 
außerwirtschaftlicher Motive. Gleiches gilt aber auch von der Ge- 
staltung des landwirtschaftlichen Betriebes selbst. So entspringt 
der sprichwörtlich gewordene Landhunger der Bauern überwic- 
gend nicht wirtschaftlichen Beweggründen. Vielmehr bildet, 
wie schon gezeigt wurde, die Größe des Grundbesitzes auch heute 
noch in weiten Kreisen ein Maß für die soziale Schätzung, für das 
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Ansehen, das einer genießt; es ist das ein Ueberrest aus primiti- 
veren Zeiten, wo der Reichtum eines Menschen zum wesentlich- 
sten Teile aus Grund und Boden bestand. Eine starke Unterstüt- 
zung findet diese Einstellung darin, daß in vielen Staaten bis 
in die jüngste Zeit das große Grundeigentum überhaupt oder 
das von einem gewissen Mindestumfange politische, rechtliche, 
ja verfassungsmäßige Vorrechte gewährte. Durch all das bildet 
der Grundbesitz in hohem Maße ein Befriedigungsmittel für 
den den Menschen so stark innewohnenden sozialen Geltungs- 
trieb. Die Erweiterung des Grundbesitzes und damit zumeist 
auch des Betriebes wird daher in großem Ausmaße ohne Rück- 
sicht darauf begehrt, ob sie wirtschaftliche Vorteile bietet oder 
nicht. So erhalten landwirtschaftliche Betriebe oft eine Ausdeh- 
nung, die wirtschaftlich nicht gerechtfertigt ist. 

Die deutlichste rechtliche Verkörperung dieser Tatsache 
bildet das Institut des Familienfideikommisses, dessen ausge- 
sprochenes Motiv »die Erhöhung des Glanzes einer Familie« ist. 

Die Tatsache, daß weite Bevölkerungskreise aus außerwirt- 
schaftlichen Motiven nach landwirtschaftlichem Grundbesitz oder 
nach dessen Vergrößerung verlangen, steigert den Preis von 
Grund und Boden weit über das wirtschaftlich gerechtfertigte 
Maß hinaus. Man pflegt das in der Form auszudrücken: der 
Verkehrswert des Bodens ist viel höher als der Ertragswert, d.h. 
als der zum landesüblichen Zinsfuße kapitalisierte Reinertrag; 
eine Erscheinung, die von vielen als die Grundursache der »Agrar- 
frage« angesehen wird. 


2. Die wirtschaftliche Mentalität der 
Landwirte. 


Auch wenn wir von solchen außerwirtschaftlichen Motiven 
in der Landwirtschaft ganz absehen, kann sich das Prinzip größter 
Wirtschaftlichkeit aus subjektiven Gründen nur in einem ver- 
hältnismäßig geringen Grade durchsetzen. Den nordamerikani- 
schen Farmern, den englischen Großpächtern pflegt man aller- 
dings — auch das nicht unwidersprochen — hohes allgemeines 
Bildungsniveau nachzurühmen, große technische Kenntnisse, ge- 
naues Rechnen, kaufmännischen, leicht beweglichen Sinn. Diese 
Eigenschaften sind indessen bei den Bauern und Kleinpächtern, 
aber auch bei den Großlandwirten Europas keineswegs allgemein 
verbreitet; vielmehr fehlt es daran bei einem großen, vermutlich 
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bei dem größeren Teile unserer landwirtschaftlichen Produzenten 
gar sehr. Die allgemeine, sowie die spezifisch technisch-wirt- 
schaftliche Bildung ist bei ihnen zumeist sehr gering ; die Errungen- 
schaften der Technik und der Wissenschaft dringen nicht oder 
nur äußerst langsam bis zu ihnen; jede nicht ganz einfache Rech- 
nung macht ihnen große, oft unüberwindliche Schwierigkeiten; 
ihr ganzer Geist ist schwerfällig, steht Neuerungen hilflos, ja 
feindselig gegenüber. Die Ursachen für diese den wirtschaftlichen 
Fortschritt hemmende Mentalität eines so großen Teiles der In- 
haber landwirtschaftlicher Betriebe sind mannigfaltig: mangel- 
hafte Schulbildung; das Fehlen eines wirksamen landwirtschaft- 
lichen Fachunterrichtes; die dezentralisierte Lage der Betriebe, 
ihre räumliche Entfernung von den Mittelpunkten der Bildung 
und der Kultur; das Milieu, in welchem die junge Generation der 
Landwirte heranwächst; die weitgehende Gebundenheit der 
landwirtschaftlichen Produktion an die gegebenen natürlichen 
Faktoren und ihre Abhängigkeit von nicht beeinflußbaren Um- 
ständen, wie besonders dem Wetter; die Schwerfälligkeit und 
Kompliziertheit des landwirtschaftlichen Betriebes selbst; die 
lange Dauer des Produktionsprozesses; die Unmöglichkeit, den 
Betrieb, der einen vielgliedrigen Organismus darstellt, rasch und 
mit einem Schlage umzugestalten; die Erlernung des landwirt- 
schaftlichen Gewerbes beim eigenen, besondere Autorität genie- 
Benden bäuerlichen Vater; das Hineinwachsen in den traditionell 
geführten Familienbetrieb usw. Unter diesen Umständen bleibt 
der wirtschaftliche Horizont meist eng, Vorurteile sitzen fest, 
Herkommen, Gewohnheit erlangen eine schwer zu erschütternde 
Macht und der Glaube an eine nicht zu verändernde göttliche 
Ordnung, ja ein gewisser Fatalismus findet hier oft den geeigneten 
Boden. 

Das Gesagte trifft bei der bäuerlichen Bevölkerung zwar nicht 
allgemein zu, aber doch in großem Umfang. So weit das der Fall 
ist, bewirkt es — in Verbindung mit den sub II C ı besprochenen 
außerwirtschaftlichen Motiven —, daß sich wirtschaftliche Prin- 
zipien bei einem großen Teile der landwirtschaftlichen Betriebe 
nicht oder nur schwer zu verwirklichen vermögen. 

Andere Faktoren führen nicht selten einen ähnlichen Effekt 
beim Großbetrieb herbei. Oft herrscht bei den Gutsbesitzern eine 
gewisse Gleichgültigkeit gegenüber der Betriebführung; diese 
wird gänzlich Verwaltern überlassen, denen häufig jedes Interesse 
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am Betriebsergebnis fehlt. Befindet sich doch der Großgrund- 
besitz großenteils in den Händen von Angehörigen des Adels, die 
vielfach ihren Besitz zwar als die Grundlage ihrer sozialen Stellung 
ansehen, sich aber für die Wirtschaftsführung nicht interessieren, 
ja überhaupt wirtschaftliche Tätigkeit verachten. 

Zu den vorstehend behandelten, in der Mentalität der Land- 
wirte gelegenen subjektiven treten noch andere, objektive Mo- 
mente, welche die selektionistische Funktion des Kampfes um das 
Dasein auf dem Markte für die Landwirtschaft ausschließen oder 
doch sehr abschwächen. Sie lassen sich im wesentlichen darauf zu- 
rückführen, daß sich die Geldwirtschaft in der Landwirtschaft noch 
nicht völlig durchgesetzt hat, daß diese vielmehr großenteils noch 
stark in der Naturalwirtschaft steckt ; daß ferner fast alle landwirt- 
schaftlichen Betriebe mehrere Produktionszweige umfassen; daß 
die in der Landwirtschaft erzeugten Güter zumeist aus Nahrungs- 
mitteln bestehen, also aus Gütern, die ohne oder nur nach gering- 
fügiger Umformung unmittelbar in der Hauswirtschaft des Land- 
wirtes oder seiner Hilfskräfte konsumiert werden können. 


3.TeilweiseUUnabhängigkeit derlandwirt- 
schaftlichen Betriebe vom Markte. 


Die landwirtschaftlichen Betriebe sind großenteils nicht dar- 
auf angewiesen, ihre Produkte auf dem Markte abzusetzen. Ein 
größerer oder kleinerer Teil des Naturalertrages geht, ohne den 
Markt zu berühren, unmittelbar in den Konsum des Betriebs- 
inhabers, seiner Familie, seiner Angestellten und Hilfskräfte über. 
Dieser Teil ist um so bedeutender, je kleiner der Betiieb ist. 

Die Kleinbauern sind im wesentlichen Selbstversorger ; sie pro- 
duzieren überwiegend für den eigenen Gebrauch und sind nur in 
geringem Maße in den Geldverkehr verflochten; nämlich nur so 
weit, als sie ihren bescheidenen Bedarf an industriellen Erzeug- 
nissen kaufen oder als sie Steuern, eventuell auch Schuldzinsen, 
zahlen müssen und zu diesem Zwecke gewisse Ueberschüsse ihrer 
Produktion veräußern. Im übrigen sind sie autark, vom Markte 
und von der Preisbildung unabhängig, so daß diese verkehrswirt- 
schaftlichen Faktoren auf ihre Wirtschaftsführung keinen oder nur 
unbedeutenden Einfluß ausüben. Bei den mittleren und großen 
Bauern ist ein mit der Betriebsgröße wachsender Teil der Produk- 
tion verkehrswirtschaftlich orientiert, immer noch dient aber ein 
erheblicher Teil der Erzeugnisse dem Selbstverbrauche. 
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Das ist mit ein Hauptgrund dafür, daß die Bauernwirtschaf- 
ten eine besonders starke \Widerstandskraft gegen ungünstige 
wirtschaftliche Verhältnisse zeigen, daß sie sich selbst gegen eine 
mächtige Konkurrenz des Auslandes oder auch der rationalisier- 
ten Großbetriebe des Inlandes zu behaupten vermögen. Selbst 
dort, wo die landwirtschaftlichen Großbetriebe den Kleinbetrie- 
ben technisch sehr überlegen sind,kann man daher kaum von einem 
Niederkonkurrieren auf dem Markte sprechen, wie in der In- 
dustrie. Wenn doch zu manchen Zeiten, an manchen Orten der 
landwirtschaftliche Großbetrieb (oder Großgrundbesitz) auf Ko- 
sten der mittleren oder kleinen Betriebe vordringt, so ist das auf 
ganz andere Umstände zurückzuführen; zum Teil auf außerwirt- 
schaftliche Motive, wie auf den Ankauf zu Jagd- und Sport- 
zwecken, zur Erhöhung der politischen Macht oder des sozialen 
Ansehens; zum Teile auf politische oder ökonomische Begünsti- 
gungen von seiten der Rechtsordnung und dergl.; zum Teil auf 
die schon erwähnte Steigerung der Bodenpreise, die den Grund- 
erwerb durch minderbemittelte Personen erschwert und dadurch 
den kapitalskräftigen Großgrundbesitz befördert. 


4. Rentabilitätsberechnungin der Land- 
wirtschaft. 


Auch wo und soweit die landwirtschaftliche Produktion für 
den Absatz erfolgt, ist damit noch nicht gesagt, daß sie vom 
Rentabilitätsprinzip beherrscht sei. Damit dies stattfinde, 
müssen nicht nur die sub I bis 3 besprochenen Hindernisse —- 
Wirksamkeit außerwirtschaftlicher Motive, unwirtschaftliche Men- 
talität und Unabhängigkeit vom Markte — fehlen, es muß über- 
dies die Möglichkeit bestehen, die Rentabilität der verschiede- 
nen Produktionsrichtungen und -methoden zu berechnen und 
miteinander zu vergleichen. Das ist aber, von wenigen Ausnah- 
men abgesehen, in der Landwirtschaft infolge ihrer eigentüm- 
lichen wirtschaftlichen Organisation technisch fast unmöglich. 
Die Hindernisse bestehen in den Momenten, die wir schon kennen: 
in der großenteils noch vorhandenen Naturalwirtschaft, in der 
Verflechtung des landwirtschaftlichen Betriebes mit der Haus- 
wirtschaft, in der Verwertungs-, Betriebsmittel- und der Boden- 
nutzungsgemeinschaft der verschiedenen Betriebszweige (s. o. 
II A 4,5, II B4). 

Denn für jede Rentabilitätsberechnung ist es notwendig, 
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alle den Reinertrag bestimmenden wirtschaftlichen Tatsachen in 
vergleichbaren Größen, also in Geld, einander gegenüberzustellen. 
Das stößt aber bei der übergroßen Mehrzahl der landwirtschaft- 
lichen Betriebe selbst dann auf unübersteigliche Schwierigkeiten, 
wenn man nur nach der Rentabilität des Gesamtbetriebes frägt; 
geradezu bei allen landwirtschaftlichen Betrieben, sobald man, 
was das Entscheidende wäre, für jeden einzelnen Produktions- 
zweig innerhalb des Betriebes — Viehzucht, Getreide-, Kartoffel-, 
Rübenbau usw. — den Reinertrag feststellen wollte. 

Denn erstens spielt sich ein großer Teil der für die Rentabili- 
tät des landwirtschaftlichen Betriebes maßgebenden Vorgänge 
nicht in der Geld-, sondern in der Naturalform ab. Hierher ge- 
hören die Arbeiten des Betriebsinhabers selbst und die seiner 
Familie im eigenen Betriebe sowie sonstige Leistungen des Haus- 
haltes dafür; dann die Naturalbezüge des Haushaltes aus dem 
Betrieb und die Naturalentlohnung der Arbeiter, des Gesindes 
und der Angestellten. Eine einwandfreie Berechnung dieser 
Dinge in Geld bereitet große, noch nicht überwundene Schwierig- 
keiten. 

Ganz unmöglich ist aber eine solche Berechnung, wenn man 
rechnungsmäßig die einzelnen Produktionszweige eines Betriebes 
getrennt erfassen will. Diese Zweige bilden eben nicht ein 
bloßes Nebeneinander, sondern sie sind unlösbar ineinander or- 
ganisch verwoben, ja sie bedingen einander. Zunächst besteht 
die oben bei II B 4 besprochene Verwertungsgemeinschaft, indem 
eine große Menge von landwirtschaftlichen Produkten oder von 
Teilen derselben, von Roh-, Hilfs-, Abfallstoffen, die in einem 
Zweig erzeugt werden, in einem anderen Zweige desselben Betrie- 
bes zur produktiven Verwertung gelangen (Stalldünger, Stroh, 
Futterpflanzen usw.); es gibt keine brauchbare, einwandfreie 
Methode, diese Stoffe, die doch zum Teile nicht einmal einen 
Marktpreis besitzen, für eine Rentabilitätsberechnung zu bewer- 
ten. 

Dazu tritt die oben bereits besprochene Betriebsmittelge- 
meinschaft der verschiedenen Kulturen, d. h. die meisten Pro- 
duktionsmittel — Geräte, Maschinen, Gebäude, Gespanne, Ar- 
beitskräfte usw., zum Teil auch der Grund und Boden — dienen 
während des Jahres nacheinander oder gleichzeitig verschiede- 
nen Kulturen. Eine Aufteilung der Kosten könnte nur höchst 
willkürlich geschehen. 
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In ähnlicher Weise stehen aber auch mehrere aufeinander 
folgende Wirtschaftsperiorden — Jahre — in einer rechnerisch 
nicht auflösbaren Bodennutzungsgemeinschaft (s. o. II A 5). 
So kommt z. B. eine besonders starke Düngung eines Jahres 
dem nächsten zugute oder sie macht eine zu schwache des 
Vorjahres wett, während umgekehrt eine starke Bodenausnützung 
in einem Jahr entweder durch eine starke Düngung im Vorjahre 
ermöglicht werden oder sie im nächsten Jahr notwendig machen 
kann; der Ertrag an einer Frucht im einen Jahre wird zum Teil 
durch die im Vorjahre angebaute Frucht bestimmt und wirkt 
andrerseits auch auf den Ertrag des nächsten Jahres ein usw. 

Es ist ganz ausgeschlossen, diese ungeheuer große Menge 
von Faktoren rechnungsmäßig zu berücksichtigen, wie das not- 
wendig wäre, um eine richtige Rentabilitätsberechnung zu er- 
stellen. 

Ferner ist es auch schwerer als in der Industrie, die Grenze 
zwischen den laufenden Betriebsausgaben und der Vermehrung 
des Betriebskapitales, zwischen den normalen Nutzungen und 
einer Verminderung des Betriebskapitales durch Abnützung usw. 
zu unterscheiden; die Grenze ist in der Landwirtschaft äußerst 
schwankend und praktisch meist gar nicht zu ziehen. 

Es ist denn auch — trotz angestrengter Bemühung und trotz 
Aufwendung von viel Scharfsinn — weder den Praktikern noch 
den Theoretikern bisher gelungen, für die Landwirtschaft eine 
Methode der Rentabilitätsberechnung zu finden, die nicht großen 
Einwänden ausgesetzt wäre; und zwar auch für den Betrieb im 
ganzen, geschweige denn für dessen Teile. Und selbst die bisher 
vorgeschlagenen Methoden sind praktisch nur in einer ganz ver- 
schwindenden Minderzahl der Fälle ausführbar. 

Jede noch so primitive Rentabilitätsberechnung erfordert 
überdies eine recht komplizierte Buchführung mit Betriebsrech- 
nungen und Inventaraufnahmen, wozu die wenigsten praktischen 
Landwirte die notwendigen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzen. 
Tatsächlich bildet es eine seltene Ausnahme, wenn ein Landwirt 
für diesen Zweck auch nur halbwegs brauchbare, ja überhaupt 
Bücher führt. So besitzen wir denn — von sehr beschränkten 
Erhebungen in der Schweiz und in Mähren abgesehen — so gut 
wie keine verwendbaren Buchführungsergebnisse von landwirt- 
schaftlichen Betrieben. 

Muß man also fast von einer Unmöglichkeit sprechen, die 
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Rentabilität eines landwirtschaftlichen Betriebes und seiner 
einzelnen Zweige auch nur nachträglich aus den Betriebsrechnun- 
gen festzustellen, so gilt dies doppelt, wenn die künftige, voraus- 
sichtliche Rentabilität der verschiedenen landwirtschaftlichen 
Produktionszweige im Wege einer Vorkalkulation ermittelt wer- 
den soll, um danach die Produktion einzurichten. 

Besonders, da doch die Produktionsrichtung durch längere 
Zeit — mindestens ein Jahr, infolge der Fruchtfolge aber meist 
mehrere Jahre — nicht wesentlich geändert werden kann. Je 
länger aber diese Zeit ist, um so mehr verschieben sich innerhalb 
derselben die der Kalkulation zugrunde gelegten Faktoren, wie 
Preise, Arbeitsverhältnisse usw. 

Damit allein ist schon gegeben, daß sich das Prinzip der Ren- 
tabilität in der Landwirtschaft nur höchst unvollkommen durch- 
setzen kann, und zwar selbst dann, wenn der landwirtschaftliche 
Betrieb grundsätzlich zu dem Zweck geführt wird, möglichst 
hohe Reinerträge zu erreichen. 

5. Versagen des Rentabilitätsprinzipes 
in einem Teile der Landwirtschaft. Neue 
TheoriederBauernwirtschaft. 

Zu der eben besprochenen technischen Schwierigkeit der 
Rentabilitätsberechnung kommt nun aber noch ein letzter, ent- 
scheidender Punkt: In der Landwirtschaft ist die Rentabilität 
gar nicht, wie in der Industrie, grundsätzlich allgemein der aus- 
schlaggebende Faktor für die Richtung, den Umfang und die 
Art der Produktion. Das trifft nur beim Großbetrieb zu, und auch 
bei diesem nur dann, wenn die unter II B, 1—4 besprochenen 
Momente es nicht hindern oder abschwächen. 

Im strikten Gegensatz dazu stehen die kleinbäuerlichen Be- 
triebe, in denen keine Lohnarbeiter beschäftigt werden, sondern 
der Besitzer mit seiner Familie die gesamte Arbeit selbst ver- 
richtet. Hier ist der Boden dem Besitzer nicht eine Rentenquelle, 
nicht ein zinstragendes Kapital, nicht die Grundlage für ein ge- 
winnabwerfendes Unternehmen; er ist ihm lediglich ein Arbeits- 
mittel, das ihm eine sichere Arbeitsgelegenheit bietet. 

Für einen solchen kleinen Landwirt spielt infolgedessen die 
Erzielung eines Reinertrages, einer Rente, eines Unternehmer- 
gewinnes gar keine motivierende Rolle; für ihn ist nur ein Ge- 
sichtspunkt entscheidend: er will eine verhältnismäßig möglichst 
weitgehende Deckung seiner und seiner Familie Bedürfnisse mit 
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verhältnismäßig möglichst geringem Arbeitsopfer erreichen. Die 
Gestaltung seines Betriebes erfolgt daher auf Grund ganz 
anderer wirtschaftlicher Erwägungen, als in der Industrie und in 
dem ihr ähnlichen landwirtschaftlichen Großbetrieb. Die öko- 
nomischen Kategorien des Unternehmergewinnes, des Kapital- 
zinses, der Grundrente, des Arbeitslohnes existieren für den 
Kleinbauern überhaupt nicht. Diese Kategorien sind aus den 
Erscheinungen der Industrie und der Großlandwirtschaft abstra- 
hiert, wo sie auch wirklich auftreten. Im landwirtschaftlichen 
Kleinbetrieb verschwinden sie dagegen aus der Welt der Tatsachen 
und damit auch aus dem Bewußtsein der wirtschaftenden Men- 
schen. Es ist eine ganz unberechtigte Künstelei, wenn man 
immer wieder versucht, innerhalb des einheitlichen Natural- 
ertrages, den der Kleinbauer aus seiner Wirtschaft erarbeitet, 
jene vier Einkommensarten zu unterscheiden oder auch nur zu 
sagen, sein Einkommen setze sich aus diesen vier Arten in einer 
nicht feststellbaren Mischung zusammen. Denn alle Sätze, 
welche die Nationalökonomie für die Höhe des Arbeitslohnes, des 
Zinses, der Grundrente, des Profites aufstellt, verlieren hier ihre 
Anwendbarkeit; so die Tendenz nach Ausgleich des Zinsfußes, 
nach Ausgleichung der Profitrate, das Gesetz über die Bildung 
der Grundrente, die Bestimmungsgründe des Arbeitslohnes. Da- 
mit entfällt aber auch der aus der kapitalistischen Produktion 
hergenommene Begriff der Rentabilität; er besitzt beim klein- 
bäuerlichen Betrieb weder eine objektive Geltung, noch auch 
kommt er subjektiv für die wirtschaftliche Motivation irgend 
in Betracht. Die gänzlich anders geartete Sachlage macht 
hier die übliche, auf die Verkehrswirtschaft zugeschnittene Wirt- 
schaftstheorie ganz unanwendbar. Es wird so die Aufstellung 
einer ganz anderen, neuen Wirtschaftstheorie für die kleinbäuer- 
liche Wirtschaft zu einer Notwendigkeit. 

In dieser Richtung arbeitet seit mehreren Jahrzehnten eine 
ganze Gelehrtenschule in Rußland in äußerst interessanter und 
erfolgreicher Weise, worüber uns das viel zu wenig beachtete Buch 
von Tschajanoff?2), dem Haupte dieser Richtung, Kunde 
bringt. 

Hienach wird im landwirtschaftlichen Kleinbetrieb das Maß 


2?) Die Lehre von der bäuerlichen Wirtschaft. Versuch einer Theorie der 
Familienwirtschaft im Landbau. Mit einem Vorworte von Otto Auhagen. Berlin, 
Paray 1923. 
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der Produktion und damit bei gegebener Technik das Maß der 
aufgewendeten Arbeit durch zwei Komponenten bestimmt: Es 
sind dies der abnehmende Grenznutzen bei Steigerung der pro- 
duzierten Gütermenge (oder ihres Geldäquivalentes) und die zu- 
nehmende Größe des Arbeitsopfers bei Steigerung der Arbeits- 
leistung unter gleichzeitig relativer Verminderung des objekti- 
ven Arbeitsertrages. Auf Grund dieser wirtschaftlich durchaus 
gerechtfertigten Erwägungen gestaltet der Kleinbauer seine 
Produktion derart, daß eine optimale Kombination von Grenz- 
nutzen, Arbeitsmühe und Arbeitsertrag erzielt wird. Wo dieser 
Punkt liegt, hängt teils von subjektiven Momenten ab, teils von 
objektiven, wie Größe der Familie und damit des Bedarfes, Zahl 
der Arbeitskräfte usf. 

Es muß hier mit diesen Andeutungen sein Bewenden haben. 
Es ist weder möglich, die geistvolle Begründung dieser Theorie 
hier wiederzugeben, noch deren Auswirkung nach den verschie- 
densten Richtungen, noch auch ihre vielen Bestätigungen durch 
die Praxis und durch die in höchstem Maße ausgebildete russische 
Statistik, die für unsere Vorstellungen eine geradezu unglaubliche 
Feinheit erreicht hat. 

Diese Lehre ist übrigens noch keineswegs voll ausgebaut. 
Namentlich wird die Frage große Schwierigkeiten bereiten, wie 
sich diese nicht-kapitalistische Motivation mit der anderen, kapi- 
talistischen Motivation nach der Rentabilität dort kombiniert, 
wo beide gleichzeitig in Betracht kommen, wie dies bei den mitt- 
lern und Großbauern der Fall ist. 


D. Der persönliche Faktor in der landwirt- 
schaftlichen Produktion. 


Die vorstehend in den Abschnitten A bis C besprochenen 
Besonderheiten, welche die landwirtschaftliche Produktion von 
anderen Produktionszweigen unterscheiden, haben zur Folge, 
daß die Landwirtschaft überwiegend nicht ein planmäßig zu be- 
rechnender Prozeß, sondern eine auf Kenntnis jeder Parzelle, 
jedes Stückes Vieh beruhende Kunst ist. Wie bei jeder Kunst 
kommt dabei naturgemäß der Persönlichkeit eine ganz unge- 
wöhnlich große Bedeutung zu. Denn die wirtschaftlich in Betracht 
zu ziehenden Faktoren sind so zahlreich, jeder einzelne von ihnen 
weist eine so große Mannigfaltigkeit auf, ihr Effekt ist in seiner 
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Stärke oft so unberechenbar, sie beeinflussen einander gegen- 
seitig in so verschiedener Weise, daß sich eine fast unbegrenzte 
Zahl möglicher Kombinationen ergibt, die für die Individualität 
des Betriebsleiters einen weiten Spielraum lassen; von dessen 
Bildung, Kenntnissen, Fleiß, Energie usw. hängt daher die Ge- 
staltung des landwirtschaftlichen Betriebes in hohem Maße ab. 
Thaer sagt denn auch, daß in der Landwirtschaft das Wirt- 
schaftssubjekt in erster Linie für den wirtschaftlichen Erfolg 
entscheidend sei. 

Das wirkt sich im einzelnen nach verschiedenen Richtungen 
hin aus. 

I. So schon in der primären Tatsache der Organisierung des 
Betriebes, also bei der Wahl des jeweiligen Betriebs- und An- 
bausystems, bei der Bestimmung der zu erzeugenden Arten und 
Sorten. Müssen doch dabei unter anderem folgende Umstände 
berücksichtigt werden: das Klima, die Höhenlage, der orogra- 
phische Charakter, die Marktlage, die für verschiedene Erzeug- 
nisse verschieden und von verschiedener Bedeutung sein kann, 
die Transportverhältnisse, die im Betriebe vertretenen Boden- 
arten und ihr gegenseitiges Quantitätsverhältnis; die dadurch 
teils vorgeschriebenen, teils ermöglichten Produktionsrichtungen 
wie Waldwirtschaft, Graswirtschaft, Ackerbau mit seinen ver- 
schiedenen Zweigen; das notwendige, mögliche und wünschens- 
werte Verhältnis von Viehwirtschaft und Bodenkultur, also 
einerseits die möglichste Verwertung von Gras, Stroh, Futter- 
mitteln durch das Vieh, von Stalldünger, tierischer Arbeit auf 
dem Felde, andererseits die Bereitstellung des für den Ackerbau 
erforderlichen Stallmistes und Gespannes, der für die Viehhaltung 
nötigen Streu- und Futtermittel. Bei der Auswahl unter den ver- 
schiedenen möglichen Produktionsrichtungen (Kulturen, Frucht- 
gattungen und Sorten, Fruchtfolgen) muß sodann eine Menge 
von weiteren Umständen sorgfältig beachtet werden, wie: die 
physikalische und chemische Beschaffenheit des für den Betrieb 
verfügbaren Bodens; ihr jeweiliger, durch die bisherige Bewirt- 
schaftung und andere Umstände hervorgerufener Zustand; die 
verschiedenartigen Ansprüche, welche jede Fruchtgattung, ja 
jede Fruchtsorte an den Boden in physikalischer und chemischer 
Hinsicht stellen; die gegenseitige Beeinflussung der aufeinander- 
folgenden Kulturen und Bodenfrüchte; die verschieden hohen 


Anforderungen derselben an tierische und menschliche Arbeits- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 53 2. 30 


466 | © Walther Schiff, 


leistungen, an Geräte und Maschinen; der Zeitpunkt und die 
Dauer dieser Anforderungen; die verfügbare Menge an Zug- 
tieren, Arbeitern usw.; die möglichste Verringerung der Ungleich- 
mäßigkeit des Arbeitsbedarfes durch Verwendung von Anbau- 
arten mit verschiedenen Aussaat- und Erntezeiten; beim Klein- 
betrieb auch noch die Deckung der vielseitigen Konsumbedürf- 
nisse und die möglichste Unabhängigkeit vom Markte; bei den 
mittleren und Großbetrieben die jeweilige Marktlage und die 
Preisverhältnisse für dıe verschiedenen Erzeugnisse, für Futter- 
und Düngemittel, für Arbeitsleistungen und für die anderen 
Produktionsmittel. 

Dabei verschieben sich diese Faktoren fortwährend. Jede 
Aenderung der Arbeits-, der Transportverhältnisse, der Boden- 
beschaffenheit, jede Verschiebung in den Preisen der einzelnen 
landwirtschaftlichen Produkte und der verschiedenen , Produk- 
tionsmittel wirken ändernd auf den Roh- oder Reinertrag ein. 
Es kann daher je nach den örtlichen und zeitlichen Umständen 
bald Intensivierung, bald Extensivierung des Betriebes, bald stär- 
kerer Ackerbau, bald stärkere Viehzucht, bald größerer Getreide-, 
bald größerer Hackfrucht- oder Futtermittelbau richtig und 
vorteilhaft sein. 

Aus all den vielen, nur andeutungsweise angeführten 
Momenten — und es sind keineswegs alle auch nur erwähnt — 
hat der Landwirt die im einzelnen Falle rationellste der unzähli- 
gen Betriebsorganisationen zu finden. Die landwirtschaftliche 
Betriebslehre vermag nur gewisse allgemeine Gesichtspunkte und 
Richtlinien aufzustellen; deren Anwendung auf den konkreten 
Betrieb bleibt dem Ermessen, ja dem Gefühl des einzelnen Land- 
wirtes überlassen. 

So hängt die Gestaltung der landwirtschaftlichen Produk- 
tion in weitem Umfange von der Persönlichkeit des Betriebs- 
leiters ab, der dem Betriebe seinen individuellen Stempel auf- 
drückt. 

2. Auch bei gegebener Betriebsorganisation hängt der Er- 
folg stark von der persönlichen Qualifikation des Landwirtes ab, 
von seinem Bildungsgrad, seinen Kenntnissen, Fähigkeiten, 
seiner Tatkraft, Umsicht, ja Geistesgegenwart. 

Denn so wie es in der Landwirtschaft unmöglich ist, eine rich- 
tige Kalkulation vorzunehmen, so läßt sich auch die Betriebs- 
führung nicht genau im voraus festsetzen. Die äußeren Natur- 
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vorgänge, wie das Wachstum der Pflanzen und Tiere, sind wech- 
selnd, können nicht genau vorhergesehen werden. Ihnen muß 
die ganze landwirtschaftliche Arbeit in jedem Momente ange- 
paßt werden, was, je nach den erwähnten persönlichen Qualitä- 
ten, mehr oder weniger gelingt. Nicht selten müssen die ursprüng- 
lichen Dispositionen nachträglich geändert oder sogar umgestoßen 
werden; oft ist es nötig, im Moment weitgehende Beschlüsse zu 
fassen und auszuführen, um Schaden zu vermeiden oder um sich 
darbietende Vorteile nicht unausgenützt zu lassen. 


3. Die landwirtschaftlichen Arbeiten sind daher nur in ge- 
ringem Umfange schablonenhaft, einer Normalisierung zugäng- 
lich. Sie müssen vielmehr in stärkerem oder schwächeren Grad 
individualisiert werden; je mehr Sorgfalt sie erfordern, je weniger 
sie nach von vornherein gestellten Regeln ausgeführt werden 
können, um so größeren Erfolg wird der Kleinbetrieb haben, in 
welchem das Selbstinteresse des Landwirtes jede einzelne Ver- 
richtung beseelt und durchdringt. 


Ein großer Teil der landwirtschaftlichen Produktion stellt 
daher nicht nur an den Betriebsleiter, sondern auch an die Arbei- 
ter besonders hohe Anforderungen. 


Abschnitt III. 
Die Besonderheiten der praktischen Agrarpolitik. 


1. Die WichtigkeitderpraktischenAgrar- 
politik. 


Infolge der außerordentlichen Wichtigkeit, welche der land- 
wirtschaftlichen Produktion und der Grundbesitzverteilung zu- 
kommt, besitzt selbstverständlich auch die praktische Agrar- 
politik eine besonders große Bedeutung. Von ihr hängt es doch 
zum Teil ab, in welchem Umfang die Bevölkerung ihre Nah- 
rungsmittel, die Industrien ihre Rohstoffe aus dem Inland 
beziehen können, in welchem Umfange sie diesbezüglich vom 
Ausland abhängig sind. Diese Abhängigkeit wird zur Zeit, nach 
den Erfahrungen des Krieges, doppelt schwer empfunden; deshalb 
wird gegenwärtig die Hebung der landwirtschaftlichen Produktion 
durch die Mittel der Agrarpolitik viel allgemeiner gefordert, als 
dies früher der Fall gewesen war. Ebenso ist auch die Frage der 
zweckmäßigen — oder der gerechten — Grundbesitzverteilung 
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in den Vordergrund des volkswirtschaftspolitischen Interesses 
gerückt. 

Die so gegebene besondere Wichtigkeit des agrarpolitischen 
Eingreifens wird noch durch mehrere Momente sehr gesteigert. 
Zunächst dadurch, daß der Grund und Boden, das entscheidende 
Produktionsmittel in der Landwirtschaft, in der Regel nicht oder 
doch nicht wesentlich vermehrt werden kann (s. o. II A6); es 
besteht daher ein besonders großes Interesse der Volkswirtschaft, 
daß der in beschränktem Umfang vorhandene landwirtschaft- 
liche Boden möglichst richtig und rationell ausgenützt werde. 
Dazu kommt, daß in der Landwirtschaft weniger als in anderen 
Produktionszweigen die allgemeinen volkswirtschaftlichen mit 
den privatwirtschaftlichen Interessen der Betriebsinhaber über- 
einzustimmen brauchen; denn der landwirtschaftliche Betrieb 
ist schwerfällig, er vermag sich wechselnden Konjunkturen nur 
langsam anzupassen, er wird oft von außerwirtschaftlichen 
Motiven beeinflußt (s. o. II A u. B.). 

Indessen darf die große Wichtigkeit der praktischen Agrar- 
politik doch auch nicht zu einer einseitigen Förderung der Land- 
wirtschaft ohne Rücksicht auf die sonstigen Seiten der Volks- 
wirtschaft verleiten. Das muß namentlich dann im Auge be- 
halten werden, wenn es sich darum handelt, der Landwirtschaft 
mehr Kapital und Arbeit als bisher zuzuführen; denn das ist 
in der Regel doch nur dadurch möglich, daß man diese Mengen 
an Kapital und Arbeit anderen Produktionszweigen entzieht. 
Da ist denn in jedem einzelnen Falle gegeneinander abzuwägen, 
ob der Vorteil einer Produktionssteigerung in der Landwirt- 
schaft den Produktionsverlust z. B. in der Industrie an volks- 
wirtschaftlicher Bedeutung übertrifft; dafür sind freilich nicht 
immer nur die produzierten Werte entscheidend. 


2. Die Schwierigkeiten der praktischen 
Agrarpolitik. 


Parallel mit der Wichtigkeit der praktischen Agrarpolitik 
gehen aber die außerordentlich großen Schwierigkeiten, die einem 
erfolgreichen Eingreifen von Gesetzgebung und Verwaltung auf 
landwirtschaftlichem Gebiete entgegenstehen. Sie entspringen 
gleichfalls den schon erörterten Besonderheiten der Landwirt- 
schaft. 

a) Da die Naturfaktoren — Lage, Klima, Bodenbeschaffen- 
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heit — auf die landwirtschaftliche Produktion von entscheiden- 
dem Einfluß sind, diese Faktoren aber sich großenteils der mensch- 
lichen Einwirkung entziehen (s. o. II A ı bis 3), so sind 
auch dem agrarpolititischen Eingreifen enge Schranken gezogen. 
Doch besteht immerhin nicht selten die technische Möglichkeit, 
auch die Bodenbeschaffenheit durch Aufwendung von Kapital 
und Arbeit zu verbessern. Die Durchführung solcher Melioratio- 
nen kann unter Umständen durch agrarpolitische Maßnahmen 
erzwungen oder doch befördert werden; das verbessert aber die 
Bedingungen und Voraussetzungen der landwirtschaftlichen 
Produktion. | 

b) Weitere technische Eigentümlichkeiten des landwirt- 
schaftlichen Betriebes, die ein erfolgreiches Eingreifen von 
außen erschweren, sind: die technische und wirtschaftlich 
notwendige zeitliche und räumliche Mannigfaltigkeit der Pro- 
duktion und, dadurch bewirkt, die Bodennutzungsgemeinschaft, 
Betriebsmittelgemeinschaft und Verwertungsgemeinschaft (s. o. 
II A 4, 5, IL Ba). Dann die Begrenztheit des technisch-mechani- 
schen Fortschrittes und der Maschinenanwendung in der Land- 
wirtschaft (s. o. II Bı und 3). 

c) Besonders hinderlich wirkt endlich die eigentümliche 
wirtschaftliche Motivation in der Landwirtschaft: daß hier 
außerwirtschaftliche Momente eine so große Rolle spielen (s. o. 
II C 1); daß die wirtschaftliche Mentalität nur gering entwickelt 
ist (s. o. IIC 2); daß zum Teil eine Unabhängigkeit des land- 
wirtschaftlichen Betriebes vom Markte besteht (s. o. II C 3); 
daß dessen Rentabilität rechnungsmäßig nicht festgestellt werden 
kann (s. o. II C 4); daß die Rentabilität entweder überhaupt nicht 
oder doch nicht ausschließlich für die Gestaltung des landwirt- 
schaftlichen Betriebes maßgebend ist (s. o. II C 5). All dies be- 
wirkt, daß die Landwirtschaft auf Aenderungen in den die Ren- 
tabilität bestimmenden Faktoren bei weitem nicht so allgemein 
und nicht so präzise reagiert, wie etwa die Industrie. Damit wird 
aber die Wirkung von agrarpolitischen Maßregeln, welche diese 
Faktoren in einem für die Landwirtschaft günstigen Sinne beein- 
flussen wollen, großenteils abgeschwächt oder paralysiert. 

Die unter a bis c angeführten Schwierigkeiten der prakti- 
schen Agrarpolitik besitzen nicht die gleiche Bedeutung für die 
verschiedenen Arten von agrarpolitischen Mitteln, die in Anwen- 
dung gebracht werden können (s. u. III 3), und für die ver- 
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schiedenen konkreten Ziele, welche die Agrarpolitik anstrebt 
(s. u. III 4). 


3. DieMittelderpraktischenAgrarpolitik. 


Die Mittel, die die praktische Agrarpolitik zur Erreichung 
ihrer Zwecke anwenden kann, sind im Wesen die nämlichen, die 
überhaupt der Volkswirtschaftspolitik im allgemeinen zu Gebote 
stehen; doch nehmen sie auf dem Gebiete der Landwirtschaft 
eine besondere Färbung an. Wir können fünf Hauptgruppen sol- 
cher wirtschaftspolitischer Mittel unterscheiden: die Selbstausfüh- 
rung durch den Staat oder durch andere, Volkswirtschaftspolitik 
treibender öffentlichrechtlicher Körper; die Erlassung von Normen 
mit unmittelbaren Rechtsfolgen ; absoluter Zwang oder Statuierung 
von Verpflichtungen unter Strafsanktion; relativer Zwang; Ein- 
wirkung auf die Motivation der Wirtschaftenden. 

a) Das radikalste, sicherste Mittel zur Erreichung eines als 
wünschenswert angesehenen Erfolges ist — wenigstens grund- 
sätzlich — die Selbstausführung durch den Staat (das 
Land, die Gemeinde). Dieses Mittel ist indessen auf dem Ge- 
biete der Agrarpolitik nur in Ausnahmefällen anwendbar. Denn 
jede solche Maßregel macht genaue, einheitliche Normen für die 
Tätigkeit der ausführenden Organe nötig, denen nur geringe 
Freiheit für Entscheidung gelassen werden kann. Der landwirt- 
schaftliche Betrieb verträgt aber, wie oben in den Abschnitten 
II B und D gezeigt worden ist, keine Schablonisierung und 
Schematisierung, und zwar um so weniger, auf je höherer Stufe 
er steht; es kommt bei ihm in höchstem Grade auf die Individuali- 
tät des Betriebsleiters, auf sein persönliches Interesse an dem 
wirtschaftlichen Erfolge an; jeder landwirtschaftliche Betrieb hat 
seine individuellen Besonderheiten, denen die Betriebsorgani- 
sation und die Betriebsführung angepaßt sein muß. Aus allen 
diesen Gründen eignet sich die Landwirtschaft nicht für den 
staatlichen Betrieb — allgemeiner, für den Betrieb durch Beamte 
eines öffentlich-rechtlichen Körpers. _ 

Selbstausführung durch einen solchen ist nur dort mit Erfolg 
anwendbar, wo eine weitgehende Schablonisierung möglich ist, 
wie bei forstwirtschaftlichen Großbetrieben und bei ausgedehnten 
Landesmeliorationen. 

b) Auch die Erlassung einer Rechtsnorm 
mit unmittelbarer Wirkung kann unter Umstän- 
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den die Sicherheit dafür bieten, daß das angestrebte wirtschafts- 
politische Ziel tatsächlich verwirklicht wird — wenigstens das 
nächste Ziel. Das ist insbesondere dann der Fall, wenn der Ge- 
setzgeber an einen bestimmten Tatbestand unmittelbar, d. h. 
ohne Rücksicht auf das Wollen und Handeln der Beteiligten, 
gewisse Rechtsfolgen knüpft, die er als wünschenswert ansieht. 
Zumeist handelt es sich dabei um die Beseitigung von Rechts- 
verhältnissen, die volkswirtschaftlich schädlich sind oder doch 
als solche gelten. Hierher gehören vor allem jene agrarpolitischen 
Maßregeln, durch welche die Prinzipien des ökonomischen Libera- 
lismus realisiert wurden, z. B. die Bauernbefreiung, die Aufhebung 
der Familienfideikommisse, die Beseitigung des Flurzwanges, die 
Einführung der Freiteilbarkeit; in manchen Ländern aber auch 
die Reform des Pachtrechtes, die Aufhebung oder Regulierung 
von Servituten oder Agrargemeinschaften. 

Die Gewißheit, auf diese Weise den nächsten Zweck zu er- 
reichen und gewisse schädliche Rechtsverhältnisse zu beseitigen 
oder zu reformieren, gibt allerdings noch nicht die Gewißheit, daß 
damit auch die weiteren angestrebten günstigen wirtschaftlichen 
Folgen eintreten werden. 

c) In derselben Richtung liegt die Statuierung 
eines absoluten Zwanges gegen die Wirt- 
schaftssubjekte zu einem volkswirtschaftlich wünschens- 
werten oder als wünschenswert angesehenen Verhalten und Han- 
deln; der Zwang hat, auch im Falle einer Strafsanktion, natur- 
gemäß eine weit weniger sichere Wirkung, als die beiden sub a 
und b angeführten Maßregeln. 

Auch das hier in Rede stehende Mittel kann in der Land- 
wirtschaft in der Regel zumeist nicht mit Erfolg angewendet wer- 
den. Die Ursachen dafür sind schon oben bei a erwähnt: die 
landwirtschaftliche Betriebsführung ist so vielgestaltig, muß 
sich so sehr nach der Lage, dem Klima, der Witterung, nach der 
mannigfachen und wechselnden Beschaffenheit der Grundstücke 
richten, aber auch nach den Fähigkeiten und Kenntnissen des 
Landwirtes, nach der Marktlage und den Preisverhältnissen, ja 
nach den persönlichen Bedürfnissen des Betriebsinhabers und sei- 
ner Familie, daß hier eine einheitliche Regelung, wie sie der 
rechtliche Zwang zur Voraussetzung hat, zumeist keine günstigen 
Folgen haben kann; und Gleiches gilt, wenn auch in etwas abge- 
schwächtem Grade, wenn die einzuschlagenden Produktions- 
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methoden, die anzubauenden Bodenfrüchte oder die zu verwen- 
denden Produktionsmittel, z. B. Saatgut, Dünger, Geräte, von 
einem außenstehenden Faktor, einer Behörde, einer Kommission 
u. dgl. festgesetzt und die Einhaltung solcher Vorschriften unter 
Strafe gestellt würden. Es hat an Vorschlägen dieser Art in den 
ersten Jahren nach dem Kriege nicht gefehlt, sie haben aber zu 
keinen ernsthaften legislatorischen Aktionen geführt. Mit Recht. 
Denn sie tragen der eigentümlichen Natur der Landwirtschaft, 
die jeder Schablonisierung widerstrebt, nicht Rechnung. 

Dazu kommt noch ein anderer Umstand: Wie wäre es denn 
technisch möglich, die Befolgung von Vorschriften dieser Art 
in der Landwirtschaft wirksam zu überwachen ? Dafür bildet 
schon die räumliche Ausdehnung der Landwirtschaft (s. o. II A 8) 
ebenso ein Hindernis, wie die zeitliche. Diese beiden Momente 
machen eine — für jene Zwecke notwendige — ständige Ueber- 
wachung der landwirtschaftlichen Arbeiten geradezu unmöglich. 
Auch fehlt in der Landwirtschaft, deren Produktionsprozeß viele 
Monate dauert, die in der Industrie zumeist bestehende Kontrolle 
einer Teilarbeit durch die nachfolgende; der Erfolg ist hier viel- 
mehr erst am Ende der ganzen Produktionsperiode erkennbar; 
dann besteht aber keine Möglichkeit, festzustellen, durch welche 
der vielen konkurrierenden Faktoren der eingetretene Erfolg 
(oder Mißerfolg) verursacht ist, geschweige denn, ob die Vor- 
schriften beobachtet worden sind oder nicht. 

So finden wir denn auch in der Agrarpolitik die Anwendung 
des absoluten Zwanges oder generelle Normen mit Strafdrohung 
nur dort, wo einfache, klare Verhältnisse die Erlassung von 
strikten Vorschriften und die Ueberwachung ihrer Befolgung 
ermöglichen. Hierher gehören die Regelung der Forstkultur 
(z. B. ein Verbot der Waldverwüstung, die Verpflichtung zur Auf- 
forstung u. dgl.); die Lizenzierung von Stieren, Hengsten, Zucht- 
ebern; die Verpflichtung zur Bekämpfung von Schädlingen der 
landwirtschaftlichen Kulturen, des Waldes und des Viehs; der 
Schutz der Singvögel; der Feldschutz, die Vornahme von Kom- 
massationen, von Bodenverbesserungen. 

Alle Maßregeln dieser Art betreffen aber nur Nebenpunkte 
des landwirtschaftlichen Betriebes. In früheren, primitiveren 
Zeiten war allerdings der einzelne Landwirt in seiner Betriebs- 
führung durch den Flurzwang beschränkt und bestimmt ge- 
wesen; dieser hat sich aber überall, sobald die Landwirtschaft 
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auf eine höhere Entwicklungsstufe gelangte, als ein schweres 
Hemmnis .erwiesen, und mußte, weil mit den volkswirtschaft- 
lichen Interessen unvereinbar, aufgehoben werden. Selbst dort, 
wo eine ähnliche Bindung zwar nicht de jure, aber de facto 
infolge der Gemenglage der Grundstücke und der Unzugänglich- 
keit der einzelnen Bodenstücke besteht, trachtet der Gesetz- 
geber, die wirtschaftliche Freiheit der einzelnen Landwirte durch 
Kommassationen herbeizuführen. 

Anders als mit dem landwirtschaftlichen Betrieb steht es 
mit dem Grundbesitz. Hier hat die Gesetzgebung, speziell in der 
neuesten Zeit, in manchen Staaten zwangsweise eingegriffen 
und die Zerteilung der großen Güter vorgeschrieben oder sogar von 
Amts wegen vorgenommen (letzteres gehört unter a). Der damit 
zunächst angestrebte Zweck kann so sicherlich erreicht werden; 
weniger sicher ist es aber, daß damit auch die erhofften sozialen 
oder volkswirtschaftlichen günstigen Folgen eintreten werden 
und daß nicht unerwünschte, schädliche Folgen mit ihnen ver- 
bunden sind. Für die so neu gebildeten kleinen und mittleren 
Güter sind dann vielfach Zwangsvorschriften erlassen worden, 
die den Verkehr — die Teilung, Vererbung, Veräußerung, Ver- 
schuldung — beschränken. 

d) Als relativen Zwang kann man es bezeichnen, 
wenn die Durchführung einer wirtschaftspolitisch wünschens- 
werten Maßregel weder ganz dem Belieben der Beteiligten über- 
lassen, noch auch ohne jede Rücksicht auf deren Willen vorge- 
schrieben wird; wenn vielmehr diese Durchführung an die Vor- 
aussetzung geknüpft wird, daß sie von einer rechtlich bestimmten 
Mindestquote der Beteiligten gewünscht wird, so daß auch die 
Nichtzustimmenden zur Teilnahme gezwungen werden. Die An- 
wendbarkeit einer solchen Regelung setzt voraus, daß, was 
in der Landwirtschaft nicht selten der Fall ist, zwischen meh- 
reren Wirtschaftssubjekten eine Gemeinschaft vorliegt; wenn 
deren Aufhebung im agrarpolitischen Interesse gelegen ist, führt 
die volle rechtliche Freiheit jedes Einzelnen zu einem volkswirt- 
schaftlich schädlichen Zwang gegen die Anderen, die Gemeinschaft 
aufrechtzuerhalten, sofern die Ausscheidung bloß einzelner un- 
durchführbar ist; andererseits können die Verhältnisse so liegen, 
daß sie von außenstehenden Organen nicht genügend beurteilt 
werden können, so daß sich ein absoluter Zwang (s. o. sub c) 
nicht empfiehlt. Analoge Fälle betreffen nicht die Aufhebung 
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einer bestehenden, sondern die Bildung einer neuen Gemein- 
schaft, die ohne die Beteiligung bestimmter Grundbesitzer oder 
Landwirte nicht gebildet werden kann. 

Die fragliche Gemeinschaft kann rechtlicher, wirtschaftlicher 
oder technischer Natur sein. Beispiele dafür bieten nach der Ge- 
setzgebung mancher Staaten die Allmenden, die Gemenglage 
der Grundstücke, die Meliorationen. Die meist an Mehrheits- 
beschlüsse aller Beteiligten gebundenen Maßregeln — Regulie- 
rung oder Teilung der Agrargemeinschaften, Zusammenlegung 
der Grundstücke, Bildung von Wassergenossenschaften — be- 
treffen einmalige große Operationen, die oft, wenn einmal 
ein solcher Beschluß vorliegt, unter Anwendung von absolutem 
Zwang oder. auch von Amts wegen (s. o. a u. c) durchgeführt 
werden müssen. 

e) In der Mehrzahl der Fälle sind die scharfen Mittel, die sub 
a bis d besprochen worden sind, in der Agrarpolitik nicht an- 
wendbar. Es bleibt dann nichts anderes übrig als die Ein w ir- 
kung auf den Willen der Wirtschaftssub- 
jekte. Das kann auf mannigfache Weise versucht werden. 
Es seien hier einige wichtigere Arten erwähnt: 

I. Verbesserung des allgemeinen und des speziell fachlichen 
Bildungsniveaus des landwirtschaftlichen Nachwuchses durch 
landwirtschaftliche Schulen; ein Weg der nur langsam zum Ziele 
führen kann. 

2. Aufklärung der gegenwärtigen Generation durch Vor- 
träge, Ausstellungen, Muster- und Beispielwirtschaften, Wander- 
lehrer u. dgl.; es hängt vom Volkscharakter ab, wie weit man 
auf diese Weise einen Einfluß auszuüben vermag; auch ist es 
infolge der notwendigen räumlichen Ausdehnung und ört- 
lichen Entfernung von den Mittelpunkten der Kultur sehr schwer, 
die landwirtschaftliche Bevölkerung mit diesen Mitteln zu er- 
reichen. 

3. Bereitstellung von Verwaltungs- oder Wirtschaftseinrich- 
tungen zur freiwilligen Benützung durch die landwirtschaftliche 
Bevölkerung; z. B. Anstalten für Samen-, Düngerkontrolle, 
Kreditinstitute, Versicherungsanstalten; auch hier gilt das sub 2 
Gesagte. 

4. Bereitstellung von Rechtsmöglichkeiten: fakultatives 
Anerbenrecht, Heimstätten, Fideikommisse, Rentengüter, Eigen- 
tumserwerb durch Pächter. Der Erfolg wird davon bestimmt, 
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ob und in welchem Maße solche Einrichtungen den Anschauungen 
und Bedürfnissen der Wirtschaftssubjekte entsprechen. 

5. Gewährung von materiellen Begünstigungen an solche 
Personen, die in bestimmter, als wünschenswert erachteter Weise 
handeln: Subventionen, Prämien, Steuernachlässe, Gebühren- 
freiheit, Unterstützung von Ansiedlungen; durchaus Mittel, die 
lediglich schon vorhandene Tendenzen zu unterstützen vermögen, 
die aber versagen, wenn sie gegen eine starke wirtschaftliche Ent- 
wicklung ankämpfen wollen. 

6. Verbot von als schädlich angesehenem Handeln, z. B. der 
Güterzertrümmerung, des Verkehres mit verseuchtem Vieh. 

7. Maßregeln, durch welche die Chancen eines günstigen Be- 
triebeserfolges, des Reinertrages, erhöht werden, wie Zollschutz 
oder Mindestpreise für landwirtschaftliche Erzeugnisse — even- 
tuell in Form eines Monopoles —, Zoll- oder Tarifermaßigungen 
für die Bedarfsgegenstände (Dünger, Maschinen). Sie können nur 
insoferne von Wirkung sein, als die Rentabilität überhaupt der 
bestimmende Gesichtspunkt für die Wirtschaftsführung ist. Da 
dies aber in weitem Umfange nicht der Fall ist (s. o. III 2c), so 
bleiben Mittel dieser Art großenteils wirkungslos. Ueberdies 
brauchen größere privatwirtschaftliche Rentabilität und grö- 
Bere Produktivität durchaus nicht immer parallel zu gehen. 


4. Die konkreten Ziele der praktischen 
Agrarpolitik. 

Wie wir gesehen haben, können die nämlichen Arten agrar- 
politischer Mittel zur Erreichung der verschiedenartigsten Ziele 
verwendet werden. Diese Ziele selbst lassen sich zumeist unter 
folgende vier Gesichtspunkte zusammenfassen: Verbesserung der 
landwirtschaftlichen Betriebe; Aenderung der Rechtsformen des 
landwirtschaftlichen . Betriebes; Beeinflussung der Grundver- 
teilung und des Bodenverkehres; Beeinflussung der Land- 
arbeiterverhältnisse. 

Es ist dabei aber zu beachten, daß eine strenge Scheidung 
dieser vier Gruppen von Zielen nicht möglich ist; man kann eine 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Betriebe durch eine 
Aenderung der Rechtsordnung, der Grundbesitzverteilung, des 
Bodenverkehres, der Landarbeiterverhältnisse zu erreichen su- 
chen usf. 

a) Die Beeinflussung der landwirtschaft- 
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lichen Betriebe bezweckt eine möglichst große, reich- 
haltige und wohlfeile Produktion herbeizuführen. Darüber, daß 
dies ein wünschenswertes Ziel ist, besteht keine Meinungsver- 
schiedenheit, wenigstens soferne die Förderung der Landwirtschaft 
nicht auf Kosten anderer, vielleicht ergiebigerer Produktions- 
zweige erfolgen soll; ist letzteres der Fall, so ist es notwendig, die 
erzielbaren Vorteile gegen die Opfer, mit denen sie erkauft 
werden müssen, abzuwägen. 

Ferner ist stets zu beachten, daß für die Führung der land- 
wirtschaftlichen Betriebe nicht volkswirtschaftliche Interessen 
maßgebend sind, sondern privatwirtschaftliche — entweder das 
der Rentabilität oder andere —, so daß die ersteren nur auf 
dem Wege der zweiten gefördert werden können, was aber dann 
auf Hindernisse stößt, wenn beide nicht zusammentreffen. 

Ueberdies begegnet, wie schon dargetan wurde, das Streben, 
den landwirtschaftlichen Betrieb durch die Mittel der Volks- 
wirtschaftspolitik zu beeinflussen, großen Schwierigkeiten; Selbst- 
ausführung ist meist ausgeschlossen; absoluter Zwang hätte 
nur selten Aussicht auf Erfolg; für den relativen Zwang besteht 
nur ein engbegrenztes Anwendungsgebiet; und die Beeinflussung 
der Motivation scheitert in weitem Umfang an der Mentalität der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung, an dem starken Vorwalten 
von außerwirtschaftlichen Motiven, an dem häufigen Versagen 
des Rentabilitätsprinzipes. 

So sind auf diesem Gebiete der Agrarpolitik enge Grenzen 
gezogen. Größere rasche Erfolge sind in der Regel nur dann zu 
erzielen, wenn die Möglichkeit besteht, die allgemeinen Voraus- 
setzungen für den landwirtschaftlichen Betrieb durch einmalige 
Operationen — Kommassationen, Meliorationen — zu verbes- 
sern; solche Operationen eignen sich für die Anwendung eines 
absoluten oder relativen Zwanges (s. o. III 3c und d). 
Die Wirkung solcher Maßnahmen kann eine sehr bedeu- 
tende sein. 

b) Die Aenderung der Rechtsformen des 
landwirtschaftlichen Betriebes ist wohl nie- 
mals Selbstzweck, sondern sie erfolgt zumeist aus anderen Grün- 
den — entweder, um dadurch Hindernisse für die rationelle Ge- 
staltung des landwirtschaftlichen Betriebes zu beseitigen (s. o. 
Punkt a), oder um soziale Mißstände zu beheben. Die hierher ge- 
hörenden Maßregeln bestehen in der Regel darin, daß das Be- 
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sitzrecht der Inhaber der landwirtschaftlichen Betriebe gestärkt 
wird. So hat die Bauernbefreiung das geteilte Eigentum beseitigt 
und durch Aufhebung des Obereigentumes die Bauern zu un- 
beschränkten Eigentümern gemacht; die irische Landreform 
verwandelte die Pächter in Eigentümer. Diese großen Aktionen 
sind überwiegend von sozialen, z. T. auch von politischen Moti- 
ven beherrscht. Mehr eigentlich volkswirtschaftlichen Charakter 
besitzen die Reformen des Pachtrechtes, wie sie in Großbritan- 
nien, Irland, neuestens auch in Deutschland durchgeführt oder 
doch angestrebt worden sind; sie verbessern die rechtliche und 
damit auch die wirtschaftliche Stellung des Landwirtes (Pächters) 
gegenüber dem Grundrentner (Verpächter), um auf diese Weise 
eine Hebung der landwirtschaftlichen Betriebe herbeizuführen. 

Die oben sub III 3b u. c angeführten scharfen Mittel der 
Erlassung zwingender Rechtsnormen mit unmittelbarer Wir- 
kung und die Statuierung eines unmittelbaren Zwanges gegen 
die Wirtschaftssubjekte können hier sehr wohl zum Ziele führen; 
es kann unter Umständen auch ein Zwang gegen einen Teil ver- 
bunden werden mit der Einwirkung auf die Motivation beim an- 
deren Teil durch Bereitstellung von Rechtsmöglichkeiten und 
Gewährung von materiellen Vorteilen (s. o. III 3 e 4u. 5); 
ein Beispiel dafür bietet die Landreform in Irland. 

c) DieBeeinflussungder Grundbesitzver- 
teilung geschah in früherer Zeit nicht selten im Sinne einer 
Begünstigung des Großbesitzes gegenüber dem Kleinbesitz, 
z. B. Familienfideikommisse, preußische Bauernbefreiung; 
in neuerer Zeit dagegen fast durchaus in dem entgegengesetzten 
Sinne der Beförderung des mittleren und kleinen Besitzes auf 
Kosten des großen. Beispiele dafür sind die preußische Ansied- 
lungs- und Rentengutsgesetzgebung, die Small Holdings und 
Allotments in Großbritannien, die Landesreform in Irland, dann 
seit 1917 die großen Agrarreformen in Rußland, Polen, Rumänien, 
Ungarn, Jugoslavien, in der Czechoslowakei, die Siedlungsgesetz- 
gebung in Deutschland usf. 

Infolge der großen außerwirtschaftlichen Bedeutung des 
Grundbesitzes (s. o. sub II A 9) verfolgen die in Rede stehenden 
Reformen meist in erster Linie soziale, politische, nationale und 
sonstige außerwirtschaftliche Ziele, während die volkswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte dabei gewöhnlich eine sekundäre Rolle 
spielen. Sie werden daher nicht selten ohne Rücksicht auf ihre 
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wirtschaftlichen Folgen begonnen und durchgeführt. Bringt 
die Aenderung in der Grundbesitzverteilung keine Veränderung 
in der Betriebsgliederung mit sich, wie das der Fall ist, wenn der 
Großgrundbesitz auf die bisherigen Pächter aufgeteilt wird 
(irische Landreform, z. T. rumänische Agrarreform), dann braucht 
damit keine grundlegende Aenderung der landwirtschaftlichen 
Verhältnisse verbunden zu sein. Anders, wenn durch die Zertei- 
lung des (selbstbewirtschafteten) Großgrundbesitzes viele kleine 
oder mittlere landwirtschaftliche Betriebe neu geschaffen werden, 
die an die Stelle des landwirtschaftlichen Großbetriebes treten. 

Da die Grundbesitzverhältnisse ein großes Beharrungsver- 
mögen besitzen und einer raschen Aenderung starke Widerstände 
entgegensetzen, so ist zur Erzielung größerer Erfolge auf diesem 
Gebiete in der Regel die Anwendung schärferer Mittel — eines 
absoluten Zwanges in irgendeiner Form — nötig. Bloße Ein- 
wirkung auf die Motivation — preußische Ansiedlungs-, eng- 
lische Small-Holdings-Gesetze — sind dagegen, soferne sie nicht 
die Durchsetzung einer ohnedies schon vorhandenen Entwick- 
lungstendenz erleichtern und beschleunigen, von geringem Er- 
folg begleitet. 

Maßregeln betreffend den Grundbesitz- 
verkehr stehen mit den eben besprochenen Reformen in engem 
Zusammenhange: Einführung der Freiteilbarkeit oder der Unteil- 
barkeit gewisser Besitzgrößen, der gleichen oder ungleichen Erb- 
teilung, der Veräußerungsfreiheit oder einer Bindung des Be- 
sitzes, der freien Verschuldbarkeit oder von Verschuldungs- 
schranken. 

Handelt es sich dabei um die Aufhebung von bestehenden 
Beschränkungen dieser Art, so genügt, um das Ziel zu erreichen, 
die Erlassung entsprechender unmittelbar wirkender Rechts- 
normen (s. o. III 3 b), wie sie bei Schaffung der liberalen Agrar- 
verfassung erfolgt ist. 

Die Reaktion gegen den ökonomischen Liberalismus hat 
zahlreiche Bestrebungen und Vorschläge gezeitigt, um die Ver- 
kehrsfreiheit auf diesem Gebiet durch Zwangsvorschriften zu be- 
schränken. Zum Teil beziehen sie sich nur auf einzelne der oben 
erwähnten Richtungen — österreichisches Höferecht, obligato- 
rische Verschuldungsgrenze, Beleihungsmonopol für Kredit- 
institute bestimmter Art —, zum Teile stellen sie Kombinationen 
solcher Maßregeln dar, wie Rentengüter, Heimstätten, Erbgüter; 
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auch der Ausschluß der freien Preisbildung für Grund und Boden 
durch behördliche Fixierung der Grundpreise in Verbindung mit 
Monopol und Mindestpreisen für Getreide und Mindestlöhnen für 
landwirtschaftliche Arbeiter ist vorgeschlagen worden (Hai- 
nisch). Doch hat die Gesetzgebung mit unbedeutenden Aus- 
nahmen bis vor Kurzem Bedenken getragen, derartiges zu ver- 
wirklichen und auf solche Weise mit Zwangsvorschriften einzu- 
greifen ?); man begnügte sich damit, hie und da den Wirtschafts- 
subjekten die rechtliche Möglichkeit zu geben (s. o. III 3e 4), 
freiwillig die Verkehrsfreiheit in gewisser Richtung einzuschrän- 
ken; — Anerbenrecht, deutsches Höferecht, bäuerliche Fidei- 
kommisse in Bayern, französische Familiengüter, fakultative 
Verschuldungsgrenze in Preußen; eine Möglichkeit, von der aber 
die Grundbesitzer keinen oder doch nur sehr geringen Gebrauch 
gemacht haben. 

Erst in neuester Zeit hat auch hier der Gesetzgeber im Zuge 
der großen Agrarreformen schärfer eingegriffen und obligatorische 
Verkehrsbeschränkungen für die neugebildeten Bauerngüter sta- 
tuiert. 

d) Die Beeinflussung der Landarbeiter- 
verhältnisse bildet ein eigenes, eigentümliches Gebiet der 
Agrarpolitik; eigentümlich deshalb, weil dabei die z. T. einander 
widerstrebenden Interessen einerseits des landwirtschaftlichen 
Betriebes, andererseits der Landarbeiter in Frage kommen, Be- 
kämpfung der Landarbeiternot und Hebung der wirtschaftlichen 
und sozialen Lage der Landarbeiter. 

In der erstgenannten Richtung sind Zwangsmittel, wenigstens 
in der neueren Zeit, ausgeschlossen; die Rufe nach Aufhebung 
oder Einschränkung der Freizügigkeit der Landarbeiter sind 
erfolglos verhallt, ja man hat die letzten Reste dieser Art, wie 
sie in den alten Dienstbotenordnungen enthalten waren, beseitigt. 
Es ist aber bisher auch noch nicht gelungen, mildere Mittel zu 
finden, die geeignet wären, die Landflucht einzudämmen. Be- 
strebungen in dieser Richtung haben geringe oder keine Erfolge 
gehabt. 

Das gilt namentlich von den Bemühungen, durch Eirleich- 
terung des Landerwerbes die Landarbeiter seßhaft zu machen 
— diese scheuen aber die dadurch gegebene, zwar nicht rechtliche 








3) Eine gewisse Ausnahme hievon bildet das obligatorische Anerbenrecht 
bei den preußischen Ansiedlungsgütern. 
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aber wirtschaftliche Bindung — oder im Wege der Arbeitsver- 
mittlung städtische Arbeitslose der Landwirtschaft zuzuführen. 

Es wurde daher versucht, eine Besserung der Verhältnisse 
auf einem anderen Wege zu erreichen: durch die auch als Selbst- 
zweck angestrebte Hebung der Lage der Landarbeiter. Man ge- 
währte ihnen Koalitionsrecht, soferne sie es noch besaßen — ein 
Mittel nach Punkt III 3b —, man begann, die Arbeiterversiche- 
rung und den Arbeiterschutz auf sie auszudehnen. Vereinzelt 
ging man sogar so weit, für sie Mindestlöhne festzusetzen, wie 
vorübergehend in Großbritannien. Es fehlt auch nicht an Vor- 
schlägen, die Landarbeiterfrage durch eine umfassende Agrar- 
reform — Verbindung von Mindestlöhnen, Mindestpreisen für 
Getreide, Getreidehandelsmonopol und Fixierung der Bodenpreise 
— zu lösen (s. o. III 4c). 

Wir müssen uns hier mit diesen kurzen Andeutungen begnü- 
gen, welche einen raschen Ueberblick über die wichtigsten kon- 
kreten Ziele der praktischen Agrarpolitik und über die haupt- 
sächlichen zu ihrer Erreichung angewendeten und vorgeschla- 
genen Mittel gewähren. Ihre Darstellung und Würdigung ist 
Sache eines Systems der wissenschaftlichen Agrarpolitik. 

Worin die Aufgaben der letzteren bestehen und welche 
Methoden sie anzuwenden hat, soll im folgenden letzten Abschnitt 
kurz erörtert werden. 


Abschnitt IV. 


Aufgaben und Methoden der wissenschaftlichen Agrarpolitik und 
der wissenschaftlichen Volkswirtschaftspolitik im allgemeinen. 


Die Abgrenzung des Objektes der wissenschaftlichen Agrar- 
politik ist schon oben im Abschnitt I versucht worden. Es er- 
übrigt noch die Klarstellung der Aufgaben und der Methoden der 
Agrarpolitik. Allerdings bestehen in dieser Hinsicht für die 
Agrarpolitik kaum Besonderheiten gegenüber der Volkswirt- 
schaftspolitik im allgemeinen. Gleichwohl dürfte es nicht über- 
flüssig sein, einiges darüber zu sagen, da auf diesem Gebiete in 
weiten Kreisen Unklarheit besteht. Ist doch nicht einmal die 
Grundfrage außer Streit, ob Volkswirtschaftspolitik wissenschaft- 
lich behandelt werden kann, ob in der Volkswirtschaftspolitik 
nicht alles von dem subjektiven Standpunkt des einzelnen ab- 
hängt. Daß der wissenschaftliche Charakter der Volkswirtschafts- 
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politik in Zweifel gezogen wird, rührt daher, daß man dieser 
teils zu enge, teils zu weite Aufgaben stellt. 

Die folgenden, notwendigerweise auf das Wesentlichste ein- 
geschränkten Betrachtungen zu diesem Gegenstande sollen nur 
den Standpunkt des Verfassers kurz darlegen. 


Die wissenschaftliche Betrachtung von menschlichen Hand- 
lungen und Einrichtungen kann in zweifacher Weise erfolgen: 
es ist möglich, nach deren Ursachen zu forschen, oder Wert- 
urteile über sie zu suchen. Dem entsprechen zwei Arten von 
Wissenschaften, die Kausalwissenschaften und die Normativ- 
wissenschaften, die sich, wenigstens großenteils, nicht durch ihren 
Gegenstand unterscheiden, sondern durch ihren Standpunkt. 

Auch die praktische Volkswirtschaftspolitik im allgemeinen 
und die praktische Agrarpolitik im speziellen lassen sich entweder 
in der einen oder in der anderen Art untersuchen. Man kann 
entweder die Aufgabe stellen, die Ursachen und die Wirkungen 
von agrarpolitischen Maßnahmen festzustellen, oder die, diese 
Maßnahmen zu werten. 


A. Die Volkswirtschaftspolitik als Kausal- 
wissenschaft. 


I. DieAufgabe. 


Da es sich hier entweder darum handeln kann, die Ursachen 
des volkswirtschaftlichen Geschehens oder darum, seine Wir- 
kungen zu untersuchen, beides aber wieder entweder für die 
Vergangenheit oder für die Gegenwart, richtiger für die Zukunft 
geschehen kann, so ergeben sich vier Möglichkeiten, die sich in 
folgende Fragen kleiden lassen: 

a) Welche Ursachen haben ein volkswirtschaftliches Ein- 
greifen bestimmter Art herbeigeführt ? 

b) Welche volkswirtschaftlichen Maßnahmen werden durch 
die bestehenden Verhältnisse und Entwicklungen verursacht ? 

c) Welche Wirkungen hat ein volkswirtschaftliches Eingreifen 
bestimmter Art gehabt ? 

d) Welche Wirkungen wird oder würde eine bestimmte 
volkswirtschaftliche Maßnahme haben? 

e) Man kann in der Problemstellung sogar noch weiter gehen 


und versuchen, auf empirischem oder deduktivem Wege fest- 
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zustellen, welches die Bedingungen und Voraussetzungen dafür 
sind, daß volkswirtschaftliches Eingreifen — z. B. die radikale 
Zerschlagung des landwirtschaftlichen Großgrundbesitzes oder 
Großbetriebes — tatsächlich stattfindet. 

Daß alle diese Fragen keinerlei Werturteile enthalten; daß 
sie wissenschaftlich gestellt, untersucht und eventuell auch be- 
antwortet werden können, ist sicher. Richtig ist, daß die Wissen- 
schaft häufig nicht oder noch nicht imstande ist, diese aufgewor- 
fenen Fragen zu lösen, weil die zu untersuchenden Phänomene 
zu kompliziert, zu undurchsichtig, die anwendbaren Unter- 
suchungsmethoden zu unvollkommen sind. 

Volkswirtschaftspolitik in diesem Sinne besitzt also un- 
zweifelhaft wissenschaftlichen Charakter. Doch wird diese Seite 
der Frage meist übersehen oder vernachlässigt. 


2.Die Methoden. 


Die Methoden, die in der Volkswirtschaftspolitik als Kausal- 
wissenschaft anzuwenden sind, unterscheiden sich in keiner Weise 
von den Methoden, mit denen sonst bei analogen Untersuchungen 
in der Soziologie gearbeitet wird. Sie stimmen überdies großen- 
teils mit dem Verfahren bei Gewinnung von volkswirtschaftlichen 
Werturteilen (s. u. sub b) überein; da darüber dort etwas ein- 
gehender gesprochen werden soll, genügen hier einige Andeutun- 
gen. Für die Fragen a und b muß man vorerst den betreffenden 
volkswirtschaftlichen Zustand und die volkswirtschaftliche Ent- 
wicklung zur Zeit und am Orte des volkswirtschaftlichen Han- 
delns festzustellen suchen, ferner die Stärke der in Betracht kom- 
menden volkswirtschaftlichen Kräfte, um sodann mit den Mitteln 
der Geschichtswissenschaft und der theoretischen National- 
ökonomie zur Beantwortung der Fragen zu gelangen. Selbst- 
verständlich bietet die Untersuchung für die Vergangenheit viel 
geringere Schwierigkeiten, als eine Prognose für die Zukunft. 

Für die Frage c ist ein Vergleich zwischen den Verhältnissen 
vor und nach dem volkswirtschaftlichen Eingriff wertvoll. Als 
Mittel der Forschung dienen Statistik, Enqueten, Beschreibungen 
usw. Doch muß man sich gerade auf dem Gebiete der Volks- 
wirtschaftspolitik sorgfältig davor hüten aus dem post hoc 
ohne weiteres auf ein propter hoc zu schließen. 

Ein solcher Schluß ist doch nur dann logisch einwandfrei, 
wenn die — positive oder negative — Einwirkung anderer ur- 
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sächlicher Momente ausgeschlossen ist. Gerade das trifft aber in 
wirtschaftlichen Dingen fast niemals zu. Wenn also nach einer 
volkswirtschaftlichen Maßregel eine Veränderung der Verhält- 
nisse stattfindet, so kann das möglicherweise auf irgendeinen 
ganz anderen Faktor zurückzuführen sein; ebenso kann eine an 
sich durchaus wirksame volkswirtschaftliche Maßnahme schein- 
bar ohne Erfolg bleiben, weil Gegenkräfte vorhanden sind, die 
sie paralysieren und die ohne jene Maßregel eine Veränderung 
in entgegengesetzter Richtung bewirkt hätten. Es besitzen daher 
die in Rede stehenden Schlußfolgerungen immer nur eine Wahr- 
scheinlichkeit, die je nach den Umständen größer oder kleiner 
sein kann. 

Die Frage d erfordert wieder eine sorgfältige Anwendung 
der Lehren der Geschichte und der nationalökonomischen Theo- 
rien. 

Bei alledem darf man freilich nicht übersehen, daß das 
volkswirtschaftliche Geschehen nicht ausschließlich volks- 
wirtschaftliche Ursachen hat, sondern oft zum großen Teile 
auch auf andere Momente kausal zurückzuführen ist: auf 
soziale im engeren Sinne, auf politische, nationale, ethische; 
ferner auf die historisch und geographisch bedingten psy- 
chischen Eigenarten der Bevölkerung, auf Vorgänge im Aus- 
lande, die beispielgebend oder gar ansteckend wirken, auf ge- 
wisse geistige Strömungen und dergl.; Momente, die selbst 
wieder, wenigstens zum Teile, volkswirtschaftliche Wurzeln be- 
sitzen. Es müssen daher in der Volkswirtschaftspolitik oft auch 
andere Zweige der Gesellschaftslehre zur Kausalerklärung mit 
herangezogen werden. 

Analoges gilt auch von den Wirkungen der Graktischen Volks- 
wirtschaftspolitik; auch sie beschränken sich nicht auf das volks- 
wirtschaftliche Gebiet, sondern können sich auch auf andere Sei- 
ten des sozialen Lebens erstrecken. Es ist das die Folge der 
Wechselbeziehungen, die zwischen der Volkswirtschaft und den 
anderen sozialen Erscheinungen eines Volkes bestehen. 

In besonders starkem Grade gilt das Gesagte speziell für die 
wissenschaftliche Agrarpolitik, die ja nur einen in gewissem Sinn 
künstlichen Ausschnitt aus der wissenschaftlichen Volkswirt- 
schaftspolitik darstellt; denn die einzelnen Seiten des Wirtschafts- 
lebens und daher auch der praktischen Volkswirtschaftspolitik 
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oft sind daher agrarpolitische Maßnahmen nur die Folge einer 
bestimmten allgemeinen volkswirtschaftlichen Richtung. 
Sorgfältig muß man sich hüten, die Motive der volks- 
wirtschaftspolitischen Handlungen ohne weiteres mit den Ur- 
sachen für das volkswirtschaftspolitische Geschehen zu identifi- 
zieren. Sicherlich decken sich beide sehr oft; nämlich immer 
dann, wenn diejenigen, auf deren Beschlüsse die praktische 
Volkswirtschaftspolitik zurückgeht, gleichsam bewußt jenen 
außer ihnen liegenden, objektiven Ursachen Rechnung tragen. 
Nicht selten sind sie aber, ohne es zu wissen oder doch zu 
wollen, lediglich das Werkzeug, das nur die objektiv gegebenen 
Notwendigkeiten vollstreckt, während ihren bewußten Hand- 
lungen ganz andere Motive und Zwecke zugrunde liegen, die 
solchenfalls nur eine sekundäre, hinzutretende Ursache bilden. 
Wie oft werden lediglich aus parteipolitischen Gründen volks- 
wirtschaftspolitischa Maßnahmen beschlossen, die sich aber 
unter allen Umständen in irgendeiner Form durchgesetzt hätten. 
Uebrigens kann man die Motive volkswirtschaftspolitischen 
Handelns, als innere Vorgänge, oft überhaupt nicht mit 
Sicherheit feststellen. Ganz unmöglich wird dies, wenn für 
das volkswirtschaftspolitische Eingreifen die Willenseinigung 
mehrerer Personen notwendig ist, wie dies in der Neuzeit fast 
bei allen solchen Gesetzen (Regierung, Mehrheit der Parlaments- 
mitglieder, eventuell noch Staatsoberhaupt) der Fall ist. 


B.DieVolkswirtschaftspolitik alsNormativ- 
wissenschaft. 


Für diese Richtung der Volkswirtschaftspolitik besteht der 
Streit: Ist wissenschaftliche Volkswirtschaftspolitik überhaupt 
möglich ? 


I. Aufgaben. 


Es kann sich auch hier, je nach den Umständen, um 
eine Untersuchung für die Vergangenheit oder für die Zu- 
kunft handeln, und zwar entweder um die Wertung einer 
bestimmten Maßnahme oder um das Auffinden des »richtigen« 
Vorgehens. So ergeben sich in der Fragestellung folgende vier 
Varianten: 

a. War eine bereits getroffene volkswirtschaftspolitische Mab- 
nahme richtig’? 
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B. Welche Maßnahme wäre damals richtig gewesen, hätte ge- 
troffen werden sollen ? 

y. Ist eine vorgeschlagene volkswirtschaftspolitische Maß- 
nahme richtig ? 

ò. Welche künftige Maßnahme ist richtig, soll getroffen 
werden ? 

2.Methode. 

Um zu solchen Urteilen zu gelangen, muß man jedesmal 
eine komplizierte, vielseitige Untersuchung anstellen ; es empfiehlt 
sich, diese, um Klarheit über die Methoden und den wissen- 
schaftlichen Charakter zu gewinnen, in ihre einzelnen Teile, 
Stufen, zu zerlegen, die wieder in die Form einfacher Fragen ge- 
bracht werden können. 

Für die oben sub I angegebenen Variationen y und 8 lau- 
ten sie: a) Wasist? b) Waswird? c) Warum ist es und wird es so? 
d) Was soll sein? e) Ist es so, wie es sein soll? f) Wenn nicht, 
welches sind die Ursachen der Nichtübereinstimmung, der Uebel- 
stände? g) Kann im Falle der Variante y die Maßnahme das 
»Ist« dem »Soll« näher bringen? Welche Maßnahme kann im Falle 
der Variante ò das »Ist« dem »Soll« näher bringen ? 

Für die Varianten æ und ß ergeben sich dieselben Fragen 
a bis g, nur im Imperfektum. 

a)DieFrage»Wasist« bezieht sich auf den jeweiligen 
tatsächlichen volkswirtschaftlichen Zustand. Hilfsmittel der 
Erkenntnis sind hier die Statistik mit ihren Surrogaten, den 
stichprobenweisen und typischen Erhebungen, den Schätzungen, 
den Enqueten; dann Wirtschaftsbeschreibungen, Monographien, 
Motivenberichte zu Gesetzen, Parlamentsdebatten, Aktenmaterial 
und dergl. So lückenhaft, unverläßlich diese Erkenntnisquellen 
auch sind — ein grundsätzliches Hindernis für die wissenschaft- 
liche Forschung besteht hier offenbar nicht. 

b) DieFrage»Was wird«, d. h. die Frage nach der tat- 
sächlichen, von volkswirtschaftlichem Eingreifen unbeeinflußten 
Entwicklung der wirtschaftlichen Verhältnisse, besitzt denselben 
Charakter und ist mit denselben Mitteln und nach denselben 
Methoden zu behandeln, wie die Frage a. Dabei ist es sehr wichtig, 
nicht nur die Richtung der Entwicklung festzustellen, sondern, 
wenn möglich, auch deren Umfang, Tempo, Stärke. Denn findet 
die Entwicklung in der wünschenswerten Richtung statt (s. u 
sub d), so ist ein volkswirtschaftliches Eingreifen zwar leichter, 
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aber auch weniger wichtig; im umgekehrten Falle notwendiger 
aber schwieriger. Je rascher und stärker die Entwicklung ist, 
um so kräftigere Mittel müssen angewendet werden, wenn 
die Bekämpfung Erfolg haben soll. Ja oft kann es fraglich 
sein, ob eine solche überhaupt ihr Ziel erreichen kann. Manch- 
mal läßt sich das mit Sicherheit verneinen. Die Schwierig- 
keiten der Untersuchung sind hier oft noch größer als bei der 
Frage a. 

c) Die Frage nach dem Warum, also nach der 
Ursache — richtiger nach den Ursachen — des tatsächlichen Zu- 
standes und der tatsächlichen Entwicklung. Die Notwendigkeit 
dieser Fragestellung ergibt sich daraus, daß sonst die Untersu- 
chung an der Oberfläche bleiben muß und höchstens zur Be- 
kämpfung deräußeren Symptome führen kann, nicht aber zur 
Behebung der Uebelstände selbst. Für die Beantwortung der in 
Rede stehenden Frage müssen die Nationalökonomie sowie die 
sonstigen Zweige der Gesellschaftswissenschaften (Bevölkerungs- 
lehre, Geschichte, Statistik usw.) herangezogen werden. Auch 
hier ist an dem wissenschaftlichen Charakter der Untersuchung 
nicht zu zweifeln. 

d) Die Frage nach dem »Soll« also nach 
dem wünschenswerten Zustand, nach der 
wünschenswerten Entwicklung ist es, welche die 
eigentliche prinzipielle Schwierigkeit bietet. Kann eine solche 
Frage überhaupt wissenschaftlich aufgeworfen und beantwortet 
werden ? Hängt hier nicht alles von dem subjektiven Standpunkt 
des einzelnen ab? Von seinen wirtschaftlichen und sozialen An- 
sichten, von seiner Lebens- und Weltauffassung ? 

Das ist sicherlich in weitem Umfange zutreffend. Aber zu- 
nächst nicht unbedingt. 

Nicht alle volkswirtschaftspolitischen Fragen hängen mit jenen 
letzten unlösbaren Grundproblemen zusammen. Es gibt vielmehr 
in der Volkswirtschaftspolitik ganze Fragenkomplexe, die nicht 
nur von ihnen unabhängig sind, sondern bei denen eine fast 
völlige Uebereinstimmung hinsichtlich des anzustrebenden Zieles 
besteht. Darüber z. B., daß eine möglichst große landwirtschaft- 
liche Produktion mit möglichst geringen Aufwendungen wün- 
schenswert ist, herrscht, wenn man von Ausnahmen, wie die 
Einsiedler absieht, so gut wie keine Meinungsverschiedenheit. 
Hier fällt also das einzige grundsätzliche Hindernis für ein, fast 


Ueber Wesen und Besonderheiten der Agrarpolitik. 487 


unbedingt gültiges, wissenschaftliches Werturteil praktisch 
beinahe weg. 

Ueber andere Fragen besteht, auch wenn man sie rein volks- 
wirtschaftlich betrachtet, keine ähnliche Uebereinstimmung. So 
namentlich, wenn es sich um Besitz- oder um Einkommensfra- 
gen handelt. Ob Groß- oder Kleinbetrieb in der Landwirt- 
schaft ökonomisch vorteilhafter ist, darüber wird heftig ge- 
stritten. Immerhin ist hier noch eine wissenschaftliche Untersu- 
chung — wenn auch vielleicht nicht die Beantwortung — der Frage 
nach dem »Soll« möglich, solange man lediglich ökonomische Ge- 
sichtspunkte gelten läßt. Anders, sobald außerökonomische 
Momente, soziale, politische, nationale, ethische usw. mit in Be- 
tracht gezogen werden oder gar für eine volkswirtschaftliche 
Maßregel entscheidend sind, wie das gerade bei Fragen der Be- 
sitz- und Einkommensverteilung der Fall ist. Ob der Großgrund- 
besitz erhalten oder aufgeteilt, ob die Bauerngüter erhalten oder 
sogar vermehrt werden sollen, das sind Fragen, bei deren Beant- 
wortung zumeist nicht-ökonomische Gesichtspunkte maßgebend 
sind. In allen solchen Fällen gibt es nicht nur keine Möglichkeit 
einer wissenschaftlichen Einigung, sondern nicht einmal eine 
solche der wissenschaftlichen Diskussion. Denn hier hängt die 
Stellungnahme von der ganzen Lebensauffassung, den Ansichten 
über die Bestimmung des Menschengeschlechtes usw. ab. Marx 
und Nietzsche müssen aus ihrer gesamten geistigen Persönlichkeit 
heraus zu entgegengesetzten volkswirtschaftspolitischen Postu- 
laten gelangen. 

Ob und inwieweit daraus, daß in vielen Fällen das »Soll« 
wissenschaftlich nicht festgestellt werden kann, folgt, daß es eine 
Volkswirtschaftspolitik als Normativwissenschaft nicht gibt, das 
ist unten bei Punkt g zu untersuchen. 

Hier genügt die Feststellung, daß tatsächlich das praktische 
Leben, und so auch die praktische Volkswirtschaftspolitik, vor 
einem Fragezeichen, das die Wissenschaft aufstellt, nicht Halt 
macht; volkswirtschaftliche Maßregeln werden angestrebt und 
verwirklicht, um gewisse, als richtig erkannte oder angenommene 
ökonomische, soziale, politische usw. Ziele zu erreichen. Diese 
Tatsache kann die Wissenschaft nicht ignorieren. 

Die Frage des »Soll« kompliziert sich noch dadurch, daß 
mehrere verschiedenartige Ziele durch eine volkswirtschafts- 
politische Maßregel angestrebt werden können; ferner da- 
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durch, daß es auch auf derselben Linie nähere und weitere Ziele 
gibt und zwar sowohl zeitlich als auch dem Grade nach. 

e)Die Frage, ob es so ist, wie es sein soll, 
also der Vergleich der tatsächlichen Verhältnisse mit dem als an- 
zustrebend erkannten oder supponierten Zustand läßt erkennen, 
ob — immer unter der sub d besprochenen Voraussetzung — ein 
Anlaß für volkswirtschaftliches Eingreifen vorhanden ist; trifft 
das zu, so pflegt man von volkswirtschaftlichen Uebelständen zu 
sprechen. Die produktionshemmende Gemengelage der Grund- 
stücke kann als ein solcher unbedingter Uebelstand angesehen 
werden. Die etwa bestehende Gefährdung des Bauernstandes 
ist dagegen ein nur hypothetischer Uebelstand; nämlich eben nur 
für diejenigen, die den Bauernstand für ein notwendiges oder doch 
wünschenswertes Element der Gesellschafts- und Wirtschafts- 
ordnung ansehen, nicht aber für die, nach deren Ueberzeugung 
der landwirtschaftliche Eigen-Großbetrieb oder Kollektivbesitz 
mit Verpachtung der landwirtschaftlichen Betriebe vorteilhafter 
ist. 

f} DieFragenach den Ursachen der Uebel- 
stände ist ausähnlichen Gründen notwendig, wie die Frage c. 
Sie besitzt ebenso wie diese wissenschaftlichen Charakter und 
ist mit den nämlichen wissenschaftlichen Mitteln zu beantworten. 

g) Die Schlußfrage nach der Wertung einer 
volkswirtschaftspolitischen Maßregel, die Frage, welche volks- 
wirtschaftspolitische Maßregel richtig ist oder war, setzt die 
Untersuchungen sub a bis f voraus und erfordert die Berücksich- 
tigung der früheren Erfahrungen, der Lehren der theoretischen 
Nationalökonomie, der anderen Zweige der Gesellschaftswissen- 
schaft usw. Durch alle diese Mittel kann man zu erforschen 
suchen, welches die Wirkungen der fraglichen volkswirtschafts- 
politischen Maßregeln gewesen sind oder sein würden (s o. IV A 
Fragen c und d). Das Ergebnis vergleicht man mit den als richtig 
erkannten oder angenommenen Zielen und Standpunkten (s. o. 
Frage d) und gelangt dann entweder zu einem zustimmenden 
oder ablehnenden Urteil. 

Dabei ist indessen noch eines zu berücksichtigen. Infolge 
der innigen wechselseitigen Beziehungen sowohl zwischen den ver- 
schiedenen Teilen der Volkswirtschaft, als auch zwischen diesen 
und allen anderen sozialen Lebenserscheinungen zieht jede volks- 
wirtschaftspolitische Maßregel weitere Kreise, löst auf anderen 
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Gebieten Reflexwirkungen aus. Diese müssen bei einer allseiti- 
gen Untersuchung mit berücksichtigt werden. Will man z. B. 
die neueren großen Agrarreformen beurteilen, so genügt es nicht, 
festzustellen, ob diese vor allem politisch, sozial oder national 
orientierten Maßregeln ihre politischen, sozialen, nationalen Ziele 
verwirklichen können ; sondern man muß auch untersuchen, welche 
volkswirtschaftlichen Folgen sich daran knüpfen und wie diese zu 
beurteilen sind. Für diese, manchmal hochwichtigen weiteren 
Fragen sind wieder all die Untersuchungen durchzuführen, die 
unter den Punkten a bis f erörtert worden sind. 


Welchen Charakter besitzen nun aber die Werturteile, zu 
denen man auf die besprochene Art gelangt ? Kann man hier von 
Wissenschaft sprechen ? Es hängt doch alles davon ab, was als 
wünschenswertes Ziel, als der richtige Standpunkt angesehen 
wird — und darüber ist eine wissenschaftliche Entscheidung un- 
möglich (s. o. Punkt d). 

Wäre der hier in Rede stehende Einwand richtig, so gäbe es 
überhaupt keine Normativ-Wissenschaft. Denn weder für die 
Jurisprudenz noch für die Technik, weder für die Ethik noch für 
die Medizin läßt sich wissenschaftlich beweisen, daß die Ziele, 
die sie verfolgen, richtige, gute sind; selbst die Ziele der Medizin, 
die Erhaltung und Verlängerung des Lebens, die Vermeidung 
von Schmerzen, sind nicht allgemein als erstrebenswert anerkannt; 
Beweis dessen die Selbstmörder, die Flagellanten. 

Alle Normativ-Wissenschaften erhalten ihre Ziele, Normen 
von außen gesetzt; sie haben zu erforschen, welches Handeln, 
Verhalten normentsprechend, also zweckmäßig (von diesem 
Standpunkt aus gesehen), srichtig« ist. Mit anderen Worten: 
Die Werturteile der Volkswirtschaftspolitik haben, wie die der 
anderen Normativwissenschaften, nicht apodyktischen, sondern 
nur hypothetischen Charakter, sie besitzen keine absolute, son- 
dern nur eine relative Geltung, nämlich unter der Vor- 
aussetzung eines — als richtig bewiesenen 
oder angenommenen — Standpunktes oder 
Zweckes. Die Volkswirtschaftspolitik beantwortet eben nicht 
die Frage nach der unbedingten Richtigkeit einer Maßregel, 
sondern die nach ihrer inneren Zweckmäßigkeit, nach ihrer 
Uebereinstimmung mit jenem Standpunkte. | 

Der Relativität der Werturteile ist man sich allerdings 
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häufig, z. B. in der Medizin, nicht bewußt. Und letzteres gilt 
auch — leider! — nur zu sehr auch für die Volkswirtschaftspoli- 
tik; es werden hier immer wieder Werturteile mit größter Sicher- 
heit und Unbedingtheit ausgesprochen, die doch höchstens be- 
dingte Geltung besitzen; die psychologische Reaktion auf solche 
Verstöße ist es, daß Viele die Möglichkeit von wissenschaftlichen 
Werturteilen auf dem Gebiete der Volkswirtschaftspolitik leugnen, 
womit aber wieder weit über das Ziel geschossen wird. 

Ob also z. B. die Erhaltung der Bauerngüter an sich wün- 
schenswert ist oder nicht, läßt sich wohl wissenschaftlich nicht 
entscheiden; wohl aber kann wissenschaftlich untersucht und 
eventuell auch entschieden werden, ob z. B. die Einführung eines 
Anerbenrechtes oder einer Verschuldungsgrenze ein richtiges, 
entsprechendes Mittel zur Erhaltung der Bauerngüter ist, oder 
auch, welche Mittel dafür ergriffen werden müßten. 

Nicht selten ist es übrigens der Wissenschaft tatsächlich nicht 
einmal möglich, zu einem auch nur relativ gültigen Werturteil zu 
gelangen. Manchmal deshalb, weil die tatsächlichen Verhält- 
nisse und ihre Entwicklung oder deren Ursachen nicht feststellbar 
sind, oder weil die Stärke der Entwicklung nicht beurteilt werden 
kann; manchmal deshalb, weil die Wirkung einer Maßregel nicht 
vorauszuberechnen ist. In allen solchen Fällen hat die Wissen- 
schaft zunächst ein non liquet auszusprechen; auch ein solches 
Urteil ist wissenschaftlich nicht bedeutungslos, sondern es besagt, 
daß man die in Rede stehenden Bestrebungen vom wissenschaft- 
lichen Standpunkte aus nicht als aussichtslos ablehnen kann, 
allerdings auch nicht als aussichtsreich befürworten. 

Wo allerdings die Entwicklung als überstark festgestellt wird, 
dort sind bekämpfende Maßnahmen wissenschaftlich unbedingt 
abzulehnen — ein Fall, wo die Volkswirtschaftspolitik sogar zu 
einem apodyktischen Urteil gelangt. 
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Eugen von Böhm-Bawerk. 


Von 
OTTO WEINBERGER. 


I. 


Wenn anläßlich der von Franz Xaver Weiß besorgten, 
überaus verdienstlichen Ausgabe von Böhm-Bawerks »Gesammelten 
Schriften« !) und seines vor IO Jahren erfolgten Ablebens der Ver- 
such unternommen wird, der sympathischen Gelehrtengestalt Böhm- 
Bawerks in dieser Zeitschrift in wenigen Worten zu gedenken, so 
kann es sich nicht darum handeln, von neuem eine zusammenfas- 
sende Darstellung seiner Wert- und Kapitalzinslehre zu geben. Das 
hat bereits nach seinem am 27. August 1914 erfolgten Hinscheiden 
auf eine glänzende und vollendete Art und Weise JosefSchum- 
peter geschaffen und ich möchte deshalb die Leser des »Archivs«, 
da ich gewiß nichts Besseres darüber sagen könnte, auf seine Aus- 
führungen verweisen ?). Aber Schumpeter hat es damals mitrichtigem 
Takt und aus Pietät für den Verstorbenen unterlassen, auch die zahl- 
reichen Einwände, welche gegen die Lehren Böhm-Bawerks schon 
bei seinen Lebzeiten erhoben wurden, einer kritischen Betrachtung 
zu unterziehen. Deshalb möchte ich im Folgenden zunächst einen 
kurzen Ueberblick über die wichtigsten, auch nach Böhms Tode 
an seine Schriften anknüpfenden Kontroversen geben und erst 
daran anschließend den wesentlichen Inhalt der in den neu abge- 
druckten »Gesammelten Schriften« behandelten theoretischen Pro- 
bleme besprechen. Was hier geboten wird, kann nur fragmentarisch, 
nur Stückwerk sein und eine abschließende Stellungnahme zu all 
den hier berührten schwierigen theoretischen Streitfragen liegt ganz 
außerhalb des Plans der folgenden Zeilen, desgleichen Erörterungen 
über das englisch-amerikanische Schrifttum, weil dies den Gegen- 
stand einer besonderen Abhandlung bilden müßte. 

23) Gesammelte Schriften von Eugen von Böhm- 
Bawerke, herausgegeben von Franz Xaver Weiß. Hölder-Pichler-Tempsky 
A.-G., Wien-Leipzig, 1924. XIX, 515 S. 

2) Vgl. Josef Schumpeter, Das wissenschaftliche Lebenswerk Eugen 
von Böhm-Bawerks, Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und Verwal- 
tung, 23 (1914), 454—528; vgl. Philippovich, ebendaselbst, 439—453. 
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In Deutschland war es zunächst Lexis, welcher die geschicht- 
liche Schule der Volkswirtschaftslehre gegen die vorwiegend deduk- 
tive Methode der österreichischen Schule in Schutz zu nehmen ge- 
sucht und gegen diese den Vorwurf erhoben hat, daß sie »zwar die 
Erkenntnis der subjektiven, psychologischen Bedingungen des wirt- 
schaftlichen Verhaltens der Einzelnen gefördert, aber die Verfolgung 
des volkswirtschaftlichen Prozesses als einer nicht mechanischen, 
sondern wesentlich gesellschaftlichen Massenerscheinung keineswegs 
erleichtert hat« 3). Gegen die Grenznutzentheorie hat er einge- 
wendet, daß wir zwar in der Lage sind, verschiedene Willensintensi- 
täten als einander gleich zu empfinden, wie wir auch zwei Licht- 
empfindungen einander wenigstens schätzungsweise gleich setzen 
können, daß wir aber nicht imstande sind, das Größenverhältnis 
zweier verschiedener Lichtintensitäten nach der unmittelbaren 
Empfindung auch nur annähernd zahlenmäßig zu taxieren. Bei 
wirtschaftlichen Begehrungen könnten wir daher gleichfalls nur 
sagen, daß die eine Willensintensität stärker oder schwächer sei 
als die andere. Das subjektive Gleichschätzen von Nützlichkeiten 
sei nur möglich, wenn die urteilende Person unter bestimmten 
Umständen vor die Wahl gestellt ist, die letzte Mengeneinheit des 
einen Guts für die letzte des anderen aufzugeben. Aber eine be- 
stimmte zahlenmäßige Schätzung der abgestuften größeren Nütz- 
lichkeiten in dem bleibenden Vorrat des ersten Guts sei nicht aus- 
führbar. Die Grenznutzentheorie gehe ferner von der in der Gesell- 
schaft niemals zutreffenden Voraussetzung aus, daß die Nützlichkeit 
eines Guts ausschließlich von der Menge desselben und nicht auch 
von den Mengen anderer Güter abhänge t). Da aber tatsächlich die 
Nützlichkeit eines Guts von den gleichzeitig verfügbaren Mengen 
anderer Güter abhänge, so müsse bei dem Zusammenhang der Nütz- 
lichkeiten der komplementären Güter (z. B. Zucker und Tee, Oel 
und Lampen) die Grenznutzenkurve jedes einzelnen Guts in dem 
Komplexe mit anderen konkurrierenden Gütern je nach der größeren 
oder geringeren Anzahl der konkurrierenden Güterarten einen ganz 
anderen Verlauf nehmen. Betreffend Böhms Kapitalszinstheorie, 
nach welcher der Zins auf dem Wertunterschiede beruht, der zwischen 
gegenwärtigen und zukünftigen Gütern gleicher Art und Zahl be- 
steht, hat Lexis hervorgehoben °), daß sie schon von Cernuschi 
in seiner »Mecanique de l’Echange« (Paris 1866) aufgestellt worden 
sei und daß dieser Wertunterschied nicht als Zins, sondern als 
Risikoprämie gegen die im Verlaufe einer längeren Zeit eintretenden 
Verluste zu betrachten sei. Gegen Böhms zur Erklärung der Zins- 


3) Vgl. W. Lexis in seiner Besprechung von Irving Fishers 
»Mathematical Investigationse in Schmollerss Jahrbuch für Gesetzgebung, 
Verwaltung und Volkswirtschaft im Deutschen Reiche, 19 (1895), 327—32. 

t) Das trifft nicht zu. Vgl. statt aller Anderen nur Böhm-Bawerk, 
Pos. Theorie, I®, 206—14. 

6) In seiner Besprechung der Schrift Knut Wicksells, Ueber Wert, 
Kapital und Rente, in Schmollers Jahrbuch, 19 (1895), 332—37. 
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erscheinung aufgestellte Lehre, daß zeitraubende Produktions- 
umwege eine größere Menge von Produkten liefern, hat er einge- 
wendet, daß ein solcher Zusammenhang erfahrungsgemäß nicht vor- 
handen sei, da die Unternehmer nicht nach ihrem Belieben die 
Produktionsperiode verlängern oder verkürzen können, ihre Länge 
vielmehr jederzeit durch die Natur der betreffenden Produktion 
und den Stand der Technik bestimmt sei. Die Tendenz des tech- 
nischen Fortschrittes geht zwar nach Lexis darauf aus, die auf ein 
gleiches Kapital kommende Zahl der Arbeiter in den einzelnen Unter- 
nehmungen zu vermindern, jedoch unter gleichzeitiger Verkür- 
zung der Produktionsperiode. Der technische Fortschritt steigere 
zwar die Produktivität der mit besseren Hilfsmitteln ausgestatteten 
Arbeit; diese Produktivitätssteigerung entstehe aber nicht durch die 
Verlängerung der Produktionsperiode, sondern dadurch, daß immer 
mehr Naturkräfte und mechanische Vorrichtungen in den Dienst 
der Produktion unter Ersetzung menschlicher Handarbeit einge- 
stellt werden. Die vermehrte Produktion drücke zwar den ursprüng- 
lichen Preis der Ware herab, doch mache die Konkurrenz bei einem 
Preise Halt, der auch für das in den Maschinen angelegte Kapital 
den normalen Gewinn übrig lasse. Dieser normale Kapitalgewinn 
hänge doch wohl auch mit den durch den Kapitalbesitz und die 
Besitzlosigkeit bedingten wirtschaftlichen Macht verhältnissen zu- 
sammen, von denen in Böhms Theorie gar nicht die Rede sei. Die 
Größe des Kapitalgewinnes selbst bestimme sich aber nach den 
jeweiligen Marktverhältnissen, welch letztere wieder auf hist o- 
rıscher Grundlage beruhten. — Nach Lexis meldete sich auch 
Bortkiewicz°) zum Worte und wies hauptsächlich darauf 
hin, daß die beiden ersten, von Böhm zur Erklärung des Kapital- 
zinses aufgestellten Gründe (Verschiedenheit des Verhältnisses von 
Bedarf und Deckung in den verschiedenen Zeiträumen, systema- 
tische Unterschätzung künftiger Bedürfnisse und der Mittel zu 
ihrer Befriedigung) auf schwankender subjektiver Grundlage ruhen 
und daß bei reichlicher Versorgung in der Gegenwart auch ein sub- 
jektives Agio zugunsten künftiger Güter entstehen könne (65). 
Die Fälle, in welchen keine Neigung zur Unterschätzung des Wertes 
künftiger Güter vorhanden sei, gehörten keineswegs zu den Selten- 
heiten (67). Betreffend Böhms dritten Grund von der Mehrergiebig- 
keit längerer Produktionsperioden hat Bortkiewicz zu zeigen ver- 


¢\ Ladislaus von Bortkiewicz, Der Kardinalfehler der Böhm- 
Bawerkschen Zinstheorie, Schmollers Jahrbuch, 30 (1906), 61—90. Vgl. jetzt 
noch Bortkiewicz, Böhm-Bawerks Hauptwerk in seinem Verhältnis zur 
sozialistischen Theorie des Kapitalzinses, Archiv für die Geschichte des 
Sozialismus und der Arbeiterbewegung ıı, 1,1—73. Der Verfasser beschäftigt 
sich vornehmlich mit der von Böhm an den Zinstheorien eines Rodbertus 
und Marx geübten Kritik und kommt zum Schlusse, daß »die eigentlichen 
Probleme des Sozialismus von der Frage. ob eine verschiedene Bewertung 
gegenwärtiger und zukünftiger Güter im Wesen der Wirtschaft liege und 
daher in jeder gesellschaftlichen Verfassung der Wirtschaft sich geltend machen 
müsse oder nicht, kaum berührts werden (173). 
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sucht, daß Böhm in seinen Tabellen »in ganz willkürlicher und dem 
Problem nicht angemessener Weise die miteinander zu vergleichenden 
Zahlenreihen abbreche« (73) und daß sich seine Beweisführung im 
Kreise drehe, weil der Wertüberschuß gegenwärtiger Produktivgüter 
über künftige Produktivgüter nicht anders als nach Maßgabe einer 
verschiedenen Bewertung zeitlich auseinander liegender Genuß- 
güter bestehen könne, aus dieser Verschiedenheit der Bewertung 
aber wieder das Wertverhältnis zwischen gegenwärtigen und künf- 
tigen Produktivgütern erklärt werde (75—76): Böhm habe endlich 
die These von dem chronischen : Mangel des Kapitales aufgestellt, 
er behaupte, daß viele Verwendungsgelegenheiten für das Kapital 
unbenutzt bleiben, weil der mit ihnen verbundene Produktions- 
vorteil nicht die Zinsauslage zum üblichen Satze decke, und erkläre 
auf diese Weise den Kapitalmangel aus dem Bestehen des Kapital- 
zinses und das bei einer theoretischen Untersuchung, die sich zur 
Aufgabe stelle, den Ursprung des Kapitalzinses zu erklären (82—87). 

In seinem meisterhaften »Versuch einer Theorie der Bedürf- 
nisse«?) hat Lujo Brentano gleichfalls die Böhmsche Zins- 
theorie abgelehnt. Er hält die Unterscheidung der Bedürfnisse 
in gegenwärtige und zukünftige nicht für angebracht, weil auch 
künftige Ereignisse sein bestimmtes Begehren und ein dementspre- 
chendes Handeln doch nur veranlassen, insofern sie Lust- und 
Unlustempfindungen in der Gegenwart auslösen« (9); Auch 
zukünftiges Leid und Freude sei die Veranlassung gegenwärtiger 
Bedürfnisse. Wenn die Aussicht auf einen Genuß in der Zukunft 
eine größere Lustempfindung in der Gegenwart bereite als ein Genuß 
in der Gegenwart, dann werde auf den Genuß in der Gegenwart zu- 
gunsten des Genusses in der Zukunft verzichtet. Auf dem Um- 
stande, daß die Antizipation eines in der Zukunft zu erwartenden 
Genusses oder die Abwehr eines zukünftigen Nachteiles gegen- 
wärtig größere Lust bereite als die Konsumtion in der Gegenwart; 
beruhten die Kapitalansammlung, das Versicherungswesen, die 
guten Werke und Stiftungen nach dem Tode. Es sei unrichtig, 
wenn Böhm meine, daß die 1oo Mark für denjenigen, der sie aus- 
leihe, mehr Wert haben als ıoo Mark in der Zukunft. Denn in 
einem solchen Falle würde es zur Kapitalansammlung gar nicht 
kommen, und die Tatsache, daß kapitalisiert werde, beweise, daß 
die 100 Mark in der Zukunft für den Ausleiher mehr wert seien als 
die ıoo Mark in der Gegenwart. Wenn jemand beispielsweise bei 
einem Einkommen von 3000 Mark die wichtigsten Bedürfnisse be- 
friedigt habe, so breche er die Verwendung des Einkommens bei 2900 
Mark ab und verwende die letzten 100 Mark auf die Sicherung gegen 
den Mangel in der Zukunft und die Kapitalisation der r00 Mark 
gewähre ihm in der Gegenwart einen größeren Genuß, als wenn er 
sie auf das Nahrungs-, Kleidungs-, Wohnbedürfnis usf;. verwendete 








7) Vgl. Lujo Brentano, Versuch einer Theorie der Bedürfnisse, 
Sitzungsberichte der kgl. bayr. Akademie der Wissenschaften. Philosophisch-philo- 
logische und historische Klasse. 1908. ro. Abhandlung (München 1908), 79 S. 
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(10). Wenn für den Schuldner das empfangene Kapital in der 
Gegenwart mehr wert sei als jenes in der Zukunft, so erkläre sich 
dies aus der Nutzung, die ihm der empfangene Wert in der 
Zwischenzeit abwerfe und für die Ueberlassung dieses Wertes zahle 
er eben den Preis im Zinse. Auch sei das Argument Böhms, daß es 
unerfindlich sei, wieso der Schuldner, der doch das Eigentum an 
jenen 100 Mark erworben hat, für die Nutzung nochmals zu zahlen 
habe, unzutreffend, weil der Mehrung des Habens des Schuldners 
durch Empfang der ıoo Markstücke die entsprechende Mehrung 
seines Solls gegenüberstünde. Hier steht auch Brentanos bekannte 
Erzählung vom Studenten im ersten Semester, welcher ant- 
wortet, daß, wenn r100 Mark in der Zukunft mehr wert wären als 
100 Mark in der Gegenwart, 100 Mark in der Vergangenheit 
erst recht weniger wert sein müßten als Ioo Mark in der Gegenwart. 
Der Schuldner müßte daher, wenn er in der Gegenwart die roo Mark 
zurückzahle, mehr zurückgeben als er empfangen hat; er hätte des- 
halb zum Ausgleich nichts zurückzuerstatten, vielmehr müßte es 
der Gläubiger sein, der ihm einen solchen Ausgleich schuldete (I1). 
Brentano hat es ferner getadelt, daß Böhm bei seinen Untersuchungen 
vom isolierten Menschen statt vom Menschen im gesellschaftlichen 
Zustande ausgehe, weil auf diese Weise alle Schmerz- und Lust- 
gefühle, welche in unseren Beziehungen zu anderen Menschen wur- 
zeln, aus dem Bereich der Betrachtung fallen und auch alle Unlust- 
empfindungen vernachlässigt werden, welche als Folge der bestehen- 
den Gesellschaftsordnung mit bestimmten Arten der Befriedigung 
unserer Bedürfnisse verbunden sind (38). Er hat es schließlich als 
einen Fehler bezeichnet, daß Böhm in seinen »Rechten und Ver- 
hältnissen vom Standpunkte der volkswirtschaftlichen Güterlehre« 
das natürliche Haben der Güter für die wirtschaftlichen Zwecke 
des Menschen als genügend bezeichne, was gleichfalls nur für den 
isolierten Menschen zutreffe, während im gesellschaftlichen Zustande 
das bloß tatsächliche Innehaben nicht genüge, wenn es nicht gleich- 
zeitig durch die Rechtsordnung garantiert sei, da auf diese Weise 
den Unlustempfindungen nicht Rechnung getragen werde, welche 
im gesellschaftlichen Zustande mit den unerlaubten Bedürfnis- 
befriedigungen verbunden sind. Da diese Unlustempfindungen um 
so größer sind, je geringer die Aussicht ist, den wegen der Rechts- 
widrigkeit der Art der Befriedigung drohenden Nachteilen zu ent- 
rinnen, so ist das Streben der Menschen nicht auf bloße Innehabung 
von Gütern, sondern auf Rechte gerichtet (38—39). | 

In einem kurzen, aber scharfsinnigen Aufsatz hat OttoCon- 
rad?) darauf hingewiesen, daß die Ergiebigkeit der Produktion 
auf eine zweifache Art gemessen werden könne: entweder nach der 
Gütermenge, welche die Produktion in einer gegebenen Zeit 
liefert, oder nach der Zeit, in der sie ein gegebenes Güterquantum 


s) Vgl. Otto Conrad, Böhm-Bawerks These von der Mehrergiebigkeit 
der kapitalistischen Produktionsumwege. Conrads Jahrbücher für National- 
Ökonomie und Statistik.. 3. Folge, 41. Band (1911), 223—33. 
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liefert. Beide Maße dürfen niemals gleichzeitig verwendet werden 
(224). Gegen dieses Prinzip verstoße die These Böhms, weil sie die 
kapitalistische Produktion in einem Atem ergiebiger, aber zeit- 
raubender nenne. Die These wäre darnach dahin zu formulieren, 
daß die kapitalistische Produktionsmethode in gleicher Zeit mehr 
Genußgüter oder die gleiche Gütermenge in kürzerer Zeit liefere 
(225). Böhm habe ferner übersehen, daß der längeren Dauer der 
Produktionsperiode auch ein erhöhter Arbeitsaufwand ent- 
sprechen müsse und betrachte die Produktionsperiode unter der 
Voraussetzung eines unveränderten Arbeitsaufwands (226). Böhm 
verstehe ferner unter Produktionsperiode den Zeitraum, den der 
ProduktionsprozeB vom Beginne der ersten Vorbereitungsarbeit 
bis zur Fertigstellung des Genußgutes ausfülle, ohne Rücksicht auf 
die Menge der Genußgüter, welche bei Anwendung des betreffenden 
Verfahrens gewonnen werden, und ohne den Zeitraum zu berück- 
sichtigen, welcher auf die Erzeugung der Mengeneinheit entfalle, 
während Lexis die Menge der gewonnenen Produkte beachte und 
die auf die Produkteinheit entfallende Produktionsdauer als Pro- 
duktionsperiode aufgefaßt habe. Der Fortschritt der Technik pflege 
die Produktionsperiode zwar zu verlängern, gleichzeitig aber die 
auf die Produkteinheit entfallende Produktionsdauer zu verkürzen 
(229—231). Auch dürfe nicht übersehen werden, daß die Zeit, 
welche bis zur Fertigstellung des genußreifen Produktes erforderlich 
sei, eine beliebig veränderliche, von der Zahl der verwendeten Ar- 
beitskräfte abhängige Größe sei. Für den kapitalistischen Pro- 
duktionsprozeß sei nicht der zeitraubende Produktionsumweg, 
sondern vielmehr die weiter zurückgreifende Vorbereitungsarbeit 
vor Fertigstellung des Produktes, die vorgetane Arbeit, 
charakteristisch (232). 

Nach dem Tode Böhms hat Karl Diehl anläßlich einer Be- 
sprechung der dritten Auflage des Böhmschen Hauptwerkes zu 
seinen Lehren eine entschieden ablehnende Stellung genommen ?), 
Seine Einwände sind, kurz zusammengefaßt, folgende: Böhm er- 
blicke das Wesen des Kapitals in der technischen Natur der Pro- 
duktionsmittel (582), während nach richtiger Ansicht als Kapital 
nur jener Teil des Vermögensbesitzes einer Person zu bezeichnen 
ist, welcher ihr als Erwerbsmittel von Rente und Zins dient. 
Böhm erblicke das Wesen der kapitalistischen Produktion darin, 
daß sie auf Umwegen zu einem größeren Produktionsresultate führe 
als die kapitallose, während es in Wirklichkeit Produktionsmethoden 
gibt, wobei der Weg kürzer oder ebenso kurz ist als der kapitallose. 
(Man denke nur an Erfindungen, welche ein Mehr an Produkt unter 
Abkürzung der Produktionszeit ermöglichen) Das Wesen der 
kapitalistischen Produktion liege vielmehr im Eigentum an 
den Produktionsmitteln (584—585). Von den drei Gründen, welche 
Böhm für ‘die Wertüberlegenheit gegenwärtiger Güter anführe, 


°’) Karl Diehl, Zur Kritik der Kapitalszinstheorie von Böhm- 
Bawerk, Conrads Jahrbücher 105 (III. Folge, 50. Band, 1915), 557—607. 
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schlage nur der dritte durch, nämlich daß gegenwärtige Güter aus 
technischen Gründen vorzüglichere Mittel für unsere Bedürfnis- 
befriedigung darstellen, während die beiden anderen Gründe un- 
sichere psychologische Vorgänge sind und unter Umständen auch 
Gegenwartsgüter bei reichlicher Versorgung in der Gegenwart gegen 
Zukunftsgüter ein Disagio haben können. Böhms Beweisführung, 
daß der physischen Produktivität auch eine Wert produktivität 
entsprechen müsse, sei mißlungen, weil die Frage, ob.einem Mehr 
an Produkten auch ein Mehr an Wert entspreche, Sache des Ver- 
wertungsprozesses sei und das Unternehmen des Kapitalisten auch 
mit einem Verluste abschließen könne (590—593). Böhm halte 
ferner den Zins für eine natürliche Erscheinung, welche auf 
elementaren ökonomischen Ursachen beruhe, nicht für eine histo- 
risch-rechtliche, soziale Kategorie, während der Zins und die mit 
ihm zusammenhängenden Erscheinungen an das private Kapital- 
eigentum geknüpft sind und das Kapital dem Kapitalisten die 
Macht verleiht, die Produktionsmittel für ihn zu einer Quelle des 
Profits zu machen (593—95). Die psychologische Fundamentierung 
Böhms entspreche nicht den Anforderungen exakter wissenschaft- 
licher psychologischer Methode, während eine irgend für national- 
ökonomische Zwecke konstruierte Psychologie überflüssig sei, da 
sich aus der gemeinen Lebenserfahrung die notwendigen Daten 
ergeben (595—603). Böhm habe in seiner Studie über »Macht und 
ökonomisches Gesetz« die Behauptung aufgestellt, daß Zins- und 
Grundrente Kategorien volkswirtschaftlicher Verteilung sind, welche 
in allen Gesellschaftsbildungen vorkommen, während ihre Ent- 
stehung durch Rechtsinstitutionen gesicherte Machtdik- 
tate zur Voraussetzung hat und auch die Höhe von Lohn, 
Zins und Rente nicht, wie Böhm behaupte, durch Gesetze der reinen 
Oekonomie fixiert ist (Grenzproduktivität des Lohns), vielmehr 
die Lohnhöhe auch bei gleicher Leistung durch soziale Machtver- 
hältnisse verschieden bestimmt erscheint (603—607). 

Im Jahre 1916 ließ der ehemalige Prager Professor Emil 
Sax eine besondere, gegen Böhms Lehre von der Entstehung des 
Kapitalzinses gerichtete Monographie erscheinen !°). In dieser Schrift 
werden alle drei von Böhm zur Erklärung des Zinses aufgestellten 
Gründe als unhaltbar verworfen (29—72) und als Endergebnis 
festgestellt, daß sdie unzulängliche Tragfähigkeit einzelner Funda- 
mente der (Böhmschen) Lehre, im Verein mit einer .ansehnlichen 
Reihe von Trugschlüssen, falscher Verallgemeinerungen, innerer Wider- 
sprüche und anderer Fehler im Gedankenbaue, zu dem Ausspruche 
berechtige, daß in dem Ideengange und in den Lehrsätzen, in welche 
er ausläuft, eine haltbare Theorie nicht erkannt werden könne (228). 
Auf Sax gestützt hat dann Michael Hainisch”) auf die 


30) Vgl. Emil Sax, Der Kapitalzins. Kritische Studie, Berlin. 1916. 
3) Vgl. Michael Hainisch, Eugen von Böhm-Bawerk und Emil Sax 
über den Kapitalzins.. Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik 26 (1917 
bis 18), 265—333. 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sosialpolitik. 53. a. 32 
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politischen Strömungen hingewiesen, welche die allgemeine Auf- 
nahme der Grenznutzentheorie begünstigten, da man mit ihrer 
Hilfe die Folgerungen bekämpfen wollte, welche der theoretische 
Sozialismus aus der objektiven Wertlehre zog (270—271). Böhm 
selbst habe sich durch ein Menschenalter nur mit seiner Zinstheorie 
beschäftigt und zu ihrer Verteidigung umfangreiche Schriften 
verfaßt, deren Polemik nicht selten in eine reine Rabulisterei aus- 
artete (275). Unter Berufung auf Sax wird ausgeführt, daß sich 
kein Glied der Böhmschen Gedankenkette als widerstandsfähig 
erwiesen habe (287). Die Konstruktion eines Zinses aus dauerhaften 
Gebrauchsgütern sei wirklichkeitsfremd (290). Der erste Grund 
Böhms betreffend die Ueberschätzung gegenwärtiger Güter sei 
unhaltbar, es genüge, auf jene Personen zu verweisen, welche für die 
Zukunft Rücklagen machen und welche ein lebendiger Protest 
gegen die Behauptung sind, daß gegenwärtige Bedürfnisbefriedi- 
gungen wichtiger erscheinen als zukünftige (291). Es hänge ferner 
von der sozialen Lage des Schätzenden ab, wie Gegenwart und Zu- 
kunft geschätzt werden. Je reichlicher die Versorgung in der Gegen- 
wart sei, desto mehr werde das Wirtschaftssubjekt geneigt sein, die 
gegenwärtige Bedürfnisbefriedigung niedrig einzuschätzen. Der Zu- 
kunftsnutzen eines Gegenstandes lasse sich ferner nicht genau er- 
messen (293), weil sich unser zukünftiger Bedarf und die Größe der 
seinerzeit verfügbaren Mittel unserer Erkenntnis entzieht, insbe- 
sondere bei jenen, deren Erwerbsverhältnisse auf schwankender 
Grundlage ruhen. Böhms Zinstheorie sei nur eine Modifikation der 
alten Produktivitätstheorie; diese aber könne nicht erklären, warum 
die Höhe des Kapitalgewinnes weit hinter der Arbeitsersparung 
zurückbleibe, die mit der Werkzeugverwendung verknüpft ist, und 
könne den Gewinn der Unternehmungen, die ohne Maschinen ar- 
beiten oder ganz neue Produkte erzeugen, überhaupt nicht er- 
klären (314—315). Vor seiner (Hainisch) Hypothese über die Ent- 
stehung des Zinses aus der Viehleihe habe Böhm »die Fensterladen 
geschlossen, um ja nicht durch einen Blick ins Leben in der Arbeit 
des Konstruierens gestört zu werden« (318). Zurückzuweisen sei 
Böhms Theorie betreffend die Erklärung des Kapitalzinses aus der 
Mehrergiebigkeit der Umwegproduktion und dem mit ihr verbun- 
denen Mehraufwand von Zeit, da sie, ganz abgesehen davon, daß 
die Zeit vielfach als ein produktionsfeindlicher Faktor angesehen 
werden muß, der Mitwirkung der Arbeit nicht entsprechend ge- 
dacht habe (321). Je mehr der Produktionsprozeß auf der Koope- 
ration beruhe, desto kürzer werde er (322). Ebenso sei der Versuch 
Böhms, die Wert produktivität der Produktion auf Umwegen 
zu erweisen, mißlungen, da Böhm bei seiner Beweisführung, das, 
was er. zu beweisen versuche, bereits voraussetze (325). Endlich 
sei auch die Lehre Böhms vom Subsistenzmittelmarkte hinfällig, 
weil die Bildung eigener Fonds zum Zwecke, eine Produktion auf 
Umwegen einzurichten, nicht notwendig sei und in der kapitalisti- 
schen Gcesellschaftsordnung nicht bloß die Arbeiter, sondern auch 
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die Kapitalisten solche Vorschüsse zum Zwecke des Unterhalts in 
Anspruch nehmen (331). | 
Franz Xaver Weiß hat die Mühe nicht gescheut, sich 

in einer nach dem Tode seines Lehrers erschienenen, umfassenden 

Abhandlung mit jenen Einwendungen auseinanderzusetzen, auf 

welche Böhm selbst nicht mehr erwidern konnte !?2). Was zunächst 

die Einwände Conrads anlangt, so erscheint es mir zweifelhaft, ob 
man hier die Verteidigung Böhms als gelungen bezeichnen kann. 

Wenn ich Conrad richtig verstanden habe, so ist nach ihm die Er- 
giebigkeit der kapitalistischen Produktionsumwege nicht durch die 
Zeit, sondern durch den erforderlichen Arbeitsaufwand, durch 

das Quantum vorgetaner Arbeit, gekennzeichnet. Weiß, welcher 
freilich zunächst nur eine immanente Antikritik üben will, gibt 
selbst zu, daß sich die Frage, ob »in einem einzelnen Falle eine 
bloße Verlängerung der Produktionsperiode genüge, um einen 
Mehrerfolg zu erzielen, ob zudem in dieser längeren Periode 
absolut mehr Produktivkräfte, Arbeitstage, auf- 
gewendet werden müssen, sich überhaupt nicht von vornherein 
entscheiden lasse« (509—510). Er gibt ferner zu, daß das Ein- 
schlagen längerer Produktionswege bedeute, daß im allge- 
meinen in den einzelnen Produktionsprozesen mehr Arbeit 
aufgewendet werde als vorher (510). Es erscheint ferner nicht 
verständlich, wenn Weiß behauptet, daß kein Zweifel darüber 
bestehen könne, daß »die verschiedenen Produktionsmittel, von 
denen eines das andere erzeugt, diese Zwischenursachen, deren 
eine aus der anderen hervorgeht, auch mit Aufwendung noch so 
großer Arbeitsmengen nicht gleichzeitig hergestellt werden können« 
(513). Hier scheint sich Weiß die etwas weltfremde Auffassung 
Böhms, als ob im praktischen Leben nicht das Fabriksgebäude und 
die zu seiner Einrichtung notwendigen Maschinen gleichzeitig fertig- 
gestellt würden, zu eigen gemacht zu haben. Ich kann ferner seiner 
Auffassung nicht beipflichten, daß, wenn die Verlängerung der 
Produktionsumwege auch erfahrungsgemäß stets mit einem ver- 
mehrten Arbeitsaufwand verbunden wäre, die Gegner zu beweisen- 
hätten, daß die Verlängerung des Produktionsumweges notwen- 
dig eine Vergrößerung des Arbeitsaufwandes voraussetze und daß 
die Vermehrung der Arbeitsmenge auch ohne Verlängerung des 
Produktionsumweges zur Erhöhung der Ergiebigkeit der Arbeit 
genüge (511). Die Beweislast trifft hier offenbar die Anhänger 
Böhms.: Nicht recht verständlich erscheint mir ferner die Behaup- 
tung, daß es bei den Produktionsumwegen darauf ankomme, in 
welchem Verhältnisse gegenwärtige und vergangene Arbeit zu- 
sammenwirken (5II, 513—514). Das stimmt nicht mit dem von 
Weiß selbst über die Theorie der Produktionsumwege gegebenen 
Erläuterungen, wenn es .dort heißt, daß wer zu irgendeiner Zeit 


13) Franz Xaver Weiß, Produktionsumweg und Kapitalzins. Zeit- 
schrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik. Neue Folge. ı (1922), 493—592. 
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über eine bestimmte Menge von Produktivgütern verfüge, für jeden 
beliebigen folgenden Zeitpunkt mehr oder bessere Produkte her- 
stellen könne, als wenn er die Verfügung über diese Produktivmittel 
erst zu irgendeiner späteren Zeit erlangt (503). Denn nach diesem 
Kommentar hat es den Anschein, als ob die Zeit und nicht die 
Kombination von Arbeitsgrößen das für den Produktionserfolg ent- 
scheidende Moment wäre. Zugeben möchte ich Weiß, daß zwecks 
Feststellung größerer Ergiebigkeit verschiedener Produktionsmetho- 
den die Produktmenge auf die Einheit des Arbeitstages, d. h. auf 
eine Zeitgröße, zu reduzieren ist (514). Er behauptet aber auch, 
daß der absolute Umfang der Produktion für die Frage der Mehr- 
ergiebigkeit nicht in Betracht komme (514). Wenn er nun Conrad, 
welcher zwecks dieser Feststellung der Mehrergiebigkeit die auf 
die Produkteinheit entfallende Produktionsdauer berechnet, ein- 
wendet, daß die auf die Produkteinheit entfallende Produktions- 
dauer für die Mehrergiebigkeit ohne Belang sei, da sich diese auch 
bei gleichbleiben.der Produktionsperiode mit jeder Ver- 
änderung des Produktionsumfanges ändere (515), so darf man wohl 
fragen, ob die zur Herstellung der Gutseinheit notwendige Zeit- 
dauer bei gleichbleibender Produktionsperiode eine lä n- 
gere sein könnte, wenn sich in dieser gleichbleibenden Periode 
der Produktionsumfang vergrößert, und ob hier nicht alles — Scho- 
lastik gegen Scholastik, hat schon Bortkiewicz gesagt — in einen 
unfruchtbaren Wortstreit ausläuft ? Betreffend den Einwand Diehls, 
daß die »kluge Wahl«, von der Böhm bei Einschlagung der Pro- 
duktionsumwege spricht, wohl für die Lehre vom Unternehmer- 
gewinn, aber nicht für jene vom Kapitalzinse von Bedeutung sein 
könne, und den Einwand, daß Böhm mit Unrecht sein Gesetz von 
den Produktionsumwegen mit jenem vom abnehmenden Boden- 
ertrage verglichen habe, versucht Weiß zu zeigen, daß auch die 
Arbeits- und Kapitalsaufwendungen des Landwirts die Vornahme 
einer solchen klugen Wahl voraussetzen und daß der Produzent 
den Vorteil, den die Ausdehnung der Produktion bringt, und den 
Nachteil, der in der Steigerung der Kosten besteht, einander gegen- 
über abwägen müsse. Auch der Landwirt müsse prüfen, ob der 
Preis der Bodenprodukte hoch genug sei, um die Erhöhung der 
Kosten, die sich infolge des Gesetzes vom abnehmenden Boden- 
ertrage einstelle, zu lohnen (534). Betreffend die Meinung Diehls, 
daß Böhm keineswegs bewiesen habe, daß die größere Ergiebigkeit 
eine größere W er t produktivität bedeute, gibt Weiß selbst zu, 
daß die von Diehl vorgenommene Feststellung zweifellos richtig 
ist (540), wie er sich auch genötigt sieht, zuzugeben, daß die von 
Böhm in seinen Tabellen aufgestellten Ziffern lediglich fiktive, will- 
kürlich gewählteZiffern darstellen (542). Welchen Wert aber eine 
Tabelle und die in ihr enthaltenen Ziffern überhaupt haben sollen, 
wenn sie einfach am Schreibtisch erfunden und nicht der Erfahrung 
entnommen worden sind, ist wohl sehr schwer einzusehen. Auch 
lohnt es sich, die Schlüsse, zu welchen Weiß selbst kommt, kurz 
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zu erörtern. Er erklärt, daß das Böhmsche Gesetz von der Mehr- 
ergiebigkeit der Produktionsumwege in der Formulierung seines 
Verfassers seine Unmöglichkeit« behaupte, weil es voraussetze, 
daß auf verschiedenen Produktionswegen originäre Produktivkräfte 
(Arbeits- und Bodenleistungen) gleicher Art verwendet werden, 
was mit der Wirklichkeit im Widerspruch stehe, da man nicht wisse, 
wodurch sich denn die verschieden langen Produktionsmethoden 
sachlich voneinander unterscheiden (565—566). Wenn ferner 
jede Verlängerung des Umwegs eine Vermehrung der Hilfskräfte 
bedeute, so werde der technische Mehrerfolg eben durch Arbeits- 
und Bodenleistungen anderer Art, d. h. durch andere Ursachen 
herbeigeführt (566). Böhm habe ferner den Fehler begangen, die 
originären Produktivkräfte in Arbeitstage aufzulösen, und hier 
könne man ihm alles entgegenhalten, was er selbst gegen die Marx- 
sche Arbeitswerttheorie eingewendet habe (566—567). Ueberhaupt 
unterscheiden sich Produktionsmethoden nicht bloß durch ver- 
schiedene Länge, sondern auch durch die Verschiedenheit der auf- 
gewendeten Arbeits- und Bodenleistungen und ein Vergleich ver- 
schiedener Methoden sei schon aus diesem Grunde nicht möglich 
(567—568). Ferner berücksichtige die Behauptung, daß der Arbeits- 
tag im längeren Produktionsprozesse ergiebiger sei als im kürzeren, 
die Qualifikation der Arbeit nicht und stelle z. B. den Arbeits- 
tag des Ingenieurs, nach dessen Plänen ein Schiff erbaut wurde, 
dem Arbeitstage des Schiffsjungen und des die Kohle fördernden 
Bergmannes einander gleich (568). Die Erscheinungen, welche 
Böhm als Ausdruck einer größeren technischen Ueberlegen- 
heit längerer Produktionsumwege ansehe, bedeuten nach Weiß nichts 
anderes ‘als eine größere Wertergiebigkeit (569). Die Voraus- 
setzung, daß in den verschiedenen Produktionsmethoden, die zur 
Herstellung von Gütern verschiedener Dauerbarkeit an- 
wendbar sind, Produktivgüter gleicher Gattung verwendet werden, 
stimme mit der Wirklichkeit nicht überein (574). Wenn Weiß 
darauf hinweist, daß Böhm die technische Produktivität des 
Kapitals irrtümlich für eine W e r t produktivität gehalten habe, 
und daß keiner der zahlreichen Kritiker Böhms dieses Irrtums 
gewahr wurde (576), so halte ich das für nicht zutreffend, weil 
Böhms Kritiker nicht die Wertproduktivität des Kapitals leugnen, 
vielmehr nur behauptet haben — so Diehl und Bortkiewicz —, 
daß es Böhm nicht gelungen sei, diese Wertproduktivität zu be- 
weisen. Weiß gibt überhaupt selbst meines Erachtens die Böhmsche 
Lehre auf, wenn er erklärt, daß die Fälle, in welchen die Produkte 
in kürzer dauernden Methoden herstellbar sind und die Produktiv- 
mittel auf kürzeren Produktionswegen verwendet werden können, 
die weit häufigeren und wichtigeren« sind (585); daß von längeren 
Produktionsmethoden abgesehen werden müsse, wenn ihre Mehr- 
ergiebigkeit nicht groß genug sei, um den wegen der längeren Dauer 
der Produktion erfolgenden Wertabschlag auszugleichen (587); wenn 
er sagt, daß es Böhm nicht gelungen sei, die von Bortkiewicz und 
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Fisher geltend gemachten Einwände, daß der dritte Grund ohne 
Mitwirkung der beiden anderen Gründe eine Höherwertigkeit der 
Gegenwartsgüter bewirken könne, zu widerlegen (588, Anm. 2); 
wenn er sich der Ansicht jener anschließt, welche Böhms Agiotheorie 
nur für eine modifizierte Ausbeutungstheorie ansehen, da Subsistenz- 
vorschüsse an Arbeiter nur wegen der bestehenden ungleichen 
Besitzverteilung bezahlt werden, und wenn er zum Schlusse sagt, daß 
die Böhmsche Darstellung des Produktionsprozesses »ein klassisches 
Beispiel dafür sei, daß auch ein genialer Forscher in seinen Irrtümern 
genial sei« (592). 


II. 


Weiß hat der ausgezeichneten Ausgabe der »sGesammelten 
Schriftene zunächst eine Vorrede über den Lebenslauf Böhms 
vorangestellt, in der Sammlung selbst aber die Schriften über Kapital 
und Zins zunächst ausgeschieden, da sie in einem besonderen Bande 
vereinigt werden sollen. Den Anfang macht Böhms 1881 erschienene 
Studie über »Rechte und Verhältnisse vom Standpunkt der volks- 
wirtschaftlichen Güterlehre« (r—126), in welcher sich der Verfasser 
die Aufgabe gestellt hatte, den wirtschaftlichen G u t s begriff von 
einer Kategorie von Pseudogütern zu reinigen. Es sei ein Irrtum 
gewesen, Rechte und Verhältnisse neben Sachgütern und Leistungen 
als Güter sui generis anzusehen, da es sich bei Rechten und Ver- 
hältnissen nicht um die Existenz, sondern nur um die Verknüpfung 
von Gütern mit Individuen oder um die Begründung subjektiver 
Güterqualitäten handle (121). Von besonderer Bedeutung erscheint 
diese Theorie für die nach Böhm unrichtigen Lehren Laws und 
Macleods über den Kredit. Es ist einIrrtum, anzunehmen, daß durch 
ein Kreditgeschäft, z. B. ein Darlehen, volks- oder individualwirt- 
schaftlich ein neues Gut geschaffen werde; es ist vielmehr die 
Rechtsordnung, welche hier zwei neue Ansprüche, das 
Eigentumsrecht des Empfängers und die Forderung des Darlehens- 
gebers, begründet. Die Vermögenskomputation hingegen, welche 
die Lage beider Interessenten mit Beziehung auf ein und denselben 
Zeitpunkt darstellt, spricht den Wert des Guts dem Gläubiger zu 
und fingiert auf diese Weise, daß die Zukunft schon erfüllt sei. Die 
falsche Kredittheorie schloß aus dem Umstande, daß dem Gläubiger 
schon heute ein Wert zugesprochen wird, auf das Vorhandensein 
eines Guts bei ihm, sie übersah, daß die Vermögenskomputation 
sich auf den Standpunkt der Zukunft gestellt hatte und daß deshalb 
auf das gegenwärtige Dasein von Gütern nicht geschlossen 
werden dürfe (121—125). — Im zweiten, die allgemeine Theorie 
und Methodenlehre betreffenden Abschnitte bezeichnet es Böhm 
in der Abhandlung »Unsere Aufgaben« (129—143), mit welcher das 
erste Heft der »Zeitschrift für Volkswirtschaft, Sozialpolitik und 
Verwaltung« eingeleitet wurde, als die wichtigste sozialpolitische 
Aufgabe, »die Segnungen der wirtschaftlichen und technischen Fort- 
schritte der Emporhebung des Daseins der breiten Massen der Be- 
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völkerung dienstbar zu machen« (131), er erklärt, daß eine ihren 
Beruf verstehende Zeitschrift »ein lebendiger Protest gegen alle 
Einseitigkeit und Unduldsamkeit sein müsse« (132), er nennt es 
die Aufgabe der Theorie, der Praxis dasjenige zu zeigen, was sie 
nicht sehe. So sei es ein häufig verbreiteter Irrtum, von einem 
sZuviel« an Arbeitskräften zu sprechen. Die Beschäftigungslosigkeit 
stamme nicht daher, daß im ganzen zu wenig Beschäftigungsgelegen- 
heit und zuviel Arbeit da sei, sondern sie sei darauf zurückzuführen, 
daß in der verwickelten Organisationsform der arbeitsteiligen Volks- 
wirtschaft durch die nie fehlenden Organisationsstörungen es immer 
Ausgeschlossene gibt und geben wird (135—136). Böhm warnt 
vor einem übertriebenen Optimismus mit Beziehung auf »die un- 
geheure und vielgestaltige Menge redlicher Bemühungen«, die sich 
in unserer Zeit die Hebung der Lage der Armen und notleidenden 
Klassen zum Ziele gesetzt haben. Er fragt, ob es nicht vielleicht 
eine Danaidenarbeit sei (139), Malthus und sein vielberufenes 
Gesetz zu vergessen, er meint, daß vieles, von dem, was geschaffen 
wurde, in den Sand gebaut ist und spricht von der erhöhten Angebots- 
welle, die mit dem höheren Lohn auch den Wohlstand der Arbeiter- 
klassen wieder hinwegspülen kann (139), und daß »die ewige Wohl- 
habenheit« trotz Sozialversicherung, Wohn- und Arbeitsstätten den 
künftigen Arbeitergenerationen leider nicht garantiert werden kann 
(140). — In seiner Auseinandersetzung mit Brentano über »Die 
klassische Nationalökonomie« (I44—ı56) meint Böhm — meines 
Erachtens mit Unrecht —, daß die klassische Nationalökonomie 
Theorie ohne Geschichte getrieben habe, die historische National- 
ökonomie sei im besten Zuge, Geschichte ohne Theorie zu treiben 
(156). Doch freut er sich über enormen Zuwachs an Material, an 
Wissen und Erkenntnissen, die uns die historisch-statistische Richtung 
gebracht hat. In der Abhandlung über »Historische und theoretische 
Nationalökonomie« 157—187) zieht er »für weite und wichtige 
Gebiete der nationalökonomischen Forschung die volle Berechtigung 
der zuletzt genannten Methode nicht in Zweifel« (161). Er wehrt 
sich gegen den Vorwurf, sich gegen »sozialpolitische Reformen ab- 
wehrend und auch nur teilnahmslos zu verhalten« (161), er hält 
sein gleichgültiges laisser faire — laisser passer« gegenüber be- 
klagenswerten und reformbedürftigen Zuständen für übel angebracht 
(162). Auch die abstrakt deduktive Richtung ist eine echt em pi- 
rische Richtung, sie erforscht aber den Kausalzusammenhang 
nicht bloß in der Richtung vom Besondern zum Allgemeinen, sondern 
auch versuchsweise in der Richtung vom Allgemeinen zum Besondern 
(179). Böhm verlangt nicht, daß diese Methode »zur einseitigen 
und ausschließlichen Herrschaft gebracht« werde, er wehrt sich nur 
dagegen, daß seine Forschungsweise a priori verworfen werde (184). 
Induktion und Deduktion, so heißt es später in dem Aufsatze »Einige 
nicht neue Bemerkungen über eine alte Frage« (188—204), wirken 
am wissenschaftlichen Lehrgebäude zusammen wie Kette und Ein- 
schlag am Gewebe (192). Eine Wissenschaft, die keinen Ricardo 
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in ihrer Mitte duldet, wird es dazu bringen, daß ihre Arbeit von 
»Fouriers und Bellamys wird geleistet werden müssen« (204). In 
dem Aufsatz über »Die österreichische Schule« (205—229) wird 
dieser als Verdienst angerechnet, einen Ausweg aus dem circulus 
vitiosus gefunden zu haben, in dem die ältere Preistheorie verstrickt 
war, als sie s»mehr oder weniger unverhüllt den Preis aus den Wert- 
schätzungen der einzelnen und die Wertschätzungen der einzelnen 
wieder aus dem Preise« erklärte (211). Auch habe sie im Gegen- 
satz zur älteren Theorie, welche den Wert der Produkte aus den 
Produktivmitteln erklärte, den Wert der Produktivmittel aus 
dem Werte der Produkte erklärt. Der Wert des Produkts ist die 
Ursache, der Wert des Produktivmittels die Wirkung (214). Ein 
weiteres Verdienst der österreichischen Schule ist die Zurechnungs- 
theorie bei komplementären Gütern. Man braucht nur zu prüfen, 
was der Grenznutzen eines komplementären Gutes ist oder was 
durch den Besitz eines komplementären Guts an Nutzen gewonnen 
und durch seinen Verlust an Nutzen eingebüßt wird, und man hat 
»von selbst die Lösung des vermeintlich unlösbaren Problems in 
der Hand« (219—220). 

Von besonderer Bedeutung ist Böhms in seinem Todesjahr 
erschienene Abhandlung über »Macht oder ökonomisches Gesetz ?« 
(230—300). Sie will die Frage prüfen, ob auch »durch künstliche 
Eingriffe gesellschaftlicher Gewalten der Strom des 
wirtschaftlichen Geschehens sich nicht aus gewissen Bahnen heraus- 
drängen lasse, in die ihn die Macht ökonomischer Gesetze gebiete- 
risch zwinge« (230), eine Frage, die insbesondere für die Verteilung 
der gesamten durch die nationale Produktion geschaffenen Güter- 
masse an die verschiedenen Klassen im Volke von Wichtigkeit ist. 
Böhm unterscheidet zwischen natürlichen (rein ökonomischen) und 
historisch-rechtlichen (sozialen) Kategorien und erklärt, daß die 
Grenzwertschule bislang die Verteilungsgesetze unter der Voraus- 
setzung des Waltens völlig freier und vollwirksamer beiderseitiger 
Konkurrenz entwickelt und auf dieser Voraussetzung ihre Theorie 
von der Grenzproduktivität aufgebaut habe (233—234). Der Ver- 
fasser scheidet die ökonomische Macht, z. B. jene des Monopolisten, 
von den außerwirtschaftlichen Mächten (Klassen-, Rassenhaß, 
Nationalismus) (243) und bespricht dann den Machteinfluß, der aus 
Arbeiterkoalitionen und dem Gebrauche ihres Machtmittels Streik 
entspringt (258). Er versucht es, die Macht »in die verfeinerte 
Kasuistik des Grenznutzens und der Zurechnungstheorie hinein- 
zuführen, in welcher sie die endgültige Erklärung sowohl suchen 
als auch finden müsse« (269). Die Frage, ob durch künstliche Macht- 
einflüsse dauernd der Anteil der Arbeit auf Kosten des Anteils 
des Kapitals emporgehoben werden könne, wird verneint (291) und 
gelehrt, daß durch solche künstliche Machtmittelnurtemporär 
energische und tiefgreifende, wenn auch sehr tiefgreifende Wirkungen 
erzielt werden können. Von bleibender Dauer sind die Wir- 
kungen der Macht nur, wenn sie entgegengesetzte künstliche Macht- 
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wirkungen brechen, z. B. einen künstlich niedrig gehaltenen Lohn 
bis auf die Höhe des Grenzprodukts erzwingen, oder wenn der Gang 
der wirtschaftlichen Entwicklung die künstlich erzwungene Ver- 
teilungslinie zur natürlichen macht. Sonst kann auch das sgebiete- 
rischeste Machtdiktat« nicht gegen, sondern nur innerhalb der 
ökonomischen Wert-, Preis- und Verteilungsgesetze wirken (293 
bis 295). Diese Ausführungen Böhms sind vielfach angefochten 
worden, z. B. von Hainisch, sie haben aber auch Beifall gefunden, 
z. B. jenen Schumpeters, welcher es Böhm als Verdienst anrechnet, 
daß er dem Schlagwort entgegengetreten sci, daß die ökonomischen 
Vorgänge im allgemeinen und die Verteilung des Produktionsertrages 
im besonderen durch soziale Macht der Klassen und nicht durch 
rein ökonomische Werterscheinungen beherrscht würden 3). 


Im dritten Hauptabschnitt: »Zur Wertlehre« (301—496) sind 
vornehmlich Böhms bekannte Streitschriften über Kosten und 
Grenznutzen enthalten, in welchen er mit Dietzel seine Klinge 
gekreuzt hat. Man vermißt nur den Aufsatz »Zur neuesten Literatur 
über den Wert« 1$), in welchem Böhm u. a. auch den von Pantaleoni 
in seinen »Principii d’economia pura« (1889) gegen Karl Menger 
erhobenen Vorwurf des Plagiats an den Schriften eines Cournot, 
Gossen, Jennings und Jevons eingehend widerlegt. Auch würde es 
sich m. E. empfehlen, in eine neue Auflage des ersten Bandes auch 
Böhm’s im Handwörterbuche der Staatswissenschaften erschienenen 
Aufsatz über den »Wert« aufzunehmen. Seine in der »Festgabe 
für Karl Knies« (Berlin 1896) veröffentlichte Abhandlung »Zum 
Abschluß des Marx’schen Systems«, welche zum Besten gehört, was 
Böhm geschrieben hat, soll im zweiten Bande erscheinen. In der Ab- 
handlung über »Wert, Kosten und Grenznutzen« (309—374) bestreitet 
Böhm, daß sich die Grenzwerttheoretiker das Kostengesetz hätten 
entgehen lassen und aus einer doktrinären Kaprize die Fülle von 
Erkenntnissen, die aus dem Zusammenhange von Kosten und Wert 
für die Erklärung des letzteren sich gewinnen lassen, in den Wind 
geschlagen hätten. Auch die Grenzwerttheoretiker anerkennen die 
Geltung des Kostengesetzes für beliebig reproduzierbare Güter und 
schreiben der Höhe der Produktionskosten die Stellung einer U r- 
sache im Verhältnis zum Werte jener Produkte zu, für welche 
das Kostengesetz überhaupt wirksam ist. Sie anerkennen, daß 
Veränderungen in den Reproduktionsbedingungen eine Veränderung 
im Werte beliebig reproduzierbarer Güter hervorrufen (318—319). 
Aber früher oder später, so meint Böhm, trifft man auf das ursprüng- 
lichste und allgemeinste aller Produktivmittel, die menschliche 
Arbeit, und wie soll man dann ihren Wert erklären? Aus den Pro- 
duktionskosten des Gutes »Arbeit« kann er nicht erklärt werden, 
weil nach einer Variante der Kostentheorie der Wert der Unterhalts- 
mittel des Arbeiters aus dem Werte der Arbeit erklärt werde (325). 


13) In der Anmerkung 2 der angeführten Abhandlung (473). 
1) Conrads Jahrbücher, III. Folge, 1. Band (1891), 875—99. 
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Von diesem Fehler hält sich die Grenznutzentheorie, welche mit 
dem durch Bedarf und Vorrat bestimmten Grenznutzen arbeitet 
und in ihm den maßgebenden Bestimmungsgrund des Güterwerts 
erblickt, frei, wenn sie auch zugibt, daß die technischen Produktions- 
bedingungen, welche die Größe des Vorrats bedingen, ein Grund 
des Grenznutzens, und zwar ein tieferer Bestimmungsgrund des 
Werts als der Grenznutzen sind (353—357). Der Gedanke, daß 
dieser Grenznutzen der Kostengüter der wahre Maßstab des Wertes 
sei, so lesen wir in dem Aufsatz über »Kostenwert und Nutzwerts 
(375—403), sei den Klassikern vollkommen fremd gewesen, weil sie 
Nützlichkeit und Gebrauchswert verwechselten (385). Die empirische 
Tatsache, daß bei beliebig reproduzierbaren Gütern die Preise auf 
die Dauer nach ihren Kosten gravitieren, wird nicht geleugnet und 
sei auch schon für die Klassiker außer Zweifel gewesen (387). Im übrigen 
bekämpft Böhm Dietzels Verteidigung der Arbeitswerttheorie, nach 
welcher es nicht entscheidend sein soll, ob als Maßstab des Güter- 
werts die Menge oder der Wert der Arbeit zugrunde gelegt 
wird, weil durch eine Veränderung des Werts der Arbeit alle durch 
Arbeit zu reproduzierenden Produkte gleichmäßig getroffen werden 
(395). Er meint, daß außer den Arbeitsmengen auch noch die 
Wartezeit eine Vergütung erheische und erhalte und beide 
Elemente in den ungleichsten Kombinationen auftreten (398—399). 
Von ganz besonderem Interesse ist auch Böhms Aufsatz über »Den 
letzten Maßstab des Güterwerts« (404—474), in welchem er sich 
mit der disutility(Arbeitsleid-) Theorie auseinandersetzt. Doch möchte 
ich den Lesern raten, auch Böhms 9. Exkurs in der »Positiven 
Theorie« 15) dabei nicht zu vergessen. Die Theorie, welche als Kosten 
die Summe von Leid oder disutility versteht, welche die Arbeit dem 
Arbeitenden verursacht (422), reicht nach Böhm nicht weiter als 
die tatsächliche Voraussetzung, daß »die Arbeiter die Dauer ihrer 
täglichen Arbeit vollkommen beliebig abstufen können« (427), eine 
Voraussetzung, die nach ihm in unserem modernen Wirtschafts- 
leben nicht als Regel, sondern nur als Ausnahme zutrifft. Nach 
Böhm sind innerhalb des allgemeinen Gesetzes vom Grenznutzen 
zwei in ihrem Geltungsgebiete sich durchkreuzende, sekundäre 
Teilregeln des Inhalts aufzustellen, daß der den Wert der Güter 
bestimmende Grenznutzen unter gewissen Voraussetzungen ten- 
diert, sich überdies mit dem an ihrer Beschaffung hängenden Gr en z- 
leid zu nivellieren, und daß er unter gewissen anderen Voraus- 
setzungen tendiert, sich durch Vermittlung des Werts der Kosten- 
güter mit dem Grenznutzen und dem Werte aller produktions- 
verwandten Güter zu nivellieren (eigentliches Kostengesetz).. Das 
Geltungsgebiet des Laws of disutility ist viel enger als jenes des. 
klassischen Kostengesetzes. Es kann die ausgesprochensten Monopol- 
güter umfassen, während das klassische Kostengesetz nur für be- 
liebig reproduzierbare Güter Geltung beansprucht. In zahlreichen 
Fällen schließt das Zusammenstimmen des Güterwerts mit den 


15) 4. Auflage, Jena 1921, 194—204. 


Eugen von Böhm-Bawerk. 507 


Kosten -im Sinne des empirischen Kostengesetzes ein gleichzeitiges 
Zusammenstimmen mit der Größe des Arbeitsleids notwendig und 
dauernd aus (433). Zu verweisen ist auch auf Böhms Ausführungen 
über synchronistische und historische Kostenberechnung. Während 
jene Berechnungsmethode sämtliche zur Herstellung eines Gutes 
äufzuopfernden Produktivmittel nach ihrem Werte anschlägt, geht 
diese auf die Entstehungsgeschichte der bei der Produktion be- 
nötigten Sachgüter zurück und gelangt auf diese Weise zu den 
ursprünglichen Opfern, zur Arbeit, zur Abstinenz und zu den Natur- 
kräften (414—415). — Drei kleinere, Böhms »Grundzügen der Theorie 
des Güterwerts« entnommene Abhandlungen (470—496) und ein 
ursprünglich in den öffentlichen Blättern erschienener Aufsatz über 
Unsere passive Handelsbilanz« (499—515) bilden den Abschluß 
der Sammlung. 

Diese kurzen Bemerkungen verfolgen nicht den Zweck, den 
reichen Inhalt des Werkes erschöpfend wiederzugeben. Es sind 
nur wenige Gedanken, welche mir beim Lesen einer Erwähnung 
besonders würdig erschienen, und sind nur der Ausdruck subjektiver 
Verarbeitung des Stoffes. Nicht nur Böhms Hauptwerk, auch die 
»Gesammelten Schriften«, deren Fortsetzung uns der Herausgeber 
in Aussicht gestellt hat, werden von nun an einen wichtigen Bau- 
stein bei der Beurteilung des Böhmschen Lehrgebäudes zu bilden 
haben. Man kann die ganze Grundlage, auf welcher er seine Zins- 
theorie aufgebaut hat, ablehnen, — auch ich halte die berühmten 
drei Gründe nicht für überzeugend, wie es überhaupt keine Emp- 
fehlung für eine Theorie ist, wenn sie zu ihrer Verteidigung solch 
umfangreicher Schriften bedurfte — der Ruhm und die wissen- 
schaftliche Bedeutung Böhms wird dadurch nicht erschüttert. Ich 
habe mich in den einleitenden Ausführungen bemüht, eine, wenn 
auch nicht vollständige, so doch möglichst objektive Darstellung 
der in Reichsdeutschland gegen seine Lehren erhobenen Einwände 
zu geben und bin weit entfernt, die vielfach durchschlagende Kritik 
an seinen Lehren nicht entsprechend zu würdigen und ihren wissen- 
schaftlichen Wert, insbesondere der Arbeiten Dietzels, zu bestreiten. 
Aber man kann auch dreist behaupten, daß die Wirtschaftswissen- 
schaft seit den 80er Jahren des verflossenen Jahrhunderts keinen 
Schriftsteller aufzuweisen hat, der Böhm an Glanz der Darstellung, 
Eleganz und Schärfe der Polemik auch nur entfernt erreicht hat. 
Ich möchte, um nur ein markantes Beispiel zu geben, auf seinen 
Exkurs über »die Meßbarkeit von Gefüh.sgrößen« verweisen. Man 
kann auch hier die Widerlegung der von Č u h e l geltend gemachten 
Bedenken nicht für ausreichend und überzeugend halten und doch 
von Bewunderung erfüllt sein über Böhms schöne Sprache, die 
Glätte des Stils, die Reichhaltigkeit der von ihm zur Begründung 
seiner Behauptungen aufgestellten Beispiele und die Art, wie er 
die Polemik in allen einzelnen Fragen mit minutiöser Genauigkeit 
und Sorgfalt verfolgt und zu Ende führt! Josef Schumpeter hat 
ihn einen Arbeiter für die Jahrhunderte genannt, einen der fünf 
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oder sechs großen Nationalökonomen, die es gegeben hat 26). Wenn 
letzten Endes auch heute noch das endgültige Urteil über seine 
wissenschaftlichen Leistungen aussteht, so darf man schon jetzt 
mit Sicherheit feststellen, daß es wenige Nationalökonomen gegeben 
hat, aus deren Schriften man soviellernen kann, wie aus jenen 
Böhms. Darum möchte ich zum Schlusse den Dank aussprechen 
an Franz Xaver Weiß, der die Ausgabe der »Gesammelten Schriften« 
veranstaltet hat, zur eigenen Ehre und zur Ehre des großen Toten, 
zum Ruhme der österreichischen Schule und als Beispiel für jene, 
welche auch in Zukunft wirken wollen im Sinne des verewigten 
Meisters. 


16) a. a. O. 485, 458. 
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Mises „Theorie des Geldes und der Umlaufsmittel“ *). 


Von 
ALBERT HAHN. 


Die Bedeutung, die dem Misesschen Werke innerhalb der neuen 
geldtheoretischen Literatur zukommt, in Verbindung mit der Tatsache, 
daß die erste Auflage nicht überall die ihr gebührende Beachtung 
gefunden hat, mag es rechtfertigen, wenn im folgenden zur zweiten 
Auflage der Schrift ausführlicher als in der üblichen Form der Duni 
anzeige Stellung genommen wird. 

Folgende allgemeine Bemerkungen seien zunächst vorausge- 
schickt: 

Das Misessche Werk hat durch die Neubearbeitung in der Be- 
handlung der einzelnen Materie, wie auch in der Geschlossenheit des 
Aufbaues zweifellos gewonnen. Die zweite Auflage des Werkes kann 
mit noch größerem Recht als die erste, sowohl was die Zusammen- 
fassung früherer Lehrmeinungen, wie was deren originellen Ausbau 
und Formulierung anlangt, als eine tatsächliche Bereicherung der 
Literatur angesprochen werden. Die Hauptvorzüge des Werkes, wie 
der meisten Schriften der österreichischen Nationalökonomen — 
im Gegensatz zu denjenigen der deutschen —, bestehen darin, daß 
der Verfasser sich bei aller Beherrschung der Theorie nie verleiten läßt, 
in wirklichkeitsfremde Abstraktionen zu verfallen, sondern durchaus 
auf dem Boden der Tatsachen bleibt. Gerade aus diesem Grunde muß 
man es bedauern, daß die erste Auflage des Misesschen Werkes, ins- 
besondere während des Krieges, nicht in weiteren Kreisen bekannt ge- 
worden ist. Bei der präzisen, durchschlagenden Art, wie Mises be- 
sonders gegen den Inflationismus und die ihn begründenden, weich- 
lichen bankingtheoretischen Auffassungen Stellung nimmt, wäre 
andernfalls — sofern theoretische Werke überhaupt auf die praktische 
Wirtschafts- und Währungspolitik von Einfluß sein können — einiges 
von dem Unheil, das Oesterreich-Ungarn und Deutschland auf dem 
Gebiete der Währung heimgesucht hat, vermieden worden. 

Was nun den Inhalt des Werkes im einzelnen anlangt, so erheben 
die folgenden Bemerkungen keinen Anspruch darauf, den Inhalt des 


*) Zweite, neubearbeitete Auflage. München und Leipzig 1924. Verlag 
von Duncker u. Humblot. 
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Werkes irgendwie vollständig und erschöpfend wiederzugeben und zu 
würdigen. Sie gehen nur auf einige Teile der Schrift ein, und zwar 
diejenigen, die als ganz besonders gelungen zu betrachten sind, und 
diejenigen, bei denen man Mises trotz aller Anerkennung seiner scharfen 
und bestrickenden Beweisführung nicht ganz wird folgen können. 

I. Ein solcher Teil letzterer Art scheint mir beispielsweise das 
Kapitel: »Die Bestimmungsgründe des objektiven Tauschwertes 
(der Kaufkraft) des Geldes« (S. 85 ff.) zu sein. Zwar wird man hier 
Mises durchaus folgen können, wenn er die Tatsache des über den 
Warenwert des Geldstoffes hinausgehenden Geldwertes für ein selb- 
ständiges Phänomen hält, das aber nur unter historischer Anknüpfung 
an den Warenwert des Geldes erklärbar ist, indem er sagt (S. 100): 

»Die Geldwerttheorie als solche kann den objektiven Tauschwert 

des Geldes nur bis zu jenem Punkte zurückführen, wo er aufhört, 

Geldwert zu sein und nur noch Warenwert ist; dort muß sie die 

weitere Arbeit der allgemeinen Werttheorie übergeben, welcher die 

Lösung dieser Aufgabe keine Schwierigkeit mehr bereitet.« 
Ueberhaupt wird man alles, was er im Abschnitt A dieses Kapitels: 
»Die geschichtlich überkommene Grundlage des objektiven Tausch- 
wertes des Geldes« (S. 85—104) sagt, grundsätzlich billigen. Allein 
was Mises zu dem an die Quantitätstheorie anknüpfenden Problem- 
kreis unter B: »Die durch Aenderungen im Verhältnis von Geld- 
angebot und Geldnachfrage hervorgerufenen Bewegungen des inneren 
objektiven Tauschwertes des Geldes« insbesondere S. 105—134, 
ausführt, wird man kaum anerkennen können. Mises geht in diesen 
Ausführungen, denen er entscheidende Bedeutung bei- 
mißt, formell von der Quantitätstheorie aus, von der er jedoch nur 
den Grundgedanken, »daß zwischen den Veränderungen des Geld- 
wertes einerseits und zwischen den Veränderungen des Verhältnisses 
von Geldbedarf und Geldnachfrage anderseits eine Beziehung be- 
stehe« (S. 111), gelten läßt. Er polemisiert dann gegen die »smechani- 
sche« Auffassung der Quantitätstheorie, welcher er eine auf der sub- 
jektiven Wertlehre beruhende Auffassung gegenüberstellt. 

Es erscheint nun zunächst schon sehr zweifelhaft, ob die höchst 
umstrittene und im allgemeinen verneinte Frage der Anwendbarkeit 
der subjektiven Wertlehre auf den Geldwert bejaht werden kann. Ich 
möchte Mises, der die Frage bejaht und die entgegengesetzte Auffassung 
im Anschluß an die bekannte Fiktion einer Verdoppelung der Geld- 
menge in der Volkswirtschaft mit großer Schärfe und lebhaftem 
Nachdruck bekämpft, nur folgendes entgegenhalten: I 

Wenn die Glieder einer Volkswirtschaft (vgl. S. 122 f.) plötzlich 
das doppelte Geldquantum in ihrer Tasche vorfinden, so werden sie die 
letzte Geldmenge schätzen nach dem Grenznutzen der nach Maßgabe 
des bekannten Preissystems erhältlichen Gütermenge, also nicht nur 
halb so hoch als vordem. Allein diese subjektiven Wert- 
schätzungen, welche die nach der Quantitätstheorie zu er- 
wartende Verdoppelung der Preise nicht zulassen würden, werden, 
so zweifellos sie an sich vorhanden sind, in letzter Linie keinen 
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Einfluß auf das Austauschverhältnis zwischen 
Geld einerseits und Gütern anderseits ausüben 
können. Denn die Geldbesitzer werden das Mehr an Geld, das sie 
nun einmal nur zum Kauf und nicht zu anderen Zwecken benutzen 
können, schließlich auch dann ausgeben, wenn die Preisverhältnisse 
ihren Schätzungen zunächst nicht entsprechen. Sie werden ihr Geld, 
um in der Börsensprache zu reden, »bestens« loszuwerden versuchen 
— es sei denn, daß sie den Wunsch haben, ihre Kassenhaltungen 
infolge der Geldvermehrung zu vergrößern, was ein Kapitel für sich 
und eine Frage ist, die bei der »mechanischen« Quantitätstheorie 
genau so viel und genau so wenig Bedeutung hat, wie bei einer auf 
subjektive Wertschätzung zurückgehenden Quantitätstheorie. 

Wie dem aber auch sei, ob nun das Zurückgehen auf subjektive 
Wertschätzung zur Erkennung der Geldwertveränderung nützlich 
ist oder nicht, im Enderfolg ist doch zweifellos, daß jede Geldvermeh- 
rung eine entsprechende Preissteigerung — natürlich nicht der einzelnen 
Güter, sondern des gesamten Preisniveaus im Sinne Fishers — zur 
Folge haben muß — es sei denn, daß unter dem Einfluß der Geld- 
vermehrung, wenn wir hier von der Umlaufsgeschwindigkeit absehen, 
die Kassenhaltung — dieser Ausdruck scheint mir richtiger als die 
vieldeutige Misessche Bezeichnung »Geldbedarf — Geldnachfrage« 
— wächst. Ob dies zwangsläufig geschehen muß, das scheint mir die 
Kardinalfrage zu sein, bei deren Beantwortung sich Quantitätstheo- 
retiker von Nichtquantitätstheoretikern unterscheiden. Meint Mises 
mit seiner starken Betonung der Bedeutung der subjektiven Wert- 
urteile, daß bei jeder Geldvermehrung zwangsläufig eine Aenderung 
der Kassenhaltung eintreten muß, dann ist er Nichtquantitätstheo- 
retiker. Bei der alsdann vorhandenen logischen Unmöglichkeit, die 
Fiktion des ceteris paribus aufrechtzuerhalten, kann er den Satz von 
der zwangsläufig auf die Geldvermehrung erfolgenden Preiserhöhung 
auch nicht als gedankliches Hilfsmittel benutzen. Man muß aber 
alsdann ehrlicherweise jede Theorie, die Geld w er t von Geld menge 
abhängig macht, ablehnen. Oder aber Mises nimmt an, daß eine Ver- 
änderung der Kassenhaltung infolge der Geldvermehrung nicht zwangs- 
läufig, sondern nur möglicherweise eintritt, dann ist die Quantitäts- 
theorie jedenfalls als gedankliches Hilfsmittel zulässig, und es macht 
im Effekt gar keinen Unterschied, ob man die Veränderung in der 
Kassenhaltung, die tatsächlich eintritt, vom Standpunkt des einzelnen 
Individuums oder vom Standpunkt eines kollektiven Geldbedarfes 
erklärt. | 

2. In hohem Grade bemerkenswert erscheinen mir — insbe- 
sondere was die folgenden Kapitel anlangt — die Ausführungen über 
sdie sozialen Begleiterscheinungen der Veränderungen des objektiven 
Tauschwertes des Geldes«. Der Unfug, der bei uns insofern getrieben 
wurde, als man immer wieder der Inflation freien Spielraum ließ, um 
dann durch Einzelverfügungen, Wuchergesetze usw., ihren Wir- 
kungen entgegenzutreten, wird mit Sätzen, wie die folgenden, treffend 
gekennzeichnet: | 
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»Doch es geht nicht an, diesem Uebelstand damit entgegenzu- 
treten, daß man Einzelverfügungen trifft, die einzelne Personen, 
Personengruppen oder Bevölkerungsschichten vor den Folgen der 
Geldentwertung bewahren und sie anderen um so schwerer aufer- 
legen. Wenn man diese verderblichen Folgen der Geldentwertung 
nicht will, dann hat man sich eben darüber klar zu werden, daß man 
sich gegen die Politik der Inflation wenden muß, die die Geldent- 
wertung schafft.« (S. 186.) 

3. Vorzüglich ist auch das Kapitel über »Geldwertpolitik«, worin 
die Auffassungen, die jeder auf Verminderung des Geldwertes gerichte- 
ten Politik zugrundeliegen, treffend gekennzeichnet werden. Die 
Ausführungen dieses Kapitels sind an sich in einem Zeitpunkt, in 
dem noch immer die Gefahr der Wiederkehr eines wahnsinnig ge- 
wordenen Inflationismus besteht, stärkstens zu begrüßen. Was jedoch 
die rein theoretische Seite der Sache anlangt, so möchte ich annehmen, 
daß Mises hier in dem Bestreben, den Inflationismus zu bekämpfen, in 
einem Punkte zu weit geht. Mises vertritt nämlich die These von der 
Verminderung des Sparwillens durch die Inflation. Der Fehler, bzw. 
die Einseitigkeit dieser These dürfte darin liegen, daß sie ausschließlich 
von dem letzten Stadium der Inflation ausgeht und dabei ver- 
gißBt, daß die Dinge in den ersten Stadien der Inflation ganz anders 
liegen. Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, daß in den 
früheren Stadien der Inflation infolge der von Mises selbst betonten 
Verwurzelung der Vorstellung von der Wertkonstanz des Geldes die 
Veränderung des Geldwertes nicht von einer Abnahme des Spar- 
willens begleitet wurde (vgl. S. 204). Deshalb wurde auch in den 
ersten Stadien der Inflation — im Gegensatz zu der Misesschen These 
— keineswegs die durch die Inflation verursachte Vermögensver- 
schiebung zugunsten der Unternehmer kompensiert durch eine An- 
spannung der Kreditverhältnisse, welche in einem Nachlassen der 
Sparkraft der Bevölkerung ihren Grund gehabt hätte. Die Kredit- 
verhältnisse erleichterten sich vielmehr damals ständig, und zwar 
deshalb, weil einmal der Sparwille der Bevölkerung keineswegs ab- 
nahm und weil darüber hinaus die Inflation indirekt eine Geldflüssig- 
keit hervorrief, welche die Kreditlage bis zum Frühjahr 1922 noch 
weiter immer mehr entspannte (vgl. S. 205). 

Auch in diesem Kapitel findet Mises im übrigen stellenweise 
ungemein erfreuliche Formulierungen, so da, wo er schildert, daß der 
Inflationismus in letzter Linie seinen Grund in der Feigheit einer 
Regierung hat, die Kosten der von ihr befolgten Politik durch Aus- 
schreibung von Steuern der Oeffentlichkeit aufzuerlegen (S. 207). 

4. Die folgenden Ausführungen über die »Geldpolitik des Etatis- 
mus« sind beachtenswert wegen der treffenden Bemerkungen, die über 
eine Reihe unhaltbarer Theorien gemacht werden und durch welche 
beispielsweise die Theorie, wonach die Bewertung einer Valuta vom 
Reichtum des betreffenden Landes abhängt (S. 229), ferner die Zah- 
lungsbilanztheorie (S. 233), sowie die Theorie, daß die Spekulation 
Ursache der Valutaverschlechterung sei (S. 237), widerlegt werden. 
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5. Das hieran anschließende Kapitel über die »Klassifikation der 
Geldtheorien« bringt eine vernichtende, aber m. E. durchaus zutreffende 
Kritik insbesondere der Knappschen staatlichen Theorie des Geldes. 
Für die Bendixenschen Schriften findet Mises die folgenden Worte, 
denen man im Hinblick auf die Beachtung, welche diesem Schriftsteller 
in Deutschland zuteil geworden ist, möglichste Verbreitung wünschen 
möchte: 


»Bendixens Geldschöpfungslehre, die mit Knapps Nominalismus 
nur in einem zufälligen und lockeren Zusammenhang steht, ist 
freilich nichts anderes als eine vergröberte und im höchsten Grade 
naive Abart des banking principle. Es ist ein besonders charakte- 
ristisches Zeichen des Tiefstandes deutscher nationalökonomischer 
Theorie, daß man viele Jahre lang Bendixens Lehre als neu an- 
sehen konnte und gar nicht bemerkte, daß sie sich höchstens in der 
Darstellungsform von der Lehre unterscheidet, die seit Jahrzehnten 
in Deutschland vorherrschte.« (S. 263.) 


6. Während die beiden ersten Teile der Misesschen Schrift bei 
den allermeisten, von einigermaßen modernen Anschauungen aus- 
gehenden Geldtheoretikern in allen wesentlichen Punkten weitgehende 
Zustimmung finden werden, so wird dies bei dem dritten Teil der 
Schrift »Die Umlaufsmittel und ihr Verhältnis zum Gelde« (S. 264 ff.) 
nicht überall der Fall sein. Zwar der Grundeinstellung von Mises, die 
in dem Schulenstreit zwischen Currency- und Banking-Theorie die 
Currency-Theorie als diejenige bezeichnet, die der Wahrheit unendlich 
näher gekommen ist als die Anschauungen der Banking-Theorie, wird 
man unbedingt beipflichten müssen, und es sind insbesondere seine 
Polemik gegen die Theorie von der Elastizität der Umlaufsmittel 
(S. 310 ff.) und seine Ausführungen über den »Deckungswahn« (insb. 
S. 344) als klassisch zu bezeichnen. 


Dagegen wird man Mises schon nicht mehr ganz folgen können, 
wenn er gegen die herrschende Meinung polemisiert, wonach eine 
Bank, die Darlehen in ihren eigenen Noten gewährt, dies tut, indem sie 
»als Vermittlerin des Kredits zwischen den Darlehnsnehmer und die- 
jenigen, in deren Hände die Noten jeweils gelangen« (S. 275) tritt, 
so daß die Kredite nicht von der Bank, sondern in letzter Linie von 
den Noteninhabern erteilt erscheinen. Hier hat Mises insoweit völlig 
recht, soweit er der veralteten Auffassung entgegentritt, wonach die 
Notenausgabe deshalb ein Passivgeschäft der Banken sei, weil die 
Note zur Zahlung von Geld verpflichte, während es sich bei 
der Notenausgabe in Wirklichkeit um einen Akt der Geldschöp- 
fung handelt. Es fragt sich aber gerade, ob nicht der Akt der Geld- 
schöpfung aus anderen Gründen wieder als ein Passivgeschäft der 
Banken zu betrachten ist. Es fragt sich insbesondere, ob diejenigen, 
in deren Händen die Noten sich befinden, nicht deshalb als Gläubiger 
anzusprechen sind, weil sie zwar nicht Geld, sondern diejenigen Güter 
kreditieren, welche auf Grund des mittels der Noten eingeräumten 
Kredits angeschafft wurden. Der diese Frage bejahenden Auffassung 
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gegenüber, wie sie in R. G. Hawtrey »Currency and Credite!) 
und meiner »Volkswirtschaftlichen Theorie des Bankkredits«?) ver- 
treten ist, erscheint ihrerseits wiederum die Misessche Auffassung als 
nicht voll befriedigend. Derjenige, dem auch der Inhaber von Kassen- 
führungsguthaben als Gläubiger erscheint, wird insbesondere die 
scharfe Trennung der Kassenführungsguthaben und der eigentlichen 
Sparguthaben, die Mises durchführt, ablehnen, weil er beide Arten 
von Guthaben in ihrer Wirkung auf das Kreditsystem — nicht 
natürlich auf das Preissystem des Landes — völlig gleichstellen 
muß. »Wer sich mit einer noch nicht fälligen Forderung begnügt, wo 
er auf sofortige Bezahlung dringen könnte, gewährt Kredit.« (S. 289.) 
Wer aber eine fällige Forderung erhält, tut dies ebenfalls 3)! 


7. Als der einzige, wirklich wunde Punkt der Schrift erscheint 
das Kapitel »Geld, Umlaufsmittel und Zins« (S. 347 ff.). Mises hat 
dies wohl selbst gefühlt. Denn er verspricht eine besondere Arbeit 
über seine Auffassung des Zinsproblems und will sein Festhalten an 
der Terminologie und den Gedankengängen der Böhm-Bawerkschen 
Kapitalzinstheorie nicht dahin gedeutet haben, daß er sich ihr an- 
schließe oder sie als eine befriedigende Lösung betrachte. Tatsächlich 
hält er aber in der vorliegenden Schrift nun einmal an jener Termi- 
nologie fest, und so bewegt sich denn dieses verhältnismäßig sehr 
wichtige Kapitel in Ausdrücken und Gedankengängen, die für den- 
jenigen, der den Böhm-Bawerkschen Anschauungen nur in ihrem 
kritischen, nicht aber in ihrem positiven Teil zu folgen vermag, äußerst 
unbefriedigend sind. Dies gilt insbesondere von der häufig vorkommen- 
den Wendung, daß der Ursprung des Kapitalzinses sin der natürlichen 
Wertdifferenz zwischen gegenwärtigen und zukünftigen Gütern» 
(S. 347) liege, welche Wertdifferenz entweder gar nicht vorhanden 
oder da, wo sie vorhanden ist, de Folge, nicht die Ursache 
des Zinses ist — wie dies wohl Liefmann am prägnantesten aus- 
gedrückt hat. Ferner von Redewendungen, wie die, daß die »Ver- 
änderung in der Größe des nationalen Subsistenzfonds (!!) die nächste 
Ursache der eintretenden Aenderungen des Kapitalzinssatzes« (S. 359, 
aber auch S. 371 ff.) sei. Derartige Wendungen können, insbesondere 
nach Cassels klassischer Polemik gegen alle mit der Idee des Kapital- 
fonds spielenden Kapitaltheorien*), nicht mehr akzeptiert werden. Es 
verlohnt sich aber nicht, gegen sie zu polemisieren, da Mises insoweit 
wohl selbst nicht mehr hinter seinem Werke steht. Jedoch ist die 
Umarbeitung dieses Abschnittes dringend zu wünschen. Denn diese 
wirklichkeitsfremden, kapitaltheoretisch tatsächlich nicht mehr halt- 
baren Redewendungen stören gerade im Rahmen einer im übrigen 
so erfreulich wenig weltfremden Schrift. 


1) II. Edition, Longmans Green u. Co., London 1923. 

23) Tübingen I'20. 

3) Vgl. meine »Volkswirtschaftliche Theorie des Bankkredits« S. 34 und 
R. G. Hawtrey »Currency and Credit« S. a. 

4) Gustav Cassel »Theoretische Sozialökonomie«, Erlangen - Leipzig 192 3- 
S. 32. 
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In einem Punkte dürfte übrigens heute schon eine Richtigstellung 
der Misesschen Erwägungen nötig sein: Da nämlich, wo er im An- 
schluß an Wicksell die Frage erörtert, ob die Banken in der Lage sind, 
ihren Zinssatz dauernd unterhalb des von Wicksell sog. snatürlichen« 
Zinses zu halten (S. 363 ff.). Hier ist zunächst einmal zu bemerken, 
daß der Wicksellsche »natürliche Zins« von Mises, wie übrigens von 
vielen Anderen, zu ernst genommen wird — ein Beweis dafür, daß 
in der Geldtheorie alles starken Eindruck macht, was nur genügend 
kompliziert erscheint. Der Wicksellsche »natürliche Zins« ist ex 
definitione derjenige Zins, der sich einstellt, wenn keine Preissteige- 
rungen entstehen. Nach dem quantitätstheoretischen Schema ent- 
stehen Preissteigerungen ceteris paribus nur bei Geldvermehrung. 
So ist also der mysteriöse »snatürliche Zins« Wicksells derjenige Zins, 
der sich einstellt, wenn keine Geldvermehrung — keine Inflation — 
getrieben wird. Und die Folgerung, die man aus dem Begriff des 
snatürlichen Zinses« zieht, daß nämlich jede Abweichung von dieser 
Rate nach unten Preissteigerung hervorruft, ist — da Zinssenkung 
Kreditexpansion und damit Umlaufsmittelvermehrung verursacht — 
nichts anderes als der Ausdruck der Tatsache, daß Umlaufsmittelver- 
mehrung Preissteigerung hervorruft. Diese Tatsache aber folgt direkt 
aus jeder quantitätstheoretischen Betrachtung und braucht nicht auf 
dem Umweg über den Begriff des »natürlichen Zinses« gewonnen zu 
werden. 

Im übrigen gibt es, wie Cassel) nachgewiesen hat, einen 
snatürlichen Zins« überhaupt nicht, und das ganze Problem, um das 
es sich handelt, wird schon durch den Ausdruck »natürlicher Zins« 
verwischt. Denn in diesem Ausdruck liegt schon die Tatsache anti- 
zipiert, daß der sich auf Grund inflationistischer Kreditgewährung 
bildende neue Zinssatz kein natürlicher Zins ist. 

Eliminiert man nun den Begriff des »natürlichen Zinses« aus der 
Fragestellung, so liegt das Problem einfach so: Angenommen, es sei 
ein Zinssatz von 5%, in einer Wirtschaft gegeben und die Banken 
drückten diesen Zinssatz durch inflationierend wirkende Kredite auf 
3% herunter: Kann dann dieser Zinssatz von 3% aufrechterhalten 
werden, wenn die Banken immer weiter nur die gleiche Menge Kredit 
einräumen, oder sind sie genötigt, immer neue, zusätzliche Kredite zu 
gewähren, weil bei Aufrechterhaltung nur der gleichen Kreditmenge 
sofort wieder ein Heraufschnellen des Zinssatzes von 3 auf 5% statt- 
finden würde ? Im Gegensatz zu Mises, dessen Ausführungen (S. 371/72) 
übrigens infolge seiner Anlehnung an die Böhm-Bawerkschen Ge- 
dankengänge nicht ganz klar sind — vgl. z. B. den Satz: »Die Preise 
der Konsumgüter steigen, die der Produktivgüter sinken, das heißt der 
Darlehensfuß steigt wieder . . .« (S. 372) —, ist hier anzunehmen, daß 
die einmalige Kreditexpansion erforderlich und genügend ist, 
um den Zinsfuß zum Sinken zu bringen, daß es also nicht immer wieder 
neuer Kreditdosen bedarf, um das Zinsniveau niedrig zu halten. Der 
Grund liegt darin, daß durch den zusätzlichen Kredit die Nachfrage 


5) Cassel, a. a. O. S. 398 und 454/55. g 
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weniger zinszahlungsfähiger Unternehmer befriedigt werden kann, 
wodurch der Zins sinkt, und daß keinerlei Impuls zum Wiederanziehen 
der Zinssätze gegeben ist, solange durch Weitergewährung schon dieser 
Kredite die Befriedigung jener Unternehmer gewährleistet bleibt. 
Dies ist übrigens auch die Ansicht von Cassel, die er in seiner »The- 
retischen Sozialökonomie« S. 454 niedergelegt und ausführlich be- 
gründet hat. | 

Eine andere, von der vorstehend behandelten völlig zu trennende 
Frage ist natürlich die, ob und wie eine Zinssenkung durchgehalten 
werden kann, wenn, was keineswegs immer und meist sehr spät der 
Fall ist, die eintretende Preissteigerung von denen, die Zinsen bieten 
und fordern, mitkalkuliert wird. Hier ist das Problem folgendes: 

Rechnet der Unternehmer, der bisher 3% als Kapitalverzinsung 
für seine Kredite aufwenden konnte — mit Recht oder Unrecht — mit 
einer Preissteigerung von, sagen wir, I0% p. a., so kann er 3 plus 
Io = 13 % für seine Kredite zahlen. Bekommt er den Kredit nach 
wie vor zu 3% zur Verfügung gestellt, so heißt dies, daß er überhaupt 
keinen Zins zu zahlen hat, sondern, daß ihm ein (negativer) Zins von 7% 
vergütet wird. Zu einem derartigen negativen Zins ist natürlich die 
Nachfrage nach Krediten unbeschränkt. Um also in diesem Fall 
den nominellen Zinssatz von 3%, aufrechtzuerhalten, müßte eine 
fortgesetzte und dauernde Inflation getrieben werden. Um den e ff ek- 
tiven, nur nominell 13 % betragenden Zins von 3 Prozent 
aufrechtzuerhalten, braucht aber keine Verstärkung der Inflation, 
sondern nur, wie in dem obenbeschriebenen Fall, eine Aufrechterhal- 
tung der bisherigen Inflation platzzugreifen. 


Der neue Sombart. 


Von 


ROBERT MICHELS. 


Das vorliegende Werk Sombarts hat eine Historik. Ausim Herbst 
1896 in Zürich abgehaltenen Vorlesungen, welche der junge Extraordi- 
narius aus Breslau in die »freie Schweiz« exportierte, hervorgegangen, 
entstand kurz darauf ein kleines Büchlein von (die Chronik nicht mit- 
gerechnet) 125 Druckseiten. Durch seinen Reichtum an Kenntnissen 
und noch mehr an Gesichtspunkten, seine grundsätzlich über das 
Deutsche hinaus — und in die französische, englische Kulturwelt des 
Sozialismus mit hineinragende Art weckte das gescheite und lebendige 
Büchlein lebhaftes Interesse zumal auch bei den »Mitläufern« des Sozia- 
lismus, von denen alle in Sombart den großen Sympathisierenden, 
manche geradezu den kommenden großen sozialistischen Führer er- 
blickten. Nur die strengen Marxisten waren verärgert und nahmen 
Sombart vor allem seine persönliche Irreverenz dem Granden von Trier 
gegenüber, den er als »Welteneichhörnchen« ausstaffiert hatte, übel. 
Indes, der Inhalt der Vorlesungen war so gehalten, daß man Som- 
bart, der diesen Eindruck durch spätere Schriften noch selber ver- 
stärken sollte, im allgemeinen wirklich als zu den Sozialisten gehörig 
rechnen konnte. Generationen russischer Studenten und zumal 
Studentinnen haben sich an Sombart sozialistisch gebildet. In 
Deutschland selbst schadete die Schrift zweifellos der akademischen 
Karriere ihres Autors, brachte ihn aber andererseits allen jenen 
näher, welche die flache und selbstgerechte Behandlungsweise, die 
die Fast-Allgemeinheit der professoralen Bearbeiter dem Thema 
Sozialismus angedeihen ließen, allmählich satt bekamen. Dem 
Werke wurde nun das verdiente Los zuteil, von Auflage zu 
Auflage zu schreiten und von Sprache zu Sprache übersetzt zu 
werden. Im Jahre 1905 konnten schon siebzehn verschiedene 
Sprachvölker im eigenen Idiom Sombart über den Sozialismus 
diskutieren hören. Im gleichen Jahre kam in Deutschland bereits 
die fünfte Auflage (vierundzwanzigstes bis dreiunddreißigstes Tau- 
send) heraus. Dabei wuchsen auch Ausdehnung und Wissensstoff. 
Die Stellungnahme Sombarts zu den Problemen des Sozialismus 
blieb jedoch freundschaftlich und, wenn auch individuell überlegen, 
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so doch verständnisvoll. Als, um nur ein Beispiel zu nennen, die Rede 
August Bebels auf der Reichstagssitzung vom Io. Dezember 1904 
von vielen deutschen, französischen, holländischen und italienischen 
Sozialisten als ein Symptom für das Vorhandensein von Chauvinismus 
in der deutschen Sozialdemokratie empfunden wurde, bemerkte 
Sombart noch, ihm scheine, daß dieser Vorwurf, vom Standpunkt 
eines reinen sozialistischen Glaubensbekenntnisses aus gesehen, be- 
rechtigt sei (5. Aufl., S. 185). Als dann später der französisch-italienische 
Syndikalismus und wieder später der russische Bolschewismus auf- 
kamen, war Sombart sofort auf dem Plan, die neuen Bewegungen 
des internationalen Sozialismus mit freundlicher Kritik (oder kri- 
tischer Freundlichkeit) zu begrüßen. Dabei war zwar seine Distanz 
zu der Bewegung schon weiter geworden. Aber Sombart und der 
Sozialismus, an dem er groß geworden, standen einander doch noch 
auf Hörweite gegenüber. 

Die nunmehr vorliegende zehnte Auflage !) bildet den Schluß- 
stein der angedeuteten Entwicklung. Sombart ist in ihr zum Saulus 
geworden. Die an die Tausend Seiten, die aus den 125 geworden 
sind, haben von diesen kaum noch den Schatten übrig gelassen. 
Aber auch aus der vorhergehenden, noch einbändigen Ausgabe von 
I9I18 sind knapp einige Seiten erhalten geblieben. Das ganze Ge- 
bäude ist umgebaut worden. Kaum ein Stein steht noch auf dem 
andern. 

Uns scheint das wesentlichste Neue der zehnten Auflage in 
folgenden zwei Richtungen zu liegen: 

Erstens:ineiner völligen Gesinnungsänderung. Man könnte 
die vorliegenden Bände ein sigambrisches Werk nennen. Sombart 
ist nunmehr definitiv desabuse; der Sozialismus erscheint ihm nicht 
nur politisch, sondern auch geisteswissenschaftlich als abgewirt- 
schaftet, überwunden, erledigt. Und er hält ihm nun die Trauer- 
rede. Und was für eine Trauerrede! Höhnend, bissig. Das Werk 
ist von Werturteilen und Polemiken geradezu übersättigt. Wir 
heben vorläufig nur einen Punkt hervor, zu dessen Analyse hier 
zwar nicht Ort und Zeit ist: Die These Sombarts (I, 81), daB 
im modernen proletarischen Sozialismus auch nicht ein Hauch 
deutschen Geistes weht; und daß noch der deutscheste aller proleta- 
rischen Sozialisten Proudhon heißt ?). 

Jedoch zunächst zu einigen prinzipiellen Vorbemerkungen. 

Sombart hat seine Neuauflage von »Sozialismus und soziale 
Bewegung« in »Der proletarische Sozialismus (‚Marxismus‘)e um- 
getauft. Der Untertitel erscheint mir nicht glücklich gewählt. Der 


1) Werner Sombart, Der proletarische Sozialismus (»Marxismus«). 
Jena, G. Fischer, 1924. 2 Bde. 

23) Sombart leugnet in Marx auch die Eigenschaft des Hegelianers. Er 
kennt offenbar die Arbeit von Leopold Leseine nicht, der Marx gerade 
im Verhältnis zu HegelalsM ystiker zeichnet, wozu ihn allerdings »la tendance 
dialectique de son esprit» führe (Leseine: L’Influence de Hegel sur Marx. Paris 
1907. Bonvalot-Jouve, p. 201). 
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Begriff proletarischer Sozialismus kann mancherlei bedeuten: ein- 
mal einen Sozialismus, der im Proletariat entstanden ist, als auto- 
chthoner Ueberbau einer sozialökonomischen Klasse; als ursprüng- 
lich hervorquellender Sozialismus, wie er sich in (meist anonymen) 
Volksgesängen, Liedern, überhaupt in der Folklore äußert, vielleicht 
auch von einem Mann »aus der Masse«, einem Autodidakten, theo- 
retisiert wird; wollten wir einen Namen nennen: Wilhelm Weit- 
ling (der allerdings schon einige Bildungsstufen durchlaufen hatte). 
Oder zweitens: einen Sozialismus als eine exklusiv aus Arbeitern 
bestehende und exklusiv von Arbeitern geführte Arbeiterpartei, wie 
z. B. in Italien 1882—1886 der Partito operaio in Mailand, aber 
auch gewisse Perioden und Unterströmungen in Australien und Eng- 
land. Oder drittens einen deshalb proletarischen Sozialismus, weil 
er, obgleich Produkt von Intellektuellen, zur Realisation seiner 
Pläne nur auf Arbeiter rechnet, seine Ziele nur mit ihrer Hilfe 
erreichen möchte, wie etwa der französische Syndikalismus bei 
Georges Sorel und Edouard Berth. Oder aber viertens: Einen 
Sozialismus zugunsten des Proletariats, dessen »Systematik« das 
Proletariat entwicklungshistorisch, freilich, wenn wir uns schon so 
ausdrücken dürfen, »zukunftsentwicklungshistorisch«, als den automa- 
tischen Hebel des eigenen Geschickes darstellt. Wir sehen, nur in dieser 
letzteren Fassung vermag der Marxismus als proletarischer Sozialis- 
mus angesprochen zu werden. Auch das nur cum grano salis, 
denn insoweit er elektionistisch ist, sich des Wahlmechanismus 
bedient, ist er weder rein entwicklungshistorisch bedingt, noch rein 
proletarisch in seinem Wesen. Aber auch davon abgesehen hat 
der Marxismus keineswegs das Monopol des proletarischen Sozialis- 
mus, nicht einmal, wenn man ihn, wie Sombart es vorsichtshalber 
tut, mit Gänsefüßchen umgibt ?), Höchstens für Deutschland mag 
die Tautologie von proletarischem Sozialismus und Marxismus zu- 
treffend sein, obgleich auch dort die Gewerkschaftsführer gegen eine 
derartige Fassung aufmucken würden. In England ist die prole- 
tarische Massenbewegung so weit von Marx entfernt, daß sie kaum 
seinen Namen kennt $) und daß ihre Führer fast einhellig seine 
Theorie ablehnen 5). Es bleibt, unter den bedeutendsten proletarischen 
Sozialismen, der Sozialismus in Frankreich und der Sozialismus in 
Rußland. Indes hat Marx in keinem dieser beiden Länder zur geistigen 
Formierung der Massen ausgereicht. Um in Frankreich die Basis 


3) Sombart selbst bezeichnet an einer Stelle übrigens auch die Saint- 
Simonisten als proletarische Sozialisten (I, S. 321). 

¢\ H.M.Hyndman, The Record of an adventurous Life. London 1911, 
Macmillan, p. 272; E. Belfort Bax, Reminiscences and Reflexions of a 
mid and late Victorian. London 1918, Allen and Unwin, p. 30—31, 53. Vgl. auch 
Sidney Webb, Socialism in England. London 1890, Swan Sonnenschein, 
p. 84. 

5) J]. Ramsay MacDonald, Socialism and Society. London 1905, 
Independent Labour Party. Mac Donald spricht überhaupt von our happygo- 
ucky disregard for theory (p. XII). 
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zum Syndikalismus geben zu können, hat Marx zu einem Ne&omarx 
gemacht werden und sich mit Proudhon, ja Bergson und Nietzsche 
amalgamieren lassen müssen. In Rußland gar hat der Bolschewismus 
einen — von den deutschen Marxisten bekanntlich in dieser Form 
gar nicht anerkannten — Marx in ein posthumes Freundschafts- 
verhältnis mit Michail Bakunin hineingezwungen. Marx ist nirgends 
allein massenbeherrschend durchgedrungen. Womit die gewaltige 
Bedeutung Marxens für die Entwicklung des Massenempfindens an 
sich, das wir an anderem Orte dargestellt haben ®), nicht geleugnet 
werden soll: Marx hat dem Massenempfinden durch seine Doktrinen 
und zumal durch seine Katastrophentheorie die Zwangsläufigkeit 
gegeben. Zwangsläufigkeit im Sinne des Siegesbewußtseins, der 
historisch »auserlesenen« Klasse. 

Zur Vornahme morphologischer Versuche eignet sich die soziale 
Bewegung schlecht, zumal wenn man mehr als ganz allgemeine Phasen 
zu charakterisieren unternimmt. Sombart freilich glaubt, den Ver- 
such wagen zu dürfen. Er unterscheidet im Sozialismus, literarisch 
betrachtet, eine Keimzeit, eine Reifezeit und eine Erntezeit; erstere 
reiche, meint er, etwa bis zum Jahre 1840; die Reifezeit falle in die 
acht Jahre von 1840 bis 1847; die dritte Periode endlich umfasse 
die Zeit von der Abfassung des kommunistischen Manifestes bis 
heute (I, 24) Hier folgt eine Zusammenstellung der Hauptwerke, 
welche in den entsprechenden Perioden erschienen sind (I, 25). In 
der ersten Periode finden wir kunterbunt die Werke von Morelly 
bis Bazard, einschließlich Godwin und Buonarroti, also: von der 
Eudämonistik bis zur Konspiration, angegeben. Am schlimmsten 
aber wird die Heterogenie in der zweiten Periode, in welcher Sombart 
unter anderen das Hauptwerk von Louis Blanc: Organisation du 
Travail und das von Etienne Cabet: Voyage en Icarie unterbringt. 
Hier umschließt also die gleiche Keimzelle den reformistischen 
Staatssozialismus und die von aller Realität losgelöste Utopie, das 
Quartier Saint Antoine (Zentrum der produktivgenossenschaftlichen 
Betriebe) in Paris und die Flucht vor der Wirklichkeit nach Ikarien. 
Mit anderen Worten: gerade aus der Sombartschen Zusammenstellung 
erhellt, daß die rein chronologische Periodizierung in der Geschichte 
des Sozialismus, wie derjenigen der meisten anderen Geisteswissen- 
schaften, keine fruchtbare Methode bedeutet. Demgegenüber will 
uns doch scheinen, daß dieser Methodik die Typenlehre weitaus vor- 
zuziehen sei. Und zwar die Typenlehre, die der Tatsache eingedenk 
bleibt, daß die großen Richtungen sozialer Literatur, also etwa 
Utopie, Ethik, wirtschaftliche Zwecklehre, revolutionäre Gefühls- 
dogmatik, Reformprojizierung, Gegenstandsschilderung mit zweck- 
rationalistischem Untergrund oder Hintergrund — -Typen, die über- 
dies zahlreiche Mischungen und Nuancierungen zulassen —, sich 

¢) Vgl. meine Abhandlung: »Die Psychologie der Antikapitalistischen 
Massenbuwegungen«, im demnächst erscheinenden IX. Bande des Grundriß der 
Sozialökonomik. 
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nicht zeitlich festlegen lassen, sondern zumeist in verschiedenen 
Perioden nebeneinander auftreten. 

An einer Stelle des Sombartschen Werkes (I, 74/5) befindet sich 
auch eine seltsame Bemerkung, welche den Schreiber dieses betrifft. 
Nachdem Sombart mir die Ehre hat zuteil werden lassen, mich mit 
ganz wenigen anderen Männern wie Antonio und Arturo Labriola, Hil- 
ferding, Georges Sorel und Lukäcz in die erste Klasse, welche den erfreu- 
lichen Titel: »Geistvolle Gelehrte von zweifellos selbständigem Gepräge« 
führt, zu versetzen (die übrigen Kategorien lauten: 2. trockene 
Schulmeister, 3. temperamentvolle Revolutionäre und 4. halbe 
Politiker, quorum nomina sunt odiosa), läßt er mich zur Abkühlung 
der Dankbarkeit kurz darauf als Mann von »Ressentiment« unter 
den aus irgendeinem Grunde Gescheiterten von neuem erscheinen. 
Weiß der Himmel, was sich Sombart, der mich in den beiden Bänden 
sonst so ausgiebig und anerkennend zitiert, daß ich wirklich nicht 
annehmen kann, er habe mich wissentlich kränken wollen, unter 
diesen Worten vorgestellt hat! Es tut mir leid, von mir persönlich 
reden zu müssen, aber ich kann Sombart versichern, daß ich, als 
ich mich einst in jugendlichem Idealismus für den Sozialismus ent- 
schied und in der Konsequenzfreude des knapp Vierundzwanzig- 
jährigen den »Glauben« durch den Eintritt in eine sozialistische Partei 
(zuerst die italienische) besiegelte, ein junger Mann von besten 
Hoffnungen war, dem durch Geburt, Rang und Ehe alle Türen offen 
standen. Und daß auch die auf das Bekenntnis hin nunmehr er- 
folgende Verrammelung mancher Türen (factum secundarium) eben- 
falls bei mir kein Ressentiment ausgelöst hat, sollte Sombart als 
Kenner meiner einschlägigen Schriften aus der entsprechenden 
Periode immerhin wissen. Aber das sind tempi passati. Zum Schei- 
tern ist es nicht gekommen, ebensowenig wie bei Sombart selbst, der 
sich doch auch gehäutet hat (wie mir scheinen will, sogar weit mehr 
noch als ich) und sogar zum Professor und Geheimrat in Berlin 
hinaufgescheitert ist (womit natürlich kein Werturteil ausge- 
sprochen, sondern nur ein Analogieschluß gezogen werden soll). 


Ueberhaupt gelangt Sombart, durch eine falsche Tendenz und 
ungenügende Fragestellung verführt, bei seinen ad homines et 
feminas angestellten Untersuchungen über die Kausalität zu un- 
richtigen Resultaten, zu ausgesprochenen »bevues« Hierzu möchte 
ich im einzelnen auch seine ungerechte Beurteilung der Rosa Luxem- 


burg rechnen 7). 


7) Rosa Luxemburg wird von Sombart als »blutrünstig und giftspritzends 
dargestellt und mit einem vierfachen Ressentiment belastet: als Frau, als Aus- 
länderin, als Jüdin und als Krüppel (I, 76). Die sogekennzeichnete Luxemburg 
hat aber nach ihrer Entlassung aus dem Zuchthaus und mitten in der deutschen 
Revolution einen Aufruf erscheinen lassen, der »Sinfonie der Menschenliebes 
betitelt ist und folgende Schlußworte enthält: »Auf Schritt und Tritt, im Kleinen 
wie im Großen spürt man: es sind noch die alten braven Genossen aus den Zeiten 
der selig entschlafenen deutschen Sozialdemokratie, für die das Mitgliedsbüchlein 
alles, der Mensch und der Geist nichts war. Vergessen wir aber nicht: Welt- 
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Um seiner These, daß sozialistisches Geschehen hauptsächlich durch 
Ressentiment entsteht und es allen großen Sozialisten einmal irgendwo 
schlecht gegangen sein müsse, weshalb sie eben zu Sozialisten wurden, 
zu belegen, bringt er (I, 55) sogar eine Liste der ursächlichen Zu- 
sammenhänge: »Louis Blancs Vater verarmt durch die Revolution 
von 1830; St. Simon, ein reicher Seigneur, verarmt durch Ver- 
schwendung und endigt als Kopist; Fourier verliert im Alter von 
21 Jahren sein ganzes Vermögen durch unglückliche Spekulationen; 
Proudhons Druckerei macht Bankerott; Cabet verliert seinen Posten 
als Generalgouverneur von Korsika; Marx scheitert in der aka- 
demischen Laufbahn; Heß, Lassalle, Bakunin lassen ihre Berufs- 
laufbahn im Stich; Godwin, Prediger einer Dissentergemeinde, muß, 
weil er einen Wandel in seinen religiösen Anschauungen erlebt, sein 
Amt aufgeben.« 


Das ist nun aber eine etwas eilige Rekonstruktion der Zusammen- 
hänge. Sombart sagt: die gescheiterten Existenzen werden Sozia- 
listen. Das ist die »Dekadenz«theorie, die Marx seinen großen Gegnern 
gegenüber bisweilen anwandte und die wir einmal Gelegenheit ge- 
nommen haben, an der Hand von Einzelbeispielen aus der Geschichte 
bio-monographisch zu widerlegen ®). Aber was bei Marx polemisches 
Gift war, das nimmt Sombart für bare Münze. Er bedenkt gar nicht, 
daß der Fall auch umgekehrt liegen kann, als er es annimmt, daß 
nämlich das Scheitern im bürgerlichen Leben nicht bloß Ursache, 
sondern Folge sozialistischer Gesinnung zu sein vermag. Ein sorg- 
sames, biographisch-charakterologisches Nachprüfen, wie es histo- 
risches Pflichtbewußtsein erfordert haben würde, hätte gerade bei 
einer Anzahl der von Sombart angeführten Namen das primäre 
Auftreten sozialistischer Weltanschauung ergeben. Sombart hat sich 
seine Aufgabe etwas leicht gemacht, übrigens auch seinen Gegnern 
gegenüber, die in seiner Breslauer Periode vielfach über ihn fälschlicher- 
weise ganz ähnlich geurteilt haben, wie er nun selber über die Kausalität 
menschlicher Stellungnahme und »Weltanschauung« anderer urteilt. 


geschichte wird nicht gemacht ohne geistige Größe, ohne sittliches Pathos, ohne 
edle Geste. Liebknecht und ich haben beim Verlassen der gastlichen Räume, 
worin wir jüngst hausten — er seinen geschorenen Zuchthausbrüdern, ich meinen 
lieben armen Sittenmädchen und Diebinnen, mit denen ich dreieinhalb Jahre 
unter einem Dache verlebt habe —, wir haben ihnen heilig versprochen, als sie 
uns mit traurigen Blicken begleiteten: wir vergessen euch nicht! 

Blut ist in den vier Jahren des imperialistischen Völkermordens in Strömen, 
in Bächen geflossen. Jetzt muß jeder Tropfen des kostbaren Saftes mit Ehrfurcht 
in kristallenen Schalen gehütet werden. Rücksichtsloseste revolutionäre Tatkraft 
und weitherzigste Menschlichkeit — dies allein ist der wahre Odem des Sozialis- 
mus. Eine Welt muß umgestürzt werden, aber jede Träne, die geflossen ist, 
obwohl sie abgewischt werden konnte, ist eine Anklage, und ein zu wichtigem 
Tun eilender Mensch, der aus roher Unachtsamkeit einen armen Wurm zertritt, 
begeht ein Verbrechen... .« (Der Kampf [München] vom 7. Nov. 1919.) Das 
klingt wesentlich anders als die Sombartsche Typologie. 

8) Proletariat und Bourgeoisie in der sozialistischen Bewegung Italiens. 
Archiv Bd. XXI, z (1905), p. 360 ff. 
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Sombarts groß angelegtes Werk hält in seinen einzelnen Teilen 
keineswegs die Thesen immer aufrecht, welche er an prominenten 
Stellen desselben aufstellt und die überhaupt von ihm am lebhaftesten 
verteidigt werden und am meisten in die Augen springen. So sind 
wir erstaunt, ihn den Einfluß, den die Pubertätsphilosophie von Ludwig 
Feuerbach auf Marx genommen, feststellen zu sehen (I, 121 ff.); 
wobei freilich auch Feuerbach als Westler charakterisiert wird. An 
anderer Stelle weist Sombart auch sehr richtig und in fast analoger 
Methode, wie Schreiber dieses es bereits 1910 versucht hat (Soziologie 
des Parteiwesens, Leipzig, S. 239 ff.), auf die gewaltige Verschiedenartig- 
keit der Beweggründe hin, welche die nichtproletarischen Sozialisten 
zum Eintritt in die sozialistische Bewegung veranlassen, und ana- 
lysiert diesen Kausalitätskomplex treffend wie folgt: ı. Dienst am 
Ideal: a) das religiöse Motiv, b) das ethische Motiv, c) das künst- 
lerische Motiv. 2. Sympathie. 3. Gruppe von aus einer negativen 
Einstellung zu Welt und Menschen fließenden Motiven: Unzufrieden- 
heit, Neid, Mißgunst, Haß, Oppositionslust bis zum Verbrechertum. 
4. Beweggründe aus Selbstsucht: a) das reine Geschäftsinteresse; 
b) Vermögensversicherung; c) Sensationsbedürfnis; d) Ehrgeiz; 
e) monomanische Selbstverbesserung. 5. Die geistige Ansteckung. 
6. Tradition, Gewohnheit und Ueberlieferung (II, S. 136—145). In 
einem Kapitel über »Das Proletariat in idealtypischer Reinheit« 
finden sich sogar noch Anklänge an den älteren Sombart, so wenn zu 
lesen steht, daß die Empfänglichkeit des modernen Proletariats für 
soziale Neuerungen aus der »subjektiv wie objektiv unmenschlichen 
Lage« (im Original sogar unterstrichen) dieser Bevölkerungsschicht 
folge (II, S. 101). Man kann sich bei der Lektüre des zweibändigen 
Sombartschen Werkes bei aller Prägnanz des eingangs dieser Be- 
sprechung angeführten Hauptgedankens des Eindrucks nicht er- 
wehren, daß die sich häufig einstellende theoretische Uneinheitlich- 
keit des Werkes nur aus einer sich während der Niederschrift im 
Autor selbst vollziehenden Entwicklung zu erklären sein dürfte. 
Die vorhandenen Inkonsequenzen wurden überdies wohl noch ge- 
steigert durch eine nicht immer sachentsprechende Disposition (z. B. 
der erste, als Problemkreis bezeichnete Abschnitt des ersten Buches 
nimmt dem zweiten Bande viel Material vorweg), welche Sombart 
an verschiedenen Stellen zur Behandlung der gleichen Probleme 
zwingt und somit, in Anbetracht des Entwicklungscharakters der 
Arbeit, die Verschiedenartigkeit in der Behandlung des gleichen 
Stoffes besonders deutlich macht. 

Im übrigen sind Flüchtigkeitsfehler nicht ausgeschlossen. Hiezu 
möchten wir ganz objektiv die These Sombarts rechnen, das Verhalten 
der deutschen Sozialdemokratie im Weltkrieg sei weniger staats- 
erhaltend gewesen als bei den übrigen Nationen (II, S. 214 ff.). Es 
kann aber Sombart doch nicht entgangen sein, daß das parlamen- 
tarische Verhalten der italienischen Sozialdemokratie von einer 
Oppositionslogik getragen war (was kein Werturteil besagen soll), 
die alle anderen Bruderparteien in Mittel- und Westeuropa weit hinter 
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sich gelassen hat. Zu der gleichen Kategorie?) gehört wohl auch die 
Partie über Familie, Schule und Bildung (I, S. 272 ff.). Hier hat Som- 
bart nicht, wasihm doch sonst glänzend gelegen hätte, die verschiedenen 
Grundtypen der Stellung des Sozialismus zur Sexualmoral herausgear- 
beitet. Wie etwa: Ir. Familie als Zelle der Gesellschaft. Daher Reinheit, 
unter Umständen auch des Mannes, vor der Ehe, Ablehnung des 
Divortiums, Gegnerschaft zum Feminismus (Proudhon, Sorel, Berth). 
Die proletarische Familie bedarf dieser straffen Reinheit auch gerade 
zur Erringung des Sieges über die ventartete« Bourgeoisie. 2. Reinheit 
der Ehe ist unter der Herrschaft des Kapitalismus »vergebliche Liebes- 
mühe«, daher Desinteressement dem Eheproblem gegenüber, minde- 
stens innerhalb des Gegenwartsstaates (Marx und die Marxisten). 
3. Ideal der freien Liebe als einzig menschenwürdige, freiheitliche 
Lösung, teils unter Zuhilfenahme biologischer Momente (in größter 
Buntheit der Theorien und Praktiken: die Saint-Simonisten, Fourier, 
Owen, die Anarchisten, Bebel) und Geltendmachung dieses Rechtes 
auch für den Gegenwartsstaat (die Anarchisten, sowie ein Teil der 
sozialistischen Kolonisten und Siedlergenossen). 


Tatsachenbestände werden nicht nur häufig, wie uns scheinen 
will, unrichtig bewertet, sondern auch falsch wiedergegeben. Hiefür 
nur einige Beispiele. Wenn Sombart den Historiker des Babouvismus, 
Filippo Buonarroti, geboren 1761 in Florenz, zu den Franzosen rechnet 
(I, 41), so läßt sich darüber streiten, wenn auch immerhin bemerkt 
werden muß, daß dieser Nachkomme der berühmten Künstlerfamilie 
etwas spät, nämlich erst mit einunddreißig Jahren (1791), überhaupt 
französischen Boden betrat und nach Ablauf der französischen Revo- 
lution sich wiederum italienischen Problemen und Konspirationen zu- 
wandte, um erst nach deren MißBlingen nach Paris zurückzukehren, 
wo er dann im Jahre 1837 gestorben ist. Als historisch falsch aber 
muß es bezeichnet werden, wenn Sombart das Franzosentum Buonar- 
rotis aus seinem Aufenthalt in Korsika herleiten will, während dieser 
auf der eben erst nach harten Kämpfen französisch gewordenen Insel 
doch gerade ein italienisches Patriotenblatt, L’Amico della Libertä 
Italiana herausgab 1%). Ebenso ist es unrichtig, am alten quiproquo 
festzuhalten, daß Louis Blanc die Panazee der sozialen Frage in der Er- 
richtung der Nationalwerkstätten erblickt habe (I, S. 336); Louis Blanc 
hat sich bekanntlich stets leidenschaftlich gegen diese Auslegung seiner 


°?) Vgl. über ihn das offenbar Sombart unbekannt gebliebene treffliche 
Werk des sizilianischen Gelehrten und Arztes Garibaldis, Giuseppe Ro- 
mano Catania: Filippo Buonarroti, 2. Aufl., Palermo 1902, Sandron, 
XIV u. 259 S. 

10) Andere Flüchtigkeitsfehler. I, S. ııg berichtet Sombart von Leuten 
wie Ruge, Feuerbach, Joly und Vandervelde und sagt darauf: »Die ge- 
nannten Männer tragen sämtlich französische Namene. I, S. 70 schreibt 
Sombart den Anti-Dühring Marx statt Engels zu (natürlich lapsus calami). 
I, S. 445 heißt es: Soul (statt Sorel); I, S. 456 Maletesta (statt Malatesta); 
Bignani (statt Bignami, II, S. 519); die französischen Zitate I, S. 347 sind 
voller Fehler. 
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Absichten, welche lediglich auf die Einrichtung von ateliers sociaux 
ausgingen, gewehrt 1). 


Auch Unterlassungen laufen mit unter. Bei den großen französischen 
Interessenstreitigkeiten zwischen Montaigne und La Bruyère fehlt der Name 
La Rochefoucauld (I, 347). Bei den Analysen des Charakters von K. Marx 
durch Zeitgenossen (I, 67) vergißt S. einiger ganz wichtiger Darstellungen von 
Bakunin und Benoît Malon Erwähnung zu tun 2). 


Noch eine letzte Bemerkung zum Abschluß dieses Teiles. 
Wir taten bereits der Sigambrik der Sombartschen Entwicklung dem 
Problem Sozialismus gegenüber Erwähnung. Es ist (von andern) 
ausgesprochen worden, daß der erste Abschnitt der wissenschaftlichen 
Lebensleistung Sombarts darin bestanden habe, alles »Elend dieser 
Welt« dem Einfluß des Kapitalismus zuzuschieben, während die 
Quintessenz des zweiten Lebensabschnittes Sombarts nunmehr darin 
bestehe, den Sündenbock im Sozialismus und speziell im Marxismus 
zu,suchen. . Dieses Urteil ist natürlich weit davon entfernt, Sombart 
gerecht zu\werden. Denn Sombart ist auch Historiker und Wirt- 
schaftstheoretiker. Immerhin aber enthält es indes einen richtigen 
Kern. Einmal insofern es andeutet, daß in Sombart als Weltanschau- 
ungsmensch ein Quantum von Sturm und Drang steckt, welches auch 
im höheren Alter beibehalten zu haben ihm übrigens menschlich nur 
zur Ehre gereicht. Dann auch, weil es bei weiterer Durchdenkung 
zu dem Resultat führt, daß das Bestreben Sombarts letztendlich 
doch auf eine einheitlichere Grundwurzel zurückzuführen ist, als 
es in der Antithese zum Ausdruck gelangt. Es ist in beiden Fällen 
das Sehnen, sich vom Materialismus abzuwenden, das nun, wo mit 
der Abwendung vom Marxismus auch der zweite Prozeß vollständig 
durchlaufen ist, zu einem »mystischen« Zug führen muß. Mit 
diesem uns hier auseinanderzusetzen, würde zu weit führen. Aber 
angezeigt mußte dieser Zug werden, um das Verständnis Sombarts 
zu erleichtern. 

Zweitens: Der — den Großteil des zweiten Bandes füllende — 
Ausbau ins Soziologische, Sozialphilosophische, Sozialhistorische, Bio- 
logische, den wir in den vorhergehenden Seiten bereits zu berühren 
Gelegenheit hatten. Hier liegt eine wertvolle Bereicherung vor, so 
zumal in einigen Abschnitten des zweiten Abteils mit dem Titel »Das 
Gefüge der sozialen Bewegung« (Die Triebkräfte, Das proletarische 


1) Louis Blanc, Pages d’histoire de la Révolution de février 1348. 
Bruxelles 1850, Soc. Typ. Belge, p.. 67. 

12) Das von Sombart erwähnte Mazzinische Urteil, das sich im Original 
übrigens in seinem Aufruf Agli Operai Italiani, der in der Zeitung Roma del 
Popolo vom 13. Juli 1871 abgedruckt wurde, befindet (vgl. Scritti editi ed inediti 
di Giuseppe Mazzini, Roma ı8gı, per Cura della Commissione Editrice, 
Vol. XVII, p. 53), ist nicht vollständig wiedergegeben. — Von Bakunin 
weiß Sombart nur von einem unbedeutenden Briefstück an Herzen zu berichten, 
während sich ein viel ausführlicheres Urteil in seiner Schrift über die Th&ologie 
Politique de Mazzini befindet (Näheres in meinem Buch Storia del Marxismo 
in Italia. Roma ıgıo, Mongini p. 23). 
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Klasseninteresse, Die Beweggründe der nichtproletarischen Sozia- 
listen, Massenpsychologie, Formen und Inhalt der Propaganda [dar- 
unter freilich ungenügend die Symbolik der Bewegung, II, S. 185)), 
sowie des dritten Abteils, der über die Führer der sozialen Bewegung 
handelt. 

Auch hier tritt zwar der pessimistische und hadernde Zug her- 
vor. Aber im übrigen bedeuten diese Teile eine glänzende Synthese 
des hierüber vorhandenen monographischen Materials und der Dar- 
stellungen von Shaw bis Ciccotti, Freud, Kantorowicz, Naumann, 
Meusel, Schreiber dieses und unzähligen (wie der glänzende Literatur- 
nachweis [in dem trotzdem wieder auch manche elementaren Werke, 
wie die von Jean Jaurès herausgegebene Histoire Socialiste fehlen] 
beweist, wirklich unzähligen anderen). Synthese in Sombartscher Regie 
und mit unendlich vielen treffenden eigenen, oft in Form von 
Aperçus wiedergegebenen Beobachtungen. 

Und hier muß doch gesagt werden: Das Sombartsche Werk ist 
eine Fundgrube sozialpsychologischer Erkenntnis und in dieser Zu- 
sammenfassung trotz allem das Beste, und zwar international das 
Beste, was wir besitzen. Sombart ist immer ein guter Könner, ein 
Mann von weitester Bildung, ausgiebigster Lektüre, lebendigstem Ge- 
dankengang; der größten einer auf dem Gebiete der wirtschafts- 
historischen und soziologischen Disziplinen. Die Festigkeit seines 
Griffels ist im allgemeinen staunenerregend. Wenn wir hier gerade 
die Fehlstriche hervorgehoben haben, so lag das einmal in der 
Funktion der Kritik, dann auch an der Hoffnung auf Berück- 
sichtigung der angezeigten Schäden in späteren Auflagen (Sombart 
hat sich bisher der Kritik zugänglich erwiesen). Endlich allerdings 
aber auch darin, daß es uns scheinen will, als ob den erhöhten Licht- 
seiten dieser neuen Auflage auch erhöhte Schattenseiten gegenüber- 
stehen, deren Beseitigung erforderlich wäre. 
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2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Joel, Karl: KantalsVollenderdes Humanıswus. 
Festrede bei der Kantfeier der Universität Basel am 9. Mai 1924 
gehalten. Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1924. 


Diese schöne Festrede betrachtet das Werk Kants im umfassenden 
Rahmen kulturgeschichtlicher Entwicklung und erkennt in der von 
Kant gelehrten Autonomie des Menschen die Vollendung 
des Humanismus. Der Verf. erinnert daran, wie Kant in seiner persön- 
lichen Entwicklung sich von bindenden Gewalten verschiedenster 
Art, die ihn fesselten, in hartem Kampfe zur Unabhängigkeit hat 
durchringen müssen, wie ihn dieser Kampf zu einem Fanatiker der 
Freiheit machte und wie er dann schließlich doch zu einem Ausgleich 
von Freiheit und Ordnung gelangte. »Von der Natur durch den 
Menschen zum Geiste oder svon äußerer Gesetzlichkeit 
durch menschliche Freiheit zu innerer Gesetz- 
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lichkeit« — so bestimmt der Verf. den Entwicklungsgang Kants, 
dessen Stadien er nach ihren wichtigsten Momenten charakterisiert. 
In großen Linien stellt er dar, wie der Geist Rousseausin Kant 
über den Geist Newtons, die Freiheit über das Gesetz siegte, 
wie dann aber »aus der negativen Freiheit der Aufklärung« »die posi- 
tive Freiheit der Selbstbestimmung« erwuchs. Kants kopernikanische 
Tat, seine Revolutionierung der Denkart erscheint dem Verf. im 
Lichte einer »letzten Steigerung, ja Uebersteigerung des Humanismuss, 
eines »Sieges des Menschen über die Welta. Freilich 
liege in diesem Siege zugleich eine Niederlage, da sich die Gesetze, 
die der Menschengeist der Welt vorschreibt, als Erscheinungs- 
gesetze entpuppen. So »schlägt die Weltbeherrschung zur Selbst- 
beherrschung um« und der stolze Sieg führt zu einer Selbstbescheidung 
der menschlichen Vernunft, zur Selbsterkenntnis des Men- 
schen. Der unvermeidliche Verzicht, der in der Einsicht in die Grenzen 
der menschlichen Erkenntnis liegt, gereicht aber dem Menschen zum 
Segen. Er verhindert, daß der Mensch an der Erfahrung Genüge 
finde, und erhält in ihm den metaphysischen Trieb wach, der ihn 
über die Erfahrung hinaus in das Reich der Ideen treibt. Der Verf. 
weist mit Recht darauf hin, wie sich bei Kant auf allen Gebieten 
(in der Natur-, Erkenntnis-, Ideen- und Morallehre) de dynami- 
sche Auffassung der statischen gegenüber durchsetzt. Den eigent- 
lichen Kern der kulturgeschichtlichen Bedeutung Kants sieht J. 
darin, daß er den Geist der Aufklärung, den er völlig in sich aufnahm, 
vollendete, um ihn dann zu überwinden, indem er »im Subjektiven 
wieder ein Objektives, im Individuellen ein Allgemeines auftat, 
...den Menschen in seiner Willkür durch sich selber band und da- 
durch über sich selbst aufreckte«, kurz, indem er die »Gesetzlichkeit 
der Freiheit« verkündete und begründete. Dieses Grundprinzip der 
kantischen Weltanschauung deutet der Verf. so, daß ihm gemäß 
»die Freiheit nicht dem Gesetz, der Mensch nicht der Gesellschaft 
geopfert, sondern in die Freiheit das Gesetz, in den Menschen die 
Menschheit aufgenommen und der HumanismuszurHumani- 
tät ausgetragen« werde. J. zeigt, wie sich der Kantische Geist 
auch nach Kant in der philosophischen Gedankenarbeit und in der 
wissenschaftlichen Forschung auswirkt. J.s Festrede ist getragen 
von einer großzügigen Auffassung der kantischen Philosophie in 
ihrer kulturellen Bedeutung und bringt das Wesentliche in glück- 
licher Formulierung zum Ausdruck. 4 ,. &r:-: (N. v. Bubnoff.) , 


Korsch, Karl: Marxismus und Philosophie.. Leipzig, C. L. Hirschfeld, 
1923. — 

Die marxistische Theorie und Bewegung durchleben in der 
Gegenwart eine starke Krise. Sie ist den meisten Marxisten über- 
haupt noch nicht bewußt geworden, so daß sie ihr Dasein gar nicht 
anerkennen. Doch ist sie da, und wenn sie den meisten Marxisten 
auch nicht bewußt ist, stellt sie doch das allerdringendste Problem 
des gegenwärtigen Marxismus dar, um so mehr, als die Folgen dieser 
Krise in der marxistischen Praxis äußerst tiefgehend sind, und dem, 
der das Wesen dieser Krise einmal erkannte, als in jedem Moment 
dieser Praxis latent oder unmittelbar mitbestimmend erscheinen. 

Diese Krise des Marxismus betrifft das Verhältnis der ökonomischen 
zur geistigen Sphäre, der wirtschaftlichen Wirklichkeit zur Ideologie 
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Die Theorie von Marx ergab die Grundeinsichten, die die Klärung und 
Lösung dieser Problematik ermöglichten, doch sie gab nicht die 
detaillierte Konkretisierung dieser Einsicht, die Anwendung der 
Grunderkenntnisse auf die einzelnen Sphären der kapitalistischen 
Kultur, der bürgerlichen Ideologie. Und die Marx-Epigonen haben 
den durch ihren Meister eröffneten Weg zur Erkenntnis der Zu- 
sammenhänge zwischen den ökonomischen und ideologischen Sphären 
sich überhaupt versperrt. Entweder indem sie die Hegelschen Grund- 
elemente des Marxismus aus diesem eliminierten und sie durch Kantsche 
Gedankengänge zu ersetzen suchten, wodurch natürlich das originäre 
System des Marxismus seine eigentlichen Grundlagen verlor, und 
dadurch auch der Fähigkeit verlustig ging, die Struktur der kapita- 
listischen Gesellschaftsordnung und somit auch der gegenseitigen 
Beziehungen der verschiedenen Sphären dieser Gesellschaftsordnung 
zu verstehen. Oder aber sie deuteten die Marxsche Ideologielehre im 
Sinne eines plumpen naturwissenschaftlichen Materialismus, indem 
sie jegliche Geistigkeit als bloße Funktion, als bloßes Produkt der 
ökonomischen Tatsächlichkeit auffaßten, gleichsam als wie wenn die 
geistigen, ideologischen Sphären sich aus der jeweiligen ökonomischen 
Struktur automatisch-mechanisch ableiten ließen. Aus der Marxschen 
Lehre der konstitutiven Bedingtheit der geistigen Sphären durch die 
ökonomische wurde die Lehre von der Absolutheit und Alleinwirklich- 
keit des Oekonomischen und der bloßen Scheinwirklichkeit alles 
Geistigen. Wir können das Wesen dieses Prozesses der zwiefachen 
Verflachung der Marxschen Lehre dann am klarsten erfassen, wenn wir 
uns vergegenwärtigen, daß hier nichts anderes geschah, als daß 
der Marxismus in dieser Periode, in der er sich in der Praxis von seiner 
ursprünglichen Revolutionarität entfernte und sich der bürgerlichen 
Gesellschaft näherte, auch in der Theorie sich von dem dialektischen 
Revolutionarismus, der ihn in seiner ersten revolutionären Periode 
mit der Hegelschen Ausgipfelung des deutschen Idealismus verband, 
entfremdete, sich der bürgerlichen Weltanschauung näherte und 
sich den beiden Weltanschauungsrichtungen des nachrevolutio- 
nären, konservativ gewordenen Bürgertums: teils dem spezifisch 
bürgerlichen Neukantianismus, teils dem ebenso spezifisch bürger- 
lichen naturwissenschaftlichen Materialismus ergab. 

Die Krise des Marxismus der Gegenwart besteht nun darin, daß die 
Bewegung, obwohl sie auf dem politischen und wirtschaftlichen Ge- 
biet die Periode ihrer Verbürgerlichung bereits überwunden hat, sich 
auf dem theoretischen, weltanschaulichen Gebiet von der Herrschaft 
des bürgerlichen Weltbildes nicht befreien konnte, ja sogar sich 
immer mehr der plumpen naturwissenschaftlich-materialistischen 
Weltansicht des nachrevolutionären Bürgertums ergab. So sehen 
wir heute die sonderbare Tatsache, daß auch in den fortschrittlichsten 
Heimatgebieten des revolutionären Marxismus der naive unkritische 
naturwissenschaftliche Materialismus, den Marx am heftigsten be- 
kämpft hatte, vorherrscht, und in einer vorkantisch anmutenden 
Metaphysik gipfelt. Am deutlichsten tritt dieser Materialismus in der 
Um- und Verdeutung der Marxschen Ideologientheorie zutage. Wir 
können diese Auffassung, und überhaupt die Stellungnahme des 
gegenwärtigen Marxismus zur »geistigen« Welt am besten mit dem 
Wort ökonomischer Absolutismuss oder »Pan-ökonomismus+ cha- 
zakterisieren. Die ökonomische Sphäre ist für die meisten heutigen 
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Marxisten die alleinige Vollwirklichkeit. Alle ideologischen Sphären 
seien bloß von abgeleiteter und geringerer Wirklichkeit, und vollends 
einige Sphären, wie in erster Linie die Philosophie, bloßer Schein, 
seien überhaupt bloß Auswirkungen der Widersinnigkeit und Un- 
gerechtigkeit der jetzigen Gesellschaftsordnung. 

Daß bei dieser Anschauung die Erkenntnis des wahren Wesens 
der geistigen Sphären und ihrer wirklichen Zusammenhänge mit 
der ökonomischen unmöglich ist, und die eigentliche philosophische 
Grundlage des Marxismus umgeworfen, und dadurch das ganze 
System verkannt und erschüttert wird, ergibt sich von selbst ; doch 
dessen ist die überwiegende Mehrzahl der Theoretiker und Praktiker 
des gegenwärtigen revolutionären Marxismus sich nicht bewußt. 
Immerhin dringt die Erkenntnis dieser Sachlage in der neuesten 
Zeit immer mehr durch, und, wenn sie auch in dem marxistischen Lager 
noch auf allerhärtesten Widerstand stößt, so wird sie sich doch gewiß 
bald freie Bahn brechen können. 

Im Dienste dieser Erkenntnis steht das Büchlein von Karl Korsch. 
Der Autor wählt sich das Verhältnis des Marxismus zur Philosophie 
zum Gegenstand, um durch die Analyse dieses Verhältnisses aufzu- 
zeigen, daß die Stellungnahme, die der Marxismus der Epigonen den 
geistigen, ideologischen Sphären gegenüber eingenommen hat, falsch 
und unhaltbar ist. 

Den Ausgangspunkt der Schrift bildet die Darstellung der Rolle, 
die die Philosophie seit dem Anfang des rọ. Jahrhunderts in der 
Weltanschauung der bürgerlichen und der Arbeiterklasse spielte. 

Korschs Gedankengang ist, kurz gefaßt, der folgende. Eine jede 
Klasse ist auch in der weltanschaulichen, philosophischen Sphäre nur 
solange schöpferisch, revolutionär, als sie auf dem wirtschaftlich- 
politischen Gebiet revolutionär ist. Die bürgerliche Klasse brachte 
ın ihrer revolutionären Periode die Philosophie des »klassischen deut- 
schen Idealismus« hervor, die auf dem geistigen Gebiet einen unüber- 
schätzbaren Schritt vorwärts bedeutet und deren Gipfelpunkt, die 
Philosophie Hegels, als der stärkste geistigrevolutionäre Vorstoß 
des revolutionären Bürgertums, bereits die Grundelemente der Ueber- 
windung der bürgerlichen, kapitalistischen Periode und manche Grund- 
elemente der kommenden neuen Weltanschauung enthält. Doch um 
die Mitte des 19. Jahrhunderts hat sich die kapitalistische Gesell- 
schaftsordnung schon genügend gefestigt, und damit hörte natürlich 
die revolutionäre Periode des Bürgertums auf. Das Bürgertum wurde 
konservativ; es erkämpfte sich die seinen Wesensgesetzlichkeiten 
entsprechende wirtschaftliche und politische Ordnung — jetzt galt 
es diese Ordnung aufrechtzuerhalten, sie um jeden Preis zu sichern. 
Und dieses Aufhören der politisch-wirtschaftlichen Revolutionarität 
brachte wesensgesetzlich auch das Ende der schöpferisch-positiven 
Periode der bürgerlichen Philosophie mit sich. Das Bürgertum ward 
nicht nur wirtschaftlich-politisch, sondern auch weltanschaulich- 
philosophisch konservativ; und die revolutionären Ergebnisse seiner 
Philosophie wurden ihm selbst unangenehm und gefährlich. Dadurch 
entstand die sonderbare Tatsache, daß die Hegelsche Philosophie 
um die Mitte des ıg. Jahrhunderts (ganz gleichzeitig mit der Ent- 
revolutionierung und dem Konservativwerden des Bürgertums) 
plötzlich von dem Schauplatz der bürgerlichen Kultur verschwand: 
teils einfach vergessen, teils plötzlich nicht mehr verstanden wurde. 
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Die bürgerlichen Geschichtsschreiber fassen dies einmütig so auf, als 
wie wenn die Philosophie für einige Jahrzehnte überhaupt entschlafen 
wäre, um dann in der »Zurück-zu-Kant«-Bewegung wieder aufzu- 
erstehen. In Wirklichkeit geschah aber etwas ganz anderes: nämlich 
dies, daß die revolutionäre Philosophie des revolutionären Bürger- 
tums nach dem Abschluß seiner revolutionären Periode auf 
die neue revolutionäre Klasse, auf das Proletariat überging, um 
durch dessen theoretischen Hauptvertreter, durch Marx, von ihren 
bürgerlichen Klassenbedingtheiten befreit und schöpferisch-revo- 
lutionär weitergeführt zu werden. Die in den 60er und 70er Jahren 
entstandene neukantische Richtung der bürgerlichen Philosophie 
gehört nicht mehr in die schöpferische Linie des Werdensprozesses des 
Da lc Bewußtseins, sondern stellt lediglich ein redimentäres 
Veitervegetieren bereits überwundener Gedankengänge dar. Mit dem 
Konservativwerden des Bürgertums und dem Verschwinden der Hegel- 
schen Philosophie aus der bürgerlichen Ideenwelt ist die schöpferische, 
revolutionäre Philosophie endgültig auf die in die Geschichte eintre- 
tende revolutionäre Klasse des bewußtwerdenden Proletariats über- 
gegangen. 

Die Arbeiterklasse brachte in ihrer ersten revolutionären Periode 
die neue, revolutionäre Weltanschauung hervor: den Marxismus, der 
aus dem Gipfelpunkt des klassischen deutschen Idealismus, aus der 
Hegelschen Philosophie hervorging, doch diese Grundlage schöpferisch 
umgestaltete und weiterführte. Doch nach der ersten, revolutionären 
Periode des Proletariats folgte die jahrzehntelange Periode der Stag- 
nation des Klassenkampfes, die letzten Jahrzehnte des 19. Jahr- 
hunderts mit ihrer relativ friedlichen Herausbildung der kapitalistischen 
Weltstruktur. Und diese unrevolutionäre, evolutiv-reformäre Periode 
des Proletariats konnte sich wesensnotwendigerweise nicht nur auf 
die wirtschaftlich-politische Sphäre beschränken, sondern zeitigte 
durchgreifende Folgen auch in der Theorie, in der Ideologie. Das 
zeitweilige Schwinden der Revolutionarität aus der Praxis verursachte 
auch die gleichzeitige Verflachung des Marxismus, das Schwinden 
der dialektischen Dynamik und überhaupt aller seiner revolutionären 
Grundiaktoren — die Verbürgerlichung des Marxismus. So ent- 
stand einerseits der neukantianisch angehauchte Revisionismus 
und KReformismus, der die revolutionärphilosophischen Grund- 
lagen des Marxismus durch vorhegelisch-kantische abstrakte Ideo- 
logeme ersetzen wollte, und andrerseits der plumpe Vogt-Büchner- 
Moleschottsche naturwissenschaftliche Materialismus, der sich auf 
manche, von Marx längst endgültig widerlegte Gedankengänge Feuer- 
bachs gründete, der überhaupt jegliche philosophische Fragestellung 
verwarf, und alles Philosophische aus der marxistischen Weltanschau- 
ung wegleugnen, ausmerzen wollte. Beide Richtungen waren sich 
dessen nicht bewußt, daß sie eigentlich gegen den revolutionären 
Kern des Marxismus ankämpfen; und sie vollzogen unbewußt ihre 
Rolle: sie verbürgerlichten die Theorie des Proletariats, um sie seiner 
verbürgerlichten Praxis anzupassen. 

Doch um die Jahrhundertwende nahm die Stagnierungsperiode des 
Klassenkampfes endgültig ihr Ende, und dem letzten, imperialistisch- 
monopolistischen Stadium des Kapitalismus gegenüber erhob sich 
das zum neuen revolutionären Bewußtsein erwachte Proletariat, um 
den letzten, entscheidenden Kampf auszufechten. Und diese neue 
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wirtschaftlich-politische Revolutionarität brachte ‚natürlich auch die 
revolutionäre Erneuerung der proletarischen Ideologie, die Wieder- 
geburt des wahren, revolutionären Marxismus mit sich. Der zur 
neuen Macht erwachte Marxismus warf die während seines Schlum- 
mers ihm angehefteten vorhegelisch-revisionistischen und pan-öko- 
nomistischen Verunstaltungen von sich ab, und greift in seiner ur- 
sprünglich-revolutionären Gestalt in die Praxis ein. 

Doch auch Korsch sieht, daß der neue revolutionäre Geist des 
Proletariats sich bisher von der kantianisch-revisionistischen Seite 
der Verbürgerlichung des Marxismus viel radikaler und konsequenter 
befreien konnte, als von der Verabsolutierung des Oekonomischen und 
der völligen Leugnung des »Geistigene. Und seine Absicht geht dahin, 
auch dieses letzte, entscheidendste Moment der Verflachung des 
wahren Marxismus zu beseitigen. 

Konkret äußerte sich die völlig negative Stellungnahme der 
Vulgärmarxisten der Philosophie gegenüber darin, daß sie nur die 
sexakten«, »voraussetzungslosen«, völlig unabhängigen Einzel wissen- 
schaften anerkannten und die wesensnotwendig totalitätsorientierte 
philosophische Forschung verwarfen. Korsch wendet sich folgender- 
maßen gegen diese Auffassung: »Von vornherein klar ist das 
Negative, daß auch die . . . Geringschätzung aller philosophischen 
Probleme durch die meisten marxistischen Theoretiker der Zweiten 
Internationale nur einen Teilausdruck darstellt von jenem Verloren- 
gehen des praktisch-revolutionären Charakters der marxistischen 
Bewegung, welches seinen theoretischen Gesamtausdruck 
im gleichzeitigen Absterben des lebendigen materialistisch-dialektischen 
Prinzips in dem Vulgärmarxismus der Epigonen gefunden hat. Zwar 
haben, wie bereits erörtert wurde, auch Marx und Engels sich stets 
dagegen gewehrt, daß ihr wissenschaftlicher Sozialismus noch eine 
Philosophie sei. Es ist aber ziemlich leicht zu zeigen, . . . daß für 
die revolutionären Dialektiker Marx und Engels der Gegensatz zur 
Philosophie etwas vollständig anderes bedeutet hat, als für den späteren 
Vulgärmarxismus. Nichts lag einem Marx und Engels ferner, als ein 
Bekenntnis zu jener voraussetzungslosen, über den Klassen stehenden, 
rein wissenschaftlichen Forschung, zu der sich ein Hilferding und die 
meisten anderen Marxisten der Zweiten Internationale schließlich 
bekannt haben. Vielmehr steht der richtig verstandene wissenschaft- 
liche Sozialismus eines Marx und Engels zu diesen voraussetzungslosen, 
reinen Wissenschaften der bürgerlichen Gesellschaft (Oekonomie, 
Geschichte, Soziologie usw.) sogar in noch viel schärferem Gegensatz, 
als zu der Philosophie, in der einst die revolutionäre Bewegung des 
dritten Standes ihren höchsten theoretischen Ausdruck gefunden hat.s 

Im Gegensatz zum Vulgärmarxismus, für den die Philosophie 
eine durch den Marxismus endgültig überwundene und gegenstands- 
los gewordene »Hirnweberei« ist, hat Marx die Philosophie immer 
als eine reale Wirklichkeit betrachtet und behandelt. (»Die Philo- 
sophie steht nicht außer dər Welt, sowenig das Gehirn außer dem 
Menschen steht, weil es nicht im Magen liegt.«) Und die Grundthese 
von Marx über den Uebergang der Theorie in die Praxis kann man um 
so weniger als eine Negation der Philosophie betrachten, als auch die 
gesamte Philosophie des deutschen Idealismus, auch theoretisch stets 
die Tendenz gehabt hat, mehr als eine Theorie, mehr als eine Philo- 
sophie zu sein: zugleich eine auf die Totalität der Welt gerichtete, 
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praktische Aufgabe zu erfüllen. »Sowenig aber durch die Ueber- 
nahme einer solchen weltanschaulichen Aufgabe (in der bekanntlich 
der gemeine Sprachgebrauch sogar das eigentliche Wesen jeder 
Philosophie erblickt) die idealistische deutsche Idealphilosopbhie 
von Kant bis Hegel aufgehört hatte, eine Philosophie zu sein, sowenig 
scheint es gerechtfertigt, die materialistische Theorie Marxens allein 
aus dem Grunde, weil sie nicht eine reine theoretische, sondern zugleich 
eine praktisch-revolutionäre Aufgabe zu erfüllen hat, für eine nicht 
mehr philosophische zu erklären. Vielmehr wird man sagen müssen, 
daß der dialektische Materialismus von Marx-Engels in der Form, 
wie er in den II Thesen über Feuerbach und in den gleichzeitigen, ge- 
druckten und ungedruckten Schriften zum Ausdruck kommt, seinem 
theoretischen Wesen nach durchaus als eine Philosophie zu bezeichnen 
ist: nämlich als eine revolutionäre Philosophie, die ihre Aufgabe als 
Philosophie darin sieht, den in allen Sphären der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit gleichzeitig gegen den gesamten bisherigen Gesellschafts- 
zustand geführten revolutionären Kampf in einer bestimmten Sphäre 
dieser Wirklichkeit, in der Philosophie, wirklich zu führen, um auf diese 
Weise am Ende, zugleich mit der Aufhebung der gesamten bisherigen 
gesellschaftlichen Wirklichkeit, auch die Philosophie, die dieser Wirk- 
lichkeit als ihr wenn auch ideeller Teil mit angehört, wirklich .aufzu- 
heben. Nach dem Marxschen Wort: ‚Ihr könnt die Philosophie nicht 
aufheben, ohne sie zu verwirklichen’ «. 

Man darf eben den historischen Materialismus Marxens nicht 
mit dem abstrakten naturwissenschaftlichen Materialismus eines 
Feuerbach und seiner Schüler verwechseln (wie dies allzu oft ge- 
schehen ist und geschieht). Marx selbst hat sich dagegen ganz 
entschieden gewehrt. Marx war immer sich dessen bewußt, daß die 
Philosophie und die anderen geistigen, ideologischen Wirklichkeiten 
nicht durch bloße ökonomisch-politische Aktion erledigt werden 
können, sondern daß man den Kampf mit der bürgerlichen Philo- 
sophie usw. auf geistigem Wege führen muß. Der vulgärmarxi- 
stische Wirklichkeitspluralismus, in dessen Hierarchie die ökonomische 
Sphäre als die alleinige Vollwirklichkeit und die Philosophie und die 
anderen ideologischen Sphären als eine unwirkliche und gegenstands- 
lose Scheinwelt figurieren, beruht auf einem vollen Mißverständnis 
der Marxschen Lehre, welches Mißverständnis durch manche Aeuße- 
rungen Engels sehr erleichtert wurde. 

Was dem gegenwärtigen Marxismus in erster Linie nottut, ist 
die stheoretische Wiederherstellung der wirklichen Konsequenzen des 
dialektisch-materialistischen Prinzips für die Auffassung der geistigen 
Wirklichkeiten«. T 

Das philosophische Fundament der Marxschen Theorie ist die 
These der Aufhebung des Gegensatzes zwischen dem Bewußtsein 
und seinem Gegenstand. Nur auf Grund dieser, aus der Hegelschen 
Dialektik in die Marxsche übergegangenen Grundauffassung ist die 
Marxsche Lehre adäquat verstehbar; nur auf Grund der Einheit des 
Bewußtseins und seines Gegenstandes kann man das durch Marx 
erkannte Verhältnis zwischen den materiellen Produktionsverhält- 
nissen und den Bewußtseinsformen einer Epoche adäquat erfassen. 
Und sohne dieses ... Zusammenfallen von Bewußt- 
sein und Wirklichkeit, welches bewirkt, daß auch die 
materiellen Produktionsverhältnisse der kapitalistischen Epoche das, 
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was sie sind, nur zusammen mit denjenigen Bewußtseinsformen sind, 
in denen sie sich sowohl im vorwissenschaftlichen, als auch im (bürger- 
lich) wissenschaftlichen Bewußtsein dieser Epoche widerspiegeln, und 
ohne diese Bewußtseinsformen in Wirklichkeit nicht bestehen könnten, 
hätte eine Kritik der politischen Oekonomie 
nie und nimmer zu dem wichtigsten Bestandteil 
einer Theorie der sozialen Revolution werden 
können.« Das ganze Weltbild Marxens beruht auf der Grundvoraus- 
setzung, daB die Welt des Bewußtseins und die materielle Welt nicht 
zwei voneinander scharf getrennte Reiche sind, sondern nur die zwei 
Teile eines einheitlichen Ganzen, die in diesem Ganzen kein Einzel- 
leben führen, sondern sich in steter Wechselwirkung und gegenseitiger 
Durchdringung entwickeln, und die nicht isoliert, sondern nur auf- 
einander bezogen und nur als sich gegenseitig bedingende Teile dieses 
Ganzen, und nur aus diesem Ganzen verstanden und erklärt werden 
können. Die Vulgärmarxisten betrachteten jedoch die Welt nicht 
ın dieser Einheit, sondern als in einzelne isolierte, voneinander unab- 
hängige, »eigengesetzliche« Gebiete zerrissen, und deshalb konnten 
sie notwendigerweise auch das Verhältnis zwischen den materiellen 
und den Bewußtseinsfaktoren der einen Welt nicht verstehen. 

Doch jetzt sei die Tatsache, die den Verfall des Marxismus be- 
dingte: die arevolutionäre Lage des Weltproletariats, geschwunden, 
und der Marxismus drängt wesensnotwendig zur Wiedererlangung 
seiner originären Gestalt. Und dies ist keine historische Frage. Nicht 
deshalb ist die ursprüngliche Gestalt des Marxismus wiederherzustellen, 
weil sie historisch früher war, sondern weil sie die Möglichkeit zur 
adäquaten Erfassung des Ganzen der bürgerlichen Gesellschaft gibt, 
welche Möglichkeit der Vulgärmarxismus verloren hat. 

Und dem ursprünglichen, reinen (»orthodoxen«) Marxismus er- 
scheint auch die Stellung der Philosophie zur ökonomischen Tat- 
sächlichkeit in ganz anderem Licht, als dem Vulgärmarxismus. Sie 
ist keine »Hirnweberei«, keine sekundäre, oder gar Scheinwirklichkeit, 
kein bloßes Produkt oder gar Abfallprodukt der ökonomischen Verhält- 
nisse, sondern die matericlle Welt und die Welt des Bewußtseins bilden 
ein zusammenhängendes Ganzes, in dem sie sich gegenseitig bedingen. 
Ohne Aenderung der ökonomischen Struktur der Gesellschaft könne 
man ihre Bewußtseinsstruktur nic ht ändern; aber auch umgekehrt: 
eine revolutionäre Umwälzung der ökonomischen Struktur der Gesell- 
schaft sei unmöglich ohne die Umwälzung der Bewußtseinsformen der 
Gesellschaft. Der Kampf des Proletariats um die neue Welt dürfe 
weder nur praktisch (ökonomisch-politisch), noch nur theoretisch 
sein. Er muß gleichzeitig auf dem ökonomischen und auf dem 
geistigen Gebiet geführt werden. Man kann die bürgerliche Philo- 
sophie durch das Denken allein nicht aufheben. »Die gesellschaftlichen 
Bewußtseinsformen können vielmehr auch im Denken, auch im Be- 
wußtsein, nur aufgehoben werden unter gleichzeitiger praktisch- 
gegenständlicher Umwälzung der in diesen Formen 
bisher begriffenen materiellen Produktionsverhältnisse selbst.«e Und 
daß dieser Materialismus Marxens mit dem naiven und abstrakten 
naturwissenschaftlichen Materialismus Feuerbachs und seiner An- 
hänger nichts zu tun hat, zeigt am besten eine der Marxschen Thesen 
über Feuerbach, die zugleich besser, als irgendein anderes Zitat das 
eigentliche Wesen und Grundmotiv des Marxschen Denkens aufzeigt: 
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sDie Frage, ob dem menschlichen Denken gegenständliche Wahrheit 
zukomme, ist keine Frage der Theorie, sondern eine praktische Frage. 
In der Praxis muß der Mensch die Wahrheit, d. h. die Wirklichkeit 
und Macht, die Diesseitigkeit seines Denkens beweisen: Der Streit 
über die Wirklichkeit oder Nichtwirklichkeit eines Denkens, das sich 
von der Praxis isoliert, ist eine rein scholastische Frage.« Der Mate- 
rialismus, der in diesen Sätzen zum Ausdruck kommt, bedeutet nicht 
die Vernichtung des Geistes, die Vernichtung der Philosophie, sondern 
im Gegenteil: er bedeutet die wahre Erkenntnis der eigentlichen Rolle 
und des eigentlichen Sinnes der Philosophie — die Erkenntnis, daß 
die Philosophie keine abstrakte, rein theoretische Disziplin ist, sondern 
daß sie auf die Praxis gerichtet ist und wesensnotwendig in die 
Praxis übergeht. Die Marxsche Lehre bringt also für die Philo- 
sophie nicht eine Einschränkung, sondern im Gegenteil: eine un- 
geheure Erweiterung des Funktionsbereiches: das ganze Gebiet der 
Praxis eröffnet sich ihr, sie wird zur Praxis: zur wirklichen, 
irdisch-diesseitigen, menschlich-sinnlichen Praxis, die die Welt nicht 
interpretiert, sondern verändert. 

nd wie die Philosophie keine minderwirkliche Sphäre ist, sondern 
ein vollwirklicher Faktor in dem einheitlichen Ganzen der bürgerlichen 
Gesellschaftsordnung, so sind auch alle übrigen geistigen Sphären (wie 
Religion, Kunst usw.) genau so gesellschaftliche Wirklichkeiten, wie 
die im engeren Sinne ökonomischen und auch politischen, juristischen 
Bewußtseinsformen, und wie überhaupt alle Bereiche der sozialen 
Welt. Die vulgärmarxistische Verachtung und Vernachlässigung 
dieser geistigen Sphären war der theoretische Ausdruck einer prak- 
tisch falschen Einstellung; zur adäquaten Erkenntnis und zur adä- 
quaten Praxis könne man nur auf Grund der originär-marxistischen 
Auffassung gelangen, die auf Grund der in den letzten Jahrzehnten 
wiederaufgelebten revolutionären Praxis des Proletariats sich nun 
wieder Bahn bricht und zur Geltung gelangt. 

Diese Gedankengänge sind in der Schrift von Korsch mit äußer- 
ster Klarheit und Konsequenz und mit Verarbeitung der gesamten 
diesbezüglichen Literatur wiedergegeben. Auch derjenige, der die 
Grundüberzeugung des Verfassers nicht teilt, muß ihr die Ein- 
sicht entnehmen, daß der originäre Marxismus kein Panökonomis- 
mus ist, die ökonomische Sphäre nicht als das alleinige Bereich der 
Vollwirklichkeit betrachtet, sondern auch die geistigen Sphären als 
durchaus wirkliche und konstitutive Teile des Ganzen des gesellschaft- 
lichen Lebens anerkennt. (László Radványi.) 


Pichler, Hans: Zur Philosophie der Geschichte 
(Philosophie und Geschichte I). Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul 
Siebeck), 1922. 20 S. 

Das Schriftchen, dem wohl eine akademische Rede des Greifs- 
walder Philosophen zugrunde liegt, sucht nichts weniger als eine 
grundsätzlich neue Fragestellung der Philosophie der Geschichte 
heraufzuführen. Wir haben, dies ist sein Gedankengang, die Natur 
ın ihrer Weite erkannt und ermessen, doch selten den Weg zu uns 
gesucht: zur Geschichte. Wir sprechen zwar vom Sinn der Geschichte, 
aber so, als wäre sie ein Fremdes, kaum zu Enträtselndes. Zwar 
frägt die traditionelle metaphysische Geschichtsphilosophie nach Ziel 
und Führer in der Geschichte, findet diesen in Gott, Weltgeist oder 
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Natur, jenes in Erlösung, Freiheit, Vollkommenheit, aber gegen diese 
Auffassungen spricht vor allem eines: ein tieferer Sinn für Geschichte 
selbst. Denn der Mensch ist etwas anderes als der passive Stoff welt- 
geschichtlicher Bewegungen. Im tiefsten Wesen ist die Geschichte 
Tat, Werk unserer Taten, Werk bewußter, selbstbewußter Bildung. 
Wir sind nicht das Geschöpf der Geschichte, sondern ihr Schöpfer. In 
diesem Sinne liegt ihr Problem keineswegs nur in der Vergangenheit, 
sondern ebenso wohl in der Zukunft. Und diese wieder ist nicht nur 
ehern schreitendes Schicksal, sondern Willensziel. Denn mehr noch 
als die individuelle Person verdankten die Völker ihr Schicksal sich 
selbst. Und mögen immer die Völker eng im Raume sich stoßen 
und behindern. Die Menschheit selbst ist das Werk ihrer eigensten 
schöpferischen Tat. 

Es liegt auf der Hand, daß diese These nicht ganz ohne Ein- 
schränkung sich durchführen läßt: Ist Geschichte Wille, so hat der- 
selbe doch nicht auf allen Gebieten gleichen Spielraum. In bp 
Antithesen zieht P. Grenzen zwischen den Taten des Gemeinwillens 
einerseits, des Gemeingeistes andererseits und stellt demgemäß 
gegenüber politische Geschichte und Kulturgeschichte, hier mehr 
organisches Werden, dort mehr bewußte Organisation, hier Genius 
und Trieb, dort zweckbewußte Formung usw. Aber die Front gegen 
jede Geschichtsphilosophie des bloßen Erwartens und Erleidens bleibt. 
Auch Geist, Willenskraft, Charakter der Völker ist kein Schicksal, 
das als ein Fremdes über ihnen steht, auch das »Werde was du biste 
kann nur ringend und wollend erfüllt werden. Auch der Charakter 
ist erarbeitet und das Schicksal heroisch ergriffen. Nichts ist dem 
Zugriff des Willens entzogen. — Ist dem aber so, dann hat die Ge- 
schichtsphilosophie mehr zu geben als bloße Deutungen der Ver- 
gangenheit und Zukunft, dann kann sie »sdem geschichtlichen Willen 
die höchsten Ziele weisen, selbst die Geschichte entscheidend beein- 
flussen wollen, um ihr Ideal zu verwirklichen, daß aus allem Chao- 
tischen der Geschichte mehr und mehr ein vollkommener Kosmos 
werde“. Während sie von den idealen Zwecken der Geschichte handelt 
und die Soziologie von den Mitteln der Politik, kann die Geschichts- 
philosophie das Gewissen sein, das dem geschichtlich Gegebenen das 
Aufgegebene gegenüberstellt, kann sie zur Realpolitik von den Ideen 
sprechen, den Sehnsucht erregenden, die Geschichte bewegen können, 
wenn Sehnsucht Wille wird. 

Man wird diesen Ausführungen wohl beistimmen können. Aber 
man wird sich fragen: entwirft P. nicht eine uralte Aufgabe der Ethik 
und Kulturphilosophie? Was bleibt, wenn die Geschichte außer 
diesen Problemen keine anderen stellt, für die Geschichtsphilosophie 
als solche übrig? In berechtigter Ablehnung einer spekulativen und 
naturalistischen Auffassung der Geschichte löst P. sie in ethische 
Tat auf, und die Geschichtsphilosophie in Ethik. Daß Geschichte 
Tat sei, ist aber im Rahmen der Geschichtsphilosophie nur eine Teil- 
wahrheit und verfehlt deren eigentliches Problem. Denn man wird 
im Gange der Veränderungen, welche die konkrete Kultur in ihrem 
zeitlichen Werden durchlebt, sehr wohl unterscheiden können den 
Sinn der Taten, welche auf die Sache zielten und den Sinn des Pro- 
zesses, der sich aus der Vereinigung und dem Widerspiel dieser Taten 
ergibt, der in das Unbekannte zielt. Im Schicksal der Völker als 
Resultat ihrer Taten steckt ein völlig objektives, festes, rätsel- 
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haftes Moment, und an dieses richtet ein ursprünglich religiöses 
Interesse eine Sinnfrage.. Wird dieses Seinsmoment isoliert und 
rationalisiert, so gerät diese Antwort, mag sie nun theologisch, speku- 
lativ oder naturalistisch sein, in einen Konflikt mit unserem Freiheits- 
bewußtsein. Wird das Freiheitsbewußtsein isoliert, so verfällt die 
historische Welt in Atome. Die Möglichkeit beider Betrachtungs- 
weisen zeigt, aus welcher Spannung das eigentlich geschichtsphilo- 
sophische Problem entspringt. Die Geschichtsphilosophie ist ständig 
bedroht von der Metaphysik einerseits, der Ethik andererseits. Aus 
dem Konflikt eines Seinsmomentes und eines Willensmomentes aber 
erwächst das Schicksal und gibt der Selbstbesinnung durch seinen 
konkreten Gehalt ein Rätsel auf. Die Geschichtsphilosophie hat 
keine andere Aufgabe als dieses Schicksal, die Hieroglyphe der Lebens- 
bewegung. Es gibt Weltanschauungen, welche an diesem Rätsel 
stolz vorübergehen. Sie wissen genug, wenn sie das Gesetz der Ver- 
nunft oder der Natur oder der Seele oder Gott erkennen. Soll es 
aber überhaupt Geschichtsphilosophie geben, dann wird sie sich 
neben der Kulturphilosophie die angedeutete Aufgabe zu stellen 
haben. Und so haben ihre Klassiker auch diese Aufgabe verstanden. 
(E. Rothacker.) 


Pleßner, Helmuth: Grenzen der Gemeinschaft. 
Eine Kritik des sozialen Radikalismus. Bonn, Friedrich Cohen, 
1924: I2I Seiten. 

Es ist eine Lieblingsidee Dostojewskijs, daß hemmungslose Frei- 
heit notwendig in ihr Gegenteil: eine völlige Knechtung des Menschen 
umschlage und zur Auflösung seiner Persönlichkeit führe. Im gleichen 
Sinne kann man sagen, daß der Radikalismus des Gemeinschafts- 
gedankens die Aufhebung echter Gemeinschaft, die Auflockerung 
menschlicher Beziehungen und die Atomisierung des sozialen 
Organismus zur Folge habe. Das wird z. B. von der sozialen Ent- 
wicklung in Sowjetrußland bestätigt. Der dort eingeführte »Kom- 
munismus« ist offenkundig das strikte Gegenteil von dem, was mit 
dem Ausdruck communio ursprünglich gemeint ist: während das 
Moment des unbedingten Vertrauens und der rückhaltlosen Offenheit 
die gegenseitigen Beziehungen der Menschen in einer echten Gemein- 
schaftsordnung auszeichnet, ist das »kommunistische«e Rußland in 
eine Atmosphäre des Mißtrauens eingehüllt, in der die Menschen sich 
voreinander seelisch verschließen und die gegenseitige Bespitzelung 
blüht und gedeiht. Pleßners interessante Schrift wendet sich 
gegen die Ueberspannung des Gemeinschaftsideals, gegen die Er- 
klärung der Lebensgemeinschaft zur »ausschließlich menschenwürdigen 
Form des Zusammenlebens« und bricht eine Lanze für die Gesell- 
schaftsordnung. Der Verf. fragt nach den Voraussetzungen für die 
Verwirklichungsmöglichkeiten der Formen der Gemeinschaft, welche 
als »Inbegriff lebendiger, unmittelbarer, vom Sein und Wollen her 
gerechtfertigter Beziehungen zwischen Menschent durch die Merkmale 
der Echtheit und Rückhaltlosigkeit ausgezeichnet ist, und versucht, 
ihre Grenzen zu bestimmen, wobei er zwei Grundtypen der Gemeinschaft 
unterscheidet: die (substanzielle, persönliche) Existenzgemeinschaft und 
die (funktionalistisch-abstrakte, unpersönlich-sachliche) Leistungsge- 
meinschaft. Er kommt zu dem Ergebnis, daß die Realisierung gemein- 
schaftlicher Lebensformen im sozialen Dasein »mit wachsender Distanz 
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zur individuellen Wirklichkeit abnehme«, daß die »Oeffentlichkeit«einen 
»wesensnotwendigen Hintergrunde bilde, von dem sich die für die Ge- 
meinschaft charakteristische »Sphäre der Vertrautheit« abhebe, und 
sich somit als eine Grenze der Gemeinschaft und zwar der Existenz- 
gemeinschaft erweise. In der »Unvergleichlichkeit von Leben und 
Geist«, im »Fragmentcharakter des Daseins« zeigt der Verf. die Grenze 
für die Sach- oder Leistungsgemeinschaft auf. Er glaubt damit die 
negativen Wesensgrenzen, die eine »Panarchie der Gemeinschaft« von 
vornherein ausschließen, kenntlich gemacht zu haben. Der Verf. 
führt dann weiter (in dem Kapitel: »Kampf um das wahre Gesicht«) 
aus, wie die Seele in der ihrer Natur wesenhaft eigentümlichen Zwei- 
deutigkeit einer restlosen Erfüllung der Gemeinschaftsforderung wider- 
strebt, sich gegen eine definitive Entschleierung ihrer Innerlichkeit 
wehrt, und macht auf die im Seelenleben waltende Antithetik auf- 
merksam (auf die Antagonismen von Eitelkeit und Schamhaftigkeit, 
Naivität und Reflexion, Realitäts- und Illusionstendenz). In einer 
Reihe feiner und anregender Betrachtungen sucht dann der Verf. 
Bedeutung und Wert der verschiedenen Formen einer gesellschaft- 
lichen Lebensordnung zu zeigen. Zeremoniell und Prestige, Diplomatie 
und Takt werden ihrem wesentlichen Charakter nach bestimmt und 
in ihrer Bedeutung für das soziale Leben gewürdigt. In dem Schluß- 
kapitel behandelt der Verf. die Probleme der Macht und Politik und 
wendet sich gegen die im Gemeinschaftsgedanken verwurzelte und 
sich als dessen Krönung darstellende Utopie »der Gewaltlosigkeite, 
d. h. gegen den Wunschtraum einer gewaltlosen Einigung der Men- 
schen, die er mit Rücksicht auf die Menschenwürde als serniedrigend, 
selbstzerstörerisch und desorganisierend« bezeichnet. 

In seiner scharfen Kritik des Gemeinschaftsgedankens scheint 
mir der Verf. den Bogen zu überspannen und Licht und Schatten 
auf die beiden Grundformen menschlichen Zusammenlebens nicht 
ganz richtig zu verteilen. Wohl ist seine Warnung vor einer Ueber- 
steigerung des Gemeinschaftsideals, welche die »Intimsphäre der 
Person« bedrohe und die menschliche Würde antaste, beherzigens- 
wert und sein Protest gegen die Entwertung der gesellschaftlichen 
Formen menschlichen Zusammenlebens, der »Methoden der Indirekt- 
heit« berechtigt. Daß aber echte Gemeinschaft die lebendige Persön- 
lichkeit in ihrer Eigenart gefährde und daß bei einer gewaltlosen 
Einigung der Menschen (deren utopischer Charakter hier nicht be- 
stritten werden soll) unbedingt das Opfer der Individualität gebracht 
werden müsse und der Mensch gezwungen werde, seine Seele auf- 
zugeben, vermag ich nicht einzusehen. Andrerseits darf auch nicht 
übersehen werden, daß die Auswirkungen einer auf rein gesellschaft- 
licher Grundlage ruhenden und die »Methoden der Indirektheit« be- 
folgenden Lebensordnung für die Persönlichkeit keine geringere Ge- 
fahr bedeuten als eine Ueberspannung gemeinschaftlicher Forde- 
rungen. Der Verf. hält den Standpunkt für berechtigt, den der Groß- 
un in Dostojewskijs berühmter Legende vertritt, und meint, 
daß Dostojewskij selbst sich in dem Streit zwischen »irdischer Logik 
und himmlischer Liebe« nicht entschieden habe. Ohne Zweifel hat 
Dostojewskij eine rein diesseitige Lebens- und Liebesgemeinschaft 
der Menschen, die nicht auf dem Fundament des religiösen Glaubens 
ruht, verworfen. Er hat aber andrerseits keinen Zweifel darüber 
gelassen, daß er die Lebensordnung, für die sich der Großinquisitor 
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einsetzt, für menschenunwürdig hält. Im Reiche des Großinquisitors 
wird die Last der Verantwortung dem überwiegenden Teil der Mensch- 
heit abgenommen und nur wenigen auserlesenen Individuen auf- 
gebürdet. Diesen wenigen wird dann aber auch die Freiheit der 
Entscheidung zuteil, welche der sonstigen Menschheit verloren geht. 
Der Verlust der Freiheit bedeutet aber eine Entwürdigung der Persön- 
lichkeit, die doch für Dostojewskij das kostbarste Kleinod des Men- 
schen ist. »Still werden sie sterben, still werden sie erlöschen in deinem 
(Christi) Namen, und im Grabe werden sie nichts als den Tod finden«, 
denn »wenn es auch wirklich irgend etwas auf jener Welt geben sollte, 
so doch schon natürlich nicht für solche, wie sie es sind«, d. h. für 
solche, die den Kern ihrer Persönlichkeit mit dem Verzicht auf die 
Freiheit eingebüßt und damit an ihrer Seele unheilbaren Schaden 
genommen haben — so schildert der Großinquisiter das Schicksal 
der Menschen in seinem auf die Klugheit und Gewalt einer kleinen 
Minderheit begründeten Reiche des Glücks und des Friedens. Die 
in den Prinzipien einer solchen auf Gewalt basierten Gesellschafts- 
ordnung für die Persönlichkeit beschlossenen Gefahren scheinen mir 
in der Darstellung des Verf. keine genügende Berücksichtigung ge- 
funden zu haben. (N. v. Bubnoff.) 


Rachfahl,F.: Staat, Gesellschaft, Kultur und 
Geschichte. Jena, G. Fischer, 1924. 106 S. 3 Mk. 

Von den vier Begriffen des Titels erörtert R. am eingehendsten 
den des Staats, am wenigsten den der Kultur. Er wendet sich zuerst 
gegen die Tönniessche Scheidung von Gemeinschaft und Gesellschaft 
und gegen die Auffassung des Staates als gemachter Gesellschaft 
im Gegensatz zur naturhaften Gemeinschaft, und gegen die sich 
wesentlich an Tönnies anschließende Darstellung dieser Dinge bei 
Kantorowicz (in den Hauptproblemen der Soziologie, Erinnerungs- 
gabe an Max Weber, I, 1923). R. unterscheidet vielmehr Gruppe 
(unorganisierte Gemeinschaft) und Verband (Gemeinschaft, die Organe 
hat). Der Staat (für den Machtübung zwar bezeichnend ist, ohne 
aber sein eigentlicher Zweck zu sein) ist derjenige Verband, der »auf- 
tritt mit dem Anspruch der Ausübung der Gewalt in oberster Instanz 
unter Anwendung äußerer Machtmittel behufs Wahrnehmung oder, 
präziser gesagt, behufs Regulierung der Totalität der Zwecke, welche 
die in ihm vorhandenen Personen und Gesellschaften aller Art ver- 
folgen, und behufs Ausgleiches der Konflikte, die sich daraus ergeben 
können«. Man sieht, wie sich dieser (leicht etwas kürzer wiederzu- 
gebende) Staatsbegriff zu anderen Definitionen des Staats verhält. 
So gewiß er umsichtig überlegt scheint, es hat doch R. selbst (S. 58) 
gesagt, daß, wenn der Staat alle Zwecke sich aneignete, die Kultur 
geschädigt würde. Auch tut der Staat das nie; also ist auch in seiner 
Definition die regulierende, schlichtende Tätigkeit stärker zu betonen, 
als die Zusammenfassung aller Kulturzwecke. Verhältnismäßig aus- 
führlich behandelt R. sodann den Ursprung des Staats; er betont 
gegen Wundt, daß schon die Horde ein Staat sei. Gilt hier nicht, was 
R. von anderen Streitfragen sagt, nämlich, daß sie wesentlich termino- 
logisch sind? Muß es einen weltgeschichtlichen Geburtstag des Staats 
geben? Sind nicht auch Staat und staatliche Gemeinschaft bisweilen 
relative Begriffe? Zutreffend ist dagegen, was R. über das im Lauf der 
Jahrhunderte wechselnde Verhältnis des Staats zu andern Verbänden 
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sagt, die ihm immer wieder gefährlich zu werden, Kräfte zu entziehen 
drohen. Mit aller Vorsicht stellt R. schließlich das Ideal einer Ge- 
schichte des Staates auf, die aus der aller je aufgetretenen Staaten 
zusammengearbeitet sein müßte. Wenn Staatengeschichte, politische 
Geschichte bei ihm im Mittelpunkt der Geschichte überhaupt steht, 
so betont er doch, daß die staatliche Entwicklung immer nur verständ- 
lich wird durch Erkenntnis der Wechselwirkung zwischen Staat und 
anderen Verbänden, zwischen politischem und sonstigem Kulturleben; 
S. 77 heißt es: »Also muß die Losung lauten: nicht Staats-, oder 
Sozial- und Kulturgeschichte« (R. will vielmehr sagen: »also muß die 
Losung nicht lauten: entweder Staats-, oder Sozial- und Kulturge- 
schichte«), ssondern: Sozial- und Kulturgeschichte zusammengefaßt in 
der Staatsgeschichte zu einer höheren Einheit.« Geschichtsphilo- 
sophie lehnt er ab, oder genauer: er betont, daß sie von der wissen- 
schaftlichen Geschichtsforschung zu scheiden sei und ohne gründliche 
Kenntnis der Geschichte in der Luft schwebe; Probleme wie das der 
Willensfreiheit liegen außerhalb der geschichtlichen Forschung. 

Die Schreibweise ist im allgemeinen flüssig; hier und da wünschte 
man sie schlichter, wie bei dem (S. 20) über primäre und sekundäre 
Organe Gesagten. Auch bin ich so pedantisch, zu meinen (was schon 
ein Größerer gegen David Strauß gesagt hat), wir sollten nicht schrei- 
ben: san der Hand unserer Quellen«. 

Man trete an das Buch nicht mit der Erwartung heran, das gegen- 
seitige Verhältnis der vier im Titel genannten Größen allseitig er- 
örtert zu finden und die vielverhandelten Probleme dieser Gebiete 
in ganz überraschende Beleuchtung gerückt zu sehen; aber eine wohl- 
überlegte und insofern förderliche Behandlung des Wesens des Staates 
und mancher Aufgaben der Geschichtswissenschaft bietet es. 

(H. Mulert.) 


Sternberg, Dr. Kurt: Walter Raihenauder Kopf. 
Berlin-Grunewald, Dr. Walter Rothschild, 1924. 

Der Titel des Buches könnte irreführen. Es handelt sich hier 
nicht um eine psychologische oder geistesgeschichtlich-biographische 
Studie, sondern um eine Art Kompendium der Rathenauschen Theo- 
rien, verbunden mit einer oberflächlichen und ziemlich nichtssagenden 
»Untersuchung des Zusammenhangs mit der Zeit und den Zeitgenossen « 
und einer Kritik, die den Verfasser als einen jener »Systematikere 
zeigt, die mit Hilfe einiger dürftiger Begriffe und Schlagworte beiseite 
schieben können, was ihnen den Weg schwer macht. 

Für diese Kritik ist zunächst wesentlich die Abstempelung der 
geistigen Haltung Rathenaus als eines Pendelns »zwischen Naturalis- 
mus und expressionistischer Romantik«. Zum Nachweis des »Natu- 
ralismus« — und zwar eines »Naturalismus« im Sinne der Rickertschen 
Naturgesetzlichkeit — dient z. B. folgende hier abgekürzt wieder- 
gegebene Stelle: 

d... es wird ihm (scil. dem Rathenauschen Denken) von nichts 
anderem die Richtung vorgeschrieben als von einem biologischen 
Begriff (scil. dem des Organischen, des Lebens). Nun nehmen freilich 
Rathenau und die übrigen Lebensphilosophen das Prinzip des Orga- 
nischen, des Lebens, in einem anderen Sinne als in dem der wissen- 
schaftlichen Biologie. ... ihr Ziel ist es, den Begriff des organischen 
Lebens zu fixieren. Die Lebensphilosophen wünschen aber... das 
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rise Leben direkt, ohne Vermittelung des Begriffs, zu erfassen. 
Allein wenn das Organische... sich nicht in romantischen Ahnungen 
völlig verflüchtigen, wenn es einen greifbaren... Sinn haben soll, 
so bedarf es offenbar begrifflicher Bestimmung, und nach einer solchen 
strebt gerade die Biologie. Von hier aus erweist sich die Biologie, 
wenn auch keine methodisch sicher fundierte und abgegrenzte, sondern 
eine en erweiterte, als die Grundlage aller Lebensphilosophie.« 
(S. 85 f.). 

Das ist wenigstens eine deutliche Erschleichung. Entscheidend 
ist gerade der völlig unbiologische Charakter des Lebensbegriffs bei 
allen Lebensphilosophen, wie er am deutlichsten und schärfsten in 
Simmels »Lebensanschauung« wird, die den Versuch, diesen Lebens- 
begriff als einen naturalistischen zu denunzieren, ein für allemal 
unmöglich gemacht haben wollte. Geradezu grotesk wirkt dieser selt- 
same Versuch bei der Deutung der Rathenauschen Metaphysik. 

»In der Tat ist bei ihm der Naturalismus... . auf das stärkste aus- 
geprägt. Das zeigt sich schon in Rathenaus Kennzeichnung des..- 
Transzendenten als des Spirituellen. Dieses Jenseitige hat in Wahrheit 
durchaus diesseitigen Charakter; denn das Seelische ist etwas ganz 
und gar Naturhaftes, Naturgegebenes. Wohl ist für Rathenau das 
Transzendente... mehr als das natürliche Psychische; allein soweit 
es mehr als dieses ist, bleibt es uns völlig unbekannt, und bekannt ist 
es uns nur insofern, als es als das Seelische angesprochen wird, das 
wir ja alle als ein Naturprodukt kennen. Dies bedeutet aber , daß bei 
Rathenau die Bestimmung des Jenseitig-Uebernatürlichen in dem 
Diesseitig-Natürlichen und somit seine Metaphysik im Naturalismus 
wurzelt« (S. 87). 

Man wird sagen dürfen, daß solche Sätze beschämend sind. 
Immerhin dürfte es nicht gerade häufig sein, daß von den geheimnis- 
vollsten menschlichen Dingen in einem so frivolen Ton gesprochen 
wird. Hier hört schlechterdings jede Diskussion auf, weil es sich um 
seelische Qualifikationen handelt, die man hat oder nicht hat, und der 
Verfasser muß sich über seine »Naturhaftigkeit«, um mit ihm zu 
reden, klar genug sein, um zu wissen, daß sie keineswegs für seine 
Zeitgenossen oder für seine geistigen und physischen Ahnen irgend 
etwas mit dem zu tun hat, was sie seit Jahrtausenden als Seclisches 
ahnten, ahnen und ahnen werden. 

Das dritte Argument für den Rathenauschen »Naturalismus« ist 
dies: 
s»Ihm zufolge führt doch eine mit naturhafter Notwendigkeit sich 
vollziehende Entwickelung von dem archaischen Zeitalter des Empor- 
reifens über das kulminierende der Blüte zu dem Barockzeitalter des 
beginnenden Verfalls« (S. 88). 

Sowohl das sdoch« wie das »naturhaft« sind eingeschobene ent- 
stellende Worte, die erst den gewünschten »Nachweis« erbringen. 


Mit der Romantik macht es sich der Autor noch leichter. Seine 
Definition — daß eine Auseinandersetzung mit Schmitt-Dorotics »Poli- 
tischer Romantik« fehlt, versteht sich ja leider beinahe von selbst — 
ist mit dem lapidaren Satz erschöpft: »Es gibt jedoch noch andere 
Kennzeichen der Romantik als die Schwärmerei für die Vergangen- 
heite (S. 75), und in der Tat wird viel mehr an Definition auch nicht 
möglich sein, wenn man aus Hegel einen Philosophen der Romantik 
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(S. 74) macht und »die historische Rechtsschule aus dem Gedanken- 
kreise der Romantik erwachsen« (S. 78) läßt. 

Nicht viel anders steht es mit der Bestimmung des Expressionis- 
mus: »Das Streben, ein Erlebnis möglichst unmittelbar zu gestalten, 
es soweit wie irgend angängig unverfälscht zum Ausdruck zu bringen, 

flegt man als Expressionismus zu bezeichnen« (S. 80 f.) . . . Dasjenige 

ulturgebiet, auf dem... der Expressionismus die Aufmerksamkeit 
weiter Kreise erregt... hat, ist die Kunst... der Künstler war der 
hergebrachten Bindungen überdrüssig geworden. So wollte er denn 
die Form zerbrechen und zwar...am liebsten gleich jedwede Form 
überhaupt. ... Was heute...den...mystischen Bewegungen zu- 
grunde liegt, vermag man sehr wohl als religiösen Expressionismus 
anzusprechen. Selbst... bei dem Kampf gegen die überkommenen 
Bindungen in Wirtschaft und Staat, der zu einem Kampf gegen jed- 
wede ökonomische und politische Bindung überhaupt zu werden droht 
nn drohte, handelt es sich auch um eine Art Expressionismuss 
(S. 81 £.). 

Der »Expressionismus« Rathenaus soll nun darin bestehen, daß 
für ihn »die ganze Erscheinungswelt ein Symbol des Seelischen« sei 
(S. 82), und »die verfließenden Bilder, Gleichnisse, Symbole«, wie sie 
seine Sprache bevorzuge, »sollen imstande sein, das Leben selbst in 
seinem ewigen Flusse zu erfassen« und gleichzeitig als »Ausdruck 
seiner eigenen Psyche« dienen (S. 83). 

So sehen die »Begriffe« aus, die »Rathenau den Kopf« charak- 
terisieren sollen. Ihnen entspricht die Kritik dieses »Kopfese, der 
zuvor eigens für sie frisiertt werden mußte. 

Schon der Beginn dieser Kritik (S. gı f.) zeigt die über das ganze 
Buch verbreitete Leichtfertigkeit: »Eine jede Philosophie hat die Auf- 
gabe, eine ganz bestimmte Epoche zum Ausdruck zu bringen, ... Wenn 
in Rathenaus Philosophie die heutige Kultur Europas...zur Ab- 
bildung gelangt, so ist sie bereits damit gerechtfertigt... . Eine kri- 
tische Stellungnahme ihr gegenüber bedeutet... zugleich eine kri- 
tische Stellungnahme gegenüber unserer ganzen Zeit.« Also dürfte 
eine Philosophie der kritischen Stellungnahme nach Sternbergs a 
Auffassung ihre Aufgabe, »eine ganz bestimmte Epoche zum Ausdruck 
zu bringen«, insofern verfehlen, als sie wenigstens nicht die eigene, 
vielleicht eine vergangene Epoche zum Ausdruck bringen kann, da 
sie füglich veine mit naturhafter Notwendigkeit sich vollziehende Ent- 
wicklung« nicht annehmen und dementsprechend auch nicht Ausdruck 
einer künftigen sein kann. 

Als Ausdruck einer vergangenen Epoche, nämlich der eines kläg- 
lich verdünnten Kantianismus, der einer bestimmten satten und 
selbstgerechten Bürgerlichkeit entspricht, sind die kritischen Aus- 
führungen Sternbergs interessant: ».... die Natur gibt es ja gar nicht, 
und wenn es sie gäbe, hätten wir es nicht unmittelbar mit ihr zu tun. 
Was wir als Natur ansprechen, ist unsere Erscheinungswelt in ihrer 
gesetzlichen Ordnung, und diese gesetzliche Ordnung wird einzig 
durch das Denken erkannt, logisch überhaupt durch das Denken 
gestiftet. Wir wissen es längst,...« (S. 92)... »Hieraus folgt, daß 
den methodischen Ausgangspunkt... zu bilden hat...der Geist, 
durch dessen Funktionen... die Natur allererst konstituiert wird. 
Ein...untaugliches Prinzip zur gedanklichen Konstruktion... der 
seienden Natur ist... der Naturalismus; er ist... selbst eine ideelle 
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Maxime des denkenden Geistes, d. h. Idealismuse usw. Der Na- 
turalismus kenne aber ebensowenig wie die Romantik Form und Ord- 
nung. Es handle sich sum keinen richtigen Idealismus« (S. 93). Wenn- 
gleich der Romantiker mit Ideen arbeite, Ideen habe (S. 94), so fielen 
sie doch für ihn mit dem Sein zusammen, während für den Idealismus 
— und darum sei er »kritisch«, die Aufgabe, die durch eine Norm 
bezeichnet werde, eine unendliche sei (S. 94 f.), als ob nicht auch in 
der etwa von Rathenau vorgesehenen Realisierung die Normen ihre 
Geltung weiter behielten und die Aufgabe eine ewige bliebe. 

Die liederliche Kritik des Rathenauschen Begriffs des Seelischen 
findet dann ihre Fortsetzung in den völlig unverständlichen Sätzen: 
»... was wir als Erlebnis ansprechen, hat selbst . . . begriffliche Struk- 
tur;... Was bei uns, in uns in der Form des Erlebnisses erscheint, 
das ist das Leben, und so ist der Psychologismus eine Spielart des 
Biologismus« (S. 99). 

Es hat nicht viel wert, derartige Zitate weiter zu häufen. Es sei 
einfach darauf hingewiesen, daß Sternberg selbst einmal (S. 101 f.) 
das Unziemliche seiner Kritik zu empfinden scheint, wenn er davon 
spricht, daß Rathenau in die von anderer Seite sog. »nichtwissen- 
schaftliche Philosophie« gehöre. Wäre St. auf dieser Linie der Kritik 
gegen sich selbst geblieben, wäre er freilich genötigt gewesen, sein 
Manuskript recht grundlegend zu ändern. Walter Rathenau war kein 
Philosophieprofessor, sondern ein Mann, der mit sehr tiefer Menschen- 
und Lebenskenntnis und -liebe — und das ist eine sehr seltene Kom- 


bination — eine große Fülle von — sagen wir es ruhig — Essays 
schrieb, deren keiner auf Ewigkeit berechnet ist, deren keiner auf 
Geltung Anspruch hat, die aber — alle zusammen — seine große 


Konfession« sind, vielleicht die größte, die ein Weltlicher bisher im 
20. Jahrhundert schrieb und die in ihrer Gesamtheit einen unerschüt- 
terlichen Anspruch auf Ehrfurcht hat. Wer ohne diese, kaltäugig und 
kaltherzig an sie herantritt, wem es Freude macht, mit den stumpfen 
Fingern eines sinn- und geistentleerten Systems, das einmal voll von 
Leben und Enthusiasmus war, daran herumzutasten, wird weder das 
Werk, noch den Kopf verstehen, dem es entsprang. Er wird nur 
mäkeln können, wo Raum genug ist, um eine Tragödie zu zeichnen, 
die nicht nur die Walter Rathenaus war und deren vielleicht größere 
Helden Max Weber und Ernst Troeltsch waren, eine Tragödie, die die 
einer Generation ist, die nur den Nebo erstieg und der das gelobte 
Land im Nebel lag. (Kurt Bloch.) 


Tillich, Paul: Das System der Wissenschaften 
nach Gegenständen und Methoden. Göttingen, Van- 
denhoek & Rupprecht, 1923. 167 Seiten. 

Die von einem methodisch formalen Gesichtspunkt ausgehende 
Einteilung der Wissenschaften in Natur- und Kulturwissenschaften 
hat ihre früher allgemein verbreitete, auf einer gegenständlich realen 
Grundlage beruhende Einteilung in Natur- und Geisteswissenschaften 
nicht verdrängen können. Bei ihren unbestreitbaren Vorzügen ist 
sie einseitig und führt zu einer Einreihung der Wissenschaften, die 
nicht immer überzeugend wirkt, da sie dem eigentümlichen Charakter 
mancher Wissenschaft nicht genügend Rechnung trägt. Der Ver- 
such des Verf.s, das System der Wissenschaften unter gleichmäßiger 
Berücksichtigung beider Einteilungsprinzipien (des methodischen und 
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des gegenständlichen) auf Grund der Einsicht in das enge, wechsel- 
seitige Verhältnis von Gegenständen und Methoden aufzubauen, ver- 
dient daher die größte Beachtung. Mit Recht macht der Verf. geltend, 
daß die Wirklichkeit reicher sei, als daß sich zwei Methoden in sie 
teilen könnten. Indem er die Idee des Wissens dem System der Wissen- 
schaften als oberstes Prinzip zugrunde legt, gelangt er zu einer Drei- 
teilung aller Wissenschaften in Denk-, Seins- und Geisteswissen- 
schaften. Er bezeichnet diese Gruppen auch als Ideal-, Real- und 
Normwissenschaften. Der Begriff der Seinswissenschaft wird vom 
Verf. so bestimmt, daß sich das Gebiet der Seinswissenschaften mit 
demjenigen der Naturwissenschaften in den beiden erwähnten früheren 
Einteilungen keineswegs deckt. Er ist viel umfassender als der Be- 
griff der Naturwissenschaft, welchen der Verf. entweder auf einen 
Teil der Seinswissenschaften (die physikalischen) beschränken oder 
aber (am liebsten) völlig beseitigen möchte. Die Gruppe der Seins- 
wissenschaften zerfällt für ihn in drei Untergruppen, welche durch 
die Momente des Gesetzes, der Gestalt und der Folge bestimmt sind, 
Diese drei Wissenschaftsgruppen beziehen sich auf drei Wirklichkeits- 
gebiete: die physikalische, die organisch- technische und die historische 
Wirklichkeit. In dem Gestaltbegriff erblickt der Verf. den zentralen 
Begriff der Seinswissenschaften, die Voraussetzung sowohl des Ge- 
setzes- als auch des Folgebegriffs. Er erklärt »das Problem der Gestalt- 
erkenntnis« für »weitaus das wichtigste in der gegenwärtigen Syste- 
matik«; es sei »dazu berufen, den Gegensatz zwischen individuali- 
sierender und generalisierender Begriffsbildung zu überwindene. Sehr 
mit Recht macht der Verf. geltend, daß der Gestaltbegriff geeignet 
sei, den Streitigkeiten darüber, wo die Psychologie unterzubringen 
ist (dem Gegenstande nach wird sie oft den Geisteswissenschaften, 
der Methode nach den Naturwissenschaften zugewiesen), ein Ende 
zu bereiten und ihre einwandfreie Einordnung in das System der 
Wissenschaften zu ermöglichen. Das gleiche gilt von einer ssonst 
heimatlosen Wissenschaft« — der Soziologie —, deren Aufgabe der 
Verf. darin sieht, »die konstanten Formen und die variablen Inhalte 
des sozialen Lebens zu unterscheiden«e Wichtig erscheint mir die 
vom Verf. eingeführte Unterscheidung der Methoden in autogene 
und heterogene, je nachdem ob sie im Heimatgebiete ver- 
wendet werden oder in Fremdgebiete übergreifen. Sie hellt manches 
auf, was im tatsächlichen Wissenschaftsbetrieb unter den bisherigen 
methodischen Gesichtspunkten rätselhaft bleiben mußte. Als be- 
deutsame Konsequenz der in diesem Buche vertretenen Grund- 
anschauungen ergibt sich ferner, daß die Geschichte, als Folgewissen- 
schaft, in die Gruppe der Seinswissenschaften eingereiht und dem- 
nach von den Geisteswissenschaften methodisch getrennt wird. Nach 
der Auffassung des Verf. verhält sich die physikalische Gruppe der 
Seinswissenschaften zu der historischen wie der Raum zur Zeit. »Der 
Raum ist die Seinsform der Gültigkeit, die unveränderliche Form, 
die Zeit ist die Seinsform des Schöpferischen, der neuen Offenbarın 

des Gehaltes.« In der Idee der Universalgeschichte sieht der Verf. 
»den Ausdruck für den Willen, das sinnlose Nebeneinander des Raumes 
zu besiegen durch das sinnerfüllte Nacheinander der Zeite. Das 
Wesen der dritten Wissenschaftsgruppe, der Gruppe der Geistes- 
wissenschaften, wird vom Verf. als Synthese der den beiden anderen 
Wissenschaftsgruppen zugrunde liegenden fundamentalen Bestim- 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 545 


mungen begriffen. Der Begriff des Geistes hat den Begriff des Seins 
und des Denkens zur Voraussetzung. Der Geist wird als »Selbst- 
bestimmung des Denkens im Sein«, »Form des seienden Denkens« 
definiert. Das Grundprinzip des Geistigen glaubt der Verf. im »Schöpfe- 
rischen« zu erkennen. Die Geisteswissenschaften sind nach seiner 
Ansicht dadurch charakterisiert, daß in ihnen das Allgemeine eine 
eigentümliche Verbindung mit dem Besonderen eingeht. »Die Einheit 
von Intention auf das Allgemeine und Verwirk- 
lichung im Besonderen, dieses und nichts anderes ist 
Schöpfung und Geist.«e Der Verf. glaubt, daß wir nur auf dem Wege 
einer solchen Verbindung von Allgemeinem und Besonderem zu 
jener »vollkommenen Individualisierung« gelangen, welche die Geistes- 
wissenschaften auch den Gestaltwissenschaften gegenüber auszeichnet. 
Als Ziel der Geisteswissenschaften bezeichnet der Verf. die Erkenntnis 
des Sinnzusammenhangs. »Im Geist erfüllt sich der Sinn des Seins.« 
Zum Zweck einer schärferen Abgrenzung der Geisteswissenschaften 
von der Geschichte hebt der Verf. den Unterschied des geisteswissen- 
schaftlichen Verstehens vom historischen hervor: jenes sei produktiv, 
dieses nachschaffend und einfühlend. Von der Feststellung aus- 
gehend, daß »jeder schöpferische Geistesakt der Intention nach auf 
die unbedingte Form gerichtet« sei, unterscheidet der Verf. zwei 
ursprüngliche Geisteshaltungen: die autonome und die theo- 
nome. Jene sucht das Unbedingte »durch die Formen und ihren 
Geltungscharakter hindurch zu erfassen,« diese will sich seiner un- 
mittelbar bemächtigen. Die theonome Geisteshaltung wirkt sich aber 
nach Ansicht des Verf. nur in Metaphysik und Ethik aus. Der Gegen- 
satz von autonom und theonom erscheint mir in seiner methodischen 
und systematischen Bedeutung fragwürdig und der hier versuchte 
Aufbau der Geisteswissenschaften auch im einzelnen anfechtbar. So 
möchte ich insbesondere die Einreihung der Kunst (welche der Verf. 
ın enger Verbindung mit der Aesthetik behandelt) und die Bestimmung 
ihres Verhältnisses zur Wissenschaft, welches auf den Unterschied 
von Geltungs- und Ausdruckswahrheit zurückgeführt wird, be- 
anstanden. Wenn der Verf. sagt: »Die Wissenschaft will die Dinge 
vom Denken, von der reinen Form her erfassen, ohne das Sein, den 
Gehalt zu verlieren: die Kunst will die Dinge vom Sein, vom reinen 
Gehalt her erfassen, ohne auf das Denken, die Form, zu verzichten«, 
so glaube ich kaum, daß in dieser Art der Entgegensetzung das eigen- 
artige Wesen der Kunst erfaßt ist. Trotz mancher Mängel enthält 
aber auch dieser letzte Abschnitt eine Fülle anregender Gedanken. 
Die Erscheinung dieser Arbeit — das möchte ich am Schlusse meiner 
Spreehung ausdrücklich betonen — ist jedenfalls sehr zu begrüßen, 
weil sie die vielfach auf ein totes Gleis geratenen methodologischen 
Kontroversen in neue Bahnen zu lenken und fruchtbarer zu gestalten 
verheißt. (N. v. Bubnoff.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Baumgarten, Franziska: Arbeitswissenschaft 
und Psychotechnik in Rußland. München und Berlin, 
R. Oldenbourg, 1924. Mit einem Verzeichnis russischer Literatur. 


147 Seiten. 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 53. 2. 35 
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Die Arbeitswissenschaft der westlichen Länder kennt die Arbeit 
nur in der arbeitsteiligen Gesellschaft und in den rechtlichen und 
sozialen Formen des Privateigentums und des Kapitalismus. Es war 
deshalb gewiß interessant zu untersuchen, welche Formen die Arbeit 
im bolschewistischen Rußland annimmt und wie sich die auf sich 
selbst gestellte Arbeitswissenschaft Rußlands dazu verhält. Die 
Autorin gibt zu, daß sie die Arbeit in den Fabriken nicht selbst ge- 
sehen hat. Was ihr zugänglich war, ist die ausgedehnte Literatur 
der verschiedenen Forschungsstätten. Sie hat wohl auch persönliche 
Berührung mit einigen der führenden Arbeitswissenschaftler gehabt. 
Die Gliederung bezieht sich auf die einzelnen Laboratorien, nicht 
auf den Gedankengang und die Entwicklung der russischen Arbeits- 
wissenschaft. 

In Moskau hat man zunächst bestimmte Methoden, die sich wohl 
hauptsächlich an den Namen Taylor knüpfen, propagiert. Der einzelne 
Arbeiter sollte für alle seine Arbeitsbewegungen angelernt werden, und 
zwar in einem Maße, wie man es wohl selbst in Amerika nicht getan 
hat. Eine Abbildung zeigt eine Schablone, in die der Arbeiter treten 
muß, zwecks Normalisierung der Fußhaltung beim Arbeiten. Dieser 
dressierte Arbeiter soll nun allerdings auch die wirtschaftlichen Zu- 
sammenhänge Rußlands und der ganzen Welt überschauen und die 
Bedeutung seiner eigenen Arbeit für Rußland und die Weltwirtschaft 
erkennen. Und diese Einsichten sollen ihm den Impuls zur Arbeit 
geben. Ein psychologischer Menschentypus, den zu verwirklichen, 
wie die Erfolge zeigen, auch in Rußland bisher nicht gelungen ist. 
Denn — entweder man drillt den Menschen, oder man wendet sich 
an seine Selbsttätigkeit, seine Einsicht, seine Verantwortung: beides 
nen ist aber nicht möglich und auch in Amerika nie versucht 
worden. 

. Allgemein scheint in Rußland die Enttäuschung über die Psycho- 
technik zu sein. Das ist ohne weiteres einzusehen. Die Psycho- 
technik stellt mit mehr oder weniger Exaktheit isolierbare Fähigkeiten 
eines Individuums fest. Aber es liegt natürlich gar kein Grund vor, 
warum der Träger solcher Fähigkeiten sie nun in der praktischen 
Arbeit auch betätigen sollte, namentlich dann, wenn alle seine Kol- 
legen nicht arbeiten. Denn — Motive für die praktische Arbeitsbe- 
tätigung untersucht die sinnespsychologisch eingestellte Psycho- 
technik nicht. Dies haben die Russen anscheinend übersehen und 
nun schütten sie das Kind mit dem Bade aus und wollen von der 
Psychotechnik nichts mehr wissen. 

Ueberhaupt ist in diesem Buche von der Motivation der Arbeit, 
von den sozialen Bedingungen, die als Motive wirken können, kaum die 
Rede. Nur eines der zahlreichen, unendlich langen Programme er- 
wähnt überhaupt das Wort Lohn. 

Interessant ist, daß die soziale Organisation der Psychotechnik 
als Staatseinrichtung, die sie von demEinfluß des Privatunternehmers 
ganz unabhängig macht, doch keine brauchbareren Ergebnisse ge- 
ne Das ist nach dem Angeführten ohne weiteres zu ver- 
stehen. 

Die große Veränderung der sozialen Struktur hat offenbar der 
Arbeit auch in Rußland den Stachel nicht genommen, den sie für den 
Durchschnittsmenschen hat. Deswegen ist ein Psychopathologe auf 
die Idee gekommen, eine »philosophische Klinik der Arbeit« einzu- 
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richten, deren Zweck es ist, durch psycho-therapeutische Behandlung 
die Unlusthemmungen zu beseitigen und so die Arbeit zu fördern. Der 
Gedanke ist nicht uninteressant. Es wird hier versucht, eine Beziehung 
zwischen Affektleben und Arbeit aufzudecken, vielleicht auch die 
Erfahrungen an pathologischen Formen der arbeitenden Persönlichkeit 
heranzuziehen. Das liegt in der Richtung einer Arbeitspathologie. 
Bis zu einem gewissen Grade liegt auch eine Aehnlichkeit mit Gedanken 
Alfred Adlers vor. 

Im ganzen steht die Arbeitswissenschaft, von der da die Rede ist, 
ungefähr auf dem Punkte, den sie in Deutschland vor 15—20 Jahren 
hatte. Es ist für die Soziologie der Wissenschaft vielleicht nicht un- 
interessant, daß so wenig originelle Gedanken aufgetreten sind, trotz 
völliger Aenderung der sozialen Bedingungen. Das weist doch darauf 
hin, daß die Einfälle und Methoden in der Wissenschaft und zwar 
auch in einer, sozialem Stoff zugewandten Wissenschaft, wie es die 
Arbeitswissenschaft ist, nicht mechanisch aus der sozialen Lage sich 
ergeben, sondern »wie freie Kinder Gottes dastehen müssen«. 

Trotzdem ist es sehr verdienstlich, daß Frau Baumgarten sich 
der großen Mühe unterzog, das Material zu sammeln und uns zu unter- 
breiten. Ihre eigene Stellungnahme tritt nur gelegentlich hervor, 
aber dann klar und kritisch. (Eliasberg.) 


Mosapp, Dr. Hermann: Sozialpädagogik. Grund- 
linien der Gesellschaftserziehung. Stuttgart, Chr. Belser A.G., 
1924. 127 S. 

Nach dem Vorwort des Verf. soll das Werk sich als ein Grundriß 
der Sozialpädagogik, »der alles Hergehörige kurz, übersichtlich, prak- 
tisch und ohne allzuviel theoretisches Beiwerk darbietet«, neben die 
sozialpädagogischen Werke Natorps und Bergemanns stellen. Dazu 
ist zu sagen, daß Verf. den Zweck leichter Verständlichkeit sicher 
erreicht hat, wenn auch nicht zum Vorteil seiner Ausführungen, die 
sich im Rahmen einer für Laien geschriebenen allgemeinen Pädagogik 
halten. Die Beziehungen zur Sozialpädagogik treten in manchen 
Kapiteln deutlicher hervor, in andern sind es nur lose Hinweise, jeden- 
falls steht der soziale Organismus nicht so im Mittelpunkt, wie man 
es auf Grund des Inhaltsverzeichnisses vermuten könnte, das sich in 
die Hauptteile: Erziehung für die Gesellschaft — Erziehung durch die 
Gesellschaft gliedert. 

Die Kapitel über Maßstäbe, Aufgaben und Mittel der Erziehung 
sind auf streng religiöser, nationaler Grundlage aufgebaut. Trotz 
z. T. anerkennender Aeußerungen über pädagogische Neuerungen 
(Arbeitsschule, Schülerselbstverwaltung, Jugendbewegung) lassen doch 
die allgemein pädagogischen Grundsätze des Verf. befürchten, daß 
für ihn diese neuen Errungenschaften in der Hauptsache leere Formen 
geblieben sind. 

Eine ganz gute Uebersicht über soziale Einrichtungen zum Schutz 
und zur Pflege der Jugend (Jugendfürsorge, Jugendgerichte usw.) 
gibt das Kapitel: Träger der Erziehung. 

Jedenfalls gibt das Buch keineswegs die Sozialpädagogik, die 
Natorps deduktiv-philosophisches Werk und Bergemanns empirisches 
Toatsachenmaterial ergänzen könnte zu einer Erziehungslehre, deren 
Maßstäbe, Ziele und Mittel orientiert sind an den Leistungen und 
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Forderungen des gesellschaftlichen Organismus, als der einzig denk- 
baren Grundlage der Entwicklung des Menschen. (A. Argelander.) 


Boas, Franz: Kultur und Rasse. 2. Aufl. Berlin- 
Leipzig, Vereinigung wissenschaftlicher Verleger, 1922. 250 Seiten. 
Ein zugleich kritisches und optimistisches Buch, das neben anderm 
den Vorteil hat, sich auf reiches amerikanisches Material und wohl 
noch reichere amerikanische Erfahrung — der Verf., Deutscher von 
Geburt, ist an der Columbia University tätig und der vorliegende Band 
stellt eine Neubearbeitung einer im Jahre IgII in englischer Sprache 
erschienenen Schrift (The Mind of Primitive Man) dar — stützen zu 
können. Das Werk berührt sich mehrfach mit Gegenstand und Auf- 
fassung der Studien des Referenten, wie sie in der 2. Auflage des 
Bandes über Wirtschaft und Rasse im Grundriß der Sozialökonomik 
freilich, dem Charakter des Werkes entsprechend, in mehr national- 
ökonomischer Orientierung niedergelegt worden sind. Boas nimmt in 
der Frage der Erblichkeit geistiger Eigenschaften einen abwägenden, 
wenn auch zur Bejahung tendierenden Standpunkt ein (p. 41), ist 
aber im übrigen wesentlich Entwicklungstheoretiker (p. 142), auch in 
der historischen Deutung psychologischer Reihen. Die Schlußbe- 
trachtungen enthalten viele feinsinnigen Bemerkungen über Rasse, 
Nation und Eugenik. (Robert Michels.) 


4. Sozialismus. 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Amonn, Alfred, o. ö. Professor an der deutschen Universität 
in Prag: Ricardo als Begründer der theoreti- 
schen Nationalökonomse. Eine Einführung in sein 
Hauptwerk und zugleich in die Grundprobleme der nationalökono- 
mischen Theorie. Zur hundertjährigen Wiederkehr seines Todes- 
tages (II. September 1823). Jena, G. Fischer, 1924. IV. und 
122 Seiten. 

Treffend hebt der Verfasser im Vorworte hervor, daß im letzten 
Jahrzehnt die Uebung um sich gegriffen habe, daß jeder auf dem Ge- 
biete der Volkswirtschaftslehre Arbeitende unbekümmert um das, 
was vor ihm geleistet wurde oder neben ihm geleistet wird, sein eigenes 
System errichtete. Mit dieser Uebung müsse gebrochen werden, da 
ein dauerhaftes wissenschaftliches Gebäude noch nie auf die Weise 
zustande gekommen sei, daß ein Dutzend oder mehr Gelehrte ihr 
eigenes System aufstellten. Ricardo habe bereits ein Fundament 
errichtet, auf seinen Schultern müsse der Bau beginnen, nicht ihn zu 
ersetzen, wie ein neuerer Systembildner geglaubt habe, sei die Auf- 
gabe unserer Zeit, sondern seine Gedanken zu verstehen und fort- 
zubilden. Nach Amonn hat es die Volkswirtschaftslehre nur mit dem 
formalen Verteilungsproblem zu tun, das heißt zu untersuchen, 
auf welche Art und Weise die Verteilung vor sich geht, während das 
materielle Verteilungsproblem, das heißt die Frage, mit welchem 
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Ergebnis die Verteilung erfolgt, ihren Methoden nicht zugänglich sei» 
da die Bedin A der materiellen Verteilung, die Fruchtbarkeit des 
Bodens, die Größe des Kapitales und der Bevölkerung sowie die Pro- 
duktionstechnik in die theoretische Betrachtungsweise überhaupt nicht 
fallen (2—3). Die in der Wissenschaft vielfach gebräuchliche Unter- 
scheidung zwischen Mechanismus und Organismus ist verfehlt, da 
es sich nicht um verschiedene Arten des Seins, sondern um ver- 
schiedene Betrachtungsweisen handelt, und ein Zusammen- 
hang von Dingen entweder mechanisch-kausal oder teleologisch mit 
Rücksicht auf einen bestimmten Zweck betrachtet werden könne 
(2, Anmerkung 2). Wenn Ricardo dennatürlichen Verlauf der 
Verteilung bei Rente, Profit und Lohn erörtert, so ist der Begriff 
snatürlich«, wie bei den Klassikern überhaupt, im Sinne einer von 
den gegebenen Voraussetzungen abhängigen Determiniertheit 
gebraucht, wobei aber zu beachten ist, daß die Klassiker bisweilen 
darunter auch die natürliche, das heißt durch soziale Eingriffe 
nicht beeinflußte materielle Verteilung verstehen (3—5). Ri- 
cardo hat richtig erfaßt, daß die Volkswirtschaftslehre die Grundsätze 
der Tauschwertbildung zu prüfen habe, seine »Grundsätze« sind eine 
Tauschwertbildungslehre im Gegensatz zu Smithens Reichtumsbil- 
dung- und Förderungslehre (6—8). Wenn Ricardo von Wert 
spricht, so meint er den Tauschwert (9). Die nützlichen Güter 
leiten diesen Tauschwert von ihrer Seltenheit und der zu ihrer 
Erlangung notwendigen Arbeitsmenge her, wobei Ricardo es 
leider unterlassen hat, die Rolle, welche die Seltenheit für die Tausch- 
wertbildung spielt, zu untersuchen, und es übersehen hat, daß der 
Güterwert durch die Seltenheit der zu ihrer Produktion erforderlichen 
Arbeit bestimmt werde (15—20). Die Arbeitswerttheorie krankt 
nach Amonn daran, daß die Arbeitsdauer nur in einem Zustande der 
Gesellschaft, in welchem es weder Kapital noch Bodeneigentum gibt, 
die für das gegenseitige Tauschverhältnis der Güter maßgebende 
Norm ist, sowie an der Unklarheit des Begriffes »Arbeitsmenge«, 
worunter bald die zur Produktion notwendige Arbeitszeit, bald die 
mit der Arbeit verbundene Mühe und Beschwerde ver- 
standen wird (21—23). Eine weitere Schwierigkeit der Arbeitswert- 
theorie bilden die verschiedenen Arbeitsarten oder -qualifikationen, 
die »untereinander an und für sich in nichts vergleichbar und durch 
nichts kommensurabel sind« (25). Sie versagt bei Gütern, welche mit 
verschiedenen Arten oder Qualitäten von Arbeit hergestellt werden, 
und es ist unhaltbar, wenn Ricardo es als unwichtig bezeichnet, den 
svergleichsweisen Grad der Schätzung zu untersuchen, in welchem 
die verschiedenen Arten von menschlicher Arbeit stehen« (33). Ricardo 
versuche ferner, seine Arbeitswerttheorie bei der mit Maschinen und 
anderem stehenden und dauerhaften Kapital verbundenen Produktion 
dadurch zu modifizieren, daß er willkürlich den Kapitalprofit 
einschiebe, den Profit somit als eine Ursache der Modifikation der 
Tauschwertbildung einführe, die Erscheinung des Profits aber ledig- 
lich aus der Erfahrung ableite, ohne sie zu erklären. Er übersah, daß 
vorgetane Arbeit mehr wert sei als unmittelbare und mit Not- 
wendigkeit mehr wert sein müsse, wenn sie relativ seltener sei (43—44, 
47). Mit Beziehung auf die Differentialgrundrente und die Meinung 
Ricardos, daß diese Rente deshalb entstehe, weil der Boden in seiner 
Größe beschränkt und nicht von gleichartiger Beschaffenheit sei 
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und mit dem Zunehmen der Bevölkerung auch Boden schlechterer 
Qualität in Bebauung gezogen werde, wendet Amonn ein, daß diese 
Rente auch dann entstünde, wenn aller verfügbarer Boden von glei- 
cher Art, Güte oder Lage wäre oder wenn mit dem Anwachsen 
der Bevölkerung nicht Boden von minderer Güte oder minder gün- 
stiger Lage in Bebauung genommen würde, vorausgesetzt, daß der 
Boden nur in einer im Verhältnis zu unserem Bedarfe begrenzten 
Menge zur Verfügung stünde. Nur die relative Seltenheit, die Be- 
schränktheit der Menge führe zur Entstehung von Rente (61—#2). 
Aehnlich entsteht eine Rente auf dem Boden zweiter Qualität, sobald 
der Bedarf an Boden solcher Qualität über die vorhandene Menge 
hinausgeht, gleichgültig ob Boden dritter Qualität in Bebauung 
genommen wird oder nicht (63). Mit gleichen Erwägungen bekämpft 
Amonn Ricardos Theorie der dem vermehrten Aufwand von Kapital 
und Arbeit entspringenden Intensitätsrente (66—67) und bemerkt, 
daß auch diese Rente durch die Seltenheit des Bodens im Verhältnisse 
zum Bedarfe und ihre Höhe durch den Grad der Seltenheit bestimmt 
sei (68). Auch steht Ricardos Theorie von der Bestimmung des Tausch- 
werts nach den höchsten Kosten, nach den ungünstigsten Produktions- 
bedingungen mit der Arbeitswerttheorie im Widerspruche, da der 
Tauschwert jeder Einheitsmenge nach dieser Theorie entweder durch 
die zu ihrer Produktion tatsächlich aufgewendete Arbeits- 
menge bestimmt und dementsprechend verschieden sein müßte 
oder der Wert der Einheit einen entsprechenden Bruchteil des 
durch den Wert der Gesamtarbeitsmenge bestimmten Gesamtwerts 
darstellen müßte. Beides widerspreche der Erfahrung (70—71). 
Unhaltbar sei Ricardos Lehre vom natürlichen Preise, 
welchen er dem Markt preise gegenüberstelle, da das Verhältnis 
von Angebot und Nachfrage immer der unmittelbare Bestimmungs- 
grund der Preishöhe sei und es daher für die Wissenschaft nur einen 
Marktpreis geben könne (83—86). Ebenso sei der natürliche 
Arbeitslohn, der natürliche Preis der Arbeit eine reine Fiktion 
(88), da auch der natürliche Lohn nichts anderes bedeute und bedeuten 
könne als jene Lohnhöhe, die bei Gleichgewicht am Markte bestehe, 
also den Gleichgewichtspreis der Arbeit (89). Diese Lohntheorie sei 
ein weiterer Widerspruch zur Arbeitsmengentheorie, da sich der 
Wert der Arbeit nicht nach der Menge der zu vertauschenden Arbeit 
(Zeitdauer, Mühe) bestimme, sondern nach der Menge der Arbeit, 
welche zur Produktion der diese Arbeit unterhaltenden Lebens- 
mittelnotwendig sei (92—93). Da somit nach Amonn »auch nicht 
ein Stein in Ricardos nationalökonomischem Gedankengebäude 
über dem anderen bleiben könne« (Ioo), so müsse auf ein anderes 
Erklärungsprinzip des wirtschaftlichen Güterwerts, nämlich das Prin- 
zip der Abhängigkeit des Werts der Güter von ihrer relativen 
Seltenheit gegriffen werden, worunter die Seltenheit im Ver- 
hältnisse zu unserem Bedarf zu verstehen sei (Ior). Diese relative 
Seltenheit kommt in der Nachfrage zum Ausdruck, aller Wert ist 
Seltenheitswert, und weil auch die Arbeit selbst im Verhältnis zu 
unserem Güterbegehren selten ist, so hat auch sie, so lehrt Amonn 
in geradem Gegensatz zu Karl Marx t), Wert (103). Die Voraussetzun- 
gen, unter welchen der Wert der Güter entweder mit der zu ihrer Er- 


1) Das Kapital, IP, Hamburg 1921, 499: »Die Arbeit ist die Substanz 
und das immanente Maß der Werte, aber sie selbst hat keinen Wert.« 
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langung notwendigen Arbeitszeit oder mit der zu ihrer Erlangung 
verbundenen Mühe und Beschwerde übereinstimmen würde, werden 
von Amonn genau umschrieben (105). Da das objektive Mengen- 
verhältnis der Güter durch Arbeit verändert werden kann, so erscheint 
auch das Seltenheitsverhältnis der Güter durch das Seltenheitsverhält- 
nis der Arbeit bestimmt oder mitbestimmt (109). Der Wert der vor- 
getanen Arbeit ist größer als der Wert der erst zu leistenden, laufenden 
Arbeit, weil Arbeitsprodukte relativ seltener sind als die zu ihrer 
Herstellung erforderlichen Arbeitsleistungen (III). Dieser Ueberwert 
der vorgetanen Arbeit hängt von der Zeit, der Produktionsdauer ab, 
und weil der Wert des Arbeitsprodukts immer notwendig größer ist 
als der Wert der Arbeit selbst, so erhält diese auch niemals ihren 
vollen Ertrag (112). Kapital ist nichts anderes als aufgespeicherte 
Arbeit und aufgespeicherte Bodennutzung und weil diese infolge 
ihrer relativen Seltenheit einen höheren Wert besitzen als zu leistende 
Arbeit und zu leistende Bodennutzung, so ergibt sich eine Wert- 
differenz, der Zins (II5). Auch das Begehr ist keine feste, 
sondern eine subjektiv vom Bedürfnisstand und objektiv von 
unserem Besitz an auszutauschenden Gütern und auszunützender 
Arbeitskraft abhängige Größe (117). Begehr, objektives Mengen- 
verhältnis und Austauschverhältnis der Güter werden durch das 
Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage, durch das Gleich- 
gewicht auf dem Markte in feste Beziehungen gesetzt (117). Da die 
Austauschverhältnisse der Güter miteinander im Zusammenhang 
stehen und ein System bilden, so ändern sich alle Glieder, wenn sich 
eines ändert (118). Etwas dürftig sind die Ausführungen des Ver- 
fassers über das Grenznutzenprinzip ausgefallen. Das Grenznutzen- 
prinzip versucht es, uns über den Verlauf der Nachfrage- und Ange- 
botsfunktionen etwas auszusagen und gibt uns auf diese Weise ein 
Mittel in die Hand, die Preise näher zu verstehen und unter bestimm- 
ten Voraussetzungen Näherungswerte zu berechnen. Aber auch die 
von der Grenznutzenschule gebotenen Grundlagen reichen für sich 
allein nicht aus, um ein neues Gebäude zu errichten (121). Da es an 
dieser Stelle nicht tunlich erscheint, die Einwände des Verfassers 
gegen Ricardo im einzelnen auf ihre Haltbarkeit zu prüfen, so soll 
nur darauf hingewiesen werden, daß Professor Amonn selbst mit allem 
Nachdruck die Stellen hervorhebt, in welchen Ricardo den Tauschwert 
der Güter unter der Voraussetzung ihrer Nützlichkeit von ihrer 
Seltenheit und der zu ihrer Erlangung erforderlichen Arbeits- 
menge ableitet, und betont, daß Ricardo das richtige Erklä- 
rungsprinzip »mit dem genialen Blick des intuitiven Denkers 
schon von Anfang an erkannt habe« (17). Prof. Amonn lehrt zwar, 
in voller Uebereinstimmung mit Walras ?), auf den er nicht ausdrück- 
lich Bezug nimmt, daß zwar der Wert eines Gutes nur in seiner 
relativen Seltenheit begründet erscheine (IO6—107), gibt aber gleich- 
zeitig zu, daß für dieses Seltenheitsverhältnis der Güter die Arbeit 
ein mitbestimmender Faktor ist, da das objektive Mengenverhältnis 
der Güter durch Arbeit verändert werden kann und somit der Wert 
der durch die Arbeit vermehrbaren Güter durch die Seltenheit der 
Arbeit bestimmt werde (109). Trotz aller kritischen Stellung wird 








2) Walras, Elements d’Economie Politique, 4. Auflage, Lausanne Igoo. 
99—106, 164—169. 
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Amonn nicht müde, an zahlreichen Stellen des Werkes den unver- 
gleichlichen Scharfsinn Ricardos zu rühmen (z. B. S. 40). und man muß 
ihm vollinhaltlich zustimmen, daß »beinahe alle richtige Erkenntnis 
schon in den Schriften der Klassiker stecke, . .. daß aber das Haschen 
nach billiger Originalität beliebter sei als das mühselige Schürfen 
nach Wahrheit in den Schriften der Vordern« (74). 

(Otto Weinberger.) 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Wirtschaftsgeographie, 
Biographien. 


Brabec, Max (ehemaliger Oberst): Bulgarien und seine 
Volkswirtschaft. Wien, Karl Harbauer, 1924. 48 S. 
Dieses Büchlein enthält eine knappe, aber in mancher Beziehung 
ziemlich inhaltsreiche Darstellung der Geschichte, wirtschaftsgeo- 
graphischen Grundlagen und Wirtschaftsverhältnisse Bulgariens. Wie 
den meisten militärisch geschulten Wirtschaftsgeographen liegen dem 
Verf. geschichtliche Entwicklung des Volkes, Ackerbau und Vieh- 
zucht, Bergbau, Verkehrsangelegenheiten besser als Handel, Bank- 
wesen und Industrie. So bringt er z. B. recht gute Darlegungen über 
Pferdezucht, Kohlenbergbau, Fluß- und Seeschiffahrt, Eisenbahn- 
und Straßenwesen, über die staatsfinanziellen Auswirkungen des Welt- 
krieges, aber kein Wort über die für Bulgarien mit den politischen 
Schicksalen des Volkes eng verknüpfte Handelspolitik; und inner- 
halb des bedeutsam entwickelten bulgarischen Bankwesens bespricht 
er nur die Notenbank etwas ausführlicher. Trotz diesen Mängeln 
läßt sich aus dieser Schrift, die noch vom Weltkrieg her die Linie der 
alten deutschen Freundschaft für Bulgarien verfolgt, nicht wenig 
lernen. (S. Schilder.) 


Der wirtschaftliche Wiederaufbau der Union 
der Sozialistischen Sowjet-Republiken. Heraus- 
gegeben von der Handelsvertretung der U.d.S.S.R. in Deutsch- 
land und Oesterreich, Berlin 1924. 

Vorliegende Zusammenstellung will in kurzen Einzeldarstellungen, 
die die wichtigsten Zweige der sowjetrussischen Volkswirtschaft um- 
fassen, eine allgemeine Einführung in die wirtschaftlichen Verhältnisse 
und deren Entwicklung in Rußland während der letzten Jahre geben. 
Dieses Ziel wird nicht erreicht. Das hängt weder mit der Darstellungs- 
weise und Stoffgruppierung noch mit mangelnder Uebersichtlichkeit 
zusammen. Im Gegenteil, was mit der Publikation erstrebt wurde, 
ist scheinbar völlig erreicht: den großen wirtschaftlichen Aufschwung, 
den Rußland in jüngster Zeit genommen habe, zu beweisen. Aber 
gerade aus diesem Grunde kann das Buch nicht befriedigen. So 
sehr es feststeht, daß seit dem Katastrophenzustand von 1920/21 
in vielen Wirtschaftszweigen Fortschritte erreicht sind, so sehr harren 
andere Probleme grundlegender Art einer befriedigenden Lösung. 
Wenn uns heute die Wirtschaftslage Rußlands einseitig rosenrot ge- 
schildert wird, muß dies befremden. In Wirklichkeit liegen die Dinge 
anders. Selbst zugegeben, daß man von einer offiziösen bolschewisti- 
schen Darstellung nur eine einseitige Beleuchtung der russischen Wirt- 
schaftslage erwarten kann, so läßt vorliegende Zusammenstellung 
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auch in anderer Hinsicht unbefriedigt: die Vernachlässigung, über- 
haupt Ignorierung aller der vielen vom Standpunkt der Praxis wie der 
Wissenschaft gleicherweise bedeutungsvollen und interessanten zutage 
tretenden Probleme. Die große soziale Umwälzung hat in Rußland 
beispielsweise eine Fülle grundsätzlicher Organisationsfragen aufge- 
worfen, an deren Ausgestaltung unermüdlich gearbeitet wird. Hierüber 
wollen wir von bolschewistischen Fachleuten informiert werden, wobei 
auch Meinungen, die den unsrigen entgegengesetzt sind, anregend und 
förderlich sein können. Propagandaschriften, wie die vorliegende, 
müssen den Wissenschaftler ebenso unbefriedigt lassen, wie den 
Praktiker, für den sie wohl in erster Linie bestimmt sind. 

(Hans- Jürgen Seraphim.) 


Hettner, A.: Der Gang der Kultur über die Erde. 
Leipzig und Berlin, B. G. Teubner, 1923. (Geographische Schriften, 
herausgegeben von A. Hettner.) 8%. 53 Seiten. 

Wenn der Verfasser in dieser großzügig angelegten Schrift den 
Gang der Kultur über die Erde zu verfolgen unternimmt, so hebt er 
zunächst hervor, daß er unter »Kultur« die Gesamtheit des Besitzes 
an materiellen und geistigen Gütern sowie an Fähigkeiten und Or- 
ganisationsformen versteht und daß er das Wort neutral für höhere 
und niedere Stufen verwendet. Er rückt die Lebensform in den Vorder- 
grund der Betrachtung und weist nachdrücklich auf die geographischen 
Einflüsse auf die Entwicklung der Kultur hin. Die Entstehung der 
Rassen verlegt er, sicher mit Recht, in die früheste, kulturlose Zeit der 
Menschheit. Während die Primitiven noch Sammler waren und sind, 
sind die höher stehenden Naturvölker schon zu Pflanzenbau (freilich 
noch ohne Ban Fischfang und Jagd, auch wohl Ziegen- und Schaf- 
zucht sowie Schiffahrt vorgedrungen; eine höhere Stufe bezeichnen 
die seßhaften und nomadischen Halbkulturvölker (Pflugbauern und 
Wanderhirten), die aber nicht mehr in den Tropen, wie die vorher- 
gehenden, sondern vorwiegend in den gemäßigten Oasen- und 
Steppengebieten sich entwickelten. Auf ihrer Grundlage erst er- 
hob sich die eigentliche, durch Städtewesen, höhere Technik, 
Schrift, Anfänge der Wissenschaft und höhere staatliche und gesell- 
schaftliche Organisation gekennzeichnete Kultur der orientalischen, 
der indischen und der chinesisch-ostasiatischen Welt. Alle diese alten 
Kulturen dürften auf großen Arbeiten künstlicher Bewässerung oder 
des Kampfes mit dem Wasser beruhen und ähnlich darf man sich wohl 
den Ursprung der altamerikanischen Kulturen vorstellen, von denen 
neuere Forscher übrigens annehmen, daß sie in ihren höchsten Blüten 
auf mittelamerikanische Einflüsse zurückgehen. 

Die antike Kultur der Mittelmeerländer ist gleich der chinesischen 
in der gemäßigten Zone entstanden. Sie hat trotz ihres orientalischen 
Ursprungs sich dank der Sonderheit der Mittelmeernatur doch wesent- 
lich anders weiter entwickelt und ist zur Vorläuferin der in den nörd- 
licheren Ländern Europas seit dem späteren Mittelalter sich heraus- 
bildenden (west-)europäischen Kultur geworden, die sich gleich der 
mittelmeerischen ans Meer anschließt und nach Erreichung einer 
bedeutenden Höhe der Schiffahrt und Technik dazu überging, auf 
andere Erdteile überzugreifen und dieselben allmählich mehr und mehr 
zu europäisieren. Das Verhältnis der Europäer zur eingeborenen 
Bevölkerung und Kultur der fremden Erdteile ist jeweils recht ver- 
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schieden: Siedelungskolonien, die später vielfach in scharfen Wett- 
bewerb mit den europäischen Ländern getreten sind, Angleichungs- 
kolonien (Mittel- und Südamerika), Wirtschaftskolonien, Herrschafts- 
kolonien, während eine Anzahl von Völkern sich der europäischen 
Herrschaft zu erwehren vermocht hat, aber gewisse Errungenschaften 
der europäischen Kultur, namentlich Wissenschaft und Technik, 
übernommen hat. 

Der Weltverkehr hat zur Ausbildung der Weltwirtschaft, der 
Weltkultur und Weltpolitik, ja schließlich zum Weltkrieg, geführt, der 
die Vorrangstellung Europas gebrochen hat. 

Die vortreffliche kleine Schrift verdient einen sehr weiten Leser- 
kreis, da sie in ihrer klaren Fassung und ruhigen Darstellung ausge- 
zeichnet geeignet erscheint, einem weiteren Kreise Verständnis für 
die hier behandelten Fragen zu übermitteln. (Karl Sapper.) 


Weltgeschichte in gemeinverständlicher Dar- 
stellung. Hrsg. von L.M. Hartmann. Bd. V: Dass 
tere Miitelaltervon Kurt Kaser. Gotha, F. A. Perthes 
1921. VI und 278 Seiten. 

Der einheitlichen Grundidee entsprechend, die den verschiedenen 
Bänden dieses Sammelwerkes ihre gemeinsame Physiognomie ver- 
leiht, ist die vorliegende Darstellung der spätmittelalterlichen Epoche 
vorwiegend kollektivistisch orientiert. Der Verf. geht in erster Linie 
darauf aus, in dem großen Prozesse, der den eigentlichen Inhalt des 
behandelten Zeitraums von etwa 1250—1500 ausmacht, dem Werden 
der europäischen Nationalstaaten, das Widerspiel der sozialen Fak- 
toren herauszuarbeiten, deren verschiedenartiges Kräfteverhältnis das 
Endergebnis der Entwicklung in den einzelnen Staaten bestimmt. 
Unter diesem vorherrschenden Gesichtspunkt wird vor allem die 
westeuropäische Staatenbildung mit ihrer auf dem Bündnis von 
Zentralgewalt und Bürgertum beruhenden Ueberwindung des Feuda- 
lismus eingehend geschildert. Den Gegenpol bilden dann die Staaten 
Osteuropas, deren Entwicklung, von kurzen Episoden stärkerer Kon- 
zentration abgesehen, bis zum Ausgang der Epoche vorwiegend in 
entgegengesetzter Richtung verläuft. Etwas dürftig ist neben diesen 
Haupttypen die Behandlung der deutschen Verhältnisse ausgefallen, 
wo freilich die Dinge besonders verwickelt liegen; vor allem die Terri- 
torien hätten wohl etwas stärkere Berücksichtigung verdient. Viel- 
leicht hängt aber dieser Mangel damit zusammen, daß K. hier ebenso 
wie in Italien das Schwergewicht seiner Darstellung bewußt auf das 
wirtschaftliche Gebiet verlegt hat. Diese in zwei gesonderten Ab- 
schnitten gegebene Schilderung des Frühkapitalismus in Italien einer- 
seits, Deutschland und den Niederlanden andererseits, die ein sonst 
schwer erreichbares Material knapp und übersichtlich zusammenfaßt, 
dürfte den wertvollsten Teil des Buches ausmachen. Was man dem- 
gegenüber vermißt, ist eine der wirtschafts- und sozialgeschichtlichen 
Fundamentierung gegenüber einigermaßen das Gleichgewicht haltende 
Behandlung der geistigen Strömungen. Der letzte Abschnitt etwa, 
der auf weniger als Io Seiten eine Charakterisierung der Renaissance, 
zumal in soziologischer Richtung, zu geben versucht, enthält zwar 
einzelne anregende Bemerkungen, reicht aber doch zur Würdigung 
der hier sich vollziehenden grundstürzenden Wandlung der geistigen 
Gesamtlage keineswegs aus. =. (F. Baethgen. 
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Henrici, Dr. W.: Die Kohlenwirischaft Ruß- 
lands in und nachdem Kriege. Berlin, Julius Springer, 
1924. 

Es gibt bisher nicht viele monographische Untersuchungen über 
einzelne Wirtschaftszweige Sowjetrußlands, besonders der russischen 
Industrie. Das mag einmal mit dem Quellenmaterial, sodann mit 
der Wichtigkeit allgemeiner, die letzten Grundsätze der bolschewisti- 
schen Wirtschaftsordnung berührender Fragen zusammenhängen, 
daß Spezialuntersuchungen bisher nur in unzureichendem Maße 
angestellt worden sind. Und doch können wir das Typische, Wesent- 
liche der sowjetrussischen Volkswirtschaft bloß erkennen, wenn in 
mühevoller Arbeit allmählich Baustein auf Baustein zusammenge- 
tragen wird. Unter diesem Gesichtspunkt ist die Henricische Arbeit 
zu begrüßen. Sie versucht die Entwicklung der Kohlenwirtschaft 
RußBlands seit Kriegsbeginn in kurzen Zügen zu schildern. Im wesent- 
lichen wird man sich mit der Behandlung des Themas einverstanden 
erklären können. Das größte Interesse erregen die Abschnitte über 
die Kriegszeit und die Entwicklung unter der deutschen Verwaltung, 
obgleich hier wie in der späteren Darstellung tiefer geschürft werden 
könnte. Als Grundlage für künftige eingehendere Untersuchungen ist 
die vorliegende Studie aber durchaus brauchbar. Dem Text sind zwei 
Karten beigegeben über die Kohlenlagerstätten und die sehr instruk- 
tive über den Versand des mineralischen Brennstoffs durch die Eisen- 
bahnen Rußlands im Jahre 1924. (Hans- Jürgen Seraphim.) 


Lehmann, Paul, Professor an der Universität München: Die 
Parodie im Mittelalter. — Parodistische Texte. Mün- 
chen, Drei-Masken-Verlag, 1923. 246 und 74 S. 

Das reiche Material, das in diesem Buche zum erstenmal aus 
einer großen Menge von Handschriften und zahlreichen, zum Teil sehr 
versteckten Publikationen zusammengetragen, erläutert und damit 
erst wirklich der weiteren Verwertung erschlossen wird, beansprucht 
vom sozialgeschichtlichen Standpunkt aus ein ganz besonderes Inter- 
esse. Denn diese literarischen Erzeugnisse bilden, zumal insoweit sie 
die parodistische Nachahmung bekannter, meist kirchlicher Texte 
(Bibel, Hymnen, Litaneien, selbst das Meßoffizium usw.) in den Dienst 
satirischer Polemik stellen, einen höchst charakteristischen Nieder- 
schlag der öffentlichen Meinung des Mittelalters, dem wir an Un- 
mittelbarkeit und Frische nicht so sehr viel anderes an die Seite zu 
rücken vermögen. Mit größter Anschaulichkeit spiegeln sie die mannig- 
fachen Spannungen und Gegensätze, die das Gesicht der mittelalter- 
lichen Gesellschaft bestimmten, das Verhältnis von Klerus und Laien, 
die Eifersüchteleien des Welt- und Ordensklerus oder der verschiedenen 
Orden untereinander, die mehr oder minder große Abneigung, deren 
sich die einzelnen Stände, wie etwa die Bauern oder Mönche, bei der 
Allgemeinheit erfreuten, und ähnliches mehr; auch die nationalen 
oder religiösen Leidenschaften der breiteren Schichten finden hier 
zuweilen einen sehr ungeschminkten Ausdruck. Daß in solchen von 
Subjektivität und Voreingenommenheit diktierten Pamphleten das 
Bild der tatsächlichen Gegeberheiter-und Zustände, auch abgesehen 
von der Absicht scherzhafter Uebertreibung, nur in starker Ver- 
zerrung erscheint, bedarf kaum der Erwähnung. Aber andererseits 
haben eben diese Verzerrungen und Entstellungen eine nicht zu 
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unterschätzende Wirkung ausgeübt und ihr zersetzender und zer- 
mürbender Einfluß hat, wie der Verf. mit Recht betont, die kirchlichen 
und sozialen Umwälzungen der Neuzeit in nicht geringem Maße vor- 
bereiten helfen. (F. Baethgen.) 


Reschwein, Adolf: Die Rohstoffe der Erde. 
2. Aufl. Jena, Verlag der Fromannschen Buchhandlung. 1924. 
I00 Seiten. M. 2.50. 

Wir haben es hier mit einer ungemein lehrreichen und anschau- 
lichen Schrift zu tun. Nach einer kurzen, allgemeiner gehaltenen Ein- 
leitung werden die Pflanzen, die Tiere, die Kraftquellen der Industrie 
und sodann die Metalle in ihrem Vorkommen und ihrer geographischen 
Verbreitung dargestellt. In einem Anhang werden die Fragen des 
Seetransportes behandelt und ein kurzer Abschnitt über die Weltreiche 
beschließt das Ganze. Die Schrift bietet wesentlich mehr als eine bloße 
Zusammenstellung. Sie erklärt auch das Gewordene und geht an 
manchen Punkten ausführlich auf die politischen und wirtschaftlichen 
Zusammenhänge ein. Sie schildert die Gegensätze, welche sich aus 
der Verteilung der Rohstoffe und dem Streben nach der Herrschaft 
über sie entwickelt haben. Es sei nur auf die eingehenden Darlegungen 
über das Erdöl und die hier aufgetretenen Reibungen zwischen England 
und den Vereinigten Staaten verwiesen. In dem Schlußabschnitt wird 
in sehr beachtenswerter Weise der Versuch gemacht, für die gegen- 
wärtigen Wirtschaftsbezirke, Wirtschaftstypen aufzustellen, welche 
über die bisherigen, hier üblichen Gegensätze von Agrar- und In- 
dustriestaat hinausgehen. Für die Zukunft Deutschlands sieht der 
Verfasser den einzig gangbaren Weg in einer wirtschaftlichen Arbeits- 
gemeinschaft mit Rußland, entsprechend dem Montanabschluß mit 
Frankreich. Wir haben es in der vorliegenden kleinen Schrift mit 
einer sehr empfehlenswerten Einführung in die Probleme und Zu- 
sammenhänge der Weltwirtschaft zu tun. (P. Mombert.) 


7. Bevölkerungswesen. 
8. Statistik. 


9. Soziale Zustandsschilderungen. 
10. Agrarwesen, Landarbeiterfrage., 
ı1. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 
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13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


14. Arbeiterschutz. 


Boletin Oficial del Ministerio de Trabajo, Co- 
mercio e Industria. Segunda Epoca, núm. r; Madrid, 15 
de Agosto de 1924. — 199 S. 8°. (Auslands-Bezugspreis für den 
Jahrgang: 25 Pesetas.) 

Ein Hinweis auf diese Monatsschrift rechtfertigt sich nicht nur 
deshalb, weil sie ein zu wenig bekanntes Land behandelt, sondern 
auch deshalb, weil sie mehr bringt, als man von einem »Amtsblatt« 
erwarten möchte. Der Inhalt des vorliegenden Heftes wird vom 
Herausgeber mit folgenden Schlagwörtern gekennzeichnet: ideas 
generales y organización; crónicas sociales; documentos; legislación 
nacional y extranjera; Oficina Internacional del Trabajo; información; 
bibliografia. In dem nichtamtlichen Teile liefert Ricardo O yu e- 
los — seit Jahrzehnten bekannt durch sein Werk über Betriebs- 
unfälle, zur Zeit Abteilungsvorstand in der Dirección general del 
Trabajo y Acción social — eine »Skizze der arbeitsbehördlichen Ein- 
richtungen in Spanienę, die sich auf die letzten vierzig Jahre erstreckt. 
Der Madrider Akademiker Alvaro López Núñez, General- 
subinspektor des Arbeitswesens, nimmt zu dem Aufsatze »Les as- 
surances sociales et la législation internationale«, den der Warschauer 
Handelshochschulprofessor Krzeczkowski im 8. Bande der 
Revue internationale du Travail veröffentlicht hat, Stellung unter der 
Ueberschrift »Die Arbeitsunfähigkeit als einzige Gefahr bei der Sozial- 
versicherung«. Er zeigt, wie dieser vereinheitlichende, in der Revue 
als neu bezeichnete Grundgedanke bereits seit 1913 von ihm selber 
in verschiedenen Schriften entwickelt worden ist, und freut sich, 
mit dem polnischen Gelehrten, der selbständig zu dem gleichen Er- 

ebnis gelangte, übereinzustimmen. Der namhafte Kriminalist und 

Zoologe Constancio Bernaldo de Quirós schildert die 

seit alters üblichen Massenwanderungen der Erntearbeiter kreuz und 

quer durch die iberische Halbinsel. 

Wer die Entwicklung der spanischen Sozialpolitik verfolgen will, 
braucht den Boletin Oficial. (Leopold Perels.) 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Mayr, Heinz: Vonder Arbeitsgesinnung unserer 
sndustriellen Massen. Frankfurt a.M., Englert und 
Schlosser, 1924. 17 S. M. —.50. 

Der temperamentvolle und eigenwillige Frankfurter Dozent gibt 
hier mit schlagwortartiger Schärfe und Kürze ein klares und lebendiges 
Bild der Grundgedanken, die der deutsche gewerkschaftlich ge- 
schulte Arbeiter über seine Arbeit hegt: er empfindet die maschini- 
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sierte und mechanisierte industrielle Arbeit als eine soziale und selbst- 
verständliche Pflicht, und nur diese Einstellung ermöglicht es ihm, 
sie überhaupt zu ertragen. Er liebt sie nicht, er sieht in ihr keine 
inneren Werte, aber er will sie in dem Bewußtsein der Einordnung in 
ein großes Ganzes tun und sein Ziel ist daher heute noch der Staats- 
sozialismus. Durch diese seine Einstellung hat er z. B. dem Arbeiter 
romanischer Länder, auch Englands, der seine proletarische Auf- 
lehnung besonders gegen die arbeitslusttötende Maschine richtet, 
viel voraus. — Das Schriftchen ist durch die Kürze etwas einseitig, 
aber es ist lebendig und lesenswert. (Julius Mühlenfeld.) 


Zwing, Karl: Soziologie der Gewerkschaftsbe- 
wegung. Erster Teil: Gewerkschaften und Wirtschaft. Jena, 
Verlag Gewerkschaftsarchiv, 1925. 179 S. br. M. 4.50, Halbl. 5.50. 
Für Abonnenten des Gewerkschaftsarchivs halber Preis. 

Das Buch, der erste Band einer Schriftenreihe, verleugnet nicht 
die freigewerkschaftliche Einstellung. Wieweit sich der Titel recht- 
fertigt, müssen die späteren Bände erst noch erweisen. Dieser erste 
Teil will vom soziologischen Standpunkt aus eine Theorie der Stellung 
des Arbeiters bzw. seiner Gewerkschaft und der Arbeit im Wirtschafts- 
leben geben, aber diese Theorie ist durchaus programmatisch gehalten. 
Zur Kennzeichnung der gewerkschaftlichen Problemstellung gibt der 
Verfasser zuerst eine Uebersicht über die Ideeneinstellung der Ar- 
beiterklasse und ihre Entwicklungsstufen von der stumpfen Hinnahme 
des gegebenen Verhältnisses zum »Brotherrn« bis zur positiv sozialisti- 
schen Einstellung des Arbeiters von heute, der gleichberechtigte Mit- 
wirkung der Arbeit in der Wirtschaft verlangt. Der Rätegedanke 
als yangewandte Demokratie« ist für Z. der tragende Gedanke der 
Zukunft, dessen gegenwärtiger Verwirklichung in den amtlichen und 
freien Organen des Wirtschaftslebens ein ganzer Abschnitt gewidmet 
ist. Hinter der weiteren Durchsetzung dieses Gedankens bis zur Er- 
kämpfung der Ebenbürtigkeit der Arbeit neben dem Kapital müssen 
vorläufig selbst Lohn- und Sozialpolitik zurücktreten. Von der wirt- 
schaftlichen Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit in wohl- 
verstandenem Zusammenwirken (das Majoritätsprinzip wird ent- 
schieden abgelehnt) erwartet Zwing eine gründliche Umgestaltung des 
Wirtschaftslebens, von der Anerkennung des Menschtums der Ar- 
beiterschaft eine wenn auch nur teilweise Lösung des Produktions- 

roblems. Auch sieht er in dem Streben der Gewerkschaften nach 

Wirtschaftsdemokratisierung ein wichtiges Kulturstreben: Hebung 

* des Gesamtmenschen, seines Lebensinhaltes und Lebensbewußtseins. 

Freilich, wenn Z. von der Erfüllung seiner Forderungen eine Umwälzung 

der nationalökonomischen Theorien (Krisenth., Wertth., usw.) 

erwartet, so ist er sich wohl über den Sinn einer Theorie nicht recht 
klar. Neue Größen ändern das Wirtschaftsleben, ändern aber nicht 
die Theorie, sondern bereichern sie. Für programmatische »Theoriene® 
allerdings, wie den Hauptteil der sozialistischen, gilt etwas anderes. 

— Die Zwingsche Schrift ist, wie gesagt, als Programmschrift zu 

bewerten und insofern einer Beurteilung schwer zugänglich. Sie 

berührt indessen in ihrem Streben nach Ausgleich und Synthese 
unter Aufrechterhaltung ihrer Hauptforderung durchaus en eree 

— Leider ist sie durch eine große Zahl grammatischer Fehler ent- 

stellt. . (Julius Mühlenfeld.) 
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17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Cahn, Ernst: Bismarck als Sozialpolitiker. 
Recht und Staat in Geschichte und Gegenwart. 31.) Tübingen, 
. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1924. 30 S. M. 1.—. 

In dieser Festrede wird Bismarcks sozialpolitische Entwickelung 
in durchaus objektiver Weise, vor allem ohne jede Ueberschwenglich- 
keit, gekennzeichnet. Ein größerer Hintergrund wächst dadurch 
auf, daß die einzelnen Perioden wie auch das sozialpolitische Gesamt- 
schaffen des Reichsbegründers vom Standpunkte des Luthertums 
aus gewertet werden. (Th. Brauer.) 


Einaudi, Luigi: Le Lotte del Lavoro. Torino, Go- 
betti, 1924. 276 Seiten. 

Luigi Einaudi von der Universität Turin gehört zu denjenigen 
italienischen Nationalökonomen, welche, in Anknüpfung an wesentlich 
englische Vorbilder, energisch bestrebt sind, das Prinzip des Selfhelp 
im Wirtschaftsleben wieder zu Ehren zu bringen. Auf diesen Zweck 
ist ein großer Teilder Tätigkeit Einaudis als Leiter sowohl der durch ihn 
von Nitti übernommenen nationalökonomischen Zeitschrift »Riforma 
Sociale« (deren Titel dem Inhalt keineswegs entspricht) als auch des 
Wirtschaftsteils des »Corriere della Sera« eingestellt. Auch vorliegender 
Band, der zumeist Artikel der beiden genannten Blätter wiedergibt, 
ist auf diesen Ton gestimmt. Einaudi hat kein großes Vertrauen 
zu subventionierten Industrien und Genossenschaften, auch kein 
großes zur sozialen Gesetzgebung, alles Dinge, in denen er den Pferde- 
fuß der Indolenz, wenn nicht gar der Benutzung öffentlicher Gelder 
zu privaten oder doch nur einen Teil der Gesellschaft berührenden 
Zwecken erblickt. Dagegen freut er sich, wenn er auch das Recht auf 
die koerzitive Solidarität der Gewerkschaften (Kampf gegen das 
Streikbrechertum) ablehnt (S. 105 ff.), an den markigen und selbst- 
bewußten Gestalten der Gewerkschaftsführer, welche er bei der wirt- 
schaftlichen Gesundung der Nation charakterologisch, politisch und 
ethisch den großen Industriekapitänen gleichsetzt (S. 184). In einem 
weiteren Beitrag bringt Einaudi eine überaus interessante Studie zur 
Psychologie eines Streikes im Biellesischen, wobei er schon für 
1897 feststellt, daß die Rekrutierung der Industrie-Herrenschaft sich 
nicht mehr aus den »self-made men« vollziehe (S. 27). Wertvoll ist 
auch das im Anschluß an die Second Thoughts of an Economist, Wil- 
liam Smart, gemachte Bekenntnis zur Weltanschauung der Arbeits- 
freude (S. 232), d. h., wie Verf. in einem feinsinnigen Artikel über den 
Lazzarone-Begriff des Altmeisters Goethe ausführt, der Auffassung, 
daß die wirkliche Wirtschaftsrealität weder in der Höhe der Arbeits- 
rente, noch in der Art der Konsumtion derselben, sondern in der 
zur Erhaltung der Rente führenden wirtschaftlichen Tätigkeit liegt. 

(Robert Michels.) 


Le Producteur. Zum Renouveau des Saint-Simonismus in 
Frankreich. Herausgegeben von Gabriel Darguet (1919 
bis 1922). 

Doctrine de Saint-Simon. Exposition. Premiere annee. 
1829. Nouvelle edition, avec une introduction et des notes e 
C. Bougl& et Elie Halévy. Paris 1924. Marcel Rivière 


560 Literatur-Anzeiger. 


Maxime Leroy: Henri de Saint-Simon. Le Sncia- 
lisme des Producteurs. Paris 1924, Marcel Rivière. 

Jean-Baptiste Vergeot: LeCrédit comme Stimuw 
lant et Régulateur de Industrie. Paris 1918. 
Jouve. 

Eine kurze Kollektivanzeige: im Frankreich der Nachkriegszeit 
ist der Saint-Simonismus zu neuer Blüte erwacht. Dafür legt die 
Zeitschrift Darquets (die freilich vorläufig wieder ruht) Zeugnis ab. 
Im Producteur, dessen Bände wertvollstes Material darstellen, ar- 
beiteten die bedeutendsten jüngeren Wirtschaftstheoretiker und 
Praktiker wie F. Gros, F. Delaisi (der Petroleumspezialist) und 
andere mit. Sein Grundgedanke ist, den »Producteur«, das Ideal eines 
tatkräftigen arbeitsamen Lebens, eines soziale Werte-Schaffers, heraus- 
zubilden, und zwar nach dem zugleich wirtschaftlichen wie so- 
zialen Grundsatz, ohne Unterschied der wirtschaftlichen oder 
persönlichen Vorbedingungen (Klasse, Schutz, Tradition), den 
geeignetsten Mann an die jeweils geeignetste Stelle zu bringen. 
Bisweilen etwas wie ein den Kapitalismus selbst miter- 
greifender und beherrschender Taylorismus der Wirtschaftsleitung. 
Dazu haben nun, mit mehr theoretischen Zwecken, Bougl& (der her- 
vorragende Soziologe an der Pariser Sorbonne) und Halévy den 
ersten Band der Doctrine des Meisters herausgegeben, mit einer tiel 
in den Stoff eindringenden dogmenhistorischen und wirtschafts- 
philosophischen Einführung. Maxim Leroy seinerseits hat in einem 
wertvollen Bande das ganze Exposé Saint Simons in moderne Ter- 
minologie und mit dem Plus-Wissen des modernen Gelehrten trans- 
poniert. Sehr interessant ist auch die Arbeit von Vergeot, des Redaktions- 
sekretärs von Rists Revue d’Economie Politique, eine Arbeit, welche 
sich im Untertitelebenfalls als eine Saint-simonistische charakterisiert: 
L’Agent du désordre actuel: la propriété; l’agent de l’ordre futur: 
le credit. Nur Kapitalkonzentration (im saint-simonistischen Sinne), 
hierarchische Ordnung, »Missions«gedanken, soziales Gewissen können 
hier Remedur schaffen. Den Kapiteln über die Gestaltung der Kredit- 
banken (gegenständlich dargestellt) merkt man den erfahrenen Berufs- 
bankier (der Vergeot hauptamtlich ist) an. (Robert Michels.) 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 
19. Handel und Verkehr. 


20. Privatwirtschaftsiehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Bruwer, A. J.: Protection in South Africa. Phila- 
delphia, 1923. Herausgegeben von der dortigen University of 
Pennsylvania. 204 Seiten. 

Diese bereits März 1922 abgeschlossene inhaltsreiche sorgfältige 

Arbeit (Doktordissertation) befaßt sich mit der Handelspolitik Süd- 

afrikas, wobei sie mit dem älteren Merkantilismus beginnt. Dieser 
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bestand im 18. Jahrhundert und sogar in der ersten Hälfte des 19. 
darin, das zuerst im Besitz Hollands, dann Großbritanniens befindliche 
Gebiet den Ausfuhrindustrien, dem Handel und der Schiffahrt des 
Mutterlandes, bestenfalls noch seiner Kolonien möglichst ausschließ- 
lich dienstbar zu machen, unter Gewährung einiger britischer Vor- 
zugszölle für südafrikanische Erzeugnisse, namentlich für Wein. 
Nach einer gemäß den damaligen Anschauungen des Mutterlandes 
das Zollwesen überwiegend fiskalisch ausnützenden Zwischenzeit 
von etwa einem Vierteljahrhundert tauchten insbesondere in der 
Kapkolonie, weniger in Natal und den beiden damaligen Buren- 
republiken schutzzöllnerische Bestrebungen auf, wobei das Mutterland 
durch Vorzugszölle entschädigt werden sollte, deren auch andere 
britische Dominions im Vertragswege teilhaftig werden könnten. 
Diese Bestrebungen blieben aber der weit wichtigeren Angelegenheit 
untergeordnet, aus Südafrika ein einheitliches Zollgebiet und womög- 
lich auch einen Bundesstaat zu machen. Erst als seit 1903 die durch 
den Burenkrieg 19 10) herbeigeführten besonderen Verhältnisse 
die Schaffung eines einheitlichen südafrikanischen Zollgebietes mit 
interbritischen Vorzugszöllen ermöglicht hatten, das auch den Trans- 
vaal und Rhodesia umfaßte sowie seit 1910 durch die Schaffung des 
südafrikanischen Bundesstaates die erforderliche politisch-staats- 
rechtliche Ergänzung erhielt, erfaßten die ursprünglich vorwiegend 
nur in der Kapkolonie vorhanden gewesenen schutzzöllnerischen 
Neigungen ganz Britisch-Südafrika. Der Weltkrieg erleichterte die 
Befriedigung dieser neomerkantilistischen Neigungen und verstärkte 
sie wiederum, wie er auch das südafrikanische Zollgebiet über das 
ehemals deutsche Südwestafrika erstreckte. 

Auffällig ist der vom Verfasser stark betonte Standpunkt der 
Vereinigten Staaten als entschiedene Gegner interbritischer Vor- 
zugszölle nicht nur Südafrikas, sondern auch Kanadas usw. Er predigt 
eifrig die »offene Tür« als handelspolitischen Hauptgrundsatz seines 
Landes. Hiebei erblickt er irrigerweise eine solche Handelspolitik 
nicht nur in der völkerrechtlich gesicherten, dauernden Verpflichtung 
zur Meistbegünstigung (und etwa auch zu niedrigen Zöllen), sondern 
bereits in der bloßen Tatsache der zollpolitischen Meistbegünstigung 
ohne irgendeine völkerrechtliche Dauerverpflichtung. Die Ueber- 
zeugungskraft dieses Standpunktes wird dadurch wohl nicht erhöht, 
daß die Vereinigten Staaten ihre Siegesbeute i. J. 1898 (die ehemals 
spanischen Kolonien und Hawai) teils ihrem Zollgebiet unmittelbar 
.einverleibt (Portoriko und Hawai), teils durch weitgehende Vorzugs- 
zollbestimmungen (Kuba und Philippinen) in besonders enge Bezie- 
hungen zur eigenen Volkswirtschaft gebracht haben. 

(S. Schilder.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Schneider, Amtsrichter in Nürnberg, Vorsitzender des Landes- 
verbandes der Rentnervereinigungen Bayerns im »Deutschen 
Rentnerbunde: Die rechtliche Verantwortlichkeit 
von Reich und Reichsbank für die deutsche 
Geldpolitik. München, C. H. Becksche Verlagsbuchhandlung 
Oskar Beck, 1922. 37 S. 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolıtik. 53. 2. 36 


562 Literatur-Anzeiger. 


Der im Titel angedeutete juristische Zielgedanke des Verfassers 
läuft darauf hinaus, daß die Reichsbank ihren gesetzlichen Aufgaben- 
kreis überschritten habe, indem sie dem Reich mit Hilfe der Noten- 
presse Kredit gab; denn solcher Kredit habe nur nach Maßgabe des 
»verfügbaren« Kapitals gegeben werden dürfen, nicht aber durch 
Neuschaffung von Kapital im Wege des Notendruckes. Infolgedessen 
sei sie und das Reich, das nicht von Aufsichts wegen solchen Miß- 
brauch verhindert habe, den Geschädigten ersatzpflichtig. Dieser 
Gedanke leidet an einer allzu engen Auslegung des Begriffes »ver- 
tügbares Kapital«. Auch wenn er juristisch zutreffend gewesen wäre, 
hätteer die Lage der Inflationsgeschädigten praktisch kaum verbessert. 
Der Wert der kleinen Schrift liegt daher nicht in dieser Rechtskon- 
struktion, sondern in der klaren Darstellung der mittelbaren und un- 
mittelbaren Schädigungen, die unsere Wirtschaft durch die Inflation 
erlitten hat; in ihr drückt sich ein ganz ungewöhnliches Verständnis 
für die tieferen Zusammenhänge im Wirtschaftsleben aus. Der Ver- 
fasser ist nicht in den Fehler so vieler Ankläger der deutschen Geld- 
politik verfallen, die vor den Schwierigkeiten, denen Reich und Reichs- 
bank gegenüberstanden, die Augen verschließen. Bei aller Wärme 
des Mitgefühls mit den Inflationsopfern ist keine agitatorische Ueber- 
treibung in der Schrift; um so eindrucksvoller wirken die Ausfüh- 
rungen selbst dort, wo sie — wie bei Berührung der auswärtigen 
Politik — zu sachlichem Widerspruch herausfordern. 

(Carl Landauer.) 


23. Genossenschaftswesen. 
24. Finanz- und Steuerwesen. 
25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 


26. Wohnungsfrage. 


Die WohnungsproblemeEuropasnachdem Kriege. 
Studien und Berichte des Internationalen Arbeitsamtes Reihe G 
(Wohnungs- und Wohlfahrtswesen), Nr. I1, Genf 1924. Preis 7,50 
Schweizer Franken. 

Das Internationale Arbeitsamt in Genf hat vor kurzem eine 
umfangreiche Untersuchung über die Wohnungsgesetzgebung in 
Europa und ihre Ergebnisse bis zum Ende des Jahres 1923 veröffent- 
licht. Das umfangreiche Werk (XV und 539 Seiten) beginnt mit einer 
vergleichenden Uebersicht. Angeschlossen sind monographische Dar- 
stellungen für 17 europäische Länder: Großbritannien, Frankreich, 
Belgien, Italien, Schweiz, Niederlande, Norwegen, Schweden, Finn- 
land. Deutschland, Österreich, Tschechoslowakei, Polen, Ungarn, 
Jugoslawien und Rußland. Die Gliederung ist in allen Abschnitten 
dieselbe: die Wohnungskrise, der Mieterschutz, die Förderung der 
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Wohnungsbautätigkeit und die Maßnahmen der distributiven Woh- 
nungspolitik !). 

Die auf Grund sorgfältigsten Studiums der einschlägigen Gesetze 
und der Literatur bearbeitete Studie gewährt einen sehr interessanten 
Einblick in die Gestaltung der europäischen Wohnungsverhältnisse 
seit 1914, die bekanntlich in fast allen Ländern eins der schwierigsten 
Kapitel der Sozialpolitik bilden. Was die Entwicklung in den einzelnen 
Ländern anlangt, so ist es nicht möglich, im Rahmen einer kurzen 
Besprechung Einzelheiten aufzuzählen. Hier kann nur das Studium des 
Werkes selber helfen. Für den deutschen Leser ist von besonderem 
Interesse, daß auch in anderen, außerdeutschen Ländern die Wohnungs- 
not einen außerordentlich hohen Grad erreicht hat, und daß auch dort 
im allgemeinen dieselben Mittel angewandt sind wie in Deutschland. 
Ueberall hat man mit Maßnahmen gegen die Mietpreissteigerung und 
mit der Beschränkung des freien Kündigungsrechtes für den Vermieter 
begonnen. In sehr vielen Ländern ist man auch zu behördlichen Maß- 
nahmen hinsichtlich der Verwertung der vorhandenen Wohnungen 
geschritten (sog. distributive Wohnungspolitik: Beschlagnahme und 
Zwangseinquartierung). Endlich hat man in allen Ländern durch 
Zuschüsse oder Darlehen aus öffentlichen Mitteln die Neubautätigkeit 
zu beleben versucht, da es nirgends gelungen ist, auf rein privater 
Grundlage eine Bautätigkeit in Gang zu bringen, welche nur einiger- 
maßen den vorhandenen Bedürfnissen genügt hätte. Die Studie des 
Internationalen Arbeitsamtes ergibt daher, daß die deutsche Woh- 
nungspolitik der Nachkriegszeit keineswegs allein steht, sondern, 
daß ihre Grundgedanken auch in der Wohnungspolitik der anderen 
Länder wiederkehren. Freilich wird in der Studie anerkannt, daß die 
Verhältnisse in Deutschland ganz besonders ungünstig liegen, und daß 
trotz aller anerkennenswerten Bestrebungen der deutschen Regie- 
rung eine erhebliche Besserung bis zum Schluß des Jahres 1923 noch 
nicht eingetreten ist. 

In anderen Ländern hat sich die Lage dagegen schon erheblich 
gebessert. Dies gilt besonders von einigen neutralen Staaten, in denen 
in den letzten Kriegsjahren und in den ersten Jahren nach dem Kriege 
ebenfalls Wohnungsknappheit herrschte: so von der Schweiz, von 
Holland, und von den skandinavischen Ländern. Hier sind die 
Maßnahmen der distributiven Wohnungspolitik, soweit solche über- 
haupt zulässig waren, inzwischen größtenteils wieder außer Kraft 
gesetzt. Auch die Beschränkungen der Mietsteigerungen und der Miet- 
zinse sind teilweise schon abgebaut, so z. B. in Dänemark, wo im Laufe 
des Jahres 1926 die freie Wirtschaft auf dem Wohnungsmarkt wieder- 


1) Eine ähnliche Darstellung bis zum Ende des Jahres 1921 ist für 
Deutschland enthalten in der Denkschrift des Reichsarbeitsministeriums über 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Wohnungs- und Siedlungswesens von 
1914—1921, welche dem Reichstage im Februar 1922 vorgelegt worden ist 
(Anlage zur Reichstagsdrucksache Nr. 3472 von 1920/22). Die Denkschrift 
ist abgedruckt im »Jahrbuch für Wohnungs-, Siedlungs- und Bauwesen«, 
herausgegeben von Glaß, Krüger und Gut, Berlin 1922. Verlag für Politik 
und Wirtschaft. Für Preußen siehe die Darstellung bis zum Anfang des 
Jahres 1924 in der Schrift des preußischen Wohliahrtsministers Hirtsiefer 
»Die staatliche Wohlfahrtspflege in Preußen von 1919—1923«. Berlin 1924. 
Verlag von Carl Heymann. 
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hergestellt werden soll. Am weitesten mit dem Abbau der Zwan 
wirtschaft sind bislang Jugoslawien und Finnland gegangen — N 
überwiegend agrarische Gebiete, deren Verhältnisse natürlich nicht 
maßgebend sein können für die west- und mitteleuropäischen Länder 
mit stark entwickelter Großindustrie. Von den Großmächten hat 
bislang lediglich Italien, und zwar vor allem unter der fascistischen 
Regierung, einen energischen Abbau der Zwangswirtschaft begonnen. 
Freilich kann auch dort von einem wirklich freien Wohnungsmarkt 
noch keine Rede sein. Zwar sind generelle Verbote der Mietsteige- 
rungen und Kündigungen aufgehoben worden. Aber der einzelne 
Mieter kann bei übermäßigen Mietzinssteigerungen oder bei Kündi- 
gungen immer noch die Entscheidung einer paritätischen Mietkom- 
mission anrufen. Auch hat die Regierung ihren politischen Einfluß 
auf die Hausbesitzer dahin geltend gemacht, daß sie sich in ihren 
Steigerungsansprüchen Zurückhaltung auferlegen sollten. Infolge- 
dessen betrugen die Mietpreissteigerungen bis Ende 1923 im Durch- 
schnitt nicht mehr als 100%, blieben also hinter der sonstigen Steige- 
rung der notwendigsten Bedarfsgegenstände weit zurück. Auch ist 
den Mietkommissionen ausdrücklich empfohlen, bei Beamten des 
Staates, öffentlicher oder privater Unternehmen, bei pensionierten 
Beamten, Arbeitern und im allgemeinen bei allen Personen mit ge- 
ringem Einkommen die wirtschaftliche Lage der Mieter zu berück- 
sichtigen. Das alles bedeutet also, daß auch die heutigen gesetzlichen 
Vorschriften in Italien noch einen ganz erheblichen Mieterschutz 
enthalten. 

Die größte Wohnungsnot besteht noch in Deutschland, in Oester- 
reich und in der Tschechoslowakei. Hier sind daher die im Laufe der 
Kriegs- und Nachkriegszeit ergangenen Vorschriften auf dem Gebiete 
des Wohnungswesens noch in erheblichem Umfange aufrecht erhalten 
worden. Immerhin zeigt sich auch hier das Bestreben, allmählich 
die Mieten wieder in ein angemessenes Verhältnis zu den Preisen der 
sonstigen Bedarfsgegenstände zu bringen und so der künftigen pri- 
vaten Wohnungswirtschaft wieder die Wege zu bahnen. Aber auch 
in England und Frankreich sind die Bestimmungen zum Schutz der 
Mieter noch in ganz erheblichem Umfange aufrecht erhalten worden. 
Die Studie bringt übrigens auch interessante Zahlen über den Wieder- 
aufbau der zerstörten Gebiete in Frankreich und zeigt, daß hier doch 
erheblich mehr geschehen ist als im allgemeinen angenommen wird. 
Insgesamt waren in Frankreich 280 047 Häuser gänzlich zerstört und 
422 736 Häuser beschlagnahmt, so daß im ganzen 702 783 unbe- 
wohnbar geworden waren. Davon sind bis zum I. Dezember 1923 be- 
reits 598 ooo Häuser, also etwa sechs Siebentel, wieder hergestellt. 

Die letzte Darstellung ist Rußland gewidmet. Hier sind die Ver- 
hältnisse besonders trostlos. Die bolschewistische Regierung hatte 
von I1917—192I auch das Wohnungswesen nach streng kommunisti- 
schen Grundsätzen geordnet. Die städtischen Grundstücke, Gebäude 
und Wohnungen waren munizipalisiert. Sogar der Besitz von Möbeln 
wurde verboten. In den Städten mit mehr als Io 000 Einwohnern 
hatte die Gemeinde das ausschließliche Baurecht. Die Arbeiter wurden 
in die größeren Wohnungen überführt, während die bisherigen Be- 
wohner entweder in die Arbeiterviertel übersiedeln oder sich nur mit 
einem Teil ihrer bisherigen Wohnung begnügen mußten. Die Ver- 
pflichtung zur Mictszahlung wurde aufgehoben. Alsbald verfielen 
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die Wohnungen vollkommen. An eine Neubautätigkeit war nicht zu 
denken. Seit August 1921 ist ein Umschwung eingetreten. Das private 
Grundbesitzrecht ist mit gewissen Einschränkungen wiederhergestellt 
und auch ist Privaten das Bauen wieder gestattet. Aber die furchtbaren 
Schäden der Jahre 1917—1921 konnten noch nicht wieder gut gemacht 
werden. Die Studie stellt fest (S. 511), daß die bolschewistische 
Wohnungspolitik einerseits zum teilweisen und völligen Verfall der 
Häuser und Wohnungen und andererseits zum völligen Stillstand der 
Bauindustrie geführt hat, der jegliche Instandhaltung, die Ausführung 
von Reparaturen oder den Wiederaufbau der vorhandenen Wohnungen 
unmöglich gemacht hat. (Krüger ) 


27. Unterrichts- und Bildungswesen. 
238. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


30. Soziale Hygiene. 


c nn Un 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 





32. Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht. 


33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


34. Politik. 


Bauer, Otto: Die Nationalitätenfrage und die 
Sozialdemokratie. Marx-Studien Bd. II, 2. Aufl. Wien 1924. 
Politische Publikationen pflegen in unserer Zeit infolge ihrer allzu 
kurzatmigen Aktualität bei der raschen Veränderung der äußeren 
Konstellationen bald ihre eigentliche Bedeutung einzubüßen. Bauers 
Arbeit, obwohl sie ganz aktuellen Zeitfragen ihre Entstehung verdankt 
und ganz im Hinblick auf eine bestimmte zeitliche Situation ge- 
schrieben ist, macht hiervon eine Ausnahme. Und das gerade deshalb 
und insofern als er, von echten historischen Motiven geleitet, den sehr 
seltenen Versuch macht — mit welchen ihm greifbaren Möglichkeiten 
auch immer —, sich die Gegenwart, in der er lebt, und für die er sorgt, 
aus der Vergangenheit her verständlich zu machen und sie in dieser 
durchsichtigen Artikuliertheit für die Motive des Sich-Verhaltens sich 
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zuzueignen. Eine solch ernste Absicht konkretisiert sich nur in der 
wirklichen Vergegenwärtigung der Tatbestände. Wenn auch Bauer 
im Vorwort der neuen Auflage (April 1924) im Hinblick auf die seit 
Erscheinen des Buches gänzlich veränderten politischen Verhältnisse 
nur noch den rein theoretischen Teil aufrecht erhalten will, für den 
übrigen aber auf seine Schrift »Oesterreichische Revolution«e 1923 
verweist, so scheint er mir in seiner Beschränkung insofern zu weit 
zu gehen, als die Ausführungen über die böhmischen Verhältnisse, 
die, wie mir scheint, die Originalanschauung für den deduktiven Teil 
geliefert haben, eben den Kardinalpunkt herausspringen lassen, um 
den sich die Ausführungen über die Nationalitätenfrage bewegen und 
den Bauer auch in der neuen Auflage dahin formuliert, »die nationale 
Frage als soziale zu begreifen«. Damit verweist Bauer den Fragefort- 
gang in eine Richtung, die sich als die allein fruchtbare für die Er- 
örterung der mit Nation usw. bestimmten Bedeutungszusammenhänge 
erweisen wird. 

Die Orientierung Bauers im Umkreis der Phänomene, die als 
Nationen und Nationalitäten angesprochen werden, ist geleitet von 
der Voraussetzung, daß Bauer einmal Oesterreicher und dann Sozial- 
demokrat ist, einer Voraussetzung, die nicht etwa den Umfang der 
Fragezusammenhänge beschränkt, sondern ganz im Gegenteil: diese 
konkrete Ausgangslage sichert ihm den Blick für die Tatbestände, der 
trotz aller theoretischer Verbautheit ihn im Umkreis dieser Phänomene 
so viel weiter sehen ließ als alle diejenigen, die sich bisher darum 
bemüht hatten, aus den vielfältigen Bedeutungszusammenhängen 
des mit »Nation« Gemeinten einen eindeutigen Begriff herauszufil- 
trieren. Wenn auch er letzten Endes sich der unausgewiesenen Forde- 
rung einer bestimmten Idee von Wissenschaft beugte, um deduktiv 
einen Begriff von Nation abzuleiten, so nur auf Kosten des festen 
Bodens, den er solange unter den Füßen hat als ihm die konkreten 
Tatsachen der österreichischen Nationalitätenverhältnisse vor Augen 
stehen, die er in meisterhafter Weise analysiert. 

Die Arbeit ist in einer Zeit entstanden, in der sich die europäischen 
Staaten in einem gegenseitigen Spannungsverhältnis befanden, das 
mehr und mehr katastrophal werden mußte in dem Grade, in dem die 
Aufteilung der Welt unter dem Namen der pénétration pacifique, 
der Protektorate, Schutzgebiete, Einfluß- und Interessensphären 
dem an sich unbegrenzten Expansionstrieb der großen Nationen 
keinen Raum mehr bieten konnte und dadurch die Nationen selbst 
in ihrem Bestand bedrohen mußte. In dieser Atmosphäre, in der die 
Oeffentlichkeit festgelegt war auf die Ideen, wie sie Fr. Naumann, 
Rohrbach und Schultze-Gävernitz in seiner rauschartigen Verehrung 
des Greater Britain propagierten und aus diesem großen politischen 
Horizont heraus kamen einem österreichischen Sozialdemokraten 
vor allem 2 Kardinalfragen entgegen: Einmal: Worin hat der nationale 
Imperialismus seine Motive und wie verhält sich die Arbeiterklasse 
zu diesen politischen Tendenzen ? Und zweitens: Welche Rolle spielt 
die in der Sozialdemokratie organisierte Arbeiterschaft hinsichtlich 
des Bestandes Oesterreichs, dessen Bestand durch seine Zusammen- 
fassung verschiedener »Nationalitäten« unter einer Staatshoheit und 
ne unig einer Außenpolitik sich in gesteigerter Unsicherheit be- 
and: 

Das Paradigma, an dem Bauer die Motive der nationalen Rivalı- 
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täten aufsucht, sind die Verhältnisse in Böhmen, wie sie sich im Lauf 
des 19. Jahrhunderts herausgebildet haben. Durch Rückgang in die 
Geschichte Böhmens zeigt sich, daß sich die nationale Verschiedenartig- 
keit der Deutschen und Tschechen im Lande stets dann zur Gegen- 
sätzlichkeit entwickelt, wenn diese aus anderen Quellen Nahrung 
erhält. Nach Bauers Darstellung an Hand der statistischen Angaben 
von Rauchberg (Der nationale Besitzstand in Böhmen, Leipzig 1905) 
decken sich im großen und ganzen die nationalen Gegensätze mit so- 
zialen und erhalten daher ihre eigentliche Schärfe. Alle Gegensätze, die 
die kapitalistische Wirtschaft aus sich heraus entwickelt, der zwischen 
Proletariat und Bourgeoisie, zwischen Stadt und Land und schließlich 
mit dem Zuzug tschechischer Landarbeiter in die Industriezentren, 
die ihrerseits wieder tschechisches Kleingewerbe, Gastwirte, Bäcker, 
Krämer nach sich ziehen, die Rivalität zwischen den höher bezahlten 
deutschen Arbeitern in den vorwiegend deutschen Industriegebieten 
und den tschechischen Lohndrückern einerseits und der bis in die 
kleinsten Rankünen sich austobende Konkurrenzkampf zwischen 
Kaufleuten, Advokaten, Schankwirten und Hausbesitzern andrerseits, 
alle diese sozialen Gegensätze sind in Böhmen gleichzeitig nationale. 
Nicht nur die Rivalität der großen Nationen in der Welt beruht auf 
dem gesteigerten Anlage- und Absatzbedürfnis des nationalen Ka- 
pitals, sondern auch da, wo unterdrückte Nationalitäten mit herrschen- 
den unter einem Staat leben und eben dieser Staat der der herrschen- 
den Klasse ist, finden sich als eigentliche Motive der nationalen 
Gegensätzlichkeiten die ökonomischen. So steigert Bauer sein Nach- 
forschungsergebnis zu der These: Nationaler Haß ist transformierter 
Klassenhaß. 

Es gibt bis heute keine echte historisch-kritische Forschung 
nach den Motiven der Entstehung der europäischen großen Nationen 
— Nation im Sinne der expansiven Großmacht. Bei der historischen 
Nachprüfung der Tatsache, daß mit der Emanzipation des dritten 
Standes die Forderung nach nationaler Autonomie überall) Hand in 
Hand geht, zeigt sich aber, daß Bauers marxistisches Vorurteil des 
erschöpfenden Rekurses auf die ökonomischen Motive den eigentlichen 
Tatbestand verdeckt. Ganz abgesehen davon, daß das Phänomen 
der Machtausbreitung in Europa durch die ganze Geschichte des 
Abendlandes hindurch zu verfolgen ist und jeweils seine spezifischen 
Motive hat, gewinnt es einen eigenartigen Charakter dadurch, daß 
die »Nation« zum stimulans dieser Bewegung wird. Es sind die durch 
die französische Revolution sich konstituierenden Veränderungen des 
menschlichen Miteinanderlebens, durch die die »Nation« zu jenem 
eigentümlichen Dasein sich aufsteigert, in dem sie die ausschlaggebende 
Potenz für die als politische bezeichneten Situationen wird. Das 
Pathos, das sich mit diesem Sinne von Nation in einem Gemisch ver- 
schiedenartigster Gefühle verbindet, an die das Stichwort »Nation« 
oder national appelliert, zeigt sich zuerst als das pathetisch gesteigerte 
Selbstbewußtsein des souverän gewordenen peuple. Mit diesem Vor- 

ang treten gleichzeitig zwei Phänomene ins Dasein, die den zukünftigen 
edeutungsgehalt der Nation bestimmen. Die schon unter dem Ab- 
solutismus in die Omnipotenz der Landeshoheit gerückte Gesetz- 
gebung und Verwaltung, d. h. das Feld, in dem der Staat zu Hause 
ist, wird als Gegenschlag gegen diese persönliche Allmacht ganz aus 
der Möglichkeit jeder persönlichen Einwirkung herausgelöst, die letzte 
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durch die Zeit notwendig sich ergebende vollständige Loslösung von 
Amt und Person. Das Amt wird also auf diese Weise selbsttätig die- 
jenigen »Fälle« nach vorgeschriebener Methode ergreifen müssen, die 
für es auf Grund vorher festgelegter Bestimmungen in Frage kommen 
(die sog. Kompetenz). Diese Kompetenzen in einer über und unter- 
ordnenden Stufenfolge machen als Ganzes das aus, was sich als Staat 
nunmehr präsentiert. Dieser von jeder menschlich-persönlichen Ein- 
flußsphäre abgelöste Staatsapparat entwickelt nun aus sich 
heraus eine Bewegung, die jeder menschlichen Institution und jeder 
menschlichen Verhaltungsweise eignet, sofern sie aus der Bezogenheit 
auf die menschliche Existenz sich loslösen: die der Uebersteigerung. 
Sie äußert sich beim Staat als dauernder Drang nach Erweiterung 
der Kompetenz, d. h. des Machtfeldes. Dieser Erweiterungs- oder 
Expansionsdrang ist in sich selbst grenzenlos, da er sich nicht orien- 
tiert am menschlichen Leben. Diese blinde und in sich selbst grenzen- 
lose Expansionstendenz erhält durch ein zweites Phänomen eine 
weitere Verstärkung. Die Loslösung der Staatsgewalt aus der per- 
sönlichen Verantwortung und »die Anteilnahme aller« an ihr schafft 
ihr eine Basis, la société, die Gesellschaft, eine Sphäre des allgemeinen 
Meinens, das — in seiner undifferenzierten Verantwortungslosigkeit 
einerseits, der außerordentlich reizbaren Empfindlichkeit, der des 
depravierten Emporkömmlings, andrerseits als »Oeffentlichkeit« der 
bestimmende Resonanzboden für alle Gesetzgebung (volonté générale) 
und die Bewegung des Staates wird. Bei ihr liegt eigentlich die Sou- 
veränität, die dem Volk zukommt. Alles, was die res publicae, be- 
sonders in Hinsicht auf ihre Situation anderen Gemeinwesen gegen- 
über berührt, findet in dieser allgemeinen Oeffentlichkeit einen ins 
Vielfache steigernden Resonanzboden, der mit außerordentlich emp- 
findlicher Reizbarkeit auf alles reagiert, was jene in ihrem Ruhm, ihrer 
Selbständigkeit, ihrem Ansehen und ihrer Ehre betrifft. Dafür hat 
sich das Wort Prestige eingebürgert, quasi als ultima ratio jeder 
auswärtigen Politik. Der aus jeder menschlichen Einflußsphäre 
losgelöste Staatsapparat auf dem reizbaren Boden jener souveränen 
Oeffentlichkeit, die Beiden jede »Nation« charakterisierenden Elemente 
bringen diese in eine Bewegung, die sich innerhalb Europas (bald 
aber auch der bewohnten Welt) als latentes Spannungsverhältnis 
rivalisierender Nationen konstituiert. Dabei ist durchaus nicht das 
stimulans der wirtschaftlichen Expansion vergessen, aber sie findet 
ihre eigentlichen Motive in derselben Wurzel, auf die die Macht- 
erweiterungstendenz des Staatsapparats zurückgeht: die Loslösung 
des Wirtschaftens aus der Bezüglichkeit auf menschliches Dasein und aus 
seiner Einfügung in dieses. Die »Wirtschaft« als agierendes Subjekt 
und nicht mehr als eine Betätigungsweise im Dienste der mensch- 
lichen Notdurft wird zum Mehrwert heckenden Wert. 

Aber nicht nur die Rivalitäten der großen Nationen sind bis 
zu diesen Motiven, auf die hier nur andeutungsweise verwiesen werden 
kann, zu verfolgen, sondern auch die sogenannte »Nationalitäten- 
frage« hat hier ihren Ursprung zu suchen. Lebt einmal die breite 
Masse des Volkes im Anspruch auf die Bestimmung der souveränen 
Oeffentlichkeit, so sieht sie sich da am deutlichsten in ihr beschränkt 
und unterdrückt, wo sie sich einem anderssprachigenVolk im Anspruch 
auf die Bestimmung eben derselben Oeffentlichkeit gegenüber sieht. 
Die Emanzipation des dritten Standes führt notwendig überall da 
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zu Nationalitätenkämpfen und Freiheitsbewegungen, wo verschiedene 
Nationalitäten, d. h. verschiedensprachige Volksstämme unter dem- 
selben Staat leben und um die ausschlaggebende Bestimmung der 
Oeffentlichkeit konkurrieren. 

Aus einer solchen historischen Vergegenwärtigung der eigentlichen 
Motive, sowohl der wirtschaftlichen als auch der staatlichen Ex- 
pansion, die unter dem Namen des Imperialismus im ausgehenden 
I9. und beginnenden 20. Jahrhundert bis heute das Leben der Ge- 
meinwesen als »Nationen« ausmacht, wurde sichtbar, daß Bauers kurze 
These »Nationaler Haß ist transformierter Klassenhaß«, zwar in die 
Richtung weist, in deren Verfolg die Motive sichtbar werden können, 
daß diese These aber in ihrer Pauschalität und rein ökonomischen 
Fundiertheit zu einer Stellungnahme veranlaßt, die — ganz gegen die 
eigentliche Absicht Bauers — nicht die Ueberwindung der Rivalitäten 
im Gefolge haben kann, sondern, wie zu zeigen sein wird, ganz auf 
demselben Boden erwachsen ist, von dem aus auch das Verhältnis 
der Nationen und Nationalitäten zu einer latenten Gegensätzlichkeit 
geführt hat. Sofern nämlich die Wurzel der Rivalität zwischen den 
Nationen im Konkurrenzkampf und die Gegensätzlichkeit der Na- 
tionalitäten im an gesucht wird, müßten beide allerdings 
— wie Bauer meint — durch Beseitigung ihrer Wurzel, der durch die 
kapitalistische Wirtschaftsführung sich ergebenden Gegensätze auf- 
gehoben werden. In dem Augenblick aber, in dem man sieht, daß die 
nationalen Spannungen in einer Reihe sich gegenseitig motivierender 
Phänomene gründen, deren eines auch die wirtschaltliche Expansion 
ist, die aber, besonders hinsichtlich der Nationalitätenfrage, noch 
ganz andere historische Motive hinter sich haben: Die »Anteilnahme 
aller am öffentlichen Gemeinwesen«, der Anspruch des »peuples 
auf Souveränität und damit alle schon oben angedeuteten Triebkräfte 
wird gleichzeitig sichtbar, daß Bauers Lösungsversuch der Spannungen 
durch eine letzte Verbreiterung und Homogenisierung der »Nation« 
durch »Anteilnahme aller« an allem und jedem, durch Herauslösung 
auch des Eigentums aus der persönlichen Verfügungssphäre in die 
der Allgemeinheit, der »Gesellschaft« nicht eine Lösung, sondern eine 
Radikalisierung der historisch wirksamen Motive bedeutet. Im gleichen 
Sinne nämlich, in dem im Absolutismus schon die ganzen revolutio- 
nären Errungenschaften ihre vorgezeichnete Anlage haben, die durch 
die Revolution in Frankreich, in den anderen Ländern mit Ausnahme 
Englands durch die Entwicklung im x19. Jahrhundert in ihrem eigent- 
lichen Sinne effektuiert werden, im gleichen Sinne ist auch die Idee 
des Sozialismus, ein in der aktuellen Situation wirksames Stimulans, 
zum Leitmotiv des Miteinanderlebens erhoben. Die »Anteilnahme 
aller« ist das Stichwort und das Ergebnis die Ablösung ursprünglich 
(nicht im zeitlichen Sinn) in der Bezogenheit auf menschlich-per- 
sönliches Dasein lebendiger Verhaltungsweisen und Verrichtungen 
in eine eigengesetzliche Selbstbewegung, zuerst der Ordnungen des 
Miteinanderlebens — als Staatsräson emanzipiertt — dann der Be- 
friedigung der menschlichen Notdurft als vergesellschaftete Produktion, 
die von sich aus und nach ihrer Eigengesetzlichkeit — der quantitativen 
Steigerung des Produktes — das Miteinanderleben der Menschen 
terminieren soll. (Siegfried Landshut.) 


570 Literatur-Anzeiger. 


Carrère, Jean et Bourgin, Georges: Manuel des 
partis politiques en France. Paris, Rieder, 1924. 
279 Seiten. 

Das vorliegende Werk bringt in mustergültiger Form und dem 
Berufe des einen Autors (Bourgin ist Archivar an den Archives Cen- 
trales de France in Paris) entsprechender Genauigkeit und Akribie 
dar, was im Titel ausgedrückt ist: die Parteiprogramme sowie die 
leitenden Gedanken und politischen Aktionen der großen (und kleinen) 
französischen Parteien, mit mancher kritischen Bemerkung geätzt, 
aber doch völlig vorurteilsfrei, wie es sich für derartige Aufgaben ge- 
ziemt. Die Arbeit ist bei der Verästelung des französischen Partei- 
wesens — das mit dem deutschen eine viel größere Affinität aufweist 
als mit dem englischen — keine leichte gewesen. Desto willkommener 
ist dieser wertvolle Beitrag zum Parteiwesen, der wirklich seine Lücke« 
ausfüllt und einer soziologischen Bearbeitung des Stoffes vorarbeitet. 

(Robert Michels.) 


Rosen, Georg: Die Stellungnahme der Politik 
Bismarcks zur Frage der Staatsform in Frank- 
reich von 187I bis 1890 (auf Grund der Aktenpublikation 
des Auswärtigen Amts). Detmold, Verlag der Meyerschen Hof- 
buchhandlung, 1924. 56 S. 8°. 

Es ist lange her, daß ein Nationalökonom wie Adolf Wagner 
einem Diplomaten wie Bernhard Bülow die Examensarbeit über die 
Finanzen Italiens gab (O. Hammann, Zur Vorgesch. des Weltkrieges 
75). Seitdem war das »Diplomatenexamen« zum Legationssekretär 
einigermaßen verfallen und endlich im Kriege ganz verschwunden, und 
erst die Neuordnung des Auswärtigen Dienstes bemüht sich im Zu- 
sammenhang mit neuen Ausbildungskursen für dessen Anwärter 
(Attaches) um die Neugestaltung der Schlußprüfung dazu. Die vor- 
liegende Schrift von dem Sohne des früheren Außenministers ist eine 
der »schriftlichen Arbeiten« aus dieser Schlußprüfung nach einem 
von Hermann Oncken gestellten Thema, und man kann zu ihrer 
Veröffentlichung dem Verfasser, dem Examinator, dem Verlag und 
auch dem diplomatischen Dienst nur Glück wünschen. Bismarcks 
Stellung zur französischen Staatsform nach 1870, mit der man sich 
bisher vorwiegend für die ersten Jahre nach dem Deutsch-Französischen 
Krieg beschäftigt hatte (vgl. die vom Verf. nicht angeführten Aufsätze 
des Fürsten Hatzfeldt und des Ref. in der Deutschen Nation 4 [1922], 
184 ff., 643 ff.), wird hier in ihrer ganzen realpolitischen Vorurteils- 
losigkeit durch alle Phasen der deutsch-französischen Beziehungen 
bis zum Rücktritt des ersten Kanzlers verfolgt. Neben dem nächsten 
Wunsch nach einem verhandlungsfähigen Vertragsgegner und ver- 
antwortlichen Erfüller des Frankfurter Friedens treten da besonders 
zwei Gedanken als Argumente für die republikanische Staatsform in 
Frankreich hervor: die Nützlichkeit eines gewissen inneren Zwie- 
spalts, der den Nachbarstaat nach außen »bündnisunfähig« und zu 
schwach für die Ausführung von Revanchegelüsten halten sollte, und 
die Furcht vor den klerikalen Untergründen des französischen Monar- 
chismus, die während des preußischen Kulturkampfs durch die Hal- 
tung des französischen Katholizismus unmittelbar erregt wurde, aber 
den Kanzler auch in der Folge kaum verlassen hat. Es ist für den 
heutigen Deutschen ganz besonders lehrreich, sich zu vergegenwärtigen, 
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wie groß demgegenüber die Aussichten einer monarchischen Restau- 
ration in Frankreich während Bismarcks ganzer Amtszeit blieben und 
wie starke Stützen sie am deutschen Kaiserhof nicht nur bei Wilhelm I., 
sondern sogar bei dem Kronprinzen Friedrich fanden, so daß von da 
aus auch Wilhelm II. schon als Kronprinz sich herausnehmen konnte, 
die Bismarcksche Politik einer seiner dilettantischen Kritiken zu 
unterwerfen. 

Die Schrift ist fast ausschließlich aus den diplomatischen Quellen, 
voran der »Großen Politik der Europäischen Kabinette«, gearbeitet, 
und man vermißt die Auseinandersetzung mit andrer historiographi- 
scher Literatur fast nur am Schluß, in dem allzu summarischen Blick 
auf den umstrittenen Rückversicherungsvertrag. Bemerkenswert, 
daß auch diese Spezialarbeit (gelegentlich der Auseinandersetzun 
Bismarcks mit dem monarchistischen Botschafter Harry Arnim S. 24 
über die Lückenhaftigkeit der amtlichen deutschen Aktenpublikation 
an wichtigen Stellen zu klagen hat. Ebensowenig fehlt es sachlich 
an Kritik, und ein blinder Bismarckkultus wird mit Recht daran 
erinnert, daß »die Bismarcksche Praxis, nicht einmal die Aeußerung 
von Ansichten, die in den Rahmen seiner jeweiligen Politik nicht 
paßten, zu dulden, mit wenigen Ausnahmen in der Epigonenzeit zu 
einer verhängnisvollen Art der Berichterstattung ad usum delphini 
geführt« hat. (C. Brinkmann.) 
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Berichtigung. 
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5.625, Zeile o statt »Rohstoffen«, »Rohstoffen und Nährstoffen« und. 
S. 666, Zeile 4—5 von unten statt »wie im sozialökonomischen Or- 
ganismus«, sim sozialökonomischen Organismus wiee richtig heißen. 
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Das Problem einer Soziologie des Wissens. 


Von 


KARL MANNHEIM. 


Inhalt: I. Die Problemkonstellation S. 577. — II. Die geistigen Stand- 
orte S. 592. — III. Die Soziologie des Wissens vom Standorte der modernen 
Phänomenologie (Scheler) S. 601. — IV. Die Soziologie des Wissens vom dyna- 
mischen Standorte S. 638. 


ı. Die Problemkonstellation. 


Das Wort Konstellation stammt aus der Astrologie und 
bezeichnet den Stand, das gegenseitige Verhältnis der Sterne 
in der Geburtsstunde eines Menschen. Man erforscht dieses Ver- 
hältnis in der Ueberzeugung, daß diese Konstellation bestimmend 
sei für das Schicksal des Neugeborenen. Konstellation kann 
im weiteren Sinne das eigentümliche Zusammensein von Fak- 
toren in einem gegebenen Zeitpunkte bedeuten und ihre Beob- 
achtung kann wichtig werden, wenn man glaubt, daß das gleich- 
zeitige Beisammensein verschiedener Faktoren die Ausgestaltung 
des besonderen uns interessierenden Faktors mitbestimmt. Die 
Astrologie in ihren besonderen Gehalten ist für uns unglaubhaft 
und nichtssagend geworden, aber die Kategorie der Konstellation 
wurde von ihrem inhaltlichen und weltanschaulichen Hinter- 
grunde abgehoben, in einen neuen Weltanschauungs- 
zusammenhang übertragen und bildet eine der wichtigsten Kate- 
gorien, durch die wir Welt und Geist erfassen. Eine solche Ab- 
hebung grundlegender Kategorien von ihrer versunkenen geistig- 
historischen Ursprungsstätte, im Interesse einer weiteren An- 
wendung im eigenen weltanschaulichen Zusammenhange, vollzog 
sich auch in anderen Gebieten und gerade solche Kategorien 
(die noch wenig beobachtet und von der Methodologie kaum 
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gesehen wurden) bilden den wichtigsten Grundstock unserer 
Erfahrungsformen, durch die wir sowohl im alltäglichen Leben, 
als auch in den Geisteswissenschaften die Welt erfassen und 
durch die wir den uns entgegentretenden Stoff bewältigen. Ins- 
besondere sind es die Kategorien der Geschichtsphilosophie (des 
Schicksals usw.), die, wenn auch in stets verwandelter Gestalt, 
ihre Fruchtbarkeit weiter erweisen und die Grundlage unseres 
Welterfassens bilden. 

Die in dieser Weise abgehobene Kategorie der Konstellation 
ist für uns ganz besonders in jenem Gebiete fruchtbar geworden, 
in dem sich unser gegenwärtiger metaphysischer Instinkt allein 
in echter Weise betätigt: in der Betrachtung der Geschichte 
des Geistes. Während die Natur für uns sinnfremd und stumm 
geworden ist, haben wir hier, in der Historie, aber auch im histo- 
rischen Seelenleben das Gefühl, die tragenden Kräfte in ihrem 
wesenhaften Zusammenspiel erfassen zu können und zumindest 
diesen Teil der Wirklichkeit in ihrer ereignishaften Oberfläche 
transzendieren und bis zu den sie tragenden und formenden 
Grundtendenzen vordringen zu können. Hier ist auch der Einzel- 
forscher — wenn auch ungewollt — Metaphysiker, weil er sich 
nicht enthalten kann, die Einzelkausalitäten und Relationen 
zu durchbrechen und bis zu den die Ereignisse erst ermöglichen- 
den »treibenden Kräften« vorzudringen. Selbstverständlich ist 
diese uns gemäße Metaphysik von allen übrigen gewesenen 
Metaphysiken unterschieden, und auch die Kategorie der Kon- 
stellation bedeutet für uns etwas anderes als z. B. im astro- 
logischen System. 

Wir erfassen den Geist in der Form einer Problemgeschichte 
und die Problematik der »Konstellation« erwächst aus unserer 
Ueberzeugung, daß der jeweilige Stand der Probleme in den 
verschiedenen Gebieten, aber auch die Konstellation der außer- 
theoretischen Faktoren den möglichen nächsten Schritt im Er- 
kennen mitbestimmt und dadurch zugleich ein Auspizium für 
die Lösbarkeit gewisser Fragen enthält. Ganz besonders sind 
wir aber in den Geisteswissenschaften der Ueberzeugung, daß 
eine Frage nicht in jeder geschichtlichen Situation gestellt, ge- 
schweige denn gelöst werden kann, daß das Aufsteigen und 
Untergehen von Problemen in einem eigentümlichen erforsch- 
baren Rhythmus erfolgt. Während man in der Mathematik und 
in den Naturwissenschaften den Eindruck hat, daß hier die 
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Entwicklung in einer weitgehenden Immanenz erfolgt und die 
eine Frage aus der anderen mit rein logischer Notwendigkeit 
erwächst und alle Stockungen nur aus noch unüberwundenen 
Hindernissen entstehen, zeigt uns die Geschichte der Geistes- 
wissenschaften, daß in ihnen die Probleme nur streckenweise in 
immanenter Stetigkeit sich entwickeln, daß in ihnen Probleme 
plötzlich auftauchen, die aus der Denkimmanenz nicht zu er- 
warten waren, und daß dafür andere Probleme fallen gelassen 
werden ;auch dieses aber nicht, um ein für allemal zu verschwinden, 
sondern um einmal später in einer erneuerten Gestalt wieder 
aufzusteigen. Dieses unruhige wellenmäßige Nacheinander der 
sich ablösenden geistigen Strömungen enthüllt eben sein Ge- 
heimnis und fügt sich zu einem sinnvollen Ganzen erst zusammen, 
wenn man bei der Entwicklung der geistigen Problematik auch 
die Problematik des werdenden Lebens heranzieht und die reine 
Immanenz der Geistesgeschichte in dieser Weise durchbricht. 
Wenn irgendwo, so bewährt sich hier das Wort: daß etwas, 
um zum Problem zu werden, zunächst im Leben problematisch 
geworden sein muß. Erweitert man also in diesem Sinne das 
Blickfeld, so fordert die Problematik der Konstellation nicht nur 
die Zusammenschau der in einem Zeitpunkt gegebenen theore- 
tischen Probleme, sondern auch das Heranziehen der Problematik 
des Lebens. Dann lautet aber die Frage folgendermaßen: welche 
geistigen und lebendigen Tendenzen machten das Auftauchen 
eines bestimmten Problems in den Geisteswissenschaften möglich 
und inwiefern bedeuten sie ein Auspizium für die Lösbarkeit 
der Fragestellung ? 

Gebt man von dieser Fragestellung aus, so kann man wohl 
behaupten, daß sowohl die gegenwärtigen lebendigen, als auch 
die theoretisch-geistigen Strömungen darauf hinzuarbeiten schei- 
nen, daß nach einem zeitweiligen Verblassen der erkenntnis- 
theoretischen Problematik die Probleme einer Soziologie 
des Wissen sin den Mittelpunkt unserer Fragestellung rücken 
werden und daß die Konstellation für die Lösbarkeit gerade 
dieser Fragen eine selten glückliche ist. Wir wollen zunächst 
jene Konstellation, aus der das Problem aufsteigt und die Grund- 
tendenzen, die auf diese Problemstellung hinstreben, heraus- 
arbeiten und glauben, daß es keine unnütze Vorarbeit ist, an 
die Fragen der Geisteswissenschaften in dieser Weise heran- 
zugehen. Die Notwendigkeit einer solchen Vorfragestellung er- 
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wächst aus unserem erweiterten Horizont und aus einer ge- 
steigerten Reflexivität, die es uns nicht nur ermöglicht, sondern 
geradezu zur Pflicht macht, nicht nur gleichsam darauf los zu 
fragen und in dieser Weise Fragen naiv zu häufen, sondern 
auch die geistigen Untergründe, die Konstellationen, aus denen 
Fragen erwachsen, in das Blickfeld zu heben. Andererseits 
scheinen uns solche Untersuchungen nötig zu werden durch die 
eigentümliche Form der Organisation der geisteswissenschaft- 
lichen Arbeit, in der keine organisatorisch festgelegte Arbeits- 
teilung vorhanden ist, sondern ein jeder seine eigenen Probleme 
selbst aufsucht, weshalb eine Uebersicht über den Stand der 
Probleme immer mehr zur Forderung werden muß. Hierbei 
bedarf es aber nicht nur einer kompendienhaften Orientierung 
über vorhandene Strömungen und Richtungen, sondern einer 
möglichst radikalen strukturellen Analyse der 
möglichen Problemstellungen der Epoche, 
einer Analyse, die nicht nur den Außenstehenden über den Stand 
einer Frage orientiert, sondern aus der geistigen Werkstattarbeit 
heraus die letzten Alternativen und Spannungen 
hervorhebt, in denen man lebt, an denen man sich im Denken 
bewußt oder unbewußt orientiert und die gerade deshalb zu- 
gleich auch die letzte Charakteristik der geistigen Lage ent- 
halten. 

Frägt man sich nun in diesem Sinne, welche die 
letzten grundlegenden Faktoren sind, die 
in jene Konstellation hineinspielen, aus 
der das Problem einer Soziologie des Denkens 
in der Gegenwart mit Notwendigkeit erwächst, so möchten wir 
die Aufmerksamkeit auf folgende vier Momente lenken. 

I. Das erste und wichtigste Moment, das eine soziologische 
Fragestellung bezüglich des Denkens überhaupt erst ermöglicht, 
wollen wir die Selbsttranszendierung und Selbst- 
relativierung des Denkes nennen. Die Selbst- 
transzendierung und Selbstrelativierung!) des Denkens be- 


1) Unter Selbstrelativierung sei hier keineswegs ein erkenntnistheoretischer 

» Relativismus« gemeint, sondern nur das Gegenteil von »Autonomie« Man kann 
sehr wohl behaupten, daß das Denken, seinsrelativ, seinsabhängig, nicht autonom, 
Teil einer über es hinausragenden Totalität sei, ohne zugleich einen »Relativis- 
muss bezüglich des »Wahrheitswertes« der Erkenntnisse zu verkünden. Es bleibt 
hier sozusagen noch offen, ob man mit einer Seinsrelativierung des Denkens 
ugleich auch einen erkenntnistheoretischen Relativismus verknüpft oder nicht. 
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steht darin, daß der einzelne Denker, aber noch viel mehr 
das dominierende Weltanschauungssystem eines Zeitalters in der 
Gesamtkonzeption der Welt dem Denken keineswegs einen Primat 
zuschreiben, sondern vielmehr das Denken anderen umfassen- 
deren Faktoren unterordnen, indem sie das Denken entweder 
als deren Emanation oder als Ausdruck, Parallelerscheinung, 
oder aber als etwas von einem andern Faktor her Determiniertes 
auffassen. Einer solchen Selbstrelativierung stehen zumeist be- 
deutende Hindernisse und Hemmnisse entgegen, die in der 
Paradoxie kulminieren, daß der Denker, der das Denken selbst 
relativieren, d. h. es übertheoretischen Faktoren unterstellen 
will, wenn er denkt und sein philosophisches System ausgestaltet, 
ja selbst unausgesprochen die autonome Gültigkeit der Denk- 
sphäre setzt und dadurch Gefahr läuft, seine Behauptungen zu 
desavouieren, da doch mit der Relativierung des Denkens auch 
seine Behauptungen entkräftet werden. Die Gefahr eines theo- 
retischen Zirkels entsteht in einer solchen Position. Der Rela- 
tivierung irgendeiner anderen Sphäre, der Kunst, der Religion 
usw., steht dieses Hindernis nicht im Wege, denn man kann 
wohl behaupten — wenn man einmal diese Ueberzeugung ge- 
wonnen hat —, daß Kunst, Religion usw. Abhängigkeiten irgend- 
eines umfassenden Faktors, etwa des sozialen Lebens sind, ohne 
dadurch in Selbstwidersprüche zu geraten. Man kann dies ohne 
Widerspruch tun, denn man setzt bei der Aussage dieser Be- 
hauptungen weder die Sphäre der Kunst noch die der Religion 
selbst, während man das Denken gar nicht relativieren kann, 
ohne zugleich denkendes Subjekt zu sein, also die Denksphäre 
selbst zu setzen. 

Diesem Zirkel zu entgehen gibt es die Möglichkeit, im System 
der Weltganzheit das Denken als eine Partialerscheinung eines 


Für alle Fälle sei es aber bei dieser Gelegenheit ausgesprochen, daß wir jene Angst, 
die das gegenwärtige Denken dem Relativismus gegenüber bekundet, nicht teilen 
können. Das Wort gehört heute bereits zu jenen Schlagworten, die, wenn man 
sie gegen den Gegner schleudert, die Wirkung haben sollen, ihn ohne weiteres zu 
vernichten. Uns ist ein »Relativismus«, der sich die Sache schwer macht, indem 
er alle jene Momente die für die Partialität, Seinsgebundenheit einer jeweils er- 
reichbaren Aussage sprechen, herausarbeitet, lieber, als jener »Absolutismuse, 
der prinzipiell zwar die Absolutheit des eigenen Standortes oder der »Wahrheit 
an sich« verkündet, de facto aber zumindest genau so partial ist, wie irgendeiner 
seiner Gegner, und was noch schlimmer ist, in seiner Theorie des Erkennens 
mit den Problemen der Zeit- und Seinsgebundenheit des konkret vorliegenden 
Denkens nichts anzufangen weiß, und nicht sieht, wie in die Struktur und Be- 
wegungsformen des Wissens diese Seinsgebundenheit hineinragt. 
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umfassenderen Faktors zu setzen und insbesondere die Sphäre 
der theoretischen Formulierung, in der dieser Selbstwiderspruch 
entsteht, sozusagen zu entwerten. Wenn man also, um nur 
einen Typus der Lösung zu nennen, das Denken (die Sphäre 
der Begriffe, Urteile und Schlüsse usw.) nicht als die Sphäre 
der letzten Gegenstandskonstitution, son- 
dern nur als Ausdruck faßt, entwertet man diesen sonst 
unüberwindbaren Widerspruch. Es ist ja nicht zu bezweifeln, 
daß eine solche Ueberwindung des rein theoretischen Wider- 
spruches keine immanente und theoretische ist und, wer — um 
es paradox auszudrücken — nur vom Denken aus denkt, 
wird sie auch nie mitmachen können. Es liegt also hier eine 
Transzendierung der Denkimmanenz vor, in der versucht wird, 
das Denken als ein Partialphänomen innerhalb der weiteren 
Existenz zu sehen und es gleichsam von der Existenz her zu 
bestimmen. Der sexistentielle Denker« behauptet aber gerade, 
daß sein geistiger Standort wo anders liegt als im Denken selbst 
und das Denken für ihn nicht Formulierung, Gegenstands- 
konstitution, Erfassung letzter Sachverhalte, sondern nur Aus- 
druck von irgendwo andersher erfaßter Gehalte sei. Nach einer 
solchen Depravierung des Denkens dürfen innere Widersprüche 
(Hegel) und Paradoxa nicht nur nicht als Mängel des Denkens 
aufgefaßt werden, sondern sie können geradezu als Wahrzeichen, 
als Ausdruck für in Existenz bereits erfaßte Gehalte bewertet 
werden. Entsprechend der übertheoretischen Fundiertheit solcher 
philosophischer Ausgangspunkte spielt sich der historische Wan- 
del verschiedener philosophischer Systeme nicht in der reinen 
Immanenz des theoretischen Sichwiderlegens ab. Nicht indem 
man Widersprüche aufgewiesen bekommt, gibt man einen solchen 
letzten Standpunkt auf, sondern indem das lebendige Zentrum, 
in dem und aus dem heraus man faktisch lebt, sich verschiebt, 
wandeln sich philosophische Systeme, die zu beachten auch 
desbalb von großer Wichtigkeit ist, weil in irgendeiner Gestalt 
sie in einer jeden geisteswissenschaftlichen Forschungsarbeit 
wirksam sind. Nun kann eine solche Relativierung des Denkens 
historisch-soziologisch gesehen von ganz verschiedenen Instanzen 
her erfolgen: vom mystischen Bewußtsein her, von einer religiös 
oder sonstwie fundierten Gnosis her oder von einer empirisch 
erforschten und dann zum Seinsträger hypostasierten Sphäre, 
von der biologischen, sozialen Sphäre her. In allen diesen Fällen 
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werden die zuletzt erwähnten Faktoren als SeindemDenken 
gegenübergestellt und in dieser vom Griechentum her übernom- 
menen Korrelation philosophisch verarbeitet, wobei in den meisten 
Systemen das Sein als dass Ganze gegenüber dem Teil 
(Denken) gefaßt wird und zur Erfassung dieses Seins sehr oft ein 
überrationales Organ (Intuition) oder eine höhere Form der 
Erkenntnis (das dialektische Erkennen gegenüber der reflexiven 
Erkenntnis) angenommen wird. 

Nun ist diese Relativierung des Denkens kein ausschließlich 
neues Phänomen. Das mystische und das religiöse Bewußtsein 
hat von jeher die Tendenz gehabt, das Denken von der mystischen 
Ekstase oder von einem Offenbarungswissen her zu relativieren 
und die Lehre von dem Primat des Willens ist nur eine der 
Lösungsarten. 

Wenn es allein auf den Faktor der Selbstrelativierung an- 
käme, so hätte schon von jeher eine Soziologie des Wissens ein- 
setzen können; das Charakteristische besteht aber gerade darin, 
daß zum Auftauchen eines Problems das Vorhandensein nicht 
nur eines Faktors nötig ist, sondern die Totalität einer ganzen 
Konstellation geistiger und lebendiger Potenzen vorhanden sein 
muß. Das charakteristische und neue Moment, das zur Selbst- 
relativierung des Denkens überhaupt noch hinzukommen mußte, 
war, daß unsere Epoche eine eigentümliche Selbstrelativierung 
des Denkens dominierend machte, nämlich die Relativierung 
auf die soziologische Ebene hin. 

2. Wir sind durch die letztere Behauptung zur Bestimmung 
eines weiteren Faktors gelangt, dessen Analyse zur weiteren 
Beleuchtung der Gesamtkonstellation dienen soll. Nach der 
Selbstauflösung des mittelalterlichen religiösen Bewußtseins (in 
dem an und für sich wie erwähnt ein Faktor zur Transzendierung 
der Ratio gegeben war) tritt als ein nächstes umfassendes System 
der Rationalismus der Aufklärung auf. Aus diesem System 
als solchem, das allein eine wirkliche Autonomie des Rationalen 
konstituierte, wäre am wenigsten eine Relativierung des Denkens 
erfolgt, eher das Gegenteil: eine absolute Selbsthypostasierung 
der Ratio den irrationalen Potenzen gegenüber. 

Ein ganz anderer Faktor setzt hier aber ein, der eigentlich gar 
nicht aus der immanenten ideengeschichtlichen Entwicklung zu 
erforschen ist, sondern nur aus der soziologischen Bewegung her- 
aus verständlich wird, nämlich die Erscheinung einer »O pp o- 
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sitionswissenschafte?. Das Faktum der modernen 
Oppositionswissenschaft war ja schon mit dem Humanismus ge- 
geben, als zuerst Laienschichten die Pflege der Wissenschaften 
übernahmen, aber zum System wurde diese Art der Wissenschaft 
erst in der Aufklärung, die die bürgerliche Revolution vor- 
zubereiten im Begriff war. Das soziologische und systematische 
Zentrum dieser Oppositionswissenschaft war die Theologie- und 
Metaphysikfeindlichkeit dieser Wissenschaft, die ihre Haupt- 
aufgabe in der Zersetzung des aus theokratischen Resten 
lebenden Königtums und des ihn unterstützenden Klerus sah. 
In diesem Kampf entstebt eine eigentümliche Depravierung 
gewisser Ideen, eine eigentümliche Depravierung, die nicht 
so sehr durch den Inhalt, den sie bekämpft, das neue 
Moment für unsere Konstellation schafft, sondern: es entsteht 
hier jene eigentümliche Art der bewußtseinsmäßigen Ver- 
haltungsweise Ideen gegenüber, die von da ab zur Tradition 
aller aufstrebenden Klassen wurde und im Marxismus nur seine 
Formulierung in der Selbstreflexion erhielt. Wir denken an das 
Phänomen, das man das senthüllende Bewußtsein« nennen könnte 
und das darin besteht, daß man nicht so sehr darauf ausgeht, 
gewisse Ideen einfach zu negieren, für falsch zu erklären oder an- 
zuzweifeln, sondern danach trachtet, sie zu zersetzen, und 
zwar in einer Weise, daß dadurch zugleich das Weltbild einer 
sozialen Schicht zersetzt wird. Es gilt hier die phänomeno- 
logische Differenz ins Auge zu fassen, die zwischen einer »Nega- 
tion«, dem »Bezweifeln« einer Idee und ihrer »Funktionalitäts- 
bestimmung« besteht. Negiere ich eine »Idee«, so setzte ich sie 
selbst als »Thesis« voraus und stelle mich dadurch noch immer 
auf denselben theoretischen (und ausschließlich theoretischen) 
Boden, auf dem sie sich selbst konstituiert. Auch wenn ich 
die »Idee« bezweifle, mache ich die Setzung als Voraussetzung mit. 
Nur wenn ich eigentlich darauf gar nicht eingehe (oder das 
Schwergewicht nicht auf dieses Eingehen lege), ob etwas wahr 
sei, sondern Ideen lediglich in ihrer außertheoretischen 
Funktionalität erfasse, entsteht eine Enthüllung, die 
eigentlich gar keine theoretische Widerlegung ist, sondern eine 
vom Leben her vollzogene Auflösung der Wirksamkeit dieser 
Ideen. 


3) C. Brinkmann nennt die Soziologie »Oppositionswissenschaft«e Vgl. Ver- 
such einer Gesellschaftswissenschaft. München-Leipzig 1919, S. 16. 
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Aber auch von dieser außBertheoretischen Auf- 
lösung der Wirksamkeit theoretischer Ge- 
halte gibt es mehrere Typen und es gilt zunächst wieder 
auf einen phänomenologischen Unterschied hinzuweisen, der z. B. 
zwischen einer einfachen »Lügenenthüllung« einerseits und einer 
soziologischen »Ideologieenthüllung« andererseits besteht. 

Bezeichnen wir eine Aussage als Lüge, so ist auch dies 
eigentlich keine theoretische Widerlegung oder Negierung des 
Satzgehaltes, sondern eine Feststellung über die Beziehung des 
den Satz aussprechenden Subjektes zu dem von ihm vertretenen 
Gehalt. Der Satzgehalt soll hier entkräftet werden durch einen 
Angriff auf die hinter ihm stehende ethisch-persönliche Existenz. 
Und in der Tat, ein Satz ist inhaltlich dadurch allein noch nicht 
entkräftet, daß ich ihn als gelogen bezeichne — man kann 
ja auch die Wahrheit lügen, und zwar dann, wenn ein Satz 
zwar eine inhaltlich richtige Feststellung enthält, 
aber in des Betreffenden Munde — wie man zu sagen pflegt — 
dennoch eine Lüge ist. Es sei zugegeben, daß hier ein Fluktuieren 
der Wortbedeutung vorliegt und daß man oft unter Lüge nur 
die bewußt falsche Aussage versteht, aber auch in diesem Fall 
ist Lüge — man denke nur an den Gegensatz »Irrtum« — eher 
eine ethische als eine theoretische Kategorie. Lüge bedeutet 
also eine Seinsbeziehung geistiger Gehalte, in diesem Sinne also 
eine auf das ethische Sein des Subjektes bezogene Betrachtung 
der theoretischen Aussagen, und dennoch fällt die Lügenenthül- 
lung nicht mit der Ideologieenthüllung zusammen, wenn auch 
ihr gemeinsamer Oberbegriff die seinsrelativierende Funktions- 
betrachtung von theoretischen Gehalten (in der Richtung auf 
das Subjekt hin) ist. 

Der wesentliche Unterschied zwischen Lügenenthüllung und 
Ideologieenthüllung besteht darin, daß die erstere Enthüllung 
auf die ethische Persönlichkeit ausgeht und in diesem Sinne 
durch die Enthüllung das hinter der Aussage stehende moralische 
Subjekt vernichten will, wogegen die Ideologieenthüllung in 
ihrer reinen Gestalt sozusagen eine unbewußt wirkende, sozial- 
geistige Vitalsphäre angreift, einen Prozeß im Unterbewußtsein 
aufweisen will, aber nicht um dadurch die moralische Existenz 
der hinter der Aussage stehenden Menschen zu vernichten, sondern 
um durch diese Enthüllung der Funktionalität bestimmte 
Ideen in ihrer sozialen Wirksamkeit aufzulösen. Lügenenthül- 
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lungen gab es von jeher, aber Ideologieenthüllungen im Sinne 
der soeben beschriebenen und noch weiter zu charakterisierenden 
Auflösung sind wohl eine moderne Erscheinung. Auch in diesem 
Falle wird der Satzgehalt, die »Idee«, durch eine solche Ent- 
hüllung ihrer sozialpsychischen Funktionalität nicht negiert 
oder theoretisch bezweifelt (dazu kommt es gar nicht), son- 
dern »aufgelöst« : es liegt hier eben eine existentielle Zer- 
setzung eines theoretischen Gehaltes vor, eine Einstellung zu 
Gehalten, die diese nicht so sehr auf ihre Wahrheit hin prüft, 
sondern die theoretische Immanenz auf das Sein hin zu tran- 
szendieren versucht. Das Entstehen des »enthüllenden Bewußt- 
seinse — ohne dessen Verständnis man die Gegenwart in ihrer 
Eigenart gar nicht erfassen kann — ist jener zweite, allein sozio- 
logisch erfaßbare Faktor, der nicht so sehr durch die Richtung, 
alsdurch die Art der Transzendierung der theoretischen Immanenz 
etwas Neues darstellt. Im Seinskampf gesellschaftlicher Klassen 
entstand hier eine neue Verhaltungsweise zunächst zu einzelnen be- 
stimmten Ideen, die zum Ausgangspunkte einer neuartigen Tran- 
szendierung der theoretischen Immanenz überhaupt diente. 

3. Aber auch der Hinweis auf das Entstehen des senthüllenden 
Bewußtseins«, dessen latente Geschichte man noch genauer her- 
auszuarbeiten hätte, gibt allein noch nicht vollgültig das an, 
wodurch dieser Faktor ganz und gar zu dem geworden ist, als 
was er in der gegenwärtigen Konstellation als Bedingung der Mög- 
lichkeit für eine Soziologie des Denkens dasteht. Zwei Momente 
sind noch herauszuarbeiteten, die die gegenwärtige Gestalt 
des auf das Sein hin relativierenden Denkens bestimmen. 

Zunächst bezog sich jene Seinsrelativierung, enthüllende 
Transzendierung nur auf einzelne Gehalte (sie war noch 
partial gemeint), und zweitens wurde noch nicht angegeben, 
worauf hin diese Transzendierung im besonderen vor- 
genommen wurde, auf was hin die Gehalte relativiert wurden. 
Wir hatten ja darauf hingewiesen, daß das Denken, die Immanenz 
der Theorie, nur transzendiert werden kann, wenn man ihm 
irgend etwas als ein Umfassenderes, als »Sein« gegenüberstellt, 
als dessen »Ausdruck«, »Funktion«, »Emanierung« die Ideen 
dann aufgefaßt werden. Es fehlte also noch der Beziehungs- 
punkt jener, als zentral erlebten Seinssphäre, auf die hin man 
das Denken relativieren, in Abhängigkeit setzen kann. Darauf 
hatten wir ja bereits hingewiesen, daß dieses Zentrum niemals 


Das Problem einer Soziologie des Wissens. 587 


erdacht oder ausgeklügelt wird, sondern stets in jene Sphäre 
sich verschiebt, in der das betreffende (systemschaffende) Bewußt- 
sein faktisch am intensivsten lebt. Lebten und dachten 
frühere, das Denken transzendierende Subjekte im Offenbarungs- 
glauben (im Religiösen), im ekstatischen Bewußtsein usw., so 
besteht das Charakteristische in der letzten Etappe unserer 
Bewußtseinsentwicklung darin, daß das Realitätsempfinden sich 
auf das Historisch-Soziale konzentrierte und auch dieses haupt- 
sächlich um das Oekonomische zentriert, gesehen und erlebt wird. 
Nicht vom religiösen Zentrum oder vom ekstatischen Bewußtsein 
her wird das Theoretische transzendiert, sondern als unmittel- 
barste Realität wird das Historisch-Soziale (insbesondere bei 
den aufstrebenden Klassen) erlebt, und hier konstituiert sich 
auch faktisch jene Sphäre, die als letztes Sein dem Denken, 
den Ideen gegenübergestellt wird, um diese letzteren als Teil, 
Funktion, Bewußtwerdung des umfassenderen Faktors auf- 
zufassen. Es ist dies ein neuer Typus der Seinsmetaphysik, wenn 
diese auch vom metaphysik-feindlichen Positivismus am schärf- 
sten herausgearbeitet wurde. Daß diese neue Metaphysik gerade 
vom Positivismus geschaffen wurde, wird uns nicht wunder- 
nehmen, wenn wir uns ins Bewußtsein rufen, daß der Positivismus 
eben auch eine Metaphysik ist — wie wir darauf noch zu sprechen 
kommen —, weil er im Bereich des überhaupt Vorfindbaren 
— genau so wie eine jede andere Metaphysik — ein Gebiet 
— diesmal nämlich das der wissenschaftlichen Empirie — ontisch 
hypostasiertt. Der Verschiebung des Lebenszentrums in die 
soziologisch-ökonomische Ebene entspricht es, daß die Soziologie 
von der positivistischen Strömung herausgearbeitet und kon- 
stituiert wurde, und als St. Simon in seinen späteren Schriften 
vom sozial und ökonomisch zentrierten Prozeß her die geistigen 
Gebilde, Regierungsformen usw. sah, setzte er zugleich jene 
Sphäre, auf die hin auch die theoretische Immanenz immer 
entscheidender transzendiert wurde. Mit der Konstituierung der 
Soziologie aus dem positivistischen Bewußtsein heraus wurde 
der neue ontische Ort gegeben, von dem aus die theoretische 
Immanenz von nun an transzendiert werden sollte. 

4. Aber es fehlt noch immer das Moment, wodurch allein 
die Gegenwartskonstellation zur Genüge charakterisiert wäre. 
Es mußte jene Partialität überwunden werden, in der sich be- 
schränkterweise das enthüllende Transzendieren anfangs noch 
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bewegte. War zwar die Ursprungsintention, die ganze Welt- 
anschauung einer herrschenden Schicht zu zersetzen, so gelang 
diese Zersetzung und soziologische Funktionsbestimmung nur be- 
züglich bestimmter Ideen (die Idee Gottes, die der Metaphysik usw. 
wurde relativiert). Sein Ziel konnte dieses Unternehmen aber 
nur erreichen, wenn es nicht nur bezüglich einzelner Ideen 
der herrschenden Klasse die »Interessengebundenheit«, also die 
Bestimmtheit der Ideen vom Sein her enthüllte, sondern wenn 
es ihm gelang, den gesamten ideologischen Ueberbau, wie 
Marx dies wollte, in Abhängigkeit zum soziologischen Sein zu 
bringen, also nicht einzelne Ideen in ihrer seinsmäßigen Bestimmt- 
heit, sondern die Totalität eines »Weltanschauungssystems«, wie 
wir es heute nennen würden, in ihrer Abhängigkeit vom »Sein« 
aufzuweisen. Daß man hierbei Ideen, Vorstellungen nicht isoliert, 
einzeln für sich sehen muß und kann, sondern als Teile einer syste- 
matischen Totalität, wo ein Glied das andere stützt — das hat der 
moderne Historismus uns gelehrt. Auch dies sei nicht untersucht, 
welchen Anteil die einzelnen Epochen und Geistesströmungen am 
Entstehen einer solchen ideologischen Totalitätsschau haben, 
wieweit die Aufklärung bereits historistische Ansätze hat, 
wie das romantische Bewußtsein die historische Totalitätsschau 
ermöglicht. Nur auf jenen wichtigsten Repräsentanten des histo- 
rischen Geistes müssen wir hinweisen, von dem Marx selbst 
jene historische Totalitätskonzeption übernommen hat und der die 
Problemstellung im oben angeführten Sinne erst ermöglichte, 
nämlich auf Hegel. Auch bei ihm ist ja, wenn auch in einer 
eigentümlichen Weise, die Selbstrelativierung der Theorie ge- 
geben. Wenn er reflexives Denken vom philosophischen scheidet, 
jene Sphäre, in der z. B. der Satz des Widerspruches gilt, der 
wahren Bewegung der Idee gegenüber depraviert, wenn er in 
der Lehre von der »List der Vernunft«®) die subjektiven Vor- 


3) Es wäre wichtig die genaue Vorgeschichte dieser Konzeption von der 
»List der Vernunfts zu kennen. H.H u t h (Soziale und individualistische Auf- 
fassung im 18. Jahrhundert vornehmlich bei Adam Smith und Adam Fergusone, er- 
schienen in den »Staats- und sozialwissenschaftlichen Forschungen«, herausgegeben 
von Gustav Schmoller und Max Sering. Heft 125, S. 48. (Leipzig 1907) weist auf 
Ferguson hin, bei dem ähnliche Gedanken vorweggenommen sind. (Vgl. 
Abhandlungen über Geschichte der bürgerlichen Gesellschafte. Sammlung sozial- 
wissenschaftlicher Meister Bd. II, S. 170 £.) Scheler hat wohl recht, wenn er 
in dieser Konzeption den liberalen Harmonismusgedanken in dynamisierter Ge- 
stalt erblickt, aber nicht in seiner depravierenden Haltung ihr gegenüber. Sie 
ist dermaßen konstitutiv geworden, daß sie geradezu in unsere »natürliche Welt- 
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stellungen der Menschen nur als Mittel für das wirkliche Werden 
betrachtet, so fehlt hier nur das Wort Ideologie, um auch bei 
ihm dieselbe Grundkonzeption aufweisen zu können, die auch 
die marxistische Theorie beherrscht. Bei beiden ist die s»sub- 
jektive Vorstellung«e (Hegel), die »Ideologie« (Marx) depraviert, 
ihrer Autonomie einem »letzten Sein« gegenüber beraubt, und 
es ist nur eine sekundäre Differenz, wenn Hegel aus den 
Traditionen des Idealismus heraus dieses letzte Sein als 
geistig, Marx dem positivistischen Existenzempfinden gemäß 
dieses letzte Sein als durch die soziale und ökonomische 
Sphäre getragen darstellt. Gerade weil diese innere strukturelle 
Verwandtschaft besteht, ist die Möglichkeit eines Wirksam- 
werdens der Kategorie der Totalität gegeben: Nicht isoliert 
einzeln hängen die Vorstellungen seiender Menschen von ihrem 
sozialen Sein ab, sondern die Ganzheit der Vorstellungswelt, 
der gesamte Ueberbau ist Funktion ihres sozialen Seins. 

Nur durch die auf die »Totalität« binstrebende Intention 
ergänzt, wird diese aus der Enthüllung kommende Transzen- 
dierung der Denksphäre zu. einer besonderen Transzendierung 
und mit den früheren nicht identifizierbar. Es entsteht erst 
jetzt eine ganz neue Art der Relativierung, der Ueberwindung 
von Gedanken. Nicht indem man sie einzeln negiert, nicht 
indem man sie bezweifelt, nicht indem man sie als Lüge be- 
zeichnet, nicht indem man sie einzeln als von einer Interessen- 
lage bedingt enthüllt, werden sie relativiert, sondern indem 
man sie als Teileeines Systems, noch weiter- 
gehend als Teile einer Weltanschauungs- 
totalitätaufweist, diealsGanzesgebunden 
ist an eine Etappe des sozialen Seins. Von nun an stehen Welten 
Welten gegenüber, und nicht Einzelbehauptungen werden Einzel- 
behauptungen gegenübergestellt. 

Das Problem einer Soziologie des Wissens entstand also aus 
dem Zusammenspiel der vier Faktoren: a) aus der Selbstrelativie- 
rung des Denkens und Wissens, b) aus dem Zustandekommen eines 
neuen Bezugsystems, nämlich desjenigen der sozialen Sphäre, von 
dem aus und auf das hin das Denken relativiert werden konnte, 


anschauungs eingegangen ist. Sehr feine Analysen über diese sokkasionalistische 
Strukture des Denkens in der Romantik sind zu finden im Buche vonC.Schmit 
Dorotic: »Politische Romantike (München-Leipzig, Duncker u. Humblot, 
1919). Vgl. S. 74 ff. 
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c) aus dem Entstehen einer neuen Form der Relativierung, die 
aus dem Auftreten des senthüllenden Bewußtseinss zustande 
kam, und d) aus dem Totalitätsstreben einer solchen Relati- 
vierung, wonach nicht ein Gedanke, eine »Idee«, sondern ein 
ganzes Gedankensystem auf das dahinterstehende soziale Sein 
bezogen wurde. 

Ist einmal diese Stufe erreicht, so verschieben sich auch 
die ursprünglichen Akzente innerhalb der einzelnen Faktoren und 
Vieles, was ursprünglich nur Hülle war, in der der neue Faktor 
entstand, streift sich von selbst ab. So vor allem wird die ent- 
hüllende Tendenz in der Funktionalitätsbeziehung von Ideen 
und Gedanken zum sozialen Sein immer mehr eliminierbar. Je 
weniger man durch die natürliche Expansion des Gedankens 
es darauf absieht, einzelne Ideen dadurch zu depravieren, daß 
man sie als Fälschungen, »Täuschungen«, Verhüllungen, »Lügen« 
einer Klasse ansieht, je mehr man dahinterkommt, daß das ganze 
Denken einer sozialen Schicht von ihrem Sein her bestimmt 
ist, desto mehr schränkt sich von selbst diese enthüllende Intention 
ein und sublimiert sich zu einer bloßen (wenn auch neuartigen) 
Funktionalitätsbestimmung jeweiliger Gedanken. Die Ent- 
hüllung besteht nunmehr nicht darin, daß man »Priesterlügen« 
usw. wittert — man geht ja soweit, daß man meistens gar keine 
bewußte Fälschung annimmt —, sondern die erstrebte Auf- 
lösung wird erreicht, wenn man den Ort eines zu bekämpfenden 
Gedankens in einer »süberwundenen« theoretischen — und noch 
weiter in einer überwundenen Seinstotalität aufweist. 

Die zweite »Verschiebung«, die in diesem Stadium zustande 
kommt, besteht in der natürlichen Expansion, die das Totalitäts- 
streben annimmt. Wenn man einmal den Gedanken gefaßt hat, 
daß Ideologien der Gegner eben Funktion ihrer Weltlage sind, 
so kann man sich davor nicht verschließen, daß auch die eigenen 
Ideen Funktionen eines sozialen Seins sind, und will man das 
nicht zugeben, so zwingt einen der Gegner dazu, der dieselbe 
Methode der Ideologieforschung sich aneignet und auf den ersten 
Anwender anwendet. Und gerade dies ist das Charakteristische 
der Lage: die Ideologie ist aus Oppositionswissenschaft ent- 
standen, blieb aber nicht das Privileg der aufsteigenden Klassen. 
Die Denkmethoden und Einstellungen wurden auch von ihren 
Gegnern übernommen, zunächst von der arrivierten und sich 
stabilisierenden Bourgeoisie im selben Sinne verwertet und an- 
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gewendet. Es ist heute nicht mehr Privileg der sozialistischen 
Denker, soziales Bedingtsein von Ideen zu beobachten, sondern 
dies ist zum Bestandteil unseres ganzen Bewußtseins geworden, 
eine neue Art der historischen Interpretation, die zu den 
früheren Interpretationsarten hinzukommt $). Und es gilt in 
diesem Zusammenhang in erster Reihe zu sehen, wie die neuen 
Denkmethoden, Einstellungen in den Geisteswissenschaften zu- 
nächst aus dem sozialen Leben aufsteigen und wie dann eine Ent- 
wicklungsphase folgt, in der bestimmte Momente aus dem ur- 
sprünglichen sozialen Lebenszusammenhang herausgehoben wer- 
den. Auf dieser Stufe gilt es dann zu beobachten, welche Ver- 
schiebung, welchen Gehalt- und Gestaltwandel die fraglichen 
Momente bei dem erfolgten Funktionswandel erfahren. Zwei 
solche Verschiebungen haben wir soeben bereits beobachtet: 
erstens den Gestaltwandel der Enthüllung, indem die enthüllende 
Transzendierung bestimmter theoretischer Gehalte nunmehr auf 
Umwegen, durch Anwendung der historischen Totalitätsschau, 
geschieht, und nicht einzelne Gehalte isoliert, senthüllt« werden. 
Das zweite Moment der »Verschiebung« bestand in dem Heraus- 
arbeiten der sozialen Sphäre als einer besonderen Beziehungs- 
ebene, die zunächst von einer ÖOppositionswissenschaft kon- 
stituiert und dann allmählich mehr oder minder zum allgemeinen 
Gut wurde. 

Ein drittes Moment der natürlichen Expansion und Fort- 
entwicklung der Gedanken besteht darin, daß die Grundtendenz 
der Selbstrelativierung (die wir als ein besonderes Kennzeichen 
des modernen Geistes hervorheben möchten) nicht Halt machen 
kann: Ist die Beziehung der Ideen, der theoretischen Gehalte auf 
das Sein gegeben, so kann dieses Sein noch immer entweder 
als ein seinem Wesen nach ewig gleiches oder aber auch als ein 
dynamisches aufgefaßt werden. Es liegt nun auch im Zuge des 
modernen historischen Geistes, den letzten Beziehungspunkt, in 
diesem Falle das Sein, auch als ein dynamisches und werdendes 
zu sehen. Nicht nur sIdeen«, auch das »Sein«, als dessen Funktion 
die reflexiven Gehalte auftreten, muß dynamisch gesehen werden 
und dies um so mehr, als für Einsichtige auch der eigene Standort 
als ein sich verändernder aufzufassen ist. Es entsteht also die 


4) Vgl. hierzu meine gleichzeitig erscheinende Untersuchung: Ideologische 
und soziologische Interpretation. (Internationales Jahrbuch für Soziologie 
Band 1) 
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Aufgabe, die Sehnsucht nach Totalität noch in einem gesteigerten 
Maße zu verwirklichen, nicht nur die »Ideen«e einer gegnerischen 
Klasse als von ihrem sozialen Sein abhängig zu sehen, nicht nur 
die eigenen »Ideen« als vom eigenen sozialen Sein abhängig zu 
erfassen, sondern unser aller »Ideen« und »Sein«, die wir an 
einem sozialen Gesamtprozeß engagiert sind, als Teile 
dieses Gesamtwerdens zu sehen. Dieser Gesamtprozeß wird dann 
als letztes Absolutum (wenn auch als ein werdendes Absolutum) 
gesetzt und sowohl die Ideen des konservativen Denkens wie 
auch die des progressiven Denkens (um in diesem Zusammenhang 
die Hauptspaltung schlagwortmäßig zu bezeichnen 5), werden als 
Funktion dieses Werdens betrachtet. Ein so geartetes zu Ende- 
denken liegt u. E. in der zwangsläufigen Richtungsbestimmtheit 
der gegenwärtigen Lage dieser Probleme und aus den Spannungen, 
die in diesen Thesen enthalten sind, ergibt sich die Grund- 
problematik einer Soziologie des Wissens. 

Wir müssen zu jenem Punkte, von dem aus diese vom Leben 
her herausgestellte Problematik auf eine systematische Lösung 
zustrebt, zurück, um hier jene verschiedenen Möglichkeiten ins 
Auge zu fassen, zwischen denen sie in einem gegebenen Zeit- 
punkte der Bewußtseinsentfaltung zu wählen hat. 


2. Die geistigen Standorte. 


Wir haben bisher die Konstellation jener Faktoren zu 
skizzieren versucht, aus denen die Fragestellung einer Soziologie 


$) Wenn im folgenden öfter von einem »progressiven« und »kon- 
servativene Denken gesprochen wird, so sei dies zunächst nur in der schlag- 
wortınäßigen Orientierung einer ersten Fragestellung gemeint. Es sei auch da- 
durch nicht die ganze politische Existenz eines Denkers oder einer Denkrichtung 
gekennzeichnet, sondern es handelt sich zunächst um tastende Versuche, »Kor- 
relationen«e, »Affinitätene zwischen bestimmten Denkstrukturen und »Welt- 
wollungen« festzustellen. Je mehr man historisch orientiert ist, wird man sich 
im klaren darüber sein müssen, daß es nicht ein für allemal geltende Korrelationen 
zwischen einem Denktypus und einer politischen Richtung (etwa zwischen 
historischem Denken und Konservativismus) gibt, und daß die meisten Denk- 
strukturen eine mehrstrahlige Ausdeutbarkeit sowohl in der Richtung des kon- 
servativen wie des progressiven Denkens besitzen. All das kann uns aber daran 
nicht hindern, in immer größerer Annäherung an die historisch einmaligen 
Konstellationen uns die Frage zu stellen, durch welche umfassendere Tendenzen, 
Weltwollungen jeweils ein »Denkstil« getragen wurde, wann hierbei und in 
welcher Richtung ein »Funktionswandel« eingetreten ist usw. Bei einer sich 
verfeinernden Lösung müssen selbstverständlich auch die zunächst nur formalen 
Kategorien wie »progressive und »konservativ« weiter differenziert und dyna- 
misiert werden. Hier handelt es sich aber — wie erwähnt — nur um erste Fest- 
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des Wissens erwachsen konnte. Schon bei dieser Untersuchung 
soziologisch eingestellt, sahen wir die wichtigsten Faktoren des 
Problems einer Soziologie des Wissens aus der Strömung des 
oppositionellen Denkens auftauchen. Vorbereitet durch das 
Denken des aufsteigenden Bürgertums, fortgesetzt durch die 
historisch nächste Opposition der proletarischen Bewegung, er- 
langen diese Gedanken eine »Massivität«, durch die sie für ein 
jedes weltumfassende Denken, als ein unbedingt zu bewältigender 
Faktor des gegenwärtigen geistigen Bestandes gegeben sind. 

Sieht man den GeschichtsprozeßB als einen mehrarmigen 
Strom an und sieht man die Entfaltung des Denkprozesses 
schicksalsmäßig in mehrere Strömungen gebannt (und diese An- 
sicht wird eine jede nähere Betrachtung der Geschichte nur 
bestätigen), so kann man leicht zu jener Ueberspitzung gelangen, 
daß die Gedankenentwicklungsreihen gleichsam gegeneinander 
verschlossen in isolierten Betten fließen und konservatives wie 
progressives Denken, voneinander nichts wissend, aus eigenen, 
jeweils verschiedenen Traditionen heraus die Welt zu erfassen 
trachten. Aus dieser Konzeption entsteht dann jene Einstellung 
der extrem links und extrem rechts gerichteten Lösung, die die 
Betrachtung des Geschichtsprozesses ausschließlich an der eigenen 
Schicksalslinie und an den eigenen Wollungen orientiert, und 
dadurch der Funktion und Bedeutung der außer ihr stehenden 
Denktendenzen nicht gerecht werden kann. Ist es aber ein 
unbezweifelbares Faktum, daß jedes soziologische und historische 
Wissen, jede Denkmethodik, jede Einstellung mit dem Sozial- 
prozeß und mit den Wissensinteressen einer sozialen Schicht 
eng verbunden auftritt, so ist auch das zweite Faktum nicht 
übergehbar, daß es in diesem Prozeß stets ein Stadium gibt, in 
dem eine auf diese Weise sichtbar gewordene soziale Realität für 
die übrigen Richtungen auch zum Faktum und für ihre, von 
ihrem Standorte aus mögliche Weltsynthese auch zur Aufgabe 
wird. 

Will man diesen letzteren Tatbestand nicht übersehen, so 
ist die einzig mögliche Konzeption die, daß alle Schichten, in 
ihren eigenen Denktraditionen stehend, stets bestrebt sind, das 
jeweilige ganze Weltbild zu verarbeiten, synthetisch zu erfassen, 








stellungen von Affinitäten zwischen Denkstrukturen und Weltwollungen, die 
sozusagen nur als Ansatzpunkte zu einer weiteren Differenzierung aufgefaßt 
werden sollen. 
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woraus für eine konkrete Soziologie des Wissens die Aufgabe 
erwächst, in einem jeweiligen Stadium festzustellen, mit welchen 
. systematischen Voraussetzungen die verschiedenen in einem Zeit- 
punkt gegebenen Strömungen an die Verarbeitung desselben vom 
Leben her aufsteigenden Faktums herangehen und welch eigen- 
tümliche Spannung zwischen dem mitgebrachten, in der eigenen 
Tradition sich entwickelnden systematischen Rahmen ‘und den 
Konstruktionspunkten einerseits und dem neu einzuverleibenden 
Faktum andererseits entstehen. Einfacher ausgedrückt (indem 
man die Strukturproblematik vernachlässigt) handelt es sich hier 
um die Einsicht, daß die verschiedenen Denkströmungen nicht 
isoliert nebeneinander laufen, sondern sich jeweils aneinander 
orientieren, voneinander lernen, dadurch sich aber nicht in ein 
‚einziges System verschmelzen, vielmehr jeweils von ihrem 
eigenen Standorte aus die Synthese der historisch sichtbar ge- 
wordenen Gesamtheit der »Fakta« zu leisten versuchen. 

Nach dieser Ansicht des historisch-soziologischen Aufbaues 
des Denkprozesses sind in einem Zeitpunkt gleichsam mehrere 
bestimmte philosophisch-systematische Standorte vorhanden, von 
welchen aus man ein neu auftauchendes »Faktum«, eine neu- 
auftauchende geistige Realität zu bewältigen sucht. 

Und in der Tat steht ja ein Jeder von uns nicht in einem 
überzeitlichen, »luftleeren« Raum der Wahrheiten, sondern tritt, 
gleichsam mit einem Bündel von Fragestellungen und Systema- 
tisierungsintentionen bewaffnet, an die »Wirklichkeit« heran, 
und das Erkennen der neu auftauchenden Gegebenheiten be- 
steht in der Einverleibung und Ortsbestimmung dieser Fakta 
in unseren Systematisierungszusammenhängen. Nicht als ob 
wir die »Massivität« und das »Ansichsein« solcher Realitäten 
wie »Klasse«, »Idee« usw. leugnen wollten, aber sie haben nicht 
jene Art der »Massivität« die man Dingen (eigentlich auch 
fälschlich) zuschreibt, als wären sie als das, was sie sind, für 
uns in einer eindeutigen Weise gegeben. Die Massivität der 
Fakta ist in ihrer unableugbaren Widerstandsfähigkeit und in 
ihrer den Blick zwingenden Gewalt gegeben, aber sie konstituieren 
sich für das Denken stets verschieden je nachdem, von welchen 
systematisierenden Zentren aus sie erfaßt werden. Es ist 
gerade deshalb reizvoll zu verfolgen, wie das Sichtbarwerden 
gewisser Fakta (wie Klasse, Ideologie) an bestimmte syste- 
matische und soziale Intendiertheiten gebunden ist, wie der 
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Begriff der Klasse z. B. dem Wesen nach zum oppositionellen 
Denken, die romantisch-organischen Gehalte, die durch die Be- 
griffe »Tradition«e, »Repräsentation« bezeichnet werden, zum 
konservativen Denken eine Affinität besitzen, wie also verschie- 
dene Intentionen uns verschiedenen werdenden und gewesenen 
Realitäten gegenüber gleichsam hellsichtig machen, wie aber 
andererseits die einmal sichtbar gewordenen Tatsachen in ihrer 
bestimmten Perspektivität auch von den übrigen Denkströmungen 
aus einverleibt werden, und es ist endlich vielleicht am reiz- 
vollsten zu verfolgen, welche Modifikationen die Konzeption 
einer so aufgetauchten Realität von den übrigen systematischen 
Zentren aus erfährt ®). 

Diese Gedanken setzen selbstverständlich die Ueberzeugung 
voraus, daß auch die sogenannten einzelwissenschaftlichen Ein- 
sichten in philosophisch-systematische Voraussetzungen eingebaut 
sind (und nur für eine Teilansicht als von der Philosophie ab- 
hebbar erscheinen können), daß also bei der Verarbeitung neuer 
»Gegebenheiten« die in einem Zeitpunkte lebendigen philo- 
sophischen Systemansätze für die mögliche Konstitution eines 
Faktums entscheidend werden. Welcher philosophischen Posi- 
tionen konservatives und progressives Denken sich dabei be- 
dienen, ist — wie erwähnt — nicht eindeutig für alle Zeiten 
bestimmbar, da ja auch hier ein dynamisches Verhältnis obwaltet. 
Es ist eine besondere historisch-soziologische Aufgabe, der Frage 
nachzugehen, wie lange und inwieweit der Positivismus z. B. 
das »bürgerliche« Denken charakterisiert, in welcher »Schattie- 


ec, Um den perspektivischen Charakter der historischen Begriffe durch ein 
Beispiel zu belegen, verweisen wir auf die Untersuchungen, die neuerdings 
über den Bedeutungswandel des Begriffes »Romantik« angestellt worden sind. 
Es erweist sich durch diese Untersuchungen, wie derselbe Begriff in verschiedenen, 
historischen Komplexen (Frankreich, Deutschland usw.) eine jeweils verschiedene 
Bedeutung gewinnt und wie auch hierbei die Tatsache, daß der eigentliche Begriff 
zunächst von den Gegnern geschaffen und dann erst von diesem Standort abgeho- 
ben wurde, den jeweiligen Inhalt des Begriffes verschieden bestimmt sein ließ. So 
daß wir nur der Feststellung von Franz Schultz zustimmen können: 
»Es kann... nicht gleichgültig sein, auf welcher Stufe seiner bedeutungs- 
geschichtlichen Ausbildung ein Wort für einen vermeintlichen Strukturzusammen- 
hang ergriffen wurde (falls es in seiner etymologischen Zusammensetzung 
überhaupt schon vorhanden war) oder welche Abwandlung seiner Bedeutung 
es im Zusammenhang mit seiner Anwendung auf diesen Strukturzusammen- 
hang erfuhr.” (*Romantik« und »romantischs als literarhistorische Terminologien 
und Begriffsbildungen. Deutsche Vierteljahrsschrift für Literaturwissenschaft 
und Geistesgeschichte, 1924, Bd. II, S. 351.) Vgl. auch hierzu C. Schmitt- 
Dorotić, a. a. O., Einleitung. 
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rung« er ein Sprungbrett für das »proletarischee Denken wird, 
worin sich der Positivismus eines arrivierten, sich stabilisierenden 
Bürgertums vom revolutionären Positivismus und Materialismus 
unterscheidet, wie viel dieses revolutionierende Denken ferner 
vom dynamischen Weltsehen in sich einzuverleiben imstande 
ist, welche andere Tendenzen des dynamischen Denkens dagegen 
von konservativer Seite aufgenommen werden usw. 

Nicht das historisch-soziale Werden der Standorte, von 
denen aus wir beute die Welt sehen können, nachzuzeichnen, 
ist unsere Absicht, sondern: in einem willkürlich gewählten 
Querschnitte der Gegenwartslage die Standorte gleichsam 
in ihrem Gleichzeitigsein zu fixieren, um damit jene letzten 
Systematisierungsprinzipien herauszuheben, von denen aus eine 
neue Fragestellung heute verarbeitet werden kann, und 
um dann weiter auch fragen zu können, in welcher Weise ein 
und dasselbe Problem von diesen verschiedenen Standorten aus 
sich jeweils verschieden gestaltet. Denn gerade in jenem Sta- 
dium scheinen wir uns zu befinden, in dem das in seinem Ansatze 
bisher vom progressiven Denken gestellte Problem der Soziologie 
des Wissens zu einer »massiven Realität« wird und auch von 
anderen Standorten aus bearbeitet werden will. Nach der Heraus- 
arbeitung jener Konstellation, aus der diese Problemstellung 
überhaupt erwachsen ist, müssen wir uns nunmehr der weiteren 
Frage zuwenden: Auf welche vorhandene fertige systemati- 
sierende Ansatzpunkte stößt dieses Problem im Augenblick, wo 
es jene »Massivität« erreicht, daß es für jedes gegenwärtige 
Denken eine zu lösende Aufgabe bedeutet, von welchen »Philo- 
sophien«, von welchen Standorten aus kann es überhaupt im 
gegebenen Zeitpunkte verarbeitet werden und worin besteht die 
Eigenart dieser Standorte? So erwächst aus der Konstellations- 
analyse als weitere Aufgabe die Notwendigkeit einer Standorts- 
analyse, der wir uns nunmehr zuwenden wollen. 

Will man diewichtigsten philosophisch-systematischen 
Ansatzpunkte bezeichnen, von denen aus eine Soziologie des 
Wissens heute unternommen werden kann, so müssen wir folgende 
philosophischen Standorte hervorbeben: ı. den positivistischen 
Standort, 2. den Standort des formalen Apriorismus, 3. den 
Standort des materialen Apriorismus (den der modernen phäno- 
menologischen Schule), 4. den Standort des Historismus. 

Eine Soziologie des Wissens in extenso ist eigentlich nur 
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vom Positivismus aus unternommen worden, und zwar in dessen 
beiden »Schattierungen«, in der Linie der sogenannten materia- 
listischen Geschichtstheorie ?) (zur proletarischen Denkrichtung 
zurechenbar) und aus den »bürgerlich-positivistischen« Strö- 
mungen heraus (Dürkheim, Levy-Brühl, Jerusalem usw.). Der 
formalistische Apriorismus lieferte nur einen Ansatz zur Proble- 
matik einer Soziologie des Wissens, zu ausführlichen historischen 
Untersuchungen kam es nicht. Man muß hier an die verschiedenen 
»Schattierungen« des Neukantianismus denken, der zum Teil 
bei dem demokratischen Bürgertum und bei sozialistischen 
Demokraten Eingang fand. 

Die Richtung der modernen phänomenologischen Schule, 
die materiell-aprioristische, werden wir später am ausführ- 
lichsten behandeln, und es erübrigt sich, sie hier besonders zu 
charakterisieren; auch den philosophischen Standort des Historis- 
mus, der bei der Problemstellung einer Soziologie des Wissens 
vornehmlich in Betracht kommt und bisher von Troeltsch ver- 
treten und vom linken Flügel des orthodoxen Marxismus (Lukäcs) 
aufgenommen worden ist, wollen wir besonders charakterisieren. 

Wir halten die Auseinandersetzung zwischen den zuletzt 
erwähnten Standorten (materiell-aprioristische Richtung und 
Historismus) für entscheidend und beschränken uns in diesem 
Abschnitt zunächst auf die kurze Charakteristik der beiden 
zuerst erwähnten Positionen, um dann zu allerletzt unsere Auf- 
fassung darzulegen. 

I. Der Positivismus, lediglich eine Philosophie der 
Philosophielosigkeit, behandelt das Problem der Soziologie des 
Wissens als ein einzelwissenschaftliches Problem. Seine wesent- 
liche Selbsttäuschung besteht darin, einen bestimmten Begriff 
der Empirie zu hypostasieren, ferner zu meinen, daß das mensch- 
liche Wissen ohne Metaphysik und Ontologie auskommen könne, 
wobei er dann sofort die Inkonsequenz begeht, eine oder mehrere 
ihm paradigmatisch erscheinende Methoden und zu diesen ge- 
hörende Seinssphären zu hypostasieren, wodurch er mit einem 
Schlage zur Metaphysik wird und zwar zu einem ganz be- 
schränkten Typus von Metaphysik. In der Praxis schlägt also 
der Positivismus in eine ontische Hypostasierung jener einzel- 
wissenschaftlichen Sphäre um, auf die sich der besondere For- 


7), Von den übrigen Spielarten der Marxschen Geschichtstheorie sei später 
die Rede. 
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scher konzentriert, wobei dann entweder ein »materielles Sein« 
oder der »psychische Akt« oder auch beide als die letzten Reali- 
täten hingenommen und die übrigen Phänomene (geistige 
Gehalte) auf diese »zurückgeführt« werden sollen. Für die 
Soziologie des Denkens spielt ganz besonders jene Spielart eine 
wichtige Rolle, in der die ökonomische Sphäre zur letzten Realität 
hypostasiert wurde. Entsprechend der Ansicht, daß nur Materie 
existiere, vermeint man insbesondere im Vulgärmarxismus die 
angebliche Massivität des Materialen in der ökonomischen Struk- 
tur der Gesellschaft zu entdecken und von hier aus die geistigen 
Realitäten abzuleiten. Der Positivismus in allen seinen Spiel- 
arten war echt, d.h., auch von uns aus gesehen, der aufrichtige 
Ausdruck der Verschiebung des Erlebenszentrums von geistigen 
religiösen Realitäten auf das Soziale und Oekonomische. Der 
Kapitalismus und die intensive Spannung der Klassenkämpfe, 
die mit ihm auftritt, verschob das Zentrum des Erlebens in diese 
Gebiete und machte zugleich ein bestimmtes Denken, das techni- 
zistisch-naturwissenschaftliche Denken zum allein wahrnehm- 
baren Typus des Denkens überhaupt. Kein Wunder, wenn eine 
Philosophie, die von diesem Denken und von diesem Erleben 
aus eine Orientierung suchte, in ihrer Erkenntnislehre sich 
allein an der Naturwissenschaft orientierte und in der Onto- 
logie nur jene Sphäre als seiend setzte, die sie als allein wirklich 
seiend erlebte, und ihr gegenüber alle Gegebenheiten, die für 
sie nur periphär in Erscheinung traten, auch theoretisch zu ver- 
flüchtigen gezwungen war. Dieser Fehler und diese Einseitigkeit 
wäre noch leicht zu korrigieren; es käme nur darauf an, von 
einem erweiterten Horizonte aus die Metaphysikfeindschaft in 
die Einsicht umzuwandeln, daß das menschliche Denken so 
strukturiert ist, daß es stets irgendwo das Sein und dement- 
sprechend eine Sphäre als absolut ansetzen müsse. Der schwer- 
wiegende Mangel dieser Denkweise liegt aber darin, daß ihre 
(unbewußt) phänomenologischen Einsichten falsch und auch ihre 
Denkmethoden insbesondere in bezug auf die Erfassung des 
Geistigen rudimentär sind. 

Phänomenologisch falsch sind ihre Beobachtungen, weil ibre 
Vertreter als Naturalisten und Psychologisten nicht sehen, daß 
das Gemeinte, der Sinn etwas Eigentümliches, »sui generis«, 
in Erlebnisakte nicht Auflösbares ist. Sie sehen nicht, daß 
das Erfassen und Erkennen der Sinngehalte durch das Verstehen 
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und durch die Interpretation hindurchgehen muß und daß die 
ganze Problematik, die hierbei entsteht, durch einen natur- 
wissenschaftlichen Monismus nicht bewältigt werden kann, und 
sie sehen schließlich nicht, daß ihr Naturalismus sie unfähig 
macht, die Beziehungen zwischen Sein und Sinn adäquat zu 
erfassen. Trotz dieser Mängel müssen wir bekennen, daß der 
Positivismus es ist, der das Problem einer Soziologie des Er- 
kennens zuerst entdeckt und sichtbar gemacht hat. Und wenn 
auch seine Denkmittel und Prämissen für uns als überwunden 
— weil zu eng — gelten müssen: zwei Momente sind in dieser 
Strömung enthalten, die — weil echt — auch für uns ihre Gel- 
tung besitzen. Zunächst die philosophische Fixierung des Sach- 
verhaltes, daß sich für den gegenwärtigen Menschen das Erlebnis- 
zentrum in das Soziale verschoben hatte, also ihre Diesseitigkeits- 
orientierung, und zweitens ihre sog. »Empiriefrömmigkeit«, die eine 
jede künftige Metaphysik in Form einer bloßen Spekulation 
unmöglich machen wird. Wir behaupten also, daß der Positivis- 
musinhaltlich die wirkliche Gegenwartswendung vollzogen 
hatte, systematisch und methodologisch aber auf einer verhältnis- 
mäßig primitiven Stufe stehen geblieben ist, ls er u. a. nicht 
sah, daß auch diese Diesseitigkeitsorientierung eine Hypostasie- 
rung, eine Metaphysik enthält. 

2. Die formale Geltungsphilosophie ist jener 
zweite Standort, von dem aus eine Soziologie des Wissens unter- 
nommen werden könnte. Hier liegen nur prinzipielle Ansätze 
zu einer Kultursoziologie überhaupt vor, und unseres Erachtens 
ist es auch kein Wunder, daß aus diesem Betrachtungszentrum 
keine konkrete Soziologie erwachsen ist. Hier wird doch das 
»Sein« dem »Gelten« gegenüber dermaßen depraviert und ihm 
eine so minimale Rolle und Bedeutung zugeschrieben, daß dies 
sozusagen einer Desinteressiertheitserklärung dem Sein gegenüber 
gleichkommt. Das Hauptbestreben ist, das Denken vom Denken 
aus (also von innen heraus, immanent) zu sehen und diese Imma- 
nenz zu begründen. Aus dieser immanenten Einstellung ist zwar 
gerade jenes Moment sichtbar, das für den Positivismus nicht 
erfaßbar war: nämlich dephänomenologischeDiffe- 
renz zwischen Sein und Sinn, der wesentliche Unterschied 
zwischen dem Erlebnisakt und dem durch diesen intendierten 
Gehalt, aber, da diese Einstellung nicht verlassen wird, führt 
dieser Ansatz zu einer Hypostasierung dieser Dualität und zu 
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einer unwillkürlichen metaphysischen Ueberbetonung des letz- 
teren Gliedes der Korrelation. Das Hauptbestreben besteht 
darin, das Geltungsmoment dem historischen und soziologischen 
Werdegang zu entreißen und in einer überzeitlichen Erhabenheit 
zu bewahren. Dadurch entsteht ein Riß in dem Gebilde: die 
Sphäre der Theorie und die übrigen Wertsphären werden als 
überzeitliche hypostasiert, ihre inhaltliche Erfüllung aber dem 
flutenden Sein preisgegeben. 

Innerlich konsequent war diese Philosophie, solange sie den 
Mut hatte, im Sinne einer unerschütterten Vernunftgläubigkeit 
der Aufklärung nach dem Vorbilde des Konstruktionsprinzips 
des Naturrechtes, einen bestimmten Gehalt, mit dem dazuge- 
hörigen Geltungsmoment in voller Positivität, als allein »richtige 
hinzustellen. Daß man dabei ein Stadium der Denkgeschichte 
in aeternum fixierte, hatte man selbstverständlich nicht gemerkt. 
Innerlich brüchig und inkonsequent wird diese Position, wenn 
sie (lediglich von historischen Einsichten aufgelockert) die je- 
weiligen Inhalte als relative (vom jeweiligen »Sein« her deter- 
minierte) setzt, dagegen alles Schwergewicht auf die Autonomie 
und Ueberzeitlichkeit der formalen Bestimmungen, sei es der 
Kategorien, sei es neuerdings der formalen Werte, verlegt. Sozio- 
logisch gesehen, entspricht das erste Stadium der inhaltlichen 
Positivität der Selbstsicherheit der aufsteigenden bürgerlichen Ge- 
sellschaft, die an bestimmte Inhalte ungebrochen glaubte, später 
aber, inAbwehrposition gedrängt, zu einer s»formalen Demokratie« 
werden, d. h. in diesem Falle auf die formale Meinungsfreiheit 
rekurrieren, mußte und dieInhalte freigab. Dieser Haltung ent- 
spricht die Voraussetzung, daß es nur eine Wahrheit geben 
und diese nur eine einzige Gestalt haben kann; sie zu finden, 
müssen wir aber der freien Diskussion überlassen. Ein Prozeß 
übrigens, der an und für sich bereits beobachtet wurde. 

Philosophisch gesehen, besteht der Mangel dieser Position 
darin, daß sie die Einheit zwischen Sein und Geltung (die doch 
auch irgendwo und irgendwann zum Problem werden muß) 
organisch nicht zu erfassen vermag. Ferner wird hier das aller- 
wesentlichste Problem einer Soziologie des \Vissens, nämlich der 
Wandel der Kategorien und das jeweilige Sichandersgestalten 
der Sphärenhierarchie, und das Problem, ob überhaupt die gegen- 
wärtige Trennung in isolierte »Wertsphären« nicht eine Selbst- 
hypostasierung des neuzeitlichen Status sei, der historisch- 
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soziologischen Fragestellung entrissen und von der Philosophie 
aproblematisch gemacht. Von diesem Standorte aus ergibt sich 
also nur eine Möglichkeit für eine Soziologie der Kultur und 
insbesondere für die des Denkens: die jeweiligen inhalt- 
lichenErfüllungen der formalen Wertsphären zu unter- 
suchen 

Dieser Weg mußte sich aber als unfruchtbar erweisen. 
Denn bei einer solchen Ueberspannung und schroffen Trennung 
von Form und Inhalt ist der Inhalt sozusagen dem Zufall preis- 
gegeben, ein Grund, weshalb hier auch keine inhaltliche Ge- 
schichtsphilosophie entstehen konnte. Es ergibt sich auch ferner 
aus dieser schroffen Trennung von Form und Inhalt, daß hierbei 
ein jedes Kulturgebilde vergangener Epochen unwillkürlich in 
einer gegenwärtigen »Geltungsform« gesehen wird. Da nur die 
Inhalte wechseln, so gab es für diese Betrachtungsweise stets 
»Religion«, »Kunst« usw. im selben Sinne wie heute, und man 
sieht nicht — um es in dieser Terminologie auszudrücken —, 
daß die jeweilige »Geltungsform« durch die wechselnde Inhaltlich- 
keit mitbestimmt wird, also daß die Geltungsform mit den In- 
halten sich mitverändert. Genau so wie »Kunst« nicht immer 
im selben Sinne »Kunst« war, wie in einer Epoche des »l’art pour 
l’art«, an dessen »Kunst«begriff man sich hierbei meistens orien- 
tiert, so ist auch ein Denkgehalt, je nachdem in welcher exi- 
stentiellen Funktion er auftritt, nicht immer im gleichen Sinne 
»Denken« und »Erkennen«, wie das mathematisch-naturwissen- 
schaftliche Erkennen, dessen Geltungsform man in dieser Theorie 
unwillkürlich im Auge hat und an der man unbewußt hierbei 
ein jedes Denken orientiert. 


3. Die Soziologie des Wissens vom Standorte der modernen 
Phänomenologie (M. Scheler). 


Wir haben den Positivismus und die formale Geltungsphilo- 
sophie (Neukantianismus) zuerst, gesondert und kurz, behandelt, 
und wir sind der Ansicht, daß sich die entscheidenden Probleme der 
Fundierung einer Soziologie des Wissens und Erkennens erst bei 
der nun folgenden Gegenüberstellung des Standortes der modernen 
Phänomenologie und des Historismus herausarbeiten lassen. 

Wir wollen die Differenz zwischen den beiden Standorten 
in der Weise herausstellen, daß wir selbst den Standort des 
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Historismus — in einer Konzeption, in der er uns richtig er- 
scheint — vertreten ®), und von hier aus die Problemstellung 
des phänomenologischen Standortes aufrollen und einer Analyse 
unterwerfen. Genau so, wie man den historistischen Standort 
in verschiedenen Spielarten vertreten kann, kann man auch von 
der Phänomenologie aus in verschiedenen Richtungen an das 
Problem einer Soziologie des Wissens herangehen; wir wollen 
aber nunmehr nicht abstrakte Möglichkeiten einander gegenüber- 
stellen, sondern uns, was den phänomenologischen Standort be- 
trifft, an jenen Entwurf halten, den Max Scheler?) neuerdings 
als einen Plan zu einer Soziologie des Wissens ausgearbeitet hatte. 

Ein besonderes Interesse gewinnt von unserem bisher ver- 
folgten Gedankengange aus der Schelersche Versuch dadurch, 
daß an ihm auch am handgreiflichsten zu zeigen ist, wie neue, 
bisher vorwiegend von der gesellschaftlichen Opposition formu- 
lierte Probleme vom konservativen Denken verarbeitet werden 
und welchen strukturellen Veränderungen diese Probleme da- 
durch unterworfen werden, daß sie in die systematischen Voraus- 
setzungen eines aus einer anderen Tradition herkommenden 
Denkens aufgenommen werden. Es ist nämlich gerade hier jene 
Phase konkret erfaßbar, in welcher Einsichten, die zunächst 
von der einen Strömung des sozialen Lebens gewonnen und aus 
den ihr gemäßen Systematisierungsintentionen verarbeitet wur- 
den, als »arrivierte Fakta« in ihrer »Massivität« auch von der 
Gegenströmung aufgenommen werden, hierbei aber eine neue 
Gestalt gewinnen. 

Will man den Standort, von dem aus Scheler denkt, schlag- 
wortmäßig bezeichnen, so ist dieser entstanden durch die inner- 
liche Vereinigung mannigfacher Ansatzpunkte der modernen 
phänomenologischen Schule mit den Inhalten der katholischen 
Tradition. Die phänomenologische Schule ist nicht ohne weiteres 
eine katholische Philosophie (wenn auch in ihrer Ahnenreihe 
Bolzano, Brentano sich befinden), aber doch in wesentlichen 
Punkten äußerst geeignet, von einer neuen Seite her das katho- 
lische »Ewigkeitsdenken« neu zu begründen. Durch die radikale 
Scheidung zwischen Tatsachen- und Wesenserkenntnis ver- 


®\ Vgl. als ausführlichere Charakteristik der Stellungnahme, die ich hier 
vertrete, meinen Aufsatz »Historismus« in diesem Archiv, Bd. 52, H. ı, S. 1 ff. 
») Max Scheler, Probleme einer Soziologie des Wissens (Versuche zu 
einer Soziologie des Wissens). München und Leipzig, Duncker & Humblot, 1924. 
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lebendigt und legitimiert sie die schroffe Dualität zwischen Zeit- 
lichem und Ewigem und eröffnet die Möglichkeit einer inhaltlich 
erfüllten Metaphysik. 

Man kann in phänomenologischer Wesensschau verschiedene 
Inhalte als überzeitlich geltende erfassen. In der Tat sehen wir 
ein inhaltliches Fluktuieren innerhalb der Wesensschauungen 
der Schule. Die Möglichkeit der verschiedenen Ergebnisse findet 
aber ihre Erklärung in dem Umstande, daß auch das Resultat 
einer Wesensschauung stets abhängig ist von jenen historischen 
Wurzeln, aus denen heraus das ideeierende Subjekt lebt und 
denkt. Am eindrucksvollsten werden sich aber selbstverständlich 
jene Darstellungen erweisen, die auf die Werte des Katholizismus 
zurückgreifen, lebt doch unser Kulturkreis zum großen Teil 
aus den Traditionen dieses Weltbildes. Daß Scheler von einer 
inhaltlichen Hypostasierung der katholischen Werte bereits sich 
entfernte, muß geradezu betont werden; aber darauf kommt es 
in unserem Zusammenhang in erster Reihe an, daß er in der 
Rahmenform jenes Denkens noch tief verwurzelt ist. 

Das Wesentliche an Scheler und an seinem neuen Versuche ist 
aber, daß er lebendiger und gegenwärtiger als die meisten von 
denen, die aus jenen Denk- und Erlebnistraditionen heraus die 
Welt zu erfassen versuchen, mit den neuen geistigen Realitäten 
der Welt zu rechnen die Verpflichtung empfindet. Die nicht be- 
zwingbare Unruhe und Sensibilität, dieses Rahmen und Formen 
sprengende Getriebensein des Philosophen, läßt ihn sich nicht 
bei einer ein für allemal festgelegten Spannung zwischen Zeitlich- 
keit und Ewigkeit beruhigen und zwingt ihn, die neuen Faktoren 
der Welt gedanklich zu beherrschen suchen. Ein Gegenwärtigsein 
in konservativen Denk- und Erlebnisformen ergibt jene barocken 
Spannungen im Aufbau und in der Denkweise, die die Angst 
um ein Auseinanderfallen der Bausteine, die Angst um eine 
Explosion und um einen Zerfall notwendigerweise im Leser er- 


wecken müssen. Uns aber — die wir gerade diese Standorts- 
problematik in ihrer vollen Kompliziertheit in den Mittelpunkt 
gerückt haben —, muß gerade diese Auseinandersetzung eines 


früheren Denk- und Erlebnisstandortes in seinem modernen Ver- 
treter mit den modernen Gewalten des geistigen Seins in erster 
Reihe beschäftigen, ist doch die hierbei gegebene Lage geradezu 
symbolisch. Der wesentliche Reichtum der Welt besteht ja 
eben darin, daß der eigentümliche Anachronismus möglich ist, 
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daß man von vergangenen Denkzentren aus auch die Gegenwarts- 
faktoren erfassen kann. Bei Scheler ist aber die Problematik 
ganz besonders deshalb auf die Spitze getrieben, weil er nicht 
nur neue Inhalte einem früheren Standort einzuverleiben ver- 
sucht, sondern auch den Standort des »Historismus« und »Sozio- 
logismus« in den Rahmen einer Ewigkeitsphilosophie hinein- 
zubauen unternimmt. 

Lenken wir also diesmal unser Augenmerk absichtlich nur 
auf diese strukturellen Momente, so kommen aus der Fülle, 
ja aus der oft geradezu überwuchernden Fülle der Schelerschen 
Gedanken nur jene systematischen Ansatzpunkte in Betracht, 
die für eine solche Untersuchung der Standortsproblematik von 
Bedeutung sind. Es kommt nicht so sehr darauf an, Fehler oder 
Mängel aufzusuchen, die in diesen Ausführungen etwa enthalten 
sein könnten, sondern es gilt die schicksalsmäßige Linie im 
Gedankengange herauszuarbeiten. 

Das Charakteristische — wie erwähnt — an Schelers Ver- 
such ist die Spannweite, die er seinen Ausführungen zu verleihen 
imstande ist, indem er von einem Standpunkte des Ewigkeits- 
denkens das Soziologische, vom Standorte eines statischen Sy- 
stems das Dynamische zu verarbeiten versucht. Alle jene Mo- 
mente, die wir in unserer Konstellationsanalyse hervorgehoben 
haben: a) das Relativieren des Denkens auf das Sein hin, b) die 
Verarbeitung des sozialen Seins als Bezugsebene der Relati- 
vierung, c) die historische Totalitätsschau sind bei ihm auffindbar, 
aber auch jene »Verschiebungen«, die die ursprüngliche Ideologie- 
enthüllung erfährt, indem sie zur Kultursoziologie wird, sind 
verfolgbar, da ein konservatives Denken selbstverständlich noch 
viel mehr als ein aus Oppositionstraditionen lebendes Denken 
diese Umformungen an der Problematik vornehmen wird. Das 
Problem besteht also darin, wieweit die inhaltliche Spannweite 
der statischen Systematisierung reicht, ob denn der Standort 
des Ewigkeitsdenkens die Probleme, die aus der gegenwärtigen 
Denklage entstehen, noch verarbeiten kann. 

Scheler faßt den Plan, die Wissenssoziologie, die seiner An- 
sicht nach bisher nur vom positivistischen Standorte aus unter- 
nommen wurde, von einem Standorte aus in Angriff zu nehmen, 
»der die erkenntnistheoretischen Lehren des Positivismus und 
ıhre Folgerungen ablehnt und demgemäß eine metaphysische 
\Welterkenntnis für eine vewige« Forderung der Vernunft und 
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gleichzeitig für möglich hält« (Vorrede S. VI). Er betrachtet 
die Wissenssoziologie als einen Teil der Kultur- 
soziologie, die wiederum ein Teil der Soziologie 
ist, die als solche in eine Real- und Kultursoziologie zerfällt. 
Ist es die Aufgabe der ersteren, die Realfaktoren des 
Geschehens, vorwiegend die Triebe (Fortpflanzungs-, Nahrungs-, 
Machttrieb) zu untersuchen, so ist es die Aufgabe der letzteren, 
die geistigen Faktoren zu erforschen. Die einheitliche Aufgabe 
der Soziologie wird aber sein, sdie Erkundung der Arten und 
Ordnungsfolgen des Zusammenwirkens« der idealen und realen 
Faktoren zu erforschen und auf ein » Gesetz der Folge- 
ordnung«des Zusammenwirkens dieser Faktoren hinzustreben. 
Damit haben wir die Scheidung in eine Soziologie des Unter- und 
Ueberbaues, die einer jeden Kultursoziologie zugrunde liegt, mit 
dem Unterschiede — und dies sind die »Verschiebungen« bei 
Scheler —, a) daß an Stelle der »Produktionsverhältnisse« als 
Unterbau nicht ökonomisch-soziale Kategorien, sondern psycho- 
logische Kategorien (Trieblehre) gesetzt werden, und b) daß 
beide Sphären ziemlich schroff getrennt und nicht wie z. B. in 
der neuhegelschen Spielart des Marxismus in ein Verhältnis des 
Teils zum Ganzen gesetzt werden, bei dem die beiden Sphären 
letzten Endes eine unzertrennbare Einheit bilden, da nach dieser 
Auffassung nur auf einer bestimmten historischen Stufe der 
»Realfaktoren« ein bestimmter ideeller Komplex, aber zugleich 
auch umgekehrt, nur bei einem bestimmten Stande der »ideellen 
Faktoren«, ein »realer Zustand« werden kann. Der Zugang zu 
einer solchen historischen Anschauung wird verbaut durch eine 
Fundierung der Kultursoziologie durch eine Trieblehre und 
eine Geisteslehre »d es Menschen, die offenbar überzeitliche 
Bestimmungen des Menschen herausarbeitet und jede konkrete 
Situation nur als eine Komplexion solcher genereller Bestim- 
mungen aufzufassen imstande ist. Diese »generalisierende« Be- 
trachtungsweise wird auch dadurch nicht historistischer, daß 
man das Zusammenwirken dieser Ideal- und Realfaktoren nicht 
im Sinne einer zeitlichen Phasenordnung meint, sondern um ein 
Gesetz der prinzipiellen Ordnung ihrer Wirksamkeit bemüht ist. 
Ein »Gesetz« des möglichen dynamischen Werdens irgendwelcher 
Gewordenheiten in der Ordnung des zeithaften Wirkens (S. 8) 
ist, wenn auch noch so sorgfältig konzipiert, Ausfluß eines natur- 
wissenschaftlich-generalisierenden Denkens, wie denn auch diese 
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Soziologie innerlich völlig konsequent Regeln, Typen, Gesetze 
des sozialen Geschehens zu finden bestrebt ist (S. 5f.). 

An dieser Stelle muß zumindest der fundamentale Unter- 
schied zwischen den beiden Typen von Soziologie, die als Mög- 
lichkeit für einen jeden Denker heute vorliegen, verzeichnet 
werden. Die eine Richtung knüpft an die Traditionen der natur- 
wissenschaftlichen, gesetzesuchenden Gruppe der Wissenschaft 
an (der vorwiegend westlich orientierte Typus der Soziologie), 
der andere Typus an die Traditionen der Geschichtsphilo- 
sophie (z. B. Troeltsch, Alfred Weber). Ist für den ersteren 
Typus ein jedes historische Individuum nur eine Komplexion 
genereller, sich gleichbleibender Bestimmungen, und verzichtet 
diese Forschungsrichtung gerade deshalb auf jenen Rest im 
»Individuum«, der von diesen generellen, abstrakten Bestim- 
mungen aus nicht erfaßbar ist, so trachtet die andere Richtung 
gerade den umgekehrten Weg einzuschlagen. Für sie ist das 
historische Individuum (worunter selbstverständlich nicht nur 
eine Persönlichkeit, sondern eine jede einmalige historische Kon- 
stellation gerade in ihrer Einmaligkeit gemeint ist) das zu Er- 
fassende, das Ziel ihrer Forschung. Nicht durch eine Kombi- 
nation generell destillierter, sich gleichbleibender Merkmale will 
sie jenes Individuum bestimmt wissen, sondern sie ist der An- 
sicht, daß man den umgekehrten Weg einschlagen muß und in 
das Sinn- und Seelenzentrum eines Einmaligen unmittelbar, also 
icht auf Umwegen der generellen Bestimmungen, eindringen 
kann und muß, um von hier aus alle Merkmale und Faktoren in 
ihrer Besonderheit zu bestimmen: Wie etwa die Erfassung einer 
menschlichen Physiognomie nicht durch Kombination genereller 
Merkmale (Auge, Mund usw.) entsteht, sondern alles hierbei 
auf die unmittelbare Erfassung des einmaligen Ausdruckszentrums 
des Gesichtes aufgebaut ist und von diesem Ausdruckszentrum 
aus alles, Mund, Auge usw., einen besonderen Sinn erhält. (Wobei 
all das, was wir früher etwa generell über Mund, Auge usw. ab- 
strahiert und erfahren haben, bier zwar fundierend vorhanden 
ist, aber in der eigentlichen physiognomischen Erfahrung gar nicht 
vorkommt.) Es handelt sich hier also um die Ansicht, daß diese 
im alltäglichen Leben spontan angewendete Methode auch im 
wissenschaftlichen Erkennen ihre Funktion hat und unbewußt 
auch bisher stets angewendet wurde, und daß es nunmehr Zeit 
sei, die methodologische Eigenart dieser Erkenntnisart zu fixieren. 
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Es ist nämlich nicht wahr, daß dieses Ausdruckszentrum, die 
besondere Physiognomik einer Situation, die einmalige Ent- 
wicklungs- und Schicksalslinie einer Ereignisreihe nur intuitiv 
erfaßbar und nicht mitteilbar, nicht wissenschaftlich objektivier- 
bar sei. Alle solche Totalitätserfassungen sind zur kontroll- 
fähigen Evidenz zu bringen, und das gegenwärtige Neuaufgreifen 
der Möglichkeiten, die im geschichtsphilosophischen Denken 
liegen, sind u. E. aus diesem Bestreben zu erklären: man will 
eine Darstellungsform für das Einmalige eines geschichtlichen 
Werdens finden. Es wird versucht, in der Kultursoziologie das 
historisch Einmalige aus der einmaligen Konstellation ontisch 
stets anderswerdender Merkmale und Faktoren zu erfassen, aus 
Konstellationen, die selber auch Phasen eines einmaligen, in 
seiner sRichtung« erfaßbaren Werdeprozesses sind. 

Daß eine auf eine generalisierende Wesenslehre vom Men- 
schen aufgebaute Soziologie bereits heute äußerst problematisch 
ist, weil die generellen Wesenheiten sich stets als leer gegenüber 
den historisch konkreten Inhalten des Bewußtseins erweisen 
müssen, weshalb sie auch völlig sprunghaft voneinander ge- 
schieden sind, dessen scheint sich auch Scheler bewußt zu werden, 
da er einige Seiten später betont (S. 13), daß Geist nur in 
einer konkreten Vielheit von unendlich mannigfachen 
Gruppen und Kulturen existiert und von irgendeiner »Ein- 
heit der Menschennatur« als Voraussetzung der Historie und 
Soziologie zu reden unnütz sei. Das bedeutet aber, daß jede 
wesentliche Erwartung gegenüber jener Wesenslehre aufgegeben 
werden muß, da ja nunmehr ausgesagt wird, daß sie nur den 
sehr allgemeinen und formalen Rahmen der Gesetze der 
geistigen Akte herauszuarbeiten imstande ist. Dadurch rückt 
aber Scheler in die unmittelbare Nähe des Kantianismus und 
der formalen Philosophie überhaupt. 

Warum denn aber die ablehnende Geste gegenüber einer 
»Lehre von der Einheit der Menschennatur«, wenn er selbst 
vorher durch eine solche allgemeinste Wesenslehre vom Menschen 
die Soziologie fundieren wollte? Auch die zu erwartende Ant- 
wort, daß die überzeitliche Einheit (die in einer allgemeinen 
Trieb- und Geisteslehre herausgearbeitet werden soll) sich auf 
das Wesen »Mensch« beziehe, die Behauptung von der »kon- 
kreten Vielheit« aber sich auf die Tatsache »Mensch« be- 
ziehen soll, kann uns nicht befriedigen. Einem tatsächlich nur 
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in Vielheit gegebenen und werdenden Menschengeiste kann nur 
eindynamischesWesen: »Mensch« entsprechen und man 
kann u. E. nicht in der Tatsachenforschung historistisch, in der 
Wesenslehre aber nach alter Art statisch denken. Wenn aber 
an einer solchen formalen, auf das Ueberzeitliche gerichteten 
Wesenslehre vom menschlichen Geiste und den geistigen Akten 
dennoch festgehalten wird, bleibt doch immer die Problematik 
bestehen, wie man von hier aus zu den historischen Konkreti- 
sierungen gelangen will. Das Problematische im Generalisieren 
und Formalisieren im Stile eines statischen Denkens ist dadurch 
nicht behoben, daß sie in die Wesenssphäre geschoben werden. 
Generalisierung und Formalisierung sind u. E. ein zwar be- 
rechtigtes stechnizistisches« Denkverfahren und als solches auch 
in der Soziologie weitgehend nützlich, weil siezur Bewältigung und 
Beherrschung der Mannigfaltigkeit brauchbar sind. Für das 
konkrete Denken aber, für das Denken des Kon- 
kreten, können sie nur als Sprungbrett dienen. Ist Formali- 
sierung vom Konkreten aus gesehen nicht stets 
Verfälschung, da ja jede Form nur mit ihren konkreten (histo- 
rischen) Inhalten das ist, was sie ist, weil ja jede »Form« mit 
dem Wachstum dessen, dessen Form sie ist, zusammen sich 
verändert, mit dem \Wachsenden gleichzeitig wächst 1°)? Wo 
man skrupellos formalisieren zu können vermeint, dort schweben 
— gerade im Sinne der Schelerschen Scheidung — Vorbilder 
und Strukturverhältnisse aus der mechanisierten, toten, ding- 
haften Welt vor, und es wird die Eigenart des Lebendigen durch 
die so gewonnenen Schemata verdeckt. 

Hier ist also die erste wesentliche Spannung gegeben: einer- 
seits eine Ewigkeitslehre vom Menschen, andererseits das Bewußt- 
sein der und das Gewissen gegenüber der Einmaligkeit des 
Historischen, eine Spannung, die vielleicht das gegenwärtige 
Grunderlebnis (zumindest in der deutschen Tradition) ist. 

Die zweite wesentliche Achse der Schelerschen Lehre scheint 
uns das bereits angedeutete »Gesetz der Ordnung der Wirksam- 
keit der Real- und Idealfaktoren« zu sein. Es wird dieses Zu- 
sammenwirken der beiden Faktoren folgendermaßen bestimmt. 
Der Geist ist stets ein Determinationsfaktor, kein Realisations- 
faktor, d. h. er bestimmt aus sich heraus (aus seiner eigenen 
Struktur heraus) die Möglichkeiten dessen, was überhaupt geistig 


30) Vgl. Ausführlicheres darüber in meinem »Historismus«, S. 1o. 
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werden könnte; was sich aber verwirklicht, das hängt vom Stande, 
von der besonderen Kombination der Realfaktoren ab, die als 
solche eine selegierende Funktion gegenüber dem Mög- 
lichen haben. Haben die Realfaktoren gegenüber den Ideal- 
faktoren eine solche selegierende Macht, so ist umgekehrt die 
absolute Ohnmacht ‘der in einem Zeitpunkte gegebenen Ideal- 
und Realfaktoren gegenüber werdenden Realfaktoren an- 
zunehmen. Politische Machtverhältnisse, ökonomische Produk- 
tionsverhältnisse gehen ihren eigenen sgolem«haften Gang und 
folgen einer »ssinnblinden Entwicklungskausalität«e (S. 10). Der 
menschliche Geist kann sie höchstens hemmen und enthemmen, 
sie aber keineswegs verändern. 

Das Produktive an dieser Einsicht ist das Sehen der 
phänomenologischen und strukturellen Eigen- 
art des Geistigen — ein Moment, demgegenüber jeder ma- 
terialistische Monismus notwendigerweise blind sein muß. — 
Das Einseitige ist aber u. E. das Stehenbleiben bei der 
phänomenologischen Sphärendifferenz, das dazu führt, daß 
auch bei dem letzten synthetischen Versuch, das Zusammen- 
gehören zu klären, bei der Ursprungsfrage diese Sphären- 
differenz und die abstrakte Immanenz des »Geistigen« auf- 
rechterhalten bleibt. Um den Unterschied zwischen dem von 
Scheler und dem von uns vertretenen Standpunkt deutlicher zu 
machen, wollen wir zwei mögliche Konzeptionen 
des Verhältnisses des Gewordenen zum Mög- 
lichen, des Realen zum Geistigen aneinem Bei- 
spiele herauszuarbeiten versuchen. Für die eine Konzeption, 
der Scheler, wie wir sehen werden, näher steht, wäre als Beispiel 
die Theorie anzuführen, die eine dramatische Gestalt bei Lessing 
vertritt, wonach Raffael auch ohne Hände derselbe Künstler 
gewesen wäre, da es ja nicht auf die Hand und Gestaltung, son- 
dern auf die künstlerische Vision ankommt. Für eine solche, 
auf den Platonismus zurückgehende Theorie, in der die Ideen 
und Bilder in irgendeiner Weise als präexistent gesetzt sind, ist 
die Realisierung nur etwas Sekundäres. Sekundär bleibt sie 
auch in der etwas gemäßigteren Konzeption Schelers, in der, 
in offenbarer Anspielung auf dieses Beispiel, behauptet wird: 
»Raffael braucht einen Pinsel, seine Ideen und künstlerischen 
Träume schaffen ihn nicht. Er braucht politisch und sozial 
mächtige Auftraggeber, die ihre Ideale zu verherrlichen ihm 
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auftragen; sonst vermag er sein Genie nicht auszuwirken« (S. 10). 
Daß dies aber nicht in jenem wesentlicheren Sinne eines Ein- 
wirkens der Realfaktoren gemeint sei, bei dem auch der »Was- 
Gehalt« der Gebilde durch sie (die Realfaktoren) mitbestimmt 
sei, wird ausdrücklich betont. Dieser, dem Wesen nach, noch 
immer platonisierenden Konzeption gegenüber steht aber jene 
im modernen Lebensgefühl wurzelnde Auffassung, die z. B. u. a. 
in der Fiedlerschen Kunsttheorie ihre prägnanteste Ausgestaltung 
fand, nach der man in (etwas freier Interpretation) sich sowohl 
den schöpferischen Prozeß, als auch die Sinnkonstitution des 
Werkes nicht so vorstellen darf, als schwebten dem Künstler 
vor dem Schaffen Bilder, Ideen vor, die er dann gut oder schlecht 
nachbildet, sondern: im Formen, im Gestalten wird das Werk 
und dessen Idee, wie denn überhaupt jedes sreale Momente, 
jede bereits gezogene Linie, jeder Handgriff die nächsten deter- 
miniert, zugleich aber durch einen jeden neuen Strich neue, 
vorher ungeahnte Möglichkeiten geschaffen werden. Hierbei 
haben aber alle realen Momente, so z. B. die anthropomorphe 
Struktur der Hand und der Bewegungen, die Eigenart des zu 
gestaltenden Materials, die eigentümliche geistige und vitale 
Konstitution des Gestalters eine sinnkonstituierende Gewalt. 
Indem sie in das Gebilde eingehen, sind sie für die sinnlogische 
Immanenz des Werkes nicht irrelevant. Nicht nur deshalb 
muß der Künstler als Mensch und als dieser Mensch (der er 
eben ist) existieren, damit eine absolute Möglichkeit der 
ideellen Welt eben in Raum und Zeit Gestalt gewinne (reali- 
siert werde), sondern die Existenz und die bestimmte Existenz 
ist eine sconditio sine qua non« für den Sinn gehalt und 
die Idee, die selbst in und mit dem realen Werden wird. 
Dieses in vielem neuartige innere Verhältnis zu Werk und 
Wirklichkeit, diese in vielem neuartige Auffassung der Be- 
ziehung von Idee und Realität ist es, die auch mutatis 
mutandis in unserer Konzeption von der Relevanz der Real- 
faktoren sich auswirkt. 

Auch für uns ist Sein und Sinn phänomenologisch geschieden ; 
aber für die Totalitätserfassung, für die Bestimmung 
ihres Ursprungsverhältnisses, wobei ihr letztes Mit- und Für- 
einandersein in Frage steht — eine Fragestellung, die doch auch 
für Scheler eine berechtigte ist —, kann diese phänomenologische 
Doppelheit nicht als eine letzte hypostasiert werden. Im »Exi- 


Das Problem einer Soziologie des Wissens. 611 


stieren«, in jener letzten Einheit, in die die phänomenologischen 
Differenzen wieder zurückgenommen werden, erscheinen sie 
(Sein und Sinn) als hypostasierte Teilsphären, die letzten 
Endes »Ausstrahlungen« ein und desselben Lebens sind. Für 
die Philosophie, Geschichtsphilosophie, Soziologie (oder wie 
man sonst diese letzte Synthese nennen mag), die die Ge- 
bilde in ihrer abstrakten Immanenz transzendieren will, die 
diese Gebilde wieder in das Leben zurücknehmen und in 
ihrem einheitlichen Prozeß sehen will, wird die phänomeno- 
logische Dualität von neuem provisorisch. Man wende nicht 
ein, dies sei bereits eine metaphysische Schau, die den 
positiven Forscher nicht interessiere, denn dieser wolle sich 
damit begnügen, als Systematiker bei der phänomenologischen 
Differenz stehen zu bleiben und als Historiker die immanent- 
geistige Entwicklung in Form einer Ideengeschichte zu unter- 
suchen. Dieser Einwand stammt aus einer positivistischen 
Selbsttäuschung, die uns nicht sehen läßt, wie tief der Einzel- 
wissenschaftler — sobald er interpretiert, historische Ver- 
knüpfungen setzt, Tendenzen in der Geschichte feststellt oder 
Ideenbewegungen zu den »Realfaktoren« in Beziehung bringt, — 
in einer metaphysischen Ebene sich bewegt. Im Augenblick, wo 
man ein Gebilde aus dem Leben eines Künstlers, aus der Strö- 
mung der Zeit usw. verstehen will, vollzieht man unwillkürlich 
dieses Rückverankern der Gebilde in dem Lebensprozeß, man 
löst ja die Werke aus ihrer gebildehaften Immanenz heraus, 
nimmt sie in das Leben zurück und trachtet, jenes Existenz- 
zentrum zu erfassen, aus dem heraus eine Epoche gelebt und 
geschaffen hatte. 

Behaupten wir nach diesen Ueberlegungen, daß etwas Rich- 
tiges in der materialistischen Geschichtsauffassung liege, nach 
der das Sein, die Realität den Ideengehalt schafft, so reduziert 
sich ibr Irrtum auf ihre falsche Metaphysik, indem und sofern 
sie dieses Sein als Materie hypostasiert hatte. Richtig bleibt 
aber die Leugnung einer Konzeption des Ideellen als einer ab- 
soluten Immanenz, die entweder präexistent irgendwie da sei, 
oder irgendwie nur aus sich heraus sich sinnlogisch entfalte, oder 
für die die historische und sonstige Wirklichkeit nur Veranlassung 
zur Entfaltung sei. Dem Wesen nach wird dieser idealistische 
Dualismus aber auch dann nicht überwunden, wenn Scheler 
in die idealistische Konzeption die These von der »Ohnmacht 
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des Geistes« aufnimmt, eine These, die in dieser Gestalt in der 
Wandlung verankert ist, die das Lebensgefühl in der letzten 
Etappe der konservativen Strömungen erfahren hatte, ein Lebens- 
gefühl, das in Deutschland seit der sreal- und machtpolitischen« 
Epoche sich immer mehr von der ursprünglich humanistischen 
Einstellung entfernen und eine steigende Resignation gegenüber 
den neuaufkommenden historischen Realitäten, die nicht für 
dieses konservative Weltwollen arbeiteten, empfinden mußte. 
Auch hierbei ist es interessant zu beobachten, wie diese Real- 
faktoren gerade, weil sie für die aufsteigenden Klassen arbeiten, 
von diesen immer mehr als wesenhaft erlebt werden, während 
die konservative Kenntnisnahme von der Bedeutung dieser 
Faktoren nur bis zu ihrer resignierten Anerkennung als negativer 
Mächte fortschreiten kann. 

Mit einem Wort, bei einer nicht platonisierenden Auf- 
fassung wird die phänomenologische Differenz der Real- und 
Idealfaktoren beim Einsetzen der soziologischen Geschichts- 
konstruktion in die Werdeeinheit des Geschehens rückverankert 
und so wird jener Ursprungspunkt aufgesucht, wo etwas Reales 
sich in Geistiges umsetzt. Dieses »Sich-umsetzen« ist für 
eine bloß phänomenologische Betrachtung — wenn man unter 
dieser die Beschreibung des nur Vorfindlichen (unter Vernach- 
lässigung aller jener Momente, die die »Genesis« betreffen) ver- 
steht — nicht erfaßbar, denn von hier aus erscheint die Differenz 
zwischen sinnfremdem Sein und Sinn mit Recht als unüber- 
windbar. Nur weil wir, die wir verstehen, auch Menschen sind, 
und dieses »Existieren«, in dem sich Realfaktoren in Geistiges 
umsetzen können, an uns selbst erfahren, sind wir imstande, auf 
jenen Punkt zu rekurrieren, wo sich diese beiden Sphären be- 
berühren. Dabei ist aber für die Darstellung dieses »Sich- 
umsetzens« der Realfaktoren in Idealfaktoren wichtig zu be- 
achten, daß nicht alles, was man zunächst als einen »Realfaktor« 
hinzustellen geneigt wäre, im vollen Umfange sinnfremd, smateriell« 
ist. Man ist sehr oft geneigt, z. B. die ökonomische Sphäre, die 
geographischen Gegebenheiten als »Materiales« und »Naturales« 
zu fassen. Wir dürfen nicht vergessen, um auf das erstere Bei- 
spiel uns zu beschränken, daß nur der »Nahrungstrieb« wie der 
ganze biologische Untergrund des Lebens etwas Naturales ist, 
daß aber dieser Untergrund in der Geschichte nur insofern 
vorkommt, als er in geistige Beziehungen eingeht, also die 
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Gestalt einer wirtschaftlichen oder einer anderen geistigen Ord- 
nung annimmt bzw. für eine solche relevant wird. Man wird 
die Sachlage nicht mißverstehen. Wir wollen hier die funda- 
mentale Rolle der Triebe nicht leugnen, also nicht etwa behaupten, 
daß es ohne Nahrungstrieb eine Wirtschaft gäbe; aber, was con- 
ditio sine qua non ist, ist noch nicht ohne weiteres dem gleich- 
zusetzen, als dessen Vorbedingung es fungiert. Uns kommt 
es z. B. in diesem Falle darauf an, daß aus dem Nahrungstrieb 
allein niemals die verschiedenen Typen des Wirtschaftens zu 
gewinnen wären. Während der Nahrungstrieb im großen und 
ganzen stets sich gleichbleibend ist, sind die Systeme des Wirt- 
schaftens äußerst mannigfaltig; für die Geschichte sind aber 
eben diese Wirtschaftsformen allein von Belang und dieses für 
die Geschichte in Betracht kommende Plus bzw. jenes Plus, 
durch das gestaltet der Nahrungstrieb in der Geschichte über- 
haupt vorkommt, ist bereits »Geist«. Es genügt also nicht, zu 
sagen, daß es ohne Geist keine Wirtschaft gäbe, sondern: nur 
das geistige Element in der Wirtschaft mache aus dem bloßen 
Triebe und dessen Befriedigung Wirtschaft (vgl. hierzu S. 7 
bei Scheler). Schiebt man also das Naturale durch eine immer 
exakter werdende Distinktion noch tiefer herunter und zeigt 
man, wie z. B. die ökonomische Sphäre bereits geistig ist, dann 
kann man und muß man in diesem Sinne zwei Sphären des 
Geistigen, der Korrelation Unterbau — Ueberbau entsprechend, 
gegenüberstellen. Indem man in dieser Weise zwei Sphären des 
Geistigen gegenüberstellt, kann man dann fragen, welche Be- 
deutung im Totalprozeß die eine Sphäre für die andere hat, inwie- 
fern der Strukturwandel in der Unterbauschicht des Geistes den 
Strukturwandel der Ueberbausphäre des Geistes mitgestaltet. 
Freilich dann — wenn in dieser Weise die verschiedenen Sphären 
des Geistigen konfrontiert werden — sind wir der Ansicht, daß 
das im Unterbau vorkommende Geistige (wobei der Vorrang der 
»Produktionsverhältnisse« mitsamt den zu ihnen gehören- 
den. gesellschaftlichen Beziehungen betont werden 
soll) das im Ueberbau vorfindbare Geistige mitgestaltet. Denn 
es ist nicht zu vergessen, daß dieses in dem Unterbau vor- 
kommende Geistige schon deshalb etwas »Massiveres« bedeutet, 
weil gerade die in ihm sich konstituierenden Beziehungen 
jenen dauerhafteren Rahmen schaffen, in dem die Menschen 
kontinuierlich existieren, nämlich das, was man im allgemeinen 
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»Milieu« nennt. Und da das »Sich-umsetzen« (das geheimnis- 
vollste Geschehen im ganzen Geschichtsprozeß) sich im leben- 
digen Menschen vollzieht, sind jene Sinnbeziehungen, in denen 
dieser ständig und am intensivsten lebt, von prominenter . 
bildnerischer Bedeutung !). Im Ueberbau spielt sich also 
keineswegs unter dem unmittelbaren Druck des naturalen 
Untergrundes eine Selektion aus einer präexistenten geistigen 
Sphäre ab (so glauben wir Schelers Ansicht formulieren 
zu können) !2), sondern: das dumpf als bloß Naturales Ge- 
gebene setzt sich in jeweils verschiedene geistige Beziehungen 
des Unterbaus um und wirkt auf diesem Umwege — nach An- 
alogie der Fiedlerschen mitgestaltenden Kraft der realen Mo- 
mente — zunächst an der Gestaltung des existierenden Men- 
schen und dadurch an der Gestaltung der gesamtgeistigen 
Welt mit. 

Wogegen wir uns sträuben, ist also zunächst das Hinein- 
beziehen des Naturalen, als eines überzeitlich in sich selbst identi- 
schen Faktors in die Erklärung des Geschichtsprozesses. Aus 
einer solchen Auffassung könnten sich nur verschiedene Kom- 


11) Wir wollen schon hier darauf hinweisen, daß wir auf einer späteren 
Stufe der Betrachtung diesen allenfalls im weitesten Sinne gefaßten »Oekonomis- 
mus« von einem umfassenderen Horizonte des Historismus aus, als geschichts- 
philosophisch bedingt erachten werden, weil wir der Ansicht sind, daß das 
»Lebenszentrum« in verschiedenen Epochen sich in verschiedene Gebiete ver- 
schiebt und eine jede Epoche von dort aus den Geschehenszusammenhang am 
klarsten erfaßt, wo sie selbst am intensivsten verankert ist. Halten wir also den 
im Marxismus dominierenden Oekonomismus für historisch bedingt, so glauben 
wir dennoch, seine Stärke darin erblicken zu können, daß er den Totalprozeß 
an einem Faktor zu orientieren versucht, der ein jedes gesellschaftliche Sein 
primär geistig organisiert und gerade deshalb äußerst geeignet ist, die Struktur 
und den Aufbau der verschiedenen Epochen zu charakterisieren. 

12) Wenn wir hier Scheler als einen Repräsentanten der Lehre von der 
Präexistenz der Ideen ansprechen, so sei damit nichts über seine Metaphysik 
ausgesagt und noch weniger diese »Präexistenz«+ im zeitlichen Sinne gemeint, als 
lehrte er ein zeitliches Präexistieren der Ideen vor der Geschichte. Dieser Teil 
seiner Lehre muß uns hier, wo es sich nur um das Verhältnis der »Real- und 
Idealfaktoren« in der Geschichte handelt, nicht beschäftigen. 

»Präexistenz« soll hier und im folgenden nur anzeigen, daß Scheler stets 
von einer sinnlogischen Immanenz« der ideellen Sphäre spricht, 
also von einem Vorgegebensein und Abgelöstsein der ideellen Zusammenhänge 
von den »Realfaktoren«, welch letztere bei ihm keineswegs eine in den »Was- 
gehalte der geistigen Gehalte hineinragende mitschöpferische Rolle spielen, 
sondern nur von selegierender Bedeutung sein können. Eine völlige 
Parallele zwischen seinem und unserem Standpunkt ist schon deshalb nicht durch- 
führbar: weil bei uns die Grenze zwischen »Geist« und »Naturalems+ anderswo 
verläuft als bei Scheler. 
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binationen sonst sich gleichbleibender Momente ergeben. In der 
Tat spricht Scheler von einem »Wandel der Triebstrukturen«, 
und wir können uns darunter nur proportionale Verschiebungen, 
also bloß quantitative Differenzen vorstellen, indem in einem 
auch von ihm angedeuteten Sinne einmal der Machttrieb, das 
andere Mal der Blutsfaktor usw. vorwiegt. Zu einem dynamischen 
Erklärungsfaktor für die Geschichte können aber u. E. diese 
naturalen Momente nur werden, wenn man auch diese Faktoren 
als im Laufe der Geschichte sich qualitativ verändernd zu er- 
fassen imstande ist. Dies aber gelingt dadurch, daß man auf 
die Tatsache hinweist, daß auch das »Naturale« auf den ver 
schiedenen Stufen seines geistigen Durchformtseins stets in einer 
anderen Gestalt in der Geschichte Relevanz gewinnt ’?). Wann 
und in welcher Gestalt z. B. der sogenannte »Machttrieb« sich 
entfalten kann und ob er sich überhaupt entfaltet, hängt auch 
von den geistigen Gesamtkonstellationen ab, in die die jeweiligen 
Generationen hineinwachsen. Auch hier gibt es also keinen 
ewig identischen »Machttrieb«, als solchen, der nur mehr oder 
minder verdrängt ist, sondern das alle die besonderen Differenzen 
verwischende Wort »Machttrieb« faßt hier die verschiedensten 
geistig durchformten, auf verschiedene Gegenstandsgebiete ge- 
richteten, von Subjekten verschieden erlebten »Willensintentionen« 
in eine undifferenzierte Einheit zusammen. 

Wogegen wir uns ferner sträuben ist das Setzen einer gei- 
stigen Welt, die ihre immanente Sinnlogik in sich enthält und 
für die die geschichtliche Welt mit ihren »Realfaktoren« nur 
von selegierender Bedeutung sein soll. 

Auch die Auffassung des Verhältnisses des Möglichen zum 
Werdenden gestaltet sich für uns anders als für Scheler. Auch 
für uns gibt es in einem jeden Augenblick ein Gewordenes mit 
einem zu ihm gehörigen Möglichkeitshorizont, aber dieser Hori- 
zont der Möglichkeiten ist nicht das abstrakt überhaupt Mög- 
liche, auch nicht das für einen Kulturkreis überhaupt Mögliche, 
sondern nur das in einer besonderen Situation und Konstellation 


183) So ist auch die geographische, z. B. die insulare Lage eines Landes kein 
eindeutiger Faktor, sie hat eine jeweils verschiedene sinnbestimmende Relevanz, 
je nachdem sie in einer Frühepoche der Entwicklung oder auf den verschiedenen 
Stufen der kapitalistischen Entwicklung als Faktor in Betracht gezogen wird. 
Derselbe naturale Faktor erhält auch hier in verschiedenen geistigen Gesamt- 
situationen eine jeweils verschiedene Funktion und dadurch einen stets ver- 
schiedenen Sinn für den geistigen Gesamtprozeß, 
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Mögliche, als solches aber nur Ansatzpunkt zum weiteren Werden, 
zu dem aber immer das schöpferisch Neue des Augenblickes 
wie auch der Situation hinzukommt. Für unser Weltempfinden 
ist auch dementsprechend nicht das abstrakt Mögliche das 
Höhere, sondern das jeweils Gewordene und Werdende das 
Wertbetonte. Nicht wie dort eine immer unzulängliche Aus- 
wahl aus einem Reiche der Fülle ist das Daseiende, sondern 
eine Konkretisierung und schöpferische Gestaltung aus historisch 
einmaligen Konstellationen heraus. | 


Nur wenn man das Gewordene ex -post ?$) (nicht vom 
schöpferischen Zentrum des Werdeprozesses aus, nicht im statu 
nascendi) erfaßt, nimmt es die Struktur eines immanenten, 
ausschließlich auf sich beruhenden Sinnzusammenhanges an. 
Nur wenn man sich auf das Gewordene, auf die Gebilde in ihrem 
Abgelöstsein vom Werdeprozeß konzentriert und ihre Funktio- 
nalitätsbezüge zum Geschehniszusammenhang (gleichsam die 
existentiellen Wurzeln) abschneidet, kann man den Eindruck 
gewinnen, als hätte sich hier etwas Präexistentes, völlig in sich 
Beruhendes realisiert. Da es aber gerade die hauptsächliche 
Aufgabe einer Kultursoziologie ist, die Funktionalitätsbezüge 
des Gewordenen zum gewesenen Werdeprozeß zu rekonstruieren, 
die Genesis (der gegenüber sich die moderne Philosophie so 
gereizt verhält) herauszustellen, ist es u. E. für die Kultur- 
soziologie gefährlich, mit der Voraussetzung einer Präexistenz der 


14) Hier an dieser Stelle muß auf ein Moment hingewiesen werden, das 
unseres Wissens niemals beachtet wird, nämlich auf die Tatsache, daß das hinter 
dem Denken und Erkennen der Geschichte stehende Subjekt existentiell ver- 
schiedene »Standorte« einnehmen kann. Es ist (wie oben angedeutet) etwas 
anderes, ob man die geistigen Gebilde in ihrem Gewordensein gleichsam rück- 
wärtsschauend erfaßt und von da aus das geschichtliche Werden konstruiert, 
oder es vom nacherlebbaren Orte der schöpferischen Gestaltung (status nascendi) 
bestimmt sein lassen will. Eine jede Strukturanalyse wird und muß in dieser 
rückwärtsschauenden Einstellung vorgenommen werden, weil nur von hier 
aus Strukturen überhaupt sichtbar werden. Es ist aber unseres Erachtens 
ein Fehler, wenn man bei einer Metaphysik des Werdens (denn darum 
handelt es sich ja bei solchen Ausführungen) denselben Standort des Rück- 
blickes einnimmt und aus dem Gewordensein den Aufbau des Werdens zu re- 
konstruieren versucht. (Diese »Standortsdifferenzs des hinter dem Denken 
stehenden erlebenden Subjektes ergibt Probleme, die mit der Standortsproble- 
matik des Historismus nicht zu verwechseln sind. Hier sei nur darauf hingewiesen, 
daß die Theorie und Weltanschauung des Historismus je nachdem eine konser- 
vative oder eine progressive Prägung bekommt, ob man vom Gewordenen aus 
oder vom status nascendi aus die Geschichte konstruiert, die Eigenart des 
Geschichtlichen zu charakterisieren versucht.) 
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Ideenwelt, wenn auch nur im Sinne der zeitlosen Sinngenesis, 
an ihre Probleme heranzugehen. Eine immanente Sinnlogik ist 
also u. E. nur für die rückwärtsblickende Schau des Struktur- 
analytikers vorhanden: die Gebilde fügen sich, einmal geworden, 
in ein sinnvolles, strukturiertes Gefüge ein, wobei natürlich 
betont werden soll, daß die so zu gewinnenden und ablesbaren 
Strukturformen der Gewordenheiten herauszuarbeiten eine der 
wichtigsten Aufgaben ist. 

Wir verweilten bei dem Problem des Verhältnisses des 
Unterbaues zum Ueberbau bei Scheler ausführlicher und zeich- 
neten unsere entgegengesetzte Position in extenso, um zu zeigen, 
wie die scheinbar völlig formalen Voraussetzungen der For- 
schungsarbeit mit dem dahinter stehenden weltanschaulichen 
und sozialen Standorte zusammenhängen, um auch in Einzel- 
heiten aufweisen zu können, wie der Erkenntnisprozeß auch in 
diesem Gebiete nicht Fragestellungen in präexistenter Form 
allmählich verwirklicht, wie vielmehr von verschiedenen, in dem- 
selben »Lebensraum« werdenden Erlebniszentren aus dieselbe 
»Problematik« verarbeitet werden kann. Mit dem zentralen 
Punkte, der Auffassung des Verhältnisses von Idealem und 
Realem hängt innerlich all das Uebrige zusammen, wodurch das 
statische Sehen vom dynamischen unterschieden ist. Ist für 
Scheler das wesenhafte Letzte irgendwie präexistent, als über 
dem Geschichtsprozeß schwebend, gegeben, so kann in seinem 
Gedankengange letzten Endes der Geschichtsprozeß, in dem 
nach ihm die statischen, schwebenden Wesenheiten sich nicht 
konstituieren, sondern nur realisieren, eigentlich niemals wirklich 
wesentlich werden. Durch diesen schroffen Dualismus kann auch 
keine wirkliche Geschichtsphilosophie entstehen, und es ist wohl 
nirgends klarer als hier zu sehen, wie auch methodologische 
Entscheidungen mit metaphysischen und im »Lebensgefühl« ver- 
ankerten Stellungnahmen verbunden sind. Denn nunmehr können 
wir verstehen, warum Scheler in der Soziologie, die heute vor 
der Entscheidung steht, ob sie generalisierend verfahren oder 
aus den geschichtsphilosophischen Traditionen sich erneuern will, 
sich für den generalisierenden Typus entscheidet. Allerdings ist 
bei ihm die Sache so einfach nicht. Die Spannung entsteht ja bei 
ihm — wie erwähnt — dadurch, daß er in die Konzeption der 
ewigen Werte das Dynamisch-Standortsgebundene doch aufneh- 
men und in ihr verarbeiten will. Sowohl für den Umfang der 
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Absicht als für das unerlöste Nebeneinanderstehen der statischen 
und dynamischen Elemente ist wohl der folgende Satz bezeich- 
nend: Scheler will ».... das der Wesensidee des Menschen ent- 
sprechende absolute Ideen- und Wertreich ganz gewaltig viel 
höher über alle faktischen bisherigen Wertsysteme der Geschichte 
gleichsam aufhängen; daß wir zum Beispiel alleGüterordnungen, 
Zweckordnungen, Normordnungen der menschlichen Ge- 
sellschaft in Ethik, Religion, Recht, Kunst als schlecht- 
hin relativ und historisch wie soziologisch je standpunktlich 
bedingt preisgeben, nichts bewahrend als die Idee des ewigen 
Logos, indessen überschwengliche Geheimnisse in Form einer 
hierzu wesensnotwendigen Geschichte einzudringen nicht 
einer Nation, nicht eine m Kulturkreise, eine m oder allen 
bisherigen Kulturzeitaltern zukommt, sondern nur allen zu- 
sammen (mit Einschluß der zukünftigen) in je solidarischer, 
zeitlicher wie räumlicher Kooperation unersetzlicher, weil indi- 
vidualer einmaliger Kultursubjekte« (S. 14). 

In den Spannungen, die dieser Satz enthält, ist der ganze 
innere Kampf der Schelerschen Ewigkeitsposition mit dem gegen- 
wärtigen historistischen Bewußtsein gegeben, wobei gerade darin 
das für uns Wichtige zur Geltung kommt, daß Scheler nicht nur 
die Inhalte, sondern auch fremde systematische Standorte in 
den eigenen zu verarbeiten bestrebt ist. Für den Historisten 
existieren Wesenheiten nicht abgetrennt vom Geschichtsprozeß, 
sondern entstehen und verwirklichen sich in ihm und sind allein 
von ihm aus erfaßbar. Durch eine innere existentielle Verbunden- 
heit, die das Leben in der Geschichte bedeutet, hat der Mensch 
zu den die Geschichte schaffenden und die Epochen leitenden 
Wesenheiten einen Zugang. Die Geschichte ist der Weg, aber 
auch der einzige dem Historisten gegebene Weg und Zugang zu 
den Wesenheiten, die in ihr werden. Bei Scheler tritt jener 
»Sprung«, der zwischen »Zeitlichem« und »Ewigem« klafft, 
auch hier in den Vordergrund. Die wirklichen Wesenheiten sind 
übergeschichtlich, deshalb kann die Geschichte für ihre Erkenn- 
barkeit — trotz der gegenteiligen Behauptung Schelers — letzten 
Endes nur irrelevant sein bzw. ist die Relevanz, die vom Scheler- 
schen Standpunkt ihr zugeschrieben werden kann, nur eine 
ziemlich mäßige. 

Wie ein Flammenmeer umlodert die Geschichte die ewigen 
in sich beruhenden Wesenheiten, hier gibt es nur Ebbe und Flut 
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der Flammen, ein Näher und Fernersein zu den Wesenheiten, 
und die Geschichte ist ein in seiner Schicksalslinie unerfaßbarer 
Rhythmus, in dem gewisse Zeitalter den \Wesenheiten näher- 
kommen, andere wieder ferner bleiben. Dies ist etwa das Sinn- 
bild, in dessen Zeichen der Ewigkeitsdenker das Verhältnis von 
Geschichte und Wahrheit sieht. Die aus dem gegenwärtigen 
romantischen Bewußtsein konstruierenden Schwärmer des Mittel- 
alters setzen die Flut, die größte Wesensnähe gerade in dieses 
Mittelalter, und auch hier in verschiedene Epochen, je nachdem 
aus welchen Gehalten heraus sie selber erleben. Scheler hat 
diesen Standpunkt insofern inhaltlich durchbrochen, als 
er in dem Missionsgedanken !°) einer jeden Epoche und ganz 
besonders einem jeden Kulturkreis das Nähersein zu jeweils - 
verschiedenen Wesenheiten zuspricht. Durch diese Auffassung 
ist aber die ursprüngliche statische Konzeption der Wesenheiten 
nicht durchbrochen; die ewigen Wesenheiten bleiben auch 
hier dem Leben und dem Werden der Geschichte gegenüber 
fremd und unwandelbar, sie werden nur gewissermaßen geistig 
sterritorialisiert«. Gewisse Gruppen der Wesenheiten erweisen sich 
für diese, andere wieder für jene Kultureinheiten zugänglich. Die 
Synthese aber besteht gleichsam in der Addition der sichtbar 
gewordenen Wesensgehalte. Dies ist eine Metaphysik des Sprun- 
ges, gegen die sich unser ganzes Lebensgefühl von Grund aus 
sträubt. Ein »Sprung« ist nämlich in dieser Theorie zweimal 
vorhanden. Es werden alle konkreten Normordnungen auch 
von Scheler als historisch und soziologisch determiniert charak- 
terisiert, und auch der jeweilige Mensch wird als in der Geschichte 
stehend aufgefaßt, aber all dies nur insofern, als es sich nicht 
um die Erfassung jener Wesenheiten handelt, deren adäquate 
Realisierung die Mission des Menschen ist. Sobald es sich um 
diese handelt, wird der historische Mensch plötzlich zu einem 
Ueberwinder der Zeitlichkeit und hat eine übermenschliche 

15) Auch diesbezüglich ist eine wesentliche Differenz des progressiven und 
konservativen Denkens zu beobachten. Strebt der konservative Denker zur 
Totalkonzeption der Menschheit, so führt dies stets zu einem Kosmopoli- 
tismus, unter dem wir hier gerade jene nationalgeistig differenzierte Koopera- 
tion der Vielheit der Nationen und Kulturkreise verstehen wollen, die auch 
durch Scheler vertreten wird. Das progressive Denken führt zumeist zu einem 
iInternationalismus, wo das Zusammenwachsen der Menschheit zu 
einem einheitlichen Missionsgedanken vorausgesetzt wird; dort das Wollen der 
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Fähigkeit, alle historischen Gebundenheiten abzuschütteln. Hier 
ist der erste »Sprung« in der Schelerschen Theorie. Wie stellt 
aber — so muß man sich weiter fragen — der die Geschichts- 
synthese vollziehende Synthetiker fest, welche von den ver- 
schiedenen Kulturkreisen erfaßten Wesenheiten wirkliche Wesen- 
heiten waren, wie findet man Kriterien dafür, gegenüber welchen 
Wesenheiten die verschiedenen Zeitalter berufen, missionsreif 
waren? Will man diese Rollenverteilung wirklich vollziehen, so 
muß man nicht nur den uns zugeordneten Wesenheiten gegenüber 
shellsichtig« sein, sondern einfach allen, zumindest bisher sichtbar 
gewordenen Wesenheiten gegenüber die zur Auswahl befähigende 
überhistorische, übermenschliche Hellsichtigkeit besitzen. Damit 
ist aber das Ueberspringen, die Transzendierung des Zeitlichen 
in der Wesensschau des Synthetikers in einem doppelten Sinne 
erfordert: bei der Erfassung der seinem Kulturkreise zugeordneten 
Wesenheiten zum erstenmal und zum zweitenmal bei der histori- 
schen Interpretation der Vergangenheit, in deren Gehalt er das 
Echte vom Unechten, das wahre Wesen vom Schein zu sondern 
befähigt sein muß. Dies bedeutet aber die Voraussetzung der 
absoluten Wesensschau — zumindest den bisher sichtbar ge- 
wordenen Wesenheiten gegenüber — in einem jeden historischen 
Augenblick oder die Hypostasierung zumindest des gegenwärtigen 
Augenblicks. Damit wird aber der Missionsgedanke, der wenig- 
stens einen Ansatzpunkt für eine Geschichtsphilosophie bedeutet 
hätte, von neuem rückgängig gemacht, der GeschichtsprozeB 
einer Relativierung preisgegeben, das ganze Schwergewicht der 
Bedeutsamkeit auf den zweiten »Sprung« aufgespart. Scheler 
versucht das Historistische in sein Ewigkeitsdenken hinein- 
zuarbeiten, nimmt das perspektivische Sehen (an einer anderen 
Stelle seiner Ausführungen) in sein Weltbild auf. Die statische 
Ewigkeitskonzeption und der hineingearbeitete fremde Standert 
des Historismus klaffen aber auseinander. 

Aus einem solchen metaphysischen Welterleben heraus wird 
aber die Soziologie des Wissens und aller sonstiger Kulturgebiete 
eine völlig sekundäre Angelegenheit. Die Aufgabe einer Sozio- 
logie des Denkens — die sich unseres Erachtens gerade um das 
Werden der in der Geschichte entstehenden Standorte zu kon- 
zentrieren hat (da sich ja an ihnen die Schicksalslinie des Geistes 
und des Gesamtwerdens verfolgen läßt) — taucht gar nicht auf. 

Noch ein Bedenken steht der Schelerschen Wesenssynthese 
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entgegen. Scheler vergißt, daß eine Wesensrezeption, ein jedes 
Verstehen der geistigen Gehalte, also auch die Wesensschau fremder 
Epochen nur perspektivisch möglich ist. Sowohl das, was uns 
von den Gehalten in den Wesensschauungen fremder Epochen 
zugänglich wird, als auch das, wie sie uns zugänglich werden, 
ist vom eigenen Standorte bestimmt. Ein jedes »Bedeutungs- 
elemente (wenn man von einem solchen in seiner Isoliertheit 
überhaupt sprechen kann) ist determiniert von dem Bedeutungs- 
zusammenhang und letzten Endes von jenem Lebenszusammen- 
hang, in dem es verankert ist (eine Einsicht, die wir dem Historis- 
mus verdanken); ein jedes Verstehen besteht also darin, daß 
wir das fremde Bedeutungselement in unseren Bedeutungs- 
zusammenhang einordnen, eine jede dort vorhandene Funktionali- 
tät rückgängig machen, um die Bedeutungen in unseren Lebens- 
zusammenhang hineinzubeziehen und in unserem Systemzusam- 
menhang zu verarbeiten. Dies gilt nicht nur für die Erfahrbar- 
keit der Tatsachen, sondern auch für die der Wesenheiten ver- 
gangener Epochen. Es beherrscht uns noch immer ein techni- 
zistisches Denken, wenn wir uns vorstellen, wir könnten geistige 
Gehalte (Sinngebilde) innerlich zu einer Totalität vereinigen, 
indem wir sie gleichsam stückweise nebeneinander stellen und 
addieren. Von der Richtigkeit dieser Behauptung Scheler zu 
überzeugen, muß wohl keine Schwierigkeit haben, da er ja 
selber mehrere Wissensformen und mehrere Bewegungsformen 
des Wissens unterscheidet (S. 23). Nur wenn Wesenswissen 
technizistisches, kumulatives Wissen (wie Scheler es nennt) wäre, 
wäre eine solche Addierung möglich. Scheler selbst rechnet 
Wesenswissen zu den an Kultursubjekte gebundenen Erkennt- 
nissen; ist dies aber der Fall, so ist unseres Erachtens allein ein 
perspektivisches Erfassen vergangener Wesenheiten möglich, ein 
Erfassen, das sowohl durch unseren historisch-existentiell deter- 
minierten Standort wie durch unsere Systematisierungsaxiomatik 
bedingt ist. Wir haben anderen Ortes 16) bereits darauf hin- 
gewiesen, daß der grundlegende Unterschied zwischen der natur- 
wissenschaftlich-technizistischen Rationalisierung einerseits und 
dem philosophischen Wissen andererseits, aber auch der Unter- 
schied ihrer historischen Bewegungsformen radikal erst erfaßt 
wird, wenn man auf das ihnen zugrunde liegende system- 
bildende Strukturprinzip zurückgeht. Technizistisch- 


16) »Historismus« S. 39 Anm. 
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naturwissenschaftliches Denken unterscheidet sich vom philo- 
sophischen Denken, wie wir dies zu zeigen versucht haben, da- 
durch, daß während der erstere Denktypus im Laufe der Ge- 
schichte ein System, ein und dasselbe System, ausbaut, 
das andere Denken von immer neuen Systemati- 
sierungszentren und Axiomatiken a u s das vorhandene 
Material, den immer wachsenden Reichtum der historischen Welt 
zu bewältigen versucht. Gerade weil im naturwissenschaftlichen 
Denken ein System, dasselbe System im Laufe der Zeiten aus- 
gebaut wird, gibt es hier das Phänomen des Bedeutungswandels 
nicht, und es ist die Möglichkeit gegeben, den Denkprozeß als 
ein Fortschreiten auf eine, in einer einzigen Weise allein formu- 
lierbare Richtigkeit hin darzustellen. Es gibt in der Physik nicht 
mehrere »Kraftbegriffe« und sofern es solche historisch gab, sind 
sie als Vorstufen zur Findung der aus der ursprünglichen Syste- 
matisierungsintention vorgeschriebenen einzig richtigen Kon- 
zeption des »Kraftbegriffes« zu betrachten. Demgegenüber gibt 
es in der Philosophie, aber auch in den mit ihr stets eng ver- 
bundenen historischen Geisteswissenschaften (so auch in der 
Kultursoziologie), das Phänomen des wesensnotwendigen B e- 
deutungswandels. Ein jeder Begriff verändert hier im 
Laufe der Zeiten unvermeidlich seine Bedeutung, und zwar 
gerade dadurch, daß er in verschiedene Systematisierungs- 
zusammenhänge, in stets neue Systeme mit neuen Systemati- 
sierungszentren eingeht. (Man denke z. B. an den Bedeutungs- 
wandel des Begriffes »Idee«; seine jeweiligen Bedeutungen sind 
allein verständlich, wenn man stets auf jene Systemtotalitäten 
zurückgreift, in denen er gesetzt wurde.) Verfolgt man hier die 
historische Bewegungsform, das gegenseitige Verhältnis der sich 
stets ablösenden Systeme wie auch das gegenseitige Verhältnis 
der in ihnen enthaltenen, sich stufenweise ablösenden Begriffs- 
bedeutungen, so kann man zwar kein »Fortschreiten« auf ein 
einziges System, auf eine einzig richtige Begriffsbedeutung hin, 
aber allenfalls das Phänomen des »Aufhebens« beobachten. Dieses 
»Aufheben« aber besteht darin, daß hier ein jedes spätere bzw. 
höher gelagerte System die früheren Ordnungen und Zusammen- 
hänge, aber auch die einzelnen in diesen Zusammenhängen sich 
konstituierenden Begriffe in sich aufnimmt. Es nimmt sie aber ın 
der Weise in sich auf, daß dabei die in den Begriffen sich nieder- 
schlagende frühere Systematisierungsintention vernichtet wird, 
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zugleich aber die bereits früher erfaßten »Elemente« aus diesem 
neuen, höher gelagerten und umfassenderen Systematisierungs- 
zentrum aus neu verarbeitet, d. h. aufgehoben werden. Nur 
durch einen Rückgang auf diese letzte systematisierende Diffe- 
renz ist die Vermeidung eines Ineinanderschiebens der beiden 
Denktypen möglich, und nur wenn man auf diese radikale 
Differenz achtet, wird man eine Kultursynthese nicht als eine 
unperspektivische Addition der sichtbargewordenen Gehalte, son- 
dern als einen stets sich erneuernden Versuch der Bewältigung 
der vorhandenen Wesenheiten in einem neuen System konzipieren. 
Dies ist auch der Grund, warum wir in unserer Analyse die Syste- 
matisierungszentren dermaßen in den Vordergrund geschoben 
haben. Der in der Historie auffindbare Denkprozeß weist 
innerhalb der Metaphysik (aber auch in den mit ihr zusammen- 
hängenden Geisteswissenschaften) eine Bewegungsform auf, wie 
wir sie soeben im Gegensatz zur naturwissenschaftlichen Er- 
kenntnis geschildert haben; wir haben sie schon früher als die 
sdialektische« bezeichnet und Scheler schlägt nunmehr vor, sie als 
»Kulturwachstum durch Verflechtung und Aufnahme der vorhan- 
denen Geistesstruktur in eine neue Struktur« zu benennen (S. 24). 
Das Wesentliche (über jede Benennung hinaus) besteht darin, daß 
in dieser Sphäre der Mensch immer von neuen Zen- 
tren aus denkt, und wenn er auch die früheren Begriffe 
immer wieder (im Hegelschen Sinne des Wortes) in das neue 
System saufhebt«, so weisen diese Begriffe einen Bedeutungs- 
wandelauf, wodurcheineadditive Synthese 
der bisher in verschiedenen Systemen beheimateten Begriffe u n- 
möglich wird. Gibtmaneinmalzu, daß meta- 
physisches Wissen kulturkreishaft seins- 
verbundenes Wissen ist, sokann man nur 
eindynamisches Systemin dieser Denksphäre 
voraussetzen und nicht ein einmaliges System 
der überschwebenden Wahrheiten annehmen, 
denn sonst bewegt sich unser Denken in einem 
anderen Strukturzusammenhang als der,in 
welchen das zu Erreichende selbst gesetztist. 
(Vgl. zu dieser Auseinandersetzung Scheler S. 23 f., 72 ff., meinen 
»Historismus« S. 41 f.) Ist aber dies zugegeben, dann ist nur 
noch der Perspektivismus möglich, wonach mit den verschiedenen 
Epochen zusammen die zu ihnen gehörenden Wesenheiten werden, 
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die als solche ein Ansichsein haben, für den Geschichtsbetrachter 
aber stets nur perspektivisch erfaßbar sind — von Standorten 
aus, die selbst wieder im GeschichtsprozeßB zustandekommen. 
Dieser Perspektivismus hebt sich aber durch- 
aus nicht selbst auf — und dies sei gegenüber der von 
Scheler u.a. auch gegen unseren Standpunkt geführten Polemik 
eingewendet (S. 115 ff.) —, weil sowohl die Epochen wie die 
mit ihnen entstandenen Wesenheiten, zumindest unserer Ansicht 
nach, unabhängig von ihrem späteren Erkanntsein ein Ansich- 
sein besitzen. Gerade in unserem von Scheler zitierten Satze: 
»Der historische Gegenstand (der geschicht- 
licheGehaltetwaeinerEpoche)istinseinem 
Ansichsein identisch, es gehört aber zum Wesen 
seiner Erfahrbarkeit, daß er nur von verschiedenen historisch- 
geistigen Standorten gleichsam in Aspekten erfaßbar iste (Histo- 
rismus S. 26), zeigt der erste von uns nunmehr gesperrt gedruckte 
Teil des Satzes wohl zur Genüge, daß wir nicht bestrebt sind, 
mit dem Perspektivismus das historische Ansichsein der Gehalte 
zu verflüchtigen, worin Scheler mit Recht eine Selbstauflösung 
des Historismus sehen könnte. Das Wesen und das faktische 
Sein des Griechentums z. B. löst sich nicht in die über sie in 
historischen Werken möglich gewordenen Perspektiven auf. Denn 
sowohl das faktische Sein, wie das Wesen einer Geschichtsepoche 
ist in der Tat wie ein »Ding an sich« »gegeben«, welches die ver- 
schiedenen Interpretationen gleichsam umkreisen. Daß wir dieses 
Ansichsein setzen, ist dadurch gerechtfertigt, daß, wenn wir 
auch in keiner Perspektive dieses Ansichsein erfassen können, 
es doch gegeben ist als eine kontrollfähige Instanz gegenüber 
willkürlichen Aussagen. 

Die Landschaft als Landschaft — dies ist das Bei- 
spiel, an dem der Perspektivismus am klarsten exemplifizierbar 
ist — kann sich für ein menschliches Bewußtsein nur perspek- 
tivisch konstituieren, und dennoch löst sich die Landschaft nicht 
in die verschiedenen von ihr möglichen Bilder auf, weil ein jedes 
dieser Bilder sich an etwas orientiert (weshalb nicht ein jedes 
willkürliche Bild möglich ist), und weil die eine Perspektive, 
sofern sie richtig ist, auch von den anderen aus kontrollierbar ist. 
Hat man aber dies zugegeben, so ist die Geschichte nur aus der 
Geschichte selbst sichtbar, nicht aber durch einen »Sprunge 
»aus« der Geschichte, mit dem man sich plötzlich auf einen außer- 
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halb der Geschichte gesetzten statischen Standpunkt willkürlich 
begibt. Der zunächst relativistische Typus des Historismus er- 
reicht den Absolutheitspunkt allein dadurch, daß die vollendete 
Gestalt dieser Lehre das Absolute in die Geschichte selbst ver- 
legt, dieses Absolute in der Geschichte werden läßt, wodurch allein 
die einzelnen Standorte, die zunächst als willkürliche erschienen, 
als Teile und Funktionen eines sinnvollen Gesamtprozesses, einer 
werdenden Totalität eingegliedert werden können. 

Sieht man in der Tat auf einen, zu einem relativen Abschluß 
geratenen Abschnitt in der Geschichte zurück (etwa auf die 
Epoche des werdenden Kapitalismus bis zu seiner Entfaltung), 
so ist das Sinnziel des Gesamtprozesses erfaßbar, und alle sozial- 
wissenschaftlichen und sonstigen theoretischen Standpunkte der 
vergangenen Epoche sind in ihrer Funktionalität innerhalb dieser 
Werdeeinheit interpretierbar und von hier aus verstehbar. Bei 
ihrem Auftreten gab sich eine jede Theorie für eine absolute 
aus. Für uns ist bereits ihr relativer Wahrheitsgehalt und ihre 
Partialität erfaßbar. Die vergangenen fruchtbaren Theorien er- 
scheinen uns aber auch nachträglich dadurch gerechtfertigt, daß sie 
als Probleme und Bestandteile eines umfassenderen Systems, von 
dem aus wir heute denken, weiterleben können. Sie sind zugleich 
relativiert, weil sie nunmehr n ur als Teile eines umfassenderen 
Systems bestehen können. Die Schwierigkeiten, die einer histo- 
ristischen Auffassung entgegenstehen — und daß es auch solche 
gibt, wollen wir ausdrücklich betonen —, erwachsen aber gerade 
an dieser Stelle des Gedankenganges. Behaupteten wir, daß für 
eine abgeschlossene Epoche das Sinnziel ihres Gesamtwerdens 
(auf das hin die einzelnen gewesenen Theorien als partielle Selbst- 
erkenntnisse des Prozesses relativiert werden können) erfaßbar 
ist, so ist doch für die jeweilige Gegenwartslage (in der die Syn- 
these vorgenommen wird) das Sinnziel noch nicht gegeben. Es 
ist nicht gegeben, weil, da die Zukunft stets ein Geheimnis bleibt, 
die Abrundung der Gegenwart zu einer Werdeganzheit nur in 
Form von Annahmen möglich ist, und, gerade weil hier nur Ver- 
mutungen möglich sind, ist es leicht erklärlich, daß eine jede 
Denkströmung eben jene gegenwärtigen Tendenzen an Stelle 
des noch nicht gegebenen Sinnzieles setzen wird, auf die hin 
sie selber strebt. Man wird also das zukünftige Sinnziel des 
Gesamtgeschehens verschieden sehen, je nachdem auf welchem 
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schichtsphilosophie wird stets anders ausfallen, als die konserva- 
tive usw. 

Verfolgt man diese Gedanken weiter, so kommt man sogar 
soweit, zu sagen, daß die soeben als relativ abgeschlossen be- 
trachtete und dadurch in ihrem Sinnziel als durchsichtig be- 
handelte Epoche (des werdenden Kapitalismus z. B.) in ihrer 
absoluten Sinneindeutigkeit von neuem bis zu einem gewissen 
Grade problematisch wird, da ja jede relativ abgeschlossene 
Epoche ihr Gesicht verändern muß, sobald sie in verschiedene 
umfassendere Werdeeinheiten eingereiht wird. Daraus ergibt 
sich, daß die jeweilig gegenwärtige Standortsgebundenheit für 
die Geschichtskonstruktion konstitutiv ist, aber — und das 
wollen wir betonen — nicht in dem Sinne, als ob die ganze Kon- 
kretheit und »Massivität« der Fakta und Wesenheiten des Ge- 
schichtsprozesses sich in die Perspektivitäten verflüchtigen würde. 
Wir beziehen uns alle auf dieselben Fakta und Wesenheiten. Zwar 
sahen wir (im einleitenden Kapitel), wie eine bestimmte Richtung 
stets nur bestimmte Fakta sichtbar macht, indem sie diese in 
den reflexiven Sichtbarkeitskreis rückt, aber: sind diese Fakta 
einmal sichtbar geworden, so wird ihre Verarbeitung allen Stand- 
orten zur Forderung. Wir verstehen weiterhin aus der eigenen 
Perspektive die Möglichkeit und Notwendigkeit der übrigen 
Aspekte, wir erleben alle zusammen die kontrollfähige »Massivi- 
tät« der Gegebenheiten, wir haben also allen Grund anzunehmen, 
daß wir uns im »Elemente des Wirklichen« bewegen, um jeden 
Illusionismus abzuweisen. Man könnte nunmehr einwenden, 
warum denn wir uns nicht — wie es der Positivismus fordern 
würde — auf jene, auch von uns als massiv bezeichneten »Fakta« 
beschränken und warum wir nicht jene »Sinntotalitäten« und 
Ergänzungen der Fakta (aus denen allein der Perspektivismus 
zustande kommt) als einen metaphysischen Rest eliminieren, der 
eine »Positive Wissenschaft« nicht zu beschäftigen hat. Darauf 
wollen wir antworten, daB es mit der »Massivität« und »Posi- 
tivität« jener Fakta seine eigentümliche Bewandtnis hat. Diese 
»Fakta« sind »massiv«, indem sie eine gewisse kontrollfähige 
Instanz gegenüber willkürlichen Konstruktionen bedeuten, sie 
sind aber nicht in dem Sinne massiv, als könnten sie außer- 
systematisch, isoliert, sinnfremd erfaßt werden. Nur indem sie 
in einen Sinnzusammenhang eingestellt werden, sind sie erfaßbar, 
und sie zeigen ein verschiedenes Gesicht, je nachdem, in welchen 
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Sinnzusammenhang sie eingestellt werden. »Kapitalismus«, »Prole- 
tariat« usw. erhalten einen verschiedenen Sinn, je nachdem in 
welchen verschiedenen Systemen sie stehen, und Gegebenheiten 
der Historie werden zu historischen Fakten nur, indem sie in 
einen Werdeprozeß und dessen Sinnzusammenhang als »Teil«, 
»Etappe« eingereiht sind. 

Es ist mit jener vergnügten, selbstzufriedenen Epoche des 
Positivismus zu Ende, in der man glauben konnte, daß man 
»Fakta« so ohne weiteres erfassen kann, und nicht merkte, daß 
die positivistische Geistesgeschichte eben nur eine naive Selbst- 
hypostasierung eines bestimmten Sinnzusammenhanges und einer 
bestimmten Metaphysik war, die nur für die Denker jener Epoche 
aproblematisch erschien. Der Positivismus konnte seine Sinn- 
ergänzungen nur deshalb so überzeugend vor sich selber ver- 
hüllen, weil er sich völlig in Einzeldisziplinen und Einzel- 
forschungen zeıstückelte und dabei übersehen mußte, daß die 
Voraussetzungen, die der positivistische Spezialforscher in seinen 
Monographien machte, genau so in einer Weltanschauungs--. 
totalität und einer philosophischen Geschichtskonzeption Ver-. 
ankert waren, wie dies auch bei all den übrigen Richtungen der- 
Fall ist. Für uns ist es bereits sichtbar, daß — zumindest — 
eine jede Geisteswissenschaft urd Geschichtsschreibung Meta- 
physik (also jenes Plus, wodurch Partialitäten zu Sinntotalitäten 
ergänzt werden) voraussetzt, und wir halten es für fruchtbarer, 
dies zu sehen, als diesen Tatbestand vor uns zu verhüllen. 

Dies bedeutet aber — wie erwähnt — nicht, daß jene Mo- 
mente, die im Positivismus »echt« waren, durch die er in der 
Gesamtentwicklung des Geistes eine wirkliche Etappe bedeutet, 
an uns spurlos vorbeigehen sollen. Eine jede Metaphysik, die 
nach der Herrschaft des Positivismus auftreten wird, wird in 
irgendeiner Form dieses »Echte« des Positivismus in sich auf- 
nehmen und aufheben müssen. Dieses vechte« Moment liegt aber 
nicht in den erkenntnistheoretischen methodologischen Ein- 
sichten des Positivismus, sondern, wie paradox es auch klingen 
mag: in seiner metaphysischen Intention, im Lebensgefühl, dessen 
theoretischer Ausdruck er ist. In seinem »Denkstil« ist er ein 
theoretisches Mahnzeichen für jenen allmählich sich vollziehenden 
Wandel, der im konservativen, wie im progressiven Denken 
gleichfalls seine Spuren hinterlassen hat, für einen Wandel, der 
in der Politik »Realpolitik«, in der Kunst »Realismus« heißt. 
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Diese Ausdrücke weisen auf bestimmte Sphären des Lebens hin, 
die allmählich, immer mehr unmittelbar erlebt, zum Fundament 
wurden, von dem aus die übrigen Sphären gesehen werden. 
Sie weisen auf das Sichverschieben der ontologischen Akzen- 
tuierung auf jene Ebene hin, die man »Immanenz« nennt, und 
auf das Eingesenktsein des Ursprunges einer jeden »Transzendenz« 
eben in diese »Immanenz«.. Wobei »Immanenz« und »Tran- 
szendenz« in diesem Sprachgebrauch eine Korrelation andeuten, 
die noch an dem alten Lebensgefühl orientiert ist, weshalb 
die neue Sphärenhierarchie nur so unvollständig angedeutet 
werden kann. Die sog. »Empiriefrömmigkeit«e des Positivis- 
mus ist u. E. jene weitere Forderung, die auch für unser 
Denken bestehen bleibt. Die »Empiriefrömmigkeit« (die aber 
für uns keineswegs mehr den Glauben an eine metaphysikfreie 
Konstruktion der geistigen Fakta bedeutet) besteht darin, daß 
wir die metaphysischen Entitäten nicht ohne wesensmäßigen 
Kontakt mit jener Ebene setzen können, in der sich für uns die 
Welt als real konstituiert. Dies ist der Hauptgrund, weshalb wir 
auch keinen »Sprung« mitmachen können, nicht einmal bei der 
Konstruktion und Voraussetzung des Vorhandenseins eines prä- 
existenten Reiches der Wahrheit und der Geltungen. Nur aus 
dem vorfindbaren, im Geschichtsprozeß empirisch vorfindbaren 
Wandel der Strukturformen der verschiedenen Gebiete des Den- 
kens glauben wir auf die Strukturform der zu ihnen gehörigen 
Wahrheitssphären schließen zu dürfen 17). Dieser geistige Wandel, 
der eine immer steigende Bedeutung der »Immanenz« dem »Ge- 
schichtlichen« zuschreibt, ist in den wesentlichen Typen der 
neuen Metaphysik überall verfolgbar. Vielleicht hatte Hegel 
in diesem Sinne den wichtigsten Schritt zum wahren Positivismus 
getan, als er das » Vesen«, das ».ibsolute« in den Geschichts- 
prozeß versenkte und das Schicksal des ersteren mit dem Schicksal 
des Weltwerdens verband, und wenn Einzelheiten seiner Aus- 
führungen nicht mehr standhalten, so sind dennoch seine wesent- 
lichsten Setzungen jene, an denen sich unsere unmittelbarste 
Weltanschauung orientiert. 

Wir sind also darin mit Scheler völlig einig, daß die Meta- 
physik ein nicht überwundener und nicht überwindbarer Bestand- 
teil unserer Weltanschauung und eine unumgehbare Voraus- 
setzung für die Erfassung der geistigen und historischen Welt 





17) Vgl. hierzu meinen »iH!storismuss«-Aufsatz, S. 43 f. 


Das Problem einer Soziologie des Wissens. 629 


ist. Wir sind uns auch darüber mit ihm einig, daß Tatsachen- 
erkenntnis und Wesenserkenntnis zwei verschiedene Arten des 
Erkennens sind; wir glauben aber, daß diese Differenz nicht eine 
absolut sprunghafte ist, sondern daß die letztere Art sozusagen 
eine Verlängerung und Vertiefung der in der Tatsachenerkenntnis 
eingeschlagenen Richtung ist. Ein kontinuierliches Uebergehen 
aus der Tatsachenempirie in die Wesensschauungen scheint uns 
stets vorzuliegen. Diese Dualität von Tatsache und Wesen ent- 
spricht völlig der Dualität von Geschichtswissenschaft und Ge- 
schichtsphilosophie. Während man zumeist geneigt ist, diese 
beiden Disziplinen schroff zu scheiden, glauben wir, daß jene 
recht haben, die annehmen, daß die Geschichtsphilosophie be- 
reits in den Konzeptionen eingelagert ist, die bei der Eıfassung 
der Einzeltatsachen entstehen und eine so wichtige Rolle dabei 
spielen. Ein »Plan«, ein » Wesenszusammenhang« der Geschichte 
liegt uns bereits vor, wenn wir die scheinbar isolierteste Einzel- 
tatsache in einen Zusammenhang einreihen. Diese Kontinuier- 
lichkeit des Ueberganges und das Ineinandergebettetsein der 
beiden Erkenntnisarten besagt selbstverständlich nichts gegen 
das Vorhandensein eines qualitativen und eines Dignitätsunter- 
schiedes. Nur gegen den Sprung, der die beiden Welten, die 
der Tatsachen und die des Wesens der Struktur nach auseinander- 
reißt, und offenbar am Typus des Offenbarungswissens sich 
orientiert, richten sich unsere Bedenken. Es darf uns nicht wun- 
dern, wenn bei der Charakteristik der Standorte, von denen 
aus die Soziologie des Wissens unternommen werden kann, eine 
so eingehende Charakteristik der philosophisch-systematischen 
Hintergründe notwendig wurde. Was uns interessiert, ist doch 
eben das Problem, wieweit die philosophisch-metaphysischen 
Voraussetzungen in die konkrete einzelwissenschaftliche Aus- 
gestaltung eines Problems hineinspielen. 

Wir wollen, die bisher in polemischer Haltung heraus- 
gearbeiteten Differenzen nunmehr systematisch zusammenfas- 
sen, und zwar zunächst die Unterschiede der Standorte hervor- 
heben, die rein philosophischer Natur sind, um dann in einer 
zweiten Gruppe das Relevantwerden dieser Differenzen für die 
konkrete Ausgestaltung einer Soziologie des Wissens darzustellen. 

Nach der soeben gegebenen Schilderung der Gemeinsam- 
keiten der beiden Standorte bestehen wesentliche Unterschiede 
zunächst im folgenden: 
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I. Wir setzen die Wesenheiten und geistigen Gehalte nicht 
als präexistent, d. h. in einer von der Geschichte und von dem 
Realgeschehen ablösbaren Immanenz. 

2. Wir glauben nicht, daß die Wesenheiten (im Sinne der 
die Geschichte überschwebenden Wesenswahrheiten, wie im Sinne 
z. B. des Ausdrucks: »Wesen des Mittelalterse) durch einen 
Sprung aus der Geschichte erfaßbar sind. 

3. Für uns ist nicht nur die Erkennbarkeit der Wesenheiten, 
sondern ihr eigenes Sein und Schicksal mit dem Geschichtsprozeß 
verbunden — die Wesenheiten sind selbst dynamisch. 

4. Wir sträuben uns gegen eine jede Konzeption der Wesen- 
heiten, die in einer Parallelisierung der Korrelation Wesen — 
Tatsache mit der Korrelation generell — individuell die Wesen- 
heiten an das Generelle nahezurücken bestrebt ist. Hieraus 
fließt unser Bedenken gegen die Möglichkeit, aus einer generali- 
sierenden Soziologie allmählich in eine geschichtsphilosophisch 
orientierte individualisierende organisch übergehen zu können 
(vgl. S. 606ff. dieses Aufsatzes). 

5. Wir halten die Dualität zwischen »Sein« und »Sinn« nur 
für eine phänomenologische und nicht für eine letzthinige und 
glauben, daß ihr jeweiliger Zusammenhang durch die geschichts- 
philosophisch-soziologische Totalitätskonstruktion immer mehr 
durchleuchtbar ist (vgl. S. 610ff.), und wir verhalten uns dement- 
sprechend gegenüber der allmählichen Enthüllbarkeit und Er- 
kennbarkeit der Geschichte nicht agnostisch. 

6. Allenfalls glauben wir, daß auch das Sinnziel des Werdens 
— das bei der Geschichtserkenntnis stets vorausgesetzt wird — 
durch das Denken (das mit diesem Werden wird) nicht sprung- 
haft, sondern nur stets perspektivisch erfaßbar ist. Nicht offen- 
barungsmäßig ist dieses Sinnziel erfaßbar, sondern stets nur 
von bestimmten Standorten aus. 

7. Wir schreiben der Spaltung der Geisteswissenschaften 
in Einzeldisziplinen nur eine stechnische« Bedeutung (die im 
wesentlichen aus der Notwendigkeit einer Arbeitsteilung her- 
rührt) zu. Wir glauben aber nicht, daß es hier einerseits eine 
isoliert sich entwickelnde Metaphysik (die ein überzeitliches 
System verwirklicht) und andererseits unabhängig von ihr histo- 
risch eingebettete Einzeldisziplinen gibt. Jede genauere Analyse 
des »Systems der Geisteswissenschaften« zeigt uns, daß die Meta- 
physik mit und in ihnen sich entwickelt. 
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8. Dementsprechend glauben wir auch nicht an eine völlige 
Denkimmanenz. Sowohl die Inhalte, wie die Strukturformen 
des Denkens und auch der Wahrheitsbegriff haben ihre Ge- 
schichte. Indem wir das Denken »seins«relativ (als einen »Teil« 
der dynamisch-geistigen Totalität).setzen, ist selbstverständlich 
die Forderung einer neuen Erkenntnistheorie gestellt und es 
sei auch nicht verhehlt, daß sich zunächst hierher die Schwierig- 
keiten dieses Standorts verschieben. Wir haben noch keinen 
ausgearbeiteten, dem heutigen Stand der Einsichten entsprechen- 
den Wahrheits- und Wirklichkeitsbegriff, der gerade dieses seins- 
verbundene Denken und Erkennen zur Grundlage hätte. Dies 
kann uns aber nicht dazu veranlassen, an einer Wahrheitskonzep- 
tion festzuhalten, die innerlich ausgehöhlt ist. Man kann sich über 
diese Schwierigkeiten hinwegtäuschen, wenn man sich auf die heute 
gangbare Lösung stützt, daß einzelwissenschaftliche Einsichten 
gegenüber der Erkenntnistheorie, gegenüber dem Wahrheitsbegriff 
und gegenüber der Geltungslehre nichts anhaben können. 

Der systematische Ort erkenntnistheoretischer Fragen ist 
anders gelagert als empirische Untersuchungen (und alles durch- 
einanderzuwerfen ist sicher auch nicht unsere Absicht), wir sehen 
aber, daß auch die Erkenntnistheorie und die Noologie stets 
am historischen Stand und am Strukturwandel des geistigen 
Kosmos sich orientieren und von hier aus sich immer wieder 
rekonstruieren. Die erkenntnistheoretische Relevanz dieses Fak- 
tums gilt es zu finden. Ein Standpunkt, bei dem die rechte 
Hand nicht weiß, was die linke tut (das ist nämlich das Ergebnis 
der allzu schroffen Trennung von Einzelwissenschaft und Er- 
kenntnistheorie), kann nur zu einer Unfruchtbarkeit der gegen- 
wärtigen Philosophie führen. 

Dies sind jene letzten Differenzen, die schon vor der In- 
angriffnahme der Einzelprobleme die beiden Typen einer Sozio- 
logie des Wissens voneinander scheiden; sie sind schlagwort- 
mäßig folgendermaßen gegenüberstellbar: hier eine aus den 
Traditionen der Geschichtsphilosophie, dort eine aus den Tra- 
ditionen einer statischen Metaphysik denkende Verarbeitung der 
Gegenwartsprobleme. Sind dies sozusagen die philosophisch- 
systematisch verschiedenen Achsen der beiden Standorte, so 
müssen wir uns in unserer Zusammenfassung nun der Gegenüber- 
stellung jener Momente zuwenden, die ganz unmittelbar in die 
verschiedene Behandlung des besonderen Problems einer Sozio- 
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logie der Kultur und des Wissens hineinspielen. Sowohl für 
Scheler, als für die dynamische Konzeption ist die Scheidung 
in Unterbau und Ueberbau grundlegend. Nun beginnen 
aber die Differenzen: 

I. Während bei Scheler den Unterbau die rein naturalen 
Triebe konstituieren (Fortpflanzungstrieb, Nahrungstrieb, Macht- 
trieb usw.) und von diesem Sinnfremden und deshalb Unhisto- 
rischen aus (denn nur wo Sinn ist, beginnt die eigentliche Historie) 
das Historische verstanden werden soll, bildet in unserer Kon- 
zeption das Naturale nur den Untergrund der Geschichte, und 
im Unterbau kommen diese Triebe bereits in stets historisch- 
sinnbestimmten Formen vor. Unserer Ansicht nach sind »Triebe« ° 
auch gestaltbar; sie sind nicht ewig identische Bestimmungen 
des Menschen, sondern ihr Gestaltwandel ist bestimmt durch 
die geistige und seelische Gesamtkonstellation, in die sie hinein- 
ragen. 

2. Es ist selbstverständlich, daß einem naturalen Unterbau 
nur eine selegierende Bedeutung zugeschrieben werden kann, 
und es hält bei Scheler diese Konzeption des Unterbaues einer 
Präexistenzkonzeption (im Sinne der sinnlogischen Immanenz) 
des Ueberbaues nur die Wage. Für uns dagegen ist jene Stelle, 
wo Geschichte beginnt, durch und durch geistig, und jedes 
Stadium des Geistes ist etwas Globales, wo ein Glied das andere 
bedingt. Kommt also bei uns schon im Unterbau nur Geistiges 
vor (also nur ein schon jeweilig historisch bedingtes, geistig ge- 
formtes Auftauchen der Triebe und aller sonstigen Naturbestim- 
mungen), so spielt sich der Werdeprozeß des Geistes, der Sinn- 
totalität auch im Unterbaue ab, und das Verhältnis des Ueber- 
baues zum Unterbau und des Unterbaues zum Ueberbau ist 
‚ eigentlich ein gegenseitiges. Nicht nur stimmt der Satz, daß 
allein bei einem bestimmten Strukturzusammenhang des Unter- 
baues das im Ueberbau vorfindbare Geistige werden kann, 
sondern auch umgekehrt: nur bei einem bestimmten Stande 
der geistigen Potenzen im Ueberbau kann eine Umänderung im 
Unterbau erfolgen. Der Kapitalismus als Wirtschaftssystem 
konnte nur auftreten, als die geistige Konstellation dafür ge- 
geben war. Nur wir, die wir in Partialbetrachtungen darinstehen, 
hypostasieren einmal diesen, ein anderes Mal jenen Teil des 
Globalen zur unabhängigen Variable der Geschichte. Daß wir 
heute als Ansatzpunkt der Totalitätsrekonstruktion immer noch 
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den Unterbau, und zwar in einer Zentrierung um die »Produktions- 
verhältnisse«e nehmen, das hat — von einem weiteren histo- 
ristischen Horizonte aus gesehen, für den auch die marxistischen 
Ansätze epochemäßig gebunden sind — seine Rechtfertigung 
darin, daß in der gegenwärtigen Epoche des Geistes gerade 
hierher sich der Realitätsakzent verschoben hat! Auf dieser 
Stufe der Betrachtung, wo der historistische Standpunkt in den 
Vordergrund tritt, können wir auch zugeben, daß der Quer- 
schnitt, den man durch die Geschichte von hier aus legt, später 
sich als durchaus perspektivisch erweisen wird, was schon heute 
darin fühlbar ist, daß je mehr man den »Marxismus« auf vor- 
kapitalistische Epochen anwendet, die Deutung immer ver- 
schwommener wird. Die noch immer lebendige »Echtheit« dieser 
»Perspektive« beweist aber nichts anderes besser als die Tatsache, 
daß alle geschichtsphilosophischen und soziologischen Versuche, 
die in der Gegenwart von »idealistischer« Seite unternommen 
werden, durch eine peinliche Konturlosigkeit charakterisiert sind. 

3. Wir halten also für eine historische Konzeption — was 
mit dem Vorangehenden zusammenhängt — das Ausgehen von 
einer überzeitlichen Geist- und Trieblehre für ungeeignet; für 
uns befinden sich beide Sphären in einem mit dem Geschichts- 
prozeßB verbundenen stetigen und apriori nicht festlegbaren 
Wandel. Nicht eine präexistente Welt wirdin 
der Geschichte funktionalisiert, sondern 
»‚Seinsveränderungen« schaffen unvorausseh- 
bare Sinnveränderungen. 

4. Scheler denkt (mit wenigen Ausnahmen) in Epochen und 
in Kulturkreisen und beachtet nicht, daß auch innerhalb einer 
engeren Einheit, innerhalb einer Nation z. B. in einem gegebenen 
Zeitpunkte mehrere soziale Schichten vorhanden sind und an 
der Gesamtdynamik teilnehmen. Wir halten für eine Soziologie 
der Kultur und des Denkens das Sichorientieren an sozialen 
Schichten (in der Neuzeit ist die Klassenschichtung immer mehr 
dominierend) für das Allerfruchtbarste, was das moderne sozio- 
logische Denken geschaffen hat. Diesen Gesichtspunkt bei der 
Betrachtung fallen zu lassen, bedeutet eine Verarmung der 
Soziologie herbeiführen. Nur muß hier allerdings einer jeden 
übertriebenen Konzeption gegenüber betont werden, daß das 
Gesamtwerden mit dem Wollen einer Klasse zusammenfallen 
zu lassen eine Einseitigkeit ist. Auch die aufsteigende Klasse 
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hat nur e i n e Funktion im Gesamtprozeß. Nur das antinomische 
Spiel und Widerspiel der in einem Zeitalter vorhandenen Span- 
nungsmomente ergibt das Ganze. 

Aus dieser Gegenüberstellung der Differenzen ist es viel- 
leicht ersichtlich geworden, daß für beide Ausgangspunkte irgend- 
wie ein und dasselbe als Aufgabe gegeben ist, nämlich die Tat- 
sache, daß man geistige Gehalte nicht nur immanent, sondern 
auch in ihrem Seinsbezug, insbesondere in ihrer Funktionalität 
zum sozialen Sein erfassen kann. Aus dieser Tatsache erwächst 
die Aufgabe einer Soziologie des Wissens und der Kultur. Diese, 
wie wir gesehen haben, aus dem Sozialprozeß aufsteigende Mög- 
lichkeit, geistige Gehalte in ihrer Funktionalität zum historisch 
bestimmten »Sein« zu sehen, wird zur Aufgabe, die zu bewältigen 
von verschiedenen vorhandenen sozial zurechenbaren, philo- 
sophischen Standorten versucht wird. Ist der Schelersche Aus- 
gangspunkt letzten Endes dadurch charakterisiert, daß er in Vor- 
wegnahme des Absoluten ein überzeitliches, einheitliches Wahr- 
heitssystem voraussetzt (was de facto immer nur dazu führen 
kann, daß man sein eigenes historisch-soziologisch determiniertes 
Sehen in aeternum fixiert), so ist er gezwungen, das »Zufällige« 
und Soziologische nachträglich in diesen an seinem Ewigkeits- 
gedanken orientierten Rahmen einzuspannen; bei dieser Ver- 
einigung — die gleichsam von soben« her nach sunten« sich be- 
wegt — gelingt es jedoch nicht, das Geschichtlich-Soziologische 
organisch zu erfassen. (Wie der Missionsgedanke sich selbst 
aufhebt und zur Selbsthypostasierung des Standortes, den Scheler 
selbst einnimmt, führt, haben wir gesehen.) Geschichte und 
Ueberzeitliches klaffen wieder beziehungslos auseinander. 

Wir gehen den umgekehrten Weg: Das unmittelbar 
Gegebene ist für uns der dynamische Wechsel 
der Standorte, das historische Element, und darauf 
wollen wir unser Augenmerk konzentrieren und, nur insofern 
von hier aus eine Möglichkeit zur Ueberwindung des Relativismus 
gegeben ist, auf diese Möglichkeit eingehen. Daraus ergibt sich 
für die Soziologie des Wissens zunächst die Aufgabe, die in 
einem Zeitalter vorhandenen Denkstandorte möglichst exakt 
herauszuarbeiten und ihr historisches Werden aufzudecken. Denn 
auch diese Denkstandorte sind nicht statisch; der immer weiter 
strömende Prozeß treibt Gehalte empor, die verarbeitet werden 
wollen und rückwirkend auch systemzersetzend oder system- 
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umgestaltend werden können. Das Werden der Denkstandorte 
und ihrer Inhalte ist auch dadurch bestimmt, daß sie für das 
Werden des Gesamtprozesses etwas zu leisten haben. Man kann 
von jeder Utopie, aber auch von jedem sozial-historischen Ge- 
schichtsbild nachträglich feststellen, was sie für das Werden 
jener Epoche, in der sie entstanden sind, geleistet haben. Der 
seinsbezogene Wahrheitsgehalt einer jeden Etappe des Denkens 
besteht eben darin, daß er eine bestimmtgeartete »Rationali- 
sierung« der sozialen und geistigen Welt vornimmt, und zwar 
gerade in jener Richtung, in der der nächste Schritt des Werdens 
es erfordert. Gerade diese Funktionalität jedes sozialen, seins- 
verbundenen Denkens auf verschiedenen Stufen des Seins heraus- 
zustellen, ist die weitere Aufgabe der Erkenntnissoziologie 
(denn so müßte sie in unserer Konzeption heißen). Die meta- 
physische Voraussetzung, die bierbei gemacht wird — und daß 
eine solche hierbei vorhanden ist, wollen wir hervorheben —, 
besteht darin, daß der Gesamtprozeß, aus dem die Denkstandorte 
emporwachsen, ein sinnvoller ist. Daß kein Durcheinander der 
Denkstandorte und Denkgehalte vorhanden ist, beruht darauf, 
daß sie alle Teile eines über sie hinausragenden sinnvollen Werdens 
sind. Die ganze Absolutheitsproblematik verschiebt sich nun 
auf diese sinnvolle Werdeeinheit, und die Frage ist, wieweit 
dieses Sinnziel, das sichtbar wird, jeweils erfaßbar ist. Wir hatten 
hierauf bereits die Antwort gegeben: soweit Epochen bereits 
abgeschlossen sind (daß dies stets eine relative Abgeschlossenheit 
ist, hatten wir betont), und sich das Gewordene als eine Totalität 
abheben läßt, ist die Funktionalisierung der gewesenen Gedanken 
auf das Gewordene hin möglich. Was aber das Werdende be- 
trifft, so ist das Sinnziel noch nicht gegeben, es ist weder an sich, 
noch irgendwie präexistent da. Hier stehen wir völlig im status 
nascendi und sehen nur die Wellenlinien sich bekämpfender 
Weltwollungen. Und in einer dieser Willensrichtungen stehen 
wir selbst und unser Denkstandort und können deshalb not- 
wendigerweise, nur mit einer Partialität und Perspektivität 
behaftet, das Werdende und, sofern dies für die Erfaßbarkeit 
des Vergangenen konstitutiv ist, auch das Vergangene sehen. 
Daß dies zu keinem Illusionismus, zu keiner Verflüchtigung der 
Realität des geschichtlichen Seins führen muß, haben wir auch 
betont. Daß von hier aus konsequent — ohne Sprung und 
Selbsthypostasierung — ein absoluter Standort im alten Sinne 
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nicht erreicht werden kann, wollen wir gerne zugeben, wir können 
aber einen solchen absoluten Standort auch nicht mehr erreichen 
wollen, ist er doch eine Hypostasierung des Strukturbildes einer 
statischen Wahrheitskonzeption. Man kann u. E. an einem 
statischen Bilde der »Wahrheit-an-sich-Sphäre« nur festhalten, 
solange man nicht sieht, daß man im historischen Erkennen 
keineswegs Stücke eines einzigen Systems verwirklicht 
(wie dies im mathematisch-naturwissenschaftlichen Denken weit- 
gehend der Fall ist), und nicht sieht, daß man hier stets aus 
immer anderen und umfassenderen Zentren heraus denkt. Nur 
solange man an die Möglichkeit eines Systems der Wahrheit 
glaubt, kann man an ein serhabenes und großes Gespräch« 
(Scheler, S. 126) der Geister aller Zeiten auch nur als Utopie 
glauben. Sobald man aber die Einsicht gewonnen hat, daß dieses 
»Gespräch« in so einfacher Gestalt schon deshalb nicht stattfinden 
kann, weil ein jedes Wort in verschiedenen Kulturkörpern eine 
andere Bedeutung hat (als Folge der Tatsache, daß es jeweils 
Funktion eines anderen Systems und eines anderen Seins ist), so 
kann man nur noch — um eine Gegenutopie aufzustellen — 
daran glauben, daß ein jedes Zeitalter letzten Endes die Span- 
nungen des ganzen hinter ihm liegenden Geschichtswerdens und 
-denkens in sich aufgehoben enthält. Man kann also nur — die 
vorliegenden Strukturverhältnisse gleichsam verlängernd — daran 
glauben, daß das gegenwärtige Sichbekämpfen der Systeme und 
theoretischen Standorte und ihre Versuche, die fremden Stand- 
orte auch in sich zu verarbeiten, den Sinn haben, daß das Denken 
stets danach strebt, die totale Seinslage zu verarbeiten und 
zunächst deshalb noch sendlich« ist und in mehrere Standorte 
zerfällt, weil das adäquate Systematisierungszentrum noch nicht 
gefunden ist, und weil die gewordene Seinstotalität stets um- 
fassender ist als die Aufnahmefähigkeit der Standorte, die sie 
aus sich jeweils herausgestellt hat. Man kann also, die Linie 
der Bewegungsform des historischen Erkennens verlängernd, 
daran glauben, daß es einmal ein Systematisierungszentrum 
geben wird, das die Totalsynthese des bisher Gewordenen er- 
möglicht. Diese Totalsynthese als präexistent vorwegzunehmen, 
ist aber schon deshalb unmöglich, weil das Sein, das für diese 
Synthese Voraussetzung ist, noch gar nicht geworden ist. Unsere 
Utopie ist also insofern adäquater, als sie an der faktischen 
Struktur des historischen Denkens orientiert ist, während die 
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andere aus einem ungeschichtlichen, in einem statischen 
System lebenden Denken gewonnen wurde. 

Man könnte durch einen Sprung aus dem dynamischen 
Denken formal auch hier zu einer »Ueberwindung« gelangen, 
wenn man den eigenen Standort als den Abschluß der Dynamik 
setzen würde (Hegel), oder wenn man für eine Zukunftsepoche 
das dynamisch-soziologische Bedingtsein als aufgehoben denkt; 
wir glauben aber, daß dies eine »Stabilisierung« einer anfänglich 
dynamischen Konzeption wäre. Denn konstruiert man von 
einem absoluten Standorte aus den Prozeß, so ist dies von neuem 
ein statisches Denken, denn es kommt ja nicht darauf an, daß 
man behauptet, die Geschichte sei veränderlich, sondern darauf, 
daß man auch das zur Kenntnis nimmt, daß, wie all die 
übrigen, auch der eigene Standort dynamisch ist. Will man also 
radikal dynamisch den Prozeß sehen, so bleibt nur die Lösung 
übrig, daß man den eigenen Standort zwar als relativ, aber im 
Elemente des Wahren sich konstituierend sieht und um den 
Unterschied zwischen der Schelerschen und der eigenen Lösung 
im Gleichnis auszudrücken, könnten wir sagen, daß, während 
wir gleichsam voraussetzen, daß Gottes Auge auf dem Prozeß 
ruht (daß also der Prozeß nicht sinnwidrig ist), Scheler voraus- 
setzen muß, mit Gottes Augen selbst die Welt zu sehen. 

Sieht man also rein strukturanalytisch die beiden Syste- 
matisierungstypen an, so muß man sagen, daß keiner von beiden 
die Schwierigkeiten und Antinomien, die in den Setzungen be- 
ruhen, restlos bewältigen kann. Scheler, der bei einer Absolut- 
heitsvorwegnahme ansetzt, erreicht das Dynamische nicht (die 
beiden Sphären bleiben sprunghaft geschieden) ; der andere Weg 
dagegen, der bei den Vorfindlichkeiten der sich stets überholenden 
Standpunkte ansetzt, erreicht das Absolute zumindest in jener 
selbstsicheren Gestalt nicht, in der es für ein statisches Denken 
einst gegeben war. Während aber für den Schelerschen Absolut- 
heitsstandpunkt die Anerkennung der Partialität eines jeden 
Standpunktes (und hauptsächlich des eigenen) einen inneren 
Widerspruch bedeutet, ist für uns die Möglichkeit gegeben, diese 
Partialität nicht nur wahrzunehmen, sondern sie geradezu als 
Bestätigung für unsere Theorie und Soziologie des Wissens an- 
zuführen. 

Da die jeweilige Totalität des Wissens im Totalprozeß des 
Werdens sich verwirklicht, dieses Werden aber selbst in den 


638 Karl Mannheim, 


antithetischen und antinomischen Strömungen zur Ganzheit sich 
durchringt, kann es nicht wundernehmen, wenn wir unmittelbar 
nur einander entgegenströmende partiale Denkrichtungen vor- 
zufinden imstande waren und die Gesamtheit als die jeweilige 
Totalität dieser widerstreitenden Partialitäten anzusetzen uns 
veranlaßt fühlten. »Wo mehrere Philosophien zugleich auftreten, 
sind es unterschiedene Seiten, die eine Totalität ausmachen, 
welche ihnen zugrunde liegt, und wegen ihrer Einseitigkeit sehen 
wir die Widerlegung der einen durch die andere. Auch sind es.... 
nicht kleine, schwache Bemühungen, Mäkeleien an dieser oder 
jener Einzelheit, sondern jeder stellt ein neues Prinzip auf und 
dieses ist zu erkennen« 18). 

Bis zu jenen letzten geistigen Ausgangspunkten vorzudringen, 
wo es nicht mehr auf kleine Mäkeleien an dieser oder jener 
Einzelheit ankommt, sondern wo sich die gegenwärtig vor- 
handenen Standorte bei der Lösung des uns beschäftigenden 
Einzelproblems gegenüberstehen, war bisher unser Ziel, und 
nunmehr stehen wir vor der Aufgabe, zu zeigen, wie sich von 
jenem dynamischen Standorte aus, den wir vertreten, die Fragen 
einer Soziologie des Wissens gestalten werden. 


IV. Die Soziologie des Wissens vom dynamischen Standorte, 


Halten wir die gegenwärtige Konstellation der Problematik 
für die Ausgestaltung einer Soziologie des Wissens für günstig, 
so beruht dies darauf, daß die einzelnen soziologischen Ein- 
sichten in das Wesen von Wissen und Erkennen, die auch bisher 
sporadisch auftraten und aus der modernen Geistesverfassung 
geradezu in Ueberfülle zustandekommen, jetzt in ein Stadium 
treten, wo sie ihre »Gelegentlichkeit« zu überwinden und sich 
zu einer systematischen Fragestellung zu erweitern bestrebt sind. 
Und gerade deshalb, weil diese »Gelegentlichkeit« immer mehr 
überwunden wird, werden jene philosophischen Voraussetzungen, 
die, bisher nicht zu Ende gedacht, hinter den Einzelbeobachtungen 
standen, zum Problem, und das Streben zur systematischen 
Vollendung erfüllt bereits den Gesichtskreis des einzelwissen- 
schaftlichen Forschers. Am Schelerschen Versuch ist gerade das 
das Schätzenswerte, daß er uns einen solchen Gesamtplan, einen 








18) Hegel, Vorlesungen über die Geschichte der Philosophie, Ed. I. 
Bolland, Leiden 1908, S. 1080. 
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viele Gebiete überblickenden Entwurf darbietet, und es gereicht 
nur zum Vorteile dieses Versuches, daß er von einem Philosophen 
und Soziologen in Personalunion unternommen wird. Nur bei 
einer selbstbewußten Anwendung der philosophisch-metaphy- 
sischen Prämissen und nur bei der gleichzeitig vorhandenen 
Fähigkeit, das Denken gleichsam von innen heraus, der lo- 
gischen Struktur nach, und von außen her, in seiner sozialen 
Funktionalität, sehen zu können, kann die erkenntnissoziologische 
Fragestellung sich fruchtbar gestalten. Haben wir bisher die 
Schelersche Ausgestaltung der Problemstellung verfolgt, so gilt 
es nun, ihr den Grundriß einer systematischen Soziologie des 
Wissens gegenüberzustellen, wie sie sich für uns aus den vor- 
handenen Ansatzpunkten der dynamischen Konzeption ergibt. 
Wir haben bereits die Ansatzpunkte unseres Standortes her- 
ausgearbeitet, und es gilt nun, auch die methodologischen Pro- 
bleme, die hierbei auftauchen, einer Analyse zu unterwerfen. 
Geht man von einer dynamischen Konzeption der Wahrheit 
und des Wissens aus, so konzentriert sich, wie erwähnt, das 
Interesse einer Soziologie des Wissens auf das Werden, und zwar 
auf das seinsverbundene Werden der Stand- 
orte, von denen aus zu denken einem jeweiligen Zeitalter 
allein gegeben ist. Die ganze Energie der Denkarbeit wird sich 
hierher verschieben, weil eben für uns das ganze Schicksal 
des Denkprozesses sich gerade in dem Wandel und im inneren 
Wachstum der Denkstandorte nachzeichnen lassen wird. Die 
bisher partial und nur gelegentlich vorgenommene soziologische 
Betrachtung des Denkens wird zu einem wissenschaftlichen 
Gesamtplan, der ein arbeitsteiliges Vorgehen in den Problem- 
stellungen erlaubt, wenn man sich zur systematischen Aufgabe 
macht, auf der Basis einer vollständigen Durchdringung der in 
den verschiedenen Zeitaltern vorhandenen Denkgebilde heraus- 
zuarbeiten, von welchen Standorten und systematischen Ansatz- 
punkten jeweils gedacht wurde. Diese erste Fragestellung 
einer systematischen Soziologie des Denkens knüpft an jene 
historische Arbeit an, die in der gegenwärtigen Ideengeschichte 
eine so reiche Fundgrube an Materialien und Arbeitsmethoden 
bietet. Die Ideengeschichte in den verschiedensten Gebieten 
(der politischen, philosophischen, ökonomischen, ästhetischen, 
moralischen usw. Ideen) verfolgt den ungeheuren Reichtum im 
Wandel der Denkelemente, sie kann aber ihre Krönung und 
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volle Sinnerfüllung nur erreichen, wenn sie nicht mehr dabei 
stehen bleibt, nur den Wandel der Denkinhalte zu er- 
forschen, sondern jene, oft latenten, systematischen Zentren 
heraushebt, in denen Gedanken ursprünglich auftraten und aus 
denen sie später herausgehoben wurden, um in neuen syste- 
matischen Zusammenhängen weiterzuleben. Also nur wenn die 
Ideengeschichte durch eine historische Strukturana- 
lyse der dynamisch sich ablösenden Systematisierungszentren 
ergänzt wird, kann sie dem ihr vorschwebenden Plan, die 
Denkgeschichte in einen systematisch überblickbaren Wandel 
aufzulösen, Genüge leisten. Ansatzpunkte zu einem solchen 
Plan sind ja bereits vorhanden; unterscheidet man z. B. »Auf- 
klärungs, »Romantik« usw., so meint man ja bereits verschiedene 
Lebenszentren, aus denen Gedanken erwachsen, und es wäre nur 
ein konsequentes Zu-Ende-Führen solcher Bestrebungen, wenn 
man historisch-systematisch die letzte Axiomatik dieses sauf- 
klärerischen« bzw. sromantischen« Denkens klar heraushöbe und 
den Systematisierungstypus, in dem diese Gedanken erwuchsen, 
mit jener logischen Schärfe herausarbeiten würde, die sich unser 
Zeitalter in logisch-methodologischen Untersuchungen erarbeitet 
hat. Es wäre dies nur eine historische Verwertung jener logischen 
Schärfe, die unserer Epoche eigen ist. Aber bereits hier ist 
eine Einseitigkeit der Ideengeschichte hervorzuheben, nämlich 
ihr Denken in Epochen. Sowohl das Beziehen auf die Einheit 
eines Volksganzen als auf die irgendwie gefaßte Einheit einer 
Epoche ist vom Standpunkte des Soziologen viel zu undifferen- 
ziert. Der Historiker weiß, wie sehr das Dominieren eines »Denk- 
stils«, eines Denksystems in einer Epoche nur auf ein Sehen aus 
der Vogelperspektive zugeschnitten ist. Jedes nähere Eindringen 
in das geschichtliche Material läßt uns eine Epoche als von 
mehreren Denkströmungen durchsetzt erscheinen, und es kann 
sich höchstens darum handeln, daß eine dieser Strömungen 
in einer Epoche zur Dominante wird und die übrigen Strömungen 
als Unterströmungen verdrängt. Aber niemals kommt ein end- 
gültiges Verdrängen einer Denkströmung zustande, jede mit 
einem Kulturkörper gegebene Denkspannung und jedes Glied 
der Spannung lebt, auch während des Sieges der anderen Rich- 
tung, als Unterströmung weiter, um, wenn die Zeit gekommen 
ist, (wenn auch in veränderter Gestalt) wieder aufzuerstehen 
und auf einer höheren Stufe sich neu zu konstituieren. Wenn 
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nichts anderes, so muß der eigentümliche Rhythmus, in dem 
in der letzten Epoche der europäischen Entwicklung gerade 
Rationalismus (Aufklärung) und Romantik in einem sich immer 
erneuerndem Wellenschlage einander ablösen, daran erinnern, 
daß hier offenbar ein schicksalsmäßiges Getrennt-sich-Entfalten 
der Bewußtseins- und Denkrichtungen gegeben ist. Aber nicht 
nur die Erkenntnis dieses Getrennt-sich-Entfaltens, sondern auch 
die des steten Aneinander-orientiert-seins der verschiedenen 
Hauptströmungen ist es, was zur Aufgabe einer systematischen 
Ideengeschichte, als erster Etappe einer Denksoziologie, gemacht 
werden muß. Man kann nämlich nicht übersehen, daß z. B. ein 
jeder erneuerte Vorstoß der Romantik orientiert ist am Zu- 
stande der gleichzeitig vorhandenen und dominierenden rationalen 
Strömung, und daß nicht nur ein gegenseitiges Voneinander- 
Lernen der beiden Richtungen gegeben ist, sondern daß auch 
eine stets sich erweiternde Synthese, die die neue Situation be- 
wältigen soll, versucht wird. Würden wir aber nur soweit vor- 
dringen wollen, so hätten wir noch keine Wissenssozio- 
logie. Eine immanente Herausarbeitung des Werdens der 
Denkstandorte, in noch so systematischer Absicht, ist immer 
noch nur Ideengeschichte. Zur Soziologie des Wissens kann eine 
solche systematisch ideengeschichtliche Vorarbeit nur werden, 
wenn das Verankertsein dieser geistigen Standorte und der ver- 
schiedenen »Denkstile« in das dahinter stehende historisch-sozial 
determinierte Sein zur Frage wird. Aber auch hier kann man 
und darf man u. E. das Sein und das soziale Sein nicht als eine 
einheitliche Strömung auffassen. Haben wir bereits innerhalb 
der Ideengeschichte das epochenmäßige Denken für soziologisch 
zu undifferenziert erklärt, so gilt es uns als ein entsprechend 
großer Fehler, wenn das soziale Sein, das hinter dem ideologischen 
Geschehen steht, als eine ungebrochene Einheit betrachtet wird. 
Ist es doch zweifellos, daß der Vielstrahligkeit der geistigen 
Strömungen entsprechend eine jede höhere Form der Vergesell- 
schaftung aus mehreren Schichten — die heutige ist durch die 
Klassenschichtung am adäquatesten repräsentiert — zusammen- 
gesetzt ist und daß die gesamtsoziale Dynamik die Resultante 
der Bewegungsrichtungen dieser Komponenten ist. Es besteht 
also zunächst die Frage und die Aufgabe nachzuweisen, ob denn 
zwischen den immanent herausgearbeiteten Denkstandorten und 


den sozialen Strömungen (sozialen Standorten) eine Korrelation, 
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eine Entsprechung besteht. Bei dieser In-Beziehung-Setzung der 
geistig-systematischen Standorte zu den sozialen Standorten 
entsteht erst die eigentümliche denksoziologische Aufgabe. Kann 
man noch die immanente Herausarbeitung des Werdens der 
Denkstandorte als eine nur konsequentere Ausgestaltung der 
ideengeschichtlichen Aufgabe betrachten, die Geschichte der 
sozialen Schichtungen unter dem Kapitel »Sozialgeschichte« unter- 
bringen, so entsteht hier bei der Verbindung der beiden Ent- 
wicklungslinien die spezifisch soziologische Fragestellung. Aber 
gerade hier gilt es, jeden Naturalismus und alle jene Momente, 
die aus einer ursprünglichen Kampfstellung der soziologischen 
Erkenntnis herrühren, auszuschalten, und so sehr diese Frage- 
stellung in der Linie der marxistischen Geschichtsphilosophie 
erwachsen ist, muß man sich an jene Auslegung dieser Theorie 
halten, die einerseits die Reste einer materialistischen Meta- 
physik austilgt und andererseits die bloß propagandistischen 
Motive streicht bzw. auf den in ihnen enthaltenen richtigen Kern 
reduziert. Zunächst kann keine Rede davon sein (dies erweist 
auch ein nur flüchtiger Blick in die historischen Zusammenhänge), 
daß man irgendeinen Denkstandort ohne weiteres mit einer 
soziologischen Schicht bzw. Klasse gleichzusetzen, in Deckung 
zu bringen imstande wäre. Als würde etwa das Proletariat 
gleichsam im isolierten geistigen Raume eine eigene Wissenschaft 
für sich haben und das Bürgertum in reiner Scheidung eine 
andere. Diese schroffe propagandistische Zuspitzung, die nur 
zu einer falschen Vereinfachung der Geschichte führen könnte, 
gilt es rückgängig zu machen und auf ihren Richtigkeitsgehalt 
hin zu prüfen, denn etwas Richtiges ist auch in dieser Auffassung 
enthalten. Ä 

Untersucht man zunächst rein immanent, ideengeschichtlich- 
systematisch die einzelnen Standorte des Denkens und Erkennens, 
so merkt man bald, daß sie nicht in der Luft schweben und aus 
sich heraus sich entwickeln und verzweigen, sondern in Beziehung 
zu setzen sind mit Tendenzen, die von gesellschaftlichen Schichten 
getragen sind. Zunächst bedeutet dieses In-Beziehung-Setzen 
eine besondere Schwierigkeit für den Soziologen. Die natura- 
listische Epoche des Marxismus kannte nur eine einzige Ver- 
knüpfungskategorie zwischen dem sozialen Sein und den Ideen- 
gehalten: die des »Interessiertseins« Es hängt mit 
der ausschließlich auf Enthüllungen ausgehenden Phase der 
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Ideologieforschung zusammen, daß man die Funktionalisierung 
der Ideengehalte auf soziales Sein hin allein in der Form der. 
Interessenbezogenheit wahrnahm. Nicht als ob geistige Gehalte 
nicht in einer Funktionsbestimmtheit, die das Wort Interesse 
meint, zum sozialen Träger stehen, also bestimmte Ideen nicht 
von bestimmten Schichten deshalb getragen, gefördert werden 
könnten, weil gewisse soziale Interessen ihrer Träger durch 
sie verhüllt oder propagiert würden (was zu enthüllen stets 
nur wünschenswert sein kann). Aber diese interessenmäßige 
Beziehung ist nicht die einzige Beziehung des sozialen Trägers 
zu seinen geistigen Gehalten. Und gerade darin besteht die ’ 
Einseitigkeit der sozialistischen Ideologieforschung, daß sie vor- 
wiegend auf jenen Typus der Funktionalisierung von Ideen- 
gehalten sich konzentriert, die uns in der Interessenbezogenheit 
entgegentritt. 

Kennt man nur jenen Seinsbezug der Ideengehalte, der 
durch die Kategorie »Interesse« gekennzeichnet ist, so ist man 
gezwungen, entweder vom geistigen Ueberbau nur jenen Teil 
soziologisch zu analysieren, wo handgreiflich solche »ideologische 
Verbrämungen« stattgefunden haben, oder — trachtet man. den 
gesamten ideologischen Ueberbau dennoch in seinem sozialen 
Bedingtsein zu erfassen — den Begriff »Interesse« so weit zu 
dehnen, daß er seinen ursprünglichen Sinn verliert. Keiner der 
beiden Wege ist u. E. gangbar. Will man also die Ideologie- 
forschung zu einer Soziologie des Wissens erweitern und mit 
den ideengeschichtlichen Bestrebungen der Gegenwart verbinden, 
so gilt es zunächst den zu eng gefaßten Funktionalitätsbezug, 
der nur die interessenmäßige Bedingtheit meint, zu überwinden. 
Die Ueberwindung geschieht am leichtesten durch einen phäno- 
menologischen Aufweis, der uns zeigt, daß das interessenmäßige 
Verbundensein mit Ideengehalten nur eine der möglichen Funk- 
tionalitätsbeziehungen zwischen der erlebenden Psyche und den 
geistigen Gehalten ist. Man kann an ein bestimmtes ökonomisches 
System durch Interessen gebunden sein, auch gewisse politische 
Ideen können einer Interessenlage dienlich sein. Aber sicherlich 
ist es kein unmittelbares Interessiertsein, das uns an einen be- 
stimmten Kunst- und an einen bestimmten Denkstil bindet, und 
dennoch schweben auch diese Gebilde nicht in der Luft, sondern 
sind mit ihrem jeweiligen soziologisch-historischen Träger funk- 
tional verbunden. Nennt man das unmittelbare Verknüpftsein 
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mit Interessen »Interessiertheite, so kann man das mittelbare 
Verbundensein des individuellen und sozialen Subjektes mit jenen 
geistigen Gehalten (um auch hier parallel ein Fremdwort zu 
benützen) ein »Engagiertsein« an gewisse Gehalte nennen, und 
das ist ja in der Tat das Bemerkenswerte in der Geschichte, daß 
eine bestimmte Wirtschaft stets eingebettet ist, zumindest dem 
Ursprunge nach, in eine bestimmte geistige Welt, und der, der 
einen bestimmten Wirtschaftsstil will, zugleich auch eine dazu 
gehörige Welt will. Ist eine Gruppe von Menschen an einer 
bestimmten Wirtschaftsform noch unmittelbar interessiert, so 
ist sie an den zu diesem Wirtschaftsstil gehörigen übrigen geistigen 
Potenzen (an einer bestimmten Kunst, an einem bestimmten 
»Denkstil«) mittelbar engagiert. Das mittelbare Engagiertsein 
an bestimmte geistige Gehalte ist also die umfassendste Kategorie 
der Funktionalitätsbeziehungen zwischen geistigen Gehalten und 
sozialem Sein. 

Wollen wir also die interessenmäßige Bezogenheit als eine 
partielle gegenüber der allgemeineren Kategorie des Engagiert- 
seins auffassen, so sind »Denkstile«, Denkstandorte vornehmlich 
auf diesem Umwege zum sozialen Sein in Beziehung zu setzen. 
Besteht die Methode des Vulgärmarxismus darin, auch einen 
ganz entlegenen sublimen geistigen Gehalt unmittelbar 
mit irgendeiner Klasse und mit ihrem wirtschaftlichen- und 
Machtwollen durch die Kategorie des ökonomischen Interessiert- 
seins in Verbindung zu setzen, so muß eine auf den totalen 
geistigen Zusammenhang gerichtete soziologische Forschung, die 
diese Brutalisierung der Tatbestände nicht mitmacht, aber den 
wahren Kern der marxistischen Geschichtsphilosophie aufrecht- 
erhalten will, jeden Denkschritt, der in dieser Methode enthalten 
ist, einer Ueberprüfung unterwerfen. Einen ersten Schritt zu 
einer solchen Ueberprüfung bedeutet es, wenn man die Kategorie 
des interessenmäßigen Verbundenseins mit geistigen Gehalten 
eben nur dort anwendet, wo Interessiertsein faktisch vorhanden 
ist, nicht aber dort, wo es sich nur um ein weltanschauliches 
Engagiertsein handeln kann. Hier muß uns eine Soziologie des 
eigenen Denkens weiterhelfen, die uns die geistigen Ursprünge 
dieser ausschließlichen Herrschaft des Interessengedankens als 
in der Weltanschauung der klassischen Oekonomie verankert 
aufweist. Die Verabsolutierung des Interessengedankens könnte 
nur zu einer Reduktion der gesamten Soziologie (die doch gerade 
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den »ganzen Menschen« zu untersuchen hätte) auf das Kon- 
struktionsgebilde des »homo oeconomicus« führen. Man kann 
also einen »Denkstil«, ein Kunstwerk usw. nicht unmittelbar 
durch die Verknüpfungskategorie »Interesse« auf einen sozialen 
Träger beziehen, man kann aber sehr wohl einen bestimmten 
Kunststil, einen bestimmten Denkstil, einen Denkstandort als 
in einem Weltanschauungssystem verankert aufweisen, und dieses 
Weltanschauungssystem in seiner Zugehörigkeit zu einem be- 
stimmten Wirtschafts- und Herrschaftssystem darstellen, um 
dann von hier aus zu fragen, welche sozialen Schichten am 
Werden oder an der Aufrechterhaltung dieses Wirtschafts- und 
sozialen Systems interessiert und zugleich an dem zugehörigen 
Weltbilde engagiert sind. 

Nur auf diesem Umwege über den Begriff der Welt- . 
anschauungstotalität (auf dem Umwege durch eine Kultur- 
soziologie) kann also der Versuch einer Soziologie des Wissens 
unternommen werden, und es können nicht Denkstandorte un- 
mittelbar zu sozialen Schichten, sondern nur Denkstile, in denen 
solche Denkstandorte sich entwickeln, zum »Denkwollen« ver- 
schiedener Schichten in Beziehung gesetzt werden. 

Geht man mit solchen Fragen an die Geschichte des Wissens 
und Denkens heran, um diese in ihrem Eingebettetsein in den 
Gesamtprozeß zu erfassen, so findet man in einem jeweiligen 
Stadium der Geschichte nicht nur mehrere sich bekämpfende, 
sozial verschieden interessierte Schichten, sondern mit ihnen 
zugleich auch den Kampf verschiedener »Weltwollungen« ge- 
geben. Nicht nur Interessen stehen in der Geschichte Interessen 
gegenüber, sondern »Welten« kämpfen gegen » Welten«. Das sozio- 
logisch Relevante aber an diesem Sich-Gegenüberstehen ist, daß 
die verschiedenen Weltwollungen (nur deren Teile die ver- 
schiedenen »Denkstile« sind) nicht freischwebend, gleichsam will- 
kürlich sich gegenüberstehen, wie etwa Einfälle Einfällen gegen- 
übergestellt werden können, sondern daß jedes besondere Welt- 
wollen historisch und sozial gebunden auftritt und in dieser 
Gebundenheit sich weiter entwickelt. Es gibt jeweils eine Schicht, 
die am gegenwärtigen Stand und Stadium des Wirtschafts- und 
Sozialsystems interessiert ist und am entsprechenden Denkstil 
festhält, und es gibt stets Schichten, deren geistige Heimat in 
verschiedenen Stadien der Vergangenheit verwurzelt ist, wie es 
auch neu entstehende Schichten gibt, die zwar in der Gegenwart 
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entstanden, aber, in dieser gleichsam zu kurz gekommen, auf 
ein Zukünftiges eingestellt sind. Aus diesem Interessiertsein 
und Engagiertsein an verschiedenen historisch dagewesenen 
und werdenden Welten folgt, daß ein jeweiliges Gegenwarts- 
stadium des Gesamtprozesses von verschiedenen Weltwollungen 
und Intentionen durchsetzt ist. 

Daß ein bestimmter Denkstil mit dem Aufkommen einer 
bestimmten sozialen Schicht verbunden sein kann, beweist ja 
nichts besser als die Tatsache, daß der neuzeitliche Rationalis- 
mus (worauf man schon öfter hingewiesen hatte) mit dem Welt- 
und Denkwollen des aufstrebenden Bürgertums verkoppelt war, 
daß sich später gegenstrebende Tendenzen mit dem Irrationalis- 
mus verbanden und daß zwischen romantischem Denken und 
. konservativem Weltwollen eine ähnliche Affinität besteht. Solche 
Einsichten müßten als Ausgangspunkte für Analysen von Korre- 
lationen (zwischen Denkstil und sozialer Schicht) dienen, können 
aber nur dann fruchtbar werden, wenn diese Beziehungen und 
Zurechnungen nicht im statischen Sinne vorgenommen werden: 
in dem Sinn etwa, daß man jeden Rationalismus stets mit dem 
progressiven Denken und jede irrationale Strömung mit konser- 
vativen Tendenzen verbände. Es gilt nämlich gerade hier vor 
Augen zu halten, daß weder Rationalismus noch Irrationalismus 
— ganz besonders in jener Form, wie wir sie heute gegenüber- 
stellen — ewige Typen von Denktendenzen sind, und daß eine 
bestimmte Schicht keineswegs immer in demselben Sinne konser- 
vativ bzw. progressiv ist. Konservativ und progressiv sind ja 
relative Bestimmungen, d. h. ob eine Schicht progressiv oder 
konservativ oder gar reaktionär ist, hängt jeweils davon ab, 
welche Richtung der Gesellschaftsprozeß selbst einschlägt. Mit 
dem Werden und der Richtungsveränderung der Grundtendenz 
der wirtschaftlichen und geistigen Entwicklung können Schichten, 
die zuerst progressiv waren, wenn sie einmal »arriviert« sind, 
konservativ werden, und Schichten, die früher eine führende 
Rolle hatten, plötzlich gegen die Grundrichtung zu leben sich 
veranlaßt fühlen. 

Müssen wir also schon hier darauf achten, solche historische 
Relationsbegriffe nicht zu substantialisieren und als ewige Be- 
stimmungen aufzufassen, so gilt es, um dem ungeheuren Reich- 
tum, den die geschichtliche Welt aufweist, gerecht werden zu 
können, auch noch etwas anderes zu sehen. Wir müssen un- 
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bedingt, wenn wir die gewordenen geistigen Gehalte auf das 
sozial differenzierte Sein beziehen wollen, stets zwischen gei- 
stigenSchichtenundsozialenSchichten unter- 
scheiden. Während wir die sozialen Schichten, dem Marxschen 
Klassenbegriff entsprechend, gemäß ihrer Rolle im Produktions- 
prozeß bestimmen können, ist es u. E. eine Unmöglichkeit, auch 
nur einen Parallelismus zwischen geistigen Standorten und den 
in diesem Sinne bestimmten sozialen Schichten historisch durch- 
zuführen. Die Differenzierung innerhalb der geistigen Welt ist 
viel zu reichhaltig, als daß man einfach einer jeden Richtung, 
einem jeden Standorte eine entsprechende Klasse im oben defi- 
nierten Sinne zuordnen könnte 1%). Wir müssen also zwischen 
den am Produktionsprozeß orientierten Klassenbegriff und die 
geistigen Standorte einen vermittelnden Konstruktionsbegriff 
einschalten, den der »geistigen Schichten«. Unter geistiger Schicht 
wollen wir aber jene Menschengruppen verstehen, die in ihrem 
»Weltwollen«?°) (dessen Teil nur das Wirtschaftswollen, das 
Denkwollen, Kunstwollen usw. ist) verbunden sind, die an einer 
bestimmten Wirtschaft und an einem bestimmten Denkstil in 
einem gegebenen Zeitabschnitte innerhalb einer Gesellschafts- 
einheit sengagiert« sind ?!). 

Erst nachdem wir (rückblickend) solche jeweils einander 
bekämpfenden Weltwollungen, Weltanschauungssysteme aus dem 
Geschichtsprozeß herausarbeiten und durch eine solche geistige 
Differenzierung zunächst die soziale Differenzierung bestimmt 
sein lassen, können wir uns fragen, welche »sozialen Schichten« 
den so gewonnenen »geistigen Schichten« zugeordnet werden , 
können. Denn es ist zweifellos, daß — wiewohl z. B. die »konser- 
vative Weltanschauung« als geistiger Faktor geeignet ist, durch 
einen stets im Werden begriffenen Grundstock der Voraus- 


19) Als auf einen Versuch, die soziale Schichtung in ihrer Reichhaltigkeit 
zu sehen, sei hier auf Max Webers »Wirtschaft und Gesellschaft« (Grundriß 
d. Sozialökonomik III. Tübingen, J. C. B. Mohr, 1921), S. 177ff. verwiesen. 

30) Daß wir hier unter Weltwollen, Denkwollen nicht ein reflexiv bewußtes 
Wollen, sondern wie Riegl beim »Kunstwollen« eine unbewußte latente Tendenz 
verstehen, muß wohl nicht besonders betont werden. Vgl. hierzu E. Panofsky, 
Der Begriff des Kunstwollens (Zeitschr. f. Aesthetik u. allgem. Kunstwissenschaft, 
Bd. XIV, Heft 4). | 

21) Auf einem ähnlichen Typus der Begriffskonstruktion (wenn auch mit 
Beschränkung auf das Wirtschaftssystem) beruht der Begriff dessen, was Som- 
bart »Soziale Klasse nennt. Vgl. W. Sombart, Sozialismus und soziale 
Bewegung, 8. Aufl., S. r. ` 


Pd 


648 Karl Mannheim, 


setzungen eine bestimmte Menschengruppe als eine Einheit in 
einem bestimmten Zeitpunkte zu charakterisieren — es für den 
Kultursoziologen wichtig ist, nicht nur von dieser geistigen Seite 
her an seine Fragestellung heranzugehen, sondern sich auch stets 
zu fragen, aus welchen sozialen Schichten sich eine geistige 
Schicht jeweils zusammensetzt, weil nur durch die Kenntnis 
dieser stets wechselnden Zusammensetzung der geistigen Schicht 
die geistigen Wandlungen der Ideologie verstehbar werden. Das- 
selbe gilt selbstverständlich auch für die progressiven Welt- 
anschauungstypen: bildet zwar — um es einmal umgekehrt zu 
demonstrieren — das »Proletariat« eine Einheit, so ist es doch 
zugleich in seinem jeweiligen Weltwollen (was am handgreif- 
lichsten in seiner politischen Ideologie erfaßbar ist) gespalten. 
Der Soziologe kann sich nur dafür interessieren, welche Typen 
der progressiven Weltwollungen es in einem gegebenen Zeitpunkte 
gibt, welche progressiven geistigen Schichten aufweisbar sind, 
um sich dann zu fragen, welche sozialen Schichten innerhalb des 
Proletariats zu den soeben erwähnten geistigen Schichten zu- 
rechenbar sind. 

Dieser überbrückende Begriff der geistigen Schicht dient 
dazu, geistige Totalitäten zu sozialen Gruppen in einer solchen 
Weise in Beziehung zu setzen, daß dadurch weder die innere 
Differenziertheit des Geistigen noch die der sozialen Schichtung 
übersehen werde. Als ein weiterhin zu betrachtendes Moment 
müssen wir hervorheben, daß in einem jeweiligen Querschnitt 
der Geschichte eine soziale Schicht nicht aus sich heraus, gleich- 
sam aus der Luft, ihre geistigen Gehalte produziert. Sowohl 
konservative wie progressive Schichten verschiedenster Artungen 
wachsen jeweils in verschiedene geistige Gehalte hinein, die von 
früher her historisch da sind. Konservative Schichten bilden 
Einstellungen, Denkmethoden und -gehalte weit zurückliegender 
Epochen weiter, indem sie diese an neue Situationen anpassen, 
und auch neu entstehende Schichten nehmen zunächst geistige 
Gehalte und Methoden an, die sie vorfinden, so daß in diesem 
Sinne ein Querschnitt durch die sich jeweils bekämpfenden 
geistigen Gehalte der sozialen Schichten gleichzeitig einen Quer- 
schnitt durch die historische Vergangenheit des betreffenden 
Kulturkörpers abgibt. Wenn man aber nur diesen Teil des 
Sachverhaltes sieht und von hier aus das Verhältnis von sozialem 
Sein und geistigen Gehalten konstruiert, so gelangt man zu 
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einem völlig falschen Typus des Historismus. Von diesem Tat- 
bestand aus sieht der Entwicklungsprozeß der geistigen Gehalte 
und die Rolle der sozialen Schichten in ihm in der Tat so aus, 
als ob nur a priori darin enthaltene Möglichkeiten entfaltet würden 
und sonst nichts geschähe. Entspricht es aber — wie wir dies 
bereits gesehen haben — der konservativen Konzeption des 
Historismus, dem Faktum, daß in derGeschichte alles kontinuierlich 
ist, die Wendung zu geben, daß alles aus dem Gewordenen wird, so 
entspricht es dem progressiven Flügel der historistischen Denkweise, 
den Prozeß vom Standorte des status nascendi aus zu sehen. 

Nur von hier aus erweist es sich, daß s o gar die anscheinend 
einfach übernommenen Momente, »Motive« stets schon durch diese 
Uebernahme allein, dadurch, daß sie nunmehr auf einen anderen 
Träger übergehen, auf eine andere Situation bezogen da sind, 
zu etwas anderem werden. Prägnanter ausgedrückt: der bloße 
Funktionswandel eines Sinnzusammenhanges bedeutet bereits 
einen Bedeutungswandel — einer der wesentlichsten Beweise 
dafür, daß die Geschichte schöpferische Stätte der Sinnzusammen- 
hänge ist und nicht nur eine Realisierungsstätte für die von ihr 
ablösbaren, als präexistent konzipierbaren Sinnzusammenhänge. 
Diesen zentralen Begriff einer jeden Denk- und Kultursoziologie, 
den Begriff des Funktionswandels2), müssen wir also 
noch in unsere Betrachtungsweise einbeziehen, wenn wir mehr 
als eine Ideengeschichte zustandebringen wollen. 

Von Funktionswandel wollen wir aber in einem doppelten 
Sinne reden: nämlich von einem immanenten und einem sozio- 
logischen Funktionswandel. Voneinem immanentenFunk- 
tionswandel wollen wir reden (um dieses Phänomen hier 
nur im Gebiete des Denkens zu demonstrieren), wenn ein Begriff 
aus einem Denksystem in ein anderes übergeht. Die Begriffe 
des »Ich«, des »Geldes«, der »Romantik« usw. bedeuten stets 
etwas anderes, je nachdem sie in verschiedene systematische 
Zusammenhänge eingebettet sind. Unter soziologischem 
Funktionswandel verstehen wir aber jenen Wandel einer 
Begriffsbedeutung, den diese dadurch erfährt, daß sie von einem 
sozial bestimmten Seinszusammenhang in einen anderen über- 
tragen wird, wodurch sie für das Leben und Weiterleben einer 
sozialen Gruppe etwas anderes bedeutet. Eine jede »Bedeutung« 


.22) Vgl. G. Lukács, Der Funktionswechsel des historischen Materialismus 
(Geschichte und Klassenbewußtsein, Berlin 1923). 
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verändert also auch ihren Sinn, so oft sie auf einen neuen Seins- 
zusammenhang bezogen wird. Wachsen neue Schichten in Ideen- 
gehalte von bereits vorhandenen Schichten hinein, so wird es 
sich immer zeigen lassen, daß dieselben Worte für sie etwas 
anderes bedeuten werden, weil die Strebungsrichtung und der 
Existenzzusammenhang, aus dem heraus diese neuen Schichten 
denken, auch ein anderer ist. Sozialer Funktionswandel bedeutet 
also wie gesagt auch einen Bedeutungswandel, und wenn es 
auch wahr ist, daß die an einem Kulturprozeß engagierten ver- 
schiedenen Schichten aus denselben »Ideenkeimen« heraus leben 
(dies der Grund, weshalb man sich überhaupt verstehen kann), 
so besteht .das Unberechenbare, Schöpferische des werdenden 
sozialen Seins für das geistige darin, daß unberechenbare, im 
Schoße des Gesamtwerdens entstehende, neue Situationen neue 
Existenzbezüge für vorhandene Ideen abgeben. Darin liegt eben 
das Produktive, Schöpferische der sozialen Schichten, daß sie 
durch das Hineinwachsen in gewordene Gehalte bereits vor- 
handener geistiger Schichten neue Intentionen, eine neue stensio« 
(eine neue Richtung des geistigen Hingespanntseins), ein neues 
Weltwollen hineinbringen und schon dadurch das vorgefundene 
einem produktiven Funktionswandel unterwerfen. 

Nicht also im grobmaterialistischen Sinne »produzieren ver- 
schiedene soziale Schichten verschiedene Weltanschauungen« (wie 
etwa Lügenideologien sausgedacht«, »produziert« werden können), 
sondern in dem Sinne, daß die sozialen Gruppen, die in dem 
werdenden Sozialprozeß entstehen, jeweils verschiedene Grund- 
richtungen der »tensio«, aus denen heraus stets gelebt, gedacht, 
gehandelt wird, aus sich herauszustellen, imstande sind. Deshalb 
ist es so wichtig, wenn man den immanenten Funktionswandel 
eines Gebildes (also das Uebergehen eines Bedeutungselementes 
in ein anderes System) erfassen will, auch auf jene Tensionen, 
Willensrichtungen, die hinter den Denksystemen stehen und das 
soziale Leben einer Rahmengruppe stets antinomisch gestalten, 
zurückzugehen, weil es äußerst wahrscheinlich ist, daß einem jeden 
immanenten Funktionswandel ein soziologischer Funktionswandel 
vorangeht, daß also hinter den wesentlichen Verschiebungen im 
theoretischen Weltbilde soziale Verschiebungen stehen. 

Geht man mit diesen Prämissen an die Aufgabe einer Sozio- 
logie des Wissens, die in unserer Auffassung, wie erwähnt, eigent- 
lich Soziologie der Erkenntnis heißen müßte, heran, so gestaltet 
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sich diese Aufgabe folgendermaßen: Das Hauptziel besteht darin, 
in einem jeweiligen Querschnitt der Geschichte die geistig- 
systematischen Standorte herauszuarbeiten, aus welchen heraus 
gedacht wurde. Es gilt aber dann, diese nicht als rein theoretische 
Gegenspieler zu betrachten, sondern ihrer lebendigen Verwurze- 
lung nachzugehen, indem man zunächst jene metaphysischen 
Voraussetzungen herausstellt, in die diese systematisch gestalteten 
Standorte verankert sind. Hat man diesbezüglich Klarheit er- 
langt, so muß man sich fragen (gerade mit Hilfe dieses meta- 
physischen Hintergrundes), zu welchen innerhalb derselben 
Epoche vorhandenen Weltwollungen dieser oder jener »Denk- 
stil«e zurechenbar ist. Hat man auch hier die Entsprechungen 
gefunden, so hat man auch die geistigen Schichten, die einander 
jeweils bekämpfen. Erst nach dieser immanenten Weltanschau- 
ungsanalyse beginnt die eigentliche soziologische Aufgabe: wenn 
man fragt, welche sozialen Schichten jeweils hinter den geistigen 
Schichten stehen. Denn allein aus der Rolle dieser Schichten 
im Gesamtprozeß und aus der Verschiedenheit ihres Engagiert- 
seins am werdenden Neuen sind jene grundlegenden, in einem 
Zeitpunkte vorhandenen verschiedenen Willensrichtungen, Welt- 
wollungen erfaßbar, in die bereits vorhandene Gedanken und 
Methoden überhaupt aufgenommen werden können und von 
denen aus ein Funktionswandel (um von schöpferisch neuen 
Gestalten zu schweigen) einsetzen kann. Dieser jeweilige Funk- 
tionswandel ist aber keineswegs etwas Unerfaßbares, sondern 
durch die Kombination der ideengeschichtlichen und der sozio- 
logischen Methode stets ziemlich exakt bestimmbar. Man kann 
z. B. eine bestimmte Idee bis zu ihrem historisch-soziologischen 
Ursprunge zurückverfolgen und von dort aus, stets vorwärts- 
schreitend, bei jedem Bedeutungswandel sozusagen den »Bre- 
chungswinkele der Bedeutungsverschiebung feststellen, indem 
man gerade jenes neue Systemzentrum herausarbeitet, in das der 
neue Begriff übergegangen ist, und zugleich sich auch frägt, 
welche Wandlungen im existentiellen Hintergrund sich vollzogen 
haben, als deren geistige Widerspiegelung jener Bedeutungswandel 
zu betrachten ist. | 

Nur als an ein bereits öfter analysiertes Beispiel sei an den 
Funktionswandel erinnert, den gerade das Leitmotiv dieser 
Untersuchungen, die Methode der Dialektik, erfahren hat. War 
die Dialektik ursprünglich von einem konservativen Weltwollen 
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zuerst klar formuliert worden, nämlich durch Hegel (von ihrer 
Vorgeschichte wollen wir hier ganz absehen), so erfuhr sie eine 
Umbiegung in mehreren Beziehungen, als sie auf Marx überging. 
Von den mannigfaltigen Wandlungen wollen wir nur zwei er- 
wähnen. Erstens, daß sie svom Kopfe auf die Füße gestellt 
wurde«, d. h. aus der idealistischen Immanenz herausgehoben 
wurde, um vom sozialen Sein her konstruiert zu werden, und 
zweitens, daß die historische Dynamik nicht auf die Gegenwart 
hin, sondern auf die Zukunft hin konstruiert wurde. Beide 
Verschiebungen, die zugleich einen Bedeutungswandel der Me- 
thode darstellen, sind aus dem Funktionswandel verstehbar, der 
durch die Willensrichtung des aufstrebenden Proletariats, die 
Marx in sich aufgenommen hatte, erklärt werden kann. Sowohl 
das Leben in der um die ökonomische Problematik herum zen- 
trierten Klasse, als auch die tensio nach »vorwärts«, in die Zu- 
kunft ist es, was hier für den Systemausbau ausschlaggebend 
geworden ist. Andererseits trifft das soziologische »Determiniert- 
sein« auch für Hegel zu. Wenn er den Abschluß der dialek- 
tischen Entwicklung in seine Gegenwart versetzt, so drückt sich 
darin das Arriviertsein einer Klasse aus, die, einmal an ihrem 
Ziel, nur noch konservieren will, was bislang zustande kam. 

Faßt man in diesem Sinne die Erkenntnissoziologie als eine 
Disziplin, die die Funktionalitätsbezogenheit eines jeden Denk- 
standortes auf das dahinterstehende sozial differenzierte Sein 
rekonstruieren will und im Werdegang der Standorte ihr For- 
schungsziel erblickt, so glauben wir, daß aus den bereits vor- 
handenen fruchtbaren Keimen des Historismus in der soeben 
dargestellten Weise ein gangbarer Weg erwachsen kann. Hatten 
wir zunächst die systematischen Voraussetzungen herausgearbei- 
tet, die den Historismus als Ausgangspunkt für die Soziologie des 
Erkennens charakterisieren, so wollten wir hier wenigstens noch 
einige methodische Probleme andeuten, die mit dieser Art der Pro- 
blemstellung mitgegeben sind. Zugleich war es aber auch unser Be- 
streben — gleichsam als Anwendung der Methode selbst —, gerade 
jene wichtigsten Standorte herauszuarbeiten, von denen aus in 
der gegenwärtigen Konstellation das Problem einer Soziologie des 
Erkennens überhaupt in Angriff genommen werden kann. Wir 
glaubten, durch eine solche erkenntnjssoziologische Analyse der 
Gegenwartslage zur Selbstklärung der Erkenntnissoziologie etwas 
beitragen zu können. | 
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6. 


Der Preislehre läßt W i e se r nun eine Darstellung des 
»Kredits« und der »Kreditzahlungsmittel folgen« (§§ 46—48), 
die zur Geldtheorie überleitet. Das »Wesen« des Kredites bzw. 
des »Kreditgeschäftes liegt« nach ihm »darin, daß eine Eigen- 
tumsherrschaft unter Vorbehalt des Vermögens gegen ent- 
sprechendes Entgelt abgetreten wird« ($ 46). Das kann deshalb 
nicht als eine klare und befriedigende Definition bezeichnet 
werden, weil weder der Begriff »Eigentumsherrschaft«, der 
übrigens ein juristischer Begriff ist, noch der Begriff 
»Vermögen« klare, vorher bestimmte Begriffe sind. Die Schei- 
dung und Gegenüberstellung zwischen bzw. von »Vermögen« 
und »Eigentum« ist übrigens eine durchaus juristische und keine 
ökonomische, der Begriff der »Eigentumsherrschaft« und ebenso 
der des »Vermögens«, wenn er jenem gegenübergestellt wird, 
ein durchaus juristischer. Bei den »Kreditzahlungsmitteln« 
unterscheidet Wieser »drei Formen, den Geschäftswechsel, 
die ‚ungedeckte‘ Banknote und den ‚ungedeckten‘ Ueberweisungs- 
scheck«, und er sieht ihre Bedeutung darin, daß durch sie »die 
Umlaufsmittel der Volkswirtschaft in außerordentlichem Um- 
fange vermehrt und im Zusammenhang damit das Zahlungswesen 
außerordentlich verfeinert« wird. Der Unterschied dieser drei 
verschiedenen Formen von Kreditzahlungsmitteln und ihre Funk- 
tion ist sehr gut dargelegt ($ 47). 

Kein ganz klarer Begriff ist der Begriff der »volkswirt- 
schaftlichen Zahlungsgemeinschaft« mit dem Wieser sich im 
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weiteren beschäftigt ($ 48). Zunächst wird »der Begriff der 
Zahlung« behandelt, der als »für das Verständnis des Geldwesens 
entscheidend« erklärt wird. 

Die Zahlung wird zunächst als »die Geldleistung im Tausche, 
dann jede wirtschaftliche »Geldleistung« überhaupt bezeichnet. 
Als »für den Begriff der Zahlung bezeichnend« wird die »Wirkung« 
erklärt, derzufolge durch sie »die allgemeine Marktherrschaft« 
übertragen wird. Unter den »Zahlungen« werden zwei Haupt- 
arten unterschieden: die »Preiszahlungen« und die »Zessions- 
zahlungen«. Als »Preiszahlungen« werden »die Geldzahlungen, 
die auf dem Markte der naturalen Werte als Entgelt geleistet 
werden«, bezeichnet, als »Zessionszahlungen« alle die »Zah- 
lungen, die außerhalb des Marktes der naturalen Werte aus 
den verschiedensten Titeln vorgenommen werden« Als »eine 
besonders wichtige Gruppe unter den Zessionszahlungen« werden 
die »Schuldzahlungen, welche der aus einem Vertrage oder dem 
Gesetze Verpflichtete in Erfüllung seiner Verbindlichkeit leistet«, 
bezeichnet. 

Es wird hierauf der Satz aufgestellt, daß »auf dem Markte 
der naturalen. Werte die Hauptbewegung der naturalen Werte 
mit der Hilfsbewegung der Preiszahlungen immer im Gleich- 
gewicht stehen muß, solange die Annahme einer ständigen, un- 
gestörten Volkswirtschaft zutrifft; oder genauer gefaßt, die 
Summe der naturalen Werte, welche von den Teilnehmern des 
Produktions- und Erwerbsprozesses angeboten wird, sich mit 
der Summe der Geldwerte decken muß, die für die Nachfrage 
verfügbar sind« und dies nennt Wieser »die Gleichung von 
Angebot und Nachfrage«. Es kommt. weniger darauf an, ob der 
Gebrauch des Ausdrucks »Gleichung von Angebot und Nach- 
frage« der bisher zur Bezeichnung eines ganz anderen Tat- 
bestandes üblich war, in dieser Weise zweckmäßig ist; aber der 
Satz ist in sich ganz unklar und kommt, insoweit er sich klären 
läßt, auf eine Selbstverständlichkeit oder ein Idem per idem 
hinaus. Was soll man sich unter der »Summe der naturalen 
Werte« vorstellen, einfach die »Gesamtheit« derselben oder die 
Summe ihrer Preise? Und was heißt »muß sich decken«? 
Wenn dies nichts anderes heißen soll, als daß das, was verkauft 
wird, bezahlt wird, und daß die Preissumme oder die Geldsumme, 
zu welcher gekauft wird, übereinstimmen muß mit der Preis- 
summe oder Geldsumme, zu welcher verkauft wird, dann liegt 
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eben nur eine Selbstverständlichkeit oder ein Identitätssatz vor. 
Wenn schließlich vielleicht doch nichts anderes verstanden werden 
soll, als was man hergebrachterweise unter der »Gleichung 
von Angebot und Nachfrage« versteht, nämlich daß alles, was 
auf dem Markte angeboten wird, auch nachgefragt und gekauft 
wird, dann ist nicht zu verstehen, warum dies so unklar aus- 
gedrückt wird. In gleicher Weise unklar ist dann der Satz von 
der Gleichung zwischen dem Geldeinkommen und dem 
Naturaleinkommen, d. h. zwischen dem Geldeinkommen und 
jenen naturalen Werten, die als Einkommen im Haushalte ver- ' 
wendet werden sollen. Wieser glaubt diese Sätze durch eine 
lange Darlegung »erweisen« zu müssen, die aber im wesentlichen 
nichts anderes besagt, als daß jeder, der verkauft hat, kaufen 
kann, wenn er es nicht vorzieht, durch Zessionszahlung einen 
anderen diese Möglichkeit ausnützen zu lassen. 

Hier wird nun der Begriff der »„zahlungsgemein- 
schaft« eingeführt. »Wir können das Ergebnis unserer Unter- 
suchung in dem Worte zusammenfassen, daß die geschlossene 
Volkswirtschaft für das ganze Volk eineZahlungsgemein- 
schaft ist. Es ist allgemein üblich, die Volkswirtschaft als 
eine Produktions- und Erwerbsgemeinschaft zu denken, man 
muß sie aber auch als eine Zahlungsgemeinschaft erkennen, in 
welcher die wechselseitigen Ansprüche berichtigt werden, die 
aus dem Umsatzprozesse entstehen. Mit Hilfe des allgemeinen 
Zahlungsmittels Geld wird der notwendige Dienst in wunderbar 
einfacher Weise vollzogen, ohne daß es hiezu einer obersten 
Leitung bedürfte. Wenn jeder einzelne bei Preiszahlungen und 
Zessionszahlungen sein persönliches Interesse genau wahrt, so 
ist die ordnungsgemäße Abwicklung gesichert. Mitglied der 
Erwerbsgemeinschaft ist jeder, der einen naturalen Wert ein- 
zuwerfen im Begriffe ist und dadurch über die Naturalform 
verfügt. Mitglied der Zahlungsgemeinschaft ist jeder, der über 
die Geldform verfügt. Der Umsatzprozeß vollzieht sich in der 
Weise, daß Mitglieder der beiden Gemeinschaften sich im Tausche 
abpaaren. Im Tausche wechseln sie die Rollen, der anbietende 
Vormann erwirbt an Stelle der Naturalform die Geldform, der 
nachfragende Nachmann an Stelle der Geldform die Naturalform. 
Dieses Wechselspiel von Naturalform und Geldform und die Glei- 
chung von Angebot und Nachfrage genügt, um den Dienst der 
Zahlungsgemeinschaft geordnet zu besorgen. Niemand kann Herr 


656 AlfredAmmon, 


über die Geldform werden, der nicht selbst oder für den nicht ein 
anderer eine entsprechende Menge naturaler Werte eingebracht 
hat, niemand kann Herr über die Naturalform werden, der nicht 
eine entsprechende Menge an Werten der Geldform abgegeben 
hat. Hat ein Kontrahent sich geirrt und einen größeren Wert 
in der einen Form hingegeben als er in der andern zurück- 
erhält, so ist es sein persönlicher Schaden, die Gleichung der 
Werte im ganzen wird aber dadurch nicht gestört, denn das, 
was er zuviel gegeben hat, wächst einfach seinem Kontrahenten 
'zu« ($ 48). 

Nun, wenn damit wieder nichts anderes gesagt sein soll, 
als daß niemand kaufen kann, »der nicht selbst oder für den 
nicht ein anderer« etwas verkauft hat, und daß jeder, der ver- 
kauft hat, kaufen kann, und daß jeder, der Verkäufer war, 
nachher Käufer wird, und der Käufer wieder Verkäufer, und 
daß dies alles sich in der Form und durch Vermittlung von Geld- 
zahlungen vollzieht, so ist das wieder kaum mehr als eine Selbst- 
verständlichkeit und jedenfalls keine irgendwie tiefe oder bedeut- 
same Einsicht; wenn aber damit doch mehr gesagt sein soll, 
dann wäre zu fragen, was jenes »sich im Tausche abpaaren«, 
was sordnungsgemäße Abwicklung« was »eine ent- 
sprechende Menge an Werten«, was ein sggrößerer Wert 
in der einen Form als in der andern«, was »die Gleichung 
der Werte im ganzen« und was ein »Zuviel« in diesem 
Zusammenhange bedeuten soll. 

Die Geldtheorie bildet ein spezielles Arbeitsgebiet 
Wieser’s, auf welchem er ähnlich wie auf dem Gebiet der 
subjektiven Werttheorie im einzelnen feinsinnige Untersuchungen 
durchgeführt hat. Trotzdem ist sie als Ganzes wenig befrie- 
digend. Schon der Begriff des Geldes, wie er hier definiert wird, 
befriedigt nicht. Als »Geld« wird »jedes allgemeine Zah- 
lungsmittelim Tausche und außerhalb des 
Tausches« bezeichnet, und »allgemein ist ein Zah- 
lungsmittel, sobald es geschichtlich eine Massengewohnheit der 
Verwendung erworben hat«($ 49). Das ist mit Rücksicht darauf, 
daß früher die »Zahlung« als »Geldleistung« definiert worden war, 
eine offenbare Zirkeldefinition. Und ebenso unklar wie früher 
der Begriff »Wert« wird jetzt der Begriff »Geldwert« 
definiert ($ 50). Wieser unterscheidet auch hier zwischen 
dem »persönlichen Tauschwert des Geldes« und dem »volks- 
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wirtschaftlichen Tauschwert«, und er sagt über diesen: 
»Im Leben gilt der volkswirtschaftliche Tauschwert als der 
Geldwert schlechthin, er ist gemeint, wenn man sagt, der Geld- 
wert stünde hier höher, dort niedriger, oder der Geldwert sei 
jetzt niedriger als früher. Als Geldwert schlechthin versteht 
ihn auch die herrschende wissenschaftliche Auffassung, die auch 
darin dem Leben folgt, ihn als objektiv gegeben anzunehmen, 
und ihn denn auch als objektiven Tauschwert bezeichnet. Alles 
was wir über den wahren Sinn der objektivierenden Wertaussage 
in Rücksicht auf die naturalen Werte festgestellt haben, gilt auch 
in Rücksicht auf das Geld. Der Geldwert ist nichts Objektives, 
er ist der allgemein subjektive Abschnitt des persönlichen Geld- 
wertes, jener über den alle Personen übereinstimmen. Wir haben 
ihn als die Geltung zu definieren, welche das Geld 
kraft desallgemeinen Preisstandes für alle 
Beteiligten im volkswirtschaftlichen Pro- 
zesse hat«20) ($ 50). Als »allgemeiner Preisstand« oder »volks- 
wirtschaftlicher Preisstand« wurde früher »die Summe aller auf 
dem volkswirtschaftlichen Markte bestehenden Preise« bezeichnet 
und hinzugefügt: »Niemand hat praktisch die Gelegenheit, das 
Ganze des allgemeinen Preisstandes zu überschauen, sondern im 
Erwerb und Haushalt hat es jedermann immer nur mit einem 
persönlich beschränkten Ausschnitt aus dem allgemeinen Preis- 
stande zu tun. Das Urteil ‚es ist billig‘, ‚es ist teuer‘ gibt jeder 
einzelne zunächst für seinen persönlichen Preisstand ab, den 
er mit dem Stande eines anderen Zeitraumes oder einer anderen 
Oertlichkeit vergleicht; allgemeine Geltung erlangt es erst dann, 
wenn es für alle gesellschaftlichen Schichten oder doch die 
überwiegende Masse übereinstimmend abgegeben wird« (§ 43). Zu 
dem allen wird hinzugefügt: »Im Geldwerte ist mehr ausgesagt 
als die bloße Tatsache des allgemeinen Preisstandes. Es ist 
nicht bloß ausgesagt, daß die Dinge, die auf dem Markt um- 
gesetzt werden, die und die Preise bedingen, sondern es ist eben 
ausgesagt, daß das Geld im volkswirtschaftlichen Prozesse ver- 
möge des allgemeinen Preisstandes für jedermann die und die 
Geltung besitze« ($ 50). 

Aber was ist diese vielberufene mysteriöse »Geltung«? 
Was ist »der allgemein subjektive Abschnitt 
des persönlichen Geldwertes, jener, über den alle Personen 
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übereinstimmen«, was kann er denn anders sein, als die 
objektive Tatsache, daß diese Personen auf dem Markte 
mit einer bestimmten Geldsumme ganz bestimmte Güter- 
mengen kaufen können? »Deutlicher als im ruhenden Zu- 
stande wird dieser Sinn des Geldwertes bei seiner Veränderung 
empfunden«, heißt es weiter. »Die Erklärung, daß der Geldwert 
gestiegen, daß er gefallen sei, sagt nicht bloß aus, ‚daß es billiger‘, 
‚daß es teurer geworden sei‘, sondern diese Erklärung sagt aus, 
daß zugleich mit der Veränderung des allgemeinen Preisstandes 
die Geltung des Geldes für jedermann eine andere geworden 
sei. Es ist ausgesagt, daß das Verhältnis,inwelchem 
die Geldeinheit zur Nutzeinheit steht, en 
anderes geworden ist, daß man mehr Geld oder daß man weniger 
Geld hinzugeben habe, um den gleichen Grenznutzen zu decken. 
Der Geldwert fällt, wenn mehr Geldeinheiten hingegeben werden 
müssen, um den gleichen Nutzgrad zu sichern, er steigt, wenn 
man mit weniger ausreicht. Wo die allgemeine Verteuerung der 
Preise die Wirkung hat, daß die Versorgung aller Haushaltungen 
enger gezogen werden muß, und die allgemeine Verbilligung den 
Sinn, daß sie weiter ausgedehnt werden kann; dort ist der Tausch- 
wert aller Waren gestiegen oder gefallen, während der Tausch- 
wert des Geldes durchaus nicht verändert zu sein braucht. — 
Wir können den Geldwert sonach genauer in der Weise definieren, 
daß wir ihn als die Geltung erklären, welche der Geld- 
einheit kraft des Verhältnisses zukommt, 
worinsiezur Nutzeinheitsteht«®) ($ 50). 

Damit ist die Argumentation nun aber doch ganz auf den »pcr- 
sönlichen Tauschwert des Geldes« zurückgelangt. Oder, wodurch 
soll sich der »volkswirtschaftliche Tauschwert« des Geldes von 
seinem »persönlichen Tauschwert« da noch unterscheiden? Ganz 
abgesehen von der Frage, was man sich unter der »Nutzeinheit « 
vorzustellen habe, zu der die »Geldeinheit« ins Verhältnis gesetzt 
wird. Ist das eine volkswirtschaftliche Nutzeinheit oder eine 
privatwirtschaftliche? Was für eine Größe ist es? Wie, wodurch 
oder in was kann sie ausgedrückt werden? Wessen Grenznutzen 
ist es denn, der da das Maß gibt? Das sind alles Fragen, 
deren Beantwortung hier im Interesse der erforderlichen Klar- 
heit von Bedeutung wäre. Und kann man wirklich sagen, daß 
der »Tauschwert des Geldes« »nicht verändert« ist, wenn »die 
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allgemeine Verteuerung der Preise die Wirkung hat, daß die 
Versorgung aller Haushaltungen enger gezogen werden muß, und 
die allgemeine Verbilligung den Sinn, daß sie weiter ausgedehnt 
werden kann«? Müssen denn da nicht auch im ersten Falle 
»mehr Geldeinheiten hingegeben werden, um denselben Nutz- 
grad zu sichern«, während man im zweiten Falle »mit weniger 
ausreicht«? 

Ebenso wie die Begriffsbestimmung des »Geldwertes« ist nun 
die ganze Lehre vom Geldwert unklar. Es heißt: »Auf die Höhe 
des Geldwertes haben alle diejenigen Tatsachen Einfluß, welche 
den allgemeinen Preisstand bestimmen, aber es kommen zu 
diesen doch noch die weiteren Tatsachen hinzu, welche das 
Verhältnis bestimmen, worin die Geldeinheit im Preisstande 
der Nutzeinheit Ausdruck gibt.« »Im Preisstande der 
NutzeinheitAusdruck gibt«? (Es ist hier schwierig, 
den Sinn zu fassen, ge wiß nicht, weil Wieser seinen Ge- 
danken nicht Ausdruck zu geben weiß — er ist ja ein Meister 
der Sprache —, sondern weil ihnen unvollziehbare Vorstellungen 
zugrunde liegen.) Und welche sind jene bestimmenden »Tat- 
sachen«? Von den »Tatsachen, welche das Verhältnis bestimmen, 
worin die Geldeinheit im Preisstande der Nutzeinheit Ausdruck 
gibt «, ist überhaupt nicht weiter die Rede. Und bezüglich der »Tat- 
sachen, welche den allgemeinen Preisstand bestimmen«, heißt es: 
»Der allgemeine Preisstand muß im letzten Grunde immer durch 
die Wertsummen bestimmt sein, die sich auf dem Markte der 
naturalen Werte einerseits auf der Angebotseite und andererseits 
auf der Nachfrageseite begegnen. Auf der Angebotseite sind 
dies die sämtlichen naturalen Werte, die zum Umsatz angeboten 
werden, auf der Nachfrageseite sind es die zur Preiszahlung 
verfügbaren Geldsummen, gleichgültig, in welcher Geldform sie 
verfügbar sind; die Summen, die in Noten oder Schecks, und 
auch diejenigen, die in Wechseln verfügbar sind, sind alle mit- 
zurechnen und nicht minder selbst diejenigen, die kreditiert 
und abgerechnet werden, denn sie alle wirken mit auf die Preis- 
bildung ein. Von den sämtlichen Preiszahlungen des Marktes 
sind für den Tauschwert des Geldes diejenigen entscheidend, 
die für die Konsumwerte gemacht werden, weil die Preiszahlungen 
für die Produktivmittel von diesen abgeleitet sind. In einer 
ständigen Volkswirtschaft, die weder Fortschritt noch Rück- 
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der Konsumwerte der Haushaltungen auf, und wir kommen 
daher zu dem abgekürzten Ausdruck, daß in der ständigen 
Volkswirtschaft der allgemeine Preisstand durch 
dieSummederneueinkommendennaturalen 
Konsumwerte einerseits und das Geldein- 
kommen andererseits bestimmt wird«®) (a. a. O.). 
Demnach wäre also »das Geldeinkommen«der Volkswirtschaft bzw. 
die Summe der Geldeinkommen im Verhältnis zur Gesamtmenge 
der naturalen Güter bzw. Konsumgüter, die erzeugt und um- 
gesetzt werden, die bestimmende Tatsache. Aber ist denn »das 
Geldeinkommen« eine letzte unabhängige Größe? Es ist doch 
selbst von den Preisen abhängig, ja im letzten Grunde mit dem 
»Preisstande« identisch. Der »Preisstand« wurde definiert als 
»die Summe aller auf dem volkswirtschaftlichen Markte be- 
stehenden Preise« (siehe oben). »Die auf dem volkswirtschaft- 
lichen Markte bestehenden Preise« sind nun gewiß direkt von 
dem Einkommen abhängig. Also kann dies nicht ein letzter 
Bestimmungsgrund für jene Preise sein. Diese Erklärung bewegt 
sich in einem offenbaren Zirkel. 

Zutreffend ist der Zusammenhang zwischen dem »Geldstoff 
und Stoffwert des Geldes« beim Metallgeld dargestellt ($ 51), 
doch ist es verwunderlich, wie Wieser von der »metallistischen 
Anschauung« als »herrschender Lehre« sprechen kann, die »den 
Geldwert immer durch den Gebrauchswert des Geldstoffes ge- 
bunden« ansieht. In Deutschland wenigstens kann man seit 
Knapp’s »Staatlicher Theorie des Geldes« doch fast die »nomi- 
nalistische Anschauung« als die »herrschende« bezeichnen. Nicht 
unzweckmäßig wird von Wieser der Begriff des »Nenn- 
wertes« in eigenartiger Weise definiert »als die staatlich ange- 
ordnete Geltung, welche den Teilmünzen im Verhältnisse zur 
Geldeinheit zukommt« bzw. bei »Papiergeld« als »die Geltung, 
welche der Staat für seine Noten gegenüber dem metallischen 
Währungsgelde in Anspruch nimmt« ($ 52). 

Unbefriedigend ist dagegen wieder, was Wieser über »das 
Gesetz der Veränderung des Geldwertes« sagt ($ 53). Hier wird 
übrigens nicht mehr »das Geldeinkommen« als unabhängiger 
und letzter bestimmender Faktor angenommen, sondern die 
Geldmenge. Die Bedeutung der Umlaufsgeschwindigkeit wird 
nicht hervorgehoben. Höchst anfechtbar ist, was über den Zu- 
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sammenhang zwischen Geldwert, Preisen und dem Gesetz des ab- 
nehmenden Bodenertrages gesagt wird. Wieser meint, daß im 
Falle, als »die kostenerhöhende Wirkung des Gesetzes vom abneh- 
menden Bodenertrag durch Fortschritte der industriellen Technik 
und durch Kapitalansammlung ausgeglichen oder gar überwogen 
wird«, zwar eine allgemeine Preiserhöhung eintreten wird, aber 
»man sich trotz der erhöhten Geldausgabe durchschnittlich so aus- 
giebig, ja ausgiebiger als früher wird versorgen können, die 
Kopfquote der Versorgung nicht gefallen sein wird«. Aber woher 
soll die »erhöhte Geldausgabe« kommen? Wenn die Güter- 
erzeugung und damit der Güterumsatz steigt, wenn mehr Waren 
auf den Markt kommen, während, was hier vorausgesetzt wird, 
sich »auf der Geldseite« nichts ändert, so kann unmöglich »alles 
teurer werden«, denn wie sollte es dann bezahlt werden? Wenn 
auch gewiß »die Preise der Rohstoffe, welche der Boden liefert, 
als Kostenpreise in die Preise der Produkte eingehen, zu denen 
sie den Rohstoff liefern, und ebenso die Preise der Unterhalts- 
mittel in die Preise der Produkte eingehen, soweit sie die Höhe 
des Arbeitslohnes beeinflussen«, so muß doch diese Wirkung 
durch eine entgegengesetzte der Verminderung der sonstigen 
Produktionskosten kompensiert werden, denn, was soll es sonst 
heißen, daß »die Wirkung des Gesetzes vom abnehmenden 
Bodenertrag durch Fortschritte der industriellen Technik und 
durch Kapitalbildung ausgeglichen oder gar über- 
wogen wird«®)? Der »Zentner Weizen« wird natürlich teurer 
sein, aber die industriellen Produkte müssen billiger sein, und 
der (volkswirtschaftliche) Geldwert wird nicht »gesunken«, son- 
dern gestiegen sein. Es macht sich hier der Mangel eines 
klaren Unterschiedes zwischen dem »persönlichen«und dem »volks- 
wirtschaftlichen« Geldwert geltend. Ebenso unrichtig ist die 
Behauptung, daß, »wenn das Verhältnis der landwirtschaft- 
lichen Erträge und der Nahrungsversorgung gegenüber der 
Menschenzahl dauernd und gesteigert ungünstig wird, ... das 
Volkseinkommen, sowohl in seiner Geldform als beglei- 
tend auch in seiner Naturalform sinken wird«®*). Es ist nicht 
einzusehen, warum es in seiner Geldform sinken sollte und sein 
Sinken in seiner Naturalform nur eine Begleiterscheinung jenes 
Sinkens in seiner Geldform sein sollte. Vielmehr kann das Geld- 
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einkommen durchaus gleichbleiben und wird sein Sinken in 
seiner Naturalform eine durchaus selbständige, von der Geld- 
form unabhängige Erscheinung sein. Ebenso ist nicht einzusehen, 
warum man im Falle, wenn der Bodenertrag abnimmt, ohne 
daß gleichzeitig eine Steigerung der industriellen Produktion 
erfolgt, nicht sagen sollte, daß sich der Geldwert verändert und 
nur daß sich der Wert der Waren verändert. Ganz unverständ- 
lich ist schließlich, wie Wieser den Begriff und die Möglichkeit 
der »Appreziation« des Geldes ablehnen kann, mit der Behaup- 
tung, daß der Ablauf des Prozesses der Appreziation, so wie 
er behauptet wird, sich nicht ausdenken läßt«. 

Nicht glücklich sind ferner die nun folgenden Ausführungen 
über »die geschichtlichen Wertveränderungen des Geldes und 
die Auflösung der Naturalwirtschaft« ausgefallen ($ 54). Wie- 
ser wendet sich hier der Frage zu, welchen Ursachen die seit 
der Entdeckung Amerikas geschichtlich zu beobachtende Tat- 
sache einer fortschreitenden Geldentwertung zuzuschreiben sei. 
Er weist darauf hin, daß in dieser Hinsicht »zwischen den beiden 
Prozessen der Geldentwertung und der geldwirtschaftlichen Auf- 
saugung der ländlichen Naturalwirtschaft ein zeitlicher Parallelis- 
mus besteht, welcher den Gedanken einer ursächlichen Ver- 
bindung nahelegt«. »Auf alle Fälle hat die Theorie die Aufgabe, 
mit Hilfe ihrer typisierenden Annahmen zu prüfen, wie die 
allmähliche Aufsaugung der Naturalwirtschaft auf Preisstand 
und Geldwert wirken muß.« Insoweit ist die Problemstellung 
klar, aber der Satz, von dem Wieser nun bei der Lösung 
ausgeht, ist gewiß nicht haltbar. Er schreibt: »Auf den 
ersten Blick schon scheint es klar, daß die Preise, wie sie mit 
dem Markte entstehen, so mit ihm wachsen müssen«. Es ist 
doch gerade das Entgegengesetzte zu erwarten. Je 
größer der Markt wird, je mehr Güter dort angeboten und 
umgesctzt werden, desto niedriger müssen, wenn nicht auf 
der .Geldseite eine Veränderung eintritt, wovon hier abgesehen 
wird, die Preise werden. Das, was Wieser hier zur Begründung 
seiner Ansicht anführt, nämlich, daß mit der fortschreitenden 
Einbeziehung der bisherigen Naturalwirtschaft in den Markt- 
und Geldverkehr der Landwirt gezwungen wird, genauer zu 
kalkulieren und mit Kostenbestandteilen zu rechnen, mit 
denen er bisher nicht gerechnet hat, ist kein zwingendes 
Argument. Gedeckt müssen die Produktionskosten durch 
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den Preis ja immer werden — wenn man nicht nur ganz ver- 
einzelte Fälle eines Verkaufes (»Gelegenheitsverkäufe«) an- 
nimmt —, ob sie nun genau kalkuliert und gerechnet werden 
oder nicht. Und schließlich ist die Kalkulation und Kosten- 
rechnung nicht etwas Selbständiges, Primäres, Unabhängiges, . 
das die Preise souverän bestimmen würde. Da kommt es doch 
auch auf die Nachfrage und Zahlungskraft der Nachfragenden 
‚an. Nicht »weil der verkaufende Landwirt seinerseits noch nicht 
seine vollen Kosten in sie hineinrechnet«, was er ja wirklich 
nicht tun mag, »sind die Preise der Lebensmittel, auf deren 
Grundlage« auch er(!) seine Kosten kalku- 
lieren«muß, auf frühen Stadien der Entwicklung »äußerst 
gering«, sondern, weil die Nachfrage noch sehr klein ist. Und 
sie steigen dann im weiteren Verlaufe der Entwicklung nicht 
deshalb, weil er darauf kommt, daß er bisher zu Verlustpreisen 
verkauft hat, sondern einerseits, weil die Nachfrage steigt, und 
andererseits, weil die Kosten tatsächlich steigen. Gewiß ist 
yerst durch die gesteigerte Industrialisierung der letzten Jahr- 
zehnte die geldwirtschaftliche Aufsaugung der bäuerlichen Pro- 
duktion um ein entscheidendes Stück weiter getrieben worden«. 
‚Aber diese Industrialisierung bedeutet in allererster Linie eine 
Steigerung der Nachfrage nach landwirtschaftlichen Produkten 
auf dem volkswirtschaftlichen Markte und damit eine Ursache 
der Steigerung der Preise derselben ganz von sich aus, unabhängig 
davon, wie der Landwirt bisher kalkuliert hat und nunmehr 
kalkuliert. Und »die hohen Geldlöhne der Industrie haben die 
'Geldlöhne gesteigert, welche der Landwirt zahlen muß«, und 
damit die Produktionskosten der landwirtschaftlichen Produkte, 
ebenfalls ganz unabhängig davon, wie der 
Landwirt bisher kalkuliert hat. Damit »wachsen 
die Geldkosten, welche sich der Landwirt im Preise ersetzen 
lassen muß«, tatsächlich, nicht nur zufolge einer ver- 
änderten Kalkulation. Voraussetzung für die allgemeine Stei- 
gerung aller dieser Geldpreise und Geldkosten in Industrie und 
Landwirtschaft ist aber unbedingt eine Veränderung auf der 
Geldseite, sei es eine Vermehrung der Geldmenge, eine Ver- 
größerung der Umlaufsgeschwindigkeit oder eine Ausdehnung 
des Kreditverkehrs oder aller dieser drei Faktoren. Abgesehen 
davon ist eine allgemeine Preissteigerung unmöglich und 
undenkbar, denn wie sollten sonst alle diese Preise bei 
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erhöhten Umsätzen bezahlt werden. Wenn wir von einer 
derartigen Veränderung auf der Geldseite absehen, dann ist nur 
der Eintritt des Gegenteils denkbar und möglich von dem, 
was Wieser lehrt, ein Sinken des allgemeinen Preis- 
standes bzw. eine Erhöhung des Geldwertes. 
Wiesers Anschauung hier führt zu einem gewiß unhalt- 
baren Resultat, nämlich, daß je größer und intensiver der 
Güterumsatz wird, um so mehr die Preise steigen müssen. 
»Mag auch die fortschreitende Industrialisierung die Produk- 
tivität der Volkswirtschaft und den allgemeinen Wohlstand 
erhöhen, mag sie die Versorgung aller Klassen mit naturalen 
Werten reichlicher gestalten und den Grenznutzen der Haus- 
haltungen durchaus herabsetzen, so muß gleichwohl der Geld- 
ausdruck, welchen die naturalen Werte im allgemeinen Preis- 
stande erhalten, gesteigert sein, solange die naturalwirtschaftliche 
Aufsaugung noch andauert, denn solange dringt die Geldrechnung 
immer tiefer in solche wirtschaftlich wirksame Ursprünge der 
Güterversorgung ein, auf die sie sich bisher noch nicht erstreckt 
hatte, Der Geldausdruck umfaßt immer vollständiger die Ele- 
‚mente der Preisbildung, und die Kontinuität der Preisbildung 
muß es daher mit sich bringen, daß zu dem bisherigen Preis- 
ausdruck, der bloß die bisher berechneten Elemente deckte, noch 
ein Zuschlag für die neu berechneten Elemente hinzukommt.« 
Die Richtigkeit dieser Darlegung stünde nicht nur in offenem 
Widerspruch zu Wiesers eigener Lehre von der Zurechnung 
und dem Verhältnis zwischen Preis und Kosten, sondern setzte 
eine Preistheorie voraus, in welcher man mit »Produktions- 
kosten« und historischer »Kontinuität« wie mit letzten alles 
bestimmenden Faktoren operiert. 

Die Frage der »Messung des Geldwertes« und der »Methode 
der Indexzahlen«, der sich Wieser nun zuwendet, ist nur in 
den allgemeinsten Umrissen behandelt (§ 55). Im weiteren kommt 
Wieser wiederum auf den Kapitalbegriff zurück, und zwar 
auf die Frage der »Geldform des Kapitals« und den »wissenschaft- 
lichen Schlußbegriff des Kapitals« ($ 56). Nachdem er zuerst 
den Begriff des »Geldkapitals« definiert hat als »jede angesammelte 
Geldsumme, die zur Ausgabe im Erwerb bestimmt ist«, und 
daneben die Gestalten des »Leihkapitals« und »Unternehmungs- 
kapitals« und ferner des »volkswirtschaftlichen Produktivkapi- 
tals«, des »produktiven Leihkapitals«, des »Erwerbskapitals im 
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engeren Sinne« und des »konsumtiven Leihkapitals« unter- 
schieden hat, stellt er das Problem, »einen abschließenden 
Begriff zu bilden, der durch das Mittel der Geldform alle wahr- 
genommenen Kapitalgestalten zu einer Einheit verbindet«. 
Worin besteht das Wesen dieser »Einheit« 
allen Kapitals, das wäre also die Frage. Wir be- 
kommen aber darauf keine klare und befriedigende Antwort. Es 
heißt: »Im geldwirtschaftlichen Prozesse braucht das Natural- 
kapital in der Hand des Unternehmers den Zusatz von Geld- 
kapital und die stete Beziehung auf die Geldform, um seine 
volkswirtschaftliche Wirkung der Ertragsvermehrung richtig ab- 
gemessen zu leisten; dadurch erst ist es in sich 
einEinheitund istesmitdenandernKapital- 
gestaltenzueiner Einheit verbunden«®). Also 
sdie Beziehung auf die Geldform« ist das Charak- 
teristische. Aber das ist ja eben das Problem, worin das 
Wesen dieser Beziehung liegt. Damit haben wir nur eine 
Umschreibung der Definitionsaufgabe, aber noch keine Definition, 
keine Begriffsbestimmung. Und nicht anders ist es, wenn wir 
noch das Folgende hinzunehmen: »Im wissenschaftlichen Begriff 
des Kapitals darf die Gestalt des Geldkapitals nicht fehlen, wir 
müssen daher zu den engeren Begriffen des volkswirtschaftlichen 
Kapitals und des Erwerbskapitals noch einen weiteren wissen- 
schaftlichen Kapitalbegriff hinzunehmen, welcher die Gesamt- 
heit aller Gestaltungen der Naturalform und der Geldform des 
Kapitals als eine Einheit zusammenfaßt, einschließlich selbst des 
konsumtiven Leihkapitals. In diesem Sinne definieren wir den 
erweiterten Schlußbegriff des Kapitals als die Einheit der 
GeldformundNaturalformdesKapitals. Alle 
einzelnen Kapitalien erhalten ihre Wirkung dadurch, daß sie 
als Teilkapitalien dieser Einheit verwendet werden«®®). »E in- 
heitderGeldformundNaturalformdesKapi- 
tals«? Aber diese »Einheit« bzw. ihr wesentlicher Charakter, 
das ist doch gerade das zu lösende Problem! 

Was im weiteren über den »Prozeß der geldwirtschaftlichen 
Kapitalbildung« ($ 57) und den »Kapitalmarkt« ($ 58) gesagt 
wird, hält sich im wesentlichen im Rahmen, innerhalb welchen 
diese Fragen bisher in der Literatur behandelt wurden. Zum 
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. Schlusse dieses Abschnittes kommt dann Wieser ausführ- 
lich auf das Problem bzw. die volkswirtschaftliche Bedeutung 
‚der Geldrechnung zu sprechen ($ 59). Das Problem ist für 
.den Fall, von dem Wieser ausgeht, nämlich den der »Annahme 
vollständiger Gleichheit der verbundenen Einzelwirtschaften, 
derart, daß überall der Einkommensstand, der Bedürfnisstand, 
der Wertstand genau übereinstimmen«, ja ganz einfach und klar. 
Aber für die tatsächliche Wirklichkeit läßt sich daraus 
keine Lösung gewinnen. Alles, was Wieser diesbezüglich 
ausführt, geht über rein bildliche Vorstellungen nicht 
‚hinaus. So zum Beispiel, wenn er schreibt: »Die Einheit des 
volkswirtschaftlichen Tauschwertes bricht sich, wenn sie 
durch das Medium der mannigfach abgestuften persönlichen 
Bedürfnisstände, Einkommensstände und Vermögensstände ge- 
leitet wird, in die mannigfachst abgestuften Einheiten 
der persönlichen Iauschwerte zu einer Skala, die von 
dem höchstgespannten Grenznutzen des äußersten Elends bis 
zu dem fast ganz entspannten des äußersten Luxus reicht. Nichts- 
destoweniger verliert die Geldrechnung keineswegs ihren 
Sinn ganz und gar«?). Oder, wenn es heißt: »Es wird 
immer durch den Preiskampf der Schlüssel dafür gefunden, wie 
von Schicht zu Schicht die Nutzeinheiten gegeneinander in Geld 
umzurechnen sind. Statt mit einfachen gesellschaftlichen Nutz- 
einheiten zu operieren, setzt man Einheiten des geschichteten 
Grenznutzens an, aber auch damit gelangt man zu strenge rechen- 
‚baren Summen.« Diesen und den damit zusammenhängenden 
Ausführungen kann man kaum einen verständlichen Sinn abge- 
winnen. 


7. 

| Wieser wendet sich nun in der Darstellung, die sonst 
von hier direkt zum sog. »Verteilungs«problem überzuführen 
pflegt, zunächst einer Beschreibung des »volkswirtschaftlichen 
Aufbaus des Erwerbes« oder der »Erwerbsgemeinschaft« und erst 
im Anschluß hieran dem Problem der »Einkommensbildung« zu. 
Er sieht im »volkswirtschaftlichen Aufbau des Erwerbes die 
wirtschaftlichen Quellen der Machtbildung wirksam« und einen 
der wichtigsten bedingenden Faktoren der »Einkommensbildungt 
Dieser Aufbau wird charakterisiert durch die »Arbeitsteilung«, 
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‚die »Lokalisierung der Erwerbsstätten« die »wirtschaftliche 
-Schichtung der Gesellschaft« und die »Unternehmung«. Gegen- 
‚über der sit Adam Smith üblichen Betrachtung der »Ar- 
beitsteillung« weist Wieser nicht mit Unrecht hin, daß man 
bisher zu sehr »jene Art der Differenzierung« in den Vorder- 
grund gerückt hat, die man als »horizontale Gliederung« oder 
»Arbeitsgliederung« bezeichnen kann, und darüber die 
gesellschaftlich wichtigere Erscheinung der »vertikalen Schich- 
tung«, die »uns Verhältnisse der Ueber- und Unterordnung, 
wie ein solches vor allem zwischen dem Unternehmer und der 
Lohnarbeiterschaft besteht«, zwar »nicht übersehen«, aber doch 
‚vernachlässigt oder in seiner Bedeutung nicht richtig erkannt 
‚hat. »Man hätte von Anfang an die zwei Dimensionen, nach 
denen sich die Erscheinung der Arbeitsteilung ausdehnt, von- 
einander trennen müssen und hätte zeigen müssen, wie sie die 
volkswirtschaftliche Erwerbsgemeinschaft nicht nur in ein Neben- 
einander von Berufen, Betrieben und Verrichtungen gliedert, 
sondern sie auch in ein Uebereinander und Untereinander von 
‚Macht und Schwäche schichtet. Der Aufbau des volkswirtschaft- 
lichen Körpers ist von Anfang an falsch gesehen, wenn man in 
der Arbeitsteilung die beiden Funktionen der Gliederung und 
der Schichtung miteinander vermengt« ($ 60). Dabei bemüht 
sich Wieser, auch die Erscheinung der »Arbeitsgliederung« 
tiefer in ihrer gesellschaftlichen Bedingtheit zu erfassen, als es 
durch die rein individualistische Betrachtungsweise der klassi- 
schen Schule, welche wie überall, so auch hier in ihr im wesent- 
lichen eine Wirkung des »persönlichen Vorteils« der Wirt- 
schaftenden sah, geschehen ist, nämlich als eine Funktion der 
gesellschaftlichen Organisationsentwicklung und Kraftentfaltung. 
Nach Adam Smith »ist die Erwartung, durch die gesteigerte 
Arbeitsgliederung gesteigerten Ertrag und erhöhtes Einkommen 
zu gewinnen, die treibende Kraft des gesellschaftlichen Prozesses, 
sie gibt den im Verkehr verbundenen Individuen den Anstoß und 
das Maß der Bewegung« Für Wieser ist »die Arbeitsgliede- 
rung der persönliche Ausdruck der gesellschaftlichen Gemein- 
schaftsbildung, die von geschichtlichen Mächten von lange her 
getragen ist und immer weiter gebildet wird«. . »Die durchschnitt- 
liche Spannweite des Arbeitsfeldes, welches dem Individuum 
zugemessen ist, ist der persönliche Exponent für die Größe der 
Energie, welche die gesellschaftliche Erwerbsgemeinschaft er- 
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reicht hat. Sie fällt um so enger aus, je größer diese Energie ist. 
Wenn man einen Zustand denken könnte, wo das ganze un- 
absehbare Arbeitsfeld der Welt, in der Art wie heute ein ge- 
schlossenes Eisenbahnnetz, von der einheitlich gegliederten Welt- 
arbeiterschaft mit Hilfe des einheitlich geordneten Weltkapital- 
apparates bedient werden müßte, um die geforderte Höchstenergie 
zu entbinden, so würde die durchschnittliche persönliche Spann- 
weite im Vergleiche zur heutigen vielleicht so enge zugemessen 
sein, wie diese im Vergleiche zu der des mittelalterlichen Ge- 
werbes. Die Abhängigkeit vom Markte, welche der Entwicklung 
der Arbeitsgliederung in der Geldform ihre Grenzen setzt, geht 
im letzten Grunde auf die Abhängigkeit zurück, in der das 
naturale Arbeitsfeld des Individuums gegenüber der gesellschaft- 
lichen Erwerbsgemeinschaft steht. In der überlegenen Energie 
der gesellschaftlichen Erwerbsgemeinschaft sind die letzten 
Grundlagen der Arbeitsgliederung gegeben und die Grenze für 
ihre Entwicklung ist immer durch den Punkt bezeichnet, bei 
dem diese Ueberlegenheit endigt« ($ 60). Die Fragen, auf die 
diese Ausführungen eine Antwort geben sollen, sind allerdings 
nicht richtig gestellt. — »Wie entwickelt sich dieser Prozeß 
der Arbeitsgliederung? Warum teilt man sich in die Arbeiten ? 
Wieweit geht man jeweils mit der leilung? Wer leitet den 
Prozeß ?« — Es handelt sich hier keineswegs um eine historische 
Kausalfrage, sondern um eine Frage der gesellschaftlichen Be- 
dingtheit, Funktion und Bedeutung. 

Merkwürdig ist, daB Wieser bei der sich daran an- 
schließenden Behandlung der Frage der »Standortsverteilungs 
oder, wie er sagt, der »Lokalisierung der Erwerbsstätten«, diese 
soziologische Betrachtungsweise wieder verläßt und zur üblichen 
kausalhistorischen zurückkehrt ($ 61). Hier sieht er wieder »die 
Rücksicht auf den Ertrag« als »zuletzt entscheidend« an, etwas 
was man im selben Sinne ebensogut von der Frage der Arbeits- 
gliederung im allgemeinen sagen kann. Deshalb kann er zur 
Beleuchtung dieser Frage auch nichts wesentliches Neues bei- 
bringen, und das zusammenfassende Ergebnis, zu dem er 
hier gelangt, ist theoretisch wohl nicht von der ihm zugeschrie- 
benen Bedeutung. »Mit diesen Bemerkungen ist das Kon- 
figurationsbild der Erwerbswirtschaft des Volkes zwar nur in 
allgemeinsten Umrissen, aber doch hinlänglich genau gezeichnet, 
um den theoretisch bedeutsamen Schluß zu erlauben, daß die 
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vielköpfige Tauschgemeinschaft bei der Lokalisierung der pro- 
duktiven Betriebsstätten und der sonstigen Erwerbssitze durch 
jene wirtschaftsgeographischen Verhältnisse geleitet wird, welche 
durch die natürliche Lage und durch die geschichtliche Ent- 
wicklung gegeben sind... Die geschichtliche Macht wirkt kon- 
servativ zugunsten der älteren Erwerbssitze und entscheidet 
unter sonst gleichen Bedingungen für sie, aber sie ist doch nicht 
stark genug, um das Aufkommen neuer geschichtlicher Bildungen 
dort zu verhindern, wo eine neue Technik ihre natürlichen Be- 
dingungen gegeben findet. Die geschichtlich erworbene Macht 
der alten Erwerbssitze gibt in der einheitlichen Volkswirtschaft 
eine wirksame Hilfe für die allgemeine Entwicklung, so daß die 
natürlichen Quellen des Volksreichtums in ihrer örtlichen Ver- 
teilung immer in dem Grade aufgeschlossen sein werden, wie es 
dem allgemein erreichten Stande der Entwicklung gemäß ist« 
(§ 6r). 

Bei der Betrachtung der »wirtschaftlichen Schichtung der 
Gesellschaft« (§ 62) wird die Bedeutung betont, die diese für 
den »Aufbau der Erwerbsgemeinschaft« und die »Einkommens- 
bildung« dadurch hat, daß diese stets durch jene »mitbestimmt« 
wird, und mit Recht die wichtige Tatsache hervorgehoben, daß 
schon »die klassische Theorie ihren Untersuchungen über Erwerb 
und Einkommen« einen »typischen Zustand« der Schichtung 
»zugrunde gelegt hat, wie er für die Kulturvölker zu ihrer Zeit 
bestand, ebenso« wie »die theoretischen Untersuchungen der 
Gegenwart die großen Verschiebungen zum Ausdruck bringen, 
welche die gesellschaftliche Schichtung« seit der klassischen Zeit 
erfahren hat«. Als das Charakteristische der »modernen gesell- 
schaftlichen Schichtung wird »die Tatsache, daß nun die wirt- 
schaftliche Schichtenbildung fast ausschließend durch Kräfte 
bestimmt wird, die aus dem Schoße der Wirtschaft selber ge- 
boren werden«, erkannt. Während in den früheren Zeitaltern 
das Verhältnis oft das umgekehrte war, die Schichtung durch 
außerwirtschaftliche, politische u. dgl. Tatsachen bestimmt wurde, 
und selber für die wirtschaftlichen Verhältnisse oft rein be- 
stimmend war. »Die Bedingungen des Erwerbs haben sich so 
gestaltet, daß sich eine Klasse von kapitalistischen Unternehmern 
und von Geldkapitalisten bilden kann, die mit in die obersten 
Schichten aufsteigt, während die Mittelklasse des gewerblichen 
Bürgertums in nicht geringer Ausdehnung zersetzt wird.« Gleich- 
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zeitig »ist die Zusammensetzung der gewerblichen Arbeiterschaft 
eine andere geworden, neben die gelernten Arbeiter ist in großer 
Masse eine ungelernte Arbeiterschaft getreten, welche den nied- 
rigsten Schichten angehört, neben die männlichen Arbeiter sind in 
großen Massen Frauen, Mädchen und Kinder getreten«. »Ange- 
sichts dieser Tatsachen haben wir eine doppelte Aufgabe vor 
uns. Wir haben einerseits die Annahmen unserer Unter- 
suchung entsprechend weit zu stellen und haben zu unter- 
suchen, wie der Aufbau des Erwerbs und die Einkommens- 
bildung dadurch beeinflußt wird, daß eine kapitalistische Ober- 
schicht und eine in sich selbst wieder abgestufte Unterschicht 
besitzloser Arbeitermassen bestehen, wobei wir die Verhält- 
nisse von Macht und Unmacht mit in Rechnung ziehen 
müssen, die in dieser Oberschicht und Unterschicht ausge- 
löst werden, und wir haben andererseits zu zeigen, wie durch 
den Aufbau des Erwerbs und die Einkommensbildung die 
Schichtung weiter beeinflußt, Macht und Unmacht weiter ge- 
steigert werden.« Wir werden allerdings sehen, daß der nicht 
völlig klargemachte Gegensatz von »Macht und Unmachte bei 
Lösung jener Aufgaben nicht ausreicht, um zu einem befrie- 
digenden Ergebnis zu führen. 

Das zeigt sich gleich bei der Bestimmung des Begriffs und 
Wesens der modernen »Unternehmung« und des »Unternehmers« 
(8 63). Die »Unternehmung« wird als die »freie geldwirtschaftliche 
Organisationsform der Erwerbsgemeinschaft« bezeichnet, das 
»Unternehmertum« als »das Organ der modernen wirtschaftlichen 
Schichtung, von der wir eben gesprochen haben«. »In seinen 
einfachen Formen gibt es dem Unternehmer bloß persönliche 
Ueberlegenheit, späterhin, sobald der Großbetrieb entwickelt 
ist, gibt es ihm Macht, die sich zuletzt bis zur kapita- 
listischen Uebermacht erhöht.« Man wird nicht sagen können, 
daß dies klare Definitionen sind und damit klar verständlich 
gemacht ist, was das Wesen dieser Bildungen: »Unternehmung«. 
und »Unternehmertum« ausmacht, denn dazu sind die hiezu. 
verwendeten Begriffe viel zu allgemein und viel zu wenig 
bestimmt. Dasselbe gilt vom Begriff des »Unternehmers«. Was 
soll es heißen oder bedeuten: »Der Unternehmer ist der voll- 
berechtigte und zugleich der wirtschaftliche Führer seiner 
Unternehmung«? Und später heißt es: »Die Gestalt des Voll- 
unternehmers, wie wir sic am Beginne unserer Untersuchung 
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für die gesunde (?) Eigenunternehmung beschrieben haben, ist 
nicht mehr der reine Ausdruck unserer Zeit. Wenn wir eine 
Definition aufstellen wollen, die alle modernen Formen ein- 
schließt, so müssen wir uns mit dem bloßen Rechtsbegriffe be- 
gnügen, das Erfordernis der wirtschaftlichen Führung trifft nicht 
in allen Fällen zu. Die Unternehmung ist heute eine freie geld- 
wirtschaftliche Betriebsgemeinschaft oder einheitliche Summe 
von Betriebsgemeinschaften, die einem Unternehmer zugehört, 
und Unternehmer ist heute jedes Rechtssubjekt einer Unter- 
nehmung von der Einzelperson bis zu jener vielköpfigen Unter- 
nehmerschaft juristischer Personen und öffentlicher Korpora- 
tionen, deren Organisation so zusammengesetzt ist, daß unter 
den lähmenden Formen, die für eine korrekte Beschlußfassung 
gefordert werden müssen, die persönliche Kraft ihren besten 
Wert einbüßt.« Mit einer solchen Bestimmung büßt aber natür- 
lich auch der Begriff seinen Wert für die nationalökonomische 
Erkenntnis ein. 

Nun erst glaubt Wieser das Wesen der »volkswirtschaft- 
lichen Produktions- und Erwerbsgemeinschaft« oder der »Einheit 
der Volkswirtschaft« bestimmen zu können. Rechtlich stellt 
sich uns »die volkswirtschaftliche Gemeinschaft, wie sie durch 
den Tauschverkehr gebildet ist« und die »die Wirtschaftslehre 
als Volkswirtschaft bezeichnet«, als »die Summe der durch den 
Verkehr verbundenen Privatwirtschaften dar, wirtschaftlich be- 
trachtet ist sie durch ihren allseitigen Zusammenhang eine Ein- 
heit« ($ 64). Was »rechtlich« sich als »Summe« darstellen. 
läßt, bleibt dunkel und, was »wirtschaftlich betrachtet« das 
Wesen und die besondere Art des allseitigen »Zusammenhangs«,. 
durch welchen die zu definierende »Einheit« begründet werden 
soll, ausmacht, ist nirgends klar hervorgehoben. Es wird nur 
noch hinzugefügt: »Die Volkswirtschaft trägt ihren Namen mit 
Recht. Sie ist zwar nicht die volle Wirtschaftsgemeinschaft, 
die von den Sozialisten erträumt wird, sie ist auch nicht die 
einheitliche gesellschaftliche Bildung, die wir zu Beginn unserer 
Untersuchung in der Theorie der einfachen Wirtschaft an- 
genommen hatten, aber sie ist, was mehr wiegt (?), die Wirt- 
schaft des Volkes in ihrer geschichtlich gegebenen Erscheinung. « 
»Wirtschaft des Volkes in ihrer geschichtlich gegebenen Er- 
scheinung«, das ist doch gerade das, dessen Wesen zu bestimmen. 
wäre, das ist doch an sich nicht mehr als eine Bezeichnung 
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der Tatsache, die uns als Objekt der Betrachtung unterliegt, und 
noch dazu eine recht bildliche Bezeichnung, denn eine »Wirt- 
schaft des Volkes im buchstäblichen Sinn ist sie doch 
ganz offenbar nicht. 

Als unklar wird man auch die Bestimmung sowohl des 
Begriffs »Volkseinkommen« als auch der Aufgabe der Lehre von 
der »Einkommensbildung« bezeichnen müssen. Das »Volks- 
einkommen« wird als »der im volkswirtschaftlichen Erwerbs- 
prozeß gewonnene Reinertrag, sofern man ihn auf die persön- 
lichen Wirtschaften bezieht, auf die er verteilt wird«, bezeichnet. 
»Rechtlich ist das Volkseinkommen als die Summe der in der 
Volkswirtschaft gewonnenen Einzeleinkommen zu definieren, 
wirtschaftlich ist es aber eine Einheit, weil es im einheitlichen 
Volkswirtschaftsprozesse gebildet wird, und darum führt es 
seinen Namen mit ebenso gutem Grunde, wie die Volkswirtschaft, 
in der es entstanden ist, den ihren führt.« Nun ist aber gewiß 
nicht das das Wichtige, ob etwas »mit gutem Grunde seinen Namen 
führt«, sondern, was das innere Wesen der »Einheit« 
bildet, deren Definition in Frage steht. Daß etwas »im einheit- 
lichen Volkswirtschaftsprozesse gebildet wird«, kann aber un- 
möglich eine WesenseinheitderSacheselbst kon- 
stituieren. Das bleibt also wieder völlig im unklaren. In gleicher 
Weise unklar bleibt auch der Begriff des »Einzeleinkommenss, 
auf den hier die Bestimmung des Begriffs »Volkseinkommen « 
aufgebaut ist. »Das persönliche Einkommen ist die Summe der 
Erträgnisse, die in einer Einzelwirtschaft zusammenfließen« und 
»die Höhe des persönlichen Einkommens empfängt ihr Maß von 
den Erträgen oder Ertragsanteilen, die man für seine Beteiligung 
zugerechnet erhält«, heißt es. Abervon wem wird denn da 
»zugerechnet«? Und was sind da die»Erträgnisse, die 
zusammenfließen«? 

Als »Aufgabe, die wir zunächst zu lösen haben«, wird hin- 
gestellt, »die Einkommensbildung nach jenem Verlaufe zu unter- 
suchen, nach dem sie sich unter der geltenden Rechtsordnung 
vollzieht«. Als Lösungsprinzip wird angenommen: »Da das Ein- 
kommen als Ertrag gewonnen wird, so sind für die Einkommens- 
bildung die Regeln der Ertragszurechnung entscheidend, die 
wir aus der Theorie der einfachen Wirtschaft kennen, und da 
das Einkommen geldwirtschaftlich in der Preisform gewonnen 
wird, so sind weiter die allgemeinen Gesetze der Preisbildung 
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entscheidend, die wir in der allgemeinen Preislehre kennengelernt 
haben. Die Einkommenslehre ist einerseits die Fortsetzung der 
Zurechnungslehre, wenn diese auf die geldwirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Ertragsbildung eingestellt wird, und ist anderer- 
seits die Fortsetzung der Preislehre, wenn diese auf die besonderen 
Marktfiguren eingestellt wird, die unter der gegebenen Gestaltung 
des Erwerbsprozesses und unter den bestehenden Verhältnissen 
der Schichtung für die großen Ertragsfaktoren gegeben sind.« 
Nun ist ohne weiteres klar, daß »für die Einkommensbildung die 
allgemeinen Gesetze der Preisbildung entscheidend sind«, daß 
die Einkommenslehre eine »Fortsetzung der Preislehre« ist, aber 
inwieferne daneben noch »die Regeln der Ertragszurechnung 
entscheidend sind«, die Einkommenslehre eine »Fortsetzung der 
Zurechnungslehre« sein soll, und was es heißen soll, »wenn diese 
auf die geldwirtschaftlichen Verhältnisse der Ertragsbildung ein- 
gestellt wird«, ist gewiß nicht in gleicher Weise klar. Der 
Sinn dieser Behauptungen wäre einer näheren Klarstellung 
bedürftig. 

Diese Unbestimmtheit schleppt sich nun leider durch die 
ganze weitere Behandlung der Einkommenslehre fort. So be- 
gegnen wir gleich bei der Behandlung der »landwirtschaft- 
lichen Grundrente«, die sich daran anschließt (§ 65), der Defi- 
nition: »Die landwirtschaftliche Grundrente ist jener Teil des 
landwirtschaftlichen Ertrages, welcher dem Boden als solchem 
zugerechnet wird.« Wenn man unter dem »Teil des landwirt- 
schaftlichen Ertrages, welcher dem Boden als solchem zugerechnet 
wird«, nichts anderes versteht, als den Preis den man für den 
Boden als solchen bzw. dessen Nutzung bezahlt oder zu zahlen 
bereit ist, dann ist die Definition ja klar, aber dann ist nicht 
einzusehen, warum man da von »zugerechnet wird« sprechen 
soll. Wenn man darunter aber etwas anderes versteht, was 
Wieser offenbar tut, da er doch von den »Regeln der Zu- 
rechnung« als von etwas spricht, was neben den »Gesetzen 
der Preisbildung« in Betracht kommen soll, dann müßte hier 
eine genaue Klarstellung der Meinung dieses Ausdrucks er- 
folgen. Denn was man sich von vornherein darunter nur 
denken kann, ist nichts anderes, als daß das, was man als Preis für 
den Boden als solchem zu bezahlen pflegt, eben diesem »zu- 
gerechnet« wird, also das »Zurechnen« nichts anderes als so- 
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den Boden ist, womit wir im Grunde ebenfalls nur wieder auf 
ein Identitätsurteil hinauskommen. Dies bezieht sich nun in 
gleicher Weise auf die ganze Darstellung der Grundrententheorie 
überall da, wo von »Zurechnung« und »zugerechnet werden« die 
Rede ist. So z. B. wenn es heißt: »Der Preis der Früchte stellt 
sich kraft des Gesetzes der höchsten Kosten auf die Bewirt- 
schaftungskosten der Grenzklasse, der bei den besseren Klassen 
verbleibende Ueberschuß kommt kraft des Gesetzes 
der spezifischen Zurechnung dem Faktor des 
Bodens zu. Dieser Ueberschuß ist die Grundrente«°®). Diesen 
»Ueberschuß« muß man natürlich dem Boden »zurechnen«, weil 
er den Preis des Bodens bzw. der Bodennutzung korrespondiert 
oder ihn bedingt. Abgesehen davon ist dieses »Zurechnen« eine 
reine individualwirtschaftliche Tatsache, die mit der Verkehrs- 
oder Tauschwirtschaft nichts zu tun hat. Ja diese Tatsache 
würde vielleicht gar nicht existieren, wenn sie nicht von der 
Verkehrswirtschaft und ihren Preisen her ihren Sinn erhielte. 
Jedenfalls könnte von einer bestimmten Größenbeziehung zwi- 
schen einem Ertragsteil und dem Boden nur da gesprochen 
werden, wo es sich um Erträge gleicher Art handelt, um das, 
was Wieser »Quantitätsrente« im Gegensatz zu »Qualitäts- 
rente« nennt. Aber der Hauptmangel der W i e s e r schen Grund- 
rententheorie ist, daß sie gar nichts darüber aussagt, wodurch 
die »letztgenutzte Bodenklasse« oder die »Grenzklasse« bestimmt 
wird, deren »Bewirtschaftungskosten« für die Grundrente von 
entscheidender Bedeutung sind. Diese Grenzklasse ist doch 
nicht etwas an sich, unabhängig vom Preis, durch »außerwirt- 
schaftliche« Tatsachen Gegebenes, sondern selbst ein an sich 
unbestimmtes, erst zu bestimmendes Glied des Zusammenhanges. 
Ohne Angabe, wodurch dieses Glied bestimmt wird, bleibt jede 
Aussage über den Preis der Bodennutzung oder der »Rente« 
eine lediglich empirisch-deskriptive Tatsachenbehauptung und 
vermag niemals eine theoretisch-erklärende Aussage darzustellen. 

Wiesers Definition der Rente als eines »zugerechneten 
Ertrages« entspringt seiner Unterscheidung zwischen einer »natür- 
lichen« und einer »ausbedungenen« Rente. »Die Grundrente wird 
entweder als natürliche oder als ausbedungene Rente bezogen. 
Als natürliche Rente bezieht sie der selbstwirtschaftende Eigen- 
tümer in dem Ueberschusse seines Geldreinertrages, der über 
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den Zins des investierten Kapitales hinausgeht . .. Als bedungene 
Rente bezieht sie der verpachtende Eigentümer in dem Ueber- 
schusse des Pachtzinses, der über den Zins der mitverpachteten 
Kapitalgüter hinausgeht. Von diesen beiden Gestalten ist die 
natürliche Rente die ursprüngliche Gestalt, aus welcher die 
ausbedungene Rente abgeleitet ist. Für die Theorie ist die Er- 
klärung der natürlichen Grundrente die erste und wichtigste 
Aufgabe.« Wenn man die Sache so auffaßt, dann kann die 
Rente natürlich nur als ein »zugerechneter Ertrag« defi- 
niert werden. Aber dann entsteht die Frage: wie kommt »der 
selbstwirtschaftende Eigentümer« dazu, den »Ueberschuß seines 
Geldreinertrages, der über den Zins des investierten Kapitales 
hinausgeht«, dem Boden »zuzurechnen«? Muß er nicht auch 
einen Teil seiner Arbeit »zurechnen«? Und die Antwort kann 
nur lauten: Er muß natürlich allen Faktoren etwas »zurechnen«, 
welche abgesehen von diesem konkreten Zu- 


sammenhange einen Marktwerthaben — bis 
hieher befinden wir uns natürlich auch mit Wieser in Ueber- 
einstimmung, nun aber sagen wir — er muß ihnen des- 


halb etwas vom Geldreinertrage zurechnen, weil sie un- 
abhängig davon einen Marktwert oder Geldwert haben, und 
er muß ihnen gerade soviel zurechnen, als ihrem 
Marktwerteentspricht. Und daraus ergibt sich, daß 
nicht die »natürliche Rente« die »ursprüngliche Gestalt« und 
die »ausbedungene« die »abgeleitete« ist, sondern gerade um- 
gekehrt; wir kommen zur Vorstellung der »natürlichen Rente 
des selbstwirtschaftenden Eigentümers« überhaupt nur, weil es 
eine »ausbedungene« Marktrente gibt. Deshalb ist es auch 
ganz verfehlt, zu sagen: »Die ausbedungene Rente schwankt 
um das Mittel der natürlichen Rente herum, je nach dem Ver- 
hältnisse, das zwischen dem Angebot und der Nachfrage von 
Pachtungen besteht.« Ein bestehendes »Verhältnis zwischen dem 
Angebot und der Nachfrage von Pachtungen« ist vielmehr die 
Voraussetzung für Begriff und Existenz der Rente als 
einer Markterscheinung. 

Widersprüche in sich und im Zusammenhang mit der 
Theorie der landwirtschaftlichen Grundrente enthält die Theorie 
der »städtischen Grundrente«($ 66). Vor allem fällt hier auf, daß 
von einer snatürlichen Rente«, die gerade als die »ur- 
sprüngliche Gestalt« der Rente bezeichnet wurde, hier 
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überhaupt nicht mehr die Rede ist. »Die städtische Grundrente 
wird als ausbedungene Rente durch Vermietung von Wohnungen 
und Geschäftsräumen bezogen«, heißt es hier einfach. »Sie ist 
jener Rest des durch Vermietung erzielten Reinertrages, welcher 
dem Boden als solchem zuzurechnen ist, nachdem der Zins für 
das verwendete und noch nicht amortisierte Baukapital ab- 
gezogen wurde.« Und merkwürdigerweise soll diese »städtische 
Grundrente« oder »Stadtrente« eine ganz »andere Erklärung« 
erfordern als die landwirtschaftliche Rente. Denn »bei der 
landwirtschaftlichen Grundrente sind die Preise der Produkte 
gegeben, während die Kosten für die verschiedenen Bodenklassen 
verschieden sind, bei der Stadtrente dagegen sind die Preise 
verschieden, die man für die Miete bewilligt, während die Kosten 
für die Bauführung überall gleich gegeben sind« Hier liegt 
aber gewiß weder ein durchgreifender, noch ein wesentlicher 
Unterschied vor. Wieser hat ja selbst früher bei der land- 
wirtschaftlichen Grundrente auf den Fall der »Qualitätsrente« 
hingewiesen, die »solchen Grundstücken zufällt, welche den Vor- 
zug haben, bei gleichen Kosten Früchte besserer, 
höher bezahlter Qualität zu liefern«°®). Und gewiß gibt 
es auch bei der städtischen Grundrente den Fall, daß auf ver- 
schiedenen Baugründen die Baukosten verschieden sind und 
aus diesen Gründen eine Rente für den mit geringeren Kosten 
bebaubaren Boden entsteht, also weil »Baukosten gespart« wer- 
den. Es ist also unrichtig, daß hier »der Vorteil einen anderen 
Ursprung haben muß« als dort, und »die Kosten bei der Stadt- 
rente nichts entscheiden«. Widerspruchsvoll ist es, wenn es heißt: 
»In den Quartieren der besseren Lagen werden Mietpreise be- 
zahlt, die über die Kosten hinausgehen«, nachdem unmittelbar 
vorher gesagt worden ist, daß die »Kosten« den »Kaufpreis, der 
für die Erwerbung des Baugrundes gezahlt werden muß«, ein- 
schließen. »Die Stadtrente ist jener Teil des Mietzinses«, heißt 
es weiter, »der für den Vorteil der besseren Lagen als Aufgeld 
gegeben wird.« Und weiter: »Ein einfacher Gedanke, ebenso 
einfach wie der, daß die landwirtschaftliche Grundrente aus den 
Kostenersparungen der besseren Bodenklassen entsteht, aber wie 
dieser letztere Gedanke genügt, um die ganze Theorie der land- 
wirtschaftlichen Rente zu tragen, so genügt der erstere dazu, 
um die ganze Theorie der Stadtrente zu tragen.« Aber wie wir 
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eben gesehen haben, ist beides durchaus unrichtig, 
weder der eine noch der andere Gedanke genügt, um die Er- 
scheinung der Grundrente in ihren besonderen Gestalten der 
landwirtschaftlichen und der städtischen Grundrente »zu tragen«. 

Widerspruchsvoll ist es ferner, wenn es in bezug auf die 
geschäftlichen Mieten heißt: »Die Mieter haben die Wahl unter 
mehreren Posten eines bestimmten örtlichen Teilmarktes, und 
der Mietpreis auf diesem Teilmarkte wird durch das Grenzgebot 
bestimmt, das für die Geschäftsbetriebe mindester Rentabilität 
zu stellen ist, welche noch zugelassen werden müssen, damit 
alle Geschäftsräume des Teilmarktes abgesetzt werden. Für alle 
übrigen Geschäftsbetriebe, die mehr verdienen, bleibt von dem 
erhöhten Geschäftsertrage des Platzes dem Geschäftsmanne noch 
ein Ueberschuß, der durch den Mietzins nicht aufgezehrt ist; 
er fällt denjenigen Unternehmern zu, deren Betriebe infolge ihrer 
spezifischen Eigenart den Lagevorteil des Teilmarktes am besten 
ausnützen, der Hauseigentümer muß sich mit dem Grenzertrage 
des spezifischen Teilmarktes zufrieden geben.« Die Verschieden- 
heit der Rentabilität der Geschäfte wurde früher auf die ver- 
schieden günstige Lage der Geschäftsposten zurückgeführt. Hier 
ist, wie es scheint, von einer Verschiedenheit der Rentabilität 
die Rede, die in der spezifischen Eigenart der Betriebe ihren 
Grund hat. Aber woher soll diese kommen? Wie ist bei der 
Ausgleichstendenz der Konkurrenz eine solche Verschiedenheit 
denkbar ? 

Ohne logische Begründung und in einer »Theorie der ge- 
sellschaftlichen Wirtschaft«kaum begründbar ist die Behauptung, 
daß »die Grundrente, welche der selbstwirtschaftende Besitzer 
bezieht, erarbeitet, verdient ist..., die Stadtrente« da- 
gegen varbeitslos und unverdient bezogen wird«®®). 
Die Tatsache, daß der landwirtschaftliche Besitzer »in seinen 
berechtigten Erwartungen schwer enttäuscht wäre, wenn er 
die gewohnte Grundrente, auf die er gerechnet hat und die 
einen wichtigen Teil seines Einkommens bildet, nicht sollte 
beziehen können«, ist doch wohl kein Argument. 

Die Behandlung des Grundrentenproblems bei Wieser 
leidet schon an dem Fehler, daß es von vorneherein in zwei 
Probleme zerspalten wird, für die je eine verschiedene 
Erklärung gesucht wird. Den gleichen Fehler begeht Wieser 
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wiederum bei der Behandlung des Zinsproblems. Auch hier 
unterscheidet er von vornherein zwei Arten des Zinses, den 
»Produktivzins« und den »Konsumtivzins« und sucht jeden der 
beiden in gesonderter Weise zu erklären. Beim »Produktivzinse 
unterscheidet er dann wieder genau so wie bei der landwirt- 
schaftlichen Grundrente zwischen »natürlichkem«e und »aus- 
bedungenem« Zins. »Der Produktivzins kann geldwirtschaftlich 
als natürlicher oder als ausbedungener Zins bezogen werden. 
Geradeso wie bei der landwirtschaftlichen Grundrente ist auch 
hier die natürliche Form die ursprüngliche, aus welcher die aus- 
bedungene abgeleitet wird. Der natürliche Produktivzins ist der 
Anteil des Produktivertrages, welchen sich der Produzent für 
das verwendete Kapital zurechnet« ($ 67). Man kann gegen diese 
Auffassung natürlich dasselbe einwenden wie bei der Grund- 
rente. Als Erscheinung des Tauschverkehrs oder der »Tausch- 
wirtschaft« gibt es nur einen Zins, den »Markt«ins oder den 
Preis, der für die Kapitalnutzung im Tauschverkehr bezahlt 
wird, oder den »Wert«, den die Kapitalnutzung im Tausch- 
verkehr hat, und Wiesers »natürlicher Zins« ist lediglich eine 
von dieser Erscheinung abgeleitete und auf das Innere der 
»Individualwirtschaft« bezogene Vorstellung. Dieser Zins ist 
nichts, was »zugerechnet« wird, sondern was als reales Phänomen 
der »Tauschwirtschaft« existiert, und zwar von jeder Zurechnung 
gänzlich unabhängig existiert. Dieses »Zurechnen« ist ein innerer 
subjektiver, psychischer Akt, der existieren kann oder nicht, 
aber jedenfalls für die Existenz des Zinses nicht von notwendiger 
bedingter Bedeutung ist. Es wird schließlich gerade das »zuge- 
rechnet« werden müssen, was als »ausbedungener Zins« existiert. 

Von jener Grundlage aus muß nun die Erklärung des aus- 
bedungenen Zinses als einer vom »natürlichen« Zins abgeleiteten 
Erscheinung eigenartig kompliziert ausfallen. »Der ausbedungene 
Produktivzins oder der produktive Leihzins wird von Geld- 
kapital bezogen, das zur produktiven Verwendung verliehen 
wird... Das Angebot des Leihkapitales geht von den Geld- 
kapitalisten aus, und es ist für jede Summe, die von diesen ın 
Geldform angeboten wird, die Naturaldeckung bei den kapital- 
bildenden Unternehmern vorhanden, die mehr Kapitalgüter er- 
zeugt haben, als sie selber verwenden können, und die auf den 
Absatz dieses Mehrproduktes angewiesen sind. Die Nachfrage 
geht von den kapitalverwendenden Unternehmern aus, die 
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Kapitalgüter über den Umfang hinaus in ihren Betrieb ein- 
stellen, in welchem sie selber Geldkapital zurücklegen können. 
Für das Zinsgebot, das diese Unternehmer machen, ist die Unter- 
lage durch den Grenzbeitrag des Kapitales oder den Produktiv- 
zins gegeben, den sie zu bilden die Aussicht haben. Auf dem 
geordneten Markte wird die Konkurrenz zu einem Zinssatze 
führen, welcher diesen vollen Grenzbeitrag erreicht, aber auch 
nicht übersteigt. Aber der »Grenzbeitrag des Kapitales« hängt 
unter anderem gewiß auch von dem Maß der Kapital- 
verwendungab, und wovon hängt diesesab? Am Ende 
wieder vom Zins?? Nun was ist hier dieser »Grenzbeitrag«, 
eine Geldsumme oder eine reale Gütermenge? Ist er als Geld- 
summe überhaupt etwas vom »Zins« Verschiedenes und nicht 
etwa ganz identisch mit diesem ? Dies ist eine Reihe von Fragen, 
deren Beantwortung für die Lösung des Zinsproblems im Wie- 
serschen Sinne höchst wichtig wäre. 

Auch hier begegnen wir wieder der merkwürdigen Behauptung, 
daß »ebenso wie die landwirtschaftliche Grundrente auch der natür- 
liche Produktivzins erarbeitet und daher verdient ist®™)4«, 
der »Leihzins« aber »ebenso wie die Stadtrente dem vermietenden 
Eigentümer dem Geldkapitalisten arbeitslos zufällt«, wobei die 
Frage, ob »der Leihzins deshalb unverdient ist« nicht aus- 
drücklich entschieden wird. Anfechtbar ist die Behauptung, daß 
sim gesamten Laufe der Entwicklung der produktive Zinsfuß 
die Tendenz zu sinken hat, weil die fortschreitende Kapital- 
vermehrung trotz aller Fortschritte der Technik den Grenz- 
beitrag herabsetzt«. Die geschichtlichen Tatsachen zeigen uns 
nichts derartiges. Ebenso zweifelhaft ist der Satz, daß »wenn 
der Zinsfuß infolge fortschreitender Kapitalvermehrung sinkt, 
der Wille der Kapitalwidmung geschwächt, d. h. der Antrieb 
zu weiterer Vermehrung schwächer wird, als er bei höherem 
Zinse gewesen wäre«, wobei auf eine nicht unbedeutende Ein- 
schränkung Wieser ja selbst hinweist. 

Vom »Konsumtivzins« heißt es: »Auf dem Markte, wo sich 
Angebot und Nachfrage treffen, wird im Sinne des Grundgesetzes 
der Preisbildung das Gebot der Grenzschuldner die Entscheidung 
bringen, d. h. jener geringstbietenden Kreditwerber, die mit 
ihrem Gebot noch zugelassen werden müssen, um das gesamte 
auf den Markt gebrachte Kapital aufzunehmen.« Die Verbindung 
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mit dem Produktivzins wird derart hergestellt, das gesagt wird, 
»immer wird, wenn wir uns den Markt einheitlich geschlossen 
denken, das jeweilige Grenzgebot entscheiden« ($ 68). Leider 
nur, daß dieses »Grenzgebot« als »G ren z gebot« keine selb- 
ständige unabhängige Größe ist. 

Ebenso wenig befriedigend ist die Erklärung des »Kapital- 
zinses, der aus der Vermietung städtischer Wohnhäuser ge- 
wonnen wird« als »natürlichen Zins, der auf Grund des Kosten- 
gesetzes zu erklären ist«. »Wie zu jeder anderen Verwendung 
ist das private Kapital auch zur Verwendung als Baukapital 
nur zu haben, wenn der landesübliche Zins der erforderten 
Kapitalsumme in die Kosten gerechnet und aus dem Ertrage 
vergolten wird. Würde er nicht vergolten, so würde die Wohnungs- 
nachfrage kein gebührendes Angebot vorfinden und sie müßte 
sich daher auf die Dauer zu gesteigerten Mietpreisen entschließen, 
welche die entsprechende Verzinsung für den Unternehmer bzw. 
den Hausbesitzer abwerfen.« Ist der »landesübliche Zinsfuß« 
etwas vom Zins fürs Baukapital Unabhängiges, diesen einseitig 
Bestimmendes ? Sind die »Kosten« etwas Primäres, was zuerst 
errechnet wird und dann den Preis bestimmt ? 

Das»Unternehmereinkommen«wird definiert als »jener 
Teil des Ertrages einer Unternehmung, welcher dem Unternehmer 
zukommt«®) ($ 69). »Das Unternehmereinkommen zerfällt in 
eine Reihe von Posten verschiedenartigen Ursprungs, den Unter- 
nehmerlohn, den Unternehmerzins und den Unternehmergewinn. 
Der Unternehmerlohn ist jener Teil des Reinertrages, den man 
sich für seine Unternehmerarbeit rechnet... Der Unterneh- 
merzins ist der Zins von jenem Teil des ganzen investierten Unter- 
nehmungskapitals, welcher dem Unternehmer ins Vermögen 
gehört, oder vom Unternehmerkapital, um es kurz zu sagen; 
in diesem Zins ist üblicherweise auch die Grundrente vom Eigen- 
besitz einbezogen. Der Unternehmergewinn ist der Ueberschuß, 
der vom Unternehmereinkommen nach Abzug der beiden ge- 
nannten Posten verbleibt. Das theoretische Problem, das uns 
beschäftigt, betrifft nur den Unternehmergewinn ..., er ist der- 
jenige Teil des Unternehmereinkommens, welchen sich der Unter- 
nehmer als solcher zurechnet, während Lohn, Zins, Grundrente 
ebenso auch von anderen Personen bezogen werden.« Daß das 
Unternehmereinkommen »in der Geldwirtschaft ein tausch- 
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los bezogenes Einkommen ist«®), kann wohl nicht 
gesagt werden. Eine rein beschreibende Aussage ist es, wenn 
es heißt: Das Einkommen der Unternehmer »ist der Ueberschuß, 
der verbleibt, wenn man die vom Gesamtangebot erzielten Erlöse 
feststellt und davon die von der gesamten Erwerbsnachfrage 
zugestandenen Anschaffungskosten abzieht«. Unklar ist, wenn 
es heißt: »Das Unternehmereinkommen wird in der Form der 
spezifischen Zurechnung bezogen, als Rest, der übrig bleibt, 
nachdem vorher die Ertragsteile abgezogen wurden, welche den 
andern beteiligten Faktoren zuzurechnen waren®). 
Indes auch nach dieser Richtung darf man aus der Form nicht 
zuweitgehende Schlüsse ziehen. Die spezifische Zurechnung des 
Unternehmereinkommens folgt in erster Linie aus der recht- 
lichen Stellung des Unternehmers, es kommt darin zum Aus- 
druck, daß jedes Unternehmen auf Rechnung seines Rechts- 
subjektes geht. Wirtschaftlich betrachtet ist keineswegs das 
Ganze als Rest berechnete Unternehmereinkommen von strenger 
spezifischer Natur. Der Unternehmerzins hat wie jeder Zins 
den Kostencharakter und auch der Unternehmerlohn hat ihn 
in den weitaus meisten Fällen. Spezifischen Charakter hat 
grundsätzlich nur der Unternehmergewinn, den wir daher als 
den spezifischen Ertrag der Unternehmer- 
stellung bezeichnen können«®°). Was heißt: »Das Unter- 
nehmereinkommen wird in der spezifischen Form 
der Zurechnung bezogen« aber dies folgt nur »in 
erster Linie aus der rechtlichen Stellung des Unternehmers... ., 
wirtschaftlich betrachtet ..., grundsätzlich hat nur der Unter- 
nehmergewinn spezifischen Charakter«? Aber außerdem hat 
die Unternehmung, wie weiter ausgeführt wird, überhaupt nur 
in seltenen Fällen »einen spezifischen Charakter«, nur dort, wo 
»ganz besonders seltene Leistungen verlangt werden oder ein 
spezifischer Kapitalbesitz notwendig ist, spezifisch durch seine 
Eigenart oder auch durch seine Größe« und »nur in diesen 
Fällen ist die Grundlage für den Unternehmergewinn gegeben«. 
Aber, was der »Unternehmergewinn« seinem Wesen nach ist, 
ist damit nirgends gesagt. Die bloße Form der »spezifischen 
Zurechnung« kann den besonderen Charakter eines Einkommens 
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wohl nicht begründen, denn abgesehen davon, daß die »spezi- 
fische Zurechnung«, wie Wieser selbst hervorgehoben hat, 
etwas ganz relatives ist, kommt sie doch viel allgemeiner vor, 
als bloß bei der Bildung des Unternehmereinkommens bzw. 
-gewinns. 

In der Erklärung des Phänomens des Unternehmer- 
gewinns schwankt Wieser zwischen der Schum peter- 
schen Auffassung eines reinen Entwicklungsphänomens und der 
Deutung als einer durch die Entwicklung hervorgebrachten und 
sich weiter erhaltenden Monopoltatsache, »bevorzugten Markt- 
stellung«, bzw. er sucht beide Gedanken miteinander zu ver- 
einigen. Damit verliert aber der Begriff des »Unternehmer- 
gewinns« neuerdings an Präzision und Schärfe. 

Als »eine besondere Art des Unternehmergewinns« wird der 
»Gründergewinn« betrachtet, der »für die ‚Unternehmung 
der Unternehmungen‘ bezogen wird«. Er. »berechnet sich als 
der Rest, der vom Emissionserlöse nach Abzug aller Gründungs- 
kosten verbleibt«. Der Gründer »zieht den Gewinn des ge- 
gründeten Unternehmens im kapitalisierten Betrage im voraus 
ein. Wieser unterscheidet einen »gerechtfertigten Gründer- 
gewinn«, den er als »rechnungsmäßigen Ausdruck der Führer- 
macht«, und einen »mißbräuchlichen, unverdienten Gründer- 
gewinn«, den er als »Ausdruck der Führerübermacht gegenüber 
der Unmacht des urteilslosen Publikums, das sich von ihnen 
blind leiten läßt«, bezeichnet. Er meint, wenn der richtig be- 
rechnete Kapitalwert eines Unternehmens »einen Ueberschuß 
über die Gründungskosten übrigläßt, so gebührt dieser 
nach den Regeln der spezifischen Ertrags- 
zurechnung den Gründern«, denn »es ist nicht einzusehen, 
warum die Gründer, falls es ihnen gelungen ist, eine höhere 
Rentabilität«, als sie von den Zeichnern erwartet wurde, »zu 
erzielen, den damit verbundenen Vermögenszuwachs nicht für 
sich behalten sollten«®) ($ 70). In der Tat nicht! Aber ist 
dies ein wissenschaftliches Argument ? Daneben unterscheidet 
Wieser weiter noch ebenfalls als eine besondere Art »Unter- 
nehmergewinn« den »Spekulationsgewinn«, aber nur »der ge- 
rechtfertigte Spekulationsgewinn ist wahrer Unter- 
nehmergewinn« ($ 71) °”). 
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Die »Theorie des Arbeitslohnes« erscheint bei 
Wieser sehr einfach. »Der Arbeitslohn ist der Preis für die 
freje unselbständige Arbeit, für die Arbeit des rechtlich freien 
Arbeiters, der in fremdem Dienste steht« ($72). Es fällt hier auf, 
daß diese Einkommensart im Gegensatz zu den anderen aus- 
drücklich als »Preis« definiert wird und nicht mehr als ein »zu- 
gerechneter Ertragsanteil«, wodurch späterhin allerdings der 
Lohn näher bestimmt wird. Im übrigen unterscheidet Wieser 
eine eigene »Iheorie des Arbeitslohnes ... für die entwickelte 
Volkswirtschaft« und eine »die für die primitiven Zustände ab- 
zuleiten wäre, für welche die Annahme der Arbeitstheorie zutrifft, 
daß die Arbeit noch nicht im wirtschaftlichen Mengenverhältnisse 
steht« In diesem Falle »wird der Lohn nur ein Erhal- 
t u ng s lohn sein in der Höhe des Minimums, welches der Dienst- 
herr bieten muß, um den Arbeiter in dem geforderten Stande 
seiner Kraft und seines Befindens zu erhalten, und oft wird 
er über das äußerste Existenzminimum nicht hinausreichen«. 
Es gilt also hier im wesentlichen das »eherne Lohngesetz«. In 
der »entwickelten Volkswirtschaft, in der alle Arbeit in das 
wirtschaftliche Mengenverhältnis getreten ist«, da »entscheidet 
das durch Grenznutzen und Zahlungsfähigkeit bestimmte Ge- 
bot der Grenznachfrage den Lohn«. In bezug auf den Lohn für 
die »persönlichen Dienste, von den häuslichen Gesindediensten 
angefangen bis zu den höchsten liberalen Berufsdiensten in Staat 
und Gesellschaft« gilt, wie für die »Konsumgüter« das »Grund- 
gesetz der Preisbildung... ., aber da sie als Tatsachen des persön- 
lichen Lebens nicht wie die Konsumgfiter dem Kostengesetze 
unterworfen sind, so gilt das Grundgesetz der Preisbildung für 
sie, ohne daß es durch das Kostengesetz näher bestimmt würde«. 
Dagegen »erhält der Lohn der Erwerbsarbeit« eine näher be- 
stimmte »Grundlage durch den produktiven Grenzbeitrag der 
Arbeit, der nach den Gesetzen der Zurechnung bemessen wird. 
Er ist also Ertragslohn, bestimmt durch den der Arbeit 
zuzurechnenden Ertragsanteil, und da die Masse der ungelernten 
und gelernten, ja auch der gebildeten Lohnarbeit den Kosten- 
charakter hat, so entscheidet für die große Zahl der Fälle das 
Gesetz der gemeinen Zurechnung. Der Vorteil der spezifischen 
Zurechnung kommt nur einer verhältnismäßig geringen Zahl von 
höchstqualifizierten Arbeitsleistungen zu.« Nun kann hier der 
»produktive Grenzbeitrag« oder »der der Arbeit zuzurechnende 
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Ertragsanteil« wohl wieder nur als ein Teil des Geld ertrages 
verstanden werden. Dieser aber setzt sich zusammen aus Preisen. 
Diese Preise sind aber nichts Unabhängiges, Letztes, Ursprüng- 
liches, sondern selbst nur im Zusammenhange mit dem zu 
bestimmenden Preis der Arbeit bestimmt. »Zugerechnet« kann 
der Arbeit schließlich auch nur das werden, was für sie als 
Preis bezahlt werden muß. Die ganze »Bestimmung« oder 
»Ableitung« bewegt sich also demgemäß wieder in einem Zirkel 
oder stellt sich überhaupt nur als eine Identitätsgleichung 
dar. Auch das »Gebot der Grenznachfrage« ist eine ganz 
unbestimmte Größe, wenn man nicht annimmt, daß alle an- 
deren Preise unabhängig von und vor dem Preis der Arbeit 
bestimmt sind. 

Im übrigen scheint Wieser dieses Gesetz gar nicht als 
ein zwingendes »Gesetz« zu betrachten. Denn er stellt im 
folgenden die Behauptung auf, daß »für die Arbeiter der un- 
tersten Schichtungsstufen sich auch in jenen Volkswirt- 
schaften, die bisher die höchste Entwicklung erreicht haben, nur 
ein sehr dürftiger Grenzbeitrag berechnet, welcher das Minimum 
des Erhaltungslohnes gerade nur deckt oder nur wenig über- 
schreitet« und daß selbst »diese Stufen«, vum auf den Erhaltungs- 
lohn zu kommen, gehäufte Leistungen unter übelsten Bedingungen 
auf sich nehmen müssen«, und er glaubt, dies darauf zurück- 
führen zu können, daß »sich der Unternehmer mit der Arbeit 
herausrechnen will und die Arbeitsstunden erhöht«. Demnach 
stünde hier die Höhe des Arbeitslohnes zumindest innerhalb 
gewisser Grenzen in der Willkür des Unternehmers oder Dienst- 
herrn, so wie auf den primitiven Stufen, wo die Arbeit noch nicht 
in das wirtschaftliche Mengenverhältnis getreten ist. Dann ist 
aber nicht einzusehen, warum es für beide Zustände verschiedene 
Lohntheorien geben soll. 

Eine besondere Betrachtung erfordert natürlich gerade bei 
der Lohnbildung der Einfluß der »Organisationen«, wodurch 
erst »die Lohnbildung auf dem modernen Arbeitsmarkte« voll- 
ständig erklärt wird. »Die Marktfiguren sind wesentlich andere 
auf dem unorganisierten und auf dem organisierten Arbeits- 
markte und dementsprechend ist auch der Ausfall der Lohn- 
bildung verschieden« (§ 73). Aber man kann diesem Problem 
nicht durch Begriffe und Wendungen, wie: »Auf dem un- 
organisierten Markte... verwandelt sich die Konkurrenz sehr 
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leicht in Ueberkonkurrenz«®), oder: »Wie jedermann 
werden auch die Arbeiter die Gelegenheiten auszunützen suchen, 
die sich in der Richtung der Besserung ihrer Lage bieten, und 
sie werden, wo ihnen günstige Aussichten gegeben scheinen, 
ihre Forderungen höher spannen, während sie sich andererseits 
den Notwendigkeiten der Marktlage fügen müssen, wenn der 
Grenzertrag ihrer Leistung unter den herkömmlichen Maßstab 
sinkt,« und ähnliche gerecht werden. Im übrigen tritt hier die 
Unhaltbarkeit des allgemeinen Gesetzes der Lohnbildung, wie 
es Wieser formuliert hat, deutlich zutage, wenn es heißt: 
»Das äußerste, was eine gut organisierte Arbeiterschaft durch 
den Streik erreichen kann, besteht darin, daß der Lohn den 
vollen Grenzbeitrag der Arbeit herauszahlt, so wie er sich für 
die Grenzarbeiter, für die letzten Arbeiter berechnet, welche 
die Unternehmer einstellen müssen, um das ganze in der Organi- 
sation vertretene Angebot aufzunehmen.« Der Ausgang von 
Arbeitskämpfen hat uns oft genug gezeigt, daß für Lohn- 
erhöhungen ein Spielraum ist nicht nur innerhalb der bestehenden 
Produktpreise und des darauf beruhenden Erlöses der Unter- 
nehmer, sondern auch darüber hinaus mit der Folge einer Er- 
höhung der Produktpreise. Das zeigt uns aber, daß der »Grenz- 
beitrag der Arbeit« selbst eine an sich unbestimmte, erst im 
Lohn- und Preiskampf zu bestimmende Größe ist. Deshalb ist 
es auch falsch, wenn es heißt: »Für diejenigen Arbeiterschichten, 
deren Grenzbeitrag nur das Erhaltungseinkommen oder gar nur 
den nächsten Erhaltungslohn deckt, bietet die Organisation 
keine Aussicht auf Lohnerhöhung«. 

Wieser schließt seine Lohntheorie und damit seine Ein- 
kommenslehre mit einer sozialethischen und kulturphilosophi- 
schen Beurteilung des heutigen Arbeitsverhältnisses ($ 74). 
Wir wollen ihm auf dieses Gebiet nicht folgen, müssen aber be- 
streiten, daß selbst eine rein »sachlich beschreibende Feststellung« 
der Tatsache, daß »der Ertragslohn von heute die Entfaltung 
des vollen Arbeitswertes (?) und mit ihm des vollen Menschen- 
wertes im Arbeiter hemmt, ... zu liefern, Pflicht der 
Theorie ist« ($ 74). 

Auch ist hier und im folgenden wieder viel von dem niemals 
klargestellten »Sinn der Wirtschaft« die Rede. »Alle Steige- 
rungen der Bedürfnisbefriedigung erfüllen den Sinn 
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der Wirtschaft nur für den, der durch Arbeit innerlich 
gesund ist. Die Lohnarbeit aber, so wie sie heute im Großbetriebe 
rechtlich geordnet ist, macht aus dem Arbeiter nicht das, was 
er sein könnte, wenn der Sinn der Wirtschaft 
für ihn ganz erfüllt wäre«°). Solchen Sätzen 
ist kein klarer Sinn abzugewinnen, wenn das, was unter »Sinn 
der Wirtschaft« zu denken ist, nicht klipp und klar aus- 
gesprochen wird. Aber es wird hier nun wenigstens offenbar, 
welchem Zwecke der Begriff »Sinn der Wirtschaft« dienen soll 
bzw. welcher Zweckvorstellung er entsprungen ist. Es wird die 
Frage nach dem »Urteil über das heutige kapitalistische 
Arbeitsverhältnis« und über das bestehende System der gesell- 
schaftlichen Wirtschaft und seines Grundpfeilers, des »Privat- 
eigentums«, aufgeworfen, die Frage, ob der bestehenden kapita- 
listischen Wirtschaft »das bewundernde Lob, mit dem ihre 
technischen Schöpfungen heute gepriesen werden, endgültig zu- 
teil werden«, oder ob »das vielbewunderte Zeitalter kapitalisti- 
scher Technik und Organisation als das Ende menschlicher 
Kultur verurteilt werden würde« Dieses »geschichtliche Urteil 
über das heutige kapitalistische Arbeitsverhältnis«, sagt Wie- 
ser allerdings, »wird erst gesprochen werden, bis die künftige 
Entwicklung seine Wirkung ganz klar gemacht haben wirde«. 
Aber doch im wesentlichen auf dasselbe, nämlich auf ein nicht 
mehr rein logisches »Urteil«, läuft es hinaus, wenn im Anschluß 
an jene weiter gesteckte Betrachtung die sich in engerem Rahmen 
haltende Frage aufgeworfen wird, »ob die Tatsache des Privat- 
eigentums mit dem Sinne der gesellschaftlichen Wirtschaft ver- 
träglich ist«, ob »das Privateigentum eine Bildung des wirtschaft- 
lichen Sinnes ist«, d. h. um die Frage genauer zu formulieren, 
eine Bildung, welche den gesellschaftlichen Sinn 
der Wirtschaft erfüllte Wieser meint: »Wir dürfen 
unsere theoretische Beschreibung des Ablaufes des volkswirt- 
schaftlichen Prozesses nicht für abgeschlossen halten, wenn wir 
nicht auch auf diese letzte entscheidende Frage die Antwort 
gefunden haben« ($ 75). Wie lautet nun die Antwort ? 

»Daß das Privateigentum mit dem Sinne der Einzelwirtschaft 
auf das tiefste verflochten ist, ist mit wenigen Worten klar- 
zumachen. Privateigentum wird nur an solchen Gütern er- 
griffen, die im wirtschaftlichen Mengenverhältnisse stehen. Wer 


29) Von mir gesperrt. 


Wiesers Theorie der gesellschaftlichen Wirtschaft II. 687 


hätte irgendein Interesse daran, Privateigentum an Gütern freien 
Ueberflusses zu ergreifen, die er niemand und die ihm niemand 
vorenthalten kann! Das Privateigentum schöpft seinen Sinn 
aus dem Sinne der Wirtschaft: weil man den Nutzen der wirt- 
schaftlichen Güter zu Rate halten muß, fühlt man sich dazu 
angetrieben, sich ihren Besitz gegenüber andern Bewerbern zu 
sichern, die Frage von Mein und Dein wird wichtig, das Eigentum, 
das man behauptet, soll die rechtliche Sicherheit für die wirt- 
schaftliche Ausnützung geben. Auf diesem Wege erklärt uns 
die Nutztheorie nicht nur den tatsächlichen Ablauf der Wirt- 
schaft, sondern sie führt uns auch zu der Erklärung ihrer recht- 
lichen Ordnung hin.« Das alles ist nun ganz offenbar völlig 
unrichtig. Zunächst scheint Wieser einmal »Güter, die 
im wirtschaftlichen Mengenverhältnisse stehen«, mit Gütern, die 
man sich aneignen und anderen »vorenthalten kann«, zu 
verwechseln, und »Güter freien Ueberflusses« immer als Güter, 
die man sich nicht aneignen und anderen »vorenthalten 
kann«, anzusehen. Das ist natürlich selbstverständlich, daß 
niemand »irgendein Interesse daran« haben kann, »Privat- 
eigentum an Gütern zu ergreifen, die er niemand und die ihm 
niemand vorenthalten kann«. Privateigentum an solchen Gütern 
ist, wenn man unter »Güter« hier nicht zugleich konkrete Güter 
und bloß die abstrakte »Art« versteht, gar nicht möglich. Daß 
aber Privateigentum auch »an solchen Gütern, die »nicht« 
im wirtschaftlichen Mengenverhältnisse stehen, ergriffen wird«, 
und zwar zu dem Zweck eben, um sie in das wirtschaft- 
liche Mengenverhältnis fürandere zu bringen, 
ist nicht nur denkbar, sondern historische Tatsache. Ferner ist 
zur »Zuratehaltung des Nutzens der wirtschaftlichen Güter« und 
zur »Sicherheit für die wirtschaftliche Ausnützung« prinzipiell 
auch eine andere rechtliche Ordnung der Verfügungsgewalt 
über sie als die Privateigentumsordnung denkbar. Diese »Er- 
klärung« der bestehenden »rechtlichen Ordnung« der Wirtschaft 
durch die »Nutztheorie« steht also gewiß auf sehr schwachen 
Füßen. Daß »damit allein die Erklärung noch keineswegs voll- 
ständig gegeben ist«, sieht auch Wieser ein, »denn aus dem 
allseitigen Interesse« am Eigentum »folgt zunächst noch nicht 
ein allgemein anerkannter Rechtszustand, sondern nur der all- 
seitige Kampf. Ein Kampf um den Besitz wird entzündet, in 
welchem der Mächtige Sieger bleiben wird.« Aber schließlich 
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wird »das Privateigentum... durch die gemeine Rechtsüber- 
zeugung sanktioniert, und wenn die Verfassungen das Heiligtum 
des Privateigentums verbürgten, so haben sie damit dem Rechts- 
bewußtsein. des Volkes Ausdruck gegeben. Bürgertum und 
Bauernstand als besitzende Stände fanden im Privateigen- 
tum ihr Interesse befriedigt, das Arbeiterproletariat 
war noch schwach vertreten...«). Das ist klar und ver- 
ständlich, aber wozu da die problematische »Nutztheorie« und 
den unklaren »Sinn der Wirtschaft« bemühen? Auch das kann 
man hinnehmen, daß »die private Wirtschaftsverfassung ... 
die durchgreifende Kraft einer gesunden geschichtlichen Bildung 
hat« und »zur unbestrittenen Geltung, die sie vor Beginn der 
kapitalistischen Periode besaß, dadurch erhoben worden ist, daß 
sie den geschichtlichen Erfolg für sich hatte,« obwohl, was als 
»geschichtlicher Erfolg« anzusehen ist, nicht mehr so klar ist. 
Aber wenn nun aus diesem Begriff »die innere Macht 
des Erfolges« gemacht wird, um sagen zu können: »nur der Sinn 
der Wirtschaft hat diesen Sieg errungen«, so ist die Bahn wissen- 
schaftlich klaren Denkens zweifellos verlassen und die meta- 
physischer oder spekulativer Konstruktion betreten. 
Ob die Tatsache, »daß in der groß gewordenen gesellschaftlichen 
Wirtschaft die private Verfügung um so viel freier hervortritt 
als in den Anfängen der örtlich zerstreuten Wirtschaft, ein voll- 
gültiger Beweis dafür ist, daß die Privatverfassung unter den 
geschichtlich gegebenen Bedingungen des vorkapitalistischen 
Zeitalters dem innersten Wesen der Wirtschaft gemäß ware, läßt 
sich insolange nicht objektiv beurteilen, als dieses sinnerste 
Wesen der Wirtschaft« nicht aus einer unklaren subjektiven 
Vorstellung zu einem klaren objektiven Begriff erhoben wird. 
Alles was man abgesehen davon sagen kann, ist wohl nur, daß sie 
den empirischen Zwecken der Wirtschaft der Mehrzahl der Men- 
schen nicht widersprechend oder hinderlich war. Auch »daß die 
private Wirtschaftsordnung die einzige geschichtlich bewährte 
Gestalt eines großen gesellschaftlichen Wirtschaftsverbandes iste, 
läßt sich sagen. Aber daß »die Erfahrung der Jahrtausende den 
B e w eis liefert, daß durch sieeinerfolgreicheres gesell- 
schaftliches Zusammenwirken gesichert wird, als durch die all- 
gemeine Unterordnung unter einen einheitlichen Befehl«, das 
geht schon wieder zu weit, denn wir haben in bezug auf das 
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zweite nicht einmal die Erfahrung eines Jahrzehnts, geschweige 
denn die von » Jahrtausenden .«. 

Wenn man den »Sinn der gesellschaftlichen Wirtschaft« 
dahin versteht — wie es Wieser in diesen Ausführungen 
einmal tut —, »daß durchaus die höchste Bedürfnisbefriedigung 
angestrebt und daß Güter niemals geringeren Bedürfnissen zu- 
geführt werden, solange es noch unbefriedigte höhere Be- 
dürfnisse gibt, zu deren Deckung sie verwendet werden könnten«, 
dann muß die Frage, ob »die private Wirtschaftsverfassung den 
Sinn der gesellschaftlichen Wirtschaft nicht auf das gröblichste 
verletzt«, doch ganz entschieden bejaht werden. Dann kann man 
nicht einmal sagen, daß sie im Laufe der Entwicklung die »Fähig- 
keit erwiesen« hat, den »Sinn der gesellschaftlichen Wirtschaft 
besser zu erfüllen, als dieser bis dahin erfüllt war«.. Denn 
»besteht auch die Hauptaufgabe der Wirtschaft im Erwerb«, 
wenn nur »dieser Hauptaufgabe das geschichtlich gewordene 
Wirtschaftsrecht angepaßt ist«, kann man doch keinesfalls sagen, 
daß es »den Sinn der gesellschaftlichen Wirtschaft« in der 
angegebenen Bedeutung »erfüllt«“ Gewiß ist wissenschaft- 
lich »daraus keine Anklage gegen die Rechtsordnung ab- 
zuleiten, wenn die Anteile der einzelnen dabei ungleich ausfallen 
und vielleicht sehr ungleich ausfallen«, aber jene Feststel- 
lung läßt sich auch dann machen, wenn man annimmt, daß 
»es ganz wohl sein könnte, daß eine Rechtsordnung, welche den 
großen Ertrag, den sie gewinnen hilft, recht ungleich verteilt, 
für die Masse der Bürger immer noch vorteilhafter ist, als eine 
andere, die ihren viel kleineren Ertrag ‚vernunftgemäß‘ ver- 
teilt. Was Wieser an dieser Stelle noch nicht gelten lassen 
will, daß »der Sinn der gesellschaftlichen Wirtschaft« in der 
angegebenen Bedeutung durch die private Wirtschaftsverfassung 
im wesentlichen nicht »erfüllt«, sondern »verletzt« wird, das 
behauptet er übrigens im folgenden ($ 76) selbst positiv. Was soll 
aber diese ganze Frage in einer »ITheorie der gesellschaftlichen 
Wirtschaft«, die doch niemals etwas anderes als ihren allgemeinen 
Aufbau und Ablauf feststellen, beschreiben und erklären kann? 
Es hat hier den Anschein, als ob Wieser durch seine Vorliebe 
für »soziologische« Probleme und seine der Erkenntnis dieser 
Probleme entgegenkommende begriffliche Gestaltungskraft und 
Gedankentiefe sich hat verleiten lassen, in die Darstellung der 
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zuflechten, was schon entschieden darüber hinausgeht, mit 
ganz anderen Methoden behandelt werden muß und in den 
Rahmen einer »Wirtschaftstheorie« nicht mehr eingefügt werden 
kann. Es war offenbar der Versuch der Zusammenkoppelung 
solcher soziologischen mit rein wirtschaftlichen Problemen, was 
Wieser von vornherein veranlaßt hat, die ganze Problem- 
stellung mit dem »Sinn der Wirtschaft« zu verbinden. 

Wieser schließt seine Darstellung der Tauschwirtschaft 
mit einer Aufstellung von »theoretischen Grundlagen für die 
innere Volkswirtschaftspolitik der Gegenwart« ab ($ 77). Als 
den »wesentlichen Charakter der modernen inneren Volkswirt- 
schaftspolitik« sieht er »die durch die Entwicklung notwendig 
gemachte Abwehr der kapitalistischen Ueber- 
macht« an. »Die Erkenntnis des Schutzberufes des 
Staates ist die wichtigste theoretische Grundlage der mo- 
dernen Volkswirtschaftspolitik... Für eine gesunde moderne 
Volkswirtschaftspolitik muß der kapitalistischen Uebermacht 
gegenüber die Sicherung des höchsten erreichbaren gesellschaft- 
lichen Nutzens das oberste Gebot sein, und eine vollendete Nutz- 
theorie wird ihr zeigen können, unter welchen Annahmen dieses 
Gebot erfüllt und unter welchen es verfehlt wird... Wir wollen 
unsere Untersuchung damit abschließen, daß wir in gedrängtester 
Kürze die theoretischen Sätze zusammenfassen, die sich aus 
ihr für die Aufgaben einer modernen Volkswirtschaft ableiten 
lassen«. 

Man muß nun aber leider sagen, daß diese Sätze, die da 
aus der »Nutztheorie«abgeleitet werden, sehr allgemein und 
unbestimmt und infolgedessen sehr wenig befriedigend 
sind und den so hoch gespannten Erwartungen über die Leistungs- 
fähigkeit der Nutztheorie in wirtschaftspolitischer Beziehung 
sehr wenig entsprechen. Da ist nerstens« der Satz, daß, 
»wenn der Staat es erreicht, die Wirtschaft von kapitalistischen 
Störungen freizuhalten, so sein Eingreifen mit dem gesellschaft- 
lichen Sinne der Wirtschaft in Uebereinstimmung ist«e.. Was 
sind »kapitalistische Störungen«? »Zweitens... 
Eine Aenderung der gemeinen wirtschaftlichen Rechtsordnung 
ist nicht im Sinne der gesellschaftlichen Wirtschaft... Insoweit 
... die kapitalistische Macht durch ihre Beherrschung des großen 
Geldkapitals die Verteilung von Vermögen, Einkommen und 
Bedürfnisbefriedigung ungesellschaftlich verschiebt, stellt sich 
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der Staat durch ihre Bekämpfung in den Dienst der gesellschaft- 
lichen Wirtschaft... Zum nicht geringen Teil werden die Ge- 
winne des großen Geldkapitals unverdient ohne Führer- 
leistung gemacht. Wo diese Voraussetzung zutrifft, kann 
der Staat ohne Schaden nachdrücklicher gegen das Großkapital 
vorgehen« ®). Was ist eine suungesellschaftliche Ver- 
schiebung der Verteilung«? Washeißt:»nachdrücklicher 
gegen das Großkapital vorgehen«? »Drittens, ...auch 
im Großbetriebe ist die private Verfassung aufrecht zu er- 
halten.« Aber »die Verfassung des Großbetriebes muß recht- 
lich umgeformt werden«, etwa in der Richtung einer neuen 
»Verfassung des Großbetriebes, die zwischen der Alleinherrschaft 
des Unternehmers und dem sozialistischen Drang so die Mitte 
hält, wie die konstitutionelle Monarchie zwischen Absolutismus 
und Republik«. Aber was kann dann »private Verfassung« 
noch bedeuten? Und was bedeutet sonst, in einem anderen 
Falle, »rechtliche Umformung«? »Viertens«, betreffend die 
Behandlung der »Organisationen« ist »praktisches Verhalten wie 
theoretische Erkenntnis noch gleich unsicher«. Und: »Fünf- 
tens, damit, daß die private Wirtschaftsverfassung trotz 
mancher Einschränkungen und Ergänzungen in der Hauptsache 
auch im kapitalistischen Zeitalter als gesellschaftlich wirksam 
anerkannt wird, ist auch die private Tauschwertschätzung nach 
wie vor als die zutreffende Wertung im volkswirtschaftlichen Pro- 
zesse anerkannt.« Was ist unter »z u t r e f f e n d e r Wertung im 
volkswirtschaftlichen Prozeß« zu verstehen? Und wie kann die 
»Wirksamkeit«einer Tatsache die »Zutreffendheit «einer »Wertung« 
begründen? Und was hat das für einen Zusammenhang mit der 
Volkswirtschaftspolitik ? 


8. 


Der »Theorie der Tauschwirtschaft« schließt Wieser eine 
»Iheorie der Staatswirtschaft« und eine »Theorie der Weltwirt- 
schaft« an. 

In der »Theorie der Staatswirtschaft« behandelt 
er das Wesen des »staatswirtschaftlichen Prozesses« und den 
besonderen Charakter der Staatsausgaben ($ 78), die »staatliche 
Wertung« (§ 79) und die Bedeutung und besondere Gestaltung 
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des »wirtschaftlichen Prinzips in der Staatswirtschaft« ($ 8o). 
Auch hier lassen die Ausführungen an Klarheit vieles zu wün- 
schen übrig. Als das für das Wesen der Staatswirtschaft Ent- 
scheidende sieht W i e s e r die besondere Art der Staatsausgaben 
an. Er sieht diese in den sog. »Kollektivausgaben«, worunter er 
die Ausgaben versteht, die nicht im Interesse bestimmter Einzel- 
personen, sondern im gemeinschaftlichen Interesse aller gemacht 
werden, »ununterscheidbar gemachte« Ausgaben. Diese »sind 
nach dem Grade, in welchem sie sich den privatwirtschaftlichen 
Ausgaben nähern, selbst wieder in drei Abteilungen zu sondern ... 
die Ausgaben der volkswirtschaftlichen Verwaltung, die zum 
Schutze und zur Förderung der Privatwirtschaft, insbesondere 
der Erwerbswirtschaft gemacht werden, ... die sonstigen Aus- 
gaben der inneren Verwaltung..., endlich die Ausgaben für 
den Staatsbedarf im engeren Sinne..., die Ausgaben, die zur 
Aufrechterhaltung des Staates, seiner Machtstellung nach innen 
und außen, zur Wahrung seines Prestige gemacht werden... 
Die Kollektivausgaben sind dadurch kollektiv, daß sie die ge- 
meinen Mittel unter einheitlicher Leitung zu Leistungen ver- 
wenden, welche den Individuen ununterscheidbar zukommen ... 
Aus dieser Darlegung folgt, daß der staatswirtschaftliche Prozeß 
sich in seinem Wesen weder mit dem privaten Haushalt noch 
mit der privaten Erwerbswirtschaft deckt. Vom privaten Haus- 
halt unterscheidet er sich dadurch, daß er in der Hauptsache 
nicht der unmittelbaren Bedürfnisbefriedigung, sondern ihrem 
Schutze und ihrer Förderung dient. Von der privaten Erwerbs- 
wirtschaft und insbesondere von der Produktion unterscheidet 
er sich dadurch, daß er selber keine produktiven Erträge 
schafft« ($ 78). Damit ist aber immerhin nur gesagt, was der Cha- 
rakter der Staatsausgaben und das Wesen des staatswirt- 
schaftlichen Prozesses nicht ist; in bezug auf das, worin 
Charakter und Wesen dieser Erscheinungen bestehen, werden 
wir nur auf eine »Analogie« mit der »Vereinswirtschaft« hin- 
gewiesen, indem gesagt wird, daß »die Staatswirtschaft wie 
die Vereinswirtschaft im Wesen eine gemeinsame Ausgabewirt- 
schaft ist«. 

Das in Frage stehende Wesen der Staatsausgaben und der 
Staatswirtschaft überhaupt wird auch nicht klarer, wenn im 
weiteren hervorgehoben wird, daß hier »nicht mehr nach Tausch- 
wert«, sondern nach staatswirtschaftlichemNutz- 
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wert« gerechnet wird %) ($ 79), der als »die Geltung« einer 
Sache oder einer Leistung, »die ihr kraft ihres Dienstes im staats- 
wirtschaftlichen Prozeß zukommt«, definiert wird. »Dieser staats- 
wirtschaftliche Nutzwert« soll »aber allerdings auf dem privat- 
wirtschaftlichen Werte, welchen die Sache oder Leistung »für 
die Personen hat, die sie benützen, beruhen«. Worin besteht 
aber dann der Unterschied zwischen »privatwirtschaftlichem 
Wert« und »staatswirtschaftlichem Nutzwert«? Im weiteren 
wird davon gesprochen, daß »der Staat, wo er im gemeinen 
Interesse ergänzend oder berichtigend in den privaten Ablauf 
des Erwerbs eingreift, seinen Entschließungen Werturteile zu- 
grunde legen wird, welche den privatwirtschaftlichen Tauschwert 
ergänzen oder berichtigen«e.. Auch das ist eine wenig klare Vor- 
stellung. »Wenn nach einer Mißernte ein Ausfuhrverbot für 
Getreide erlassen wird, so rechnet der Staat« freilich »nicht nach 
Tauschwert«, aber ebensowenig »nach einem staatswirtschaft- 
lichen Nutzwert«, welcher ohne Rücksicht auf die Zahlungs- 
fähigkeit das Bedürfnis als solches mißt«. Der Staat »rechnet« 
hier wohl überhaupt nicht und »mißt« nicht, wenn er auch 
»wertet«, und er wertet weder nach Tauschwert noch nach »staats- 
wirtschaftlichem Nutzwert«, sondern ganz einfach im Sinne der 
Wertungen der Mehrzahl seiner ihn bildenden Bürger. 

Die Ausführungen Wiesers münden ganz ins Ethisch- 
normative: »Am meisten entfernt sich die gesellschaftliche 
Wertung des Staates vom privaten Tauschwerte in Rück- 
sicht auf die persönliche Einschätzung des arbeitenden 
Menschen. Der Unternehmer betrachtet die Lohnarbeit schlecht- 
hin als ein Mittel für seine Gewinnabsicht, der Arbeiter ist für ihn 
wirtschaftlich genommen nichts weiter als eine Person, die Lohn- 
arbeit anzubieten hat, er zahlt ihm nicht mehr aus, als den 
Grenzwert der Arbeit. Der Staat dagegen darf sich bei einer 
Wertung nicht beruhigen, die in ihrer Wirkung doch auf nichts 
anderes hinauskommt, als daß der Arbeiter mit seiner Person 
als ein bloßes Mittel der Ertragsgewinnung angesehen wird. Er 
darf sich nicht damit einverstanden erklären, daß irgend 
jemand, der bei der gesellschaftlichen Produktion wirksam ist, 
bei der Verteilung des Ertrages ungesellschaftlich 
behandelt werde, er muß die Würde achten, welche dem 
Arbeiter als Menschen mit seinen Lebensansprüchen und als 
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Mitglied der menschlichen Gesellschaft zukommt ($ 79)%). Das 
geht wohl über den Rahmen einer Theorie der Staatswirtschaft 
weit hinaus. 

Daß das »wirtschaftliche Prinzip« auch »in der Staatswirt- 
schaft« seine Bedeutung hat ($ 80), ist selbstverständlich. Daß es 
hier, insoweit nicht Tauschwerte in Frage stehen, »seinen rechen- 
mäßigen Ausdruck verliert«, ist klar, aber durchaus nicht, wie 
Wieser annimmt, eine Eigentümlichkeit der Staatswirtschaft, 
sondern jeder anderen Wirtschaft, in welcher andere Werte als 
Tauschwerte in Frage stehen. Wenn aber Wieser die »Rechen- 
barkeit« des Wertes in der »einfachen Wirtschaft« angenommen 
hat, so hätte er sie konsequent für den »staatswirtschaftlichen 
Nutzwert« nicht leugnen dürfen. Es ist übrigens nicht klar zum 
Ausdruck gebracht, ob »die Unrechenbarkeit des staatswirt- 
schaftlichen Nutzwertes« als eine allgemeine, aus dem Wesen 
der Sache entspringende Erscheinung darstellt oder nur eine in 
besonderen Fällen, wenn es sich um »staatliche Interessen- 
wertungen« handelt, in Erscheinung tretende Tatsache ist. 

Der »Volkswirtschaft« stellt Wieser neben der »Staats- 
wirtschaft« schließlich auch noch die »Weltwirtschaft« als 
eine besondere, wesenseigene Erscheinungsform der s»gesell- 
schaftlichen Wirtschaft« gegenüber. Aber es gelingt ihm auch 
hier nicht, das Wesen dieser Erscheinung begrifflich klar zu be- 
stimmen. Das hat seine letzte Ursache schon darin, daß das 
Wesen der »Volkswirtschaft« niemals klar bestimmt wurde. Be- 
kanntlich wollte Wieser dieses Wesen darin sehen, daß sie 
eine »Einheit« darstellt. Und demgemäß muß das Wesen der 
»Weltwirtschaft« darin gefunden werden, daß sie keine 
»Einheit« darstellt. Also der »Mangel an Einheit« soll es 
sein, der das Wesen der »Weltwirtschaft« konstituiert. »Es ist 
nicht bloß ein Unterschied im Grade der Dichtigkeit der Ver- 
kehrsbeziehungen vorhanden, sondern es ist ein Unterschied im 
Wesen da. Jede Volkswirtschaft ist in sich durch verbindende 
geschichtliche Mächte eine Einheit, die Weltwirtschaft als Ganzes 
ist es nicht« ($ 80). 

Aber abgesehen davon, daß dies nur eine negative Be- 
stimmung ist, wodurch nicht das positive Wesen einer Er- 
scheinung ausgedrückt sein kann, ist es auch nur eine rein 
formale Bestimmung, die negativ wie positiv für eine Un 
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zahl von anderen Erscheinungen auch gilt. Außerdem liegt 
hier auch noch eine in sich widerspruchsvolle Bestimmung 
vor. Die »Weltwirtschaft« wird »als Ganzes« betrachtet 
und dabei negiert, daß sie eine »Einheit« ist. Etwas »als 
Ganzes« betrachten und ihm zugleich die »Einheit« absprechen 
ist aber logisch unmöglich. In dem Augenblick, als ich eine 
Sache oder einen Zusammenhang von Erscheinungen als »Ganzes« 
betrachte, betrachte ich sie oder ihn als »Einheit« und die 
Frage kann nur sein, welcher Natur diese »Einheit« ist, wo- 
durch diese »Einheit« konstituiert wird. Und diese Frage hätte 
schon bei Betrachtung des Wesens und der Einheit der »Volks- 
wirtschaft« aufgeworfen und beantwortet werden sollen und 
das Problem, das dann hier zu lösen wäre, wäre festzustellen, 
worin nun die besondere Einheit der Weltwirtschaft gegenüber 
der der Volkswirtschaft besteht. Da hätte sich dann wahrschein- 
lich gezeigt, daß zwischen Volkswirtschaft und Weltwirtschaft 
»ein Unterschied im Wesen« gar nicht existiert, daß das, was 
im letzten Grunde die Einheit der Volkswirtschaft ausmacht, 
auch die Einheit der Weltwirtschaft konstituiert, daß die Volks- 
wirtschaft gegenüber der Weltwirtschaft nicht eine andere, son- 
dern nur eine näher und enger bestimmte Einheit ist, und daß 
alles, was sie unterscheidet, nur auf zufälligen historischen Er- 
scheinungsformen der Volkswirtschaft, nicht aber auf ihrem 
inneren Wesen beruht. Denn »Rasse, Anlage, geschichtliche 
Kultur« sind nichts, was das Wesen der Volkswirtschaften 
betrifft, sondern nur Bedingungen ihrer äußeren Erscheinungs- 
form. Und die »Hemmungen der internationalen Ausgleichung« 
sind nichts, was von den Hemmungen der »interlokalen Aus- 
gleichung« wesensverschieden ist. »Der Typus des Unter- 
nehmers, des Bürgers, des Bauern, des Arbeiters ist« nicht 
»ein anderer von Volk zu Volk«, denn sonst gäbe es ja keinen 
»Typus« oder allgemeinen volkswirtschaftlichen Begriff des Unter- 
nehmers, sondern nur seine äußere Erscheinungsform ist eine 
andere. Gewiß »steht die Volkswirtschaft zu der Weltwirtschaft 
nicht im selben Verhältnisse, wie die volkswirtschaftlichen Zonen 
zur Volkswirtschaft«, wenn man das praktische Schwergewicht, 
die praktische Bedeutung, die relative praktische Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit im Auge hat. In dieser Hinsicht »sind die 
Volkswirtschaften freilich de Hauptsache der Weltwirt- 
schaft gegenüber, die großen Einheitskörper der gesellschaftlichen 
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Wirtschaft, die nur verhältnismäßig (!) lose durch inter- 
nationalen Verkehr und eine internationale Erwerbsgemeinschaft 
verbunden sind«, während »die Volkswirtschaft in sich eine Ein- 
heit ist, in welche die Zonen eingeordnet sind«, aber theoretisch 
und wesenhaft macht das gar keinen Unterschied, denn selbst 
auf ein großes »verhältnismäßig« mehr oder weniger eng ver- 
bunden kommt es da nicht an. »Der wirtschaftliche Zustand 
der Welt ist«, nur vom einseitigen Standpunkte der Volkswirt- 
schaft aus gesehen, »ein Nebeneinander der einheitlichen 
Volkswirtschaften, die durch Verkehrsbeziehungen nur bis zu 
einem gewissen Grade miteinander verbunden sind«, dem Wesen 
nach ist die Weltwirtschaft gerade so ein »einheitlicher Zusammen- 
hang durch den Verkehr verbundener Einzelwirtschaften«, wie 
die Volkswirtschaften, und die »einheitliche Staatswirtschaft« und 
die »einheitliche staatliche Vertretung der gemeinsamen Inter- 
essen und die Einheit der herrschenden geschichtlichen Mächte« 
hat mit dem Wesen der Volkswirtschaft ebensowenig zu tun 
wie mit dem Wesen der Weltwirtschaft. »Dieser einheitliche 
Zusammenhang beruht« auch bei der Weltwirtschaft, ebenso, 
wie bei der Volkswirtschaft, für welche es Wieser allein gelten 
lassen will, »auf der Einheit des Marktes bzw. der Preisbildung 
und des Tauschwertes«. Es ist gar nicht zu verstehen, wie W ie- 
ser dies leugnen und behaupten kann: »Die Weltwirtschaft ist 
auch in diesem beschränkten Sinne keine Einheit.« Daß sich die 
Einheit des Weltmarktes und der Weltmarktpreisbildung nicht 
auf alle, sondern nur auf eine beschränkte Zahl von Gütern er- 
streckt, kann doch ebenfalls nicht als ein das Wesen der Sache 
betreffender Umstand angesehen werden und als ein Einwand 
etwa dagegen, daß eine solche Einheit des Marktes und der 
Preisbildung in der Weltwirtschaft existiert und daß man gerade 
ihretwegen von einem »Weltmarkt« spricht. Auch wenn man 
diese Einheit gegenüber der Einheit der volkswirtschaftlichen 
Preisbildung für praktisch unwichtig hält, so hat das gegen, die 
Existenz und die Wesenhaftigkeit dieser Einheit nichts zu sagen. 
Und was hat es zu besagen, daß »die örtlichen Zonen der Volks- 
wirtschaft Teilmärkte des großen volkswirtschaftlichen Marktes, 
die Volkswirtschaftsgebiete dagegen nicht Teilmärkte eines Welt- 
marktes, sondern Hauptmärkte sind, die voneinander im großen 
unabhängig nur nach gewissen Richtungen durch den Welt- 
verkehr verbunden sind«. Das sind doch alles wieder nur ganz 
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relative Begriffe. Wenn zugegeben werden muß, daß »es einzelne 
Waren gibt, die einen wirklichen Weltmarkt und 
eigentliche Weltpreise haben«*) ($ 82), so ist eben 
damit gesagt, daß es »einen einheitlichen Zusammenhang« gibt, 
der »auf der Einheit des Marktes bzw. der Preisbildung und des 
Tauschwertes beruht« und der, so wie er dort die »Einheit« der 
Volkswirtschaft konstituiert, so hier die »Einheit« einer Welt- 
wirtschaft konstituiertt. Wenn dem hinzugefügt wird, daß »es 
keinen allgemeinen Weltmarkt« gibt %5), so ist eben 
wieder nur an Stelle eines Wesensmerkmals ein Grad- 
merkmal gesetzt. Und ganz klar auf einen bloßen Gradunter- 
schied ist der Unterschied zwischen »Volkswirtschaft« und »Welt- 
wirtschaft« zurückgeführt, wenn es abschließend über diese Frage 
heißt: »In der Weltwirtschaft im ganzen und auch im inter- 
nationalen Verkehre engerer Gebiete fehlen daher im all- 
gemeinen die starken Ausgleichstendenzen« $8). 

Mit dem Weiteren, das über den Unterschied zwischen 
»Volkswirtschaft« und Weltwirtschaft gesagt wird, daß innerhalb 
einer Volkswirtschaft »dieselbe Lebensweise und Arbeitsweise an- 
nähernd dieselben Grundpreise für die wichtigsten sachlichen 
und persönlichen Werte schuf«, und daß »wesentlich davon ver- 
schieden das Verhältnis von einem Volk zum andern ist..., die 
Nachfrage des Konsums durch die andere Lebenssitte des Haus- 
haltes auf andere Grundlagen gestellt, durch die andere Zu- 
sammensetzung der Bevölkerung, durch den andern Kulturgrad 
der Erwerb auf andere Grundlagen gestellt ist, der Markt schon 
äußerlich ein anderes Bild bietet, die äußeren Gestalten vieler 
naturaler Werte andere sind, und die Grundpreise, von denen 
die geschichtliche Entwicklung weitergeht, weit auseinander 
liegen . . ., jede Volkswirtschaft ihren eigenen nationalen Arbeits- 
charakter hat, den sie nach den Verhältnissen ihrer Entwicklung 
weiter ausbildet . . ., alle Tatsachen, die auf die Höhe des 
Arbeitslohnes wirken, das Existenzminimum, der standesgemäße 
Unterhalt, der Arbeitsertrag, die Organisation von Volk zu 
Volk anders sind. . .« usw., will Wieser wohl selbst nicht 
Unterschiede von prinzipieller, wesenhafter Bedeutung hervor- 
gehoben haben. 

4) Von mir gesperrt. 
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Ein besonders interessantes Problem weltwirtschaftlicher 
Natur wäre die Frage nach den Ursachen der »internationalen 
Abstufungen des Geldwertes. Wieser kommt auch auf diese 
Erscheinung zu sprechen, was er aber zu deren Erklärung bei- 
bringt, ist sehr wenig. Er meint, es lasse sich »die Behauptung 
aufstellen, daß der nationale Geldwert mit Zunahme des Volks- 
reichtums sinkt, weil die fortschreitende Aufsaugung der Natural- 
wirtschaften und die Einwirkung des Gesetzes vom abnehmenden 
Bodenertrag den Preisstand steigert. Außerdem« sei sauch 
sonst der nationale Tauschwert des Geldes überall geschichtlich 
bedingt, er mag namentlich durch die Geschichte des Geldwesens, 
durch die Verhältnisse der Edelmetallgewinnung, durch die 
Nachwirkungen öfterer und andauernder Papiergeldwirtschaft 
beeinflußt sein« ($ 83). Da Wieser nicht ausführt, wie er 
sich die Bedingtheit und Beeinflussung theoretisch vorstellt, 
ist eine. Kritik gegenstandslos. Unbefriedigend ist die Er- 
klärung der Tatsache, daß »der höhere Geldwert auf dem 
Lande keine ausgleichende Geldbewegung von der Stadt hin- 
aus induziert«, mit dem Hinweis darauf, daß »eben auf dem 
Lande die genügende Zahl von Waren, gegen welche das Geld 
getauscht werden könnte«, fehle. 

Ein anderes interessantes und theoretisch besonders wich- 
tiges Problem der »Weltwirtschaft« ist das der Wechsel- 
kurse und der »Ausgleichung der internationalen Zahlungs- 
bilanz«.. Den »Kurswert« des Geldes definiert Wieser analog 
seinen anderen »W er t«definitionen als »die Geltung, wel- 
che das eigene Geld nach Maß des Kursstandes 
gegenüber dem fremden hat« Von den »Wechsel- 
kursen« sagt er nur, daß »sie dem allgemeinen Preisgesetze, dem 
Stande von Angebot und Nachfrage, wie sich diese nach der 
Gestaltung der internationalen Zahlungsbilanz jeweils gegen- 
übertreten, folgen. Das Problem der »Ausgleichung 
der internationalen Zahlungsbilanz« ist in der 
Problemstellung bei Wieser wohl viel verwickelter und schwie- 
riger dargestellt, als es in Wirklichkeit ist. »Die Theorie muß 
zeigen..., wie die wechselseitige Ausgleichung aller dieser 
vielerlei Zahlungen zu erklären ist, die von vielen Tausenden 
und Tausenden von Personen ausgehen, welche untereinander 
keinerlei unmittelbare Berührung haben ..., wie trotz der Viel- 
heit der handelnden Personen zum Schlusse die Einheit des 
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volkswirtschaftlichen Ergebnisses erzielt wird«, aber gar so »w eit 
ausgreifen« wie Wieser tut, muß sie deshalb doch 
nicht ($ 84). 

| Zum Abschluß behandelt Wieser noch »die theoretischen 
Grundlagen der äußeren Handelspolitik« ($ 85). Hier führt 
Wieser die Mängel und Schwächen der klassischen Betrach- 
tung in treffender Weise auf den Mangel einer scharfen und 
prinzipiellen Unterscheidung zwischen »statischer« und »dyna- 
mischer« Betrachtungsweise zurück. Aber da er selbst nirgends 
diese Unterscheidung in klarer Weise gemacht hat, ja sie eigent- 
lich ausdrücklich als eine Unterscheidung von prinzipieller Be- 
deutung abgelehnt hat, vermag er jetzt nicht die Konsequenzen 
mit voller Schärfe daraus zu ziehen. Immerhin betont er den 
einen wichtigen Umstand, der hier von großer Bedeutung ist, 
daß man mit Friedrich List »zwischen den natür- 
lichen Bedingungen und den geschichtlich gewor- 
denen Bedingungen der Produktion unterscheiden« müsse 
und daß man, wenn man dies tue, zu dem Ergebnis gelange, 
daß »die gesamte Weltproduktion« die »gegebenen Möglichkeiten« 
nicht voll erschöpfe, wenn der internationalen Arbeits- und 
Standortsverteilung einfach freier Spielraum gewährt werde, 
weil dabei viele natürlich günstige Produktionsbedingungen 
mangels korrespondierender oder »komplementärer« künstlicher 
Erziehungsbedingungen unausgenützt blieben. Dagegen kann 
das Prinzip des fortdauernden »Erhaltungszolls« aus den Er- 
wägungen heraus, die Wieser anstellt, wohl nicht als zu- 
reichend begründet gelten. 


Schlußbemerkung. 


Es ist unmöglich, einem Werke von der Spannweite und 
der Ideentiefe der Wieserschen »Theorie der gesellschaft- 
lichen Wirtschaft«im Rahmen einer auch noch so weit gespannten 
kritischen Abhandlung gerecht zu werden. Die Aufgabe einer 
solchen ist eine beschränkte und zwar im wesentlichen auf Dar- 
stellung und Beurteilung dessen, was als unzureichend oder 
angreifbar empfunden wird. Wieser war sich, wie er im Vor- 
wort« zur neuen Auflage ausführt, schon bei Erscheinen der ersten 
bewußt, daß er sein »weitgestecktes Ziel nur unvollkommen zu 
erreichen imstande war«, und in der Zwischenzeit sind, wie er 
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gleichzeitig sagt, ihm »die Mängel« seiner »Arbeit noch viel 
deutlicher geworden«. Er hat trotzdem recht daran getan, das 
Werk in unveränderter Form erscheinen zu lassen. Denn die 
Mängel wären wahrscheinlich nicht zu beheben gewesen. Das 
Werk ist, wie man aus jeder Zeile spürt, eine reife Frucht 
eines lebenlangen Nachdenkens über die in ihm behandelten 
Probleme. Daß W ieser an der Absicht, die er damit verfolgte 
— ein einheitliches und umfassendes System der auf die gesell- 
schaftliche Wirtschaft sich beziehenden Erkenntnisse auf der 
Grundlage einer größtenteils selbst geschaffenen psychologischen 
Werttheorie aufzubauen —, gescheitert ist, lag nur zum Teile 
an ihm — und insoweit durchaus nicht an einem Mangel von 
Denkkraft, Gedankenschärfe und Gedankentiefe —, zum größeren 
aber an der Aufgabe, die er sich gestellt hatte. Es war eine 
unmögliche Aufgabe, zu zeigen, daß die gesellschaftliche 
Wirtschaft im ganzen und alle ihre Erscheinungen im einzelnen 
sich aus einem Rechnen mit Nutzgrößen bzw. -einheiten 
begreifen lassen. 

Was an ihm selbst liegt, so hat Wieser ein unendliches 
Maß von Mühe und Scharfsinn darauf verwendet, diese Aufgabe 
zu lösen. Aber seine Stärke liegt nicht in der begrifflichen Zer- 
gliederung des Stoffes und in der Trennung und Kombinierung 
der Elemente, sondern im Schauen und Bilden, wie es auch in 
diesem Werke überall da offenbar wird, wo er von den gesell- 
schaftlichen Erscheinungen im ganzen und den großen Zusammen- 
hängen derselben spricht. Es ist nicht Zufall und nicht der 
Ausfluß einer bloßen Liebhaberei, daß W i e s e r von der national- 
ökonomischen Theorie zur Soziologie übergegangen ist. Sondern 
Wieser hat dies sicher, und mit Recht, als die Erfüllung 
einer intellektuellen Sendung empfunden. Nicht die national- 
ökonomische Theorie mit ihren blutleeren Abstraktionen, sondern 
das lebendige gesellschaftliche Leben, in welchem der Pulsschlag 
der Zeit zu spüren ist, ist das Gebiet, in dem er sich heimisch 
fühlt. 

Nichtsdestoweniger hat Wieser doch auch auf jenem 
Gebiete der Wissenschaft wertvolle Erkenntnisse geliefert. Er 
war es, der der Grenznutzenlehre ihre geschlossene und lücken- 
lose Gestalt gegeben hat. Er hat zum erstenmal erkannt, daß 
das, was man in der Wirtschaft »Kosten« nennt, im Wesen iden- 
tisch ist mit dem, was man als »Nutzen« bezeichnet, und damit 
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die Brücke gefunden, die beide Erscheinungen miteinander ver- 
bindet. Erst dadurch war es möglich, der Grenznutzenlehre 
die formale Konsequenz und Einheit zu verleihen, die eine Haupt- 
bedingung ihres Erfolges gewesen ist. Ebenso war er der erste, 
der den konsequenten Versuch gemacht hat, die Nutzwertlehre 
auf den Geldwert anzuwenden, und damit die Geldtheorie in 
die Grenznutzentheorie organisch einzufügen. 

Bei der Fülle der Gedanken, die dieses systematische Werk 
Wiesers in nationalökonomischer wie soziologischer Hinsicht 
enthält, ist es selbstverständlich, daß es auf lange hinaus eine 
reiche Quelle der Anregung und Belehrung darstellen 
wird. 
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Die überschätzte Handelspolitik der offenen Tür. 
Von 


SIEGMUND SCHILDER (Wien). 


I. Was unter der Handelspolitik der offenen Tür zu verstehen 
ist und die verflachende Verallgemeinerung dieses Begriffes. 


Die »offene Tür« und die nach ihr genannte Handels- 
politik gehört zu jenen Fachbegriffen, die auch handels- 
politisch minder geschulten Volkswirten, ja sogar zahlreichen 
Personen allgemeiner Bildung ohne tiefere wirtschaftspoli- 
tische Kenntnisse geläufig sind. Dies gilt namentlich für 
Sozialpolitiker und sozial empfindende Kreise, die 
für sonstige handelspolitische Fragen nicht viel Neigung, 
Verständnis und Schulung besitzen. Hiebei besteht die durch- 
aus irrige Auffassung, daß man es hier mit einem wenig 
verwickelten, leicht zu bewältigenden Begriff zu tun habe, 
zu dessen Verständnis keine eingehenderen handelspolitischen 
und völkerrechtlichen sowie wirtschaftsgeschichtlichen Kennt- 
nisse erforderlich seien; dieser Begriff sei vielmehr jedem un- 
verdorbenen, sozial warm empfindenden Gemüt ohne weiteres 
zugänglich. 

Hiebei treffen die überwiegend sozial gerichteten Kreise 
mit einer älteren Schichte von Politikern und Zeitungsleuten 
zusammen, die nicht nur gleich den erstgenannten einer ein- 
gehenderen Kenntnis der Handelspolitik und der einschlägigen 
völkerrechtlichen Lehren entbehren, sondern auch zumeist oder 
wenigstens in zahlreichen Fällen über keine deutlich ausgeprägte 
soziale Gesinnung verfügen. Diese ältere Schichte hat den ur- 
sprünglich handelspolitisch und völkerrechtlich scharf um- 
rissenen Begriff der offenen Tür und der ihr entsprechenden 
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Handelspolitik in unbestimmt verflachen- 
dem Sinn erweitert, wodurch zu mannigfachen 
Irrtümern, Unklarheiten und Mißverständnissen Anlaß gegeben 
wurde. 

Vor dem Weltkrieg hatte man es hauptsächlich mit dieser 
zweiten, zum Teil geradezu hochschutzzöllnerischen Gruppe 
zu tun, der auch ich in meinen »Entwicklungstendenzen der 
Weltwirtschaft«, I. Band (Berlin 1912) im VIII. Kapitel »Die 
Gebiete der offenen Tür in der Weltwirtschaft« entgegentrat. 
Ich wandte mich dort gegen die weitverbreitete, oft zu ver- 
nehmende irrtümliche Auffassung, daß mit dem allmählichen 
Dahinschwinden der sogenannten Gebiete 
der offenen Tür (oder vielmehr dessen, was die genannte 
Gruppe darunter verstand) auch eine Verengerung des Welt- 
markts, eine Einschränkung der zwischenstaat- 
lichen Handelsbeziehungen verbunden sei; des- 
halb (und aus manchen andern Gründen) sei es angeblich nicht . 
lohnend, sich um den Weltmarkt besonders zu bemühen, 
sondern ratsamer, den durch hohe Schutzzölle gesicherten 
Inlandsmarkt möglichst eifrig zu pflegen. Die »Entwicklungs- 
tendenzen der Weltwirtschaft« waren überhaupt in ihrem 
grundsätzlichen Aufbau, wenn auch durchaus nicht in allen 
ihren Einzelheiten eine Streitschrift gegen die fatalistische 
Annahme, daß man sich dem Schutzzoll (Hochschutzzoll) 
zuwenden müsse, da der Freihandel angeblich gar keine Aus- 
sichten mehr habe. 

Eine der Erscheinungsformen dieses falschen Fatalismus 
war eben die Ansicht, die aus den tatsächlich wenig günstigen 
Aussichten für den Bestand der Gebiete der offenen Tür die Fol- 
gerung zog, daß die Aufrechterhaltung oder gar eine Vergröße- 
rung des zwischenstaatlichen Handelsverkehrs nicht zu erwarten 
sei. Um diese Ansicht zu widerlegen, mußte auf die geschichtliche 
Entwicklung des Begriffs der Gebiete der offenen Tür einge- _ 
gangen werden. 

Die Tatsachen und Vorgänge, die zur Entstehung einer 
Handelspolitik der offenen Tür geführt haben, sind nämlich 
weit älter als diese Benennung selbst, die (wie später noch des 
Näheren ausgeführt werden soll) nicht mehr als ein Mitte der 
1ı8goer Jahre aufgekommenes, glückliches, sinnfälliges Bild ist. 
Schon seit dem 16., besonders aber seit dem 18. Jahrhundert sind 
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zahlreiche Verträge der europäischen Kulturstaaten mit den 
islamischen Halbkulturländern (vom Standpunkt Mittel- und 
Westeuropas) in Südosteuropa, Vorderasien und Nordafrika zu 
verzeichnen, auf die in diesem Zusammenhang besonders hinzu- 
weisen wäre. Die hieher gehörenden mit der Türkei vereinbarten 
Verträge, die bekannten Kapitulationen waren (be- 
sonders seit dem grundlegenden Französisch-Türkischen Vertrag 
von 1740) dauernde, nicht bloß befristete völkerrechtliche Ver- 
träge. Die darin enthaltenen wirtschaftlich bedeutsamen Be- 
stimmungen hingen nämlich unzertrennlich zusammen mit 
grundsätzlich unkündbaren, politischen Abmachungen (Freund- 
schafts-, Waffenstillstands-, Friedensverträgen) und wurden 
daher, sogar nach Unterbrechungen durch kriegerische Zusammen- 
stöße, in den Friedensschlüssen zumeist unverändert oder mit 
noch, stärkerer Belastung der Türkei wieder in Kraft gesetzt. 

Die Kapitulationen waren bei ihrer Entstehung und noch 
längere Zeit danach weit weniger zollpolitische als vielmehr 
rechtspolitische Verträge. Sie enthielten die Zu- 
erkennung eines besonderen Personalrechts und der hiemit 
verbundenen Konsulargerichtsbarkeit für die Un- 
tertanen des betreffenden europäisch-christlichen Handels- und 
Kulturstaates, die man hierdurch vor der Willkür und Erpres- 
sungssucht der türkischen Beamten und dem unberechenbaren 
Fanatismus der Landesbewohner schützen wollte. Die in den- 
selben Verträgen enthaltenen Bestimmungen über gewisse 
niedrige Ein- und Ausfuhrzölle sowie über 
Meistbegünstigung gegenüber dritten Staaten waren 
ursprünglich nur ein Nebenbestandteil der alten Kapitulationen. 
Erst im Laufe des 19. Jahrhunderts, als die kulturelle und wirt- 
schaftliche Hebung der in die Weltwirtschaft immer inniger ver- 
flochtenen Türkei von Jahrzehnt zu Jahrzehnt deutlicher sicht- 
bar wurde, traten die zollpolitischen Bestimmungen der Kapi- 
tulationen stärker in den Vordergrund. 

Dieselben Vertragsgrundsätze wurden im 18. und ı9. Jahr- 
hundert in fortschreitendem Ausmaß auch auf die islami- 
schen Staaten am Südufer des Mittelmeers, ferner auf 
Persien, Oman, Zanzibar angewandt sowie im Laufe des 19. Jahr- 
hunderts auch auf Halbkulturländer (nach mittel- und west- 
europäischen Begriffen) ausgedehnt, die sich außerhalb des 
islamischen Kulturkreises befanden, wie China, Japan, Korea, 
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Annam, Siam, Birma, Abessinien, Madagaskar, Hawai, Tonga, 
Samoa. Grundlegend war das Bestreben der europäisch-ameri- 
kanischen Staaten, seit den 1870er Jahren auch dasjenige Japans, 
sich in einem islamischen oder sonstigen Halbkulturstaat mehr 
oder weniger ausgedehnte handels- und zollpolitische sowie 
rechtspolitische Befugnisse vertragsmäßig für grundsätzlich un- 
befristete Dauer zu sichern; durch diese unbefristeten Verträge 
wurde die völkerrechtliche Stellung der betreffenden Halbkultur- 
länder, im Vergleich zur üblichen völkerrechtlichen Zuständigkeit 
der Staaten, verschlechtert, oder, wie man sich auszudrücken 
pflegte, ihre sogenannte Souveränität mehr oder weniger einge- 
schränkt. 

Das in der Staatslehre viel umstrittene Wort »Souve- 
ränität« wird in vorliegender Arbeit nur aus Bequemlich- 
keitsrücksichten und im Anschluß an ein altes Herkommen 
verwendet. Unter einem völlig souveränen Land ist ein solches 
mit den allgemein üblichen völkerrechtlichen Befugnissen zu 
verstehen, das den besonderen, grundsätzlich endlosen Be- 
schränkungen nicht unterliegt, die zum Wesen eines Gebiets 
der offenen Tür gehören und diesem in der Völkergemeinschaft 
eine Stellung zweiten Ranges zuweisen. So wird z. B. in Artikel 8 
des Vertrages vom 26. Februar 1909, den Oesterreich-Ungarn 
mit der Türkei behufs Beendigung der bosnischen Annexions- 
krise abschloß, von der Absicht der türkischen Regierung ge- 
sprochen, »das Regime der Kapitulationen in der Türkei auf- 
hören zu lassen und es durch jenes des internationalen 
Rechts zu ersetzen.« 

In den letzten drei Jahrzehnten vor dem Weltkrieg wurden 
die handels- und zollpolitischen Hauptbestandteile der Kapi- 
tulationen und ähnlicher Verträge, nämlich die Meistbegünsti- 
gung sowie niedrig bemessene Ein- und Ausfuhrzölle, unter Ver- 
nachlässigung der in diesen Verträgen gewöhnlich enthaltenen 
rechtspolitischen Bestimmungen, bisweilen vertragsmäßig mit 
unbefristeter Dauer auch auf bisher hiervon freigebliebene Ueber- 
seebesitzungen von Staaten ausgedehnt, denen, bei hochent- 
wickelter europäischer Kultur, eine ungeminderte völkerrecht- 
liche Stellung eigen war. Eine handelspolitische Einrichtung, 
die sich in früheren Jahrhunderten aus ganz anders gearteten 
Voraussetzungen ohne besondere planmäßige Absicht (organisch) 
entwickelt hatte, wurde nunmehr mit bewußter Planmäßigkeit 
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einzelnen Kolonialgebieten europäischer Kul- 
turstaaten auferlegt, so namentlich in der Generalakte der 
Berliner Kongokonferenz vom 26. Februar 1885 dem »Kongo- 
freistaat« (der freilich erst im August 1908 auch im Rechtssinn 
belgische Ueberseebesitzung wurde) und einigen angrenzenden 
französischen, britischen, deutschen, portugiesischen Besitzungen 
im sogenannten östlichen und westlichen Kongobecken. 

Ferner wurde in einer Reihe zwischenstaatlicher 
Verträge, diefastimmer nur von zwei oder höch- 
stens drei Staaten abgeschlossen worden sind, 
für gewisse Ueberseebesitzungen der betreffenden Staaten Meist- 
begünstigung (ausnahmsweise auch niedrige Zollsätze oder Zoll- 
befreiung, so im Fall der Neuhebriden und Spitzbergens) dauernd 
oder zumindest auf recht lange Zeit vereinbart. Diese Meist- 
begünstigung wurde (wenigstens bis zum Weltkrieg) gewohn- 
heitsmäßig und aus zollpolitischen Bequemlichkeitsrücksichten 
auch auf andere Handels- und Industrieländer außerhalb des 
Kreises der betreffenden Vertragsstaaten ausgedehnt. Als Bei- 
spiele hierfür aus Verträgen seit Mitte der I88oer Jahre, an denen 
insbesondere Frankreich, Großbritannien, Deutschland und die 
Vereinigten Staaten beteiligt sind, wären zu nennen: Gebiete 
in Ozeanien und Westafrika, wie Togo, Dahome, Goldküste, 
Elfenbeinküste, Liberia, Nigeria, Kamerun, Samoa, Tonga, 
Karolinen, Palau, Marianen, Neuguinea, Fidschi, Salomons-, 
Marschall-, Gilbert-, Ellice-Inseln usw. Hiezu kamen noch 
britisch-russische Abmachungen über Afghanistan von 1907 
und diplomatische Tagungen betreffend Spitzbergen in den Jahren 
IQIO—IQI4. 

Seit der Mitte der ıdgoer Jahre hat man sich allmählich 
daran gewöhnt, alle diese mannigfaltigen Erscheinungen unter 
dem Bild einer Handelspolitik der offenen Tür zusammenzu- 
fassen. Dieses Bild entstand unter dem Eindruck, den damals die 
eifersüchtigen Kämpfe der Großmächte um politischen und wirt- 
schaftlichen Einfluß in China im Jahrfünft nach dem Chine- 
sisch- Japanischen Kriege hervorriefen. Rußland und Frankreich 
wurde vorgeworfen, sie wollten den Zutritt zu den reichen Natur- 
schätzen Chinas und die Aussichten, welche die Ausnützung einer 
Bevölkerung von etwa 330 Millionen arbeitsamer Menschen 
von mehr oder minder weitgehender landwirtschaftlicher und 
gewerblicher Schulung bot, sich allein vorbehalten und den ande- 
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ren Großmächten die Tür zu diesen Bereicherungs- 
möglichkeiten sperren. Großbritannien, die Ver- 
einigten Staaten, Deutschland, Italien, Oesterreich-Ungarn, 
damals auch Japan wollten diese Tür grundsätzlich offen halten. 
So entstand der Gegensatz zwischen der von den letztgenannten 
Mächten vertretenen Handelspolitik der offenen Tür in China, 
die sich auf die seit 1842 mit China abgeschlossenen, in mehr- 
facher Beziehung den türkischen Kapitulationen ähnlichen 
Verträge stützte, und den russisch-französischen Bestrebungen, 
innerhalb möglichst großer Gebiete des chinesischen Reiches den 
politischen und wirtschaftlichen Einfluß aller anderen Groß- 
mächte auszuschließen. Die Klein- und Mittelstaaten schlossen 
sich aus besonderen Gründen der einen oder anderen Gruppe 
an; so neigten Belgien und Dänemark der russisch-französischen, 
Holland, Schweden, Norwegen, Portugal, Spanien der angel- 
sächsisch-deutschen Gruppe zu. 

Bemerkenswert ist übrigens, daß Bismarck bereits 
in der Eröffnungssitzung der Berliner Kongokonferenz am 15. 
November 1884 auf das »in den Beziehungen der Westmächte 
zu den Ländern Ostasiens beobachtete System« hinwies, das 
er mit sachgemäßen Aenderungen auf Mittelafrika, d. h. die 
beiden Kongobecken angewandt wissen wollte. 

Unter den früher erwähnten Politikern und Zeitungsleuten 
der zweiten Hälfte der ı8goer Jahre, die über die hier kurz dar- 
gestellte Vorgeschichte des Begriffes der offenen Tür und der ihr 
entsprechenden Handelspolitik nur mangelhaft, wenn überhaupt 
unterrichtet waren, kam es sehr bald zu einer auch derzeit noch 
nicht überwundenen verflachenden Verallgemei- 
nerung dieses Begriffes, und zwar nach drei Richtungen hin, 
indem als Gebiete der offenen Tür bezeichnet wurden: 

I. Ueberseegebiete völlig souveräner 
Staaten, wo die Waren der betreffenden Mutterländer aus 
deren freiem, jederzeit zurücknehmbaren Entschluß keine Vor- 
zugszölle genossen, sondern nur auf Meistbegünstigung gegenüber 
den Waren dritter Staaten Anspruch hatten. 

2. Völlig souveräne Länder, die, ebenfalls aus eigenem, 
freien, jederzeit zurücknehmbaren Entschluß, eine freihänd- 
lerische Politik betreiben. 

3. Schutzzöllnerische oder in einzelnen Belangen 
auch hochschutzzöllnerische völlig souveräne Staaten, 
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die nur eine geringe industrielle Entwicklung 
aufweisen, wie um die Wende des neunzehnten zum zwanzigsten 
Jahrhundert die Balkanstaaten und die Republiken des romani- 
schen Amerika. 

Bei Einbeziehung dieser weiteren drei Ländergruppen, und 
zwar namentlich der zwei erstgenannten, sowie bei der hiermit 
verbundenen verflachenden Verallgemeinerung des Begriffes 
der offenen Tür bleibt freilich nur ein aller handelspolitischen und 
völkerrechtlichen Bestimmtheit ermangelndr »frommer 
Wunsch nach Freihandel« übrig. In der hier und 
in meinen früheren einschlägigen Schriften aufgestellten Forde- 
rung nach handelspolitisch-völkerrechtlicher Genauigkeit liegt 
aber keineswegs bloß, wie manche meinen mögen, persönliche 
Willkür und lästige Pedanterie gegenüber einem ins verschwom- 
mene geratenen Sprachgebrauch. Denn die Handelspolitik der 
offenen Tür, wie sie hier genau umschrieben wird, ist von recht 
bedenklichen Folgeerscheinungen und Uebelständen nicht frei. 
Sie begeht vor allem den großen Fehler, sich völlig einseitig auf 
den Standpunkt der aktiv berechtigten Staaten zu 
stellen und sogar hierbei weit mehr auf deren augenblick- 
lichen, sofort greifbaren Vorteil als auf ihren dauernden Nutzen 


zu sehen. 
* * 


II. Die Nachteile und der Unwert der Handelspolitik der 
offenen Tür. 


Der aktiv berechtigte Staat verfügt wohl gegen- 
über dem passiv verpflichteten über eine Reihe 
wichtiger Befugnisse dauernd, ohne Befristung, ohne Kündigungs- 
recht der verpflichteten Regierung. Die Grundlage aller dieser 
Befugnisse ist die unbefristete, unkündbare Meistbegün- 
stigung des berechtigten Staates im verpflichteten für Waren, 
Zölle und Zollvorschriften, Schiffe, für personalrechtliche und 
rechtspolitische Angelegenheiten usw. Hiezu kommen häufig 
niedrige oder wenigstens ohne Zustimmung aller Vertrags- 
staaten nicht erhöhbare Zollsätze; diese waren freilich nicht 
immer in allen oder zahlreichen Verträgen des betreffenden 
Gebietes der offenen Tür zu finden, sondern standen bisweilen 
nur in ein oder zwei Grundverträgen, auf welche sich die anderen 
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Verträge mittels der Meistbegünstigung stützten, so z. B. in 
Persien, Abessinien, Oman. 

Ueberdies genossen namentlich in den älteren Gebieten der 
offenen Tür, wie sie bis zur Mitte der 1880er Jahre durchaus vor- 
herrschten, die Bürger des aktiv berechtigten Staates im passiv 
verpflichteten eine personalrechtliche und rechts- 
politische Vorzugsstellung gegenüber dessen eige- 
nen Untertanen. Allerdings wurde in den neueren Gebieten 
der offenen Tür, wie sie innerhalb der kolonialen Uebersee- 
besitzungen Europas und der Vereinigten Staaten seit der 
Mitte der 1880er Jahre in großer Zahl entstanden sind, diese 
Vorzugsstellung zur völligen Gleichbegünstigung mit den Bür- 
gern des betreffenden Mutterlandes und den Einheimischen ab- 
geschwächt. | 

Diesen Vorteilen der aktiv berechtigten Staaten standen 
aber (namentlich in den älteren Gebieten der offenen Tür, die 
bis in die Mitte der 1880er Jahre weitaus überwogen) schwere 
volkswirtschaftliche und staatsfinanzielle Schäden der passiv 
verpflichteten Staaten sowie empfindliche Demütigungen ihrer 
Regierungen und Bevölkerungen gegenüber. Vor allem war der 
passiv verpflichtete Staat, infolge seiner unbedingten Verbindlich- 
keit zur Meistbegünstigung, außerstande, kräftigere Vergel- 
tungs- und Zollkriegsmaßregeln gegen den 
aktiv berechtigten zu ergreifen, mochte auch der verpflichtete 
vom berechtigten Staat in zollpolitischer und sonstiger wirt- 
schaftlicher Beziehung noch so ungünstig und unbillig behandelt 
worden sein. Der Bevölkerung des passiv verpflichteten Staates 
blieb höchstens in besonders argen Fällen das zweischneidige, 
weil einem Kriegszustand sich bereits annähernde Hilfsmittel des 
privaten Boykotts übrig, das noch überdies nach einiger 
Zeit zumeist erlahmte. Eine dauernd ungünstige und unbillige 
Behandlung, woran sich aber die Regierungen und Bevölkerungen 
der betreffenden passiv verpflichteten Staaten zumeist bereits 
gewöhnt hatten, lag darin, daß die Verpflichtung zur Meist- 
begünstigung von vornherein nicht wechselseitig zu sein brauchte 
und es tatsächlich öfters nicht war. 

In jenen Gebieten der offenen Tür (bis Mitte der ı188oer. 
Jahre war es die weitaus überwiegende Mehrzahl), wo die Ein- 
fuhrzölle gewisse mäßig hohe Sätze nicht überschreiten durften, 
war kaum Spielraum genug vorhanden, um die zur Hebung der 
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eigenen Erzeugung erforderliche Gliederung in den 
Zöllen für Rohstoffe, weiter zu _verarbeitende Fabrikate 
und Endfabrikate durchzuführen. Gefährdet und verletzt 
wurden nicht selten auch wichtige staatsfinanzielle Belange 
der Gebiete der offenen Tür durch die Unbeweglichkeit der 
Zollsätze und dadurch, daß Neuerungen hinsichtlich der 
Finanzmonopole und der Besteuerung der Fremden 
von der Zustimmung der Auslandsstaaten abhängig waren. Die 
ärmeren Einheimischen mußten besonders in der Türkei durch 
Ueberlastung mit direkten Steuern für die Steuerbefreiung 
der verhältnismäßig wohlhabenden Fremden aufkommen. 
Durch all dies fühlten sich gerade die breiten Massen in der 
Türkei, in China, Aegypten usw. geschädigt und geradezu aus- 
gebeutet. 

Eine besonders tiefe Demütigung von Volk und Regierung 
der Gebiete der offenen Tür entstand in Fällen, da finanzpolitische 
Zugeständnisse der aktiv berechtigten Staaten, nach langen, 
schwierigen Unterhandlungen, nur gegen Gewährungen des 
passiv verpflichteten Staates auf handels-, verkehrs- und macht- 
politischem Gebiet eingetauscht werden konnten. Siam hatte gar 
in den Jahren 1907 und 1909 rechtspolitische Zugeständnisse 
Großbritanniens und Frankreichs (Erweiterung der siamesischen 
Gerichtsbarkeit über europäische und asiatische Untertanen 
dieser Mächte) gegen Gebietsabtretungen im Süd- 
westen und Südosten des Königreiches zu erkaufen. Dazu kam 
noch das erbitternde, hochmütige und überhebliche Auftreten, 
das sich die Fremden aus den aktiv berechtigten Auslandsstaaten 
in Gebieten der offenen Tür häufig zuschulden kommen ließen. 
Eine kleine Schädigung ihrer Belange oder derjenigen ihrer ein- 
heimischen Angestellten und Helfer galt als schwere Völker- 
rechtsverletzung; ärgste Mißachtungen der Rechte und Belange 
der Einheimischen wurden leicht genommen oder höchstens der 
im Gebiet der offenen Tür nicht als völlig unparteiisch betrach- 
teten Konsulargerichtsbarkeit unterworfen. Diese sogenannte 
Exterritorialität der Fremden ging manchmal (so 
z. B. in Aegypten) sogar so weit, die Verfolgung fremdländischer 
. Schmuggler zu erschweren. 

Alle diese Schädigungen und Demütigungen erregten in 
den passiv verpflichteten Gebieten der offenen Tür leidenschaft- 
liche Gefühle der Kränkung, des Hasses und Rache- 
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durstes sowie schließlich ein heftiges Bestreben, durch 
diplomatische Ränke oder offene Gewaltsamkeiten, 
durch Krieg oder Beteiligung an fremden Kriegen von diesem 
Joch befreit zu werden. Abgesehen vom blindwütigen, unbe- 
sonnenen Leidenschaftsausbruch der chinesischen Boxerunruhen 
im Jahre Igoo und dem einigermaßen ähnlichen ägyptischen 
Aufstand unter Arabi Pascha 1881/1882 gegen den Khedive 
Tewfik Pascha und seine europäischen Beschützer wäre hier 
als einer der Gründe, die zur Beteiligung Rumäniens und Ser- 
biens am Russisch-Türkischen Krieg von 1877/1878 führten, das 
Bestreben zu nennen, sich von den damals dort noch gültigen 
letzten Resten der Kapitulationen zu befreien; die Türkei be- 
harrte im Winter 1908/1909 an der Seite der Entente auf ihrem 
Widerstand gegen die von Oesterreich-Ungarn vorgenommene 
»Annexion« Bosniens, bis sich die habsburgische Monarchie 
durch mancherlei Zugeständnisse, darunter namentlich weit- 
gehende Verzichtleistungen auf einen Teil der ihr gemäß den 
Kapitulationen zustehenden Rechte, losgekauft hatte; Ende 
Oktober 1914 trat die Türkei, abgesehen von manchen anderen 
Gründen, nicht zum wenigsten auch zur Sicherung der am 9. Sep- 
tember verkündeten völligen Abschaffung der Kapitulationen 
an der Seite der Mittelmächte in den Weltkrieg ein; im Jahr 
1917 begannen sich auch China und Siam auf der Seite der Entente 
am Weltkrieg zu beteiligen, weil sie unter anderem hiervon die 
Befreiung von den sie belastenden Dauerverträgen erhofften 
(tatsächlich erreichten sie dieses Ziel zu ihrer schmerzlichen Ent- 
täuschung nur gegenüber Deutschland, Oesterreich-Ungarn oder 
vielmehr dessen Nachfolgestaaten, Rußland und den Randstaaten);; 
Japan begann im Sommer 1894 den Krieg mit China auch in 
der wohlbegründeten Erwartung, der von ihm erhoffte und auch 
tatsächlich eingetretene Sieg über den großen, aber nicht sehr 
kraftvollen Gegner werde es der japanischen Regierung erleichtern, 
sich von den Fesseln ihrer den Kapitulationen ähnlichen Dauer- 
verträge zu befreien; Bulgariens bald stürmische, bald listenreiche 
Politik war von 1879 bis 1909 in hohem Ausmaß vom Bestreben 
beherrscht, sich der einengenden Kapitulationen zu entledigen, 
die anfangs in aller Wucht, später nur mit einigen Ueberresten 
auf dem Lande lasteten; ähnliches wäre über Aegypten (1806 
bis 1882, sodann seit November 1914), Persien (seit 1905), Afgha- 
nistan (Sommer 1907 bis Sommer 1919) zu berichten, 
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Zur Kennzeichnung des Verhältnisses zwischen den passiv 
verpflichteten Gebieten der offenen Tür und den aktiv berech- 
tigten Vertragsstaaten ist daher das alte deutsche Sprichwort 
besonders geeignet: »Wer Wind sät, wird Sturm 
ernten.« Abgesehen von den früher besprochenen »Leiden- 
schaftsausbrüchen« in China und Aegypten wäre beispielsweise 
noch auf manches andere zu verweisen: Die ungemein starre 
und unbiegsame Durchsetzung des türkischen Selbstbestimmungs- 
rechts nach Abschaffung der Kapitulationen, die sich während 
des Weltkrieges nur gegen Deutschland und Oesterreich-Ungarn 
richten konnte, aber seit Herbst 1922 allen Staaten des Abend- 
landes fühlbar wird; in der Nachkriegszeit die bis zur Grausamkeit 
grimmige türkische Kriegführung gegen Griechenland, das den 
Türken mit Recht als Schildknappe Großbritanniens und anderer 
Freunde der Kapitulationen galt; die nicht nur zielbewußt ent- 
schiedene, sondern auch leidenschaftliche Kriegführung Japans 
gegen Rußland 1904/1905 und gegen Deutschland im zweiten 
Halbjahr 1914. 

In diesem Zusammenhang wäre auch auf die Politik der 
Einflußsphären hinzuweisen, die sich freilich auch außer- 
halb der Gebiete der offenen Tür in Ländern entwickeln können, 
die aus irgendwelchen Gründen gegenüber aufstrebenden Nach- 
barn oder entfernteren Reichen weltpolitisch schwach geworden 
sind (wie z. B. die Einflußsphären der Vereinigten Staaten an 
den Küsten des sogenannten amerikanischen Mittelmeeres oder 
jene einzelner Ententemächte seit dem Weltkrieg im Gewimmel 
der Nachfolge-, Rand- und Balkanstaaten). Zwar stand eine 
Einflußsphäre, die in einem Gebiet der offenen Tür, wie China, 
Persien, Abessinien, Marokko, Türkei usw., von einem Groß- 
staat durchgesetzt oder ausbedungen wurde, begrifflich gewiß 
in schroffem Gegensatz zur offenen Tür. Tatsächlich-ge- 
schichtlich sind aber diese Einflußsphären mit zwingender Not- 
wendigkeit aus dem in gewisser Hinsicht kaum vollziehbaren 
Grundgedanken der Handelspolitik der offenen Tür hervor- 
gegangen. 

So ist die formelle Befugnis des aktiv berechtigten Staates, 
an dn gewinnbringenden Kapitalsanlagen 
im passiv verpflichteten Gebiet der offenen Tür teilzunehmen, als 
bloße Möglichkeit nur von geringem Wert (im Gegensatz zur 
 Wareneinfuhr auf Grundlage der Meistbegünstigung, die stets 
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namhaften Wert besitzt), da sich solche mit Gewinn ausnützbare 
Gelegenheiten zumeist nicht leicht aufteilen lassen und schon 
gar nicht, falls eine größere Anzahl von Bewerbern verschiedener 
Staatsangehörigkeit in Betracht kommt. Am ehesten wäre dies 
‚vielleicht noch möglich bei Staatsanleihen samt der hiemit ver- 
bundenen Aufsicht über das Zollwesen und über sonstige Staats- 
einnahmen. Weit weniger ist eine einigermaßen befriedigende 
Aufteilung jener Gewinnste möglich, die aus folgenden, auf 
öffentlicher Konzession beruhenden Unternehmungen erzielt 
werden: Ausnützung der in beschränktem Ausmaß vorhandenen 
Minerallager und Wasserkräfte des Gebiets der offenen Tür 
sowie seiner Wälder, seiner wenigen besonders lohnenden Eisen- 
bahnlinien, Kanäle, Hafenanlagen, seine Kabel, telegraphische 
und telephonische Einrichtungen, Leuchttürme, städtische ge- 
meinnützige Anlagen usw. 

Da liegt es wohl nahe, sich mit der bloßen Möglichkeit nicht 
zu begnügen, sondern die wichtigsten Gelegenheiten zu gewinn- 
bringenden Kapitalsanlagen, im Anschluß an die Provinzialein- 
teilung des betreffenden Gebiets der offenen Tür, also mittels 
Bildung von Einflußsphären, den einzelnen jeweils in Frage 
kommenden Großmächten sowie ihrem Anhang von Mittel- und 
Kleinstaaten Stück für Stück zuzuweisen. Sicherlich gibt eine 
solche Verteilung, bei der es ohne Ueberschneidungen 
im einzelnen nicht abgehen kann, erst recht Anlaß zu unzähligen 
giftigen Streitigkeiten. Diese können schließlich kaum 
anders beigelegt werden als durch Verwandlung der in Anspruch 
‚genommenen und mehr oder weniger ausgenützten Einfluß- 
sphären in überseeische Provinzen: des betreffenden Großstaats. 

Es ist dies ein Zustand, dem China im Jahrzehnt zwischen 
dem chinesisch-japanischen und japanisch-russischen Krieg (1895 
bis 1905) sehr nahe zu sein schien, und das gleiche galt von der 
Türkei zum Teil schon seit dem 18. Jahrhundert, noch mehr 
seit dem Ende der napoleonischen Kriege und (nach einer kurzen 
Unterbrechung in der jungtürkischen Blütezeit von Sommer 
1908 bis zum Ausbruch des tripolitanischen Krieges Ende Sep- 
tember ıgıı) ganz besonders im Zeitraum zwischen den die Bal- 
kankriege vorbereitenden Verträgen von Anfang 1912 bis zum 
Weltkrieg sowie in den für die Türkei noch viel unglücklicheren 
Jahren zwischen der Besetzung Konstantinopels durch die En- 
tente im Herbst 1918 bis zum entscheidenden Sieg der Angora- 
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Türkei über Griechenland und das hinter diesem stehende Groß- 
britannien im September 1922. Abgesehen von den Streitigkeiten, 
die über die Einflußsphären zumeist zwischen den Großmächten 
entbrennen, kommt es hierdurch zur äußersten, zu allem ent- 
schlossenen Erbitterung und Wut im betreffenden Gebiet der 
offenen Tür selbst, das sozusagen bei lebendigem Leib in Stücke 
zerschnitten wird. 

Wie wenig in dieser Beziehung alle geschichtlichen Erfah- 
rungen nützen, zeigt das Beispielder Erdöllager des neueren 
Gebiets der offenen Tür (Mandatsgebietes) Mesopotamien 
(Irak), worüber bald nach dem Weltkrieg höchst unliebsame 
Streitigkeiten zwischen Großbritannien, den Vereinigten Staaten, 
Frankreich, gerade unter Berufung auf den Grundsatz der offenen 
Tür, entstanden sind; diese konnten nur mit großer Mühe in 
langwierigen Verhandlungen beigelegt werden, und schließlich 
mischte sich die seit dem Lausanner Frieden vom 24. Juli 1923 
völlig souverän gewordene Türkei hinein. 

Wie wenig von der Handelspolitik der offenen Tür, sowohl 
vom Standpunkt der Förderung des zwischenstaatlichen Handels- 
verkehrs als auch von jenem der Sicherung des Weltfriedens, zu 
halten ist, geht noch überdies aus folgenden Erwägungen hervor, 
die sich auf zweifellose Tatsachen stützen. Solange die Gebiete 
der offenen Tür kulturell und damit auch wirtschaftlich sowie 
politisch-militärisch rückständig waren — und bis in die Mitte 
der 1880er Jahre gab es fast nur solche Gebiete der offenen Tür 
— nützten sogar dauernd gebundene niedrige Zölle zusammen 
mit der Meistbegünstigung nur wenig. Denn durch diese R ü c k- 
ständigkeit kames zu geringer Leistungsfähigkeit in Land- 
und Forstwirtschaft, Gewerben, Bergbau und demnach auch 
zu einer verhältnismäßig (d. h. im Verhältnis zur Größe und Be- 
völkerung des betreffenden Staatswesens) kleinen Aus- 
fuhr; damit standen wiederum im Zusammenhang geringe 
Kaufkraft und verhältnismäßig schwache Einfuhr. 

Wenn nun aber ein Gebiet der offenen Tür zu etwas 
höherer Zivilisation, damit auch zu größeren Lei- 
stungen in den einzelnen Produktionszweigen und zu namhafteren 
Außenhandelsziffern gelangt war, dann wurde es seiner wirt- 
schaftlich bedrückten Lage und seiner völkerrechtlichen Minder- 
stellung erst voll bewußt, wie etwa die Türkei seit dem Pariser 
Friedenskongreß von 1856, noch mehr seit der jungtürkischen 
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Revolution vom Sommer 1908, Persien seit den revolutionären 
Bewegungen von 1905 bis 1909, Japan seit den ı88oer Jahren, 
Siam etwa seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts, China besonders 
seit dem Sturz des Mandschu-Kaisertums im Winter IgII/IQI2, 
Rumänien, Serbien und Bulgarien bald nach dem Inslebentreten 
dieser Staaten. Solche auf etwas höhere wirtschaftlich-kulturelle 
Stufe gelangte und daher auch eine größere politisch- 
militärische Rolle spielende Gebiete der offenen Tür 
erschöpften sich nunmehr, wie bereits erwähnt, in geraden und 
krummen diplomatischen Betätigungen sowie in gelegentlichen 
Gewaltsamkeiten, um des schwer empfundenen Joches der 
offenen Tür ledig zu werden. 

Bei noch so entschiedenem Widerstand der Großmächte 
gegen eine Erleichterung oder gar Befreiung der Gebiete der 
offenen Tür von den dort üblichen einengenden zollpolitischen 
Bestimmungen konnten aber diese Mächte vor dem Weltkrieg 
doch nicht umhin, den Gebieten der offenen Tür in staats- 
finanziellen Notlagen gelegentlich Erhöhungen der 
völkerrechtlich gebundenen Zölle zuzugestehen. Diese erreichten 
aber unter solchen Umständen bald eine Höhe (so in der Türkei, 
auf der 1898—1g13 ein besonderes Gebiet der offenen Tür dar- 
stellenden Insel Kreta, in Marokko II—ı2 v. H. des Wertes), 
die für Kulturstaaten einem nicht unbeträchtlichen Zollschutz 
gleichkommt. Falls ein solches Gebiet der offenen Tür den 
europäischen Kultur- und Industriestaaten unverdrossen nach- 
eifert, tritt die Schutzwirkung dieser Einfuhrzölle in leichter 
aufzubauenden Industriezweigen (Beispiele hiefür in meinen 
»Entwicklungstendenzen der Weltwirtschaft«, I. Band, Seite 340) 
fast unfehlbar ein. 

Noch leichter kann es zu einer solchen Schutzwirkung selbst- 
verständlich in jenen bereits vor dem Weltkrieg nicht seltenen 
Fällen kommen, wonach in Gebieten der offenen Tür nur die 
Meistbegünstigung, nicht aber mäßig hohe Zollsätze 
festgelegt wurden. Dies traf insbesondere für die seit der 
Mitte der 1880er Jahre neu errichteten Gebiete der offenen Tür 
zu; darunter befanden sich eine Reihe ozeanischer Inselgebiete 
in britischem, deutschem und nordamerikanischem Besitz (das 
britisch-französische Kondominium über die Neuhebriden mit 
einem auf britisch-französischen Vereinbarungen beruhenden 
Zolltarif ist ein Fall für sich), ferner die früher erwähnten west- 
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afrikanischen Länder vom unabhängigen Liberia über britische, 
französische und früher auch deutsche Besitzungen bis zum west- 
lichen Kongobecken. Diesem sowie dem östlichen Kongo- 
becken ist freilich auf der Berliner Kongokonferenz von 1884/1883 
Zollfreiheit auferlegt worden, die in späteren Vereinbarungen 
aus staatsfinanziellen Gründen durch mäßig hohe Zölle ersetzt 
wurde. 

Seit Beendigung des Weltkrieges beschränkt sich die auf 
die Mandatsgebiete des Völkerbundvertrages bezüg- 
liche Zollpolitik der offenen Tür auf die Meistbegünstigung, ohne 
daß irgendwelche mäßig hohe Zollsätze in Vertragsform festgelegt 
wurden; und zwar gilt dies für Mesopotamien, Palästina und 
Syrien, für Britisch- und Französisch-Togo und -Kamerun sowie 
für das ehemalige Deutschostafrika (britisches Tanganikagebiet 
sowie die belgischen Länder Urundi und Ruanda); in den anderen 
Mandatsgebieten (Südwestafrika und die Japan, Großbritannien, 
Australien und Neuseeland zugewiesenen Inseln Ozeaniens) fehlt 
sogar die Meistbegünstigung, abgesehen von der Bindung der 
Meistbegünstigung im neuseeländisch gewordenen Samoa zu- 
gunsten der Vereinigten Staaten in der Generalakte der Samoa- 
konferenz vom 14. Juni 1889. Außerdem wurde die im westlichen 
und östlichen Kongobecken bis in die erste Nachkriegszeit hinein 
erhalten gebliebene Bindung an mäßig hohe Zollsätze durch die 
bloße Meistbegünstigung ersetzt, entsprechend dem (ursprüng- 
lich nur von Ententestaaten unterzeichneten) Abkommen von 
St. Germain-en-Laye vom Io. September 1919; dieses nähert 
überhaupt die beiden Kongobecken in handelspolitischer Be- 
ziehung den Mandatsgebieten in weitgehendem Maße an, zumal 
das britische Tanganika sowie die Belgien überantworteten Länder 
Urundi und Ruanda sowohl Mandatsgebiete sind, als auch dem 
östlichen Kongobecken angehören. 

Demgegenüber habe ich im I. Band meiner »Entwicklungs- 
tendenzen der Weltwirtschaft« an einer Reihe von Beispielen die 
großen wirtschaftlich-kulturellen und auch dem zwischenstaat- 
lichen Handelsverkehr sehr zugute kommenden Fortschritte ein- 
gehend und unter Anführung geradezu erstaunlicher handels- 
statistischer Ziffern dargestellt, die ein Gebiet der offenen Tür 
oder ein Teil eines solchen früheren Gebietes in drei Fällen er- 
zielen konnte: wenn es von einer zivilisierten 
Großmacht erworben wurde (siehe Seite 300—304 
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die Beispiele Bosniens, Algeriens, Tunesiens, Madagaskars, 
Zyperns, Formosas); wenn es durch Losreißung von einem 
rückständigen Gebiet der offenen Tür schneller als dieses die 
Bahnen fortschreitender Zivilisation beschritt (siehe Seite 310 
bis 312 die Beispiele Rumäniens, Griechenlands, Kretas, Bul- 
gariens); wenn in einzelnen seltenen Fällen eine empor- 
steigende selbständige Entwicklung der Ge- 
biete der offenen Tür zu höherer Zivilisation und weltpolitisch- 
militärischer Machtstellung zu verzeichnen war (siehe Seite 
314/315 das Beispiel Japans, Seite 321 dasjenige Siams, Seite 
334 jenes der Türkei). In allen drei Fällen hörte das betreffende 
Land auf, ein Gebiet der offenen Tür zu sein. 

Ein wie zweifelhafter Segen die Gebiete der offenen Tür sowie 
die ihrer Aufrechterhaltung dienende Handels- und Macht- 
politik waren, geht noch überdies aus der Tatsache hervor, daß 
sich diese Politik, nach zahlreichen geschichtlichen Erfahrungen, 
als durchaus ungeeignet erwiesen hat, dauerhafte, zuverlässige, 
friedliche Verhältnisse zu schaffen. Denn die auf Erhaltung 
der Gebiete der offenen Tür abzielenden handels- und macht- 
politischen Bestrebungen hatten stets mit einer (in den voran- 
gehenden Ausführungen soeben angedeuteten) dreifachen 
Gegenströmung zu tun: 

I. Gewaltsame Aufsaugung der Gebiete der 
offenen Tür im ganzen oder stückweise durch die Groß- 
mächte mit dauernd nicht gebundener Handelspolitik (vgl. 
die genaue Zusammenstellung dieser Besitznahmen und Er- 
oberungen bis zum Weltkrieg in meiner Schrift »Mitteleuropa 
und die Handelspolitik der offenen Tür«, Wien 1918, Seite 33/34; 
hiezu kommen noch die Veränderungen, die der Weltkrieg und 
die Nachkriegszeit in der asiatischen Türkei und in Ozeanien 
hervorgerufen haben). Hiebei blieb in einzelnen Fällen, unter 
dem widerwillig ertragenen und hartnäckig bekämpften diplo- 
matischen Druck des Auslandes, die offene Tür noch eine Zeitlang 
namentlich in zollpolitischer Beziehung gewahrt, so in Tunesien 
1881—ı898, in Libyen gar nur von Oktober 1912 bis November 
I9I4, in Aegypten von 1881 bis in die Gegenwart, desgleichen in 
Marokko von ıgıı bis in unsere Tage, in Korea von 1905 bis 
1920. 

2. Mehr oder minder gewaltsame Ablösung einzel- 
ner Provinzen eines größeren Gebiets der offenen Tür, 
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die zu selbständigen Staatswesen emporstiegen (vgl. die Beispiele 
und Annäherungserscheinungen in der Türkei, China, Marokko 
und Abessinien bis zum Weltkrieg in meinem »Mitteleuropa und 
die Handelspolitik der offenen Tür«, Seite 34/35 und meine »Ent- 
wicklungstendenzen der Weltwirtschaft«, I. Band, Seite 307 
bis 313). Der Weltkrieg und die Nachkriegszeit haben, abgesehen 
von der Gründung des Königreichs Hedschas, gerade hierin 
wenigstens bisher keine entscheidenden Veränderungen gebracht. 
Auch die Türkei hat das zuerst an Griechenland verlorene Ost- 
thrakien wiedergewonnen, und die drei vorderasiatischen Man- 
datsgebiete gleichen bisher eher Eroberungen Englands und 
Frankreichs als einer »Ablösung einzelner Provinzen«. 

3. Emporsteigendeselbständige Entwick- 
lung einzelner Gebiete der offenen Tür zu höherer Zivilisation, 
damit auch zu größerer wirtschaftlicher und politisch-militärischer 
Leistungsfähigkeit, die mittels Annahme europäisch-amerikani- 
scher Kulturgrundlagen vor sich ging und die völlige Beseitigung 
jeder völkerrechtlichen Minderstellung des früheren Gebietes der 
offenen Tür innerhalb der Gemeinschaft aller Staaten zum Er- 
gebnis hatte. Selbstverständlich hat sich bisher eine solche auf- 
steigende Entwicklung gegenüber dem Neid und Mißtrauen 
der Großmächte nur unter Donner und Blitz vollziehen können, 
so jene Japans nach der Niederwerfung Chinas 1894 bis 1895, 
die der Türkei in einer Reihe schwerer Kämpfe von der jung- 
türkischen Revolution im Sommer 1908 bis zur Besiegung Grie- 
chenlands im Spätsommer 1922. Afghanistan wurde 
zwar seiner (durch das russisch-britische mittelasiatische Ab- 
kommen vom 3I. August 1907 umschriebenen) Stellung als 
Gebiet der offenen Tür durch den Zusammenbruch des Zarismus 
im Weltkrieg scheinbar ohne eigenes Hinzutun ledig; aber diese 
Tatsache wurde erst im Frieden vom II. August I9Ig, der einen 
kurzen, von Afghanistan übrigens unglücklich geführten britisch- 
afghanischen Krieg abschloß, von der entscheidenden anglo- 
indischen Grenzmacht ausdrücklich anerkannt, indem sich die 
afghanische Regierung in diesem Friedensvertrag ihre unbe- 
schränkte Freiheit in inneren und äußeren Angelegenheiten aus- 
drücklich vorbehiellt.e. Ob Persien, Siam, China, 
Abessinien, Liberia dieses Ziel, gestützt auf ihre Teil- 
nahme am Völkerbund, schneller und minder opfervoll erreichen 
werden, als es bisher möglich gewesen wäre, mag dahingestellt 
bleiben. 
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Uebrigens konnten auch von großen Gebieten der offenen 
Tür gewaltsam abgelöste Provinzen, die so- 
dann zur Selbständigkeit emporsteigende Staatswesen wurden, 
so namentlich Rumänien, Serbien, Bulgarien (auch Aegypten 
während seiner verhältnismäßigen Selbständigkeit sowohl von 
türkischen als auch von europäischen Einflüssen 1806—1882), 
unter dem Neid und dem Mißtrauen der Großmächte nur müh- 
sam und allmählich die einengenden Beschränkungen eines Ge- 
biets der offenen Tür abstreifen; kriegerische Ereignisse halfen 
hiebei viel mit, wie der Krimkrieg, der Russisch-Türkische Krieg 
von 1877/1878, der Aufstand in Ostrumeli@n und der Serbisch- 
Bulgarische Krieg i. J. 1885, die bosnische Annexionskrise von 
Igo8/Igog usw.; der Weltkrieg kam in dieser Beziehung vor- 
wiegend nur Albanien zugute. 


+ * 
* 


III. Weshalb die Handelspolitik der offenen Tür bereits vor dem 
Weltkrieg, besonders aber seit seinem Beginn so maßlos über- 
schätzt wurde. 


Die Handelspolitik der offenen Tür samt den ihr zur Stütze 
dienenden machtpolitischen Bestrebungen hat zwar, gemäß der 
bisherigen Darstellung, weder in weltwirtschaftlicher, noch in 
weltpolitischer Beziehung schätzenswerte Ergebnisse gezeitigt; 
dennoch bildeten sich aus mehrfachen Gründen bald nach 
Beginn des Weltkrieges sowohl in den neutral ge- 
bliebenen Ländern (mit Einschluß der Vereinigten Staaten bis 
Februar 1917) als auch bei den Mittelmächten Gruppen von 
Politikern und Gelehrten verschiedener Parteirichtung, die eine 
Handelspolitik der offenen Tür als ein Er- 
fordernis der Zivilisation und als die unentbehr- 
liche Sicherung eines dauerhaften zwischenstaatlichen Friedens- 
zustandes bezeichneten. Diese Freunde einer Handelspolitik 
der offenen Tür machten daraus geradezu einen sittlichen 
Glaubenssatz wohlgesinnten Weltbürger- 
tums sowie die Grundlage einer Art bürgerlichen Religion. 
Sie erklärten, daß ein Abweichen vom Grundsatz der offenen Tür 
zu beständiger Unruhe sowie häufigen Streitigkeiten in der 
Handelspolitik führen müßte, und hievon sei es unter Umständen 
nur ein Schritt zu politischer Verbitterung und neuem Kriegsunheil. 
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In den Ententeländern war freilich von dieser 
Strömung nur wenig zu spüren, mochte man auch dort die gegen 
den Wirtschaftsbund der Mittelmächte gerichteten Bemühungen 
der neutralen Freunde der offenen Tür nicht ungern sehen. Für 
die Ententestaaten waren und blieben in weitaus überwiegendem 
Ausmaß bezeichnend die (in den Friedensverträgen zum großen 
Teile verwirklichten) Beschlüsse der streng amtlichen Pariser 
diplomatischen Tagung von Mitte Juni 1916, der sogenannten 
Pariser Wirtschaftskonferenz. Diese schlossen 
sich an vorausgegangene zahlreiche Veröffentlichungen ange- 
sehener Volkswirte ufd Politiker sowie an halbamtliche Verhand- 
lungen von Parlamentariern und Wirtschaftspolitikern der 
Ententestaaten an und liefen auf einen scharfen Wirtschaftskrieg 
gegen die Mittelmächte hinaus. Es sollte ihnen nach Beendigung 
des Weltkrieges die Meistbegünstigung »für eine Reihe von 
Jahren« entzogen und ihre Staatsangehörigen auch hinsichtlich 
ihrer Betätigung in Schiffahrt, Handel, Industrie, Bergbau, im 
Patentwesen und sonstigen industriellen Eigentum einer un- 
günstigeren Behandlung unterworfen werden, im Vergleich zum 
Verhältnis der Ententestaaten untereinander und gegenüber 
den neutralen Ländern. 

Was hat nun dazu geführt, daß bald nach Beginn des Welt- 
krieges zahlreiche neutrale und mittelmächtliche Politiker und 
Gelehrte so nachdrücklich und eifrig für eine Handelspolitik der 
offenen Tür eingetreten sind und den weltwirtschaftlich-weltpoliti- 
schen Nutzen einer solchen Handelspolitik so ungemein über- 
schätzt haben ? Ueber die hiefür maßgebend gewesenen Gründe 
wären folgende neun Bemerkungen zu machen. 

I. Vor allem wäre darauf hinzuweisen, daß viele handels- 
politisch ungenügend geschulte Personen 
(die dabei sehr kenntnisreiche Sozialpolitiker, Soziologen, Er- 
kenntnistheoretiker, Rechtsgelehrte usw. sein mochten), gemäß 
jenem hier bereits besprochenen Mißverständnis, die 
Handelspolitik der offenen Tür in dem von mir genau umschrie- 
benen Sinn mit etwas ganz anderem verwechselten, nämlich 
mit dem nicht näher abgegrenzten, in haltlose Allgemeinheiten 
zerfließenden »frommen Wunsch nach Freihandel« und möglichst 
wenig behindertem zwischenstaatlichen Handelsverkehr. 

Hiefür ist bezeichnend, daß verhältnismäßig bald nach 
Beginn des Weltkrieges, nämlich bereits in der ersten April- 
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hälfte 1915 im Haag Vertreter parlamentarischer Parteien sowie 
wissenschaftlicher, demokratischer und friedensfreundlicher Ver- 
einigungen zusammentraten, die neun Mindestforderungen zur 
Herstellung eines dauerhaften, gesicherten Friedens ausarbeiteten. 
Darunter befand sich als dritte Forderung die »libert& com- 
merciale, ou tout au moins légalité de traite- 
ment pour toutes« vorläufig für die Ueberseebesitzungen aller 
Staaten. Aus dieser Haager Tagung entstand im Spätsommer 
I9I5 die 3» Organisation centrale pour une paix 
durable«, die ihren Sitz gleichfalls im Haag hatte. Als Punkt 3 
der von ihr zu bearbeitenden Gegenstände war »Handelsfreiheit ; 
offene Tür« angegeben. Also schon in diesem Titel lag das MiB- 
verständnis, die Handelspolitik der offenen Tür einem »frommen 
Wunsch nach Freihandel« gleichzusetzen, abgesehen von dem 
Irrtum, daß diese Handelspolitik zu den Grundlagen eines dauer- 
haften Friedens gehöre. 

2. Ein weiterer Grund für die Ueberschätzung der Handels- 
politik der offenen Tür lag darin, daß die überwiegend sozial 
und friedensfreundlich gesinnten neueren Freunde dieser Handels- 
politik ihre Aufmerksamkeit weniger den in ihrer Strenge und 
Schärfe abschreckenden älteren Formen der Gebiete der offenen 
Tür zuwandten, wie sie bis zur Mitte der 1880er Jahre vorherrsch- 
ten (mit dauernd gebundener einseitiger Meistbegünstigung, 
ebenso einseitig gebundenen verhältnismäßig niedrigen Zoll- 
sätzen sowie finanz- und rechtspolitischen Einschränkungen), 
sondern vor allem die seither ins Leben getretenen neueren 
Gebiete der offenen Tür ins Auge faßten; diesen 
wurden die in den älteren Gebieten üblichen finanz- und rechts- 
politischen Einschränkungen überhaupt nicht auferlegt, und nicht 
selten ist dort die offene Tür sogar bloß auf dauernde unbefristete 
Meistbegünstigung beschränkt ohne ebensolche Bindung niedriger 
Zollsätze, so in fast allen neueren ozeanischen Gebieten der 
offenen Tür, ferner in Afghanistan und Liberia sowie in den im 
Völkerbundvertrag vorgesehenen Mandatsgebieten und zuletzt 
auch in beiden Kongobecken seit dem von der Entente veran- 
laßten Abkommen von St. Germain-en-Laye vom Io. September 
1919, dessen Ratifikationen erst im Jahre 1922 einliefen. 

Hierbei wurde aber zweierlei übersehen: Diese neueren 
Formen eines Gebiets der offenen Tür stellen bereits eine nam- 
hafte Abschwächung der Handelspolitik der 
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offenen Tür dar mit der Neigung immer mehr zu ver- 
blassen, wie ja seit den ersten Nachkriegsjahren die Bindung 
niedriger Zollsätze in den neueren Gebieten der offenen Tür zu 
einer seltenen Ausnahme geworden ist. Außerdem haben auch 
diese neueren Gebiete der offenen Tür sowohl in der Vorkriegszeit 
als auch während des Weltkrieges Anlaß zu mehr oder weniger 
scharfen weltpolitischen Spannungen und 
den damit verbundenen oder wenigstens angestrebten Gebiets- 
veränderungen gegeben (vgl. die genaueren Mitteilungen be- 
treffend diese Spannungen über die fraglichen mittelafrikanischen 
und ozeanischen Gebiete sowie über Spitzbergen in den Jahren 
1890 bis 19I6 in meinem »Mitteleuropa und die Handelspolitik 
der offenen Tür«, Seite 36—38). Infolge der Friedensschlüsse 
und sonstiger Vorkommnisse der Nachkriegszeit sind, wie be- 
reits erwähnt, in der Form von Mandatsgebieten mehrere neuere 
Gebiete der offenen Tür geschaffen worden, während gleichzeitig 
die Handelspolitik der offenen Tür in fast allen bisherigen neueren 
Gebieten der offenen Türaufdie dauernde, unbedingte 
Meistbegünstigung (ohne ebensolche Bindung mäßig 
hoher Zollsätze) beschränkt wurde und Afghanistan, das seither 
auch dem Völkerbund beigetreten ist, seit Sommer IgIg überhaupt 
aufhörte, ein Gebiet der offenen Tür zu sein. Die drei auf dem 
Boden eines ehemaligen älteren Gebietes der offenen Tür er- 
richteten neueren solchen Gebiete Mesopotamien, Syrien und 
Palästina sind überdies seit Beendigung des Weltkrieges Mittel- 
punkte internationaler Spannung und Unsicherheit geworden, 
und das industriell einigermaßen aufstrebende Palästina wünscht 
bereits eine biegsamere, den Erfordernissen eines Industrielandes 
besser entsprechende Handelspolitik. 

Zum früher erwähnten »Verblassen des Gedankens der 
‘offenen Tür« gehört auch eine bedeutsame Abweichung von den 
Gepflogenheiten der Vorkriegszeit, die unter den besonderen 
Umständen des Weltkrieges begreiflich war, aber durch ihre 
Beibehaltung in der Nachkriegszeit deutlich erkennen läßt, wie 
sehr sich die rauhen Tatsachen von den Schwärmereien der bald 
:nach Beginn des Weltkrieges auftretenden neutralen und mittel- 
mächtlichen Freunde der offenen Tür unterscheiden. Vor dem 
Weltkrieg bildete, trotz Fehlen eines überstaatlichen Zwangs- 
gebotes im Sinne der offenen Tür, ja gerade wegen der allseitigen, 
kampfbereiten handelspolitischen Entschlossenheit, verschie- 
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denartige Behandlung der gleichen Waren- 
gattung jenach der Herkunft einen seltenen Aus- 
nahmsfall, und Ursprungszeugnisse zur Feststellung 
der tatsächlichen Herkunft waren sehr unbeliebt, da sie als eine 
den Handelsverkehr erschwerende und die Zollverwaltung ver- 
teuernde Maßnahme betrachtet wurden, die schließlich gegen 
planmäßigen Betrug nur unvollkommen schützt. Daher war es 
üblich geworden, in den neueren Gebieten der offenen Tür, die 
durch einen Vertrag zwischen zwei oder drei, geschweige denn 
zwischen mehr Mächten entstanden waren, alle Herkünfte gleich- 
mäßig zu behandeln. 

Während des Weltkrieges hatte dass Verbot, mit 
dem Kriegsgegner Handel zu treiben und 
mit ihm in Verkehr zu treten, auch auf die älteren Gebiete der 
offenen Tür (Marokko, Aegypten, Türkei, China, Siam, Liberia) 
und auf die neueren (beide Kongobecken, die ozeanischen Insel- 
gebiete) übergegriffen. Hierbei ist es aber auch nach Beendigung 
des Weltkrieges längere Zeit hindurch verblieben. So standen 
z. B. Deutschland nicht nur in Marokko und Aegypten noch lange 
nach Beendigung des Weltkrieges Einfuhrverbote und höhere 
Zollsätze als den meisten anderen Staaten entgegen. Das gleiche 
galt auch für die beiden Kongobecken, trotz der bedeutenden 
Anzahl der Unterzeichner der Generalakte der Berliner Kongo- 
konferenz von 1885, und für die Mandatsgebiete, die jedem der 
zahlreichen Mitglieder des Völkerbundes und den Vereinigten 
Staaten zu gleichen Bedingungen offen stehen. Berüchtigt waren 
insbesondere die scharfen Zollkriegsmaßnahmen Frankreichs 
gegen deutsche und anfangs auch gegen deutschösterreichische 
Waren in Marokko und Syrien. Inzwischen sind freilich Deutsch- 
österreich, Ungarn und Bulgarien dem Völkerbund beigetreten, 
und sehr bald nach Friedensschluß ist es den Ausfuhrindustrien 
Deutschlands und Deutschösterreichs, mit Hilfe neutraler und 
zum Teil sogar feindlicher Plätze (z. B. Triests), gelungen, nicht 
geringe Warenmengen unter falscher Herkunftsbezeichnung zu 
gleichen Bedingungen wie die begünstigten Länder nach den 
neueren und älteren Gebieten der offenen Tür zu bringen. 

Man kann nicht einmal die Lesart gelten lassen, daß die 
neueren Gebiete der offenen Tür (mit ihrer unbedingten, zeitlich 
unbeschränkten Meistbegünstigung für alle Kulturstaaten und 
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sätzen) wenigstens zur Zeitihrer Entstehung bös- 
artige Streitigkeiten zwischen größeren und kleineren 
Mächten verhütet hätten. Für die Unrichtigkeit dieser 
Auffassung ist unter anderem die Tatsache bezeichnend, daß 
Wilson auf der Pariser Friedenskonferenz seinen Standpunkt 
bezüglich der Souveränität und Oberaufsicht des Völkerbundes 
über die Mandatsgebiete samt der hiemit verbundenen 
offenen Tür (in Gestalt unbedingter, unbefristeter Meistbe- 
günstigung und gewisser personalrechtlicher Sicherungen für 
die Völkerbundmitglieder) nur mit großer Mühe gegen heftigen 
Widerstand durchsetzen konnte; daran waren insbesondere 
Frankreich, Großbritannien, Südafrika, Australien und Neusee- 
land beteiligt, die eine glatte Annexion der ihnen zugedachten 
Gebiete aus der türkischen, afrikanischen und ozeanischen Beute, 
ohne irgendwelche Verpflichtungen gegenüber dem Völkerbund 
und seinen Mitgliedern, bei weitem vorgezogen hätten. Vom 
ursprünglichen, noch in der ersten Januarhälfte IgIg aufrecht- 
erhaltenen Plan Wilsons und seines südafrikanischen Freundes 
Smuts, auch die österreichisch-ungarische und russische Beute 
im Mandatswege vom Völkerbund aus zu vergeben, war — man 
kann wohl sagen glücklicherweise — keine Rede mehr (vgl. 
hierüber die Darstellung bei J. L. Kunz, »Die Entstehungsge- 
schichte des Völkerbundpaktes« in der »Wiener Zeitschrift für 
öffentliches Recht«, 1924, nach Wilsons Memoiren I. Band). 
Schließlich mußte Wilson am 23. Januar 1I9Ig an die beiden 
Premierminister Australiens und Neuseelands die allen Wider- 
stand brechende Frage richten: »Habe ich darunter zu verstehen, 
daß Australien und Neuseeland der Konferenz ein Ultimatum 
stellen ?« 

Zu den altüberlieferten Irrtümern gehört es auch, in den 
Vereinbarungen der Berliner Kongokonferenz von 
1884/1885 eine Friedenssicherung in gefährdeter Lage zu er- 
blicken. Tatsächlich ist Bismarck auf dieser Konferenz, gestützt 
auf ein vorübergehend etwas freundlicheres Verhältnis zu Frank- 
reich und Rußland, weitreichenden britisch-portugiesischen 
Machenschaften entgegengetreten.‘ Diese gingen darauf aus, 
die durch Stanley und Livingstone entdeckten, ausgedehnten 
mittelafrikanischen Landschaften für sich allein, unter Aus- 
schluß anderer europäischer Staaten, mit Beschlag zu belegen 
und vor allem die Besitzungen der unter dem Schutz des belgischen 
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Königs Leopold II. stehenden »Internationalen Kongo-Gesell- 
schaft« an sich zu ziehen, deren völkerrechtliche Rechtsper- 
sönlichkeit noch nicht ganz zweifellos gesichert zu sein schien. 
Diesen Besitzungen wurde auf der Konferenz als »Kongo- 
freistaat« (tatsächlich so gut wie belgische Uebersee-Be- 
sitzung) die internationale Anerkennung und eine befriedigende 
Abgrenzung verschafft; außerdem wurde eine Reihe deutscher, 
französischer und italienischer Erwerbungen in Afrika (teils 
innerhalb, teils außerhalb der beiden Kongobecken) durch Be- 
stimmungen über die Art, wie der Erwerbung von Uebersee- 
gebieten die völkerrechtliche Anerkennung zu sichern sei, vor 
Uebergriffen des zur See vorherrschenden Großbritanniens be- 
wahrt. Die britische Regierung machte zwar gute Miene zum 
bösen Spiel. Aber damals (wenn auch noch aus manchen anderen 
Ursachen) begann sich jener Haß gegen Deutschland zu ent- 
wickeln, der, durch spätere deutsche Fehler gesteigert, während 
des Weltkrieges in hohen Flammen aufschlug. 

Der Britisch-Deutsche Vertrag vom Io. April 1886 über die 
wechselseitige Handels- und Verkehrsfreiheit in den deutschen 
und britischen Besitzungen im westlichen 
Stillen Ozean, der übrigens die bisher wichtigste dieser 
Besitzungen, nämlich Fidschi mittelbar ausnimmt, ist im wesent- 
lichen nur als Nachwirkung jenes soeben besprochenen Erfolges 
aufzufassen, der von Bismarck auf der Berliner Kongokonferenz 
mit Hilfe Frankreichs und Rußlands in den Kolonialfragen 
gegenüber Großbritannien erzielt und der deutschen Regierung 
von britischer Seite nie verziehen wurde. Als die Generalakte 
der Kongokonferenz unterzeichnet wurde, befanden sich bereits 
zahlreiche ozeanische Inselgebiete in deutschem Besitz, und im 
Vertrag vom Io. April 1886 suchte die britische Regierung, zum 
Vorteil der wirtschaftlichen Ausbreitung Australiens und Neu- 
seelands, noch so viel als möglich zu retten. 

Die Karolinen, Palau und Marianen waren 
gemäß dem Schiedsspruch des Papstes, den Bismarck dem un- 
geberdig gewordenen Spanien im September 1885 zur Erledigung 
des deutsch-spanischen Streites über das Besitzrecht an diesen 
Inselgebieten vorschlug, ein Gebiet der offenen Tür geworden. 
Deutsche hatten die von Spanien nahezu vergessenen Inseln 
besiedelt und geschäftlich auszunützen begonnen. Aber erst 
die deutsche Erklärung, von diesen Inselgruppen Besitz zu er- 
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greifen, verletzte den spanischen Stolz. Der Schiedsspruch des 
Papstes, der die Inseln als spanisches Gebiet erklärte, wies den 
Deutschen handelspolitische und personalrechtliche Gleichbe- 
günstigung mit den Spaniern zu. Der Friedensgedanke lag in der 
Erklärung der deutschen Regierung, sich dem Schiedsspruch 
des Papstes zu fügen, womit sie um einen Schritt zurückwich, 
nicht in der ihr durch diesen Spruch im Sinne einer Entschädigung 
gewährten Gleichbegünstigung. Als Spanien mittels Verkaufs- 
vertrages vom I2. Februar 1899 die Inselgruppen der deutschen 
Regierung überließ, bedang es sich dort dieselben Rechte aus, die 
Deutschland bis dahin durch den Schiedsspruch besessen hatte. 
Solange sich Deutschland im Besitz dieser entlegenen, weithin 
verstreuten Inseln befand, war es ihm überhaupt nicht der. Mühe 
wert, dort Zölle einzuheben. 

Was sonst noch von neueren Gebieten der offenen Tür be- 
kannt ist, scheint gleichfalls nicht besonders geeignet zu sein, 
die Ansicht zu bekräftigen, daß wenigstens die Entstehung dieser 
Gebiete, wenn auch nicht ihre andauernde Wirkung den Welt- 
frieden vor Schaden bewahrt hätte. So wurde in einem Falle 
nicht nur Gleichheit der Zollsätze, sondern sogar die Schaffung 
eines Zollvereines zweier in Frage kommender westafrikanischer 
Kolonialgebiete vereinbart. Dieser Fall betraf die deutsche 
Besitzung Togo und die französische D ah o m in Verträgen 
vom 25. Mai 1887 und 26. Dezember 1889. Zwar war die da- 
malige wechselseitige Stimmung beider Mutterländer zur Zeit des 
Boulangerrummels gewiß nicht sehr friedlich; es handelte sich 
aber um kleinere, mäßig dicht bewohnte, stark bewaldete west- 
afrikanische Kolonien, deren beiderseitige Grenzen mitten durch 
tropische Wildnisse verliefen. Daher wäre eine sorgfältige wechsel- 
seitige Grenzüberwachung, wenn überhaupt möglich, sicherlich 
viel zu kostspielig gewesen; ungleich hohe Zölle hätten aber bei 
fehlender Grenzbewachung zweifellos zu umfangreichem Schmug- 
gel geführt. Jedenfalls hatte ein deutsch-französischer Zoll- 
verein auf westafrikanischem Boden, wenigstens nach damaliger 
Auffassung, keinen Anlaß, Herkünfte irgendwelcher Art un- 
gleich zu behandeln. Die Verträge zwischen Großbritannien und 
Deutschland vom 16. Mai / 2. Juni 1885 und 27. Juli / 2. August 
1886 über gleiche und möglichst niedrige Zollsätze in Nigeria 
und Kamerun verdanken ihre Entstehung ähnlichen Beweg- 
gründen. 
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Der Britisch-Französische Abgrenzungs- und Handelsver- 
trag, betreffend Nigeria, Dahome&, Goldküste 
und Elfenbeinküste vom 14. Juli 1898, der beiden 
Reichen die Gleichbegünstigung in Zöllen und Steuern, Handels- 
und Schiffahrtsangelegenheiten sowie in personalrechtlicher Be- 
ziehung sichert, gehört trotz seiner langen Befristung von dreißig 
Jahren nur insofern hieher, als seine Wiedererneuerung aus 
geographischen Gründen (Schwierigkeit der Grenzüberwachung 
namentlich im langgestreckten Gebiet von Dahome) ziemlich 
wahrscheinlich ist. Die darin enthaltenen zollpolitischen Zu- 
geständnisse stellen, vom Standpunkt der bekannten hochschutz- 
zöllnerischen kolonialen Handelspolitik Frankreichs, einen großen 
Vorteil für England dar, den Frankreich, soweit die Elfenbeinküste 
in Betracht kam (Dahome& war bereits durch den soeben erwähnten 
Vertrag mit Deutschland ein Gebiet der offenen Tür), nur wider- 
willig, mit Hinblick auf britische Gebietszugeständnisse einge- 
räumt haben dürfte. 

Die diplomatischen Verhandlungen und Verträge, die teils 
in den letzten Jahren vor dem Weltkrieg, teils in der Nachkriegs- 
zeit auf der Pariser Friedenskonferenz Spitzbergen zu 
einem unter der Herrschaft Norwegens auf jede Zollerhebung 
verzichtenden Gebiet der offenen Tür gemacht haben (besonders 
der in Paris unterzeichnete Vertrag zwischen Norwegen und den 
Ententemächten vom 9. Februar 1920), ziehen einfach die un- 
vermeidliche Folgerung aus den gegebenen geographischen Ver- 
hältnissen. Hat doch sogar das hochschutzzöllnerische zaristische 
und wahrscheinlich auch das bolschewistische Rußland seine 
arktischen und subarktischen Besitzungen (wie Nowaja Semlja, 
Waigatsch und die Inseln nördlich und östlich der sibirischen 
Küsten, ja sogar diese Küsten selbst nördlich der Amurmündung 
mit Einschluß der Halbinsel Kamtschatka bis zu jener des Kara- 
flusses im Norden des Uralgebirges) nie auch nur annähernd in sein 
Zollgebiet einbezogen! | 

Die Verträge aus den Jahren 1887, 1888, 1904, 1906 und 
IQI4, welche die offene Tür auf den Neuhebriden (zwischen 
Fidschi und Neukaledonien) betreffen, beruhen selbst wiederum 
auf der brüchigen Grundlage des Kondominiums, das seit jeher 
als Urquell von Streitigkeiten und Verlegenheitsausweg in un- 
haltbaren Lagen angesehen wurde. Von Anfang an bis in die 
neueste Zeit hat das britisch-französische Kondominium über die 
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Neuhebriden diese Eigenschaften aufgewiesen. So konnte be- 
zeichnenderweise der seit Frühjahr ıg914 in Paris verhandelte 
und am 6. August 1914 unterzeichnete letzte britisch-französische 
Vertrag, der die offene Tür sowie die sonstigen Wirtschafts- und 
Rechtsverhältnisse der Inselgruppe regelt, erst am 18. März 1922 
durch Austausch der Genehmigungsurkunden in Kraft gesetzt 
werden. 

Der über Persien, Afghanistan und Tibet abgeschlossene 
Teilungs- und Einflußsphärenvertrag vom 31. August 1907, wo- 
durch Afghanistan ein Gebiet der offenen Tür wurde, 
(was es bis zum Britisch-Afghanischen Friedensvertrag vom 
II. August IgIg blieb), ist weit davon entfernt, ein Behelf friedens- 
freundlicher Politik zu sein. Er stellt vielmehr mit Hinblick 
auf Persien etwas ähnliches (wenn auch infolge unvorhergesehener 
Entwicklungen nicht entfernt so erfolgreiches) dar, wie bezüglich 
Polens der erste Russisch-Preußisch-Oesterreichische Teilungs- 
vertrag vom 5. August 1772, und im ganzen genommen galt er 
der Sicherung der Teilnahme des Russischen Reiches an der 
Einkreisung Deutschlands und Oesterreich-Ungarns, die durch 
riesige britische Zugeständnisse an Rußland erkauft wurde. 
Demnach bleibt es unrichtig, wenn von den neueren Ge- 
bieten der offenen Tür behauptet wird, daß sie 
wenigstens zur Zeit ihrer Entstehung im SinnederErhaltung 
des Weltfriedens gewirkt hätten. 

3. Zur Ueberschätzung der Handelspolitik der offenen Tür 
und zur Unterschätzung der mit ihr verbundenen Unbequemlich- 
keiten, Reibungen und Gefahren trug auch folgender Umstand 
bei: Die bürgerlich-friedensfreundlichen und sozialdemokrati- 
schen Lobredner der offenen Tür stellten sich diese gerne derart 
vor, daß sich alle Handels-, Industrie- und Kulturstaaten der 
Erde zugleich als aktiv berechtigte und als passiv verpflichtete 
Länder einer wechselseitigen, unbefristeten, 
unbedingten Meistbegünstigung zu unterwerfen 
hätten; bei dem Wunsch nach solchen wechselseitigen, unauflös- 
lichen Bindungen spielte auch eine geradezu abergläubisch zu 
nennende Furcht vor der bloßen Möglichkeit von Zollkriegen eine 
nicht geringe Rolle. Für eine derartige Wechselseitigkeit konnte 
die von 187I bis 1914 das handelspolitische Verhältnis zwischen 
Deutschland und Frankreich regelnde unkündbare Meistbe- 
günstigungsbestimmung im Artikel XI des Frankfurter 
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Friedens als Beispiel dienen. Ich habe in meinem »Mittel- 
europa und die Handelspolitik der offenen Tür«, Seite 38—50, 
gerade an diesem Beispiel genau darzulegen versucht, daß die 
wechselseitige Belästigung und Hemmung durch eine solche 
Handelspolitik ungemein groß wäre und daß diese verallge- 
meinerte offene Tür wahrscheinlich weit tiefer in politische Ver- 
stimmungen hinein brächte als die bisher übliche flüssige Form 
der Handelspolitik, mag diese auch nicht immer imstande ge- 
wesen sein, Zollkriege und hochschutzzöllnerische Ausschrei- 
tungen zu verhüten. Denn die als lästig und schädlich empfundene 
Einschränkung der üblichen handels- und zollpolitischen Be- 
fugnisse der Staaten, die im Wesen der offenen Tür liegt, wird 
dadurch nicht aufgehoben, daß sie auf Wechselseitigkeit beruht. 

Auf Seite 45 von »Mitteleuropa und die Handelspolitik der 
offenen Tür« warf ich sogar die Frage auf, ob nicht eine Befristung 
der Meistbegünstigungsbestimmung des Frankfurter Friedens auf 
zwanzig Jahre viel heilsamer gewirkt hätte als ihre grundsätz- 
liche Ewigkeit. Dann wäre es zwar in der ersten Hälfte der ıdgoer 
Jahre wahrscheinlich zu einem längeren, scharfen deutsch- 
französischen Zollkrieg gekommen. Aber ebenso wahrscheinlich 
hätte man sich, ähnlich wie im deutsch-russischen Zollkrieg 
(vom 29. Juli 1893 bis 20. März 1894) und im französisch-schwei- 
zerischen (vom I. Januar 1893 bis Ig. August 1895) schließlich 
auf einen Meistbegünstigungs- und Tarifvertrag geeinigt, der 
für alle unmittelbar Beteiligten und für den gesamten zwischen- 
staatlichen Handelsverkehr von Vorteil gewesen wäre. Dieser Zoll- 
krieg hätte weiterer Verärgerung aus dem zwangsweisen wechsel- 
seitigen Meistbegünstigungsverhältnis ein Ende bereitet und durch 
die Notwendigkeit weitläufiger wirtschaftspolitischer Verhand- 
lungen wohl auch eine Abschwächung der Empfindungen macht- 
politisch-diplomatischer Gegensätzlichkeit bewirkt. Eine solche 
Abschwächung gegensätzlicher Empfindungen ist z. B. nach 
Beendigung des deutsch-russischen Zollkrieges im März 1894 
zwischen den beiden damaligen Kaiserreichen tatsächlich für 
eine Reihe von Jahren eingetreten. 

4. Schon zu spät kam meine bereits erwähnte, in der Haupt- 
sache bereits Mitte Juli 1917 abgeschlossene, aber infolge der 
Schwierigkeiten des Weltkrieges erst im Januar 1918 heraus- 
gekommene Schrift »Mitteleuropa und die Han- 
delspolitik der offenen Türk, die überdies nicht 
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in einem angesehenen, bekannten Verlag erschienen ist, sondern 
vom »Mitteleuropäischen Wirtschaftsverein in Oesterreich« ausge- 
geben wurde. Sie suchte die geradezu verhängnisvollen Folgen 
der Handelspolitik der offenen Tür im allgemeinen und jene einer 
wechselseitigen, unbefristeten, unkündbaren Meistbegünstigungs- 
verpflichtung aller Handelsstaaten der Erde im besonderen ein- 
gehend nachzuweisen. Dieser Schrift fehlte es an der nötigen 
Verbreitung, um die übereifrigen Lobredner der offenen Tür noch 
zur richtigen Einsicht zu bringen; hiedurch wäre die Entente 
einigermaßen verhindert worden, die innere Geschlossenheit der 
Mittelmächte, abgesehen von manchen anderen Schlagworten, 
auch noch durch das der offenen Tür zu erschüttern und auf diese 
Weise den Plänen eines wechselseitigen wirtschaftlichen An- 
schlusses Deutschlands und Oesterreich-Ungarns besondere 
Schwierigkeiten zu bereiten. 

In diesem Fall mögen die Verkehrserschwerungen der Welt- 
kriegszeit mitgewirkt haben. Weit erstaunlicher ist aber, daß 
meine die Ueberschätzung und Schädlichkeit der Handelspolitik 
der offenen Tür behandelnden Arbeiten aus der Vor- 
kriegszeit (»Die Gebiete der offenen Tür in der Weltwirt- 
schaft« in der »Zeitschrift für Sozialwissenschaft« 10907, I8 Seiten, 
und das gleichnamige VIII. Kapitel im I. Band meiner »Ent- 
wicklungstendenzen der Weltwirtschaft« von .1912, 67 Seiten) 
sowohl in dem namentlich vor dem Weltkrieg nach Norden, 
Osten und Südosten weit ausgreifenden deutschen Kulturkreis 
als auch in.den vorwiegend im Bereich englisch-französischer 
Einflüsse liegenden Staaten keinen tieferen Eindruck gemacht 
haben. 

Diese meine grundsätzlichen Ausführungen über die Be- 
denklichkeit der offenen Tür haben merkwürdigerweise weit 
weniger Beachtung gefunden als meine vorwiegend beschreiben- 
den regelmäßigen Jahresberichte über die Ent- 
wicklung der Gebiete der offenen Tür, die seit April 1913 im 
Kieler »Weltwirtschaftlichen Archiv« erschienen sind (der letzte 
Bericht über 1923 im Juli 1924). Ich hatte zwar im ersten Bericht 
von April 1913 in kurzen Worten die Unersprießlichkeit der 
Handelspolitik der offenen Tür dargetan und für nähere Auskünfte 
auf meine »Entwicklungstendenzen der Weltwirtschaft« verwiesen. 
Ferner habe ich in jedem dieser Berichte und besonders in den 
seit dem Weltkrieg erschienenen, im Sinne der Erfüllung eines 
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nobile officium undim bewußten Gegensatz zur üblichen 
sich rein sachlich gebärdenden Schnödigkeit, in erster Linie den 
Standpunkt der sich gedrückt und geschädigt fühlenden passiv 
verpflichteten Gebiete der offenen Tür vertreten (Befreiung der 
Türkei, Persiens, Aegyptens als mögliche Erfolge der Mittel- 
mächte!); weit weniger habe ich dort den Standpunkt der sich 
im sicheren Besitz fühlenden und nicht selten zu dessen äußerster 
Ausnützung entschlossenen aktiv berechtigten Vertragsstaaten 
dargelegt. Sonderbarerweise wurde ich, gerade mit Hinweis auf 
meine Berichte im Kieler »Weltwirtschaftlichen Archiv«, von 
der bereits erwähnten Haager »Organisation centrale pour une 
paix durable« im Februar 1916 eingeladen, mich an den Ar- 
beiten über »Handelsfreiheit ; offene Tür« zu beteiligen. Demnach 
war es wohl den dort maßgebenden Personen völlig entgangen, 
daß ich ein entschiedener Gegner der innerhalb dieser Vereinigung 
gangbaren Ansicht sei, wonach die Handelspolitik der offenen 
Tür ein Erfordernis der Zivilisation sowie die unentbehrliche 
Sicherung eines dauerhaften Friedenszustandes darstelle und 
gewissermaßen einen Grundsatz weltbürgerlicher Sittlichkeit 
sowie die Grundlage einer bürgerlichen Religion bilde. 

5. Die hartnäckige Ueberschätzung der Handelspolitik der 
offenen Tür und die daran sich knüpfenden Mißverständnisse 
werden aber leichter begreiflich, wenn man die Stellungnahme 
der handelspolitischen Bureaukratie zu dieser 
Frage in Betracht zieht. In der Vorkriegszeit sowie im und nach 
dem Weltkrieg war für diese kleine, aber auf die Machtpolitik 
der eigenen Regierung stark einwirkende Gruppe, die auch die 
öffentliche Meinung auf mancherlei Wegen zu beeinflussen ver- 
mag, vor allem ein gewisser Bequemlichkeitsstandpunkt ent- 
scheidend. Bei der sonstigen Last von Arbeit und Verantwortung, 
die diese Tarifbildner und Handelsvertrags-Unterhändler stets 
zu tragen haben, war es ihnen ungemein willkommen, hinsicht- 
lich der Gebiete der offenen Tür »ausgesorgt« zu haben. Anderer- 
seits waren die handelspolitischen Bureaukraten zumeist weit da- 
von entfernt, jene größeren, allgemeineren, geschichtlich-sozialen 
Gesichtspunkte zu erfassen und zu würdigen, wonach in der Be- 
freiung eines Gebiets der offenen Tür von den hiemit verbundenen 
Einengungen und Beschränkungen sowie in seiner Erhebung zu 
einem Staatswesen normaler völkerrechtlicher Stellung ein großer 
weltwirtschaftlicher und weltpolitischer Fortschritt liege. 
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Gerade die deutschen Regierungsmänner der 
Vorkriegszeit sind für die Handelspolitik der offenen Tür mit 
ganz besonderem Eifer eingetreten. Die neueren Gebiete der 
offenen Tür seit der Mitte der 1880er Jahre bis zum Beginn des 
Weltkrieges verdankten ihr Dasein und ihren Fortbestand zum 
überwiegenden Teil der von Bismarck auf der Berliner Kongo- 
konferenz und weiterhin von ihm und seinen Nachfolgern beob- 
achteten Politik, wie auch in der einzigen deutschen Uebersee- 
besitzung, die nicht schon vertragsmäßig ein neueres Gebiet der 
offenen Tür war, nämlich in Südwest-Afrika, die 
Waren aller Länder mit jenen Deutschlands gleichbegünstigt 
waren. Die schweren diplomatischen Kämpfe Deutschlands um 
die offene Tür in Marokko von 1905—1911 sind bekannt. Sogar 
gegenüber der weltpolitisch eng befreundeten Türkei hat sich 
Deutschland im Handelsvertrag vom 26. August Idgo nur zu 
einem weitgehenden Verzicht auf die bisherige dauernde, un- 
kündbare Bindung mäßig hoher Zollsätze entschlossen, ohne aber 
die unkündbare Meistbegünstigungsverpflichtung der Türkei 
preiszugeben, die eben nur während des Vertrages von Idgo 
wechselseitig sein sollte. 

Das gleiche galt auch für Oesterreich-Ungarn. 
Die habsburgische Monarchie hat der türkischen Regierung nur 
unter dem Drucke großer weltpolitischer Schwierigkeiten während 
der bosnischen Annexionskrise im Vertrag vom 26. Februar 1909 
das Versprechen gegeben, die Türkei bei der Abschaffung und 
vorläufig weitgehenden Milderung der Kapitulationen zu unter- 
stützen. Aber erst zu Beginn des Weltkrieges war die türkische 
Regierung in der Lage, die deutsche und österreichisch-ungarische 
Anerkennung der sofortigen Abschaffung der Kapitulationen mit 
ihrem Beitritt zum Bündnis der beiden mitteleuropäischen 
Kaiserreiche zu erkaufen. 

6. Manche gelehrte Volkswirte und Kenner welt- 
wirtschaftlicher Zusammenhänge, denen man ein klareres Urteil 
über diese Fragen zutrauen möchte, waren, wohl ziemlich gut- 
gläubig, damit nicht unzufrieden, in einem Eintreten für die 
Handelspolitik der offenen Tür eine Gelegenheit zu finden, sich 
der hohen Diplomatie und ihren Geschäften zu nähern; denn die 
Diplomaten haben sich von den Vorurteilen der handelspoliti- 
schen Bureaukratie seit jeher stark beeinflussen lassen. Ich 
bin sogar gelegentlich meiner wissenschaftlichen Arbeiten über 
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die Handelspolitik der offenen Tür auf einige Abneigung gestoßen, 
meinen etwas schärferen Urteilen über den Unwert dieser Handels- 
politik Aufnahme zu gewähren, und manche dieser Stellen wurden 
mir als »zu persönlich« gestrichen. Es ist daher begreiflich, 
daß einfluß- und kenntnisreiche Schichten während des Welt- 
krieges nicht nur in den neutralen Staaten, sondern häufig auch 
bei den Mittelmächten einer mehr oder minder großen Ueber- 
schätzung der Handelspolitik der offenen Tür zuneigten. 

7. Zur Zeit des Weltkrieges war noch überdies von beson- 
derer Bedeutung die Feindseligkeit der meisten neutralen 
Staaten (insbesondere die der Schweiz, Hollands, Dänemarks, 
Norwegens und bis Februar 1917 auch der Vereinigten Staaten) 
gegen den damals geplanten wirtschafts- und namentlich z oll- 
politischen Zusammenschluß der Mittel- 
mächte, gegen den sogenannten Berlin-Bagdad-Plan, auch 
kurz »Mitteleuropa« genannt. Diese Feindseligkeit konnte sich 
bequem hinter der scheinbar unparteiischen, allgemein anwend- 
baren Formel der Handelspolitik der offenen Tür verstecken, 
behinderte aber, nach der üblichen völkerrechtlichen Auffassung, 
durchaus nicht die bereits bestehenden Riesenzollgebiete, d. h. 
innere und koloniale Zollvereine der Ententestaaten, wie die 
Riesenzollgebiete Rußlands und der Vereinigten Staaten, den 
französischen Reichszollverein, weitgehende Anfänge eines briti- 
schen Reichszollvereins, wechselseitige Zollbevorzugung Italiens 
und seiner Ueberseebesitzungen (vgl. besonders über koloniale 
Zollvereine meine Arbeit »Die Zollvereinigungen und das Völker- 
recht«, in der Wiener »Zeitschrift für öffentliches Recht«, 
I. Band, 3./4. Heft, Jahrgang 1919/1920, Seite 296—298). 
Dagegen konnte und sollte jene Formel den Zusammenschluß 
der Mittelmächte zu einem den ententestaatlichen Riesengebilden 
einigermaßen ebenbürtigen Zoll- und Wirtschaftsgebiet verhindern 
und nicht zum wenigsten auch den minder deutschfreundlichen 
Kreisen innerhalb Oesterreich-Ungarns und der anderen Mittel- 
mächte einen bequemen »Rechtsstandpunkt« oder zumindest 
einen solchen »weltbürgerlicher Sittlichkeit« bieten. 

Den neutralen Staaten mochte bei den Wirtschaftskriegs- 
plänen, welche die Entente auf der Pariser Wirtschaftskonferenz 
von Mitte Juni 1916 beschloß (und in den Friedensverträgen zum 
großen Teil in die Wirklichkeit überführte), recht schwül werden. 
Aber sich gegen die zur See übermächtige und von Anfang an 
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sehr unduldsame Entente aufzulehnen, dazu fehlte den neutralen 
Regierungen und Bevölkerungen zumeist der Mut. So begnügten 
sie sich mit einer weit ungefährlicheren und dabei der Entente 
wohlgefälligen Betätigung. Diese bestand darin, die durchaus 
wirtschaftsfriedlich (und nur als Verteidigungsmittel gegen die 
Wirtschaftskriegspläne der Entente) gedachten Bemühungen 
der mittelmächtlichen Regierungen um einen wechselseitigen 
wirtschaftlichen und namentlich zollpolitischen An- 
schluß als Verletzung eines angeblich völlig fest- 
stehenden Grundsatzes weltbürgerlicher Sittlich- 
keit, wenn nicht gar internationalen Rechts zu brandmarken. 
Als ein solcher Grundsatz wurde nämlich die Handelspolitik der 
offenen Tür bezeichnet. Eine Hauptaufgabe meiner mehrfach 
erwähnten, Januar 1918 veröffentlichten Schrift »Mitteleuropa 
und die Handelspolitik der offenen Tür« bestand eben darin, 
dieses Vorgehen der neutralen Wirtschaftspolitiker, wodurch die 
tatsächliche Minderwertigkeit der Handelspolitik der offenen 
Tür in eine weltwirtschaftliche und weltpolitische Heilslehre um- 
gedeutet wurde, in das richtige Licht zu setzen; auch sollte darin 
den (seither durch den Ausgang des Weltkrieges freilich bis auf 
weiteres beiseite geschobenen) mitteleuropäischen Zusammen- 
schlußplänen gegenüber der vom Gedanken der offenen Tür aus- 
gehenden Gegnerschaft eine Stütze geboten werden. 

Unter anderem wies ich darauf hin, daß die Schaffung von 
umfangreichen Zollgebieten, von Riesengebilden 
dieser Art durchaus im Zuge der Zeit liege und sich 
zumindest bis in die 1870er Jahre, in den ersten Spuren sogar 
bis in das 18. Jahrhundert hinein verfolgen lasse (vgl. hierüber 
auch meine i. J. I923 erschienene Arbeit, »Die großen und Riesen- 
zollgebiete nach dem Weltkrieg« in der »Zeitschrift für Sozial- 
wissenschaft«, Band 50, Heft 3). Daher läge in den Bemühungen 
gewisser Freunde der Handelspolitik der offenen Tür, das auf 
friedlichem Wege vor sich gehende Fortschreiten dieser natur- 
notwendigen oder, besser gesagt, sozial notwendigen Entwicklung 
zu hemmen, wohl eher ein Anreiz, dasals Schicksalsgebot 
empfundene und erkannte gewaltsam zu verwirklichen. 

8. Die bald nach Beginn des Weltkrieges aufflammende, auf 
das Schlagwort von der offenen Tür gestützte Gegnerschaft 
der Neutralen gegen das mitteleuropäische Zoll- und Wirtschafts- 
bündnis war um so schwerwiegender, als innerhalb der 
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mittelmächtlichen Bevölkerungen umfang- 
reiche und kräftige Gruppen (besonders seit dem entscheidenden 
Beitritt der Vereinigten Staaten zur Entente Anfang April 1917) 
nur des Stichworts harrten, um einer für die Regierungen der 
Mittelmächte unfreundlichen Gesinnung fröhnen zu können und 
sich der immer mehr als Siegerin angesehenen Entente irgendwie 
anzuschließen. Es wäre hiebei ganz abzusehen von den slawischen 
und romanischen Bevölkerungen Oesterreich-Ungarns, die von 
vornherein der Entente näherstanden als Deutschland (mit 
Ausnahme der Polen, bei denen dies erst nach dem Brest Litowsker 
Frieden mit der Ukraine vom 9. Februar 1918 der Fall war, wo- 
gegen sich die Anhänglichkeit der Ukrainer Oesterreich-Ungarns 
an die Mittelmächte gerade durch diesen Friedensschluß be- 
festigte). Aber auch innerhalb Deutschlands selbst sowie unter 
den Deutschen und Magyaren Oesterreich-Ungarns gab es zwei 
Gruppen, denen das Stichwort der Handelspolitik der offenen Tür 
aus mehrfachen Gründen willkommen war, die sogenannten 
Westler sowie die den damaligen deutschen Mehrheitssozial- 
demokraten entgegenstehenden, unentwegteren sozialdemokrati- 
schen Parteibildungen und Einzelpersonen. 

Zu Beginn des Weltkrieges hatte in Deutschland und Oester- 
reich-Ungarn fast jede Person von besserer Bildung sowie einiger- 
maßen international gerichteten Betätigungen und Neigungen 
(der Verfasser vorliegender Arbeit miteingeschlossen) schwere 
Gemütsbewegungen besonderer Art mitzumachen. Viele hievon 
betroffene Personen hatten nach einem mehr oder minder langen 
inneren Kampf zu ihrem Volk und Staat völlig heimgefunden, 
ohne hiedurch die sie mit den anderen Völkern (mit Einschluß 
der Franzosen und Briten) verknüpfenden Bande zu durch- 
schneiden. Dagegen konnten sich zahlreiche international ge- 
richtete Personen zwar inmitten der eisernen, unerbittlichen 
Ordnung, die das ganze innere Leben der Mittelmächte durch- 
drang, nicht einfach auf die Seite der ihnen besser dünkenden 
Westmächte schlagen, waren aber sicherlich weit. davon entfernt, 
den Weltkrieg auf mittelmächtlicher Seite »mit vollem Herzen 
und ganzer Seele« mitzumachen. Besonders bezeichnend war 
für diese während des Weltkrieges als Westler bezeichneten 
Personen (deren Zahl und Heftigkeit mit der allmählichen Ver- 
größerung des Ententebundes durch Italiener, Rumänen, Griechen 
und insbesondere Nordamerikaner beständig zunahm) eine ver- 
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bissene Feindschaft gerade gegen den Plan des mitteleuro- 
päiscben Zoll- und Wirtschaftsbündnisses, 
dessen Durchführung den Mittelmächten, falls ihnen die Selbst- 
behauptung mit den Waffen gelungen wäre, das wirtschaftliche 
Aufrechtbleiben gegenüber den gewaltigen Weltreichen und Riesen- 
zollgebieten der Entente überhaupt erst ermöglicht hätte. Bei 
Betätigung dieser Feindseligkeit haben sich die Westler geradezu 
leidenschaftlich des von den neutralen Staaten ausgegangenen 
Schlagworts bedient, daß die Handelspolitik der offenen Tür 
ein unentbehrlicher Behelf sei, um nach Beendigung des Welt- 
krieges einen den Anforderungen der Zivilisation gemäßen, Dauer 
versprechenden handelspolitischen und sonstigen Friedenszustand 
zu begründen. 

In ähnlicher Weise und aus ähnlichen, wenn auch nicht ganz 
gleichen Gründen wie die mehr bürgerlichen Westler huldigten 
in Deutschland und Oesterreich-Ungarn die der damaligen 
deutschen Mehrheitssozialdemokratie entgegenstehenden unent- 
wegteren sozialdemokratischen Parteibildungen (ins- 
besondere die deutsche »Sozialdemokratische Arbeitsgemein- 
schaft«) und Einzelpersonen dem von den neutralen Staaten 
ausgegangenen Schlagwort der offenen Tür und befehdeten heftig 
das mitteleuropäische Zoll- und Wirtschaftsbündnis, wie über- 
haupt die Grenzen zwischen Westlertum und Sozialdemokratie 
einigermaßen fließend waren. Die deutsche Sozialdemokratie in 
Oesterreich blieb während des Weltkrieges sogar formell unge- 
spalten, obwohl sich innerhalb ihres Gefüges deutliche Schattie- 
rungen mehr staatstreuer und mehr weltbürgerlich-entente- 
freundlicher Gesinnung zeigten. 

Doch war den mittelmächtlichen Sozialdemokraten aller 
Schattierungen besonders daran gelegen, die gewohnte Füh- 
lungnahme mit den Parteifreunden in den 
neutralen Ländern und Ententestaaten, die der Weltkrieg jäh 
unterbrochen hatte, irgendwie von neuem anzuknüpfen und auf- 
rechtzuerhalten. Hiefür bot das Schlagwort von der Handels- 
politik der offenen Tür, das von den bürgerlichen Handels- und 
Wirtschaftspolitikern der neutralen Staaten aus in die sozial- 
demokratischen Parteien der neutralen Länder und sogar der 
Ententestaaten (namentlich Großbritanniens) eingedrungen war, 
eine außerordentlich bequeme Gelegenheit, mochte hiemit offene 
Befehdung des mitteleuropäischen Zoll- und Wirtschaftsbünd- 
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nisses verbunden sein oder nicht. So war z. B. der überwiegend’ 
staatstreue österreichische Sozialdemokrat Dr. Karl Renner, der 
spätere Staatskanzler der Republik Oesterreich bis Herbst 1920, 
für dieses Bündnis eingetreten, und zwar unter anderem auch 
von den marxistischen Standpunkten des unvermeidlichen Sieges 
des Großbetriebes über den Kleinbetrieb und des Internationalis- 
mus, da »Mitteleuropa« die verschiedenartigsten Völker von den 
deutschen Nord- und Ostseeküsten bis zu den Arabern am Roten 
Meer und Persischen Golf wirtschaftlich zusammenfassen sollte 
(siehe Renners dreibändiges Werk »Oesterreichs Erneuerung«, 
Wien 1916 und sein »Marxismus, Krieg und Internationales, 
Wien 1917). Andrerseits befürwortete er in diesen beiden Schriften 
eine eigentümliche Handelspolitik der offenen Tür; diese ist freilich 
weit mehr eine Zusammenstellung ungemein weitgehender ver- 
kehrs- und namentlich schiffahrtspolitischer Grundsätze, also ein 
zwischenstaatliches Wege-, Straßen- und Märkterecht, als sie eine 
dauernde, unkündbare Bindung der Meistbegünstigung darstellt. 

So hatten sich z. B. bereits im August 1916 Vertreter der 
sozialdemokratischen Parteien neutraler Länder auf einer Tagung 
im Haag gegen das wirtschaftsfriedliche Zoll- und Wirtschafts- 
bündnis der Mittelmächte ausgesprochen, das in einem an die 
Handelspolitik der offenen Tür anklingenden freihändlerischen 
Beschlußantrag mit übertriebener Heftigkeit als eine Bedrohung 
des handelspolitisch-wirtschaftlichen und damit schließlich auch 
des Waffenfriedens der Kulturwelt bezeichnet wurde; freilich 
bezog sich diese Verurteilung auch auf den Wirtschaftskriegs- 
bund der Entente, der kurz vorher, nämlich Mitte Juni 1916 auf 
der Pariser Wirtschaftskonferenz in seinen Einzelheiten festgelegt 
worden war. Die Handelspolitik der offenen Tür, allerdings zum 
Teil in der besonderen Färbung Renners, spielte auch auf der 
Stockholmer Tagung der sozialdemokratischen Inter- 
nationale vom Mai 1917 eine nicht unwichtige Rolle. Die Feind- 
seligkeit gegen das mitteleuropäische Bündnis, gemäß dem von 
den neutralen Ländern ausgegangenen Begriff der Handelspolitik 
der offenen Tür, kam sogar noch in den Friedensvorschlägen 
der russischen Bolschewiken-Regierung zum Ausdruck, 
die am 22. Dezember 1917 den Vertretern der Mittelmächte in 
Brest Litowsk überreicht wurden; darin war nämlich die Rede 
von der »Unzulässigkeit von Sonderzollverträgen, welche die 
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Jedenfalls ist sowohl bei den Westlern als auch bei den 
Sozialdemokraten, die während des Weltkrieges für die Handels- 
politik der offenen Tür eintraten, von irgendeiner sorgfältigeren 
wissenschaftlichen Begründung hiefür kaum die Rede. Ganz offern- 
sichtlich traten bei den Sozialdemokraten parteipolitische 
Rücksichten (Zusammenhalt der Internationale), bei den Westlern 
mehr inner- und weltpolitische Erwägungen (Vor- 
liebe für die Westmächte, Haß gegen das militärisch-bureaukra- 
tische Regime der Mittelmächte) in den Vordergrund. 

o. Neben den bisher genannten, teils auf Irrtum, teils auf 
einseitiger Parteilichkeit beruhenden Gründen der während des 
Weltkrieges besonders hoch emporgeschossenen Vorliebe für 
die Handelspolitik der offenen Tür bestand und besteht wohl 
auch jetzt noch ein unbewußter Antrieb nach dieser 
Richtung hin. Es ist die dem europäisch-amerikanischen (oder 
im Sinne Spenglers abendländischen) Wesen eigentümliche Sucht, 
dem als gut und wünschenswert erkannten nicht etwa bloß durch 
die Macht des Beispiels oder durch freie werbende Tätigkeit 
einzelner zum Siege zu verhelfen, sondern es den jeweils Schwä- 
cheren durch staatliche Zwangsgewalt aufzuerlegen, mag es sich 
hiebei um einzel- und innerstaatliche oder zwischenstaatliche 
Gewalt handeln. Eine solche zwischenstaatliche Gewalt er- 
blickte man im Jahrhundert zwischen dem Wiener Kongreß 
und dem Weltkrieg im »Konzert der Großmächtee, 
und zwar vorerst nur der europäischen. Dagegen wurden seit 
den 1880er Jahren auch die Vereinigten Staaten einbezogen 
(Berliner Kongokonferenz, Samoa-Frage, ostasiatische Ange- 
legenheiten), und seit dem Chinesisch- Japanischen Krieg kam 
auch Japan hinzu. Bald nach Beginn des Weltkrieges pflegte man 
an eine Art von Völkerbund in allmählicher Annäherung 
an die Civitas maxima zu denken. 

Diese Neigung, die vom »freien Spiel der Kräfte« nur wenig 
erwartet und davon kaum etwas wissen will, ist in anderen minder 
tyrannischen Kulturen, so z. B. in der Antike, in gleichem Aus- 
maß nicht zu finden. Sie führt innerhalb der europäisch-ameri- 
kanischen (abendländischen) Kultur in der inneren Wirt- 
schaftspolitik der Staaten zu mannigfachen staats- 
sozialistisch-autoritären oder sozialdemokrati- 
schen (auf dem Wege und mit Hilfe des allgemeinen Stimm- 
rechts verwirklichten oder angestrebten) Maßnahmen. Es ist 
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eine der Hauptaufgaben der theoretischen Wirtschaftspolitik 
des 20. Jahrhunderts, gegenüber dieser geradezu stürmischen, 
blinden Neigung auf jene Grenzen zu verweisen, die ihr in einzelnen 
Belangen durch die Natur der Dinge, d.h. durch das im großen und 
ganzen vorherrschende, kaum veränderliche Wesen des wirt- 
schaftenden Menschen gesetzt werden, mag es sich etwa um 
Angelegenheiten der Preispolitik (Preistreibereifrage), der Wäh- 
rungssicherung (Devisenpolitik), der gesicherten Bevorrätigung 
(staatliche »Bewirtschaftung« gewisser Waren, Ausfuhrverbote 
und Ausfuhrzölle) usw. handeln. 

Inder äußeren Wirtschaftspolitik der Staaten 
geht es, gemäß einer weit verbreiteten Auffassung, vor allem 
um die Durchsetzung der Handelsfreiheit und des 
Freihandels zumindest in den Grenzen zollpolitischer 
Meistbegünstigung (der Staaten untereinander) sowie personal- 
rechtlicher, staatsfinanzieller und rechtspolitischer Gleichbe- 
günstigung der Fremden mit den eigenen Staatsbürgern. Diese 
freihändlerische Politik sei für die Weltwirtschaft im ganzen und 
für die der Völkergemeinschaft angehörenden einzelnen Staaten 
im besonderen weit zuträglicher als die politisch mächtigen 
Gruppen dienstbare Schutz- und Hochschutzzöllnerei, die häufig 
zu Zollkriegen und verschiedenartiger Zollbehandlung der einzel- 
nen Herkünfte Anlaß gebe und auch dem Weltfrieden nicht zu- 
träglich sei. 

Man begnügt sich aber nicht damit, der Selbstver- 
teidigung der mehr freihändlerischen gegen die ausge- 
sprochen schutz- und hochschutzzöllnerischen Staaten die Ver- 
wirklichung des Freihandels zu überlassen und ihn mittels 
Handelsvertragsverhandlungen oder, wenn nicht anders möglich, 
durch zumeist verhältnismäßig kurzfristige Zollkriege zu ver- 
allgemeinern (siehe die Empfehlung einer derartigen Handels- 
politik nach den Gesichtspunkten des »wehrhaften Freihandels« 
oder »gemäßigten Schutzzolles«, unter Widerlegung der über- 
triebenen Besorgnis vor Zollkriegen und Verurteilung des hoch- 
schutzzöllnerische Ausschreitungen geradezu ermunternden briti- 
schen »wehrlosen« Freihandels der Vorkriegszeit, in den beiden 
Bänden meiner »Entwicklungstendenzen der Weltwirtschaft« von 
1912 und IgI5s, und zwar besonders im 3., 4. und 5. Kapitel 
des I., sowie Seite 26—40, Anlage III und V des II. Bandes). 
Statt dessen macht sich auch hier die früher erwähnte Sucht 
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geltend, das als gut und nützlich erkannte auf dem für die Han- 
delspolitik nach Lage der Dinge gänzlich ungeeigneten gewalt- 
samen Wege, durch die Befehlsmacht einer zwischenstaatlichen 
Gewalt zu verwirklichen, mag dies die über den einzelnen Staaten 
schwebende öffentliche Meinung oder völkerrechtliche Satzung, 
mag es Völkerbund, civitas maxima sein. 

Man verwechselte hiebei das durchaus erstre- 
benswerte Ziel mit dem Weg, auf dem es zu erreichen 
ist, gemäß einem fehlerhaften Grundzug, der sowohl beim autori- 
tären Staatssozialismus als auch bei dem auf dem allgemeinen 
Wahlrecht aufgebauten demokratischen Sozialismus so häufig in 
Erscheinung tritt. Um des an sich sehr wünschenswerten Zieles 
willen, die Preissteigerungen zu mäßigen, versuchte z. B. die Preis- 
treiberei-Gesetzgebung, die Kaufleute und Industriellen an der Be- 
rücksichtigung etwa gestiegener Neuerwerbskosten in ihren Preis- 
berechnungen zu verhindern, wodurch sie gezwungen wurden, 
zwischen allmählicher Verarmung oder regelmäßiger Gesetzesüber- 
tretung zu wählen. Das Ergebnis hievon bestand bekanntlich in 
argem wirtschaftlichen und sittlichen Unheil mancherlei Art. 

Um des ebenfalls höchst wünschenswerten Zieles willen, eine 
ungleichmäßige Zollbehandlung einzelner Herkünfte sowie die 
damit verbundenen scharfen oder schleichenden Zollkriege zu 
vermeiden, schlug man vor, die handelspolitische Betätigung 
aller Kulturstaaten in die engen Bahnen der hier als schädlich, 
ja geradezu als unheilvoll gekennzeichneten Handelspolitik 
der offenen Tür zu leiten. Abgesehen von der hierin 
liegenden Sachunkunde vergaß man hiebei, daß im letzten Viertel- 
jahrhundert vor dem Weltkrieg zwar Gebiete der offenen Tür 
und sogar solche wehrlosen Freihandels, wie das Großbritannien 
der Vorkriegszeit, nicht sehr häufige Erscheinungen waren, daß 
aber trotzdem ungleichmäßige Zollbehandlung einzelner Her- 
künfte sowie Zollkriege ziemlich seltene Ausnahmen bildeten. Dem 
auch eine große Ersparung in der Zollverwaltung bewirkenden 
Bequemlichkeitsstandpunkt, wonach Ursprungsnachweise 
vermieden und alle oder die meisten Waren, ohne Rück- 
sicht auf ihre Herkunft, nach den gleichen Zollsätzen behandelt 
werden sollen, vermochte man in fast allen Staaten zu ent- 
sprechen, abgesehen von zumeist nicht sehr langen Zollkriegen, 
die nur in wenigen (fast immer weltpolitisch gefärbten) Fällen 
ein bis zwei Jahre oder noch länger andauerten. 
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Freilich war im erwähnten Vierteljahrhundert die Handels- 
politik der unaufhörlichen starken Spannung mög- 
licher Zollkriege und tatsächlicher Zollkriegsdrohungen 
ausgesetzt; diese bestanden im Vorhandensein eines hohen all- 
gemeinen oder Maximaltarifes, in Zollkriegsvollmachten, die 
gemäß einzelnen Bestimmungen der Zollgesetze von den Re- 
gierungen im Verordnungsweg benützt werden konnten, in der 
Kündigung bestehender Verträge, in einzelnen zolltarifarischen 
oder veterinär- und gesundheitspolizeilichen Schikanen inner- 
halb der geltenden Vertragsrechte, in unliebsamen Erhöhungen 
vertragsmäßig nicht gebundener Zölle usw. 

Aber gerade diese beständige Spannung hatte, 
wie bereits erwähnt, da sich eben jeder seiner Haut wehrte, das 
erfreuliche Endergebnis, ungleichmäßige Behand- 
lung einzelner Herkünfte sowie Zollkriege im vollen Sinne des 
Wortes selten zu machen bis auf eine Anzahl bezeichnender 
dauernder Ausnahmen: den einseitig passiv verpflichteten G e- 
bieten der offenen Tür blieb in den aktiv berech- 
tigten Staaten die Meistbegünstigung nicht selten versagt; auch 
Großbritannien, dassich in der Vorkriegszeit aus freiem 
Entschluß, in Befolgung gewisser handelspolitischer Glaubens- 
sätze, fast ebenso wehrlos gemacht hatte, wie es die Gebiete der 
offenen Tür vermöge älterer und neuerer unkündbarer Vertrags- 
bestimmungen waren, erfuhr bisweilen eine rücksichtslose Be- 
handlung. Diese begann mit verhältnismäßig hober Verzollung 
besonderer britischer Ausfuhrwaren und ging bis zur Versagung 
der Meistbegünstigung aus kleinlichen Gründen oder ohne alle 
Begründung. Beispiele hiefür wären der Zollkrieg, den die von 
England in weitgehendem Ausmaß weltpolitisch abhängige und 
ihm dienstbare Republik Portugal gegen Großbritannien in 
den letzten Jahren der Vorkriegszeit führte (beendet erst durch 
den brıitisch-portugiesischen Handelsvertrag vom 12. August IQI4), 
da England angeblich die minder hochgradigen französischen, 
italienischen usw. Weine entgegenkommender behandelt habe 
als die portugiesischen mit ihrem stärkeren Alkoholgehalt; 
die gleiche Unfreundlichkeit zeigte sich im Ausschluß des 
für Brasiliens Ausfuhrhandel und Kapitalsbedarf hochwich- 
tigen Großbritanniens von den Vorzugszöllen, die Brasilien einer 
Anzahl von Waren aus den Vereinigten Staaten seit 1904 ge- 
währte usw. | 
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So konnte ich seinerzeit meine Darstellung über Zollkriege !) 
auf den Satz zuspitzen: »Das größte Uebel, dasalle anderen 
in sich schließt ist die Wehrlosigkeit.« Allerdings muß es 
einem kollektivistischen Wirtschaftsempfinden einigermaßen 
schwer fallen, sich in derartigen durchaus individualistischen Ge- 
dankengängen zurechtzufinden, mögen diese auch durch das lehr- 
reiche Beispiel der handelspolitischen Zustände im letzten Viertel- 
jahrhundert der Vorkriegszeit noch so überzeugend dargetan sein. 

Ein recht brauchbarer Behelf einer zwischenstaatlichen 
Zwangsgewalt schien innerhalb der Handelspolitik der Gedanke 
der offenen Tür zu sein, der sich von früheren Jahrhunderten 
her bis in die Mitte der 1880er Jahre in den sogenannten älteren 
Gebieten der offenen Tür aus ganz anderen geschichtlichen 
Wurzeln entwickelt und fortgebildet hatte. Ihnen schlossen sich 
die neueren Gebiete der offenen Tür an mit ihrem grundlegenden 
Gebilde, den auf der Berliner Kongokonferenz (Generalakte 
vom 26. Februar 1885) ins Leben gerufenen beiden Kongobecken, 
die den später entstandenen Gebieten dieser Art bis zum Welt- 
krieg mehr oder weniger zum Muster dienten. Bei den Kongo- 
becken handelt es sich tatsächlich noch um eine Schöpfung des 
»Konzerts der europäischen Großmächte« 
unter der damaligen Leitung Bismarcks, woran sich die Türkei, 
Spanien, die Vereinigten Staaten und eine Anzahl kleinerer 
Mächte anschlossen. Während des Weltkrieges schien dieser 
allzu autoritäre Ursprung dem demokratischen Empfinden 
der neutralen Staaten und der von ihnen beeinflußten namentlich 
angelsächsischen Ententegebiete nicht mehr zu passen. Man 
setzte daher (in den damaligen, wie Seifenblasen schön schillern- 
den und gegenüber der rauhen Wirklichkeit rasch zerstiebenden 
Zukunftsplänen) an Stelle dieses »Konzerts« einen Begriff z w i- 
schenstaatlicher Sittlichkeit, dessen baldiger 
Uebergang in eine Völkerrechtssatzung voraus- 
gesehen oder sogar vorweggenommen wurde. 

Diese das europäisch-amerikanische Kulturleben kenn- 
zeichnende Sucht, das als gut und richtig erkannte den jeweils 
Schwächeren, wenn auch Widerstrebenden durch staatliche 
Zwangsgewalt aufzuerlegen, war mir auf dem Gebiet der inneren 
Wirtschaftspolitik in den unruhigen ersten zwei Nachkriegsjahren 


— 


1) »ntwicklungstendenzen der Weltwirtschafte I. Band, IV. Kapitel, 
Seite 128 u. 137. 
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mit ihrem häufigen raschen Wechsel der politischen Machtstel- 
lungen besonders aufgefallen. Es lag mir nahe, ein Seitenstück 
hiezu auf dem Gebiet der äußeren Wirtschaftspolitik in der von 
mir seit jeher aufmerksam verfolgten Handelspolitik der offenen 
Tür zu erblicken, die während des Weltkriegs zum sozialethischen 
Gebot erhoben worden ist. Als ich etwas später Spenglers 
»Untergang des Abendlandes« las, fand ich dort eine glückliche, 
klare Formel für diese Erscheinungen, nämlich seinen erwei- 
terten Begriff des Sozialismus als die Gesamt- 
heit der sittlichen Gebote, die man dem einzelnen und den Ge- 
sellschaftsgruppen in den Staaten des Abendlandes etwa seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts zwangsweise aufzuerlegen suchte. 
Dieser Sozialismus wird bekanntlich von Spengler als eine Ent- 
'wicklungsstufe aufgefaßt, die für das abwärts gehende europäisch- 
amerikanische Abendland und seine Ausstrahlungen nach anderen 
Erdteilen hin ebenso kennzeichnend sei wie der Stoizismus für 
die sinkende Antike, der Fatalismus für die ermattende arabisch- 
magische, der Buddhismus für die ausgehende indische Kultur. 

Ich hatte diese europäisch-amerikanische Vergewaltigungs- 
sucht, die den jeweils stärkeren politisch-sozialen Richtungen 
gegenüber den gerade schwächeren Strömungen eigen ist, noch 
in meinem »Mitteleuropa und die Handelspolitik der offenen Tür« 
vom Januar 1918 (Seite 69—71) statt aus den besonderen Ver- 
hältnissen der abendländischen Kultur anders und zwar allgemein 
psychologisch zu erklären gesucht. Darnach sage den häufig durch 
große geistige Anstrengungen nervös übermüdeten, ruhebe- 
dürftigen, vor Aufregungen zurückscheuenden Geistes- 
menschen (Intellektuellen) der Erfahrungssatz nicht zu, 
daß jeder Staat, jedes Volk, jede gesellschaftliche Schichte und 
Gruppe innerhalb der Staaten und Völker die eigenen wirtschaft- 
lichen und politischen Belange stets von neuem zu sichern habe; 
dies erfordere eine unverdrossene, auch zu gelegentlichen Kampf- 
maßnahmen völlig bereite Anstrengung sowie eine allen Tages- 
erfordernissen biegsam entgegentretende, zur Tätigkeit und, 
wenn es sein muß, auch zum Kampf bereite, auf alles gefaßte, 
ununterbrochene Wachsamkeit und Anspannung. Statt dessen 
würden aber von den Geistesmenschen — nicht etwa in völlig 
klarer Erkenntnis des dargestellten Zusammenhanges, sondern 
aus ihrem Unterbewußtsein heraus — gewaltsame Lösungen be- 
vorzugt, die ein für allemal das »Ausgesorgt haben« be- 
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wirken sollen. Hieraus ergebe sich eine ausgesprochene Zunei- 
gung der Geistesmenschen für die Handelspolitik der offenen Tür 
in der Weltwirtschaft wie in der Weltpolitik ihre Vorliebe für 
den »Bund zur Erzwingung des Friedens«. Diesen Bund beurteile 
ich übrigens derzeit in seiner Gestalt als Völkerbund, insbesondere 
mit Hinblick auf die von ihm ausgehende Förderung mannig- 
facher produktions- und sozialpolitischer, gesundheitlicher und 
kultureller Belange, freundlicher als in der einem unbefangenen 
Urteil nicht gerade günstigen Kriegsstimmung des II. Halb- 
jahres 1917, mag auch zur Zeit, da diese Zeilen niedergeschrieben 
wurden (Oktober 1924), seine Wirksamkeit für den Weltfrieden 
noch zu manchen Zweifeln Anlaß geben. 

Die allgemein psychologische Erklärung in meinem »Mittel- 
europa und die Handelspolitik der offenen Tür« scheint mir aber 
nunmehr nicht ganz ausreichend zu sein. Denn die mehrfach 
erwähnte Vergewaltigungssucht ist innerhalb des europäisch- 
amerikanischen (abendländischen) Kulturkreises nicht bloß bei 
den nervös übermüdeten, ruhebedürftigen Geistesmenschen eine 
ebenso häufige, wie deutlich wahrnehmbare Erscheinung, sondern 
zeigt sich bis zu einem gewissen Grade auch bei den breiten Massen 
und bei gesunden, willenskräftigen, zu Grübeleien wenig geneigten 
Tatmenschen. Spenglers Begriff des Sozialismus in dem von ihm 
geforderten erweiterten Umfang dürfte zur Erklärung besser 


taugen. 
* «* 


IV. Die Handelspolitik der offenen Tür nach dem Weltkrieg. 


Die während des Weltkrieges so außerordentlich überschätzte 
Handelspolitik der offenen Tür mochte sich in unmittelbarer 
Verfolgung des Grundgedankens der Berliner Kongokonferenz 
von 1885 nur auf die mittelafrikanischen (etwa noch 
nordafrikanischen) und ozeanischen Kolonialgebiete be- 
schränken; oder sie mochte in einem durch die Zeitverhältnisse 
wenig gerechtfertigten Ueberschwang darauf ausgehen, alle 
Handels- und Industriestaaten der Erde in die Ketten 
wechselseitiger Meistbegünstigung (nach Art 
des Artikels XI des Frankfurter Friedens) zu legen, womit auch 
dem geplanten mitteleuropäischen Zoll- und Wirtschaftsbündnis 
sowie den Wirtschaftskriegsplänen der Entente entgegenge- 
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treten werden sollte. In allen diesen Fällen schien es am bequem- 
sten zu sein, die Handelspolitik der offenen Tür in unmittelbare 
Verbindung mit den während des Weltkrieges überall aufkeimen- 
den Plänen einer »Liga zur Erzwingung des Friedens«, eines 
Völkerbundes zu bringen, wobei gleichfalls die mangelnde 
innere Friedensbereitschaft der Regierungen und Völker durch 
mancherlei verwickelte und künstlich ersonnene Einrichtungen 
zwischenstaatlichen Zwanges ersetzt werden sollte. Beispiel- 
gebend war hiefür, neben manchen Vorgängern und Nachfahren, 
insbesondere der Haupturheber des Völkerbundes, der Unions- 
präsident Wilson selbst. 

So verlangte er im vierten seiner berühmten vierzehn Punkte 
vom 8. Januar 1918 »möglichste Beseitigung aller wirtschaft- 
lichen Schranken, Herstellung einer Gleichheit der 
Handelsregelung für alle Staaten« und forderte 
im vierten seiner fünf Punkte der New-Yorker Erklärung vom 
27. September 1918: »Es darf innerhalb des Völkerbundes keine 
besonderen, selbständigen wirtschaftlichen 
Verbände, keine Anwendung von wirtschaftlicher Verrufs- 
erklärung in irgendeiner Form oder von Ausschließung geben, ab- 
gesehen von der dem Völkerbund zuerkannten Befugnis, wirt- 
schaftliche Strafen durch Ausschluß von den Weltmärkten, und 
zwar nur als Ordnungs- und Aufsichtsbehelfe, zu verhängen.s 
Man merkt hier die Nachwirkung der neutralen Befehdung so- 
wohl des mitteleuropäischen Wirtschafts- und Zollbündnisses 
als auch der von der Entente ausgearbeiteten Wirtschaftskriegs- 
pläne. 

Hiezu kamen Vorschläge des britischen sozialistischen 
Volkswirts H. M. Braileford vom August Igı8 betreffend 
zwischenstaatliche Rohstoffürsorge und die Freiheit der Meere. 
Für diese schiffahrtspolitische Seite der offenen Tür trat auch 
Wilson im zweiten seiner vierzehn Punkte ein, freilich mit einer 
den Verhältnissen der Vereinigten Staaten entsprechenden Aus- 
nahme für die Küstenschiffahrt. Die Empfehlungen des später 
ermordeten Erzberger in seiner September 1918 erschienenen 
Schrift »Der Völkerbund, der Weg zum Weltfrieden« enthalten 
eine sehr weitgehende Handelspolitik der offenen Tür in verkehrs-, 
handels-, zoll- und steuerpolitischer Beziehung, doch ohne be- 
sonderen Hinweis auf die kolonialen Verhältnisse. Dagegen 
sucht der Völkerbundentwurf der »Deutschen Gesell- 
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schaft für Völkerrecht« vom Januar IgIg die ko- 
lonial-, verkehrs-, handels-, zoll-, steuer- und rechtspolitische 
Handelspolitik der offenen Tür in Form von Meistbegünstigungs- 
und Gleichbegünstigungsrechten gegen alle Anfechtung sicherzu- 
stellen, und das gleiche wäre vom Völkerbundentwurf der deu t- 
schen Regierung vom April IgIg zu sagen. 

Wie ahnungslos und ohne tiefer dringende Sachkenntnis 
Wilson sowie seine Vorgänger und Nachbeter in der Frage der 
Handelspolitik der offenen Tür während des Weltkrieges und 
in der ersten Nachkriegszeit gewesen sind, geht besonders daraus 
hervor, daß dieselben Personen zumeist auch sehr entschieden 
für das sogenannte Selbstbestimmungsrecht der 
Völker eintraten. Viele Ententepolitiker mochten hiemit nur eine 
Rechtfertigung für die Zerschlagung Osterreich-Ungarns sowie 
für die Verstümmlung Deutschlands und der Türkei bezweckt 
haben; andererseits mochten nach dem Zusammenbruch vom 
November Igı8 viele Deutsche, Deutschösterreicher, Ungarn 
und Bulgaren im Selbstbestimmungsrecht in erster Linie eine 
Schutzwehr gegen manche besonders harte Bestimmungen der 
Friedensverträge erblickt haben. Doch waren Wilson selbst, sowie 
manche andere feiner veranlagte Politiker und Völkerrechtler 
beider Lager, die zugleich die Handelspolitik der offenen Tür 
und das Selbstbestimmungsrecht der Völker empfahlen, über 
den Verdacht erhaben, für dieses Recht um vorübergehender 
politischer Nützlichkeiten oder gar Täuschungen willen einge- 
treten zu sein. 

Wilson und den anderen ernst zu nehmenden Personen, die 
sich zugleich für die Handelspolitik der offenen Tür und das 
Selbstbestimmungsrecht eingesetzt haben, ist es eben völlig 
entgangen, daß diese beiden Dinge einander auf das schärfste 
widersprechen. Dies wird sofort klar, wenn man die man nig- 
fachen Einschränkungen der Souveränität, 
d. h. die völkerrechtliche Schlechterstellung in Betracht zieht, die 
in den älteren (bis in die Mitte der 1880er Jahre fast allein 
vorfindlichen) Gebieten der offenen Tür zu ver- 
zeichnen war und sich auf die unbefristete und unbedingte Meist- 
begünstigungsverpflichtung, auf ebensolche Bindung mäßig hoher 
Zollsätze, auf Steuerpolitik, Gerichtswesen usw. bezog. Aber auch 
die gleichartige Bindung der Meistbegünstigung und mäßig hoher 
Zollsätze, wie sie in beiden Kongobecken von 1885 bis 
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in die erste Nachkriegszeit hinein bestand, war noch eine recht 
fühlbare Souveränitätseinschränkung, allerdings weniger emp- 
findlich für ihre bisher zumeist kaum halbzivilisierten Bevölke- 
rungen als für die Mutterländer der dortigen Kolonialbesitzungen. 
Das gleiche galt in freilich etwas vermindertem Ausmaß für jene 
noch weitergehende Abschwächung der Handelspolitik der offenen 
Tür, die in der Hauptsache nur mehr die zeitlich unbe- 
schränkte, unbedingte Bindung der Meist- 
begünstigung umfaßt. Diese Abschwächung war bereits 
vor dem Weltkrieg in den meisten neueren Gebieten der offenen 
Tür, mit Ausnahme der beiden Kongobecken zu finden, wurde 
seit dem Inkrafttreten des Vertrages von St. Germain-en-Laye 
vom Io. September I9IQ auch für beide Kongobecken maßgebend 
und bildet die handelspolitische Grundlage der in den Friedens- 
verträgen geschaffenen Mandatsgebiete. 

Der innere Widerspruch zwischen dem Selbstbestimmungs- 
recht und der Handelspolitik der offenen Tür zeigte sich sehr 
deutlich im Artikel 22 des Völkerbundvertrages. Dieser Artikel 
regelt die offene Tür in jenen Beutestücken, welche die Entente 
in der asiatischen Türkei und innerhalb des ehemaligen deutschen 
Uebersee-Besitzes davongetragen hatte. Die zwei Grundgedanken 
dieses Artikels sind: Einerseits habe sich der Völkerbund der 
in den genannten Gebieten befindlichen rückständigen 
Bevölkerungen anzunehmen, indem er, durch 
Uebergabe der Verwaltung der von ihnen bewohnten Länder an 
kolonialpolitisch hochstehende und hiebei vom Völkerbund selbst 
überwachte Staatswesen, den Aufstieg jener Bevölkerungen 
zu einem höheren Grad von wirtschaftlicher Wohlfahrt und 
kultureller Leistungsfähigkeit ermögliche; andererseits habe 
der Völkerbund seinen Mitgliedern für immer equal opportunities, 
d. h. die gleichen Betätigungsmöglichkeiten 
im Handel und den sonstigen Produktionszweigen (trade and 
commerce) des Mandatsgebietes zu gewährleisten, wie sie die 
mit der dortigen Verwaltung betraute Macht, der Mandatar 
genießt, d. h. also die offene Tür im Mandatsgebiet vor Anfech- 
tungen zu bewahren. Diese beiden Ziele seien in den vom Völker- 
bundrat zu genehmigenden Mandatsentwürfen für die einzelnen 
Mandatsgebiete sicherzustellen. 

Nun drängte sich aber von vornherein die Notwendigkeit 
auf, die drei Mandatsgebiete auf ehemals türkischem Boden, 
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die sogenannten A-Mandate, nämlich Palästina (britisch), 
Syrien (französisch) und Mesopotamien (britisch), 
die schon seit der jungtürkischen Revolution im Sommer 1908 
Abgeordnete in die türkische Volksvertretung nach Konstanti- 
nopel entsandt hatten, besser zu behandeln als die einer parla- 
mentarischen Verfassung niemals teilhaft gewesenen, zumeist 
kulturell viel tiefer stehenden Bevölkerungen der ehemaligen 
deutschen Ueberseebesitzungen in Mittelafrika und Ozeanien. 
Anstatt aber hiefür konstitutionell-parlamentarische Regierungs- 
formen vorzuschreiben, was bei den absolutistischen Gewohn- 
heiten der französischen Kolonialpolitik, dem inneren Zwiespalt 
innerhalb der palästinensischen und dem aufständischen Trotz 
der mesopotamischen Bevölkerung einigermaßen bedenklich 
gewesen wäre, griff man zum Aushilfsmittel, diese drei Mandate 
in unbestimmter Weise für befristet zu er- 
klären. Die dort wohnenden entwickelteren Bevölkerungen seien 
nämlich auf den Rat und die Hilfe der Mandatarmacht nur 
solange angewiesen, bis sie auf eigenen Füßen stehen könnten 
(as they are able to stand alone). Mit dieser wenn auch unbe- 
stimmten Befristung ist aber das Wesen der Handelspolitik der 
offenen Tür, die grundsätzlich den passiv verpflichteten Staat 
für immer bindet, preisgegeben und zugleich die innere Unverträg- 
lichkeit des Selbstbestimmungsrechtes mit der Handelspolitik 
der offenen Tür unfreiwillig dargetan. 

So hatte sich die britische Regierung durch den heftigen 
Widerstand der Bevölkerung Mesopotamiens bereits 
im Jahre 1922 bewogen gefühlt, in einem am 10. Oktober unter- 
zeichneten Vertrag mit dem von ihr zum König des Irak (Meso- 
potamiens) erhobenen Emir Feisal aus dem Stamm der Könige 
von Hedschas das Mandat auf zwanzig Jahre zu beschränken. 
Dies gilt auch für die im Mandat enthaltene Verpflichtung des 
Irak zur Handelspolitik der offenen Tür, also zur Meistbegünsti- 
gung für alle Völkerbundmitglieder und die ihnen vertragsmäßig 
gleichgestellten Länder (namentlich die Vereinigten Staaten) 
und zur gleichmäßigen Zugänglichkeit aller Geschäfts- und Er- 
werbsmöglichkeiten, d. h. zum Grundsatz der equal opportunities. 
Kaum sieben Monate später, am 30. April 1923 wurde eine neue 
Vereinbarung der beiden Regierungen unterzeichnet, wonach das 
britische Mandat sofort sein Ende finden soll, sobald Irak in den 
Völkerbund aufgenommen sein wird, spätestens aber vier Jahre 
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nach dem Inkrafttreten des Friedensvertrages mit der Türkei, 
also am 6. August 1928. 

Auch in Palästina und Syrien dürfte der Wider- 
spruch zwischen dem Selbstbestimmungsrecht und der Handels- 
politik der offenen Tür das Mandat zu keinem hohen Alter ge- 
langen lassen, zumal sowohl Großbritannien als auch Frankreich 
darauf rechnen können, bei rechtzeitiger Freigabe Palästinas 
und Syriens einen verläßlichen Freund in der Völkerbundver- 
sammlung, unter Umständen auch im Völkerbundrat zu gewinnen. 
Hinsichtlich der Mandate für Syrien und Palästina drangen die 
Vereinigten Staaten i. J. 1922 gegenüber dem Völker- 
bundrat freilich mit Erfolg darauf, daß die Kapitulationen wieder 
aufleben sollen, falls das Mandatsverhältnis aus irgendwelchen 
Gründen in Wegfall käme. Ob aber eine derartige Vereinbarung 
imstande wäre, in beiden vorderasiatischen Gebieten, die zu- 
gleich die Mitgliedschaft des Völkerbundes erlangt hätten, den 
leidenschaftlichen Drang nach dem Selbstbestimmungsrecht auf 
die Dauer aufzuhalten, ist wohl zu bezweifeln. 

Mesopotamien war sogar der Union zu stachlig. Dagegen 
ist sie im April 1922 dem ägyptischen Volk in unschöner 
Weise entgegengetreten. Dieses fühlte sich schon seit Frühjahr 
1919 schwer enttäuscht über den Verrat des von Wilson ver- 
kündeten Selbstbestimmungsrechtssowohl gegenüber Mitteleuropa 
als auch gegenüber dem näheren und ferneren Orient, derin den 
schon damals allmählich bekannt werdenden Friedensverträgen 
enthalten war, und suchte sein Selbstbestimmungsrecht in 
schweren Kämpfen gegen Großbritannien durchzusetzen. Die 
Vereinigten Staaten anerkannten nämlich die Unabhängigkeit 
Aegyptens, die von Großbritannien ohnehin Ende Februar 
1922 bloß unter mancherlei Einschränkungen zugestanden worden 
war, nur unter folgender Bedingung; sie behielten sich die Be- 
fugnisse vor, die auf den (auch für Aegypten geltenden türkischen) 
Kapitulationen beruhen. 

Die in Mandatsgebiete umgewandelten ehemaligen 
deutschen Ueberseebesitzungen in Mittel- 
afrika, die sogenannten B-Mandate, nämlich Togo und 
Kamerun (beide zwischen Frankreich und Großbritannien sehr 
zugunsten Frankreichs aufgeteilt) sowie das ehemalige Deutsch- 
ostafrika (der weitaus größere Teil das britische Tanganika, der 
kleinere, aber verhältnismäßig stark bevölkerte das belgische 
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Urundi-Ruanda), werden von Negervölkern mit einigen hamitisch- 
semitischen Beimengungen bewohnt. Eine besondere Rücksicht- 
nahme auf das Selbstbestimmungsrecht dieser Bevölkerungen in 
Form einer wenn auch unbestimmten Befristung der Mandats- 
zeit hielt man für überflüssig. Dies ist ein auf die Dauer wohl 
nicht sehr begründeter Hochmut, da dem Völkerbund von Anfang 
an zwei Negerrepubliken, Haiti sowie Liberia angehörten und 
der Vertreter von Haiti stets in allen Angelegenheiten, wobei 
Rechte und Belange von Negerbevölkerungen verletzt zu sein 
scheinen, in der Völkerbundversammlung eine sehr nachdrück- 
liche Tätigkeit entfaltet. Ueberdies ist in den Negerbevölke- 
rungen sowohl Amerikas als auch Afrikas mannigfach ein Auf- 
bäumen gegen jede Art von weißem Joch zu bemerken, das nicht 
einfach als Rassenhaß abzutun, sondern als ein Drang nach dem 
Selbstbestimmungsrecht zu würdigen wäre. 

So beschränkt sich der Artikel 22 des Völkerbundvertrages 
hinsichtlich der mittelafrikanischen Mandatsgebiete darauf, die 
zivilisatorisch-menschenfreundliche Seite des Mandats (in der Aus- 
drucksweise des Artikels 22 the sacred Trust of civilisation) durch 
Hinweis auf eine Reihe von Einzelheiten zu verdeutlichen und 
dort die offene Tür allen Mitgliedern des Völkerbundes ausdrück- 
lich zu sichern. Jedenfalls sind die beiden Kongobecken 
und die sechs mittelafrikanischen Mandatsgebiete in ihrer völker- 
rechtlichen Stellung einander stark angenähert, zumal, wie be- 
reits erwähnt, die beiden Mandatsgebiete auf dem Boden des ehe- 
maligen Deutschostafrika auch dem östlichen Kongobecken ange- 
hören. 

Noch stärker, und zwar diesmal erfolgreich, kämpfte der 
Gedanke des Selbstbestimmungsrechtes gegen den der offenen 
Tür in jenen Bestimmungen des Artikels 22 an, welche die ehe- 
maligen deutschen Besitzungen in Ozeanien, 
und Südwestafrika betrafen. Wilson war zwar, wie 
früher dargelegt, imstande gewesen, den grundsätzlichen Wider- 
stand der britischen Dominions Australien, Neuseeland und 
Südafrika gegen den Gedanken des Mandats zu brechen und diesen 
Gedanken (abgesehen von der früher erwähnten zeitlichen Ein- 
schränkung für die A-Mandate) für die A- und B-Mandate auf- 
rechtzuerhalten. Anders verhielt es sich mit den verbleibenden 
C-Mandaten, wovon Südwestafrika an Britisch-Südafrika (Union 
of South Africa) als Mandatar kam, das ehemalige Deutsch- 
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Neuguinea samt den umliegenden Inseln an Australien, Samoa an 
Neuseeland, die kleine, mäßig bevölkerte, aber phosphatreiche 
Insel Nauru an Großbritannien selbst, die Inseln nördlich vom 
Aequator, nämlich Karolinen, Palau, Marianen und Marschall- 
inseln an Japan fielen. 

Für diese C-Mandate vermochte Wilson, gegenüber den auf 
ihrem Selbstbestimmungsrecht fest beharrenden drei Dominions, 
nur die zivilisatorisch-menschenfreundliche Seite des Mandats- 
begriffes zu retten, durch deren Zurückweisung die Dominions 
dem schlimmsten Verdacht zumindest den Schein einer Berechti- 
gung verschafft hätten; dagegen wurden die Vereinbarungen 
über die offene Tür (zeitlich unbeschränkte, unbedingte handels- 
und zollpolitische sowie personalrechtliche Meistbegünstigung) 
für die C-Mandate im Artikel 22 folgendermaßen beiseite ge- 
schoben: »sie (d. h. die Mandate) wären am besten nach 
denGesetzendesMandatarsals wesentlicher 
Bestandteil seines Gebietes zu verwalten« Die 
hiefür ganz planlos vorgebrachten Gründe, wie »dünne Be- 
völkerung, geringes Gebietsausmaß, große Entfernung von den 
Mittelpunkten der Zivilisation, nächste Nähe zum Gebiet des 
Mandatars und sonstige Umstände« sollen nur den uneingestan- 
denen Hauptgrund verdecken, den leidenschaftlichen Eifer der 
drei Dominions, ihr Selbstbestimmungsrecht gegenüber dem in 
Artikel 22 enthaltenen Grundgedanken der offenen Tür zu wahren. 

Für die Einwilligung der Vereinigten Staaten in eine solche 
Verkümmerung des Mandatsbegriffes dürfte die Tatsache, daß 
es sich um Gebiete handelt, de für den Weltmarkt 
von mäßiger Bedeutung sind, nicht die Hauptrolle 
gespielt haben. Denn namentlich das Australien zugefallene Man- 
datsgebiet wird durch seine mannigfachen Naturschätze, Süd- 
westafrika insbesondere durch seine reichen Lager an wertvollen 
Metallen dereinst für den Weltmarkt sicherlich von größerer 
Wichtigkeit werden, so daß auch hier die Sorgfalt begründet 
wäre, womit sich die Union in Syrien, Palästina und Aegypten 
für jeden Fall zeitlich unbeschränkte Meistbegünstigungsrechte 
zu sichern suchte. 

Entscheidend für die Vereinigten Staaten war vielmehr die 
Erwägung, daß ein starres Beharren auf der offenen Tür in Süd- 
westafrika und den ehemaligen deutschen Besitzungen in Ozeanien 
diese Gebiete auch der japanischen, chinesischen, indischen und 
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sonstigen farbigen Einwanderung aus Mitglied- 
staaten des Völkerbundes eröffnen würde. Diese Einwanderung 
wurde in den drei britischen Dominions selbst bisher durch die 
Gesetzgebung entweder ganz ferngehalten oder nur in sehr be- 
schränktem Ausmaß zugelassen. Es war den Vereinigten Staaten 
unangenehm genug, daß man Japan das Mandat über die 
ehemals deutschen Inseln im Stillen Ozean nördlich des Aequators 
nicht verweigern konnte, und sie waren durchaus nicht geneigt, 
den Japanern Bequemlichkeiten für ein weiteres Vordringen im 
Stillen Ozean zu bieten. Japan fühlte die gegen seine Ausdeh- 
nungsbestrebungen gerichtete Absicht in den Bestimmungen 
des Artikels 22 über die C-Mandate und bestand daher längere 
Zeit hindurch darauf, daß die handels- und zollpolitischen sowie 
personalrechtlichen Grundsätze der offenen Tür auf diese dritte 
Gruppe von Mandatsgebieten zu erstrecken seien. Erst als die 
japanische Regierung die Fruchtlosigkeit dieser ihrer Bemühungen 
einsah, vereinigte sie ihre Mandatsinseln mit dem japanischen 
Zollgebiet durch ein Gesetz vom 18. April 1922 ‚das sechs Wochen 
später in Kraft trat. 

Schon die Mandatsgebiete stellten nicht nur eine Abschwä- 
chung, sondern in mancher Beziehung geradezu eine Bloßstellung 
des Gedankens der offenen Tür dar, der von seinen Freunden 
aus dem neutralen, mittelmächtlichen und Ententelager in 
kaum zu begreifender Verblendung als eine Heilslehre ersten 
Ranges und als ein Grundstein des Wiederaufbaues in der Nach- 
kriegszeit angepriesen worden war. Noch viel ärger stand es aber 
um eine zweite Gruppe von Gebieten der offenen Tür, deren Da- 
sein als solche gleichfalls auf die Friedensverträge zurückzuführen 
war. Es sind dies, wenigstens eine Zeitlang, die s»besiegten 
Staaten« Deutschland und Deutschösterreich, Ungarn und 
Bulgarien gewesen. Dagegen ist die Türkei, die der be- 
sonders rücksichtslose und gewalttätige Frieden von Sevres 
vom I0. August 1920 zugleich den alten Kapitulationen und den 
Bestimmungen über die offene Tür in der Art der anderen Frie- 
densverträge unterwarf, im Lausanner Frieden vom 24. Juli 1923 
aller schädlichen, entwürdigenden und beschämenden Fesseln der 
Handelspolitik der offenen Tür ledig geworden, bis auf geringe, im 
Laufe weniger Jahre verschwindende Ueberreste. 

Die in der Nachkriegszeit minder glücklichen und erfolg- 
reichen anderen »besiegten Staaten« mußten sich einem Zwang 
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fügen, der sie einer handels- und. zollpolitischen 
sowie verkehrspolitischen (die See- und Binnen- 
schiffahrt sowie Eisenbahn, Luftschiffahrt, Telegraph, Tele- 
phon betreffenden), ferner personalrechtlichen und 
rechtspolitischen Meist- oder Gleichbe- 
günstigungspflicht unterwarf. Hiebei wurde in 
mancher Beziehung sogar jenes Ausmaß an Einengung über- 
troffen, das den bis in die Mitte der 1880er Jahre vorherrschenden 
älteren Gebieten der offenen Tür auferlegt wurde und zum Teil 
noch immer auferlegt wird. Die »besiegten Staaten« wurden zwar 
nicht wie die älteren Gebiete der offenen Tür auch grundsätzlich 
an gewisse mäßig hohe Zollsätze gebunden, sondern 
dies geschah nur für eine verhältnismäßig kurze Zeit und bezüg- 
lich einer beschränkten Anzahl von Warengattungen (Artikel 269 
des Versailler und 223 des St. Germainer Vertrages) sowie für 
die dem Versailler Vertrag nachfolgenden fünf Jahre freilich bis 
zur völligen Zollfreiheit der Erzeugung gewisser früher mit 
Deutschland zollvereinter Gebiete (Elsaß-Lothringen, Luxem- 
burg, Westpreußen, Posen) nach Artikel 268 des Versailler 
Friedens; diesem entspricht einigermaßen Artikel 221 des St. 
Germainer Vertrages betreffend die dreijährige Aufrechterhal- 
tung gewisser Zollbegünstigungen, welche die Einfuhr einzelner 
Waren im alten Oesterreich-Ungarn über Triest und Fiume ge- 
nossen hat. 

‚Aber beide besiegte Staaten dürfen sich bei der Ermäßi- 
gung von Ein- und Ausfuhrzöllen nicht bloß 
von produktionspolitischen Rücksichten leiten 
lassen,- sondern haben hiebei auch gewisse finanzielle 
Mindesterträge der Zolleinkünfte in Rechnung zu ziehen, 
wozu die Gebiete der offenen Tür der älteren, bis Mitte der 1880er 
Jahre vorherrschenden Art nicht verpflichtet waren. Bei Deutsch- 
land steht dies im Zusammenhang mit den Gutmachungsver- 
pflichtungen, wie sie in den Londoner Vereinbarungen vom II. Mai 
'I92I und im späteren, auf den Dawesplan bezüglichen Londoner 
Abkommen vom 16. August 1924 enthalten sind. Bei Deutsch- 
österreich hing dies mit Verpflichtungen aus Darlehen zusammen, 
die im Sommer 192I behufs Rettung aus größtem Elend aufge- 
nommen werden mußten. Hier wären auch die Genfer Protokolle 
vom 4. Oktober 1922 zu erwähnen. Sie stehen in engem tatsäch- 
lichen und (wie aus dem Verzicht der Reparationskommission 
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auf die Gutmachung für zwanzig Jahre zu ersehen ist) auch 
rechtlichem Zusammenhang mit dem St. Germainer Vertrag, 
bezweckten Deutschösterreichs Rettung aus dem währungs- 
politischen und staatsfinanziellen Zusammenbruch vom Sommer 
1922 und haben bisher in dieser Richtung nicht ohne Erfolg ge- 
wirkt. Freilich wurde zwischen die beiden Vertragspartner, 
nämlich Deutschösterreich einerseits, Großbritannien, Frankreich, 
Italien und die Tschechoslowakei andrerseits, der Völkerbund 
sowie seine helfende und überwachende Tätigkeit eingeschoben. 
In diesen Protokollen wurde eine Höhe der Zolleinkünfte 
Deutschösterreichs gefordert, die Zollermäßigungen erschwert und 
tatsächlich bis Herbst 1924 zu namhaften Zollerhöhungen geführt 
hat. 

Man kannte zwar gewisse Artikel in den Friedensverträgen 
(Artikel 280 und 378 des Versailler sowie Artikel 232 und 330 des 
St. Germainer Vertrages), welchedie Dauer des Zwanges 
zur handels- und zollpolitischen sowie verkehrspolitischen Meist- 
und Gleichbegünstigung auf wenige (dreioderfünf) Jahre 
einschränkten. Demnach würde ein Hauptbestandteil 
der Handelspolitik der offenen Tür, nämlich die grundsätzliche 
Endlosigkeit der durch sie auferlegten, wenn auch einseitigen Ver- 
pflichtungen fehlen. Doch wurden diese Befristungen anfangs 
nur als Formsache betrachtet, da ihre Verlängerung dem 
Ermessen des Völkerbundes (Völkerbundrates) anheimgestellt 
war. Man nahm in den »besiegten Staaten« zu Beginn der Nach- 
kriegszeit als sicher an, daß der Völkerbund und namentlich der 
Völkerbundrat, die als dienstfertige Werkzeuge der Entente 
galten, eine solche Verlängerung vornehmen würden. Man 
konnte dies um so eher glauben, als man damals vom Weltkrieg 
her noch gewohnt war, die Entente als eine einheitliche, den 
»besiegten Staaten« unfreundlich gegenüberstehende Staaten- 
gruppe anzusehen. Die Entente oder ihr Werkzeug, der Völker- 
bundrat würden, wie man in der ersten Nachkriegszeit annahm, 
die Fristen verlängern, sei es aus Rücksichten handelspolitischer 
Bequemlichkeit (wovon sich, wie früher erwähnt, die handels- 
politische Bureaukratie und die von ihr stark beeinflußte Diplo- 
matie in namhaftem Ausmaß leiten läßt), sei es, um die Besiegten 
aus nachwirkender Gehässigkeit vom Weltkrieg her in einem Zu- 
stand geminderter Souveränität festzuhalten. 

Tatsächlich kam es aber seit 1921 ganz anders. Die Entente 
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zerfiel in scharf gegensätzliche Gruppen, und die 
Völkerbundversammlung, bisweilen sogar der zumeist auf Ein- 
stimmigkeit der Beschlüsse angewiesene Völkerbundrat zeigten 
überraschend entschiedene Selbständigkeitsbestre- 
bungen gegenüber den Hauptmächten der 
Entente. So hat der Völkerbundrat bereits den ıo. Januar und 
16. Juli 1924 vorübergehen lassen, ohne für Deutschland oder 
Deutschösterreich eine Verlängerung zu verfügen. Er hätte dies 
schon deshalb nicht tun können, weil der Fortbestand der un- 
bedingten, unvergoltenen Meistbegünstigung dem hochschutz- 
zöllnerischen Frankreich weit größeren Vorteil gebracht hätte als 
dem freihändlerischen Großbritannien und daher von der britischen 
Regierung (ganz abgesehen von der Haltung einzelner aus der 
Versammlung gewählter Ratsmitglieder) nicht zugestanden 
worden wäre. Daher erlangen Deutschland und Deutschösterreich 
vom Io. Januar und 16. Juli 1925 an (die Verlängerung hätte 
mindestens um ein Jahr früher beschlossen werden müssen) ihre 
volle handels- und zollpolitische Freiheit wieder. Die Frist für 
verkehrspolitische Angelegenheiten ist in Deutsch- 
österreich bereits am 16. Juli 1923 ohne Verlängerung vorüber- 
gegangen und wird für Deutschland wohl mit dem gleichen Er- 
gebnis am Io. Januar 1925 ablaufen. Freilich sollen die ver- 
kehrspolitischen Verpflichtungen nach Ablauf der genannten 
Fristen nicht völlig aufhören, sondern, falls die Ententestaaten 
Gegenseitigkeit gewähren, weiter andauern. Die ver- 
kehrspolitische Gegenseitigkeit dürfte aber den Ententestaaten 
in mancher Beziehung lästig sein, worüber die früheren Be- 
merkungen über die wechselseitige Meistbegünstigung des Frank- 
furter Friedens zu vergleichen wären. Die fünfjährigen Fristen 
des mit Ungarn abgeschlossenen Friedens von Trianon dürften 
am 26. Juli 1926 und jene des mit Bulgarien vereinbarten Friedens 
von Neuilly am 9. August 1925 gleichfalls ohne Verlängerung ab- 
laufen. 

Während sich noch zahlreiche Westler und Sozialdemo- 
kraten der Mittelmächte an den angeblichen Schönheiten der 
von neutraler Seite empfohlenen, auf Wechselseitigkeit be- 
ruhenden Handelspolitik der offenen Tür begeisterten, wurden 
von den leitenden Staaten der Entente bereits jene Friedensver- 
träge vorbereitet, in denen die Mittelmächte oder was 
von ihnen übrig geblieben war, wie zum Hohn auf die Schön- 
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rednerei der Neutralen während des Weltkrieges, zu passiv 
verpflichteten Gebieten der offenen Tür 
herabgedrückt wurden, denen gegenüber die Ententestaaten 
so gut wie gar keine Verpflichtungen hatten. Einige wenige 
verkehrspolitische Ausnahmsfälle betrafen die Wechselseitigkeit 
der Verbindlichkeiten Deutschösterreichs und Ungarns gegenüber 
den Nachfolgestaaten gemäß Artikel 330 des St. Germainer und 
313 des Trianoner Friedens; dieser Wechselseitigkeit wurde übri- 
gens von den zur Entente gehörenden Nachfolgestaaten gegenüber 
den zwei machtlosen besiegten Ländern keineswegs in vollem 
Ausmaß Rechnung getragen. 

Die Herabdrückung der »besiegten Staaten«e zu bloßen 
Gegenständen der zwischenstaatlichen Handelspolitik fast ohne 
subjektive Rechte auf diesem Gebiet hat, wie früher dargelegt 
wurde, infolge unvorhergesehener weltpolitischer Entwicklungen 
bei weitem nicht so lange gedauert, als die Verfasser der Friedens- 
verträge seinerzeit beabsichtigt haben mochten. ‚Aber die teils 
drei-, teils fünfjährige Dauer dieses Zustandes 
genügte, um die vier als »besiegte Staaten« behandelten Staats- 
wesen darüber gründlich zu belehren, mit wie viel wirtschaftlichen 
Schäden und Demütigungen, mit wie viel hilflosem Ertragen 
fremder hochmütiger Rücksichtslosigkeit die Stellung eines Ge- 
bietes der offenen Tür verbunden sei. 

Besonders arg war der Fall Deutschlands, dem von 
1920 an riesige Leistungen für die Gutmachung zugemutet 
wurden, während ihm die Erlangung einer aktiven Handelsbilanz, 
woraus allein diese Beträge auch nur annähernd aufbringbar 
wären, durch seine handelspolitische Wehrlosigkeit gegenüber 
den Ententestaaten sehr erschwert wurde; auch seine ausfuhr- 
fördernde Eisenbahntarifpolitik erfuhr, namentlich im Verkehr 
mit den deutschen Seestädten, mancherlei Behinderungen. 
Deutschösterreich wiederum, mit seiner für die ver- 
kleinerten Verhältnisse viel zu großen Hauptstadt und industrieller 
Entwicklung bei mäßig leistungsfähiger Landwirtschaft, war auf 
Fabrikatenausfuhr in hohem Maße angewiesen bei sehr schwachen 
Hilfsmitteln, die Zulassung dieser Ausfuhr in den zahlreichen 
Ententestaaten durchzusetzen. Noch schlimmer als das deutsche 
Eisenbahnwesen war jenes des kleineren, aber als Durchfuhrland 
wichtigen Deutschösterreich durch die Gleichbegünstigungs- 
bestimmungen der Friedensverträge belastet. Es konnte seinen 
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eigenen Waren keine billigen Ausfuhrtarife gewähren, ohne sie 
auch der großen Durchfuhr aus und nach den Ententestaaten 
zuzugestehen. Es befand sich daher in der Klemme, entweder 
der Ausfuhr seiner eigenen Waren die eisenbahntarifarische För- 
derung zu verweigern oder die hiefür nötigen billigeren Tarife mit 
großem finanziellen Schaden auch der Durchfuhr aus und nach 
den benachbarten oder entfernteren Ententeländern einzuräumen. 
Ungarns und Budapests Lage war nicht so schlimm wie jene 
Deutschösterreichs und Wiens, aber immerhin annähernd ähnlich. 
Bulgarien, ein Land schwacher industrieller Entwicklung 
mit vorwiegend landwirtschaftlichen Ausfuhrerzeugnissen und 
mit der Türkei als Hauptabsatzgebiet wurde hievon etwas weniger 
berührt. 

Deutschland half sich zwar einigermaßen dadurch, daß es 
sich in das für die Meistbegünstigung zumeist undurchdringliche 
Dickicht der übergangswirtschaftlichen Mab- 
nahmen (Einfuhrverbote, Kontingente, hohe Zölle auf sogenannte 
Luxuswaren usw.) zurückzog, auf diese Weise einigen Entente- 
staaten mancherlei zollkriegsähnliche Nachteile zufügte und hie- 
durch mehrere wechselseitige Meistbegünstigungsverträge mit 
Ententegebieten zustande brachte. Aber dieses auch von Deutsch- 
österreich und Ungarn beobachtete Verfahren war nur beschränkt 
wirksam (so z. B. für Deutschland gegenüber Frankreich und 
Belgien völlig ohne Nutzen). Ueberdies schadete es dem be- 
treffenden »besiegten Staat« insofern nicht unerheblich, als es 
ihn veranlaßte, länger als notwendig bei der schwerfälligen Ueber- 
gangswirtschaft zu verbleiben, und war hiedurch auch der ge- 
samten Weltwirtschaft von Nachteil. 

Von allen diesen Schädlichkeiten der in den Friedensver- 
trägen auferlegten offenen Tür wurde zwar die öffentliche Auf- 
merksamkeit durch weit sinnfälligere Bedrückungen und Nach- 
teile einigermaßen abgelenkt, so durch die lange Fortdauer der 
Blockade in der ersten Nachkriegszeit, durch die Vorgänge 
in Oberschlesien, Deutschböhmen, Deutschsüdtirol,’in den von 
Magyaren (Szeklern) bewohnten Gebieten Siebenbürgens sowie 
in den westdeutschen alt- und neubesetzten Provinzen, durch die 
gewaltsam erpreßten übermäßigen Gutmachungsleistungen, den 
hiedurch verursachten Kohlenmangel und Währungsverfall, 
durch die Behinderung der Flugzeug- und Luftschiffabrikation 
usw. Aberdie im Außenhandeltätigen Geschäfts- 
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kreise Deutschlands, Deutschösterreichs und Ungarns konnten 
sich keiner Täuschung über die ungemein hemmende und schädi- 
gende Wirkung der durch die Friedensverträge aufgezwungenen 
offenen Tür hingeben; denn hiedurch wurden die »besiegten 
Staatene genötigt, eine zollkriegsähnliche Behandlung von 
seiten eines Ententestaates mit der Meistbegünstigung zu be- 
lohnen, und waren außerstande, auch nur wechselseitige Meist- 
begünstigungsverträge, geschweige denn zollpolitisch wahrhaft 
wertvolle Tarifverträge zu erzielen. 

So hatten die »besiegten Staaten« und vor allem das vor dem 
Weltkrieg um die Aufrechterhaltung der offenen Tür stets so 
sehr besorgt gewesene Deutschland in den drei bis fünf Jahren, 
die dem Inkrafttreten der Friedensverträge nachfolgten, reich- 
lich Gelegenheit, die Schädigungen und Demüti- 
gungen am eigenen Leibe kennen zu lernen, 
welche die Handelspolitik der offenen Tür dem passiv verpflich- 
teten und namentlich dem einseitig verpflichteten Staate bringt. 
Ganz fruchtlos war diese harte Schule nicht. Noch im ersten Halb- 
jahr IgIg hatte sich, wie früher erwähnt, die Schwärmerei für 
die Handelspolitik der offenen Tür sogar in einer deutschen amt- 
lichen Denkschrift (Völkerbundentwurf der deutschen Regierung) 
gezeigt, mochte dies auch unter Empfehlung eines Zwanges zur 
Wechselseitigkeit, nach Art des Frankfurter Friedens, geschehen 
sein. Seit dem Inkrafttreten der Friedensverträge i. J. 1920 
(nur jener von Trianon mit Ungarn galt erst vom 26. Juli 1921 an) 
trat hierin eine weitgehende Veränderung ein. 

Die handelspolitische Bureaukratie der 
besiegten Staaten, von deren mächtigem Einfluß auf die Diplo- 
matie und öffentliche Meinung ihrer Länder bereits gesprochen 
wurde, hatte nun, in Vertretung der Belange eines einseitig passiv 
verpflichteten Staates gegen die fast zu nichts verbundenen 
aktiv berechtigten Ententegebiete, einen wahren Dornenweg 
zu beschreiten. Einzelne weltfremde oder wenigstens handels- 
politisch ungeschulte oder vielleicht auch einseitig voreinge- 
nommene Schwärmer für die Handelspolitik der offenen Tür mag 
es unter den Geistesmenschen und Sozialdemokraten der »be- 
siegten Staaten« wohl noch geben; aberals tiefer gehende, 
ausgebreitete Strömung, wie i. J. 1918 und im 
I. Halbjahr 1919, kommt dort die Vorliebe für diese Handelspolitik 
wohl nicht mehr in Betracht. Eher könnte dies noch in einzelnen 
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neutralen Ländern und von diesen beeinflußten angel- 
sächsischen Gebieten der Fall sein, die jenes Anschauungs- 
unterrichts (dieEngländer nennen es object lesson), ermangelten, 
der den »besiegten Staaten« in so reichlichem Ausmaß zuteil 
wurde. 

Hieher gehört z. B. folgender Rat, der dem deutschöster- 
reichischen Staat von wohlwollenden Engländern und Nord- 
amerikanern, namentlich von dem bekannten Bostoner Groß- 
kaufmann und Menschenfreund Filene des öfteren recht 
eindringlich und wahrscheinlich auch in gutem Glauben gegeben 
wurde, aus mancherlei Gründen freilich ganz unausführbar ist: 
Deutschösterreich möge behufs Heilung seiner Wirtschaftsnöte 
auf die Einhebung von Zöllen aller Art verzichten und so inmitten 
des hochschutzzöllnerischen europäischen Festlandes ein ver- 
hältnismäßig großes Freigebiet bilden, das aus der hiedurch 
ungemein erleichterten Durchfuhr- und Zwischenhandelstätig- 
keit sowie industriellen Roh- und Halbstoffveredlung ungeheuern 
Nutzen ziehen würde. 

Die Handelspolitik der offenen Tür mag 
zwar derzeit in den »besiegten Staaten« und den von ihnen kulturell 
(wissenschaftlich) beeinflußten Ländern anWertschätzung 
viel verloren haben. Nichtsdestoweniger ist es keineswegs 
überflüssig, die Tatsache ihrer bisherigen Ueberschätzung sowie 
die Gründe hiefür und für ihren Unwert genau darzulegen. Die 
besiegten Staaten als Gebiete der offenen Tür werden von 1925, 
spätestens von IQ26 an der Vergangenheit angehören. Der hie- 
mit verbundene Anschauungsunterricht dürfte all- 
mählich in Vergessenheit geraten, obwohl einzelne 
zum Bereich einer Handels- und Verkehrspolitik der offenen Tür 
gehörende, teils mehr formale Bestimmungen der Friedensver- 
träge (so z. B. Artikel 273 des Versailler Vertrages über die ein- 
seitige Pflicht der deutschen Seebehörden zur Anerkennung der 
Schiffsurkunden der alliierten und assoziierten Staaten), teils 
tatsächlich schädigende und demütigende Anordnungen dauernd 
in Kraft bleiben. 

Zu den letztgenannten Anordnungen gehört besonders 
Artikel 279 des Versailler Vertrages (wörtlich gleichlautend mit 
Artikel 231 des St. Germainer, Artikel 214 des Trianoner und 
Artikel 159 des Neuillyer Vertrages), der jenem drückenden 
Konsularrecht entstammt, wie es den bis in die Mitte 
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der 1880er Jahre vorherrschenden älteren Gebieten der offenen 
Tür (Türkei, Persien, China usw.) von den europäischen Groß- 
mächten samt den Vereinigten Staaten und Japan auferlegt wurde. 
Darnach sind die alliierten und assoziierten Mächte in der Lage, 
Generalkonsuln, Vizekonsuln und Konsularagenten in den 
Städten und Häfen der besiegten Staaten nach Belieben zu er- 
nennen. Diese Staaten haben gegenüber den Ententeländern 
weder die dem allgemeinen Völkerrecht entsprechende Befugnis, 
in einzelnen Städten und Gebieten aus innen- oder außenpoliti- 
schen Gründen keine fremden Konsularvertretungen zuzulassen 
(so wurde z. B. vom deutschen Kaiserreich Elsaß-Lothringen aus 
leicht begreiflichen Gründen für fremde Konsulate gesperrt), 
noch das ebenso allgemeine Recht, mißliebige Persönlichkeiten 
(personas ingratas) als Konsularbeamte zurückzuweisen ; sondern 
Deutschland (Deutschösterreich, Ungarn, Bulgarien) »verpflichtet 
sich, die Ernennung jener Generalkonsuln, Vizekonsuln und 
Konsularagenten, deren Namen ihm bekanntgegeben werden, 
gutzuheißen und sie zur Ausübung ihrer Befugnisse, gemäß den 
herkömmlichen Regeln und Gebräuchen, zuzulassen«.. Dagegen 
behalten die alliierten und assoziierten Mächte gegenüber den 
besiegten Staaten nach wie vor die dem allgemeinen Völkerrecht 
entsprechende Machtvollkommenheit, Konsularvertretungen an 
bestimmten Plätzen zuzulassen oder zu verweigern und mißliebige 
Personen als Konsularbeamte zurückzuweisen. Also völliger 
Mangel an Gegenseitigkeit, der, abgesehen von der darin liegenden 
Demütigung, auch leicht zu wirtschaftlichen und politischen 
Schädigungen der besiegten Staaten führen kann! 

Zu den schädigenden und demütigenden Dauerbestimmungen 
des Versailler Vertrages im Bereich der Handels- und Verkehrs- 
politik der offenen Tür gehört auch Artikel 380 (im Zusammen- 
hang mit den folgenden Artikeln bis 386). Dieser wurde in einer 
Entscheidung des vom Völkerbund eingesetzten Ständigen inter- 
nationalen Gerichtshofs im Haag vom 17. August 1924 dahin 
ausgelegt, daß nicht nur im Frieden den Handelsschiffen aller 
Völker der Durchgang durch den i. J. 1895 fertiggestellten 
Nordostseekanal (Kieler Kanal) frei und offen stünde 
sowie zu gleichen Bedingungen wie den deutschen Fahrzeugen 
selbst zu gewähren sei, ‘wie es tatsächlich in Deutschland aus 
freiem Entschluß der deutschen Regierung in den zwei Jahr- 
zehnten vor dem Weltkrieg der Fall war; sondern Deutschland 
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habe dies auch in einem Krieg, in den es nicht etwa selbst ver- 
wickelt sei, zu gestatten, mag ihm hiebei die Wahrung seiner 
Neutralität auch noch so erschwert werden. Diese Entscheidung 
betraf den Fall des Dampfers »Wimbledon«, der i. J. 1920 vor 
Beendigung des russisch-polnischen Krieges Kriegsbedarf für 
Polen durch den Nordostseekanal führen wollte und hieran von 
der deutschen Regierung unter Berufung auf ihre Neutralitäts- 
erklärung verhindert wurde, und könnte Deutschland in einem 
neuerlichen, nicht ganz unwahrscheinlichen russisch-polnischen 
Kriege in die schwersten Verlegenheiten und Verwicklungen 
stürzen. Dagegen hat die britische Regierung i. J. 1898 während 
des spanisch-amerikanischen Krieges, bloß gestützt auf ihre da- 
malige tatsächliche Besetzung Aegyptens und unter Berufung 
auf ihre Neutralitätserklärung, einer nach den Philippinen ab- 
gegangenen spanischen Hilfsflotte die Durchfahrt durch den 
Suezkanal untersagt! 

Trotz einzelnen derartigen schädigenden und demütigenden 
Dauerbestimmungen der Friedensverträge dürfte aber, wie bereits 
erwähnt, jener Anschauungsunterricht allmählich 
in Vergessenheit geraten, der mit der mehrjährigen 
tatsächlichen Behandlung der besiegten Staaten als Gebiete der 
offenen Tür verbunden war. Andrerseits werden die seit Septem- 
ber 1924 besonders lebhaften Bemühungen des Völkerbundes um 
Abrüstung und schiedsgerichtliche Erledigung 
aller zwischenstaatlichen Streitigkeiten dazu Anlaß geben, daß 
alle wirklich oder auch nur scheinbar friedensfördernden Gedanken 
und Vorschläge von neuem der öffentlichen Meinung aller Kultur- 
völker zur Beachtung und Beherzigung nahegelegt oder vielmehr, 
nach dem bereits besprochenen, in der abendländischen Kultur 
beliebten Vorgehen, aufgedrängt werden. Unter diesen Vor- 
schlägen wird wohl derjenige einer Handelspolitik der 
offenen Tür auf Grundlage der Wechsel- 
seitigkeit, also eine Verallgemeinerung der seinerzeit so 
unerquicklich gewesenen Meistbegünstigungsbestimmungen des 
Frankfurter Friedens von 1871, nicht fehlen. Besonders die 
bürgerlichen und sozialistischen Freihandelsfreunde in Groß- 
britannien, Nordamerika, Belgien, Holland, Skandinavien usw., 
die alle jenen bösartigen Anschauungsunterricht nicht erhalten 
haben, der den besiegten Staaten in der Nachkriegszeit in so 
reichlichem Ausmaß zuteil geworden ist, dürften geneigt sein, 
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folgenden Standpunkt zu vertreten: Eine solche Handelspolitik 
der wechselseitigen offenen Tür möge in die Völkerbundsatzungen 
(etwa durch eine besondere Auslegung des tatsächlich einer mehr- 
fachen Deutung fähigen Artikels 23 e) aufgenommen oder auf 
sonstige Weise zum allgemeinen Zwangsgebot gemacht 
werden. Es ist daher durchaus nicht überflüssig, die Volkswirte 
und besonders die handelspolitisch weniger geschulten Sozial- 
politiker Mitteleuropas auf Grundlage einer eingehenderen Dar- 
stellung des Gegenstandes entschieden davor zu warnen, sich 
an derartigen Bemühungen zu beteiligen, die vermutlich ganz 
erfolglos bleiben werden, aber im unwahrscheinlichen Fall eines 
auch nur teilweisen Erfolges von geradezu schädlicher Wirkung 
wären. 
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HANS JÜRGEN SERAPHIM. 


Ueber die jüngste Entwicklung des früheren Zarenreiches 
ist viel geschrieben worden. Aber bisher sind überwiegend Tat- 


1) Die Organisationsprobleme der sovjetrussischen Volkswirtschaft sind ver- 
schiedentlich behandelt worden, vor allem in der russischen Presse und in einigen 
Spezialabhandlungen. In Frage kommen die Aufsätze in der Moskauer »Torgovo 
promyälennaja Gazeta«, der »Ekonomiceskaja Zisne und den Veröffentlichungen 
der Staatlichen Plankommission. Von sowjetrussischen Arbeiten in Buchform 
sind folgende zu nennen: G. Cyperovic, Syndikate und Trusts in Rußland, 
Moskau 1919. J. Larin und L. Kritzmann, Wirtschaftsleben und wirtschaft- 
licher Aufbau in Sovjetrußland (auch in deutscher Uebertragung, 1921). Prof. 
B. S. Martynov, Staatliche Trusts, Moskau 1924. In der Moskauer Zeitschrift 
eNarodnoe chozajstvoe (»Die Volkswirtschaft«) sind erschienen: 1918 Heft 5: 
V. Miljutin, Zur Frage der Nationalisierung der Industrie. Heft 5: V. Cubar’, 
Die Rolle des Zentralrats der Fabrikkomitees bei der Organisation des OVWR. 
r919 Heft 1—2: A. J. Rykov, Die Organisation der Wirtschaft. Heft 9—ıo 
und ıı—ı2: V. Bazanov, Die Organisation der Industrieverwaltung. 1920 
Heft 9—ıo: A. Weinstein, Die trustierte Industrie der Sovjetrepublik. 1921 
Heft 6—7: M. Sabel’ev, Die Organisation der Schwerindustrie. Heft ro: L. 
Namarskij, Organisationsprobleme der Neuen Wirtschaftspolitik. Heft ır—ız: 
G. Bogdanov, Nep und Industrie. M. Sabel’ev, Organisation der Schwerindustrie. 
1922 Heft 5: M. Sabel’ev, Die Wirtschaftspolitik der Trusts. Ferner haben 
A. Goldschmidt, Hans von Eckardt, kürzlich S. N. Prokopovic (Grundzüge der 
Volkswirtschaft Sowjetrußlands, Berlin 1923) mehr oder weniger ausführlich 
diese Frage behandelt. Aber gerade die wertvollen Arbeiten von Eckardt und 
Prokopovic streifen das Organisationsproblem nur nebenbei, während Gold- 
schmidt vom wissenschaftlichen Standpunkt aus versagt. Dagegen bietet das 
von der sowjetrussischen Handelsvertretung in Berlin veröffentlichte offiziöse 
Werk »Fünf Jahre Sowjetherrschaft in Rußlande manche wertvolle Angaben. 
Beachtlich ferner der Aufsatz von L. Pumpjanskij, »Die Organisation und 
Tätigkeit des Sowjettrusts« in der Berliner russischen Zeitschrift »Ekonomileskij 
Vestnik«e, 1923 I. Endlich weise ich darauf hin, daß sich auch in der deutschen 
Zeitschriftenliteratur mehrere kürzere Aufsätze mit unserer Materie befassen. 
In Vorbereitung sind endlich einige Dissertationen an den Universitäten 
Breslau und Halle. Im Rahmen vorliegender Studie glaube ich, auf nähere 
Autorenhinweise usw. verzichten zu müssen. — Meiner Arbeit liegen drei Vor- 
träge zugrunde, die ich im Auftrage des Osteuropa-Instituts an der Breslauer 
Universität gehalten habe. 
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sachen geschildert und einzelne Spezialprobleme behandelt wor- 
den. Die theoretische Durchdringung des wirtschaftlichen Ge- 
schehens und der sich in Sovjetrußland neu herausbildenden 
Wirtschaftsformen liegt noch im Argen. Ohne große Ueber- 
treibung könnte man sagen, daß ein Teil der uns geläufigen 
nationalökonomischen Begriffe auf das heutige Rußland nicht 
angewendet werden kann. Die westliche Nationalökonomie 
basiert restlos auf der individualistisch-kapitalistischen Wirt- 
schaftsordnung und nur zu häufig werden die großen Unter- 
schiede, die rein begriffsmäßigähnliche Erscheinungen nicht- 
kapitalistischer Volkswirtschaften aufweisen, übersehen. Meines 
Wissens ist z. B. bisher die unterschiedliche Bedeutung des 
»Kapitals« in der kapitalistischen und der russischen »staats- 
kapitalistischen« Wirtschaft nicht behandelt worden. 

Um die charakteristischen Eigentümlichkeiten der russischen 
Volkswirtschaft zu verdeutlichen, scheint mir zunächst die Klä- 
rung der Grundbegriffe notwendig. Bolschevismus ist kein 
einheitlicher Begriff. Zwischen 1917 und 192I bedeutete er etwas 
anderes als nachher. Bolschevismus ist nicht nur eine geistige 
Strömung ?), sondern ebensosehr Wirtschaftspolitik. Der Bolsche- 
vismus kann wie jede Politik verschiedene Formen annehmen, 
verschiedene Mittel anwenden, verschiedene Ziele verfolgen. Das 
hat er in der Tat auch getan. Zuerst zerstörte er, dann versuchte 
er aufzubauen. Der Wendepunkt zwischen beiden Phasen ist 
das Jahr 192r. Bis dahin nennt man in Rußland den Bolsche- 
vismus Kriegskommunismus, seither Staatskapitalismus. 

Festzustellen, was Kriegskommunismus ist, bereitet keine 
Schwierigkeiten. Es handelt sich um den Versuch, den theo- 
retischen Kommunismus zu verwirklichen. Sehr viel schwieriger 
ist es, den Staatskapitalismus zu definieren. Man hat in ihm 
den positiven, aufbauenden Bolschevismus zu sehen. Damit ist 
jedoch noch nicht gesagt, was sich hinter dem Wort Staats- 
kapitalismus verbirgt. Daß von Kapitalismus im landläufigen 
Sinne nicht die Rede sein kann, leuchtet ein; daß er etwas grund- 
legend anderes ist als der Kriegskommunismus der ersten Jahre, 
besagt nicht nur der Name, sondern deutet auch. das Ziel der 
Neuen Wirtschaftspolitik an. Galt es zunächst zu zerstören, 
niederzureißen, die Bahn freizumachen, so gilt es jetzt, auf dem 
Trümmerfeld aufzubauen; war man anfangs bestrebt, den theo- 


2) Vgl. die tiefschürfende Studie von W. Mautner: »Der Bolschewismus«. 
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retischen Kommunismus praktisch durchzuführen, so suchte man 
jetzt, ihn der Wirklichkeit anzupassen. 

Das Wesen beider bolschevistischer Perioden wird am 
ehesten verständlich, wenn wir die Organisation der russischen 
‘Volkswirtschaft seit 1917 untersuchen. Hinter der Organisation 
verbirgt sich zum großen Teil das, was man landläufig als das 
Unwirtschaftliche des Bolschevismus bezeichnet. Den Organi- 
sationsproblemen wird in Rußland die größte Bedeutung bei- 
gemessen. Man kann deshalb mit einigem Recht den Bolsche- 
vismusalseine Wirtschaftspolitik bezeich- 
nen, die eine vollständige Neuregelung der 
bestehenden Wirtschaftsorganisation erstrebt 
und sich in erster Linie organisatorischer 
Maßnahnenbedient. Die Art dieser Maßnahmen unter- 
scheidet den Kriegskommunismus vom Staatskapitalismus, in 
gewissem Sinne auch das Örganisationsziel. Die Struktur des 
Staatskapitalismus kann nur erfaßt werden, wenn er als Fort- 
setzung des Kriegskommunismus verstanden wird. Es erscheint 
aus diesem Grunde zweckmäßig, die gesamte Wirtschaftspolitik 
seit 1917 zu skizzieren. Die Fragen der Wirtschaftsorganisation 
stehen dabei im Vordergrunde der Untersuchung. 

Zur Erläuterung der bolschevistischen Wirtschaftspolitik ge- 
nügt es, wenn wir uns ausschließlich mit der Organisation der 
Volkswirtschaft im Allgemeinen und der Industrie im Besonderen 
befassen. Landwirtschaft, Verkehrswesen, Handel usw. würden 
dem Bilde zwar ergänzende Linien beifügen, aber den Rahmen 
der Studie über Gebühr erweitern. 


* * 

Bei der Betrachtung der wirtschaftlichen Struktur Sovjet- 
rußlands drängt sich mir jedesmal von neuem der Gedanke an 
den Titel eines Buches über das jetzige Rußland auf: Sovjet- 
rußland im Umbau! Selten ist das innere Wesen der jüngsten 
russischen Entwicklung so treffend und lapidarisch kurz be- 
zeichnet worden. Vom ersten Tage der Novemberumwälzung an 
befindet sich der Osten Europas im Umbau; nirgends sind die 
politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse so sehr im Fluß, 
‚wie dort (auch nicht bei uns in Deutschland!), und nur dort ist 
die Wirtschaft seit dem Weltkriege zweimal auf völlig neue 
Grundlagen gestellt worden. Die Probleme von heute sind 
binnen kurzem überwunden oder veraltet, ohne freilich gelöst. 
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worden zu sein, neue tauchen auf, um wieder von anderen Fragen 
abgelöst zu werden. Und noch ein zweites Moment wird durch 
jenes Wort hervorgehoben: die Entwicklung der letzten sechs 
Jahre ist in Rußland in viel stärkerem Maße als sonstwo gewalt- 
sam. Es ist keine organische Entwicklung, die uns dort entgegen- 
tritt, eine Entwicklung, die notwendig bedingt wäre. Der Umbau 
in Sovjetrußland ist von Menschen gewollt, geplant, ausgeführt; 
er ist in hohem Maße willkürlich. Der Verfasser jener 
Studie hat das kaum sagen wollen, aber es ist dennoch so. Und 
zwar deshalb, weil alles Neue der letzten Jahre Organisation ist. 
Das auf individualistischer Grundlage aufgebaute zaristische 
Rußland wurde von den Bolscheviken durch das sozialistisch 
organisierte abgelöst, umgebaut; und als diese Organisationsform 
sich nicht bewährte, entstand der Staatskapitalismus, der wieder 
nur ÖOrganisationsform ist. Der Umbau ist auch heute noch 
nicht beendet: die Leiter und Lenker Rußlands bauen weiter, 
müssen weiter bauen oder, besser gesagt, abbauen, bis sie wieder 
Wirklichkeit unter den Füßen haben, bis sie einsehen, daß das 
Schaffen neuer Organisationen in der Wirtschaft nicht das Ent- 
scheidende ist; denn Organisation ist stets äußere Form, die das 
innere Wesen nicht oder nur wenig berührt. 

In russischen Fachzeitschriften und in der bolschevistischen 
Presse weist man konsequent darauf hin, daß der Bolschevismus 
bereits eine durch den Krieg vollständig zusammengebrochene 
Volkswirtschaft vorgefunden hätte: das Transportwesen wäre 
zerrüttet gewesen, die Landwirtschaft im Niedergang, die Ver- 
sorgung der Städte bedroht. Es soll nicht geleugnet werden, 
daß der Krieg in mancher Beziehung nachteilige Folgen gezeitigt 
hat. Doch andererseits hat die russische Volkswirtschaft durch 
den Krieg nicht mehr gelitten als die aller übrigen Staaten, die 
an ihm beteiligt waren. Die Umstellung der Industrie auf die 
Bedürfnisse des Krieges war ohne allzugroße Reibungen bewerk- 
stelligt worden, und andererseits genügte die im Lande befind- 
liche Getreidemenge, trotz des Rückgangs der Ackerfläche, zur 
Bevölkerungsernährung. Einer zielbewußten, den realen Tat- 
‚sachen Rechnung tragenden Regierung wäre es nicht schwer 
gefallen, die Wunden zu schließen, die dem Lande durch Krieg 
und Februarrevolution geschlagen worden waren. Der Niedergang 
im Großen setzt denn auch erst 1917 ein. 

Er steht in engem Zusammenhange mit der durch die Bolsche- 
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viken eingeführten Wirtschaftsorganisation. Man 
wollte nicht mehr und nicht weniger als die Theorien des Kommu- 
nismus in die Praxis umsetzen. Man unternahm diesen Versuch 
unter ungünstigen Bedingungen, nach einem verlorenen Kriege, 
an einem geschwächten Wirtschaftskörper, in einem Lande, dessen 
Bevölkerung weniger als die anderer Staaten reif für ein der- 
artiges Experiment war und ist. Die Parole, die von Lenin in 
Moskau ausgegeben wurde, lautete: Expropriation der Ex- 
propriateure! Sie galt bis zum Frühjahr 1921. 

Die Mittel, die man anwendet, um das Ziel zu erreichen, 
haben gewechselt. Wir unterscheiden deshalb zwei Ab- 
schnitte innerhalb der ersten Periode. Zu- 
nächst tritt die Phase der planlosen Enteignung in Erscheinung. 
Die neugebildete Zentralgewalt vermag es anfangs noch nicht, 
das Land tatsächlich zu beherrschen. Sie überläßt den örtlichen 
kommunistischen Arbeitern den Kampf mit dem Privatkapital. 
Nur die allgemeinen Direktiven werden von Moskau gegeben. 
Am 16. November 1917 wird die Einführung einer Arbeiter- 
kontrolle in industriellen Betrieben angeordnet. Es handelt 
sich um eine Kontrolle der Produktion, der Rohstoffbeschaffung 
und des Verkaufs der Fertigfabrikate durch die Arbeiter des 
eigenen Betriebes. Diese sind durch neugebildete Wahlkörper- 
schaften organisiert. Da das Geschäftsgeheimnis aufgehoben ist, 
sind der Arbeiterkontrolle alle Geschäftsbücher, Bilanzen, Ab- 
rechnungen usw. vorzulegen. Man sieht, daß die sog. Arbeiter- 
kontrolle in Wirklichkeit mehr bedeutet, als eine Kontrolle: die 
Arbeiter sind die eigentlichen Herren und Leiter der Unter- 
nehmungen geworden. Es handelt sich bei der Arbeiterkontrolle 
um eine Uebergangsmaßnahme, um die Zersetzung der kapita- 
listischen Verwaltung durch die Arbeiterverwaltung, um eine 
bewußt durchgeführte Auflösung der ganzen Wirtschaft. 

Unter diesen Umständen ist die Haltung der Unternehmer, 
die sich dem Dekret vom 16. November nicht fügten, sondern 
mit Aussperrungen und Betriebsschließungen antworteten, nicht 
nur verständlich, sondern durchaus berechtigt. Denn man durfte 
annehmen, daß der Widerstand und die »Sabotage« der Unter- 
nehmer die Bolscheviken zum Nachgeben zwingen würden, so 
wie es dem Bauern im Jahre 1921 gelang, seine Forderungen 
durchzusetzen. Bolschevistischerseits zog man es vor, die Grund- 
lagen der Wirtschaft zu zerstören, um — auf kurze Zeit — die 
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kommunistischen wirtschaftspolitischen Utopien zu verwirklichen. 
Es entspricht ferner nicht den Tatsachen, wenn darauf hin- 
gewiesen wird, daß die Enteignung der Unternehmer als 
Repressalie gegen deren Widerstand eingesetzt hätte. Daß auch 
dieses Moment eine Rolle gespielt hat, soll zugegeben werden; 
aber oft genug haben persönliche, politische und andere Gründe 
den Ausschlag gegeben. An anderen Orten haben die Arbeiter 
aus prinzipiellen Rücksichten »nationalisiert«. 

Mit der Erstarkung der Zentralgewalt trat eine Aenderung 
der Enteignungspolitik ein. Man war sich in Moskau dessen 
bewußt, daß ihre planmäßige Durchführung durch örtliche Ar- 
beiter. wohl die Uebernahme und Verwaltung jedes einzelnen 
Betriebes durch die eigene Arbeiterschaft herbeigeführt, nicht 
aber die Uebergabe der Verwaltung an den Staat zur Folge 
gehabt hätte. Darauf kam es jedoch vor allem an. »Zentralismus« 
schrieb die Regierung auf ihre Fahnen. Im Herbst 1918 be- 
ginnt die zweite Phase der planmäßigen Nationalisierung. Der 
Anfang wurde mit der Berg- und Hütten-, Zucker- und Naphta- 
industrie gemacht. »Die Zentralisierung der Ver- 
waltung der Volkswirtschaft ist das sicherste 
Mittel in den Händen des siegreichen Proletariats zur schnellsten 
Entwickelung der Produktivkräfte des Landes. Sie ist gleich- 
zeitig die Vorbedingung zum sozialistischen Aufbau der Volks- 
wirtschaft.« So das offizielle Regierungsprogramm. Dies ent- 
sprach vollkommen den marxistischen Traditionen: die Arbeiter- 
kontrolle und die Enteignung der Unternehmungen durch die 
örtlichen Arbeiter verrieten durchaus syndikalistische Tendenzen. 
Man hat mit Recht betont, daß durch sie zwar die kapitalistische 
Anarchie in der Produktion beseitigt, an ihre Stelle jedoch die 
proletarische Anarchie getreten war. — 

Da die örtlichen Arbeiter ihre Machtbefugnisse nicht ohne 
weiteres aus den Händen geben wollten, mußte ein diesbezügliches 
Dekret erlassen werden. Es wurde am 28. Juni 1918 publiziert 
und verbot den örtlichen Organen, von sich aus Nationali- 
sierungen vorzunehmen. Ein Teil der Unternehmungen sollte 
zeitweilig den früheren Besitzern verbleiben, d. h. an sie ver- 
pachtet werden; der Rest, vor allem alle Bergwerke und Aktien- 
gesellschaften wurden vom Staat enteignet. Die nicht nationali- 
sierten Unternehmungen unterlagen seit dem Herbst 1918 weit- 
gehenden Beschränkungen, die im März IgIg bedeutend ver- 
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schärft wurden. Ein weiterer Schritt in dieser Richtung ist das 
Gesetz von 26. Juni 1920, das die Nationalisierung sämtlicher In- 
dustrieunternehmungen vorsieht, die Privatpersonen oder Gesell- 
schaften gehören und die mehr als fünf Arbeiter mit mechanischer 
Triebkraft oder zehn Arbeiter ohne diese beschäftigen. Im Herbst 
dieses Jahres wurde ein Versuch unternommen, auch die Klein- 
(Kustar) und Hausindustrie zu verstaatlichen. Man unterschied 
zu diesem Zweck zwischen selbständigen Hausfleißarbeitern und 
kleingewerblichen Betrieben bis zu zehn Lohnarbeitern. Während 
jene ihre Produktion freihändig absetzen durften, mußten diese 
ihre Erzeugnisse an die Hauptkleinindustrieverwaltung abliefern. 
Die endgültige Nationalisierung der zweiten Gruppe erfolgte 
durch Dekret vom 26. November 1920. Jetzt war die gesamte 
russische Industrie mit alleiniger Ausnahme der kleingewerblichen 
Alleinbetriebe und einiger gewerblicher Genossenschaften in den 
Händen des Staates. Die Genossenschaften sind streng genommen 
nicht mitzuzählen, da sie im Grunde bereits verstaatlicht waren. 

So ergibt sich aus der kurzen Uebersicht, daß der über- 
wiegende Teil der russischen Industrie Ende 1920 nationalisiert 
war, soweit dies praktisch durchgeführt werden konnte. Die 
Statistik nennt 5834 nationalisierte Unternehmungen von 6900. 
Zu Beginn der Neuen Wirtschaftspolitik (1921) dürften etwa 
go v. H. der Industrie enteignet gewesen sein ®). Es erhebt sich 
nun die Frage, wie die russische Staatsindustrie organisiert wurde. 

Zum Verständnis der Wirtschaftsorganisation ist es not- 
wendig, den Aufbau der russischen Staatsbehörden zu skizzieren. 
Das Neuartige der russischen Verfassung ist der Rätegedanke. 
Bei seiner Durchführung ist eine Zweiteilung der Funktionen in 
der Regel erkennbar: die politischen bzw. Verwaltungsbehörden 
sind von den wirtschaftlichen getrennt. 

Auf der einen Seite geht aus dem Allrussischen Rätekongreß der All- 
russische Zentrale Vollzugsausschuß hervor, aus dessen Präsidium der Rat der 
Volkskommissare gewählt wird, auf der anderen Seite ist der Oberste Volks- 
wirtschaftsrat das Organ des Allrussischen Kongresses der Volkswirtschaftsräte. 
Der Oberste Volkswirtschaftsrat wählt ein Präsidium, dessen Vorsitzender gleich- 
zeitig Mitglied des Rates der Volkskommissare ist. Dadurch wird die Einheitlich- 
keit der politischen und wirtschaftlichen Verwaltung gewährleistet. Schematisch 


würde der Aufbau der Sovjetbehörden folgendermaßen dargestellt werden 
können: 


3) Die russische Statistik ist überaus mangelhaft. Vgl. meinen Aufsatz 
in den Jahrb. f. N. u. St., Bd. 120 1923, H. 3. Diese wie die anderen Zahlen 
sind nur als Annäherungswerte aufzufassen. 
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Vorsitzender —- Rat der Volkskommissare 
N. DR Bin 
Oberster a et (OVWR) Allrussischer N Vollzugsausschuß 
Allrussischer a der Volkswirt- Allrussischer TEEN 
schaftsräte 


Der Oberste Volkswirtschaftsrat, die oberste Wirtschafts- 
behörde, ist somit dem Allrussischen Zentralen Vollzugsausschuß durch den 
Vorsitzenden seines Präsidiums verantwortlich, der seinerseits Mitglied des 
Rates der Volkskommissare ist. Er ist durch Dekret vom 5. Dezember 1917 
ins Leben gerufen. Seine Aufgabe bestand in der Organisation der 
Volkswirtschaft und der Staatsfinanzen; er hat Pläne zur Regulierung 
des Wirtschaftslebens auszuarbeiten; das Recht, Konfiskationen, Requi- 
sitionen und Sequestrierungen vorzunehmen, sowie Zwangssyndizierungen 
durchzuführen. Die Bedeutung des OVWR. wurde u. a. auch dadurch zum 
Ausdruck gebracht, daß ihm alle Wirtschaftsbehörden der Sovjetrepublik 
untergeordnet waren. Der OVWR. wurde ursprünglich gebildet durch 
den Allrussischen Rat der Arbeiterkontrolle, durch Vertreter aller wırt- 
schaftlichen Volkskommissariate und durch Sachverständige mit beraten- 
der Stimme. Die überragende Stellung des OVWR. wurde erneut betont 
im Dekret vom 26. Mai 1918, das die innere Organisation dieser Behörde 
regelt. Ihm zufolge sollten Produktionsabteilungen für alle Zweige der Volks- 
wirtschaft gegründet werden, wie z. B. Abteilungen für Metall, Brennmaterial, 
Faserstoffe, Lebensmittel, Bauarbeiten, Transportwesen usw. Gleichzeitig 
wurden aber zur Bearbeitung allgemeiner Fragen der Wirtschaftspolitik und 
zur Vereinheitlichung der Tätigkeit der einzelnen Produktionsabteilungen 
Allgemeine Kollegien ins Leben gerufen, und zwar für Wirtschaftspolitik 
im allgemeinen, für Organisationsfragen, Versorgung und Normierung, Kon- 
trolle und Statistik. Die Allgemeinen Kollegien wurden von den Produk- 
tionsabteilungen und dem Zentralkomitee der entsprechenden Gewerkschaft 
gewählt. 


Die Organisation, Verwaltung und Regulierung der einzelnen Industrie- 
zweige erfolgte, wie betont, durch die Produktionsabteilungen, die ihrerseits in 
»Hauptverwaltungen« (russisch: Glavki) gegliedert waren. Beide be- 
sitzen eine Reihe von Unterorganen, z. B. eine Finanzabteilung, Budgetabteilung, 
Verteilungsabteilung, Materialbeschaffungsabteilung, technische Abteilung usw. 
1920 zählte man 56 Hauptverwaltungen, die dem russischen Wirtschaftsleben 
ihren Stempel aufdrückten. Die Blütezeit der Hauptverwaltungen, der »Glav- 
kismus«, an die heute auch der überzeugte Bolschevik mit Schaudern zurück- 
denkt, fällt in das Jahr 1920 und in die ersten Monate des folgenden. Es gab 
beispielsweise eine Hauptverwaltung der Textilindustrie (Glavtextil), für Kohlen- 
gewinnung (Glavugol), für Papiererzeugung (Glavbum), für die staatliche Ma- 
schinenfabrikation (Gomsa) usw. Jede dieser Hauptverwaltungen hatte ihren 
Sitz in Moskau und leitete von dort aus die Produktion, Rohstoffbeschaffung, 
den Absatz jeder ihr unterstellten Fabrik, sei es, daß sie sich im äußersten Süden 
oder Norden, sei es, daß sie sich selbst im östlichen Sibirien befand, mehrere 
tausende, selbst zehntausende Kilometer vom administrativen Zentrum ent- 
fernt. Dabei war die Produktionseinheit, die Fabrik, jeder Selbständigkeit be- 
raubt. Es braucht nicht weiter ausgeführt zu werden, daß unter dem Glav- 
kismus (zu deutsch: Hauptverwaltungsmanie, das würde ungefähr dem Bei- 
geschmack entsprechen, der der Bezeichnung jetzt anhaftet) burcaukratische 
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Schwerfälligkeit und überhaupt alle Schattenseiten eines ins Lächerliche ver- 
zerrten Bureaukratismus sich ungehemmt auswirken konnten. 

Neben dem OVWR. gibt es Wirtschaftsministerien (Volks- 
kommissariate) für Landwirtschaft, Verpflegung, AuBenhandel, Transportwesen, 
Finanzen und Arbeiter- und Bauerninspektion. Die Stellung eines Kommis- 
sariats ist der Statistischen Zentralverwaltung eingeräumt. Nach dem Dekret 
vom 26. Mai 1918 sollten sie allmählich abgebaut werden und in dem OVWR. 
aufgehen. Tatsächlich hat die Entwicklung andere Bahnen eingeschlagen und 
den Wirtschaftskommissariaten ihre Selbständigkeit belassen. Das findet seine 
Erklärung darin, daß der OVWR., der als oberstes Wirtschaftsorgan ins Leben 
gerufen war, die ihm zugedachte Stellung nicht mit Erfolg behaupten konnte. 
Sehr bald stellte es sich heraus, daß er nichts weiter als ein Kommissariat für 
Handel und Industrie war, allerdings mit erweiterten Befugnissen, Die leitenden 
Persönlichkeiten haben jedoch noch bis in die Zeit des Staatskapitalismus die 
Fiktion der obersten Wirtschaftsbehörde des OVWR. aufrechtzuerhalten ver- 
sucht. Aus diesem Grunde wurde ein enger Kontakt zwischen dem OVWR. 
und den übrigen Wirtschaftskommissariaten durch ein kompliziertes System 
von Bindungen, rund 60 interressortlichen Kommissionen, geschaffen. Man 
kann nicht behaupten, daß die Zusammenarbeit genannter Behörden dadurch 
reibungsloser vonstatten ging. 

Die Sachlage komplizierte sich zudem dadurch, daß der OVWR. mehrere 
Funktionen erfüllen mußte, die miteinander nichts zu tun hatten. Er sollte 
(durch die Hauptverwaltungen) nicht nur oberstes Operativorgan sein, sondern 
auch (durch die allgemeinen Kollegien) die gesamte Volkswirtschaft regulieren 
(oberstes Regulierungsorgan) und zugleich als Planorgan die Produktions-, 
Verteilungs- usw. Pläne aller Wirtschaftszweige festlegen. Es ist bereits an- 
gedeutet worden, daß der OVWR. nur seiner operativen Tätigkeit gerecht ge- 
worden ist, auf dem Gebiet der Wirtschaftsregulierung (wir würden sagen der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik) und der Festsetzung von Wirtschaftsplänen 
vollkommen versagt hat. 

Dessenungeachtet wurde durch Dekret vom 23. Dezember 1917 ein groß 
angelegtes System von ausführenden und ergänzenden Unterbehörden 
geschaffen, in Gestalt der Rayon-, Gouvernement- und Kreisvolkswirtschafts- 
räte (RVWR., GVWR., KVWR.). Im Jahre 1919 verlieren die RVWR. und 
KVWR. erheblich auf Kosten der GVWR. an Bedeutung, deren Organisationen 
mutatis mutandis derjenigen des OVWR. entsprechen. Die wichtigsten Auf- 
gaben der GVWR. bestanden in der Feststellung des Bedarfs an Brennmaterialien, 
Robstoffen, Produktionsmitteln, Arbeitskräften, Lebensmitteln usw., ferner in 
der Feststellung der vorhandenen Vorräte, endlich in der Sicherung des Bedarfs 
und der wirtschaftlichen Bedürfnisse der Bevölkerung. Die örtlichen VWR. 
hatten für die Verteilung der Bestellungen an die einzelnen Betriebe des Ge- 
bietes, für die Ausarbeitung eines Schlüssels zwecks Verteilung der Arbeitskräfte, 
Materialien, Brennstoffe, Lebensmittel usw. innerhalb ihres Bezirks zu sorgen, 
wobei die Direktiven des OVWR. genau zu befolgen waren. Der pyramiden- 
artige Aufbau der Wirtschaftsorgane ist auch hier unverkennbar. 

Das Bestreben zu organisieren führte nach Ausbruch des Bürgerkrieges 
zur Schaffung des Rates für Arbeit und Verteidigung durch 
Dekret vom 30. November 1918. Wie der Name (russisch: Sovjet Truda i 
Oborony, Abkürzung: STO.) besagt, handelte es sich ursprünglich um eine 
militärische Organisation, die die wirtschaftlichen Hilfsquellen der Republik 
gemäß den Bedürfnissen der Armee einheitlich organisieren sollte. Hatte es 
sich doch mittlerweile augenfällig herausgestellt, daß der OVWR. nicht fähig 
war, die ihm zugedachte Aufgabe in befriedigender Weise zu lösen. Die Kompe 
tenzen des STO. wurden vom VIII. Rätekongreß dahin formuliert, daß er sdie 
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Tätigkeit der Ressorts auf dem Gebiete der Sicherstellung der Landesverteidigung 
und des wirtschaftlichen Aufbaues miteinander in Einklang zu bringen und 
zu festigen«e habe. Er hat vor allem einen einheitlichen Wirtschaftsplan aus- 
zuarbeiten und die Tätigkeit der Kommissariate nach diesem Plan zu leiten, 
sowie die Durchführung desselben zu überwachen. Die Beschlüsse des STO. 
sind für alle Kommissariate unbedingt bindend. Es ist ersichtlich, daß die Auf- 
gaben des STO. zum überwiegenden Teil mit denen des OVWR. zusammenfallen. 
Da auch in Zukunft keine Klärung des gegenseitigen Verhältnisses durch Gesetz 
erfolgte, häuften sich die Kompetenzkonflikte bis ins Unerträgliche. 
Die bereits an sich komplizierte Organisation der Staatswirtschaft wurde völlig 
unübersichtlich. Die Folgen in der Praxis haben auch nicht auf sich warten 
lassen. 

Zu den wichtigsten Funktionen der neuen Behörde gehörte die Aufstellung 
eines einheitlichen Wirtschaftsplanes für das Gesamtgebiet der Republik. Bei 
der Ausschaltung des wirtschaftlichen Prinzips trug er ausschließlich einen 
material-technischen Charakter. Zu seiner Verwirklichung schritt man gleich- 
zeitig mit der Begründung des STO., durch Schaffung einer besonderen Kom- 
mission, der Staatlichen Plankommission (kurz: Staatsplan), die 
dem STO. unterstellt war und die Tätigkeit des OVWR. und der Wirtschafts- 
kommissariate durch Begründung von Unterkommissionen vereinheitlichen 
sollte. 

Konnten wir oben feststellen, daß das Verhältnis zwischen OVWR. und 
STO. zweideutig und verwirrend war, so muß nunmehr betont werden, daß 
auch der Staatsplan wichtige Aufgaben mit dem STO. gemein hatte und daß 
der Gordische Knoten schlechterdings nicht mehr zu entwirren war. Allerdings 
war bis zum Staatskapitalismus die Bedeutung des Staatsplanes und des STO. 
bedeutend geringer, als die des OVWR., so daß die Gegensätze mehr theoretischer 
Natur blieben. 

Mit dem vorliegenden Schema ist die Wirtschaftsorganisation der kriegs- 
kommunistischen Epoche jedoch noch keineswegs vollendet. Neben die ge- 
nannten Organe traten mehrere Wirtschaftskongresse, die teils 
unabhängig von ihnen, teils ihnen untergeordnet erscheinen. Zunächst der 
Allrussische Kongreß der Volkswirtschaftsräte, von dem der OVWR. abhängt. 
Er tritt zweimal im Jahr zusammen und bestimmt die Richtlinien der Finanz- 
und Wirtschaftspolitik; er entscheidet ferner grundsätzliche Fragen der volks- 
wirtschaftlichen Organisation. Die Kongresse der Rayonwirtschaftsräte befassen 
sich mit Problemen von allgemeinwirtschaftlicher Bedeutung, die auf den be- 
treffenden Wirtschaftsbezirk Bezug nehmen. Die Kongresse der Gouvernements- 
volkswirtschaftsräte berufen zweimal jährlich die Kreis- und lokalen Volks- 
wirtschaftsräte und entscheiden über die laufenden wirtschaftlichen Fragen 
des Gouvernements. 


= Ueberblicken wir alles bisher Ausgeführte, so springt zu- 
nächst die unnötige Ueberorganisation in die Augen, deren Mängel 
dadurch wesentlich gesteigert werden, daß wir es mit einer Fehl- 
organisation zu tun haben. Statt Klarheit und Einheitlichkeit 
im Aufbau der Wirtschaftsbehörden sehen wir ein wirres Durch- 
einander von Behörden mit im wesentlichen gleichen Befugnissen 
und Aufgaben. Trotz alledem glaubte Kritzmann (a. a. O. 
S. 164, 165), in kommunistischen Ideen befangen, 192I zu folgen- 
dem phrasenreichen Schluß kommen zu müssen: 
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»Der sich heute in Sovjetrußland vollziehende Prozeß der völligen Ver- 
einheitlichung und folglich der völligen Rationalisierung der Volkswirtschaft, 
der Uebergang des Proletariats von der organisatorischen (sozial-wirtschaftlichen) 
Tätigkeit zur produktiven (wirtschaftlich-technischen) und die Abschaffung der 
Warenwirtschaft durch Einführung der staatlich organisierten Zusammenarbeit, 
zwischen Stadt und plattem Lande, bereiten den letzten Sieg des Proletariats 
Sovjetrußlands vor, den Sieg über den Wirtschaftsverfall, den das Proletariat 
von der alten kapitalistischen Welt geerbt hat.« 


Zur Beurteilung des Kriegskommunismus ist es angebracht, 
sich die Lage der sovjetrussischen Volkswirtschaft am Ende der 
ersten Epoche zu vergegenwärtigen. Auch für die skizzierten 
Organisationsmethoden gilt das Wort, daß man sie nach ihren 
Früchten zu beurteilen habe. Wir nehmen aus Gründen der 
Uebersichtlichkeit eine Prozentberechnung vor. Danach ergibt 
sich folgende Entwicklung der Produktionsmengen. 





Erzeugnisse | 1913 | 1918 1919 | 1920 
Köhle:;. s ua a ie wit 100 | 42 29 | 27 
Naphtha . . . 2. 2 2 2 202000. 100 44 49 4I 
Walzeisen . . . 2 2 2 2 2 2. 100 10,2 5,1 6 
Et? a ee ee ee 100 0,2 — 6 
Leder: 2 2. 2.0 0 ee 100 47 43 38 
Lokomotiven . . . 2 2 2 20200 100 33 12 15 
Papier Be ee ir ee Se 100 5I 28 25 
Pharmazeutische Produkte . . . . 100 — — 15 
Schuhwerk . . . 2 22220. 100 — | — II 


Dementsprechend verringerte sich der Produktionswert der 
wichtigsten Industriezweige (Kohle, Naphtha, Erz, Metalle, Tex- 
tilien, Gummi, Leder, chemische und elektrotechnische Erzeug- 
nisse) wie folgt: 


19I3 2554 000000 GRbl., d. h. = roo v. H. 
1920 288 ooo ooo GRbl., d. h. = ır v. H. 


Die zentralistisch-bureaukratische Organisation hatte nicht 
nur die Vernichtung der Unternehmerinitiative zur Folge, sondern 
auch ein Sinken der Leistungsfähigkeit der Arbeiter. Die Durch- 
schnittsleistung pro Arbeiter und Jahr betrug: 


1913 1920 1921) 
Leder) s ao so rono a a i d a 317 117. 70 
Leinen $}. . a #0. nn 48 10 12 
Papier); ., 2 u a 8 a ea es 540 100 82 
Naphtha®) . . 2. 2. 2 202 a a‘ 0. 15460 — 7005 


— 


4) Erste Hälfte. 
5) Stückzahl. 
*%) In Pud. 
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Der erschütternde Produktionsrückgang ist zurückzuführen 
auf die durch den Kriegskommunismus bedingte Vernichtung 
des Arbeitswillens und damit im Gefolge der Arbeitsproduktivität, 
die IgIg auf 30 v. H., zeitweilig sogar auf 20 v. H. der Vorkriegs- 
norm sank. Durch das herrschende System wurde der Zusammen- 
hang zwischen Leistung und Lohn aufgehoben. Die Durch- 
führung des Prinzips der Gleichheit der Lebenshaltung führte 
dazu, daß der qualifizierte Arbeiter den gleichen Lohn empfing, 
wie der ungelernte Schwarzarbeiter. Den Produktionsrückgang 
suchte man durch Einführung des Arbeitszwanges zu beheben, 
jedoch ohne jeden Erfolg. Erzwungene Arbeit ist nie produktiv. 
Der Arbeitsdienst wurde denn auch am 3. März 1922 endgültig 
aufgehoben. 


Eine andere Ursache des Wirtschaftsverfalls ist inder Ver- 
nichtung der Wirtschaftlichkeit überhaupt, der 
wirtschaftlichen Kalkulation, zu sehen. Sie wurde durch die 
kommunistische Organisation der staatlichen Industrie bedingt, 
ist also eine direkte Folge des gesamten Systems. Die Fabriken 
verloren den Charakter wirtschaftlicher Einheiten: ohne ver- 
antwortliche und am wirtschaftlichen wie technischen Erfolg 
interessierte Leiter, ohne Ausgabe- und Einnahmebilanzen, 
wuchsen sie sich immer mehr zu Parasiten der Volkswirt- 
schaft aus. Die Leitung der Unternehmungen übernahmen 
nicht geschulte Fachleute, sondern treue Parteimitglieder. 
Treffend bemerkte ein führender Gewerkschaftler, Gastev, im 
Mai 1918: 

»Zuerst wird ein Schneider an die Spitze eines metallurgischen Riesen- 
betriebs gestellt, dann ein Künstler mit der’ Leitung einer Textilfabrik betraut... 
Daß bei solch einem Apparat irgend etwas erreicht oder gar die Rationalisierung 
der Volkswirtschaft durchgeführt werden könne, mögen wohl die unverbesser- 
lichen Optimisten glauben, aber nicht Leute, die sich mit Staatsgeschäften be- 
fassen... Es ist höchste Zeit, diese Boh@mewirtschaft aufzugeben, es ist höchste 
Zeit, diesen Dauermeeting zu beenden; wir müssen endlich anfangen zu arbeiten.« 

Die Zusammensetzung der Fabrikdirektoren hat sich auch 
in den nächsten Jahren nicht wesentlich geändert. Nach wie 
vor überwiegen die nicht vorgebildeten Elemente. Darüber gibt 
eine Enquete Aufschluß, die Prokopovič (a. a. O. S. 40, 41) 
mitteilt. Sie stammt aus dem Jahre 1922 und umfaßt die zentral- 
russischen Industriegouvernements, kann also, trotz ihrer ört- 
lichen Beschränkung, als typisch angesehen werden. Es wurden 
ermittelt: 
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Fabrikleiter mit höherer Bildung 2ı Personen, d. h. 13 v. H. 
9 » mittlerer » 38 > » 224» >» 
» » geringer » 100 » > » 6 » » 
Von diesen 159 Personen waren: 
ehemalige Fabrikleiter . . . 37 Kontoristen . . . 2 . . . 30 
ehemalige Fabrikbesitzer . . 16 Arbeiter . . . 2 . . . . 48 
Ingenieure . . . .... 6 Bauern . . a ‘a an’. 8 
Techniker. . . . . l... 8 unbestimmt . . 2. . . .. 2 
Mechaniker . . . 2... .2.22.4 


Die durch das Ueberwiegen ungeeigneter leitender Persön- 
lichkeiten bedingte Unwirtschaftlichkeit wurde überdies ge- 
steigert durch die mangelhaften Beziehungen der Unterneh- 
mungen miteinander. Unter ihnen fanden keine Abrechnungen 
für empfangene und gelieferte Rohstoffe und Fabrikate statt. 
Der OVWR. versorgte jede Fabrik mit Maschinen, Rohstoffen, 
Heizmitteln, Geld und Arbeiterverpflegung, und nahm die 
fertigen Produkte in Empfang, wobei man sich über den Wert 
der gelieferten und erhaltenen Gegenstände nicht orientierte. 
Dazu kam, daß die einzelnen Belieferungsorgane nicht Hand in 
Hand arbeiteten: eine Fabrik erhielt alles außer Heizstoffen, 
die andere alles, nur keine Rohstoffe usw. Trotz des einheitlichen 
Produktionsplanes, trotzdem die Wirtschaft des Landes sich 
gleichsam in eine von der Regierung geleitete große Unter- 
nehmung verwandelte, trat an die Stelle der kapitalistischen 
Anarchie der Produktion die kommunistische Anarchie. Der 
Kommunismus ist mit Recht als die Ver- 
neinung jeder Wirtschaftlichkeit bezeichnet 
worden. Deshalb ist die Planorganisation 
Sovjetrußlands unendlich viel schlechter 
als die anarchische kapitalistische. Die kauf- 
männische Kalkulation, die den scheinbaren Anarchismus des 
Kapitalismus letzten Endes stets beherrscht, wurde durch die 
Befehle der Sovjetorgane ersetzt, die in der Regel dem Prinzip 
der Wirtschaftlichkeit Hohn sprachen, dafür aber mit Zwangs- 
gewalt ausgestattet waren. 

Diese Zustände waren für die Wirtschaft untragbar. Zu 
Beginn 1921 trat die Katastrophe ein. Der Kriegs- 
kommunismus mußte zu ihr führen, weil er (wie überhaupt der 
Sozialismus) das Hauptproblem nicht in der Produktionssteige- 
rung, sondern in der Verteilung sah. Er erkannte nicht, daß der 
komplizierteste Verteilungsapparat zweck- und sinnlos ist, wo 
es nichts zu verteilen gibt. Die Folge der bolschevistischen 
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Politik war, daß nicht nur der Stadtbewohner am Lebens- 
notwendigsten Mangel litt, sondern daß auch die Beziehungen 
zwischen Stadt und Land unterbunden wurden. Der Bauer, 
dem die Stadt nichts bieten konnte, hatte seinerseits keine Ver- 
anlassung, die Städte mit Lebensmitteln zu beliefern. Erschränkte 
seine Ackerfläche auf das allein für ihn selbst notwendige Maß 
ein 7), wie aus folgender Zusammenstellung ersichtlich ist. Die 
Ackerfläche betrug: 


I9I3 . . . . 89.000.000 Desjatinen, 
1920 . . . . 6I 000 000 » 
1921. . . . 54 000 000 » 


Nicht unwesentlich hat zu dem Rückgang der Ackerbau- 
fläche die Regierungspolitik gegenüber der Bauernschaft bei- 
getragen. Das System zwangsweiser Getreideablieferung, bru- 
taler Requisitionen usw. führte das Dorf zu vollständiger Ab- 
schließBung nach außen. So standen die Dinge, als Lenin die 
Unhaltbarkeit des Kriegskommunismus einsah und mit kühnem 
Griff eine Kursänderung vornahm. 

Der im Frühjahr 1921 vollzogene Umschwung 
der Wirtschaftspolitik kam nicht unerwartet. Bereits 
seit dem VIII. Rätekongreß (Ende 1920) hatte ein heftiger Kampf 
gegen die Hauptverwaltungen eingesetzt. Man begann einzusehen, 
daß der Glavkismus praktisch nicht durchführbar sei. Trotz aller 
Anstrengungen, d.h. einer ins Riesenhafte gesteigerten Inflation, 
konnten die überwiegend unrentablen Staatsbetriebe nicht mehr 
finanziert werden. Lautete bisher die Parole: Zentralisation, so 
hieß sie nunmehr Dezentralisation, Abbau der Hauptver- 
waltungen. Eine Reihe von Betrieben wurde Anfang 192r den 
GVWR. übergeben. Im ganzen wurden im Laufe der Folgezeit 
etwa 2000 Betriebe der örtlichen Verwaltung unterstellt. Zeit- 
lich fallen diese Maßnahmen mit der veränderten Politik gegen- 
über dem Dorf zusammen. (Freigabe eines Teils des Binnen- 
handels, Einführung der Naturalsteuer auf dem flachen Lande.) 
Das ist kein Zufall, sondern wohldurchdachte Politik. Die indu- 
strielle Dezentralisation und die Festigung der Handelsbezie- 
hungen zwischen Stadt und Dorf sind die Fundamente der Neuen 


?) Daneben haben, wie bekannt, noch eine Reihe anderer Momente mit- 
gespielt: fehlendes Ackergerät, Mangel an Arbeits- und Zugvieh, Nachwirkungen 
des Krieges, Bürgerkrieg usw. Am wichtigsten war aber wohl doch die psychische 
Einstellung des Bauern. 
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Wirtschaftspolitik oder, wie Lenin das System im Gegensatz 
zum Kriegskommunismus genannt hat, des Staatskapitalismus, 


Was ist Staatskapitalismus? Wir müssen ihn 
nicht nur in seinem Wesen zu erfassen, sondern ihn auch zu 
definieren suchen. Der Staatskapitalismus ist ein Produkt der 
Politik, der sog. Neuen Wirtschaftspolitik. Er wird von den 
Bolscheviken (wenigstens offiziell) als Konzession angesehen, die 
keine lange Dauer haben soll und, wenn es die Umstände ge- 
statten, durch den Kommunismus zu ersetzen sei. Demgegenüber 
zeigt die Entwicklung der letzten Jahre, daß wir es bisher mit 
einer Erscheinung zu tun haben, die augenfällig die Tendenz 
hat, sich in der Richtung des Kapitalismus zu entwickeln. Man 
könnte daher sagen: Der Staatskapitalismus ist 
eine Uebergangsordnung der Wirtschaftin 
Sovjetrußland, die unter grundsätzlicher 
Wahrungkommunistischer Prinzipien, diese 
der Wirklichkeitanzupassensuchtundeine 
Zusammenarbeit mit dem Privatkapital nicht 
ablehnt. Die Wirtschaftsorganisation dieser Epoche ist im 
Vergleich zur vorhergehenden dezentralistiich. Der Privat- 
initiative wird auf einigen Gebieten der Volkswirtschaft die 
Möglichkeit zur Betätigung gewährt. Unstatthaft ist es, den 
Faktor Kapital allzu stark zu betonen; wir müssen stets be- 
denken, daß es sich um den Staatskapitalismus eines in seinem 
Wesen kommunistischen Staates handelt. Das eben macht die 
Begriffsbestimmung so schwierig, beinahe unmöglich. Am ehesten 
wird ein Einblick in das Wesen dieser Wirtschaftsform ermöglicht, 
wenn wir die Organisationsformen näher ins Auge fassen. In 
ihnen spiegelt sich der Charakter des bolschevistischen Staats- 
kapitalismus deutlich wieder. 

Werfen wir zunächst einen Blick auf die Wirtschaftspolitik 
der letzten Jahre®). Die Neue Wirtschaftspolitik (NEP.) wird 
eingeleitet durch die bedcutungsvolle Resolution der Allrussi- 
schen Konferenz der Kommunistischen Partei, deren 4. und 
5. Artikel fordern: Unterstützung der kleinen und mittleren 
Unternehmungen, die nicht aus Staatsvorräten mit Rohstoffen, 
Heizmaterial und Lebensmitteln versorgt werden müssen; Zu- 


8) Es kommt hier nur die Gewerbepolitik in Frage. Aus Raummangel 
muß ich es mir versagen, die Neue Wirtschaftspolitik im allgemeinen zu skiz- 
zieren, so interessant beispielsweise die Neuregelung zwischen Stadt und Land ist. 
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lässigkeit von Verpachtungen staatlicher Betriebe; Revision 
des Produktionsprogrammes der Großindustrie, dahingehend, 
daß die Herstellung von Gegenständen des allgemeinen Be- 
darfs, insbesondere der bäuerlichen Wirtschaften, erhöht wird; 
Erweiterung der Selbständigkeit und Initiative 
einesjeden Großunternehmens hinsichtlich der Ver- 
fügung über die Finanzmittel und der materiellen Hilfsquellen. 

Neben der Betonung der Mehrproduktion ist besonders der 
letzte Satz bezeichnend. Dieses allgemeine Programm ist in den 
folgenden Monaten und Jahren schrittweise zum Teil verwirklicht 
worden. Das Dekret vom 17. Mai 1921 leitete die Lockerung der 
Fesseln der Kleinindustrie ein. Durch Gesetz vom 7. Juli 1921 
des Allrussischen Zentralen Vollzugsausschusses wurde das oben 
angeführte Dekret vom 29. November 1920 außer Kraft gesetzt, 
außerdem erhielten gewerbliche Genossenschaften (Artel) Rechte 
einer juristischen Person und volle Betätigungsfreiheit innerhalb 
der gesetzlichen Schranken. Weitere Verordnungen regeln das 
Pacht- und Konzessionswesen °). 

Am weitaus wichtigsten sind jedoch die Dekrete vom 9. Au- 
gust 192I betreffend die »Wiederherstellung der Großir.dustrie 
und Hebung der Produktion«; vom I2. August desselben Jahres 
über die »Organisation der Industrie auf kommerzielleı Grund- 
lage«, vom 25. Juli 1922 betreffend »Bildung und Vereinigung 
von Unternehmungen« und endlich vom II. April 1923 »Ueber 
Trusts«, vom 17. Juli 1923 über die »Organisation der örtlichen 
Trusts« und vom 14. Mai 1924 über das Verhältnis zwischen 
Fabrik und Trustleitung. Durch diese und eine Reihe anderer 
Gesetze und Verordnungen wird die heute noch bestehende 
Organisation der Staatsindustrie, die nunmehr in Trusts und 
Syndikate zusammengeschlossen ist, geregelt. Zunächst sei die 
Organisation und Stellung der wirtschaftlichen Zentralbehörden 
kurz umrissen. 


Während der Zeit des Kriegskommunismus war der OVWR. (wenigstens 
in der Theorie) oberstes Plan-, Regulierungs- und Operativorgan. Nunmehr 
tritt eine Trennung der Funktionen ein. Zur obersten Planbehörde der Republik 
entwickelt sich der »Staatsplan«. Er hat in Uebereinstimmung mit den Wirt- 
schaftskommissariaten und Volkswirtschaftsräten die Produktionspläne und, 
soweit erforderlich, die Verteilungspläne aufzustellen. Die oberste regulierende 


?) Da das Konzessionswesen bisher vornehmlich auf dem Gebiet der Außen- 
handelspolitik in Erscheinung getreten ist, größere industrielle Konzessionen 
nur als Ausnahmen angesehen werden müssen, glaube ich, auch diese an sich 
interessante Frage in diesem Zusammenhang übergehen zu können. 
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Behörde ist der Rat für Arbeit und Verteidigung (STO.), der auch nach Be- 
endigung des Bürgerkrieges in Tätigkeit blieb, ja als ständige Institution dem 
OVWRR. unstreitig den Rang abgelaufen hat. Der OVWR. ist zu einem Kom- 
missariat für Industrie herabgesunken und spielt heute kaum eine größere Rolle, 
als die übrigen Wirtschaftsministerien, wenn er auch als Rest früherer Macht 
eine gehobene Stellung einnimmt. Er ist die oberste operative Behörde. Ob- 
gleich die Statuten des OVWR. auf gesetzgeberischem Wege nicht verändert 
worden sind — abgesehen von der Auflösung der Hauptverwaltungen —, hat der 
Staatskapitalismus die Aufgaben dieser Behörde doch wesentlich umgestaltet. 
Das wird erklärlich, wenn wir an den inneren Umbau der gesamten Wirtschaft 
denken. Die Verselbständigung der Trusts, die Errichtung der Staatsbank, 
der Uebergang zur Geldbesteuerung, die Aufhebung der Mehrzahl der Staats- 
monopole — diese und viele andere Umstände bewirkten eine gründliche innere 
Umgestaltung der Wirtschaftskommissariate, also auch des OVWR. So sind 
beispielsweise durch die Abtrennung der Trusts und Syndikate und durch ihre 
Finanzierung durch die Staatsbank die regulierenden Funktionen des OVWR. 
wesentlich eingeschränkt. 

Die Umwandlung der Russischen Föderativen Sovjetrepublik (RSFSR.) in 
die Union Sozialistischer Sovjetrepubliken (U. d. SSR.) im Sommer 1923 machte 
eine Neuregelung der obersten Wirtschaftsorgane notwendig. Es handelte sich 
um eine nicht unerhebliche Veränderung der Staatsverfassung mit der Tendenz 
stärkerer Zentralisierung als bisher. Den einzelnen Bundesrepubliken sind auch 
auf dem Gebiete der Wirtschaftspolitik wichtige Befugnisse entzogen worden. 
An Stelle selbständiger Volkskommissariate der Einzelrepubliken sind Bundes- 
ministerien getreten. Das gilt von folgenden Wirtschaftskommissariaten: Außen- 
handel, Verkehr, Finanzen, Arbeit, Arbeiter- und Bauerninspektion. Zeitweilig 
sind durch Dekrete vom 17. Juli 1923 die maßgebenden Wirtschaftsbehörden 
des Bundes in ihrem früheren Bestande bestätigt worden, so der Rat für Arbeit 
und Verteidigung (STO.), die Kommission für Binnenhandel, das Hauptkon- 
zessionskomitee, die Staatsbank, der Staatsplan und die Statistische Zentral- 
verwaltung. 

In letzter Zeit hat die Anpassung der durch Dekret vom 17. Juli „1923 
temporär bestätigten Wirtschaftsorgane an die neuen innerstaatlichen Ver- 
hältnisse begonnen. Ein Dekret vom 21. August 1923 befaßt sich mit dem 
Rat für Arbeit und Verteidigung (STO.), der gegenwärtig 
unzweifelhaft wichtigsten Wirtschaftsbehörde des Bundes. Ich gebe die grund- 
legende Verordnung in ihren wesentlichsten Teilen im Wortlaut wieder, erstens 
weil der Text in deutscher Sprache noch nicht vorliegt, zum andern weil die 
Bedeutung des STO. ein näheres Eingehen rechtfertigt !°). 

Art. I. 

Zwecks Schaffung von Wirtschafts- und Finanzplänen der U. d. SSR., An- 
passung derselben an die allgemeine wirtschaftliche und politische Lage und Lei- 
tung der Volkskommissariate des Bundes— soweit Verteidigungs- und wirtschafts- 
politische Maßnahmen in Frage stehen — wird beim Rat der Volkskommissare 
der U. d. SSR. ein Rat für Verteidigung und Arbeit (STO.) der SSSR. gebildet. 

Art. 2. 

Vorsitzender des STO. ist der Vorsitzende des Rates der Volkskommissare, 

der die Zusammensetzung der übrigen Mitglieder persönlich bestimmt. 
Art. 3. 

Der Tätigkeit des STO. unterliegen: 

a) Durchsicht und praktische Durchführung eines Wirtschafts- und Finanz- 
planes des U. d. SSR. durch die zuständigen Organe. 








10) Sinngemäß vom Verfasser übertragen. 
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b) Prüfung der Fragen der Landesverteidigung und Ergreifung von Maß- 
nahmen, die eine Verbesserung des Militärwesens herbeiführen können. 

c) Prüfung der Lage der verschiedenen Volkswirtschaftszweige (Finanzen, 
Industrie, Handel und Transport), die eine Bedeutung für den ganzen Bund 
haben, und Ergreifung von Maßnahmen zu ihrer Hebung. 

d) Leitung der Volkskommissariate der U. d. SSR. auf dem Gebiete der Volks- 
wirtschaft und Landesverteidigung der Republik. 

e) Unmittelbare Leitung der Wirtschaftskonferenzen der verbündeten 
Republiken, des Staatsplanes, der Obersten Arbitragekommission und anderer 
permanenter Kommissionen des STO. der U.d. SSR., sowie Durchsicht ihrer 
Tätigkeitsberichte. 

f) Bestätigung der Truststatuten, die von erheblicher Bedeutung für den 
ganzen Bund sind, und Regulierung aller Fragen, die, gemäß der Verordnung 
über Staatstrusts, der Kompetenz des STO. unterliegen. 

g) Bestätigung der Statuten von Aktiengesellschaften, die auf dem Bundes- 
territorium tätig sind. 

h) Regelung aller übrigen Fragen, die der Zuständigkeit des STO. unter- 
liegen. 

i) Entscheidung der Fragen der Eigentumsverteilung zwischen den ein- 
zelnen Staatsorganen und Republiken, die dem Bunde angehören. 

Art. 4. 

In Uebereinstimmung mit den genannten Aufgaben erläßt der STO. für 
alle Zentralen und örtlichen Organe der Bundesgewalt bindende Verordnungen, 
Anordnungen und Instruktionen. 

Art. 6. 

Bei Verhandlungen über Fragen, die sich auf einzelne Volkskommissariate 
der U.d. SSR. beziehen und die gleichzeitig in den Bereich der Wirtschaftskompe- 
tenzen der verbündeten Republiken fallen, haben die Vertreter der betreffenden 
Kommissariate und die bevollmächtigten Vertreter der verbündeten Republiken 
das Recht, an den Beratungen des STO. der U. d. SSR. teilzunehmen. 

Art. 7. 

Alle Verordnungen des STO. der U. d. SSR. müssen sofort dem Rat der 
Volkskommissariate der U. d. SSR. mitgeteilt werden; dieser hat das Recht, 
sie außer Kraft zu setzen und abzuändern. 

Art. 8. 

Gegen die Verordnungen des STO. der U.d. SSR. kann Einspruch erhoben 
werden, sowohl von seinen einzelnen Mitgliedern, als auch von den Bundes- 
kommissariaten, und zwar binnen dreier Tage; von den Räten der Volkskommis- 
sare der verbündeten Republiken kann Einspruch ohne Fristsetzung erhoben 
werden. Beschwerden verhindern oder beeinträchtigen die Durchführung der 
Verordnungen nicht. 

Art. 9. 

Auf Grund einer Verordnung des STO. der U. d. SSR. können bei ihm 
Kommissionen für Spezialfragen eingesetzt werden. 

Art. 3 zeigt die überragende Bedeutung des STO., die sich vor allem in 
den regulierenden (wirtschaftspolitischen) Funktionen äußert. Die Leitung des 
Staatsplanes (Art. 3e) und der gesamten Wirtschaftsministerien (c, d) wird 
erneut betont. Durch Bestätigung der Statuten von Aktiengesellschaften und 
Trusts (f, g) gewinnt der STO. auf die Industrie unmittelbaren Einfluß. Der 
OVWER. ist nicht besonders hervorgehoben, wird mithin den anderen Wirtschafts- 
kommissariaten gleichgestellt. Die Befugnisse des STO. sind universell und nur 
durch die Abhängigkeit vom Rat der Volkskommissare (Art. 7) eingeschränkt. 
Der STO. erhält seine Direktiven durch den Wirtschaftsrat. 
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Auch dieser (EKOSO.) ist nach der Verfassungsänderung durch Verordnung 
vom 16. August 1923 auf neue Grundlagen gestellt worden. Er setzt sich zu- 
sammen aus dem Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare oder seinem 
Stellvertreter, den Volkskommissaren für Verpflegung, Finanzen und Land- 
wirtschaft und dem Vorsitzenden des OVWR. Mit beratender Stimme können 
an den Sitzungen teilnehmen die übrigen Volkskommissare, die Vorsitzenden des 
Zentrosojus (Zentralverband russischer Genossenschaften), der Binnenhandels- 
kommission und des Staatsplans (Art. 4). Die Befugnisse des EKOSO. ent- 
sprechen im wesentlichen denen des STO., ebenso sind die praktischen Aufgaben 
ähnlich. Zum Teil deckt sich der Wortlaut dieses Dekrets vollkommen mit dem 
vom 21. August. Es ist zu erwarten, daß auch die Statuten des Staatsplanes 
ünd der übrigen zentralen Wirtschaftsbehörden demnächst revidiert werden. 

Das Novum des Staatskapitalismus ist in der Begründung 
der Trusts zu sehen. Wir müssen uns freilich davor hüten, den 
Begriff Trust in dem uns geläufigen, kapitalistischen Sinn 
auffassen zu wollen. Dies eben erschwert das Verständnis der 
sovjetrussischen Gegenwart so ungemein, daß uns Bezeichnungen 
entgegentreten, die auch in Westeuropa gebräuchlich sind und 
doch im Lande des kommunistischen Staatskapitalismus etwas 
durchaus anderes bedeuten. Sowenig wie der Sovjetstaats- 
kapitalismus demjenigen unserer » Kathedersozialisten« entspricht 
(weil die wirtschaftstheoretische Grundlage, von der jene aus- 
gingen, anders war, als die der Bolscheviken), sowenig darf der 
sovjetrussische Staatstrust mit dem kapitalistischen identifiziert 
werden. Handelt es sich bei diesem in der Regel um ein organi- 
sches Wachstum, einen finanziellen Zusammenschluß der Be- 
teiligten durch Fusion oder Kontrollgesellschaften, die die Aktien- 
mehrheit in ihrer Hand vereinigen, so stellen die Trusts des 
russischen Staatskapitalismus eine bureaukratische Zusammen- 
fassung dar, die ihren Ausgangspunkt von oben, von den Zentral- 
behörden, nimmt und sich nach unten zwangsmäßig fortsetzt. 

Der Gegensatz zwischen dem sovjetrussischen Staatstrust 
und den gleichnamigen kapitalistischen Gebilden ist jedoch 
tiefer greifend. Er wird neuerdings von Prof. B. S. Martynov in 
seiner Studie »Die staatlichen Trusts« (Moskau 1924) wie folgt, 
charakterisiert. Zunächst sei darauf hingewiesen, daß die Zweck- 
bestimmung eine ungleiche ist: die kapitalistischen Trusts er- 
streben die monopolistische Beherrschung des Marktes, sie sind 
aus dem Kampf um den Markt entstanden, sie bezwecken die 
Beseitigung der Konkurrenz und die Sicherung einer gewissen 
Preishöhe. Sie stehen ihrem ganzen Wesen nach in einem mehr 
oder weniger stark ausgeprägten Gegensatz zum Käufer, zum 
Konsumenten. Anders der sovjetrussische Staatstrust: der ganzen 
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Idee des gegenwärtigen russischen Wirtschaftssystems nach kön- 
nen sie keine Organisationen sein, deren Ziel der Kampf gegen die 
Interessen der Verbraucher ist. Das staatskapitalistische System 
kennt theoretisch keinen Gegensatz zwischen Produzenten und 
Konsumenten, wenigstens — Prof. Martynov deutet dies auch 
an — soweit der Konsument zur Arbeiterklasse gehört. Denn 
der oberste Wirtschaftsleiter ist der Staat, das Organ eben der- 
selben Arbeiterklasse. Hieraus folgt eine weitere wichtige Er- 
kenntnis. In kapitalistischen Staaten sind die Trusts Vereini- 
gungen mehrerer privater Unternehmer, in Rußland ist der Staat 
der einzige Unternehmer und es werden in Trusts ausschließlich 
Staatsunternehmungen zusammengeschlossen, d. h. die Teilnahme 
privater Unternehmungen ist grundsätzlich untersagt. Eine Aus- 
nahme bilden nur Genossenschaftsvereinigungen. Der Unter- 
nehmer »Staat«, die oberste, wirtschaftende, öffentlich-rechtliche 
Organisation, schließt mehrere Produktionseinheiten (Fabriken) 
in eine einheitlich geleitete Unternehmung zusammen. 

Die russischen Trusts sind Organe des OVWR. und des 
STO.; sie sind Organisationen, die den Bedingungen der Neuen 
Wirtschaftspolitik angepaßt sind; sie sind die zu lebensfähigeren 
Allrussischen Rayon-, Gouvernements- oder Kreisvereinigungen 
umgebildeten Hauptverwaltungen des Kriegs- 
kommunismus, dezentralisierte Glavki. Diesen Merkmalen ent- 
spricht im großen ganzen die Definition, die die juristischen 
Sachverständigen des OVWR. im November 1922 formuliert 
haben: »Ein staatlicher Trust ist die Gesamtheit einer Reihe 
von staatlichen Unternehmungen, die gemeinsam verwaltet 
werden und als selbständige kommerzielle Einheit organisiert 
sind. Er handelt auf eigene Verantwortung nach Rechten einer 
juristischen Person, doch unter allgemeiner Leitung des zu- 
ständigen Staatsorganes und auf Grund rechtskräftiger Ver- 
ordnungen«. Diese Definition vermag uns deshalb nicht voll 
zu befriedigen, weil in ihr der Nachdruck auf die Betonung des 
Neuartigen gegenüber den ehemaligen Hauptverwaltungen gelegt 
ist. Sie ist für den Russen berechnet, der sich der inneren Ver- 
wandtschaft mit den Glavki bewußt ist. Dem Nichtrussen 
erscheint aber gerade diese Verwandtschaft (im Gegensatz zu 
den kapitalistischen Trusts) als ein wesentliches Kriterium. Ich 
schlage deshalb folgende Begriffsbestimmung vor: Der staats- 
kapitalistische Trust Sovjetrußlands ist 
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eine einheitliche Unternehmung, zusammen- 
gesetzt aus unselbständigen Teilbetrieben 
(Fabrik), diesichinvollerAbhängigkeitvon 
demzuständigenStaatsorganbefindet,aber 
als selbständige juristische Person das Recht 
hat, die Produktion, und nur die Produktion, 
nach denGrundsätzen wirtschaftlicherKal- 
kulation nach eigenem Gutdünken durch- 
zuführen. 

Es braucht nicht näher ausgeführt zu werden, daß die 
Trusts allmählich entstanden sind und uns nicht in voller Rein- 
heit gleich anfangs entgegentraten. Erst im April 1923 treten 
sie in der Gestalt auf, die der oben gegebenen Definition ent- 
spricht. Die Verordnung des STO. betreffend die »Wieder- 
herstellung der Industrie und Hebung der Produktion« vom 
I2. August 1921 erwähnt erstmalig Unternehmungen, die »auf 
Grundlage wirtschaftlicher Kalkulation zu besonderen Vereini- 
gungen zusammengeschlossen werden !). Aber diese Vereini- 
gungen werden noch »innerhalb der zuständigen Hauptver- 
waltung« oder beim OVWR. organisiert. »Die gesamte Produktion 
wird nach Deckung der Produktionsunkosten dem allgemeinen 
Staatsfonds zugeleitet.« Es ist ersichtlich, daß man auf Grund 
dieses Dekrets noch nicht von Trusts reden kann; wohl aber ist 
ein erster Versuch, das Prinzip der Hauptverwaltungen zu durch- 
brechen, festzustellen. Einen Schritt weiter ging das Dekret 
vom 25. Juli 1922, das sich auf einen Beschluß des IX. Räte- 
kongresses vom Dezember 1921 stützt. Hier heißt es: »Die 
Organisation der zentralen und örtlichen Vereinigungen staat- 
licher Unternehmungen liegt in der Hand des OVWR.... Nach 
Maßgabe der Einbeziehung in diese Vereinigungen müssen die 
Verwaltungsapparate der Hauptverwaltungen selbst eingeschränkt 
werden, und hinsichtlich der gebildeten Vereinigungen ver- 
bleibt ihnen nur die allgemeine Leitung, Kontrolle, Finanzierung 
und Versorgung.« Wie der letzte Satz beweist, ist die Lockerung 

11) Bereits 1918 war das Bestreben vorhanden, die zentrifugalen Kräfte, 
die sich damals in der Industrie bemerkbar machten (syndikalistische Bewegung) 
durch Trustierungen zu überwinden. Der Vorkämpfer dieser Idee war der 
Direktor mehrerer Unternehmungen, A. P. Mescerskij. Seine Verhandlungen 
mit dem OVWR. scheiterten daran, daß er die Privatinitiative innerhalb der 
trustierten Industrie nicht missen wollte, eine Auffassung, der sich der OVWR. 


nicht anschloß, weshalb das Projekt von der Sovjetregierung fallen gelassen 
wurde. 
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der staatlichen Bevormundung nicht eben stark. Die Trusts sind 
mit alleiniger Ausnahme der Produktion vollkommen von dem 
OVWR. abhängig. Sehr allmählich ist dann im Jahre 1922 und 
in den ersten Monaten 1923 die Selbstständigkeit der Trusts 
innerhalb enger Grenzen erweitert worden. Vorderhand ist 
die Gesetzgebung zum Abschluß gebracht durch das große 
»Dekret über Trusts« vom II. April 1923. Es enthält wenig 
wirklich Neues, begnügt sich vielmehr mit der Zusammenfassung 
und Vereinheitlichung der bisherigen Trustgesetzgebung. Durch 
dieses Dekret erhält der Trust endgültig die Rechtsgrundlagen 
einer Wirtschaftseinheit, ohne dabei die für ihn so eigentüm- 
liche Verbindung mit den obersten Wirtschaftsbehörden der 
Republik zu verlieren. — In Nachfolgendem seien einige An- 
gaben über den Umfang der Trustierung eingeschaltet. — 

Der Trustierungsprozeß hat im Juli 1921 begonnen und ist 
jetzt beendet. Neuerdings ist eine Aktion im Gange, die eine 
innere Reinigung (Ausscheidung lebensunfähiger Betriebe inner- 
halb des Trusts) bezweckt. Im ganzen gibt es 430 Trusts mit rund 
ı Million Arbeiter. Es sind 88 v. H. aller Industriearbeiter in ver- 
trusteten Betrieben tätig. Ueber den Umfang der Vertrustung der 
einzelnen Industriezweige gibt nachstehende Tabelle Aufschluß: 














Zahl Zahl Zahl |Prozentzabl d. 
Industriezweig !?) der der der vertrust. Indu- 
Trusts Betriebe | Arbeiter | striearbeiter 

Elektrotechnik . . . . . 19 | 104 21000 | 100 
Konfektion . . . 2... Io 72 22 700 90 
Textil. e = 03%. 8.8 4 52 | 484 285 000 QI 
Bergbau, Kohle, Naphtha. . 34 494 192 000 95 
Chemische Industrie . . . 34 271 39 000 84 
Holzbearbeitung. . . . . 56 385 25 000 56 
Metall: = 2.4 8 & ww :% 57 4II 230 000 79 
Leder o z ooa g oa % 49 309 34 000 85 
Nahrungsmittel . . . .. 65 1000 | 55 000 86 
Zusammen?) . . . . .| 490 | 4150 | 977000 | 88 


Die Allrussischen Trusts sind verhältnismäßig klein: 58 v. H. beschäftigen 
weniger als 1000 Arbeiter, nur 18 Trusts beschäftigen zwischen 10 und 20 000 Ar- 
beiter. Der »Gummitruste, eine Monopolvereinigung aller Gummifabriken, 
vereinigt rund 10500 Arbeiter, der sOrechovo-Zuever Baumwolltruste in 
28 Betrieben etwa 30 000 Arbeiter, der »Dontextile in 6 Betrieben dagegen nur 
gı Arbeiter. 








12) Es sind hier nur die wichtigsten Industriezweige aufgeführt. 
13) Die Angaben dieser Rubrik umfassen nicht nur die angeführten Indu- 
strien, sondern sämtliche Zweige. 
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Der Tabelle ist ferner zu entnehmen, daß nicht alle russi- 
schen Industrien gleichmäßig vertrustet sind. Der Grad der 
Vertrustung zeigt im großen ganzen den Stand der Konzentrations- 
bewegung der russischen Industrie vor dem Kriege an. »In den 
Industriezweigen sagt L. Pumpjanskij — wo vor der Revolution 
eine volle Konzentration erreicht war, finden wir jetzt Monopol- 
trusts, in den Zweigen, wo die Konzentration nur teilweise durch- 
geführt war, ist heute die Bildung größerer Vereinigungen wahr- 
zunehmen, endlich ist jetzt überall dort eine mehr oder weniger 
willkürlich-mechanische Verschweißung von Unternehmungen 
zu beobachten, wo vor dem Kriege die gewerbliche Betätigung 
zerstreut und nicht einheitlich vor sich ging.« (Organisation 
und Tätigkeit der Staatstrusts, S. 90.) Auffallend groß ist die 
Zahl der Privatunternehmungen in der Holzbearbeitung. Die 
verhältnismäßig geringe Beteiligung des Staates an der Metall- 
industrie ist zurückzuführen auf das hier stark entwickelte 
Kustargewerbe. 


Die russischen Trusts sind nach einem dreifachen Grund- 
satz organisiert: entweder nach dem Produktionsprinzip oder 
nach dem Kombinationsprinzip. Jenes liegt vor, wenn eine 
Gruppe gleichartiger Betriebe vereinigt wird, z. B. der Textil- 
trust, der ausschließlich Textilfabriken umfaßt; dieses wird ge- 
kennzeichnet durch Vereinigung sich ergänzender Betriebe, z. B. 
der Metalltrust, der nicht nur metallurgische Werke, sondern 
auch Kohlengruben vereinigt. Daneben findet sich ein System, 
nach dem in erster Linie die Trusts mit lokaler Bedeutung organi- 
siert sind. Hier ist weder das Produktions- noch das Kombi- 
nationsprinzip maßgeblich, vielmehr werden Unternehmungen 
zusammengefaßt, die wenig oder nichts miteinander zu tun 
haben 1%). Typisch für diese Trusts ist der Saratover »Kom- 
binat«, der u. a. folgende Werke vereinigt: eine Glasfabrik, eine 
‘'Getreidemühle, eine Branntweinbrennerei, eine Potasche-, Ziegel-, 
Schmieröl-, Makkaronifabrik und eine landwirtschaftliche Sovjet- 
wirtschaft. Die Mehrzahl der Lokaltrusts ist keine künstliche 
Schöpfung der Behörden, sondern ist inneren Bedürfnissen gemäß 
allmählich entstanden. Die Gründe, die zu ihrer Bildung ge- 
führt haben, sind entweder verwaltungstechnischer oder finan- 

14) Ein typisches Beispiel für unsere Auffassung, daß der sovjetrussische 
Trust mit denen des privatkapitalistischen Westens nur wenige Berührungs- 


punkte hat. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 53. 3. 50 
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zieller Natur. Einerseits wurde der Zusammenschluß durch den 
Mangel vorgebildeter Facharbeiter in der Provinz bewirkt, 
sodann legte der Mangel an umlaufendem Kapital bei einigen 
Unternehmungen, dem ein Ueberfluß von Kapital bei anderem 
gegenüberstand, die Trustierung nahe. Selbst wenn kein ver- 
fügbares Kapital vorhanden ist, ergibt sich aus dem Zusammen- 
schluß ein gewisser Vorteil, insofern als es einer größeren Organi- 
sation naturgemäß leichter fällt, Kredite zu erhalten, als einem 
isolierten Einzelunternehmen. 

Die Organisation der Trusts ist durch das mehrfach er- 
wähnte Dekret vom ıı. April 1923 endgültig geregelt, im ein- 
nen jedoch durch spätere Verfügungen ergänzt. 

Wir wenden uns zunächst dem Verhältnis der 
Trusts zu den Staatsorganen zu. Man unterscheidet 
drei Gruppen, die in ungleichem Verhältnis zu dem STO. und 
OVWR. stehen: Zentral- (Allrussische), Gebiets- und Gouverne- 
mentstrusts. Für diese Einteilung sind nicht nur territoriale 
Gesichtspunkte, sondern die Abhängigkeit von den verschiedenen 


jeweilig in Betracht kommenden: Staatsorganen maßgebend. 


Immerhin wäre eine genaue Abgrenzung und Definition, was 
unter einem Gebietstrust im Gegensatz zu einem Allrussischen 
zu verstehen ist, nicht nur erwünscht, sondern aus praktischen 


‚Gründen notwendig. Daß damit eine weitgehende Schemati- 


sierung verbunden wäre, müßte in Kauf genommen werden. 
Die Klassifizierungen in der deutschen Statistik lassen ebenfalls 
viel zu wünschen übrig und haben sich trotzdem als brauchbar 
und nützlich herausgestellt. Leider hat auch das neueste rus- 
sische Gesetz, das sich mit dieser Materie befaßt, das Problem 
nicht gelöst, ja nicht einmal zu lösen versucht, was von der 
Kritik heftig gerügt wurde. Das Dekret vom 17. Juli 1923 
regelt die Organisation der örtlichen (Gouvernements- und Ge- 
biets-)Trusts und definiert sie als staatliche industrielle Unter- 
nehmungen, die den Gouvernements- und Gebietsvolkswirt- 
schaftsräten unterstellt sind, sowie den Volkswirtschaftsräten 
der Autonomen Republiken. Sie werden ausschließlich von 
den GVWR. bzw. RVWR. organisiert, doch müssen die Trust- 
statuten gleichzeitig von den Gouvernementwirtschaftsver- 
sammlungen (Gubekoso) und dem Industriebureau bestätigt 
werden. In Ermangelung eines Industriebureaus tritt der OVWR. 
an dessen Stelle. Der leitende Gedanke bei dieser Regelung 
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besteht darin, den zentralen Behörden einen Einfluß zu sichern, 
aber gleichzeitig die lokalen Gewalten gleichberechtigt heran- 
zuziehen. Unstimmigkeiten zwischen dem »Gubekoso« und dem 
Industriebureau werden durch die Gebietswirtschaftsversamm- 
lung (Oblekoso), Differenzen zwischen dieser und dem OVWR. 
durch den STO. geregelt. 

Von den Allrussischen Trusts gilt folgendes: Die Statuten 
sind durch den OVWR.: dem STO. vorzulegen. Der admini- 
strative Einfluß der Staatsorgane erstreckt sich auf die 
Personalbesetzung der Trustverwaltung, auf die Festsetzung 
des Produktionsprogrammes, Gewinnverteilung, Begutachtung 
getätigter Geschäftsabschlüsse bzw. deren Annullierung, Ent- 
scheidung, falls ein Trust in eine Aktiengesellschaft um- 
gewandelt werden soll, und endlich äußert sich der staatliche 
Einfluß in einem allgemeinen Kontrollrecht. Wir fassen zusam- 
men: Die Abhängigkeit der Trusts von den zuständigen Re- 
gierungsorganen ist überaus groß. Die Irustleitung ist in den 
meisten Fällen eigener Initiative beraubt. Der Glavkismus be- 
steht in veränderter Gestalt fort. Führende russische Wirt- 
schaftspolitiker (Larin) haben es wiederholt ausgesprochen, daß 
der Bureaukratismus nach wie vor, zum Schaden der Wirtschaft, 
Blüten treibt. . Nichtsdestoweniger ist eine durchgreifende 
Systemänderung nicht zu erwarten; im Gegenteil: in gewissen 
leitenden Kreisen bedauert man es lebhaft, daß die Trusts allzu 
selbständig seien und fürchtet, daß die Einheitlichkeit der 
Wirtschaftspolitik dadurch leide. Es sind deshalb durch das 
Dekret vom ııI. April 1923 Revisionskommissionen ge- 
schaffen worden, die aus drei Gliedern bestehen; eines ist vom 
OVWR. zu ernennen, die beiden anderen von den Gewerk- 
schaften. Die Aufgaben und Befugnisse der Kommissionen sind 
durch eine eingehende Instruktion vom 19. Mai 1923 geregelt 
worden. Durch Kontrolle der Bilanzen und Abrechnungen 
sowie durch Sturzrevisionen hofft man, die Tätigkeit der Trusts 
genau kontrollieren zu können. Gegen die Revisionskommissionen 
wird in der Presse Sturm gelaufen; demgegenüber hat der OVWR. 
betont, daß die Befugnisse derselben eher erweitert als ein- 
geschränkt werden sollten. Nennenswerte Erfolge haben die 
Kommissionen aus dem einfachen Grunde bisher nicht erzielen 
können, weil es an der nötigen Beamtenzahl fehlt, die die 430 
Trusts wirksam kontrollieren könnten, und weil zum anderen 

50 * 
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die drei Kommissionsmitglieder schwerlich imstande sein dürften, 
die ihnen zugedachte Aufgabe zu erfüllen. 

Die zweite Frage, die allgemeines Interesse beanspruchen 
kann, ist de Finanzierung der Trusts. Hierdurch 
hat der Staat ein wirksames Mittel in der Hand, die Trustleitung 
zu beeinflussen, das Abhängigkeitsverhältnis aufrechtzuerhalten 
und zwar dadurch, daß er nicht zu finanzieller Beihilfe ver- 
pflichtet ist, sondern diese aus freiem Ermessen gewährt. Die 
Deckung etwaiger Defizite (und diese sind heute noch die Regel!) 
geschieht durch den OVWR. und den STO., doch nur, wenn der 
Trust von allgemeinstaatlicher Wichtigkeit ist. Ferner können auf 
Vorschlag des OVWR langfristige Kredite gewährt werden, welche 
direkt der Staatsrentei zurückzuzahlen sind. Rein theoretisch 
sind die Trusts berechtigt, private Kredite in Anspruch zu 
nehmen. Aber das hat seine Bewandtnis. Abgesehen davon, 
daß in Sovjetrußland private Kreditinstitute sehr spärlich ge- 
sät sind, bedarf es hierzu stets der (nicht immer erteilten) Ge- 
nehmigung von seiten desOVWR., jedenfalls soweit langfristige 
Kredite in Frage stehen; kurzfristige Kredite bedürfen dieser 
Genehmigung nicht. Doch selbst wenn vom OVWR. keine Be- 
denken geltend gemacht werden, sind Privatkredite meist nicht 
zu erlangen. Der Grund hierfür liegt in der äußerst geringen 
Kreditfähigkeit der Trusts. Die Gesetzgebung bestimmt näm- 
lich, daß die Trusts nur mit dem umlaufenden (in einem 
Produktionsprozeß zerstörbaren) Kapital haften. Das Grund- 
kapital (Gebäude, Inventar, Boden usw.) ist dem Gläubiger un- 
zugänglich, da es als Staatseigentum vor jedem Zugriff geschützt 
werden soll 15). Es leuchtet ein, daß aus den genannten Gründen 
die Trusts in weitem Umfang auf Staatskredite angewiesen sind. 
Daß der Staat seine Monopolstellung dazu benutzt, die Trust- 
leitung in absoluter Abhängigkeit von sich zu halten, wird von 
ihm selbst nicht geleugnet und durch die Praxis bestätigt. 

Etwas abweichend ist die Finanzierung der örtlichen Trusts 
(nach dem Dekret vom 17. Juli 1923) geregelt. Unternehmungen, 
die mit einem Defizit arbeiten, können nur dann auf Staats- 
subsidien rechnen, wenn sie nicht nur von Wichtigkeit für den 
betreffenden Bezirk sind, sondern auch die baldige Beseitigung 
des Defizits möglich ist und in Aussicht steht. Die Bestimmung 
ist also strenger formuliert, als bei den Allrussischen Trusts. 


15) Näheres darüber vgl. bei Martynov, a. a. O. S. 25 ff. 
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Kredite erhalten die örtlichen Trusts nötigenfalls aus einem 
im örtlichen Budget gebildeten Industriefonds, der durch Ueber- 
schüsse der örtlichen Industrie und durch Verkauf industrieller 
Unternehmungen, sowie Verpachtungen geschaffen werden soll. 
Es ist jedoch anzunehmen, daß bei dem Chaos der Kommunal- 
budgets diese Artikel einstweilen auf dem Papier bleiben werden. 
Sollten sie durchführbar sein, so wären die örtlichen Trusts 
von den örtlichen (Kommunal) Behörden etwa ebenso abhängig, 
wie die Allrussischen von den obersten Staatsorganen. 

Die jüngste wirtschaftliche Entwicklung der Sovjetunion 
hat teilweise zu einer Durchbrechung des hier skizzierten Finan- 
zierungssystems geführt. Während nämlich bis zu Beginn des 
Jahres 1924 der Staat ein Interesse daran hatte, die Finanzierung 
der Trusts möglichst in eigenen Händen zu konzentrieren, 
ändert sich dies mit Durchführung der Währungsreform vom 
5. Februar 1924. Nunmehr liegt dem Staat viel daran, die 
Banken die Finanzierung übernehmen zu lassen, um die 
Staatsausgaben herabzudrücken. Nur diejenigen Industrie- 
zweige (alle Militär- und Kriegsindustrien, ferner die Kohle-, 
Naphtha-, Holz- und .Metallindustrien), die für den Staat von 
besonderer Wichtigkeit sind, oder deren Defizit die Kreditierung 
selbst von seiten der weitgehend staatlich beeinflußten Sovjet- 
banken verbietet, sollen weiterhin auf Staatssubsidien- und 
-dotationen rechnen dürfen. Bis zum ı. Juli 1924 sind der Staats- 
industrie Kredite in Höhe von 330 Millionen Rubel zur Ver- 
fügung gestellt worden. Neben der Staatsbank ist hierbei her- 
vorragend die Industriebank beteiligt. Auf beide Banken 
entfallen 90,5 v. H. der gesamten industriellen Bankschulden ; 
der Rest (9,5 v. H.) verteilt sich auf die Moskauer Stadtbank und 
die Allrussische Genossenschaftsbank. So sehen wir, daß Bank- 
kredite bereits in weitem Umfang an die Stelle der Staatskredite 
getreten sind; allerdings war dies nicht ohne einen recht weit- 
gehenden Druck auf die Banken von seiten des Staates möglich. 
Trotz alledem hat die Industriebank bereits erklärt, daß sie 
auf die Dauer an die Schwerindustrie Kredite nicht mehr ge- 
währen könne und sich nunmehr der Kreditierung der Klein- 
industrie zuwenden müsse. Wie das Problem endgültig gelöst 
werden wird, läßt sich heute noch nicht übersehen. 

Hat sich nun einerseits derOVWR. (und STO.) einen maß- 
gebenden Einfluß auf die Trustleitung zu sichern vermocht, so 
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geht andererseits das Bestreben der in der Praxis stehenden 
Wirtschaftskreise dahin, einstweilen allerdings mit geringem 
Erfolg, die Bedeutung eben gerade der Trustleitung zu 
erhöhen. Sie besteht aus fünf Personen mit einem vom OVWR. 
ernannten Vorsitzenden. Rechte und Pflichten der Leitung 
müssen im Truststatut genau festgelegt sein. Die Verwaltung 
ist verantwortlich für alle Operationen, die der Trust vornimmt, 
sie verwaltet das Vermögen und ist Vertreter des Trusts nach 
außen. Im einzelnen liegt ihr ob: die Leitung der Produktion, 
Rechnungsführung, Bilanzaufstellung, Aufstellung des Arbeits- 
planes, Arbeitseinstellungen — und Entlassungen, Regelung von 
Pachtungen und Verpachtungen, Annahme von Bestellungen 
usw. Mit einem Wort: nur in der Sphäre der Produktion hat die 
Trustleitung weitergehende Befugnisse, sonst ist sie ausführendes 
Organ des OVWR. Fürwahr, man hat nicht ganz unrecht, wenn 
man die Trusts »dezentralisierte Hauptverwaltungen« nennt! . 

Dasselbe bureaukratische Verhältnis wie zwischen Trust- 
leitung und OVWR. besteht zwischen der Trustleitung 
und dem einzelnen Teilbetrieb. Daß dieser zu einer 
nicht zu überbietenden Unselbständigkeit verurteilt ist, geht 
schon daraus hervor, daß als Betriebseinheit nicht die Fabrik, 
sondern der Trust in seiner Gesamtheit angesehen wird. 
Die auf ein bis drei Jahre ernannte Direktion ist schlechthin 
ausführendes Organ ohne eigenen Willen. Ihre. Funktionen 
sind durch Dekret vom 13. Juli 1923 festgelegt worden. Der 
Direktor organisiert (Art. 13) die Produktion, kontrolliert die 
Bilanz und Kassaabschlüsse gemäß den von der Trustleitung 
erhaltenen Instruktionen (Art. 7). Er kann Arbeiter anstellen 
und entlassen, mit Ausnahme des ersten .Buchhalters und In- 
genieurs! Der Abschluß von Kollektivverträgen geschieht durch 
die Trustleitung; den Direktoren ist hierbei die Teilnahme mit 
beratender Stimme zugebilligt. Größere Werkreparaturen dürfen 
nur mit Genehmigung der Verwaltung des Trusts ausgeführt 
werden. Erfährt man endlich, daß das umlaufende und Grund- 
kapital für den Gesamttrust festgestellt wird, mithin die Bilanz- 
aufstellung der Einzelfabrik nahezu unmöglich ist, dann ist die 
Stellung des Teilbetriebes in Kürze, doch eindeutig klar umrissen. 
Abschließend sei hervorgehoben, daß die Zentralisation örtlich ent- 
fernter, oft verschieden gearteter, unter ungleichen Bedingungen 
arbeitender Betriebe auf die Produktion nachteilig wirken muß. 
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Es wäre schon manches gewonnen, wenn die Forderungen, die 
in der sovjetrussischen Presse eifrig diskutiert werden, ver- 
wirklicht würden. Sie lauten: Umlaufendes und Grundkapital 
müssen auf die einzelnen Fabriken gesondert verteilt und berechnet 
werden; die Fabrik führt eine selbständige Buchführung ein; 
der Fabrikdirektor muß vollberechtigter Leiter des Betriebes 
sein und trägt allein die volle Verantwortung für das Gelingen 
der von ihm übernommenen Aufgaben. — Auf dem XII. Kongreß 
der Kommunistischen Partei Rußlands hat selbst Trotzki ähn- 
liche Gedanken ausgesprochen und u. a. gesagt: »Die schwache. 
Seite der Staatsindustrie und des Staatshandels ist ihre Schwer- 
fälligkeit, der Mangel an Elastizität und Unternehmungslust.« 
Diese Erkenntnis ist vollkommen richtig, aber eine Aenderung 
ist doch nur möglich, wenn mit dem System als solchem gebrochen 
wird, wenn die Organisiererei von oben her aufhört und wenn 
man die Unternehmungslust, die Privatinitiative entfesselt, 
wie es teilweise beim Handel der Fall ist. Doch das ist heute in 
keiner Weise beabsichtigt. Darum, und nur darum, kann der 
Staatskapitalismus keinen durchgreifenden Erfolg haben: es ist 
eben der mit kommunistischem Geist durchsetzte Staats- 
kapitalismus eines (im Prinzip) sozialistischen Staates! 

Aus diesem Grunde glaube ich, daß die. Neuregelung de: 
Verhältnisses zwischen Fabrikdirektor und Trustleiter, die am 
14. Mai 1924 durch den OVWR. erfolgt ist, kaum zu positiven 
Resultaten führen wird. Die neue Verordnung stellt formaliter 
nur eine geringfügige Abänderung der bisher geltenden Gesetz- 
gebung dar, doch sind die wenigen Korrekturen der Bestim- 
mungen vom I3. Juli 1923 von recht weitreichender Bedeutung. 
Es wird hier erstmalig festgestellt, daß der Gewerbebetrieb, der- 
als Trustbestandteil gilt, als selbständige Pro- 
duktionseinheit aufzufassen ist. Hiermit ist ein logischer Wider- 
spruch zu der bisherigen Auffassung geschaffen, der jedoch 
noch nicht ausgeglichen ist, denn nach wie vor wird der Trust 
selbst ebenfalls als eine Wirtschaftseinheit angesehen und die 
Fabriken als un selbständige Teilbetriebe. Dieser - Doppel- 
charakter der Fabriken kommt u. a. auch dadurch zum Aus- 
druck, daß nunmehr die Trustleitungen mit ihnen feste Liefe- 
rungsverträge abschließen und nicht mehr, wie bisher, die ein- 
laufenden Aufträge auf die Teilbetriebe umlegen. Die Leitung 
setzt andererseits die Lieferungsfristen fest, die Qualität der, 
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Erzeugnisse und die Preise. Hierdurch wird erneut die Abhängig- 
keit des Teilbetriebes dokumentiert; seine Stellung gegenüber 
der Trustleitung ist nicht die eines freien Kontrahenten, viel- 
mehr ist der Fabrikdirektor verpflichtet, die Verträge abzu- 
schließen. Immerhin wird die Stellung der Fabriken dadurch 
gehoben, daß für jede von ihnen innerhalb der Gesamtleitung 
besonders Buch geführt wird. Roh- und Hilfsstoffe, sowie Mate- 
rialien erhalten die Betriebe zum kalkulierten Preise des Trusts; 
andererseits sind sie verpflichtet die Fertigfabrikate der Trust- 
leitung zum Herstellungspreis zu überlassen. Wie ersichtlich 
stellt das Gesetz vom 14. Mai 1924 in jeder Weise eine halbe 
Maßnahme dar. Ueber die grundsätzliche Anerkennung der 
Selbständigkeit der Fabriken ist man nicht hinausgekommen. 
Das System der Lieferungsverträge blieb praktisch bedeutungs- 
los, wurde auch in den meisten Fällen gar nicht angewandt. In- 
folgedessen nehmen in letzter Zeit die Stimmen an Zahl zu, die 
der Ansicht sind, daß die Verordnung vom 14. Mai völlig un- 
genügend ist. Dadurch, daß die Fabrik gezwungen ist, ihre Pro- 
duktion zum Selbstkostenpreis abzuliefern, wird nach wie vor 
jeder Ansporn zum wirtschaftlichen Fortschritt unterbunden. 
Man verlangt daher einen weiteren Ausbau des Gedankens 
der Lieferungsverträge, in der Gestalt, daß für jede Be- 
stellung von seiten der Trustleitung mit dem Fabrikdirektor ein 
Spezialvertrag abgeschlossen werden muß; die Leitung soll ver- 
pflichtet sein, dem Teilbetrieb einen Vorschuß in Geld- oder Natu- 
ralform zuzuführen. Während der Vertragsfrist soll der Direktor 
völlig selbständiger Leiter des Teilbetriebes sein; er verfügt frei 
über das Umlaufskapital. Wenn es gelingt, während des Produk- 
tionsprozesses die Herstellungskosten herabzudrücken, soll der 
Gewinn dem Direktor verbleiben, der ihn produktiv im Betrieb an- 
legt. Die Trustleitung soll nur das Recht haben, die Tätigkeit der 
Teilbetriebe allgemein zu kontrollieren. Das Lohnsystem, der Ab- 
schluß von Kollektivverträgen usw. muß dem Fabrikdirektor vor- 
behalten bleiben. (L. Sabsovic, Industrie- und Handelszeitung, 
Moskau, vom 29. Juli 1924). Wenn auch diese Wünsche wahr- 
scheinlich nicht in Erfüllung gehen werden — in der Zeitung »Das 
Wirtschaftsleben« hat sich G. Krumin mit Nachdruck gegen sie 
gewandt —, bemerkenswert bleiben sie als Symptom für die Un- 
zufriedenheit, die in den Kreisen der »roten Direktoren« gegen die 
gegenwärtige Organisation des Trusts besteht. 
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Eine Bresche in das oben eingehend behandelte Prinzip 
der Organisation der Staatsindustrie wurde durch die Geneh- 
migung zur Begründung von Aktiengesellschaften 
geschlagen. Die erste Regelung dieser Unternehmungsform 
erfolgte durch die Verordnung des STO. vom 5. August 1922. 
Hier sind die Gründungsmodalitäten bis ins einzelne aufgezählt, 
allgemeine Grundlinien für die Statuten der Gesellschaft fest- 
gelegt, die Betätigung von seiten des Hauptkomitees für Kon- 
zessionen und Aktienwesen vorgeschrieben .usw. Wichtig ist 
Art. 8, der besagt, daß »die Aktiengesellschaft vom Tage ihrer 
Registrierung an als juristische Person gilt und innerhalb der 
durch die Statuten festgesetzten Grenzen das Recht hat, auf 
jede gesetzliche Weise Vermögen zu erwerben und zu ver- 
äußern, Rechtsgeschäfte und Akte vorzunehmen, Verträge ab- 
zuschließen, vor Gericht in eigenem Namen zu klagen und 
sich zu verantworten« Ferner wird bestimmt (Art. 9), daß 
»die Gründer der Aktiengesellschaft für die Zeit eines Jahres 
von der Registrierung der Gesellschaft an, der Gesellschaft 
und den einzelnen Aktionären gegenüber solidarisch für die 
der Gesellschaft entstandenen Verluste haften. Die end- 
gültige Regelung der Rechtsgrundlage der Aktiengesellschaften 
ist durch die Artikel 322—366 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
gegeben. Ohne im einzelnen auf die ausführlichen Spezial- 
bestimmungen einzugehen — das hieße den Rahmen vor- 
liegender Skizze sprengen — will ich versuchen, den Wesens- 
unterschied zwischen der russischen 
Aktiengesellschaftund dem Staats- 
trust in einigen Worten hervorzuheben. Zunächst können 
wir beobachten, daß die Form der Aktienunternehmung in 
Sovjetrußland eine recht erhebliche Verbreitung gefunden hat, die 
Staatstrusts dagegen stagnieren. Woher kommt das? Es muß 
anscheinend die Aktiengesellschaft Vorzüge aufweisen und zwar 
in einem Ausmaß, die die Begünstigungen, welche den Trusts 
von seiten der Regierung gewährt werden, aufwiegen. Ehe wir 
auf diese Frage näher eingehen, seien jedoch einige allgemeine 
Bemerkungen vorausgeschickt. Vor allem ist die Erkenntnis 
von Bedeutung, daß die rechtliche und ökonomische Struktur 
der Aktiengesellschaften nicht gleichartig ist. Trotz der ein- 
gehenden Regelung durch das Bürgerliche Gesetzbuch bleiben 
noch eine Anzahl Probleme über die juristische Klassifikation 
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und die Festlegung ihrer Rechtskategorie, ungelöst. Es genügt 
nicht der Hinweis, daß die Aktiengesellschaft in Rußland eine 
privatrechtliche juristische Person ist. Wir können nämlich die 
russischen Aktiengesellschaften in drei Gruppen teilen. Erstens 
gibt es rein staatliche Gesellschaften; das sind solche, deren 
Teilhaber nur Staatsbehörden und -unternehmungen sind. 
Zweitens: sogenannte gemischte Aktiengesellschaften, an denen 
sich sowohl staatliches wie privates Kapital beteiligt. Das Privat- 
kapital kann entweder russisches oder ausländisches sein; in 
diesem Fall haben wir es mit Konzessionsunternehmungen zu 
tun 16). Zum Teil wird die Beteiligung des Privatkapitals in- 
sofern eingeschränkt, als zu gemischten Aktiengesellschaften 
außer Staatsunternehmungen nur noch Genossenschaften zu- 
gelassen werden. Die dritte Kategorie endlich umfaßt Aktien- 
gesellschaften, an denen ausschließlich Privatkapital teilnimmt 
oder, negativ ausgedrückt, Staatskapital zum mindesten nicht 
offiziell vertreten ist. Es liegt auf der Hand, daß sich diese drei 
Gruppen in ihrem Wesen erheblich unterscheiden, und ihr Cha- 
rakter damit noch nicht festgelegt wird, daß das Gesetz sıe als 
privatrechtliche juristische Personen bezeichnet. Dieses gilt, 
streng genommen, nur von der dritten Kategorie. Die Fest- 
legung der beiden anderen Gruppen, ihrer inneren eigenartigen 
Natur nach, ist bisher nicht erfolgt und ist mir aus Material- 
mangel zur Zeit nicht möglich. Es genügt aber einstweilen der 
Hinweis, daß uns in Sovjetrußland mehrere innerlich differen- 
zierte Typen von Aktiengesellschaften entgegentreten, die zum 
Teil (Gruppe 3) völlig unabhängig sind, teils (Gruppe I und 2) 
durch mehr oder weniger weitgehende Beteiligung staatlicher 
Kapitalien vom Staat zu beeinflussen sind. 

Das bürgerliche Gesetzbuch bestimmt, daß nicht unter 
fünf Personen eine Aktiengesellschaft begründen dürfen, trotz- 
dem erkennt man deutlich das Bestreben der beteiligten Staats- 
organe — dies gilt besonders von der ersten Gruppe —, die Zahl 
der Teilnehmer zu beschränken. Im übrigen sollen die als Vor- 
züge empfundenen Eigentümlichkeiten keineswegs beseitigt 
werden. Gerade sie bedingen, wie oben angedeutet, die starke 
Verbreitung dieser Unternehmungsform. Die erwähnten Vor- 
züge bewegen sich in folgender Richtung: die Aktiengesellschaft 


16) Ich verzichte, um die Einheitlichkeit der Darstellung zu wahren, auf 
eine nähere Schilderung der russischen Konzessionspolitik. 
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besitzt weit größere Autonomie als der Staatstrust; sie unter- 
steht weder administrativ noch in wirtschaftlich-operativer Hin- 
sicht den örtlichen oder zentralen Staatsorganen (innerhalb der 
allgemein staatlichen Regulierung). Ferner kann nach Art. 364 
und I8 die Liquidierung einer Aktiengesellschaft, im Gegensatz 
zu den staatlichen Unternehmungen, nur in ganz bestimmten 
Fällen vorgenommen werden. Ebenso dürfen von Aktiengesell- 
schaften abgeschlossene Geschäfte, selbst wenn sie sich als nach- 
teilig herausstellen sollten, nicht für ungültig erklärt werden 
(Art. 30); es fällt desgleichen die Verpflichtung fort, die Ver- 
träge mit Privatpersonen notariell bestätigen zu lassen; außer- 
dem sind sie nicht gehalten, ihre Operationen durch die Waren- 
börse vorzunehmen und die außerbörslichen Abschlüsse zu regi- 
strieren; diese und eine Reihe anderer günstiger Umstände ver- 
schaffen den Aktiengesellschaften eine feste Position und er- 
klären ihre relativ große Verbreitung in Sovjetrußland. Als 
typische Unternehmungsform darf die staatliche oder gemischte 
Aktiengesellschaft jedoch nicht angesehen werden, zu schweigen 
von der ohne staatliches Kapital gebildeten, die einstweilen noch 
völlig bedeutungslos ist. | 

Wir schließen die Untersuchung über die Sr ons 
formen des Staatskapitalismus mit einer kurzen Analyse der 
Syndikate ab. Die Zusammenfassung der Trusts in Syn- 
dikate hat im Februar 1922 begonnen und ist in der Gegenwart 
annähernd vollendet. Ueber den Syndizierungsprozeß gibt 
folgende Zusammenstellung Aufschluß: 





Prozent. Verhält- 
Zahl nis der syndizier- 





Zahl Zahl | Fit 
Syndikat !?) der der der ander 
Trusts | Betriebe | Arbeiter vertrusteten 
Arbeiter 

Tertib. ai u ee a 38 406 228 000 49 
Kohlen... ... is we .% 8 329 104 000 89 
Naphtha . . . 2.2.20. 3 38 43 000 97 
Papier . . D a i 9 33 13 000 100 
Landw. Maschinen ne en 5 24 6 700 84 
Leder a s, 3. 8 % 26 171 2I 000 60 
Spiritus. - 2 2 2 220% 20 382 5 600 85 
Zusammen !). . . 2... 176 |a 791 525 000 83 


17) Es sind nur die wichtigsten charakteristischen Syndikate angeführt 
18) Die in dieser Rubrik angegebenen Ziffern beziehen sich auf die Gesamt- 
zahl der Syndikate. 
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Zu Beginn der Entwicklung definierte das Gesetz die Syn- 
dikate wie folgt: »Das Syndikat ist eine zeitlich 
unbegrenzte VereinigungindustriellerVer- 
bände und Unternehmungen mit Rechten 
einer juristischen Person, die auf genossenschaft- 
licher Grundlage organisiert sind.« Es wäre hinzuzufügen: und 
zur Ausschaltung der Konkurrenz unter 
den Trusts führen sollen. »Sie regulieren die Preise, 
die Produktion, und (oder) den Absatz der Mitglieder und führen 
verschiedene Handels-, Transport-, Versicherungs- und Kredit- 
operationen aus und zwar entweder auf eigene Rechnung oder 
in Eigenschaft eines Kommissionärs der Mitglieder.« Die Syn- 
dikate sind nur zum Teil ein Produkt künstlicher Oıganisationsbe- 
strebungen, sie sind überwiegend, dem natürlichen Bedürfnis ent- 
sprechend, entstanden und organisch gewachsen. Auch die rus- 
sischen Syndikate sind, unseren deutschen Kartellen entsprechend, 
Unternehmerverbände mit monopolistischem Zweck, wenngleich 
das Monopol sich überhaupt nicht gegen die Arbeitnehmer und 
nur bedingt gegen die Konsumenten richtet. Verbilligung der 
Produktion wird in erster Linie angestrebt. Ihnen fehlte zunächst 
jegliche Rechtsbasis. Der Staat hat sich erst durch das mehr- 
fach genannte »Dekret über Trusts« vom Ir. April 1923 dazu 
bequemen müssen, sie anzuerkennen. 

Man kann die staatskapitalistischen Syndikate (von ihnengilt, 
allerdings nicht in sohohem Maße, dasselbe, was über die Trusts be- 
züglich der Analogie mit den westeuropäisch-kapitalistischen aus- 
geführt wurde) in mehrfacher Hinsicht gruppieren. Territorial 
unterscheiden wir Allrussische Syndikate und -Gebiets(Oblasti-) 
Syndikate, die sich rechtlich nicht unterscheiden. Doch liegt es in 
der Natur der Dinge, daß die »örtlichen« Syndikate, deren Sitz 
und Tätigkeit fern vom Regierungszentrum liegt, wie z. B. das 
Uralmetallsyndikat oder das Meiereisyndikat des Kubangebietes, 
der unmittelbaren Beeinflussung durch die Moskauer Wirtschafts- 
organe entrückt sind. Es fehlt deshalb nicht an Stimmen, die die 
Schädlichkeit der Gebietssyndikate nachzuweisen suchen, separa- 
tistische Bestrebungen der »kleinen unabhängigen Syndikates 
fürchten und zudem meinen, daß sie ihre Tätigkeit zum Nach- 
teil der Staatsinteressen entfalten würden. Ein programmatischer 
Aufsatz in der Moskauer Industrie- und Handelszeitung !?) 





1%) Vom 1. Juli 1923. 


Zur Organisation der russischen Industrie. 797 


schließt mit folgenden Worten: »Das Recht der einzelnen Trusts, 
sich in Gebietssyndikate zusammenzuschließen, kann nicht als 
normal bezeichnet werden, und die Genehmigung zur Organi- 
sation solcher Syndikate (soweit sie nicht einfach Gebiets- 
abteilungen Allrussischer Syndikate sind) darf nur in den selten- 
sten Fällen erteilt werden.« Der Kampf gegen die Gebiets- 
syndikate scheint mir nur aus der bolschevikischen, immer noch 
von dem Gedanken einer bureaukratischen Zentralisation durch- 
drungenen Mentalität erklärlich. Alles, was nicht auf dem 
Wege des Dekrets geschaffen wird, sondern aus inneren Not- 
wendigkeiten entsteht, wird als verwerflich bekämpft. Aus diesem 
Grunde verstummen auch nicht die Stimmen, die sich gegen die 
Syndikate an sich, auch gegen die Allrussischen, richten. Man 
verdammt sie wegen ihrer Monopolnatur, ohne zu bedenken, 
daß sie nur in geringem Grade die Möglichkeit haben, eine preis- 
verteuernde Politik zu treiben. Die Preishöhe wird z. Z. in 
Sovjetrußland neben den Produktionskosten in erster Linie 
durch direkte und indirekte Steuern, Zölle, Transportkosten 
u.a.m. bestimmt. 

Eine andere Einteilung ist die in freiwillige und Zwangs- 
syndikate. An den freiwilligen Syndikaten können sich Aktien- 
gesellschaften und private Einzelunternehmungen mit Ge- 
nehmigung des OVWR. beteiligen. 

Die Syndikate sind selbständiger als die Trusts: das 
kommt schon bei ihrer Finanzierung zum Ausdruck. 
Diese geht in der Weise vor sich, daß die beteiligten Trusts Ein- 
lagen vornehmen, deren Höhe entweder durch den Wert der 
Produktion des in Frage stehenden Trusts bedingt ist, oder durch 
die Vertreterversammlung festgelegt wird. Nach der Höhe der 
Einlagen bestimmt sich der Gewinnanteil. Die Haftpflicht ist 
folgendermaßen geregelt: Syndikate, bei denen das System der 
Einlagen durchgeführt ist, haften mit diesen; wo keine Einlagen 
gefordert werden, bestimmt die Vertreterversammlung die Höhe, 
bis zu welcher jeder beteiligte Trust zur Haftung herangezogen 
werden darf. Die Leitung der Syndikate liegt in den Händen 
der Vertreterversammlung, in der jeder Trustvertreter über eine 
den Einlagen entsprechende Stimmenzahl verfügt. 

Durch ein gegenwärtig °°) in Vorbereitung befindliches 
Gesetz, das bereits vom OVWR. gebilligt ist und dessen Durch- 


20) September 1924. ii 
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führung daher nicht in Frage steht, wird die Rechtslage der 
Syndikate erneut festgelegt und, entsprechend der im Frühjahr 
1924 erfolgten »Linksschwenkung« der sovjetrussischen Wirt- 
schaftspolitik, eine engere Bindung der Syndikate an die obersten 
Verwaltungsbehörden in Aussicht genommen. Da es in den 
Augen der russischen Wirtschaftspolitiker »unzweckmäßig er- 
scheint, den Trustvereinigungen eine völlige Unabhängigkeit 
von den die Industrie regulierenden Staatsorganen zu gewährens, 
behält sich das zuständige Volkskommissariat bei den Konven- 
tionalsyndikaten das Recht vor, die abgeschlossenen Konven- 
tionen zu bestätigen; bei den Produktionskartellen hingegen 
haben die Kommissariate das Recht, den Trusts die Beteiligung 
an den Syndikaten zu gestatten, die Anordnungen der Verwal- 
tung und der Vertreterversammlungen abzuändern und die 
Gewinnbeteiligung festzusetzen. Die Revisionskommissionen sind 
von jetzt ab nicht nur Organe der Syndikate, sondern gleich- 
zeitig der Volkskommissariate und haben nach deren Direktiven 
zu handeln. Nicht verwirklicht ist im Projekt der Gedanke, 
die Mitglieder der Verwaltung und Revisionskommissionen durch 
das Präsidium des OVWR. ernennen zu lassen, da, wie F. Dzer- 
zinskij treffend ausführte, bereits die das Syndikat bildenden 
Trustverwaltungen vom OVWR. bestimmt werden. »Die Trust- 
leitungen wählen die Organe des Syndikates, die ihrerseits 
Organisationen darstellen, die als ganzes dem OVWR. unter- 
stellt sind. Diese Abhängigkeit genügt in jeder Hinsicht.« 

Es ist nicht zu leugnen, daß die beabsichtigte Neuregelung 
eine erhebliche Verschlechterung der bisherigen Lage bedeutet. 
Die Selbständigkeit, die den Syndikaten in . gewissem Umfang 
zugebilligt worden war, wird stark eingeschränkt werden. Sie 
nähern sich infolgedessen dem Typ der ehemaligen Hauptver- 
waltungen .und verlieren einen Teil ihrer wirtschaftlichen Be- 
wegungsfreiheit, schon dadurch, daß den Kommissariaten das 
Recht eingeräumt werden soll, sich in ihnen zu betätigen (der 
OVWR. ist bereits jetzt mit rund 25 Mill. Rubel an mehreren 
Unternehmungen beteiligt). 

Ueber die praktischen Auswirkungen des Syndizierungs- 
prozesses kann einstweilen nichts mit Bestimmtheit ausgesagt 
werden. Das in Deutschland vorhandene Material ist zu dürftig, 
um sichere Schlüsse zuzulassen. Nur das eine scheint jetzt schon 
festzustehen: groß sind die Erfolge jedenfalls nicht. Sie können 
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es auch nicht sein. Wie die vorstehenden Ausführungen deut- 
lich beweisen, ist der Unterbau, auf dem die Syndikate ruhen, 
— Trust, Fabrik —, so mangelhaft und unsolide angelegt, rich- 
tiger ausgedrückt: konstruiert, daß ejn Versagen der Syndikate 
nicht ihnen zur Last gelegt werden darf. 

Wir sind am Ende unserer Untersuchung über die Organi- 
sation der Staatsindustrie zur Zeit des Staatskapitalismus an- 
gelangt. Während der Erörterungen habe ich an mehr als einer 
Stelle die Organisationsmängel beleuchtet und der Ansicht 
Ausdruck verliehen, daß auch dieses Wirtschaftssystem kaum 
in der Lage sein dürfte, den so dringend notwendigen Aufbau 
Rußlands zu meistern. Diese Vermutung wird durch die Er- 
gebnisse der drei letzten Jahre vollauf bestätigt. 

Die Entwicklung der Produktion gestaltete sich wie folgt: 


Erzeugnisse OOO OTi | aog | imo | non | mn 1913 nzo | 1921 | 1922 


Kohle . . . 2. 2 2 2 02. 100 koes ea ea ee ee ee E ee 27 3I 34,0 
Erz... u a D m. g. a ane S 100 6 6 2,2 
Leder s o a #8. eo 100 38 44 38,0 
Tabak. . . s 100 50 80 66,0 
Pharmazentische rrengnise : 100 15 23 19,0 
Walzeisen. . . . 2 2... 100 6 4 JI 
Naphtha . . . a a a a’ 100 41 42 49,0 
Lokomotiven . . . ... 100 15 12 17,0 
Wollgespinst . . . . 2... Ioo 23 17 27,0 
Papiers. 3 u a2. a 100 25 22 17,0 
Schuhwerk. . . . » . . . | 100 II | 18 5,0 


Der Wert der Produktion für die wichtigsten Industriezweige 
(Kohle, Naphtha, Erz, Metall, Textil, Elektrotechnik, Gummi-, 
Leder- und chemische Industrie) ist sehr langsam gestiegen; 


er betrug: 
Prozent zu 1913 


1920. . . . 220000000 Rubel 11,0 
I92I. . . . 404370000 » 15,9 
I922. . . . 500600000 >» 19,6 


Im Jahre 1923 ist die industrielle Produktion um 21,8 v. H. 
gegen 1922 gestiegen. Im allgemeinen beläuft sich gegenwärtig 
die Produktion auf etwa 30 v. H. der Vorkriegserzeugung. Einzelne 
Industriezweige bleiben weit darunter (Hütten- und Metall- 
industrie), andere (Petroleum- und Steinkohlengewinnung) über- 
schreiten diese Norm. Zusammenfassend können wir feststellen, 
daß die Produktion sich in einigen Industriezweigen gehoben 
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hat, in anderen stagniert oder gar zurückgeht. Zum anderen: 
die Finanzlage der russischen Industrie ist so schlecht, daß die 
volkswirtschaftliche Nützlichkeit und Zweckmäßigkeit der ge- 
steigerten Produktion mehr denn zweifelhaft erscheint. Im 
Mittel dürfte, wie angedeutet, die russische Industrie etwa 
ein Drittel der Vorkriegsproduktion erreicht haben. Dabei 
müssen in die Zuverlässigkeit der sovjetrussischen Statistik be- 
rechtigte Zweifel gesetzt werden. Die neuesten offiziellen An- 
gaben sprechen von einem weiteren langsamen Ansteigen der 
Produktion. Zugegeben, die mitgeteilten Ziffern entsprächen 
voll der Wirklichkeit: die Zunahme bleibt trotzdem so gering- 
fügig, daß das eigentliche Problem nicht gelöst wird. Die Frage 
lautet: Kann der sovjetrussische Staatskapitalismus aus eigenen 
Kräften den Wiederaufbau des Landes durchführen? Die Ant- 
wort muß verneinend ausfallen, weil, trotz dreijähriger eifrigster 
Bemühungen, die erzielten Fortschritte (soweit solche überhaupt 
zu verzeichnen sind) mit dem binnen kurzem zu erreichenden 
Ziel gar nicht in Parallele zu setzen sind. Die bisherigen Resultate 
können den berechtigten Erwartungen auch deshalb nicht ent- 
sprechen, — und dies scheint mir weitaus das Wichtigste zu 
sein, — weil die Organisation als solche den 
einfachsten wirtschaftlichen Grundsätzen 
nicht entspricht. Darauf sind auch die einander jagenden 
Krisen zurückzuführen, die unter der Neuen Wirtschaftspolitik 
Sovjetrußland immer wieder erschüttern. Rohstoffkrisen, Heiz- 
mittelkrisen usw. lösen einander ab. Handelte es sich bisher 
scheinbar um Krisen, die auf bestimmte, eng umgrenzte Ur- 
sachen zurückzuführen waren, so wird der Wirtschaftskörper 
des Landes seit dem Herbst 1923 von einer Krise erschüttert, die 
sein weiteres Funktionieren überhaupt in Frage stellt, und das 
Versagen des ganzen Systems mit einem Schlage offenbart. 
Trotz gesteigerter Produktion, die andererseits den tatsächlichen 
Bedürfnissen der Konsumenten bei weitem noch nicht gerecht 
wird, wird Rußland gegenwärtig von einer Absatzkrise heim- 
gesucht, wie sie bisher ein kapitalistischer Staat nie erlebt hat. 
Die Katastrophe — um eine solche handelt es sich — ist zurück- 
zuführen auf die Vernichtung der Wertrelation zwischen land- 
wirtschaftlichen und industriellen Produkten. Die Bauern- 
schaft, die große Masse der Verbraucher gewerblicher Erzeug- 
nisse, ist nicht mehr in der Lage, die städtische Produktion zu 
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kaufen. Während der Bauer vor dem Kriege für einen Pflug 
Io Pud Roggen gab, mußte er im Winter 1923/24 36 Pud 
opfern. 1913 kostete ein Paar Stiefel ro Pud, Ende 1923 250; 
Salz 4 Pfund, jetzt 3 Pud usw. Die Ursache hierfür ist in den 
niedrigen Getreidepreisen einerseits und in den hohen Preisen 
. für Industrieerzeugnisse andererseits zu sehen. Jene diktiert 
der Staat als Monopolkäufer, um das Getreide mit bedeutendem 
Gewinn im Ausland absetzen zu können; diese sind durch die 
Organisation der Industrie bewirkt, die eine erhebliche Ver- 
teuerung der Produktion bedingt. Im einzelnen auf die Produk- 
tionskostensteigerung einzugehen, ist im Rahmen dieser Studie 
unmöglich. Es sei lediglich bemerkt, daß die Umstellung auf 
wirtschaftliche Grundlagen sich gerade in den wichtigsten In- 
dustriezweigen nur scheinbar vollzog. Die aktiven Bilanzen 
der russischen Trusts stellen bloß ein hübsches Buchhalter- 
kunststück dar. Ein Unternehmen gilt als rentabel, wenn der 
Wert der Produktion die Ausgaben deckt. Ob die Erzeugnisse 
abgesetzt werden können, wird nicht in Betracht gezogen. Man 
scheut sich nicht, Warenpreise festzusetzen, die die Kaufkraft der 
Bevölkerung um ein Vielfaches übersteigen. Dazu kommen ferner 
außerordentlich preissteigernde Verbrauchsabgaben, die nicht 
selten die zehnfache Höhe der indirekten Steuern der Vorkriegszeit 
erreichen. So beträgt beispielsweise die Akzise auf Salz 246 v.H. 
der Erzeugungskosten. Die Frachttarife belasten ihrerseits das Pro- 
dukt nicht unerheblich. Dazu kommt ferner die Verteuerung durch 
die vielen Zwischenhände, die das Erzeugnis von der Urproduktion 
bis zum Konsumenten durchlaufen muß. In der Regel handelt es 
sich um sieben Zwischenstationen (Fabrik — Trust — Syndikat 
— Zentralverband der russischen Genossenschaften — Gouverne- 
mentshandelsstelle — Rayonverband — Genossenschaft — Kon- 
sument), von denen jede einen Preisaufschlag vornimmt. Dadurch 
wird die Ware um durchschnittlich 100 v. H. verteuert. Andeu- 
tungsweise sei endlich die geringe Produktivität der Arbeit er- 
wähnt. Zusammenfassend gelangt A. Jugov in dem Zentralorgan 
der russischen Sozialdemokratischen Partei, dem »Sozialistischen 
Boten«?!) mit Fug und Recht zum Schluß, daß »die gegen- 


21) Vom 27. November 1923. Das Tatsächliche über die russische Absatz- 
krise ist diesem Aufsatz entnommen. Zu ähnlichen Ergebnissen gelangt H. 
von Eckardt im Wirtschaftsdienst vom 2. November 1923 und Dr. E. Seraphim 
in der »Königsberger Allgemeinen Zeitungs vom 18. Dezember 1923. Vgl. endlich 
meinen Aufsatz in der »Östwirtschafte vom Juli 1923. 
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wärtige Krise eine Krise des ganzen Systems der 
Sovjetwirtschaft ist. Die Anpassung der industriellen Pro- 
duktion an die Bedürfnisse der Bauern ist nicht voll gelungen. 
Der Gegensatz zwischen Stadt und Dorf ist gegenwärtig genau 
so groß, wie am Ende des Kriegskommunismus. Dieser Gegen- 
satz führte damals zum monopolistischen Staatskapitalismus 
und er muß auch diesmal tiefe Veränderungen des Wirtschafts- 
systems und mit ihm der Wirtschaftsorganisation herbeiführen. 
Ansätze hierzu sind durch die Währungsreform vom 5. Februar 
1924 gegeben, die teilweise das Preisniveau der landwirtschaft- 
lichen Produktion dem der industriellen angeglichen hat. Aber 
auch die Währungsreform ist ernstlich in Frage gestellt, zum 
nicht geringen Teil eben gerade durch die Defizitwirtschaft der 
Industrie ®). So sehen wir auch hier, daß es dringendes Erfor- 
dernis ist, den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit durchzuführen. 
Das heißt aber: Aufgabe der bolschevistisch-kommunistischen 
Grundsätze auf der ganzen Linie, denn Kommunismus (auch in 
der Gestalt des Staatskapitalismus) und Wirtschaftlichkeit 
schließen einander aus. Es scheint beinahe, daß man in leitenden 
Kreisen Sovjetrußlands sich nicht entschließen will, den einzig 
möglichen Weg zu gehen. Es scheint, daß man diesen Weg 
nicht sieht. Nicht staatliche Organisation, 
sondern freie Betätigung des wirtschaf- 
tenden Individuums muß die Losung beim 
Wiederaufbau Rußlands sein. Kompromisse 
gibt es in dieser Frage nicht. 

22) Ueber den Einfluß der Industrieorganisation vgl. meine Studie »Die 


russische Währungsreform des Jahres 1924«, herausgegeben vom Osteuropa- 
Institut in Breslau. Leipzig 1925. 
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Die Sozialisierung bäuerlicher Kleinbetriebe 
in Rumänien. 


Von 


BASIL DUTCZAK. 


Die revolutionären Agrarreformideen des russischen Sowjet- 
staates betreffend die Enteignung des Grund und Bodens, die 
Zuteilung der Bodennutzung an arme Bauern und die »Mili- 
tarisierung des lJandwirtschaftlichen Be- 
triebes« wurden von den Gesetzgebungen Zwischen-Europas, 
zu dem auch das Königreich Rumänien gehört, in mehr oder 
minder verwässerter Form rezipiert. Demgemäß wurde die Ober- 
leitung der landwirtschaftlichen Produktion auf dem enteigneten 
Lande besonderen behördlichen Anstalten übertragen. In Ru- 
mänien wurde diese hochwichtige Aufgabe auf Grund der in 
den Jahren 1920/21 erlassenen Agrarreformgesetze der Zentral- 
kasse für Bodenzuweisung, die kurz »„Zzentralkasse« be- 
zeichnet werden soll, überwiesen. 

Zwecks Ermöglichung der Bewältigung der bezüglichen 
Sozialisierungsarbeit wurde zwischen der Zentralkasse und den 
Bauern, denen der enteignete Grund und Boden zugewiesen 
wurde, den »Agrarreformbauern«, ein besonderes Rechtsverhält- 
nis, welches in ein eigenartiges, das Recht zur Auslese der Agrar- 
reformbauern mitumfassendes Obereigentum der Zentral- 
kasse ausmündet, geschaffen. 

Nachfolgende Zeilen sollen einen kleinen Beitrag zur Be- 
leuchtung dieses Rechtsverhältnisses und der daraus resultieren- 
den rechtlichen und wirtschaftlichen Lage der Agrarreforımbauern 
sowie zur Andeutung der Richtlinien für weitere unbedingt not- 


wendige Agrarreformen in Rumänien liefern. — 


* 
X * 
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I. Einleitung. 


Die Uhr der großen Grundherrschaft in Rumänien ist durch 
die seit dem Ausgange des Weltkrieges einsetzenden Grund- 
enteignungsgesetze zum Ablaufen gebracht worden. Infolgedessen 
wurden dem Staate trotz vielfacher Unregelmäßigkeiten, die bei 
der Durchführung des Enteignungsverfahrens unterlaufen sind, 
rund sechs Millionen Hektar lastenfreien und landwirtschaftlich 
nutzbaren Grund und Bodens zwecks Gründung bäuerlicher 
Kleinbetriebe zur Verfügung gestellt. Die bezügliche — unter 
Zugrundelegung geltender Agrarreformgesetze in Angriff ge- 
nommene — Kolonisierungsarbeit des rumänischen Staates schrei- 
tet unaufhaltsam vorwärts. 

Angesichts dessen drängt sich die hochwichtige Frage auf, 
ob diese wirtschaftliche Organisation, die mit der Zeit eine 
radikale Umwälzung wirtschaftlicher und sozialer Verhältnisse 
in den Dörfern Rumäniens zur Folge haben muß, auf Grund der 
geltenden Gesetze die wirtschaftliche Kraft Rumäniens auf dem 
Gebiete der Landwirtschaft heben wird, mit anderen Worten, 
ob die Agrarreformbauern in eine solche rechtliche und wirt- 
schaftliche Stellung gebracht werden, daß sie sich zu Trägern 
des ökonomischen Fortschrittes emporheben können. — 


II. Die Ausgestaltung der inneren Kolonisation seit der zweiten 
(Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts. 


Zwecks Herausarbeitung eines richtigen Urteiles über die 
eben aufgeworfene Frage ist es unerläßlich, vorerst die leitenden 
Grundsätze und Resultate derjenigen epochemachenden inneren 
Kolonisationen kurz zu skizzieren, die staatlicherseits im Rahmen 
der auf Privateigentum und rechtlicher Freiheit des wirtschaft- 
lichen Verkehrs fußenden Volkswirtschaften eingeleitet und be- 
reits durchgeführt worden sind, zumal nur so die innere Struktur 
und die Tragkraft des seitens des rumänischen Staates auf- 
zuführenden Kolonisationsbaues erschlossen und ins richtige Licht 
gestellt werden kann. 

Beginnen wir mit der nordamerikanischen Union. 

Die im Laufe des ıg. Jahrhunderts erfolgte Besiedelung des 
Westens des Uniongebietes kann mit vollem Rechte als die 
»größte Kolonisation aller Zeiten« bezeichnet werden. Das Ge- 
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heimnis dieser welthistorischen Großtat des amerikanischen 
Volkes besteht darin, daß die Bundesregierung, in deren Händen 
die Leitung der. Kolonisation lag, keine partei- oder staats- 
politische, sondern rein wirtschaftliche Ziele verfolgte. 
Die Bundesregierung beschränkte sich nämlich auf die Ver- 
messung und Veräußerung des Landes, während die Ausführung 
der Ansiedlung der freien Tatkraft der Ansiedler überlassen wurde. 

Die Vermessung wurde von den Bundesbeamten in der Weise 
durchgeführt, daß das Bundesland vorerst in — je 6 englische 
Meilen lange und breite — Quadrate, die zu territorialen Grund- 
lagen von Gemeinden, sog. »Townships«, erhoben wurden, auf- 
geteilt, diese Quadrate sodann in 36 kleinere Quadrate, Sektionen 
genannt, unterteilt und letztere wieder geviertelt wurden. Jede 
derartige besonders numetıierte Sektion im Ausmaße von 164 acres 
— 64 ha bildete den Rahmen für je eine Farm. 

Das Recht zur Niederlassung auf einer solchen Sektion stand 
nach dem — bei Ausbruch des Bürgerkrieges erlassenen — 
grundlegenden Heimstättengesetze vom 20. Mai 1862 jedem voll- 
jährigen Mann, der Bürger der Vereinigten Staaten war oder 
es zu werden erklärte, zu. Nach Ablauf von fünf Jahren über- 
ging das bezügliche Land gegen Entrichtung einer geringen Taxe 
ins unbeschränkte und lastenfreie Eigentum des Ansiedlers, 
jedoch nur unter der Bedingung, daß er solches während dieser 
Frist ununterbrochen bewirtschaftet und sich soerarbeitet 
hatte. 

Auf Grund dieses Gesetzes, das den Bauern den Vorrang 
vor den Kapitalisten sicherte, wurden in verhältnismäßig kurzer 
Zeit spann- und maschinenfähige Bauerngüter auf einem Areale 
von nicht weniger als 150 Millionen acres gleich 64 Millionen 
Hektar gegründet. — Das für den Betrieb solcher — ein wirt- 
schaftliches Ganze bildender — Farmwirtschaften vorgesehene, 
in Amerika noch immer vorherrschende Einzelhofsystem bietet 
unschätzbare wirtschaftliche Vorteile. Jedes Grundstück ist 
leicht aufzufinden; die Grenzstreitigkeiten sind beinahe ganz 
ausgeschlossen; es gibt keine Gemengelage, keine weitgelegene 
Parzellen und keine Wegservituten. — 

Diese wirtschaftlich zweckmäßigste Form des linäwertschälte 
lichen Betriebes übt außerdem auf die Charakterentwicklung 
des Farmers einen starken Einfluß aus. Sie stählt seine Tatkraft 
und sein Unabhängigkeitsgefühl. Infolge eines musterhaft organi- 
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sierten Unterrichts- und Versuchswesens nimmt überdies jeder 
Farmer nicht nur alle ökonomisch-technischen Errungenschaften 
rasch auf, sondern wird auch ein selbständig denkender und 
handelnder Geschäftsmann, ein wahrer landwirtschaft- 
licherUUnternehmer. Solche Menschen bieten die sicher- 
ste Gewähr dafür, daß die Alleinherrschaft des Großkapitals und 
der Großindustrie in den Vereinigten Staaten Amerikas niemals 
Platz greifen wird, zumal die — im Gefolge des unvermeidlichen 
Ueberganges der Farmwirtschaften zur intensiven Kultur sich 
herausbildenden — bäuerlichen Kleinbetriebe stets in der Lage 
sein werden, die industriellen Arbeiterreservearmeen aufzusaugen 
und in weiterer Folge das wirtschaftliche Gleichgewicht zu er- 
zwingen. So ist der — den Grundstock des amerikanischen 
Mittelstandes bildende — Farmerstand das Fundament der wirt- 
schaftlichen Größe, der Demokratie und der Weltmachtstellung 
der Vereinigten Staaten Nordamerikas geworden. 

Soviel über die nordamerikanische Union. — 

Ebenso wie in der nordamerikanischen Union haben rein 
wirtschaftliche Kräfte auch im kleinen Dänemark 
einen Bauernstand hervorgebracht, der mit seinen, auf genossen- 
schaftlicher Grundlage gewonnenen Produkten in kurzer Zeit 
auf dem Weltmarkte den Vorrang vor andern Konkurrenten 
errang. 

Die dänischen Bauern waren bekanntlich, ebenso wie die 
Bauern in anderen europäischen Staaten, infolge des jahrhunderte- 
lang andauernden Schollbandes, das rechtlich der Leibeigenschaft 
gleichkam, bis Ende des 18. Jahrhunderts nur »stumpfsinnige 
Schollenpuffer«, gekettet an ihre Herrenhöfe, ohne jede Aussicht 
und daher auch jeden Drang nach einem ökonomischen Fort- 
schritte, zumal die ihnen zur Bebauung belassenen Felder in 
Feldgemeinschaft und Flurzwang gefesselt waren. 

Die allgemeine Erkenntnis, daß die Feldgemeinschaft ein 
unüberwindliches Hindernis für den unerläßlich gewordenen öko- 
nomischen Fortschritt des landwirtschaftlichen Betriebes bilde, 
zeitigte gegen Ende des 18. Jahrhunderts die — auf Aufhebung 
der Feldgemeinschaft und Zusammenlegung bäuerlicher Gründe 
gerichtete — Reformgesetzgebung, die zur Folge hatte, daß die 
Bauern nach und nach zur rationellen Koppelwirtschaft über- 
gingen, die Gutshöfe hingegen unter dem Drucke der ökonomi- 
schen Kräfte, denen freies Spiel gewährt wurde, größtenteils 
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zerstückelt wurden. An Stelle der Gutshöfe rückten mittlere 
Bauernwirtschaften ein. 

Nach der heutigen Agrarverfassung Dänemarks stehen die 
bäuerlichen Besitzer im Vordergrunde der landwirtschaftlichen 
Berufsklassen. Die bäuerlichen Betriebe mit 5—60 ha machen 
45%, aller Besitzungen aus; neben ihnen hat sich infolge der 
Bevölkerungszunahme eine breite Schicht von Kleinbauern und 
Parzellenbesitzern entwickelt. Diese bäuerlichen Betriebe haben 
sich im Genossenschaftswesen, welches durch die 
Volkshochschule vorbereitet wurde, eine Organisation 
geschaffen, die ihnen die technischen Vorteile des Großbetriebes 
verschafft hat. Ueberdies haben sie infolge ihrer auf der Familie 
ruhenden und daher die intensivste Bodenkultur ermöglichenden 
Arbeitsgliederung vor dem landwirtschaftlichen Großbetriebe 
einen derartigen Vorsprung gewonnen, daß sie auf dem Gebiete 
des Butter-, Fleisch- und Eierexportes auch auf dem Weltmarkte 
den Wettkampf erfolgreich aufnehmen konnten. 

Es ist daher erklärlich, daß die Agrarpolitik des Dänenstaates 
nicht nur die Erhaltung, sondern auch die Herausbildung klein- 
bäuerlicher Betriebe sich zur Hauptaufgabe gemacht hat. In 
Verfolg dessen schritt Dänemark, als gegen Ende des 19. Jahr- 
hunderts sich zeigte, daß infolge der Bevölkerungszunahme aut 
dem Lande ein landloses Bauernproletariat sich auszubreiten 
beginnt, zur Ansiedlung von Landarbeitern mit staatlichen 
Mitteln. 

Diese innere Kolonisation verfolgt den Zweck, tüchtigen 
Arbeitern durch Zuweisung von Grund und Boden das Auf- 
rücken in den Kleinbauernstand zu erleichtern. Die Boden- 
zuweisung erfolgt gesetzmäßig nur nach erfolgter Prüfung der 
Würdigkeit des Petenten seitens der Ansiedlungskommissionen. 
Der Antragsteller muß als fleißiger, nüchterner und sparsamer 
Mann von zwei Gewährsmännern geschildert sein, darf keine 
öffentliche Armenunterstützung genossen haben und nicht wegen 
einer ehrlosen Handlung verurteilt worden sein. Außerdem wird 
verlangt, daß der Gesuchsteller Staatsangehörigkeit besitzt, 
wenigstens 25 Jahre alt ist, und daß er ein Mindestvermögen 
von 400 Kr. sein eigen nennt. Sind alle diese Bedingungen 
erfüllt, dann erklärt ihn die Kommission für würdig, staatliche 
Unterstützung für den Erwerb von Grund und Boden zu erhalten. 
Jeder derart qualifizierte Arbeiter kann nach Aufführung des 
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Wirtschaftsgebäudes die Auszahlung eines — als erste Hypothek 
auf sein Besitztum zu versichernden — staatlichen Darlehens, 
das mit 3%, verzinst wird, verlangen. Die durchschnittliche 
Größe des staatlicherseits bis ®/,, des Kaufpreises belehnbaren 
Häuslergutes (»Husmändstelle«) ist vom Gesetze auf 2 bis 23⁄4 ha 
festgesetzt. 

Der Erfolg dieser seit Igoo einsetzenden Kolonisation ist 
der, daß der Häuslerstand in Dänemark durch die Einbeziehung 
in die Genossenschaftsorganisation zu einer wirtschaftlich, sozial 
und auch politisch selbständigen Schicht der dänischen Land- 
bevölkerung herausgewachsen ist; der dänische Husmänd ist 
heute nicht mehr ein unfreier Landarbeiter, sondern ein freier 
und vielfach wirtschaftlich selbständiger Kleingrundbesitzer. Daß 
diese dänische innere Kolonisation auch vom rein wirtschaft- 
lichen Standpunkte gesehen ein günstiges Resultat gehabt hat, 
wird dadurch bewiesen, daß bis zum Kriegsausbruch im Laufe 
von II Jahren nur 16 Zwangsversteigerungen unter den an- 
gelegten 5800 Husmändstellen vorgekommen sind; ein Zeichen 
dafür, daß sich diese Stellen infolge einer vortrefflichen 
und wirtschaftlich richtigen Auslese der An- 
siedler fast ausnahmslos haben halten können, zumal sie ihre 
Arbeitskraft in zahlreichen mittelbäuerlichen Betrieben, die mehr 
als 15 ha Land haben, verwenden können. 

Nunmehr kann zur Würdigung der »großen Agrarreform«, 
die anfangs des 20. Jahrhunderts in Rußland, dem größten 
Agrarstaate der Welt, vor Ausbruch des Weltkrieges in Angriff 
genommen wurde, geschritten werden. 

Diese Agrarreform hat die bereits dargelegten rein wirt- 
schaftlichen Grundsätze, die der Grundbesitzverteilung und dem 
Aufbaue der Landwirtschaft in der amerikanischen Union und 
in Dänemark zugrunde gelegt wurden, zum größten Teile rezi- 
piert. 

Der weitblickende Minister und Staatsmann Stolypin er- 
kannte ganz richtig, daß das Hauptgebrechen der in Rußland 
im Jahre 1861 erfolgten Aufhebung der Leibeigenschaft darin 
bestehe, daß die vom rechtlichen Arbeitszwange befreiten Bauern 
keine wirtschaftliche Freiheit erlangten, vielmehr in eine vielfach 
noch härtere wirtschaftliche Sklaverei der Mirgemeinde, aus der 
sie sich infolge der Solidarbürgschaft für die auf die Mirmitglieder 
entfallenden öffentlichen Abgaben nicht loslösen können, gebracht 
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wurden. Ueberdies hatte die außergewöhnliche, seit 1861 da- 
tierende Volksvermehrung in Rußland zur Folge gehabt, daß 
die Landanteile (»Nadjels«) der Mirmitglieder übermäßig ver- 
kleinert und die zur Nutzung zugewiesenen Grundstücke zer- 
splittert wurden. Nachdem bei dieser Sachlage die Hebung der 
landwirtschaftlichen Kultur gar nicht möglich war, wurde ein 
großer Teil der Mirbauern zur Binnenwanderung gezwungen. 
Aus dieser Bauernschichte konnte sich infolge der Nadjelsrecht- 
fesseln ein Arbeiterstand nicht herausbilden, weshalb auch eine 
eigene russische Industrie sich nicht recht entwickeln konnte. — 

Angesichts dessen sowie nachdem infolge des für Rußland 
ungünstigen Ausganges des Krieges mit Japan die revolutionäre 
Bewegung auch auf bäuerliche Volksmassen übergriff, erging 
das — eine radikale Verbesserung der Agrarverfassung sowie 
Landaufteilung verheißende — kaiserliche Manifest vom 22. No- 
vember 1906 und sodann das grundlegende Agrarreformgesetz 
vom 23. Juni IQIo. 

Das Hauptziel dieses Gesetzes war auf die Sprengung der 
Mirgemeinschaft und Gründung selbständiger bäuerlicher Stellen 
zu unbeschränktem Privateigentum gerichtet, wobei das Einzel- 
hofsystem nach dem amerikanischen Vorbilde, das sog. Chutor- 
system, zur regelmäßigen Betriebsform solcher Stellen ausersehen 
wurde. Gleichzeitig mit dieser Neuordnung der Agrarverfassung 
wurde, um einen kräftigen und staatstreuen bäuerlichen 
Mittelstand zu schaffen, auch eine umfassende Neu- 
zuteilung von Land ins Werk gesetzt. Die Durchführung dieser 
inneren Kolonisation wurde der Agrarbank anvertraut. Hiebei 
wurde nicht eine einzige Desjatine Land enteignet, vielmehr 
hatte die Agrarbank, die seit dem Gründungsjahre 1882 bis III 
mehr als 6 Millionen Desjatinen von Gutsländereien, Domänen- 
und Apanagengütern im Kaufwege erworben hatte, diese un- 
geheure Fläche, die bis zum Kriegsausbruche durch weiteren 
Ankauf vergrößert wurde, an die in Gemäßheit des erwähnten 
Gesetzes vom 23. Juni IgIO angesiedelten Bauern gegen eine 
ıo%ige Anzahlung des Kaufpreises und höchst günstige Raten- 
zahlungen weiterverkauft. 

Auf diese Weise wurden seitens der Agrarbank in Zusammen- 
arbeit mit den Agrarkommissionen bis zum Ausbruche des Welt- 
krieges auf einem Areale von 20 Millionen Desjatinen Landes 
selbständige und lebensfähige Bauernstellen von durchschnittlich 
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10—20 ha Umfang gegründet und eingerichtet. Die Fortführung 
dieser — zur Kräftigung des staatlichen Organismus in Rußland 


bestimmten — Kolonisationsarbeit wurde seitens des auf den 
Trümmern des russischen Imperiums entstandenen Sowjetstaates 
eingestellt. 


Bevor zur Kritik der von diesem Staate dekretierten neuen 
revolutionären Agrarreform geschritten wird, ist es zweckmäßig 
die charakteristischen Züge der inneren Kolonisation im ehe- 
maligen Königreiche Preußen und in der ehemaligen englischen 
Provinz Irland mit kurzen Strichen zu skizzieren. 

In Preußen wurde die bäuerliche Ansiedlung auf Grund 
des Gesetzes vom 26. April 1886, welches in der Folge mehrfach 
ergänzt und novelliert wurde, eingeleitet. Diese Kolonisation 
wurde im Gegensatz zu den bis nun erörterten Agrarreformen in 
das Prokrustesbett der — aufdieEntnationalisierung 
der preußischen Polen gerichteten — Politik ein- 
gezwängt und daher auf die Ansiedlung von Landwirten deut- 
scher Nationalität eingeschränkt. Diesem innerpolitischen Zwecke 
gemäß wurde einerseits die staatliche Kolonisierungstätigkeit 
besonders organisiert, anderseits wurden für die Ansiedlerstellen 
zwecks deren dauernder Erhaltung in den Händen der Deutschen 
eigene Besitz- und Kreditformen geschaffen. — 

In beiden Richtungen haben es die mit besonderem Organı- 
sationstalent ausgestatteten Preußen zur Vollendung gebracht. 

Zur Zeit der Erlassung des Gesetzes vom 26. April 1886 hatte 
sich — im Anschluß an die Gedanken von Rodbertus, die 
er in seiner Schrift »Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen 
Kreditnot des Grundbesitzes« entwickelt hatte, — die Erkenntnis 
gefestigt, daß der Grund und Boden die Natur eines Rentenfonds 
hat, demzufolge für ihn keineswegs die Kapitalschuld, sondern 
nur die unkündbare Rentenschuld die naturgemäße Verschul- 
dungsform bilden könne. Dieses Rentenprinzip wurde der inneren 
Kolonisation in Preußen zugrunde gelegt. Demgemäß hatte die 
zur Durchführung der Kolonisation in Posen eingesetzte Behörde, 
die »Ansiedlungskommission«, den zur Ansiedlung geeigneten 
Grund und Boden größtenteils von verschuldeten Gutsbesitzern 
angekauft und sodann zwecks Gründung von mittel-“und klein- 
bäuerlichen Wirtschaften an Deutsche im Kaufwege, jedoch nicht 
gegen ein festgesetztes Kaufschillingskapital, sondern gegen Lei- 
stung einer auf Grund des Reinertrages des Grundbesitzes er- 
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mittelten Jahresrente, mit anderen Worten: als Rentengut 
ins Eigentum überlassen. 

Die auf Grund dieses Rentengutssystems vollzogene Koloni- 
sation hatte, nachdem hiebei die Auswahl der Ansiedler sowie 
der Aufbau der Ansiedlerstellen in die Hände des Staates gelegt 
war und nachdem die Vergebung zu Rentengut die Ansiedlung 
von zwar kapitalschwachen, aber nüchternen und fleißigen Wirten 
ermöglichte, jedenfalls eine starke Vermehrung eines fleißigen 
und energischen Bauernstandes in Posen zur Folge gehabt. 

Zwecks Erhaltung der so errichteten Stellen in deutscher 
Hand wurde dem Erwerber des Rentengutes vertragsmäßig die 
reallastartige Pflicht auferlegt, die wirtschaftliche Selbständig- 
keit der übernommenen Stellen durch Erhaltung des baulichen 
Zustandes der darauf befindlichen oder zu errichtenden Gebäude 
sowie des zur Bewirtschaftung der Stelle notwendigen Inventars 
zu sichern. Außerdem behielt sich die Ansiedlungskommission 
für alle Fälle ein Wiederkaufsrecht vor. 

Die in diese Kolonisierung hineingetragene Germanisierungs- 
tendenz bewirkte eine vom Gesetzgeber gar nicht vorausgesehene 
Kräftigung des nationalen Bewußtseins polnischer Volksmassen 
und in weiterer Folge eine großartige Gründung von Spar- und 
Darlehenskassen sowie von Parzellierungsbanken, die — im 
Wege der Vergrößerung bereits bestehender polnischer Häusler- 
und Bauernstellen — einen bis dahin fehlenden polnischen 
Mittelstand, der nunmehr die Hauptstütze der polnischen 
Republik bildet, planmäßig geschaffen haben. — 

Angesichts dieser Gegenaktion der Polen wurde der Markt- 
preis des zur Ansiedlung geeigneten Bodens derart hoch hinauf- 
getrieben, daß der Ankauf desselben seitens der Ansiedlungs- 
kommission und Weiterverkauf an deutsche Bauern und Arbeiter 
unrentabel wurde und daher die Kolonisation noch vor Kriegs- 
ausbruch eingestellt werden mußte, zumal die preußische Regie- 
rung von dem ihr nach dem Gesetze vom 20. März 1908 ein- 
geräumten Expropriationsrechte zwecks Vermeidung von inter- 
nationalen Konflikten mit Oesterreich, dessen Außenpolitik von 
den Polen beherrscht wurde, nur einen spärlichen Gebrauch 
gemacht hatte. 

Während also die preußische Kolonisierungsarbeit in Posen 
trotz ihrer geradezu musterhaften Organisation hauptsächlich 
infolge der naturwidrigen Einzwängung in den mehrfach erwähnten 
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Nationalitätenkampfzum Versanden gebracht wurde, 
hat die englische innere Kolonisation, die in Irland auf Grund 
des Irish Land Act von 1903 (Lex »Wyndham«) nach preußischem 
Vorbilde — hierbei jedoch nach rein wirtschaftlichen Prin- 
zipien — ausgestaltet wurde, geradezu Wunder gewirkt. Aus 
den Jahrhunderte hindurch unterdrückten und verarmten iri- 
schen Pächtern hat sich ein kräftiger Bauernstand herausgebildet, 
der nunmehr als die sicherste Stütze des irischen Freistaates gilt. 

Hervorgehoben sei, daß auf Grund des erwähnten Gesetzes 
vom Jahre 1903, das nicht mit Unrecht als »eine der bedeutend- 
sten Leistungen der Gesetzgebung aller Zeiten« bezeichnet wurde, 
in der Zeit von 1903 bis I9I4 auf den ehemaligen Pächterstellen 
mehr als 305 000 Bauernwirtschaften mit ca. 9 Millionen acres 
= 31, Millionen Hektar im Werte von 93 Millionen Pfund 
Sterling geschaffen wurden. Hiebei wurde der für die Erwerbung 
dieser Bauernstellen erforderliche Kaufpreis, der unter Vermitt- 
lung besonderer Agrarbehörden auf Grund des gesetzmäßig re- 
gulierten Pachtzinses festgesetzt wurde, den Pächtern vom 
Staate vorgeschossen. Die Pächter hatten die staatlichen Vor- 
schüsse mit 234%, zu verzinsen und in 68 Jahren zu tilgen. 

Die auf diese Weise erfolgte Umwandlung der irischen 
Pächter zu Eigentümern — hat, nachdem die durch den Patrioten 
Sir Horace Plunkett inaugurierte Genossenschafts- 
bewegung immer weiter um sich griff — die wirtschaftliche 
Energie und die Arbeitslust der Bauern bedeutend gehoben und 
sohin erst das Herauswachsen Irlands zu einem sich selbst- 
regierenden englischen Dominion ermöglicht. 

Nach dieser Ausführung kann nunmehr das Wesen der seit 
dem Jahre 1917 einsetzenden Agrarreform des russischen S o w- 
jetstaates klargelegt werden. 

Vorausgeschickt sei, daß die zur Durchführung der Stolypıin- 
schen Agrarrefoım eingesetzten Behörden und Kommissionen 
noch vor dem 7. November 1917 von der sog. »vorläufigen 
Kerenskischen Regierung« aufgehoben und daher alle noch nicht 
vollendeten Reformarbeiten eingestellt wurden. Als die Bolsche- 
wiken am 7. November 1917 die staatliche Macht an sich gerissen 
hatten, beschloß am Tage darauf der allrussische Rätekongreß 
auf Lenins Antrag ein eigenes — angeblich von streng marxisti- 
schen Ideen beherrschtes — Agrarreformdekret, das sodann in 
dem im März IgıS erlassenen »Grundgesetze über die So ziali- 
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sierung des Bodens« normartig ausgestaltet wurde. An 
der Spitze dieses Gesetzes steht der Grundsatz: 

Das Privateigentum am Boden wird für immer ab- 
geschafft. 

Gleichzeitig wurde das ganze, den sog. »Landfonds« bildende 
Land einschließlich des Bauernlandes ipso iure und unentgeltlich 
zugunsten des staatlich organisierten Verbandes der Arbeiter- 
und Arme-Bauernräte, kurz zugunsten des russischen Sowjet- 
staates enteignet. 

Aus dem weiteren Inhalte dieses Gesetzes im Zusammen- 
halte mit den in der Folge erlassenen Anordnungen und 
Kundgebungen des obersten Rates geht überdies hervor, 
daß die Agrarpolitik des Sowjetstaates auf die Unterordnung 
des landwirtschaftlichen Betriebes und überhaupt der land- 
wirtschaftlichen Produktion auf dem Landfonds unter die 
staatliche Disziplin gerichtet ist, somit davon ausgeht, daß 
die Militarisierung der Wirtschaft und die Durch- 
führung der allgemeinen Arbeitspflicht nicht nur in der In- 
dustrie, sondern auch in der Landwirtschaft angewendet werden 
müsse. 

Die seit der Begründung des Sowjetstaates datierende Evo- 
lution der Landwirtschaft in Rußland hat dargetan, daß die er- 
wähnten revolutionären Reformideen sich in keiner Hinsicht 
durchsetzen können, vielmehr den durch die Stolypinsche Agrar- 
reform freigemachten Entwicklungstendenzen der russischen 
Landwirtschaft nachhinken müssen. So bestimmte auch schon 
das Novemberdekret, daß die Bauernhöfe und die Dorfländereien 
ihren bisherigen Eigentümern zur Nutzung zu verbleiben haben. 
Angesichts dessen erscheint der Sowjetstaat hinsichtlich des 
der bäuerlichen Bewirtschaftung überlassenen Landes nur 
noch als der ferne Obereigentümer; der in seinen Händen 
vereinigte Landfonds bleibt somit ebenso wie in den ehe- 
maligen Mirgemeinden nur ein Aufteilungsfonds. Die staat- 
licherseits organisierte Kollektivwirtschaft auf den von den 
Bauern nicht okkupierten Domänengütern hat vollständig ver- 
sagt, nachdem diese — zur Nachahmung seitens der Bauern 
bestimmten — sozialistischen Musterbetriebe ebenso wie die 
industriellen Betriebe nur unter Anwendung strengster Diszi- 
plinarstrafen und Aufhebung des Streikrechtes fortgeführt werden 
konnten. 
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Bei dieser Sachlage — sowie nachdem infolge der Verjagung 
der Grundherrn und Aufteilung ihrer Ländereien die kapitalisti- 
sche und zugleich großbäuerliche Wirtschaft, die für den — die 
Versorgung der Städte sichernden — Markt arbeitete, ver- 
schwand und ein gleichartiger Austauschprozeß zwischen der 
Landwirtschaft und der Industrie behördlich nicht hergestellt 
werden konnte — wandelten sich die Bauernwirtschaften in 
»geschlossene, sich selbst versorgende Hauswirtschaften« um. 
Dieser, auf eine fast vollständige Verbauerung der russischen 
Landwirtschaft hinauslaufende Umwandlungsprozeß hat zweifel- 
los eine dauernde Schädigung der Produktivkraft und Schwä- 
chung der weltwirtschaftlichen Stellung Rußlands bewirkt. 

Eine Uederwindung dieser Wirtschafts- und Produktions- 
krise kann in keinem Falle durch die — vom Sowjetstaate ins 
Werk gesetzte, an sich völlig fruchtlose — sozialistische Regu- 
lierung des landwirtschaftlichen Produktionsprozesses, sondern 
nur durch die Wiederaufnahme der Stolypinschen Agrarreform 
bewirkt werden, zumal nur im Rahmen dieser Reform und nach 
erfolgter Ordnung der Industrie und des Verkehrswesens die 
Ueberleitung der landwirtschaftlichen Produktion zur rationellen 
Betriebsführung und Warenproduktion — unter Führung der 
wirtschaftlich tüchtigsten Schichte der Mittelbauern und Hilfe- 
leistung seitens der landwirtschaftlichen Kooperative — mög- 
lich sein wird. — 

Die russische Agrarrevolution hatte, trotzdem sie in ein wirt- 
schaftliches Fiasko ausmündete, durch die Art ihrer Inszenierung 
alle das sog. »Zwischeneuropa« bildenden Staaten, darunter auch 
das Agrarland Rumänien, in ihren Bannkreis gezogen !). Zwecks 
Aufdeckung der bezüglichen Ursachen erscheint ein Rückblick auf 
die in Rumänien im Laufe des 19 Jahrhunderts durchgeführten 
Agrarreformen und deren Resultate unerläßlich. 

Grundlegend ist das Gesetz vom 26. Au- 
gust 1864. 

Dieses Gesetz hatte die Fronarbeit aufgehoben und die 
ehemaligen Fronbauern mit dem von altersher in ihrem Be- 
sitze und ihrer Nutzung befindlichen Lande ausgestattet; es 
machte die Bauern somit zu vollen Eigentümern und freien 
Staatsbürgern. Der Hauptmangel dieses Gesetzes bestand darın, 


1) Näheres hierüber in: Dr. M. Sering, Die Umwälzung der osteuro- 
päischen Agrarverfassung, Berlin 1921. — 
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daß es den privat- und staatsrechtlich freigewordenen Bauern 
gar keine wirtschaftliche Freiheit gesichert hatte. 

In dieser Hinsicht reicht der Hinweis auf nachstehende 
Umstände aus: 

Auf Grund des erwähnten Gesetzes wurden einer halben Million 
von Bauernfamilien zusammen nur I 766 258 ha, wovon 316 I05 ha 
auf diePrivatgüter, der Rest auf die Staatsgüter entfiel, zugewiesen. 
Hiedurch wurden ungefähr 80000 Taglöhnerfamilien ohne jede 
Landzuweisung, somit als Landproletarier belassen. 

Der den Bauern ohnehin knapp zugeteilte Boden wurde gar 
nicht individualisiert. Die Abgrenzung bäuerlicher Stellen, deren 
Mappierung und grundbücherliche Eintragung haben bis nun gar 
nicht stattgefunden. Die aus diesem Zustande erwachsenden und 
die Wirtschaftsführung benachteiligenden Uebel sind unzählig. 
Unaufhörliche Grenzstreitigkeiten, Schlägereien sind an der 
Tagesordnung. 

Ebensowenig wurde bis nun eine Kommassierung des bäuer- 
lichen Besitzes in Angriff genommen. Infolge der Gemengelage 
zerstreuter Bauernparzellen ist ein ökonomischer Fortschritt gar 
nicht möglich. 

Eine weitere Eigentümlichkeit des bäuerlichen Eigentums 
war dessen höchst beschränkte Veräußerlichkeit, was angesichts 
des Verbotes der Hypothezierung zur Folge hatte, daß die Bauern 
an die zu ihrer Ernährung gar nicht hinreichenden Schollen nach 
Art der russischen Mirbauern gefesselt waren. 

Eines der größten Uebel, unter dem das bäuerliche Eigentum 
in Rumänien leiden mußte, war seine durch die Erbteilung und 
Dotierung verursachte und infolge der unabwendbaren Bevölke- 
rungszunahme unaufhaltsam fortschreitende Zerstückelung. So 
hatte sich ausweislich der nach den Bauernunruhen im Jahre 
1907 durchgeführten statistischen Erhebung herausgestellt, daß 
I 905 304 Bauernfamilien von den Erträgnissen ihres Bodens 
sich nicht ernähren können und daher ebenso wie die zu den 
landlosen Proletariern zu zählenden landwirtschaftlichen Ar- 
beiter — zusammen somit gegen 80%, der ländlichen Bevölke- 
rung — gezwungen waren, den Großgrundbesitzern ihre 
Arbeitskraft zu verkaufen und auf die drückendsten Bedingungen 
einzugehen, um von den Gutsbesitzern und Großpächtern das 
für ihren Unterhalt notwendige Land (Acker, Wiese und Weide) 
in Pacht zu erhalten. 
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Die nach dem erwähnten Bauernaufstande vom Jahre 1907 
zum Schutze der ländlichen Arbeiter und Pächter erlassenen Ge- 
setze blieben infolge der sozialen und politischen Uebermacht der 
Grundbesitzer wirkungslos. Jedenfalls konnte hiedurch — sowie 
nachdem in der Folge bis zum Kriegsausbruche den Bauern nur 
noch 31 937 ha Land zugewiesen wurden — die landwirtschaft- 
liche Produktivkraft der Bauern merklich nicht gehoben werden. 

Hauptsächlich auf die oben angeführten wirtschaftlich- 
technischen Mängel des Agrargesetzes vom 26. August 1864 ist 
die ungeschmälerte Fortdauer des ehemaligen gutsherrlich-bäuer- 
lichen Verhältnisses mit seinem wirtschaftlich-sozialen Inhalte 
und mit nur »veränderter juristischer Etiquette« bis zum Ein- 
tritte Rumäniens in den Weltkrieg zurückzuführen. 

Erklärlich ist es daher, daß die in packende Schlagworte 
gekleideten bolschewistischen Agrarreformideen, die zu einer Zeit, 
als noch der Weltkrieg tobte, ein wirtschaftliches Paradies auf 
Erden verhießen, in den Seelen der wirtschaftlich ausgebeuteten 
rumänischen Bauern sich zu förmlichen Glaubensartikeln ver- 
dichteten, als bekannt wurde, daß in Rußland die Bauern das 
Gutsbesitzerland bereits in Besitz und Nutzung übernommen 
haben. Hiezu kam noch, daß am 22. März 1917 der König von 
Rumänien den auf dem Kampffelde stehenden Bauernsoldaten 
die Bodenzuweisung versprochen hatte, und dieses Versprechen 
sohin in der am 20. Juli 1917 M.O. Nr. 93 kundgemachten Novelle 
zum Art. 19 der Verfassungsurkunde gesetzlich festgelegt wurde. 

Zwecks Ausführung dieses Grundgesetzes wurden, als gegen 
Ende des Jahres 1918 der Kriegszustand aufhörte, nach und 
nach die für die einzelnen Staatsteile bestimmten Dekret- 
gesetze erlassen, die in der Folge, im Jahre 1920/21, zu 
»pparlamentarischen Gesetzen« erhoben wurden. 
Hiebei hat das für Altrumänien (Altreich) erlassene Agrarreform- 
gesetz Nr. 3093 vom I4. Juli 1921 — welches auf Grund der 
anläßlich des Vollzuges des Dekretgesetzes Nr. 3681 vom 14. De- 
zember 1918 gemachten Erfahrungen näher ausgestaltet wurde — 
den für Bukowina und Ardeal erlassenen Gesetzen dieser Art 
zum Vorbilde gedient. 

Alle diese Gesetze, einschließlich des für Bessarabien er- 
lassenen Gesetzes Nr. 1036 vom II. März 1920, enthalten grund- 
sätzlich einheitliche Normen, die sich einerseits auf die Boden- 
enteignung und deren Durchführung, andererseits auf die Parzel- 
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lierung und Zuweisung des enteigneten Grund und Bodens beziehen. 
Hiernach wird hinsichtlich der Enteignung — offenbar in Anlehnung 
an das sowjetrussische Agrarreformdekret vom 8. November 1917 
— bestimmt, daß der dem Staate, den öffentlichen und privaten 
juristischen Personen gehörige und landwirtschaftlich kultivierbare 
Grund und Boden sowie diejenigen Privatgüter, die von ihren Eigen- 
tümern längere Zeit hindurch nur im Wege der Verpachtung benützt 
wurden, in ihrer Gänze und von selbst ins lastenfreie Eigentum des 
Staates übergehen. Von densonstigen, im Eigenbetriebe von Pri- 
vatpersonen befindlichen Landwirtschaften werden grundsätzlich 
nur die Großgrundbesitzungen von mehr als r100 ha Bodens nur teil- 
weise, und zwar in der Art enteignet, daß den Gutsbesitzern ein 
zur Bildung einer größeren Farmwirtschaft hinreichender Teil be- 
lassen, der Rest hingegen zum Staatseigentume erklärt wird. 

Das dem Staate an diesen umfangreichen Besitzungen, die bis 
nun durch eigene staatliche Organe ermittelt und größtenteils ab- 
gemarkt worden sind, zukommende Eigentumsrecht ist keineswegs 
unbeschränkt, vielmehr durch den verfassungsmäßig bestimmten 
und sonach öffentlich-rechtlichen Enteignungszweck gebunden. 
Hiernach ist der durch die Zentralkasse repräsentierte Expropria- 
tionsfonds — nach Ausscheidung der für die allgemeine Staats- 
interessen, für die Bildung und Ergänzung der Gemeindehut- 
weiden und für die Vergrößerung des Weichbildes neu entstehen- 
der Dörfer bestimmten Grundflächen — der gemeindeweisen 
Gründung kleinbäuerlicher Wirtschaften gewidmet. 

Die durchzuführende Kolonisationsarbeit weist einen wirt- 
schaftlich technischen und einen rechtlichen Teil auf. 

Die ökonomische Fundierung der zu vergebenden Bauern- 
stellen erfolgt in nachstehender Weise: 

Die Besitzgröße der Stellen, das »L o s«, wird merkwürdiger- 
weise nicht individuell, sondern reglementarisch bestimmt. Hier- 
nach hat das normale »ganze Los« derjenigen anzusiedeln- 
den Bauern, die innerhalb oder in unmittelbarer Nähe der — den 
zu besetzenden Boden umfassenden — Gemeinden wohnen, kurz 
der »Lokalbauern«, zu enthalten: 


Im Altreich . . 20 5 ha, 
In Ardeal und überhaupt im ehemaligen Ungarlande 7 ha, 
In BeBarabien . . 2 nn nn 6—8 ha, 
In der Bukowina . . . . 2 2 m nn 20. 4 ha, 
In Gebirgsgegenden bis . . . 2 2 2 20. 8 ha. 
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Diese Bodenlose sind nach dem Gesetze voll und ganz nur 
denjenigen Bauern zuzuweisen, die gar keinen Grund und Boden 
besitzen, somit nur als landwirtschaftliche Arbeiter zu quali- 
fizieren sind; hingegen hat ein Bauer, der eigenen Grund und 
Boden besitzt, solcher aber einschließlich des Grundes der Ehe- 
gattin die Größe eines ganzen Loses nicht erreicht, vom ent- 
eigneten Boden nur die zur Ergänzung eines solchen Loses not- 
wendige Grundfläche, das sog. »Ergänzungslos«, zu erhalten. Das 
nach erfolgter Beteilung der Lokalbauern etwa noch verbleibende 
Expropriationsland wird den von anderen Gegenden heran- 
gezogenen Bauern in sog. »Kolonisationslosen« ver- 
geben. Diese Lose betragen: 


im Altreih -. -. . . 2 2 2 2 2 02. 7 ha, 
in Ardeal . . 2 2 or. I6 ha, 
in BeßBarabien . . . . 2 2 2 2 0. 8-10 ha, 
in der Bukowina . . . Be ae a 6— 8 ha. 


Außerdem hat die Zentralkasse den Kolonisten-Bauern — in 
keinem Falle aber den Lokalbauern — zwecks erster Besetzung 
ihrer Wirtschaften mit den notwendigen Wohn- und Wirtschafts- 
gebäuden und Anschaffung des Wirtschaftsinventars den er- 
forderlichen Zwischenkredit zu gewähren. Die Kolonisten haben 
die Hälfte der vorgeschossenen Beträge in Annuitäten, die erst mit 
Ablauf von fünf Jahren seit der Niederlassung zu laufen be- 
ginnen, binnen 40 Jahren auszuzahlen; die andere Hälfte hin- 
gegen wird von der Zentralkasse aus dem ihr vom Staatsschatze 
zu überweisenden Kolonisationsfonds getragen. 

Und nun erhebt sich die Frage, wie wurde die höchst schwie- 
rıge und verantwortungsvolle Aufgabe der Auswahl der 
Ansiedlerbauern gelöst ? 

In dieser Hinsicht hat sich der Gesetzgeber — wie die 
Regierungsmotive hervorheben — nicht von wirtschaftlichen, 
sondern hauptsächlich von n»noralischen« Gesichtspunkten 
leiten lassen. Hiernach wurde den Lokalbauern — ohne Rücksicht 
und ohne Prüfung auf ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
oder Eignung für den landwirtschaftlichen Beruf — ein förmliches 
Recht auf Bodenzuweisung aus dem Expropriationslande zu- 
erkannt. Dieses Recht wurde gesetzlich nur denjenigen Bauern, 
die sich während des Weltkrieges besonderer, gegen den rumä- 
nischen Staat gerichteter und gerichtsordnungsmäfßig festgestellter 
feindseliger Handlungen schuldig gemacht haben, sowie auch 
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noch denjenigen Bauern, die sich der Assentierung (Musterung) 
im Jahre 1919 ohne hinreichenden Grund entzogen haben, 
aberkannt. Hervorgehoben sei noch, daß die für das Altreich und 
Beßarabien erlassenen Agrarreformgesetze das Recht auf Boden- 
zuweisung auch noch auf Priester, Lehrer und sonstige Dorfbeamte 
— zweifellos verfassungswidrig — ausgedehnt haben. 

Die Bodenzuweisung an die sonach anspruchsberechtigten 
Bauern hat gesetzlich nach bestimmten Kategorien und Rang- 
klassen zu erfolgen. s 

Der diese Gruppierung leitende Zweck ist im Wesen der 
Sache darauf gerichtet, den expropriierten Boden in erster 
Reihe den Kriegsinvaliden und den Kindern der im Kriege 
gefallenen Soldaten-Bauern, sohin denjenigen Bauern, die 
durch den Krieg einen unwiderbringlichen Vermögensschaden 
erlitten haben, sowie endlich den landwirtschaftlichen Ar- 
beitern zu vergeben. Die nicht zum Zuge gelangenden Bauern 
sollen nach dem Gesetze auf das von der Zentralkasse nach 
freiem Ermessen zu ermittelnde Kolonisationsland gewiesen 
werden. — 


III. Das Sozialisierungsrecht der Zentralkasse. 


Die den eben erörterten Grundsätzen gemäß durchge- 
führte, hierbei jedoch vielfach von partei- und national- 
politischen Gesichtspunkten durchkreuzte Auslese der Agrar- 
reformbauern, sowie der Umstand, daß die Großgrundbesitzungen 
plötzlich in kleinbäuerliche Betriebe, deren Inhaber zur ratio- 
nellen Wirtschaftsführung gar nicht befähigt sind, zerschlagen 
wurden, hatte zur Folge, daß die Produktion der rumänischen 
Landwirtschaft, die bis dahin — gestützt auf das Profitinteresse 
der Latifundienbesitzer und der Großpächter — auf den Ex- 
port der Brotfrüchte eingestellt war und in dieser Ausgestal- 
tung die Grundfeste der Staatswirtschaft und des Staatskre- 
dites bildete, rapid sank und weiter sinkt, zumal sich bei 
den Bauern mangels einer entsprechenden Organisation des Ge- 
treidehandels die Tendenz zur geschlossenen, die Lebensmittel- 
versorgung der Städte in Frage stellenden Hauswirtschaft geltend 
macht ’°\. 

2) Die offizielle Statistik hatte im Jahre 1920 ausgerechnet, daß das neue 
Rumänien jährlich 20 Millionen M.Z. (Meterzentner = Doppelzentner) Weizen, 


außerdem ıo Millionen M.Z. Mais und 5 Millionen M.Z. Gerste werde exportieren 
52* 
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Angesichts dieses durch statistische Erhebungen festgestellten 
Sachverhaltes hatte sich im Laufe der im Jahre 1920/21 durch- 
geführten parlamentarischen Verhandlungen, welche die Ge- 
nehmigung der bis dahin erlassenen, die Agrarreform betreffenden 
Dekretgesetze zum Gegenstande hatten, die Erkenntnis Bahn 
gebrochen, daß zwecks unbedingt notwendiger Hebung und 
Rationalisierung der Landwirtschaft in Rumänien die Heraus- 
bildung eines bäuerlichen Mittelstandes und eine dem- 
entsprechende organisatorische *Umschichtung kleinbäuerlicher 
Betriebe unerläßlich ist. 

Die Ebnung dieses Kurses zum Mittelbauer als dem »besten 
Wirt« wurde — nachdem die Agrarreformdekretgesetze bis dahin 
zum größten Teile bereits durchgeführt waren und daher eine 
Neuformung der ökonomischen Bedingungen von Ansiedlerstellen 
nicht recht möglich war — merkwürdigerweise besonderen 
Rechtsnormen vorbehalten. In den Rahmen dieser Normen 
wurden auch noch Bestimmungen hineingepreßt, die das recht- 
liche Fundament für eine eigenartige Sozialisierung 
kleinbäuerlicher Wirtschaften abzugeben haben. 

Zwecks Beurteilung der Wirkungsmöglichkeit dieser Rechts- 
normen ist eine Erörterung des Rechtszustandes, der bis dahin 
hinsichtlich der bäuerlichen Wirtschaften im Altreich in Geltung 
war, unerläßlich, zumal derselbe bei der Schaffung der in Rede 
stehenden Normen fast ausschließlich berücksichtigt wurde. 

Diesbezüglich sei Nachstehendes hervorgehoben: 

Gemäß dem Art. 7 des die Aufhebung der Erbuntertänigkeit 
dekretierenden Agrargesetzes vom 26. August 1864 konnten die 
Bauern die ihnen ins Eigentum überlassenen Grundflächen inner- 
halb einer dreißigjährigen Frist keineswegs unbeschränkt, sondern 
nur an andere Bauern oder Dorfpfarrer, Dorflehrer oder an die 
Gemeinde veräußern; eine den Anspruch auf zwangsweisen Ver- 
kauf solcher Güter beinhaltende Hypothekenbestellung war ab- 
solut nichtig. Diese Verkehrsbeschränkungen wurden sohin auf 
Grund des am 8. Juli 1884 novellierten Art. 132 der Verfassungs- 








können und hierdurch, da an einen russischen Export auf absehbare Zeit nicht 
zu denken ist, zum größten Exportland der Welt heranwachsen. — 

Diese Rechnungsaufstellung wurde durch die Wirtschaftsführung der Agrar- 
reformbauern durchkreuzt. Es stellte sich nämlich heraus, daß der Export- 
überschuß von 20 Millionen M.Z. Weizen kaum 2 Millionen M.Z. erreicht hat, 
sowie auch die Ausfuhr anderer Zerealien eine dementsprechende Reduzierung 
erfahren hat. — 
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urkunde Rumäniens auch noch auf alle jene Besitzungen, die den 
Bauern auf Grund späterer Agrargesetze im Kaufwege ins Eigen- 
tum zugewiesen wurden, ausgedehnt; außerdem wurde die eben 
erwähnte dreißigjährige Frist bis zum 9. Juli 1916 verlängert. 

Beachtenswert sind ferner die im Gesetze vom.4. April 1908 
betreffend die Gründung der sog. »Ruralkasse« enthaltenen 
Bestimmungen, soweit sie sich auf die seitens dieser Bank 
vergebenen Bauernstellen beziehen. Hiernach sollte die in Form 
einer Aktiengesellschaft gegründete Ruralkasse den Uebergang 
der Krongüter und sonstiger Großgrundbesitzungen auf wirt- 
schaftlich selbständige Bauernwirtschaften — sei es im Wege der 
Parzellierung des seitens der Kasse auf eigene Rechnung an- 
gekauften Grund und Bodens oder durch Kreditgewährung an 
die anzusiedelnden Bauern — durchführen, um die während der 
Agrarrevolution vom Jahre 1907 hervorgetretene Bauernnot 
dauernd zu beheben. 

Zwecks Bewältigung dieser hochwichtigen Aufgabe wurden 
in das obenerwähnte Gesetz vom 4. April 1908 nachstehende — 
die Parzellierungstätigkeit und das Kontrollrecht der Rural- 
kasse über die angesetzten Bauernwirtschaften betreffende — 
Normen aufgenommen: 

Nach dem Art. 58 ibid. konnten die von der Ruralkasse 
angekauften Güter an Bauern nur parzellenweise in Losen verkauft 
werden. Jedes Los hatte wenigstens 5 ha und nur ausnahmsweise 
in Gebirgsgegenden 3 ha zu umfassen. Ein Bauer war zum An- 
kaufe von höchstens 4 Losen berechtigt; falls jedoch nicht genug 
Käufer vorhanden waren, konnten auch Lose bis zum Gesamt- 
ausmaße von 50 ha vergeben werden. — Während beim Verkaufe 
solcher Lose der ganze Kaufpreis auf einmal bar entrichtet werden 
mußte, war beim Ankaufe eines normalen Loses auch nur eine 
Akontozahlung von 10—15% des Kaufpreises zulässig; der Rest- 
kaufschilling wurde von der Ruralkasse kreditiert und auf dem 
Kaufobjekte hypothekarisch sichergestellt. In den bezüglichen 
Hypothekarverträgen wurde der Ruralkasse überdies noch das 
Recht eingeräumt, die Wirtschaftsführung auf den belehnten 
Bauerngütern zu beaufsichtigen; die Hypothekareigentümer 
waren reallastartig verpflichtet, die von der Ruralkasse bezüglich 
der Bodenmeliorierung und Wirtschaftsführung erlassenen »R e- 
gulamente« zu befolgen. 

Zwecks Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Selbständig- 
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keit der von der Ruralkasse vergebenen Stellen wurde bestimmt, 
daß die Lose von den Bauern persönlich bewirtschaftet werden 
müssen; eine Verpachtung war nur ausnahmsweise und nur mit 
Zustimmung der Ruralkasse gestattet. Ferner wurde bestimmt, 
daß Lose von 5 ha im Falle des Weiterverkaufes unteilbar zu 
bleiben haben. Falls die Erbschaft nach einem Bauer nicht soviel 
Lose enthielt, als Erben vorhanden waren, hatte das Gericht 
nötigenfalls den Erben zu bestimmen, wobei auch die Höhe der 
an die austretenden Erben zu entrichtenden Abfindungen fest- 
zusetzen war. Wichtig ist auch noch die Bestimmung des 
Art. 64 ibid., wonach die Ruralkasse die Berechtigung erlangt 
hatte, jeden gemeinschaftlichen Sitz zur Auflösung zu bringen, 
falls er länger als 2 Jahre dauerte. — 

Der diesen wohldurchdachten Rechtsnormen zugrundelie- 
gende ökonomische Zweck wurde leider infolge des Profitinter- 
esses der Ruralkasse nicht erreicht. — Diese Bank hatte nämlich 
bis zur Erlassung des für das Altreich grundlegenden Enteignungs- 
dekretgesetzes vom 18. Dezember 1918 Nr. 3697 zwar 99 148 ha 
Bodens gekauft, hievon jedoch, »um Dividenden verteilen 
zu können«, nur IQ 586 ha, also kaum den fünften Teil, an die 
Bauern abgegeben, den Rest hingegen selbst bewirtschaftet. 

Nunmehr können den ebenerörterten Gesetzesbestimmungen 
diejenigen Rechtsnormen gegenübergestellt werden, in welche die 
auf Grund der Agrarreformgesetze vom Jahre 1920/21 neu er- 
richteten Bauernstellen gekleidet und nach welchen sie der 
Sozialisierungsgewalt der Zentralkasse unterstellt wurden. 
Auf diese Weise werden einerseits die diesen Normen sub- 
sumierten sozialen Tatsachen richtig festgestellt, anderseits 
die Schwächen und Lücken dieser Normen aufgedeckt werden 
können. — 

Diese Normen betreffen einerseits die rechtliche Eigenschaft 
der — und die rechtliche Verfügung über die Ansiedlerstellen, 
andererseits den Betrieb und die Bewirtschaftung derselben. — 

Aus der ersten Normengruppe mögen nachstehende Be- 
stimmungen an der Hand des vorbildlichen, für das Altreich er- 
lassenen Agrarreformgesetzes vom 14. Juli 1921 hervorgehoben 
werden. Hiernach sind die zur Neuansiedlung bestimmten und 
an Ort und Stelle bereits abgemarkten Bauernhufen den bezugs- 
berechtigten Bauern seitens der Zentralkasse für Bodenzuweisung 
im Kaufwege ins Privateigentum zu übertragen. Der 
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hiebei nicht voll ausbezahlte Kaufpreis ist von den Ansiedlern 
in mäßigen Raten zu bezahlen. Sind die angesiedelten Bauern 
mit der Zahlung von vier Semestralraten trotz erfolgter außer- 
gerichtlicher Mahnung seitens der Zentralkasse im Rückstande, 
so werden sie mit Ablauf von dreißig Tagen nach erfolgter Mah- 
nung über Antrag der Zentralkasse ohne jede gerichtliche Inter- 
vention im Wege der administrativen Exekution, die 
auch im Ruralkassengesetze vorgesehen war, aus dem Besitze ent- 
fernt. Die so freigewordenen Stellen übergehen von selbst ins 
Eigentum der Zentralkasse, die sie jedoch nicht selbst bewirt- 
schaften darf, sondern an andere bezugsberechtigte Bauern zu 
verkaufen hat. — Die Bodenlose können nach erfolgter Bezahlung 
der Kaufpreisforderung unter Lebenden, sei es ganz oder teil- 
weise, jedoch nur an rumänische Staatsuntertanen, rechtswirksam 
veräußert, d. i. ins Eigentum übertragen werden. Eine Ein- 
schränkung dieses Bodenverkehrs ist nur insoweit vorgesehen, 
als bei Verkäufen von kleinen Losen bis ıo ha an solche Per- 
sonen, die nicht zu den handarbeitenden Bauern oder zu Ab- 
solventen landwirtschaftlicher Schulen gehören, der Zentralkasse 
das Vorkaufsrecht zukommt, sowie auch insoweit, als kleine Lose 
— bei sonstiger Nichtigerklärung der bezüglichen Kaufverträge — 
von den Käufern selbst bewirtschaftet werden müssen. — 

Eine weitere Verfügungsbeschränkung ist nur noch im 
Art. 120, Abs. 3 des für das Altreich geltenden Agrarreform- 
gesetzes vom 14. Juli Ig2I vorgesehen. Hienach ist jede wie 
immer geartete Veräußerung oder realrechtliche Belastung kleiner, 
auf Grund dieses Gesetzes ausgeteilten Bauernstellen bis zum Ab- 
laufe von fünf Jahren seit der Besitzübernahme derselben seitens 
der ersten Ansiedler unzulässig und absolut nichtig. Diese, 
die Hemmung der Spekulationsverkäufe und — Käufe kleiner 
Lose bezweckende und daher volkswirtschaftlich höchst zweck- 
mäßige Bestimmung hat im Altreich hinsichtlich jener Bodenlose, 
. die auf Grund früherer Agrargesetze in der Zeit vom 
26. August 1864 bis zum Inkrafttreten des Enteignungsdekretes 
vom 16. Dezember 1918 Nr. 3697 den Bauern zugewiesen wurden 
(es handelt sich hiebei um eine Bodenfläche von etwa 21% Millio- 
nen Hektar), laut Art 123 ibid. keine Geltung mehr. 

Was die hypothekarische Belastung der Bodenlose betrifft, 
so wurde diesbezüglich im Agrargesetze für das Altreich und 
für die Bukowina — nicht nur hinsichtlich der kleinen Bodenlose, 
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sondern bezüglich aller bäuerlichen Besitzungen bis ro ha — den 
Volksbanken, der Zentralkasse für Bodenzuweisung oder son- 
stigen vom Staate besonders autorisierten Instituten das aus- 
schließliche Recht (Monopol) zur Erteilung des Hypothekar- 
kredites zugewiesen, derart, daß die bäuerlichen Besitzungen bis 
Io ha rechtswirksam nur bei diesen Anstalten einen hypo- 
thekarischen Kredit erlangen können. Hingegen ist in diesen 
Gesetzen ein korrespondierende Recht der Besitzer kleiner 
Bauernstellen auf Krediterteilung gar nicht vorgesehen. — Die 
Einräumung eines solchen Rechtes erscheint jedoch unerläßlich, 
wenn erwogen wird, daß gerade die kleinen Wirte, die selbst bei 
kleineren Zufällen auf die Inanspruchnahme des Kredites an- 
gewiesen sind, infolge des im Altreich festgelegten bäuerlichen 
unpfändbaren Existenzminimums (»Heimstätte«) im Ausmaße 
von I ha Bodens samt Haus und Garten (Art. 120 al. 3 ibid.) 
keine genügende Sicherheit zu bieten vermögen, in der Regel 
der Bewucherung und wachsender Verschuldung an unsolide 
Geldverleiher in den Dörfern und an reiche Bauern verfallen 
werden, zumal sie zwecks Krediterlangung ihre Grundstücke 
den Gläubigern entweder in den antichretischen Besitz oder zu 
Eigentum mit Vorbehalt des Wiederkaufsrechtes überlassen und 
so die Grundlagen ihrer Wirtschaften untergraben müssen °). 

Nicht unbeachtet kann auch der Umstand bleiben, daß 
durch das erwähnte Kreditmonopol den kleinen Wirten der 
Zukauf weiterer Parzellen im Wege der Kreditierung von Rest- 
kaufschillingsforderungen und der Sicherstellung derselben auf 
dem Kaufobjekte sehr erschwert wird. Infolgedessen werden die, 
einem solchen Kreditmonopol nicht unterstellten Mittel- 
bauern bezüglich dieser Art der Vergrößerung ihrer Wirt- 
schaften einen bedeutenden Vorsprung vor kleinen Wirten ge- 
nießen. 

Angesichts dessen gelangen wir zum Ergebnisse, daß der 
bäuerliche Grundverkehr im Altreich seit der Geltung des Agrar- 
reformgesetzes vom 14. Juli 192I im Vergleiche zum früheren 
Rechtszustande eine bedeutende Erweiterung und Erleichterung 
erfahren hat, die die Bahn zur Ueberleitung kleiner, von wirt- 
schaftlich schwachen und untüchtigen Bauern besessenen Wirt- 
schaften in die Hände von Mittelbauern zu ebnen vermag. Diese 


— 





3) Näheres hierüber in: Dr. Karl v. Grabmayr, Bodenentschuldung 
und Verschuldungsgrenze. — 
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wirtschaftliche Tendenz kann überdies durch das der Zentral- 
kasse hinsichtlich der Art der Bewirtschaftung und 
überhaupt des Betriebes kleiner Bauernwirtschaften gesetzlich 
eingeräumte Oberleitungsrecht »Sozialisierungsrecht«) 
bedeutend gefördert werden. — Während nämlich nach dem 
Ruralkassengesetze der Ruralkasse das Recht zur Beaufsichti- 
gung der Wirtschaftsführung nur insoweit zugebilligt 
wurde, als es sich um die Sicherstellung der den Besitzern von 
Bauernhöfen kreditierten Kaufschillingsforderungen handelte, 
haben alle derzeit in Geltung stehenden Agrarreformgesetze der 
Zentralkasse — hinsichtlich aller auf Grund dieser Gesetze neu- 
geschaffenen Kleinbauernstellen, und im Altreich überdies 
noch rücksichtlich aller auf Grund früherer Agrargesetze ver- 
gebenen kleinen Bauernlose — ein viel weiter reichendes »wirt- 
schaftlichesVerordnungsrech t«eingeräumt. 
Hiernach ist die Zentralkasse berechtigt, zwecks Sicherstel- 
lung einer guten Bodenpflege und wirtschaftlich zweckmäßiger 
Verwertung der Bodenerzeugnisse kleiner Bodenlose den Be- 
sitzern und Eigentümern derselben bezüglich des Wirtschafts- 
planes, ferner der Organisation der Betriebsmittel, dann der 
Genossenschaftsbildung, außerdem rücksichtlich der Art der 
Weiterverarbeitung und überhaupt Verwertung ihrer Boden- 
produkte sowie auch der Verbesserung der Viehrassen, kurz 
zwecksRationalisierungundmarkt- 
mäßigerAusgestaltung bäuerlicher 
Kleinbetriebe bindende Anordnungen 
zu erteilen. Die Nichtbefolgung solcher Verordnungen, 
für deren Erlassung und Kundmachungsart sowie über deren 
Inhalt leider gar keine rechtsverbindlichen Vorschriften gelten, 
und bei denen überhaupt weder die Mitwirkung noch auch 
nur die Anhörung von interessierten Ansiedlern vorgesehen ist, 
hat nach dem Gesetze zur Folge, daß diejenigen Kleinbauern, 
denen gerichtlicherseits nachgewiesen wird, daß sie 
gegen die in Rede stehenden Wirtschaftsverfügungen zuwider- 
handeln, über Antrag der der Zentralkasse unterstehenden Be- 
zirksagronomen aus dem Besitze ihrer Lose zwangsweise de- 
possediert werden, woraufhin diese Lose von selbst ins unbe- 
schränkte Eigentum der Zentralkasse zwecks Weitervergebung 
an bezugsberechtigte Bauern übergehen. Den so aus dem Be- 
sitze entfernten Eigentümern steht gegen die Zentralkasse ledig- 
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lich der Anspruch auf Rückersatz des bezahlten Kaufpreises 
zu $). 
Angesichts dessen stellt sich das Eigentum der Agrarreform- 
bauern an kleinen Bodenlosen rechtlich als ein eigenartiges Eigen- 
tum, dessen Hauptinhalt in einer, unter der Aufsicht der Zentral- 
kasse stehenden Arbeitspflicht der Kleinbauern besteht, kurz 
als»bäuerlichesArbeitseigentum« dar. 

Daß das der Zentralkasse an solchem Eigentum zukommende 
Militarisierungsrecht an sich die ausschließlich 
durch die ökonomischen Kräfte bedingte Betriebs- und Wirt- 
schaftsform kleinbäuerlicher Stellen nicht wesentlich ändern und 
überhaupt die Produktivität der landwirtschaftlichen Arbeit nicht 
auf eine höhere Stufe dauernd bringen kann, zeugt unwiderleg- 
lich der Erfolg der diesbezüglichen Praxis des russischen Sowjet- 
staates. Dieser Staat, der die Sozialisierung und zwangsweise 
Regelungder Wirtschaft aller bis dahin im Rahmen des Privateigen- 
tums geführten Betriebe sich zur Hauptaufgabe gesetzt hat, und 
diesem Ziele mit geradezu drakonischer Strenge zusteuerte, mußte 
vor bäuerlichen Betrieben haltmachen. — Zu erwägen ist ferner der 
Umstand, daß auf der Grundlage der im Sinne der geltenden Agrar- 
reformgesetze Rumäniens bereits geschaffenen bäuerlichen Zwerg- 
betriebe ein rationelles Wirtschaften kaum möglich sein wird. 


*) Diesbezüglich enthält das für die Bukowina geltende Agrargesetz 

vom 30. Juli 1921 nachstehende Bestimmungen (ins Deutsche übersetzt): 
Art. 105. 

Zwecks Sicherstellung einer guten Bodenpflege seitens des Kleinbesitzes, 
einer möglichst guten Benützung der Gemeindeweiden, sowie Verwertung der 
Erzeugnisse des Kleinbesitzes hat die Zentralkasse für Bodenzuweisung das 
Recht, den Kleinbesitzern Verpflichtungen bezüglich des Kulturplanes, 
der Organisierung der landwirtschaftlichen Betriebsmittel und der Genossen- 
schaften, welche die Gemeindeinsassen zwecks einer rationellen und intensiven 
Bodenbearbeitung gründen sollen, der Verwertung ihrer Erzeugnisse und Ver- 
besserung der Viehrassen aufzuerlegen, sowie gleichzeitig die zu ergreifenden 
Maßregeln zu bestimmen. — 

Art. 106. 

Diejenigen, welche die im obigen Artikel vorgesehenen Bestimmungen nicht 
erfüllen, werden ohne Mahnung auf Verlangen des Bezirksagronomen und nach 
Vorladung des Betreffenden, dessen Depossedierung verlangt wird, durch kund- 
gemachten Beschluß des Bezirksrichters aus dem Besitze entfernt. 

Gegen den Beschluß kann an das Landesgericht appelliert werden. Die 
Appellfrist beträgt 30 Tage seit der Verkündigung. Das Landesgericht hat 
spätestens mit Ablauf von fünfzehn Tagen zu entscheiden. Die Entschei- 
dung des Landesgerichtes ist definitiv. 

Das Verfahren ist kostenfrei und werden die Parteien von Amts wegen 
geladen. Der aus dem Besitz entfernte Eigentümer hat Anspruch auf Rückersatz 
des bezahlten Kaufpreises. 
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Es kann daher die auf die Erzwingung einer derartigen 
Wirtschaftsführung in bäuerlichen Kleinbetrieben gerichtete Ver- 
ordnungsmacht der Zentralkasse allzu leicht zum Resultate 
führen, daß die wirtschaftlich schwächsten Bauern ihre Betriebe 
an wirtschaftlich starke Mittelbauern massenweise abzugeben 
genötigt sein werden. — 

Nicht ausgeschlossen ist es aber, daß die kleinen Bauernlose 
in kurzer Zeit in den Besitz von Kapitalisten übergehen werden. 
So hat sich z. B. seinerzeit auch die in Australien für die 
Ansiedlerstellen festgesetzte Besitzgröße und die Residenzpflicht 
der Ansiedler als völlig wertlos erwiesen; »Weib und Kind, Ver- 
wandte und Knechte, ja eigens zur Zession ihrer Rechte ge- 
dungene Personen dienten dazu, mehrere Lose in einer Hand 
zu vereinigen«e Die Kapitalisten bedienten sich der günstigen 
Bedingungen, die für die kleinen Bauern geschaffen wurden, 
und nach einigen Jahrzehnten war in Australien die Hälfte des 
an Kleinbauern verkauften Landes wieder in den Händen kapital- 
kräftiger Gesellschaften oder Einzelpersonen konzentriert 5). 

Zur Frage der Wirkungslosigkeit der der Zentralkasse vorbe- 
haltenen zwangsweisen Regelung der Wirtschaft der Agrarreform- 
bauern mag hier noch auf die Ausführungen in dem bekannten 
sozialistisch orientierten Werke des Dr. Eduard David, 
»Sozialismus und Landwirtschaft« verwiesen werden. In diesem 
Werke wird überzeugend dargetan, daß das kollektive Wirtschafts- 
prinzip in der Landwirtschaft nur in Form von Genossenschaften, 
die lediglich die Vor- und Nachbereitungsgeschäfte, die Beschaf- 
fung der Produktionsmittel sowie die Verarbeitung und Verwer- 
tung der gewonnenen Produkte, mit anderen Worten: die 
»kaufmännische Umkleidung« des landwirtschaftlichen 
Betriebes zum Gegenstande haben, durchsetzbar ist, daher das 
landwirtschaftliche Produktionsgeschäft der von jedem behörd- 
lichen Zwange freigemachten Individualwirtschaft vorbehalten 
bleiben muß ®). — Daß sonach die in Rede stehende Verordnungs- 
gewalt der Zentralkasse für sich allein im Kampfe gegen die 


5) Näheres hierüber: Dr. Robert Schachner, Australien in Politik, 
Wirtschaft, Kultur (S. 253). — 

6) Die Entwicklung der dänischen Landwirtschaft hat dahin geführt, daß 
der individuelle landwirtschaftliche Betrieb nur noch die Urproduktion, d. h. 
die Erzeugung von halbfertigen Produkten beibehielt, deren Weiterverarbeitung 
zu marktfähiger Ware sich dagegen genossenschaftlich konzentrierte (Dr. 
A.H.v. Hellmann, Die Entwicklung der dänischen Landwirtschaft, S. 51). 
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gleich Naturgewalten wirkenden ökonomischen Kräfte und Be- 
dingungen kleinbäuerlicher Betriebe unterliegen wird, kann 
keinem berechtigten Zweifel unterzogen werden °). — 


IV. Schlußwort. 


Nach Zusammenfassung aller obigen Ausführungen muß 
man zum Schlusse gelangen, daß die unbedingt notwendige 
Rationalisierung und Produktionssteigerung bäuerlicher Klein- 
betriebe in Rumänien keineswegs durch die in den Agrarreform- 
gesetzen vorgesehene Verordnungsgewalt der Zentralkasse, son- 
dern nur durch eine nach dem Vorbilde Dänemarks auf genossen- 
schaftlicher Grundlage organisierte, staatlicherseits nur geförderte 
Selbsthilfe der Bauern bewirkt werden kann. Nicht die 
behördliche Sozialisierungsgewalt der Zentralkasse, sondern nur 
die genossenschaftliche Organisation wird den Klein- 
bauern Rumäniens die ihnen zukommende führende Stellung 
in der Landwirtschaft verschaffen können. Die Genossen- 
schaft wird nämlich im Laufe ihrer Entwicklung nicht nur 
den Warenverkehr zwischen den Kleinbauern und den städti- 
schen Konsumenten nach Art eines Großbetriebes übernehmen 
und leiten, sondern überdies »die landwirtschaftliche Produktion 
einheitlich, entsprechend dem Stande der Wissenschaft und 
Technik, durch Belehrung ihrer Mitglieder, direkte Vorschriften 
sowie durch Beschaffung von Maschinen, Samen, Pflanzen usw. 
gestalten«, und in weiterer Folge die Produktivität der land- 
wirtschaftlichen Arbeit fortgesetzt steigern. 

Angesichts dessen muß die staatliche Agrarpolitik Rumäniens 
auf die Schaffung von Bedingungen und Voraussetzungen (vsozia- 
les Milieu«) des genossenschaftlichen Zusammenschlusses der 
Agrarreformbauern umgestellt werden. Auf diesem Gebiete kann 


7) Vorausgesetzt wird hiebei, daß die Zentralkasse bei der Handhabung 
ihrer Verordnungsgewalt rein wirtschaftliche Zwecke, d. h. nur die 
Steigerung der Bodennutzung und die Rationalisierung des landwirtschaftlichen 
Betriebes verfolgen wird. 

Es ist jedoch — nach dem bisherigen Gange der staatlichen Agrarpolitik 
Rumäniens beurteilt — gar nicht ausgeschlossen, daß die Zentralkasse infolge 
ihrer Unterstellung unter die Organisierungsgewalt des Ackerbauministeriums 
das ihr zum unbeschränkten Gebrauche überantwortete Verordnungsrecht 
mit der Zeit zu einem ausschlaggebenden Machtmittel im Kampfe der politischen 
Parteien sowie insbesondere in der auf die wirtschaftliche Schwächung und 
Unterdrückung der Minoritäten gerichteten Politik ausgestalten kann (Dr. D. 
v. SebeB, Die Agrarpolitik Neurumäniens in Siebenbürgen). 
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die Zentralkasse in Zusammenarbeit mit fachlich ausgebildeten 
Bezirksagronomen durch Belehrung und unentgeltliche Rats- 
erteilung an die Kleinbauern sowie durch Einrichtung von 
Musterfarmen für die Landwirtschaft eine höchst erfolgreiche 
Tätigkeit entfalten. Außerdem kann der Zentralkasse, soweit 
die landwirtschaftliche Produktion einheitlich — so 
insbesondere hinsichtlich der »Düngung, Saatgutauswahl und 
Bekämpfung der Pflanzenkrankheiten« — erfaßt werden kann, 
die in den Agrarreformgesetzen statuierte Verordnungsgewalt 
— aber auch nur insoweit — belassen werden, um 
so den im Interesse der Gesamtheit unbedingt notwendigen Fort- 
schritt durch zwingende Vorschriften zu sichern und in weiterer 
Folge den Boden für den genossenschaftlichen Zusammenschluß 
der Agrarreformbauern vorzubereiten 8). — Zu diesem Zwecke 
muß die Zentralkasse im Wege der Gesetzgebung derart 
organisiert werden, daß sie von der jeweiligen parlamentarischen 
Parteiregierung völlig unabhängig gestellt werde, und daß über- 
dies jedenfalls auch den Agrarreformbauern ein entsprechendes 
Mitwirkungsrecht vorbehalten bleibe. 
| Eine dementsprechende Umgestaltung der Zentralkasse ist 
um so mehr notwendig und unaufschiebbar, als nur die genossen- 
schaftlich organisierten bäuerlichen Klein- und Mittelbetriebe 
Rumäniens die Energie aufbringen werden, den bevorstehenden 
Konkurrenzkampf mit landwirtschaftlichen Betrieben benach- 
barter Agrarstaaten nicht nur im Inlande, sondern auch auf dem 
Weltmarkte mit Erfolg aufzunehmen. — 

°) Zu berücksichtigen ist der Umstand, daß die erste Voraussetzung ge- 
nossenschaftlichen Betriebes die Einheitlichkeit der Produktion ist. Ein genossen- 
schaftlicher Betrieb kann daher nur »den Teil des Weges beherrschen, den die 


Produkte einheitlich durchlaufen (Dr. A. H. Hellmann, Die Ent- 
wicklung der dänischen Landwirtschaft, S. 106). — 
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Im vorliegenden Werk unternimmt es der Verfasser, die zer- 
streuten Bestandteile der Marxschen Gesellschaftslehre zu systemati- 
scher Einheit zusammenzufassen. Nicht Marx, als ökonomischer 
Theoretiker, sondern Marx als Soziologe und Geschichtsphilosoph 
kommt zur Darstellung, wobei im Mittelpunkt der Betrachtung die 
materialistische Geschichtsauffassung als Grundlage der Marxschen 
Sozialphilosophie steht. In Anbetracht dessen sieht sich der Ver- 
fasser vor eine doppelte Aufgabe gestellt: einmal galt es, die Grund- 
elemente der Marxschen Gesellschaftslehre zusammenzutragen und 
in logischen Zusammenhang miteinander zu bringen; dann erwies es 
sich auf Grundlage des vertretenen historischen Materialismus als 
unerläßlich, die so aufgerichtete Gesellschaftskonstruktion einer 
historischen Reihe einzugliedern, teils um den Lesern eine richtige 
Auswertung der Marxschen Lehre zu ermöglichen, teils um mit den 
Ergebnissen neuerer Forschungen und Erkenntnisse das Darge- 
stellte zu ergänzen, ja, in einigen Punkten zu berichtigen. 

Die historische Einreihung erfordert eine Auseinandersetzung 
mit der Geschichtsbetrachtung, den Staats- und Gesellschafts- 
theorien der Vergangenheit, wenigstens soweit sie die Kreise der 
materialistischen Geschichtsauffassung berühren oder schneiden. 
Zugleich wird der Zusammenhang der Ideen und Theorien mit ihrer 
sozialen und politischen Umwelt dargelegt, um endlich Marxens 
soziologisches Weltbild, als Schlußglied der Reihe, in seiner ganzen 
Größe und Geschlossenheit vor uns erstehen zu lassen. 

Angesichts des ungeheuren Umfanges der Marxkritik und Marx- 
interpretation ergibt es sich von selbst, daß die Polemik einen ziem- 
lich breiten Raum einnimmt; es war dieses wohl unvermeidlich, um 
mit den unzähligen Mißverständnissen bei Gegnern wie bei Anhängern 
einmal gründlich aufzuräumen. Trotzdem ist der Hauptgehalt des 
Buches nicht polemisch-negativer, sondern durchaus schöpferischer 


*) Berlin 1920/21, Buchhandlung Vorwärts. 
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Natur. Wir finden hier zum erstenmal alle Elemente Marxscher 
Sozialphilosophie geprüft, gewogen und systematisch nach einem 
einheitlichen Konstruktionsplan als Bausteine verwertet. Die Her- 
ausarbeitung der grundlegenden Begriffe und Anschauungen ist eine 
überaus scharfe und schafft somit wünschenswerte Klarheit auf einem 
Gebiete, wo man die begriffliche Eindeutigkeit allzuoft vermissen 
mußte, teils weil Marxens Ausdrucksweise oft schillernd ist, teils 
weil die Interpretation im Laufe der Zeit an manchen wesentlichen 
Punkten eine Umdeutung vollzogen hat. Besonders hervorzuheben 
wären etwa die Begriffsgruppe Gesellschaft-Gemeinschaft, oder die 
Ausführungen über Nation und Nationalitätenfrage, die gerade in 
gegenwärtiger Stunde ernstliche Berücksichtigung verdienen. 

Im übrigen genüge der Hinweis darauf, daß nicht nur der So- 
ziologe, sondern der Wirtschaftshistoriker und Ethnologe Cunow die 
Probleme der ökonomischen Geschichtsbetrachtung vor uns aufrollt. 
Was also von seiten des. nachschaffenden Interpreten geschehen 
konnte, um zu neuer Vertiefung und voller Erkenntnis der marxisti- 
schen Grundanschauungen zu gelangen, das ist geschehen. 

Eine andere Frage ist es freilich, ob Marxens Soziologie durch 
diese Neufassung einer sachlichen Kritik geringere Angriffsflächen 
bietet als vorher. Einmütigkeit dürfte darüber herrschen, daß eine 
Anzahl sekundärer Schwierigkeiten behoben, dunkle Stellen durch 
Einreihung in ein festes System aufgehellt wurden: am Wesentlichen 
der Theorie hat sich trotz Cunows meisterhafter Darstellung natür- 
lich nichts geändert, und so bleiben manche Schwierigkeiten nach wie 
vor ungelöst. Ein Hinweis auf die hauptsächlichsten sei beispielsweise 
gestattet: 

Anfechtbar bleibt, um mit dem nächstliegenden und äußerlich- 
sten zu beginnen, die Bezeichnung der materialistischen Geschichts- 
auffassung als Geschichts k au sa l theorie, die zweifellos irreführend 
ist. Reine Kausalerklärungen versagen notgedrungen auf dem Ge- 
biete sozialhistorischen Geschehens. Cunow selbst gibt das zu, wenn 
er sich, unter Hinweis auf Engels, abfällig über das Denken in starren 
Kategorien »hier Ursache, dort Wirkung« äußert, während er nicht 
einzusehen scheint, daß gerade die Uebertragung naturwissenschaft- 
licher Begriffsbildung auf historische Stoffe dieser Art des Denkens 
Vorschub leistet. Er betont ferner, daß die gedachte Kausalver- 
knüpfung, d. h. die Zurückführung alles historischen Geschehens 
auf den ökonomischen Faktor als Ursache, keine einfache, unmittel- 
bare, sondern eine letztinstanzliche, mittelbare, vielfach abgeleitete 
ist, von Gegentendenzen durchkreuzt und nur bei Zurückverfolgung 
der Kausalkette auf das letzte Glied tatsächlich nachweisbar. An- 
gesichts dieser Ausführungen könnte im Sinne Cunows die kausale 
Geschichtsbetrachtung glücklicher als »dialektische« bezeichnet 
werden. Damit entfiele zugleich die notwendige Abwehr des Miß- 
verständnisses, daß es sich bei kausalem Geschichtsablauf um einen 
mechanisch-naturgesetzlichen Ablauf handelt, nach Analogie etwa 
des Fallgesetzes. Zwar spricht Marx selbst von Naturgesetzen des 
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gesellschaftlichen Lebens, aber es erscheint kaum angezeigt, diese 
Terminologie zu übernehmen, denn die Einmaligkeit des historischen 
Verlaufs steht im Gegensatz zur Naturgesetzlichkeit im logisch an- 
erkannten Sinn. Der Geschichtsablauf wird wohl Typisches, Ana- 
loges, kurz Parallelitäten aufweisen, berechenbar wird er schon des- 
halb nicht sein — auch im Sinne der materialistischen Geschichts- 
auffassung —, weil die Wechselwirkung der ideologischen Faktoren 
untereinander, ihre Rückwirkung auf die ökonomische Basis, in ihrer 
jedesmaligen Erscheinungsform durch die Restbestandteile über- 
wundener oder zu überwindender Gesellschaftsformationen bedingt 
und somit nicht restlos rationalisierbar sind. Haben wir es bisher mit 
einer wesentlich terminologischen Frage zu tun gehabt, so bereitet 
sachlich die Einfügung des ideologischen Faktors in die historische 
Kausalreihe nach wie vor die größten Schwierigkeiten. Cunow hat 
dieser Frage besonders eingehende und tiefschürfende Erörterungen 
gewidmet, die aber nicht restlos zu überzeugen vermögen. FürCunow 
ist die Abhängigkeit des ideologischen Ueberbaus von der Basis 
teils eine direkte, teils eine indirekte und häufiger letzteres als erste- 
res. Denn, da die Ideologien, obwohl bloße Reflexe des realen Ge- 
schehens, ein wenigstens anscheinend selbständiges Leben führen, 
so treten sie in Wechselwirkung miteinander und werden oft genug 
in andere Bahnen gelenkt, alseiner direkten Umsetzung der Bewegung 
vom Oekonomischen ins Ideologische entspräche. Es schieben sich 
als Zwischenglieder in die Kausalreihe I. die realen und ideologischen 
Rückstände älterer Gesellschaftsformationen, 2. die Trübungen durch 
die Subjektivität der individuellen Medien, und zu alledem gesellt 
sich die Fehlerquelle, die darin liegt, daß alle Fehler des Urmaterials 
im Bewußtsein reproduziert werden, daB also falsches Bewußtsein, 
Schein, Täuschung schon dadurch entstehen, daß die gesellschaft- 
lichen Verhältnisse in sich widerspruchsvolle sind. Dadurch wird 
die Entwirrung der realen Tatbestände, die den Ideologien zugrunde 
liegen, zu einem äußerst komplizierten Prozeß, dessen Ergebnis 
allenfalls dem rückschauenden Betrachter eine adäquate Lösung der 
Schwierigkeiten bringen dürfte. Bei dieser Erkenntnisarbeit muß er 
sich allerdings klar darüber sein, ob die einzelnen ideologischen 
Komplexe von einer anderen Gesetzmäßigkeit, einem anderen Be- 
wegungsprinzip beherrscht sind, als der reale Unterbau. Cunow 
spricht ihnen die Eigengesetzlichkeit ab, zwar nicht ohne Widerspruch 
im marxistischen Lager abwehren zu müssen. Wenn sich auch im 
allgemeinen die Abhängigkeit von gesellschaftlichen Entwicklungs- 
prozessen für kein Gebiet des menschlichen Lebens ganz wird in Ab- 
rede stellen lassen, so läßt sich doch nicht leugnen, daß es ideologische 
Komplexe gibt, die sozusagen in Gesellschaftsnähe ihr Eigenleben 
führen, wie die kurlturwissenschaftlichen insgesamt, während die 
Gruppe der Naturwissenschaften um so gesellschaftsferner wird, je 
mehr sie sich der reinen Mathematik nähert. Hier vollziehen sich 
darum Entwicklungen, die auch nur indirekt auf soziologische Vor- 
gänge zurückführen im einzelnen gar nicht, im ganzen schwer gelingen 
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dürfte. Hier hat man mindestens den Schein eines Rechtes für sich, 
wenn man von eigenen Entwicklungsbewegungen und -möglich- 
keiten innerhalb des geschlossenen Komplexes einer Ideologie spricht, 
Bewegungen vorwiegend logischer Natur, die sich unabhängig von 
den jeweiligen Produktionsverhältnissen auszuwirken scheinen. Wir 
denken etwa an Erscheinungen, wie die Erkenntnisfortschritte eines 
Kopernikus oder Kant, deren Tragweite sich weder durch den Hin- 
weis auf Frühkapitalismus und Emanzipation von kirchlicher Ge- 
bundenheit, noch durch die »bürgerliche« Gesellschaft und den 
Preußischen Staat am Ende des 18. Jahrhunderts zureichend erklä- 
ren läßt. Sollte man versucht sein, die gesellschaftsfernen ideologi- 
schen Komplexe — übrigens in Anlehnung an Marxens Aufzählung 
in der Einleitung zur Kritik der politischen Oekonomie — vom 
Ueberbau auszunehmen, so würde man hier gewiß fehlgreifen, denn 
alle Aeußerungen des menschlichen Gesellschaftslebens sollen durch 
die materialistische Geschichtsauffassung begriffen und erklärt 
werden, schon weil man die Rückwirkungen der reinen Wissen- 
schaft auf die angewandte, etwa der Mathematik und verwandter 
Disziplinen auf die Technik zu berücksichtigen hat. 

Analoge Einwendungen lassen sich bezüglich der Ethik erheben. 
Die kausale Erklärung ist als genetische freilich lückenlos, aber ist 
damit das Wesen ethischer Problemstellung, die Tragweite ethischer 
Ueberzeugungen überhaupt berührt, geschweige denn als die Wirk- 
lichkeit umgestaltender Faktor erklärt? — 

Alle Ethik soll nach Marx relativ sein, d. h. die ethische Norm 
wechselt mit dem Wechsel der gesellschaftlichen Basis, und ihre 
jeweilige materielle Erfüllung läßt sich in letzter Linie auf gesell- 
schaftliche Zweckmäßigkeit zurückführen. Dieser Relativität steht 
gegenüber, daß für den handelnden Menschen und sein durch ge- 
sellschaftliche Funktionen getrübtes Bewußtsein die Ethik seiner 
Zeit, seines Volkes, seiner Klasse oder Gemeinschaftsgruppe absolut 
erscheint. Aus dieser Bewußtseinstäuschung heraus läßt man sich 
kreuzigen und verbrennen, während man tatsächlich einem unendlich 
wandelbaren gesellschaftlichen Bedürfnis dient. Dieser Glaube an 
das Absolute ist notwendige Selbsttäuschung, damit die Willens- 
impulse ausgelöst werden, die allein die Menschen zum Handeln 
treiben. Denn die Menschen machen ihre Geschichte selbst, und die 
Klassenkämpfe, die eigentlichen Träger der historischen Bewegung, 
werden in ideologischen Formen ausgetragen. Ist also eine ethische 
Bewertung für den Betrachter der Geschichte vom Uebel, weil es 
keine für alle Geschichtsepochen geltenden ethischen Normen gibt 
— für den Handelnden ist sie unentbehrlich in der Form der Ueber- 
zeugung, die Antrieb des Handelns wird. Dieser Gegensatz tritt in 
dem Augenblick in Erscheinung, da man es unternimmt, vom Boden 
der materialistischen Geschichtsauffassung aus die Zukunft zu be- 
urteilen, mit anderen Worten sobald man sich anschickt, politisch 
zu handeln. Politisches Handeln stellt den Versuch dar, den Prozeß 
gesellschaftlichen Werdens zu beeinflussen. Das geschieht wenigstens 
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zum großen Teil aus ethischem Antriebe und mit ethischer Begrün- 
dung, und zwar auch marxistischerseits. Im Werdenden trachtet man 
also das Sein-Sollende zu verwirklichen; die erstrebte gesellschaít- 
liche Neuordnung erscheint als die ethisch höherstehende, die kul- 
turell wertvollere, nicht nur als die sich aus der historischen Not- 
wendigkeit zwangsläufig ergebende. Bei dieser Stellungnahme kann 
sich der Marxist füglich auf Marx berufen, und zwar auf den Theo- 
retiker, nicht nur auf den Politiker Marx, der den »Kulturfortschritt« 
und die »höheren« Entwicklungsstufen der Gesellschaft konstruktiv 
verwendet. Diese Bestimmungen setzen Wertmaßstäbe, wenn nicht 
gar ein Entwicklungsziel voraus. Es läßt sich im Sinne der ma- 
terialistischen Geschichtsauffassung allerdings folgendermaßen argu- 
mentieren: der Kulturfortschritt kann nur darin liegen, daB bei 
restloser Entfaltung der Produktivkräfte die Produktionsverhält- 
nisse sich so verschieben, daß es schließlich keine Herrschafts- und 
Abhängigkeitsverhältnisse mehr gibt. Träger der höheren Entwick- 
lung sind also die Gruppen, deren Handeln darauf gerichtet ist, 
Ausbeutung und alle Formen offener oder versteckter Vergewalti- 
gung des Menschen durch den Menschen unmöglich zu machen. 
Und so klingt es uns ja auch programmatisch aus dem kommunisti- 
schen Manifest entgegen. Die Erwägung ist aber insofern nicht 
stichhaltig, als die gesellschaftliche Zweckmäßigkeit eines bloß 
erstrebten Zustandes keineswegs erwiesen ist. Evident ist nur die 
ethische Ueberlegenheit desselben, und dieses nur dem ethischen 
Bewußtsein einer bestimmten Zeit. Aber ist die Entwicklung nicht 
deshalb Fortschritt, weil sie historisch notwendig ist ? Das historisch 
Notwendige, also auch der Uebergang zu anderen Entwicklungs- 
stufen ist jedoch im Prozeß des Werdens tatsächlich nicht zu fassen, 
es läßt sich erst bei dem Zusammentreffen des Möglichen mit dem 
Wirklichen zweifelsfrei konstatieren. So lange dieses nicht der Fall 
ist: wer bürgt uns dafür, daß unser Bewußtsein, das uns das Kom- 
mende als ein Höheres vortäuscht, keinem ideologischen Trugschluß 
unterliegt, da unsere Zwecke und Absichten erfahrungsgemäß nur 
in gewandelter Gestalt verwirklicht und der Entwicklung dienstbar 
gemacht werden? Und endlich: wie kann das Kommende, sofern 
es noch nirgends Existenz, greifbare Realität gewann, in unserem 
Bewußtsein als Reflex vorhanden sein? Die Frage ist nicht müßig, 
wenn wir in Erwägung ziehen, daß die Forderungen der Revolutionäre 
— nach Marx — von jcher so weit ausschauende waren, daß sie sich 
nach dem Stande der gesellschaftlichen Entwicklung nur zum ge- 
ringsten Teil verwirklichen ließen; woher stammt also die Fähigkeit, 
in der Basis nicht oder nur keimhaft vorhandenes im Spiegel des Be- 
wußtseins als deutliches Zukunftsbild zu reproduzieren ? Kein Zufall 
also, daß auch marxistische Politiker für ihr politisches Handeln die 
Bindung durch den historischen Materialismus ablehnen. 


Suchen wir eine Erklärung dieser Stellungnahme, so finden wır 
sie m. E. in folgender Erwägung: 
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Die materialistische Geschichtsauffassung unternimmt es, die 
Bewegungsprinzipien des historischen Geschehens sowie dessen 
immanente Entwicklungsrichtung nachzuweisen, und doch sollen 
wir annehmen, daB die Bewegung kein Ende nimmt, der Richtung 
kein letztes Ziel entspricht. Der Geschichtsverlauf entspricht damit 
einer unendlichen Reihe. Diese Unendlichkeit ist aber, auf mensch- 
liches Geschehen angewandt, unbefriedigend; mit dem fehlenden 
Endziel vermissen wir zugleich die Deutung des Sinnes dessen, was 
wir in seinen Ursprüngen und kausalen Verknüpfungen begreifen 
lernten; als Handelnde vermissen wir die wegweisende Norm. Diese 
Leere wird für ein naives Bewußtsein durchaus ausgefüllt durch den 
»Kulturfortschritt«, die kryptoteleologische Kategorie der Marxschen 
Lehre; für den nicht Naiven kommt die ökonomisch kausale Erklä- 
rung immer »post festumse. Cunow streift diese Frage in seiner Ab- 
wehr eines mechanischen und automatischen Geschichtsverlaufs; 
nach seiner Auffassung hat das bewußte politische Handeln eine 
Wirkungsmöglichkeit, allerdings nur, sofern es nicht voluntaristisch 
ist. Voluntaristisch handeln bedeutet soviel wie handeln ohne Rück- 
sicht auf das gesellschaftlich Erreichbare, d. h. in der ökonomischen 
Basis bereits vorgebildete; bewußt kann dagegen nichts anderes be- 
deuten als: geleitet von den oft fehlerhaften Vorstellungen, die der 
Unterbau im menschlichen Hirn erzeugte. Was bewahrt das Bewußt- 
sein aber vor voluntaristischen Irrwegen? Nur dieses, daß Be- 
wußtseinsphänomene zwangsläufig, d. h. gesellschaftlich determiniert 
sind. Wir können kein Bewußtsein erlangen, viel weniger etwas 
bewußt wollen, was uns nicht von der ökonomischen Entwicklung 
vorgeschrieben würde (jedenfalls sofern wir Träger der fortschrei- 
tenden Bewegung sind). Wir sind also entweder blinde Werkzeuge 
der Entwicklung, und damit nicht viel weiter gerückt als die Werk- 
zeuge der »List der Vernunft«, oder unser Handeln ist voluntaristisch, 
d. h. emanzipiert sich auf eine Wegstrecke von dem Gängelbande der 
gesellschaftlichen Determination und könnte dann auf dieser Strecke 
durch bewußte Einwirkung auf die Produktionskräfte die Entwick- 
lungsrichtung ablenken. Nimmt man letzteres an, so ist dieZwangs- 
läufigkeit der Entwicklung preisgegeben; nimmt man bewußtes und 
zugleich gesellschaftlich determiniertes Handeln an, so ist eben jede 
selbständige Einwirkung auf das Werdende nur Schein, mit andern 
Worten: das politische Handeln wird zur Sinnlosigkeit. Sinnlos, 
weil wir der nachträglichen Sanktion der Verwirklichung bedürfen, 
um der Notwendigkeit unseres Tuns gewiß zu werden; sinnlos end- 
lich, weil wir ohne den Glauben an Sinn und Wert und Ziel der Ent- 
wicklung auch mit dem Entwicklungsgesetz als Handelnde nichts 
mehr anzufangen wissen. 
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Von 
S. P. ALTMANN. 


Die nachfolgende Besprechung soll in erster Linie die 9. Auflage 
des ausgezeichneten Werkes des bekannten amerikanischen National- 
ökonomen Seligman !) behandeln. Seligman gehört zu den Forschern, 
von denen eine ganze Reihe von Schriften auch in Deutschland bekannt 
geworden sind. 

Manches, was in der vorliegenden Anzeige gesagt wird, die leider 
durch einen Zufall verspätet kommt, müßte eigentlich auf den 
neuesten Stand gebracht werden. Der Referent hält es jedoch für 
wichtig, das Buch in der Form, wie es vorliegt, wiederzugeben. Es 
beginnt mit einem Aufsatz über die Entwicklung der Besteuerung, 
der auch wegen seiner terminologischen Fassung der direkten und in- 
direkten Steuer wichtig ist. Die historischen Seiten sind in Seligmans 
anderen Schriften °) (»Progressive Taxation in Theory and Practices, 
»The Shifting and Incidence of Taxation«, »The Income Tax«) aus- 
führlicher bei Spezialthemen behandelt. Wertvoller ist aus den Essays, 
was Seligman über die allgemeine Vermögenssteuer (General Pro- 
perty Tax) und über die »Single Tax«, die »Einsteuer« sagt, die bei uns 
eigentlich nur theoriegeschichtliche Bedeutung als die physiokratische 
»impöt unique«besitzt, in Amerika jedoch seit den Zeiten Henry Georges 
ernsthaft und leidenschaftlich vertreten wurde, und der neuerlich mehr- 
fach Monographien und durch ein Legat eine besondere Zeitschrift 
gewidmet worden sind. — Man kann auch diese Bewegung, die durch 
die großen Finanzanforderungen des Krieges an Bedeutung verloren 
hat, als eine eigenbrödlerische Verirrung ansehen, deren Unzweckmäßig- 
keit Seligman von fiskalischem, politischem, ethischem und wirt- 


*) Vgl. Finanzwissenschaftliche Literatur I. in diesem Archiv Bd. XLYVlI, 
S. 225 ff. 

1) Seligman, Edwin R. A., Mc. Vickar, Professor of Political Economy 
in Columbia University: Essays in Taxation. Ninth Edition. Comple- 
tely revised and enlarged. New York, The Macmillan Company, 1921. XI und 
806 S. 

23) Siehe meine Besprechung in Schmollers Jahrbücher der Gesetzgebung. 
Jahrg. 3-, S. 1052. Leipzig 1913. 
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schaftlichem Gesichtspunkt erläutert. — Von prinzipiellem Interesse 
ist hier nur die Behandlung der Doppelbesteuerung durch gleiche und 
rivalisierende Steuerberechtigte. — Bei der erstaunlichen Literatur- 
kenntnis des Verfassers, der hervorhebt, daß gerade in Bundesstaa- 
ten das Problem Bedeutung hat, hätte man vielleicht noch eine Be- 
rücksichtigung der neueren deutschen Gesetzgebung, wie z. B. des 
Landessteuergesetzes vom 30. März 1920 gewünscht. Heute sind für 
das fast unüberschaubare Steuerwesen übrigens durch Koppes 
Jahrbuch des Steuerrechts ®), sowie Ball und Dresels »Reichs- 
steuergesetze« ), durch die Strutz’schen Arbeiten und zahlreiche 
andere Schriften auch für den Ausländer Hilfsmittel geschaffen, die 
bei späteren Auflagen von Seligman berücksichtigt werden sollten. 
Ueber die amerikanischen Verhältnisse belehrt uns Seligman recht 
gut. Aus den kurzen Ausführungen über Erbschaftsbesteuerung neh- 
men auch wir die Feststellung an, daß die demokratische Entwick- 
lung der Welt zur Ausbreitung progressiver Wirtschaftssteuern ge- 
führt hat und weiter führen wird. Von größerem Interesse ist uns der 
Inhalt der drei Kapitel, die sich mit der Geschichte, den Prinzipien 
und den Schwierigkeiten der Besteuerung der Korporationen be- 
schäftigen. Wir lernen die Entwicklung der Corporation Tax für Ban- 
ken, Versicherungsgesellschaften, Eisenbahnen, sonstige öffentliche 
Unternehmen, die allgemeine Gesellschaftssteuer, die Gründungsab- 
gabe (Tax on Corporate Charters) kennen. Auch die Konzessionsab- 
gaben (franchise tax) werden hier vor allem ausführlich erläutert. Als 
Korporationsprivileg, »corporation franchise«, ist das Privileg der 
juristischen Person und beschränkte Haftung zu erachten, es ist das 
Recht als Korporation zu bestehen. Soweit es neben dem Ver- 
mögen der Körperschaft existiert, kann es Steuerobjekt sein. — Ge- 
rade auch in diesem Teil des Buches spielt die Frage der Doppelbe- 
steuerung eine Rolle. Systematisch werden behandelt die Doppelbe- 
steuerung von Vermögen und Schulden, von Vermögen und Einkom- 
men, von Gesellschaftsvermögen und dem Grundkapital. Unsere 
deutschen Juristen, die ja das Steuerproblem der Gesellschaftsformen 
und der aus steuerlichen Gründen gewählten Gesellschaftsformen 
kennen, lernen gerade bei Seligman, daß auch in den Vereinigten 
Staaten allerlei juristische Doppelbesteuerungsfragen ausgetragen wer- 
den, und die bunte Karte der Einzelstaaten von Amerika rückt reich- 
stes Material zu diesen Fragen in unser Interesse. Auch hier bedauern 
wir, daß Seligman das deutsche Gesetz, nämlich das Körperschafts- 
steuergesetz vom 30. März 1920 nicht berücksichtigt hat. Wenn er 
meint, daß die Vereinigten Staaten langsam zu vernünftigeren und 
harmonischen Körperschaftssteuern kämen, so verknüpft er damit 
folgende Prinzipien. Körperschaften sollten getrennt von physischen 
Personen, lokal nach ihrem Grundbesitz allein besteuert werden. Für 
Staatszwecke sollten nur ihre Erträge oder ihr Kapital oder ihre An- 


3) Verlag Spaeth und Linde, Berlin. 
*) Verlag J. Bensheimer, Mannheim, Berlin, Leipzig 1922, 2. Auflage. 
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leihen zugrunde gelegt werden. Nur soviel des Ertrags oder Kapitals 
sollte vom Staat besteuert werden, als ein Staat verdient oder ver- 
wendet. Bei Transportgesellschaften könnte man Transportstrecken 
zugrunde legen. Wo Kapital und Anleihen besteuert würden, sei der 
Sitz des Aktionärs oder Obligationärs gleichgültig. Es solle kein Un- 
terschied zwischen heimischen und fremden Körperschaften gemacht 
werden, bei Zugrundelegung des Vermögens sei ausländisches freizu- 
lassen, bei Besteuerung nach Kapital sei das Vermögen nicht außer- 
dem zu belasten. Bei Besteuerung von Vermögen, Kapital oder An- 
leihen seien Aktionäre bzw. Obligationäre nicht auch .noch zu treffen. 
Im übrigen seien zwischenstaatliche Regelungen erwünscht und eine 
Sondersteuer für natürliche oder rechtliche Monopolbesitzer ratsam. 
Obgleich die weiteren Ausführungen über moderne Probleme der Be- 
steuerung und den Fortschritt im letzten Vierteljahrhundert knapp 
sind, umschließen sie wesentliche Fragen. Wenn Seligman die neuere 
Finanzwissenschaft die »Social Theory of Finance« nennt, sie aber 
ausdrücklich nicht mit der »sozialpolitischen« Finanzwissenschaft 
Adolf Wagners identifiziert (S. 342), so wüßten wir doch gern, wie er 
die reine Theorie ohne subjektives Werturteil aufrecht erhält, das in 
der ethisch gefärbten Betrachtung doch immer wieder irgendwie zum 
Ausdruck kommt. 

Ein besonderes Kapitel gehört der Frage der Auseinandersetzung 
zwischen Staats- und Gemeindeeinkünften. — Die Forderung des Ver- 
fassers, der in seiner Heimat beobachtet, wie die Steuerprobleme im- 
mer komplizierter werden, läuft darauf hinaus, die fiskalischen Me- 
thoden mehr und mehr den veränderten ökonomischen Bedingungen 
anzupassen. Große Länder leiden hier stets unter der Verschieden- 
heit der historisch und geographisch ungleich entwickelten Gebiete. 
Die Schwierigkeiten einer zentralen Regelung zeigt unser Landes- 
steuergesetz, das jetzt zu einem weiteren »Gesetz über den Finanz- 
ausgleich« führt, von dem wir auch nur eine teilweise Lösung erwarten 
können. — Trotz zeitlicher Ueberholung bietet uns das Kapitel über 
Staats- und Bundesfinanzen einige prinzipielle Gesichtspunkte. Auch 
die Ausführungen über die Genauigkeit in der Steuerveranlagung 
und die amerikanischen Verhältnisse sind für deutsche Leser wichtig. 
Die Behandlung der Klassifikation der öffentlichen Einkünfte hebt 
unter anderem die speziell von Adolf Wagner behandelte Frage der 
Nebenzwecke der Besteuerung hervor und zeigt das Problem der 
Gegenüberstellung der Police power und der taxing power unter Be- 
nutzung von in Deutschland wenig gekannter amerikanischer Lite- 
ratur. Auch die Ausführungen über Gebühren (fees) zeigen die scharf- 
sinnige Behandlung und Verbindung mit rechtsgeschichtlichen Fragen. 
Unter den »special assessments« verstehen wir wohl Beiträge im Sinne 
unseres Kommunalabgabenrechts. Neben den aus der Staatshoheit 
sich ergebenden Abgaben stehen für S. die aus der Steuerhoheit flie- 
Benden Gebühren, Beiträge und eigentlichen Steuern. Daneben kom- 
men die privat- oder quasi privatwirtschaftlichen Einnahmen (prices) 
in Betracht. Man findet im Entstehungsschema, das die Frage der 
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Entgeltlichkeit und der Zwangsgewalt sehr geschickt berücksichtigt, 
Verwandtschaft mit Prinzipien Adolf Wagners und von ihm wohl be- 
einflußter italienischer Finanzwissenschaftler. — | 

Klar gezeichnet ist im 15. Kapitel die Frage der Wertzuwachsbe- 
steuerung, während die zwei folgenden Kapitel die neuere Steuerent- 
wicklung 1893—1895 und 1I909—ıgIo wiedergeben. Englische, hol- 
ländische, neuseeländische und preußische Entwicklungen sind im 
ersten Teil, großbritannische, deutsche und australische Verhältnisse 
sind im zweiten Teil wiedergegeben. Für Deutschland hat fast alles 
nur noch die Bedeutung historischer Schilderung, denn hier ist die 
spätere Zeit, so z. B. die Vermögenszuwachssteuer und die außer- 
ordentliche Kriegsabgabe nur in einer Note angedeutet ist. Das Urteil 
über den Vergleich des gesamten deutschen und englischen Steuer- 
wesens ist vorsichtig abwägend und erkennt in einer Fußnote das 
deutsche Steuerwerk von 1920 an. Immerhin darf man nicht ver- 
gessen, daß der Natur der Sache nach der Vergleich notwendig zu 
ungunsten der Bundesstaaten ausfallen mußte. — Die überlegene 
Kenntnis des Stoffes tritt auch hier zutage. Besonders überholt sind 
die Ausführungen über neuere Schriften über Steuerwesen, denn die 
Darstellung reicht nur bis ca. 1900, gibt aber für die Zeit ein Bild 
der besten deutschen, französischen, italienischen, holländischen, eng- 
lischen und amerikanischen Werke. Seligman betont, daß die Deut- 
schen »love to be ‚gründlich’«. Er bringt es uns im Zusammenhang 
mit Schäffles »Steuern« zum Bewußtsein. Es ist schade, aber begreif- 
lich, daß seit jener Zeit kein finanzwissenschaftliches Buch erschienen 
ist, das mehr als »gründlich« ist — das die Probleme systematisch ge- 
meistert hätte. Warum das bekannte Werk von Schanz, »Die Steuern 
der Schweiz«, unter dem Kapitel »Switzerland« erschienen ist, obgleich 
sonst die Literatur nach der Nationalität der Autoren gegliedert ist, 
erscheint nicht gerechtfertigt. — Die Bedeutung des Schanzschen 
Werkes unter dem Gesichtspunkt, daß es eine gerade den Amerikaner 
interessierende Darstellung eines Bundesstaates ist, begründet die 
Abweichung vom Schema nicht. Eine Note zu diesem sehr instruk- 
tiven Kapitel gibt wenigstens die Titel der neueren deutschen Werke 
an, von v. Heckel und Lotz, während z. B. Eheberg und Conrad 
Hesse u. a. nicht genannt sind, obgleich sie dem Ausländer in bezug 
auf Material mancherlei bieten könnten. 

Es ist eine alte Klage bei uns, daß die zwar ungleichmäßigen, oft 
aber höchst wertvollen Materialien der amtlichen Körperschaften, 
besonders der Parlamente, wissenschaftlich nicht genügend ausge- 
beutet werden. In Deutschland hängt das u. a. mit bibliographischen 
Unzulänglichkeiten und zum Teil mit dem Preis dieser Materialien 
zusammen. — Es ist verdienstlich, den geschichtlichen Entwicklungs- 
prozeß an der Hand von »blue books« und »Reports« zu verfolgen. 
Seligman behandelt die drei Jahrzehnte bis 1870, 1870—I900, 1900 
bis IgIO und 1910 bis zur Gegenwart, d. h. bis 1921. Das Kapitel ist 
ein konzentrierter Ueberblick über Finanzgeschichte, speziell der 
treibenden Ideen in den amerikanischen Einzelstaaten. Nach Selig- 
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man ist der Zug zur Finanzreform da, und der National Tax Asso- 
ciation, einer Institution, deren Funktion in Deutschland nur vielleicht 
der Verein für Sozialpolitik übernehmen kann, ist es mit zu danken, 
wenn die Bewegung so ernsthaft ist. Aus den Verhandlungen der 
International Tax Association bringt der Verfasser ein eigenes Referat 
aus dem Jahre 1913 mit kleinen Aenderungen. In diese Zeit reichen 
auch des Verfassers Ausführungen über das Verhältnis zwischen 
Bundes-, Staats- und Gemeindefinanzen zurück. In diesem Kapitel, 
das auch bei uns drängende Fragen berührt, zeigt der Verfasser seine 
besondere systematisierende Fähigkeit und Klarheit der Darstellung. 
Er scheidet fünf Formen, wobei er noch kurz das deutsche System 
der Teilung, wie sie unserer Gesetzgebung seit 1920 entspricht, be- 
rücksichtigt. Kaum ein deutsches Lehrbuch behandelt in so knapper 
und doch instruktiver Weise diese Grundfrage moderner Finanzwirt- 
schaft. 

Die letzten Kapitel des Buches behandeln Kriegsfinanzfragen, 
das eine »Die Gesetze über Kriegssteuern«, das folgende »Das Ver- 
hältnis von Anleihen zu Steuern in der Kriegsfinanzierung«, das letzte 
»Die Kriegskosten und wie sie gedeckt wurden« Auch diese Fragen 
sind teilweise schon an anderen Stellen behandelt, wie in der »Poli- 
tical Science Quarterly«, in den »Annals of the American Academy 
of Political and Social Science« und der » American Economic Reviewe, 
Sie wirken begreiflicherweise heute etwas veraltet, seitdem eine Fülle 
neueren Materials vorliegt. Immerhin sind sie für den deutschen 
Leser um ihrer Statistiken und Literaturangaben willen ein wertvoller 
Beitrag. Sehr wichtig ist die grundsätzliche Auseinandersetzung dar- 
über, was man unter Kriegskosten zu verstehen habe. Die Frage 
reicht viel tiefer in theoretische Probleme hinein, als man gewöhnlich 
anzunehmen geneigt ist. Wenn Seligman zwischen den Geldkosten 
und den Realkosten eines Krieges unterscheidet, so führt er den Leser 
in ein wichtiges Gebiet, ohne es ganz zu erschließen. Was der Ver- 
fasser über das Verhältnis von Kriegsanleihen zu Kriegssteuern sagt, 
ist auch nur ein Beitrag zu dieser wohl schwersten praktischen Finanz- 
frage, in der wiederum des Verfassers außerordentliche Fähigkeit, 
finanzwissenschaftliche als volkswirtschaftliche Fragen zu sehen, zum 
Ausdruck kommt. Viele angeführte Stellen sind gerade uns Deutschen 
kaum zu Gesicht gekommen. Seligman hält Kriegführung ohne An- 
leihe für ausgeschlossen, Kriegsfinanzierung allein durch Anleihen für 
kurzsichtig, ausschließliche Steuerfinanzierung für selbstmörderisch. 
Kriegssteuern sollen umfangreich und plötzlich kommen, sollten aber 
niemals den Punkt überschreiten, bei dem sie anfangen, das Sozialpro- 
dukt zu verringern, die Anpassung der Produktion an Kriegsverhält- 
nisse zu verhindern und erwünschte Konsumtion übermäßig herab- 
zudrücken. Kriegssteuern müssen so hoch sein, daß sie eine genügende 
Grundlage für Anleihen bilden, und daß sie gestatten, die Schulden 
in relativ kurzer Zeit zu tilgen., Beim Ausbruch eines Krieges und in 
seiner ersten Periode sollte mehr auf dem Wege von Anleihen als auf 
-dem von Steuern erhoben werden; mit fortschreitendem Krieg sollte 
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die Besteuerung zunehmen; aber ohne Ausnutzung des öffentlichen 
Kredites sei Kriegführung ausgeschlossen. 

Es hat wenig Zweck, auch hier festzustellen, daß die deutsche 
Kriegsfinanzierung zu wenig Gewicht auf Steuern gelegt hat. Eine 
Bücheranzeige ist kein Ort für die Austragung finanzpolitischer Streit- 
fragen. Es ist auch nicht von Bedeutung, wenn man feststellt, daß 
manche statistischen Materialien des letzten Kapitels heute überholt 
sind. Der Leser wird für vieleZwecke die neue Ausgabe von Seligmans 
Essays gern benutzen, zumal ein sorgfältig durchgearbeitetes Register 
das Buch nützlicher macht, als eine Zusammenstellung von 24 Essays 
es sonst wäre. Alles in allem gehört auch dieses Buch Seligmans zu 
den Werken, die man wirklich finanz wissenschaftlich nen- 
nen kann. 


Das 702 Seiten umfassende Werk von Friedmann 5) ist A. Barton 
Hepburn und Paul M. Warburg in New York gewidmet, zwei Bank- 
männern, die sich bekanntermaßen sehr verdient gemacht haben in 
der Förderung der Erkenntnis und der Politik der Währungs- und 
Bankfragen der Vereinigten Staaten. Friedmanns gelehrtes Buch will 
die verschiedenen Kriegsfinanzierungsmethoden Deutschlands, Frank- 
reichs und Englands, die finanziellen Umwälzungen in diesen 
drei Ländern von 1914—1921 und die Probleme der Wechselkurse, 
des Bankwesens und der Finanzen vorwiegend dieser drei Länder vor- 
urteilslos zeigen. Der Verfasser ist in seinem Werk von außerordent- 
lich vielen bedeutenden Männern der Theorie und der Praxis gefördert 
worden und legt in dem Buch das Resultat emsigster und sorgfältig- 
ster Arbeit vor. Auch in dieser Anzeige dreht es sich darum, hervor- 
zuheben, was der Leser in dem Werke findet. Friedmanns Buch glie- 
dert sich in zwei Hälften. Der erste Teil handelt von den Wirkungen, 
des Krieges, der zweite von den Faktoren des finanziellen Wiederauf- 
baus. Der erste Teil gliedert sich in drei Kapitel: Oeffentliches Schul- 
denwesen und Steuern, Währung und Kredit, das Problem der Wech- 
selkurse. In jedem Kapitel werden die britischen, französischen und 
deutschen Verhältnisse abgehandelt. Der zweite Teil ist nicht so 
gleichmäßig gegliedert. Er handelt von der Vermögenssteuer, Staats- 
bankrotten im 19. Jahrhundert, der Frage, ob die interalliierten 
Schulden gelöscht werden sollen, der deutschen Kriegsentschädigung, 
den Wechselkursen, der Brüsseler Finanzkonferenz, von der Frage 
internationaler Anleihen für die Wiederherstellung Europas, von New 
York und London als Finanzzentren. Es folgt eine ausführliche Biblio- 
graphie und ein Personen- und Sachregister. Naturgemäß haben die 
Vorgänge der letzten Jahre unsere Einsicht in viele Probleme sehr er- 
weitert. 








5 Friedmann, Elisha M. Lecturer on Finance, New York University, 
School of Commerce etc. International Finance and its Re 
organisation. New York, E. P. Dutton and Co. {081 Fifth Avenue), 1922. 
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2. Sozial- und Rechtsphilosophie. 


Hartmann, Ed. von: Gedanken über Staat, Politik und Sozialismus. 
Zusammengestellt von Alma von Hartmann (Kröners Taschenaus- 
gabe Bd. 29). X u. 164 S. Leipzig, Alfred Kröner, 1923. 

Eine Zusammenstellung von abgerissenen Textstellen politisch- 
historischen und sozial-theoretischen Inhalts aus allen möglichen 
Schriften des Philosophen, insbesondere aus denen zur Ethik und 
Zeitgeschichte. Ein »konkreter Idealismus« leuchtet überall hervor, 
der sich müht, die ideale ethische Forderung in engster Fühlung 
mit den Realitäten des politischen Lebens zu entwickeln; deren Be- 
obachtung zeigt auf jeder Seite den ehemaligen preußischen Offizier 
und den Zeitgenossen und Bewunderer Bismarcks. Auch in gewissen 
Schwächen und Vorurteilen: des norddeutschen Protestanten im Zeit- 
alter des Kulturkampfes und des Bildungsaristokraten im Zeichen des 
Sozialistengesetzes. Manches kluge und treffende Wort erfreut; der 
Philosoph hat die ihn umgebende politische und soziale Welt mit hel- 
len, aufmerksamen Augen betrachtet: als das weite Wirkungsfeld seiner 
anti-eudämonistischen Ethik und Soziallehre. Eine nicht geringe Zahl 
tagespolitischer und zcitgeschichtlicher Aufsätze legt Zeugnis davon 
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ab. Vielleicht hätte ihre Erneuerung (in Auswahl) besser gelohnt, als 
die vorliegende Sammlung geschickt gruppierter, aber allzu winziger 
Fragmente und Sprüche. Im ganzen bleibt freilich aus dem, was hier 
vorliegt, der Eindruck unzureichender Studien auf dem geschichtlichen 
Felde: Begabung und Neigung des Verfassers wiesen ihn doch wohl 
mehr auf die naturwissenschaftliche Seite hinüber. (Gerhard Ritter.) 


Schwoner, Alfred, Wertphilosophie eines Out- 
siders. Leipzig, Hirzel, 1922. 

Der Titel dieses Buches ist, wie mir scheint, nicht passend ge- 
wählt. Er müßte lauten: Wertpsychologie oder Psychologie der 
Wertungen. Es ist freilich die Absicht des Verfassers, eine allgemeine 
Werttheorie zu geben. Diese Absicht kann aber auf der von ihm 
gewählten Basis nicht verwirklicht werden. Jeder Versuch, das 
ästhetische, ethische und religiöse Wertgebiet auf Grund der im 
Wirtschaftsleben herrschenden Gesetzmäßigkeit der psychologischen 
Wertungsweise zu begreifen, ist von vornherein zum Scheitern ver- 
urteilt. Auf diesem Wege kann man den eigentümlichen Charakter 
dieser Wertgebiete nicht erfassen, ihre Struktur nicht ergründen. 

* Der Verfasser legt seinen Ausführungen den ökonomischen Wert- 
begriff der österreichischen Schule (Menger, Böhm-Bawerk) zugrunde 
und leitet in Uebereinstimmung mit ihrer Lehre die Werte von den 
menschlichen Bedürfnissen ab. Aus einer Klassifikation der Bedürf- 
nisse ergibt sich für ihn eine Klassifikation der Werte, wobei er, wie 
er selber zugibt, genötigt war, um die ästhetischen Werte zu erklären, 
eigene Bedürfnisse der Wahrnehmung zu konstruieren. Daß die öko- 
nomischen Werturteile in den Bedürfnissen verankert sind, ist un- 
bestreitbar: materielle Güter haben einen Wert, weil sie begehrt 
werden, und dieser Wert erhöht sich in dem Maße, als das sich auf 
sie erstreckende Begehren intensiver und allgemeiner wird. Eben- 
sowenig kann natürlich in Abrede gestellt werden, daß es rein psy- 
chische Bedürfnisse gibt, welche Werte erzeugen, wobei hier »Wert« 
ebenfalls dasjenige bedeutet, wodurch diese Bedürfnisse befriedigt 
werden. Solange wir uns in dieser Sphäre des Subjektiven und Rela- 
tiven bewegen, ist gegen die Ausführungen des Verfassers im Prinzip 
nichts einzuwenden, und was er hier im einzelnen zu sagen hat (na- 
mentlich über den Einfluß der Quantität auf die Entstehung der 
Wertungen), ist oft interessant und lehrreich. Den Versuch des Ver- 
fassers, die auf diesem Wege gewonnenen Ergebnisse auf die »höheren 
und höchsten« Werte zu übertragen, muß ich aber als durchaus ver- 
fehlt bezeichnen, sofern dieser Versuch Anspruch erhebt, wertphilo- 
sophisch zu sein. Es bleibt zwar jedem unverwehrt, Kunstwerke 
und moralische Handlungen unter dem Gesichtspunkt ihrer fak- 
tischen Bewertung in der menschlichen Gesellschaft zu betrachten 
und die allgemeinen Bedingungen für die Entstehung der mensch- 
lichen Wertschätzungen zu erforschen; auch kann ohne Zweifel von 
einer »Wirtschaft« mit jenen Objekten und Realitäten gesprochen 
werden, an denen die »höheren und höchsten« Werte haften. (Was 
die Geltung der Grenznutzenlehre auf diesen Gebieten betrifft, so 
scheinen mir die Darlegungen des Verfassers freilich mitunter recht 
anfechtbar zu sein.) Das eigentliche Wesen der ethischen und ästheti- 
schen Werte (von diesen handelt der Verfasser hauptsächlich) und 
die Struktur dieser beiden Wertgebiete ist mit alledem aber kaum 
berührt, geschweige denn erkannt. Es ist das Schicksal des Relativis- 


844 Literatur-Anzeiger. 


mus, der absolute Werte leugnet, an der Oberfläche haften zu bleiben. 
Die »höheren und höchsten« Werte (die theoretischen, ethischen, 
ästhetischen und religiösen) sind als solche von Bedürfnissen unab- 
hängig; sie ruhen in sich und haben ihre eigene ideale Gesetzmäßig- 
keit. Wohl können sie zum Gegenstand menschlicher Begehrungen 
werden. Daß sie aber in diese Situation geraten, ist ihrem Wesen 
zufällig. Ohne die Voraussetzung von Werten, welche als Beurteilungs- 
maßstäbe von allen menschlichen Bedürfnissen unabhängig sind, 
sind auch ästhetische und ethische W e r t u n g e n ihrem eigentlichen 
Sinn und Wesen nach gar nicht zu verstehen. Wer das nicht begriffen 
hat, dem ist der Zugang zu einer Wertphilosophie versperrt. 
(N. v. Bubnoff.) 


3. Soziologie, Sozialpsychologie, Rassenfrage. 


Wundt, Wilhelm: Völkerpsychologie. Eine Unter- 
suchung der Entwicklungsgesetze von Sprache, Mythus und Gott. 
Dritter Band: Die Kunst. 4. Aufl., XII u. 624 S. Fünfter und 
sechster Band: Mythus und Religion. Zweiter und dritter Teil. 
3. Aufl., XIV u. 494 bzw. XII u. 564 S. Leipzig, Alfred Kröner, 1924. 

Die neuen Auflagen, in denen diese Bände vorliegen, sind un- 
veränderte Abdrucke. Nur die jewcilig unmittelbar voraufgehenden 

Auflagen sind noch vom Verf. überarbeitet. Wohl aber haben sich 

inzwischen auch auf diesem Gebiet teils die Anschauungen weiter 

gewandelt, teils neuere Anschauungen stärker zur Geltung gebracht. 

Wenn der verstorbene Literaturhistoriker und Folklorist Richard 

M. Meyer schon von der ersten Auflage des Gesamtwerkes sagte, es 

stelle mehr eine abschließende, als eine aufsteigende Epoche der 

Wissenschaft dar, so gilt das sicherlich von seiner letzten. Vor 

allem steht das Werk noch fast vollständig auf dem evolutionistischen 

Standpunkt, während gegenwärtig die historische Auffassung zu- 

nehmend vordringt, nach der auch auf primitiveren Stufen die 

einzelnen Kulturgüter bei verschiedenen Völkergruppen durchaus 
verschiedenartige Ausgestaltungen erfahren haben, also z. B. das 

Mutterrecht durchaus nicht überall die älteste Form des Familien- 

rechtes bedeutet, und nur der große Abstand uns bisher an der 

individualisierenden Auffassung verhindert hat. Auch unsere psycho- 
logischen Anschauungen über die Naturvölker haben sich gewandelt. 

Genauer gesagt haben wir begonnen, mit einer bestimmten, wenn 

auch noch wenig durchgearbeiteten Auffassung vom Seelenleben 

der Naturvölker, dem sog. Komplexgedanken, an die Phänomene 
heranzutreten, während Wundt sich noch sozusagen mit einer Ein- 
fühlung von Fall zu Fall behilft, dabei im Grunde unsere eigene 

Seelenstruktur voraussetzend, und bestimmte Voraussetzungen über 

seelische Strukturen überhaupt nicht einführt, sondern an deren 

Stelle, soweit er derartiges überhaupt tut (so bei der Kunst), gewisse 

experimentalpsychologische Erkenntnisse als Grundlage benützt, 

von denen tatsächlich später so gut wie gar kein Gebrauch gemacht 
wird. — Anderseits trifft auch nicht zu, was gelegentlich als Leistung 
des Werkes gerühmt wird, daß in ihm das Verhältnis des Einzelnen 
zur Gesamtheit bei den geistigen Schöpfungen in Religion, Kunst 
usw. untersucht und aufgehellt sei; wohl ist dies das ın der Ein- 
leitung ausgesprochene Programm, es hat aber keine Behandlung 
erfahren. Das Wesen der Religion läßt sich nach Wundt (Bd. 6, 
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S. 519) nicht aus der Individualpsychologie (speziell aus Biographien 
religiöser Naturen), sondern nur genetisch verstehen. Mindestens 
wird man aber hinzufügen müssen, daß jedem Verstehen bereits 
bestimmte Voraussetzungen psychologischer Art zugrunde liegen. 
Man »versteht« z. B. die primitiven Religionen ganz verschieden, 
je nachdem man mit Otto u. a. eine spezifische religiöse Grund- 
haltung von vornherein voraussetzt oder mit Spencer, Tylor u. a. 
eine solche sich erst allmählich aus einem ursprünglich allein be- 
stehenden biologischen Interessengebiet herausdifferenzieren läßt. 
Wundt gehört sowohl für das Gebiet der Religion wie das der Kunst 
der letzteren Richtung an, die im Zeitalter des Positivismus all- 
gemein geherrscht hat, gegenwärtig aber durch die entgegengesetzte 
Auffassung, die einheitliche Grundhaltungen voraussetzt und diese 
phänomenologisch bestimmt, zurückgedrängt wird. 
(A. Vierkandt.) 


4. Sozialismus. 


5. Sozialökonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Helander, Sven: Die Ausgangspunkte der Wirt- 
schaftswissenschaft. Jena, G. Fischer, 1923. 122 S. 

Helander will die in der Geschichte der Wirtschaftswissenschaft 
aufgetretenen Hauptsysteme auf die in ihnen liegenden letzten Vor- 
aussetzungen untersuchen und auf dieser Grundlage ein System aller 
überhaupt möglichen Grundgesichtspunkte der Wirtschaftswissen- 
schaft aufstellen. Dabei werden von ihm die wichtigsten möglichen 
Ausgangspunkte vorweg genommen. Die Wirtschaftswissenschaft 
müsse sein entweder rein oder historisch, entweder nur wirtschaftlich 
oder wirtschaftssoziologischh, entweder individualprinzipiell oder 
sozialprinzipiell, entweder statisch oder dynamisch (auf nachhaltigen 
Erfolg gerichtet), entweder theoretisch oder politisch. Die weitere 
Darstellung Helanders ist in erster Linie ein Versuch, die bezeich- 
neten Gegensätze zu klären und die wichtigsten Lehrgebäude unter 
die so geklärten Begriffe zu subsumieren. Eolspscchnd der Kürze 
der Schrift handelt es sich hierbei nicht um eindringende Untersu- 
chungen der einzelnen Lehren, sondern um ungefähre Charakteri- 
sierungen, wobei der Verf. sich überwiegend auf dem Boden der 
herrschenden Meinung bewegt. 

Das Verdienst der Schrift besteht vor allem in der Problem- 
stellung. Da die Autoren auf dem Gebiete der Wirtschaftslehre sich 
vielfach der eigenen Ausgangspunkte nicht hinreichend bewußt 
geworden sind, so blieb hier für den nachherigen Gelehrtenfleiß viel 
zu tun, mancherlei alte Lücken stehen noch offen. Solcher Arbeit 
können besondere prinzipielle und vergleichende Untersuchungen 
nur förderlich sein. Ebenso anregend wie in der Problemstellung 
zeigt sich Verf. in der Ausführung. Die Schrift enthält viele origi- 
nelle und interessante Gesichtspunkte. Besonders der Studierende 
muß aus ihr erheblichen Nutzen schöpfen können. Er wird durch die 
Schrift auf die Relativität der einzelnen Anschauungen in eindring- 
licher Weise aufmerksam gemacht. Nicht zuzustimmen vermögen 
wir einem Ausgangsgesichtspunkte des Verf., der für viele Teile der 
Darstellung, trotz einiger Zweifel, die der Verf. selbst andeutend zum 
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Ausdruck bringt, von Bedeutung geworden ist. Eingangs seiner 
Schrift meint Verf., die beiden Bestandteile jeder der beiden von ihm 
bezeichneten grundlegenden Begriffspaare (s. o.) schlössen in jedem 
System der Wirtschaftswissenschaft einander aus. Demgegenüber 
möchten wir meinen, daß, soweit auch die betreffenden »Ausgangs- 
punkte« Gegensätze darstellen, ihr gemeinsames Auftreten in den 
einzelnen »Systemen« möglich bleibt. Ferner scheint uns für die 
Lösung der Aufgabe, die Helander sich in hoher Zielsetzung gestellt 
hat, eine umfassendere, exaktere und schärfer zergliederte geistes- 
geschichtliche Erarbeitung erwünscht, als die vorliegende Schrift 
sie bietet. Die Erfüllung dieses Wunsches, die nur in einer Arbeit 
größeren Stils erfolgen kann, dürfen wir vielleicht vom Verf. selbst, 
der hierfür vorbestimmt erscheinen muß, erhoffen. (Hero Moeller.) 


Wilbrandt, Robert: Einführung in die Volks- 
wirtschaftslehre. ı. Bd. Die Entwicklung der Volks- 
wirtschaftslehre. Stuttgart, E. H. Moritz, 1924. 133 S. 

Bei der Beurteilung der vorliegenden »Entwicklung der Volks- 
wirtschaftslehre« muß man im Auge halten, daß gleichzeitig damit 
als zweites Bändchen der Sammlung eine »Geschichte der Volkswirt- 
schaft« erschienen ist, die man als Ergänzung zu dem vorliegenden 
Bande heranziehen muß, in welchem demgemäß der Zusammen- 
hang der ökonomischen Anschauungen mit dem Gang der wirt- 
schaftlichen Entwicklung nicht dargestellt wird. Nach einer kurzen 
Einleitung über die Physiokratie kommen nacheinander die Klassi- 
ker, die Romantiker, der Sozialismus und die ethisch-historische 
Schule zur Darstellung. Ein Abschnitt über die Kämpfe um die 
Methode beschließt das Ganze. Bei dem Mangel, den wir gerade in 
Deutschland an einführenden Darstellungen auf diesem Gebiete ha- 
ben, ist das kleine, anschaulich und lesbar geschriebene Buch sehr 
zu begrüßen. Freilich erfüllt es nur zum Teil die Anforderungen, 
welche an eine Darstellung der geschichtlichen Entwicklung der Volks- 
wirtschaftslehre zu stellen sind. Man vermißt mit Bedauern eine 
Behandlung der deutschen Nationalökonomie im ersten Drittel des 
19. Jahrhunderts, von Männern, wie Lotz, Arndt, Soden und anderen, 
die doch zum Teil unter dem Einfluß der Romantik und der klassi- 
schen Philosophie in vieler Hinsicht, vor allem auch in ihren gesell- 
schaftlichen Anschauungen, über Adam Smith hinausgegangen sind. 
Auch die deutsche Manchesterschule hätte gerade im Hinblick auf 
die historisch-ethische Richtung behandelt werden dürfen. Es mag 
diese Unterlassung vielleicht damit zusammenhängen, daß für W. 
in seiner Darstellung weniger die Entwicklung der Volkswirtschafts- 
lehre als Wissenschaft in Frage steht, als eine Schilderung der wirt- 
schafts- und vor allem sozialpolitischen Ideenrichtungen. Insofern 
hält das Buch nicht ganz, was der Titel verspricht. So kommt es, 
daß ein Mann, wie Hermann, nur unter sozialpolitischen Gesichts- 
punkten und mit Sismondi zusammen besprochen wird und daß 
das gleiche von Brentano und Naumann gilt. Ueber einen Mann, 
wie Böhm-Bawerk wird im wesentlichen nichts anderes gesagt, als 
daß sein Werk über Kapital und Kapitalzins in der Hauptsache 
gegen das ähnlich gerichtete Werk von Marx gerichtet war. Bei der 
Darstellung des Sozialismus wäre es wohl zweckmäßig gewesen, 
darauf hinzuweisen, daß dessen neuere Entwicklung doch unstreitig 
im Gegensatz zu Marx, dessen Gedankengebäude ja stark natura- 
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listisch war, wieder stärker nach der ethisch-voluntaristischen Rich- 
tung hinübergeht. So kommt es dem Leser, der diese Wandlungen 
nicht kennt, nicht zum Bewußtsein, daß mit dem Begriffe des So- 
zialismus verschiedene Anschauungen gedeckt werden, und daß der 
Sozialismus keineswegs identisch mit Marxismus ist. Das am Schlusse 
gegebene. Literaturverzeichnis scheint mir gegenüber dem lehrhaften 
Charakter des Buches etwas zu mager zu sein. Da gibt es doch 
manche neuere Monographie, auf welche an einer solchen Stelle 
hätte hingewiesen werden müssen. (P. Mombert.) 


WirtschaftswissenschaftlicheLeitfäden. Deutsch 
herausgegeben von Melchior Palyi:, Privatdozent an der 
Handelshochschule Berlin. Berlin, Julius Springer, 1924. 

Erster Band: Hubert D. Henderson, M. A., Dozent 
f. Volkswirtschaftslehre an der Universität Cambridge: Ange- 
bot und Nachfrage. Mit 2 Abbildungen. 155 S. 

Zweiter Band: D. H. Robertson, M. A. Dozent am 
Trinity College, Cambridge: Das Geld. 149 S. 

In vorbildlicher Weise leistet das erste Büchlein das Wichtigste, was 
von einer solchen für den Anfänger bestimmten Schrift zu ver- 
langen ist: Es arbeitet den güterwirtschaftlichen Sinn der geldwirt- 
schaftlichen Erscheinungen scharf heraus, es zeigt, daß die kapi- 
talistische Verkehrswirtschaft nicht etwas chaotisches ist, sondern 
eine — allerdings durch schwere Störungen und Hemmungen be- 
hinderte — Tendenz zur bestmöglichen Befriedigung der mensch- 
lichen Bedürfnisse aufweist, und es läßt den Leser erkennen, warum 
trotzdem eine Kritik am verkehrswirtschaftlichen System möglich 
und sinnvoll sein kann. Eine ähnlich wertvolle Einführungsschrift 
in die Elemente der Theorie haben wir bisher in deutscher Sprache 
nicht besessen. 

Der zweite Leitfaden führt mit außerordentlicher Klarheit in 
grundsätzliche Geldprobleme ein. So stark auch die Tatsachen der 
Nachkriegsentwicklung des Geldwesens herangezogen werden, wo 
sie als Beispiel für theoretische Sätze dienlich sind, so bildet das Büch- 
lein doch nicht etwa eine Zusammenstellung des einschlägigen Tat- 
sachenmaterials — die übrigens in einem so knappen Umfang keines- 
falls möglich gewesen wäre —, sondern eine rein theoretische Dar- 
stellung. Als Lehrbuch bildet es also nicht etwa einen Ersatz, 
sondern eine höchst erfreuliche Ergänzung für Werke wie das 
Buch von Helfterich. 

Die wichtigste Leistung des Buches besteht in der Darstellung 
der Kreditinflation, wie sie in dieser gemeinverständlichen Form 
bisher nirgends gegeben war. Die Beispiele Robertsons sind allerdings 
stark aus englischen Verhältnissen hergenommen, und es wäre für 
den deutschen Leser nicht immer leicht, die Besonderheiten des 
Beispiels als solche zu erkennen, wenn ihm nicht der Herausgeber 
dankenswerterweise zu Hilfe käme: Er stellt mehrfach in Rand- 
bemerkungen den aus der englischen Entwicklung entnommenen 
Angaben die entsprechenden deutschen Daten gegenüber. Man 
könnte wünschen, daß er diese kommentatorische Tätigkeit noch 
etwas weiter ausgedehnt hätte, besonders auf die Erläuterung einiger 
Begriffe, die im Englischen einen anderen Sinn haben als im Deut- 
schen. So wird der Leser für einige wichtige Stellen zu beachten ha- 
ben, daß der Begriff der Bankdepositen im Englischen die lediglich 
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im Kreditwege eröffneten Guthabenkonten einschließt, während der 
deutsche Begriff nur wirkliche Einlagen, d. h. durch Einzahlung ent- 
standene Guthaben umfaßt. Auch der Begriff der Inflationstheorie 
stimmt nicht ganz mit dem überein, was man in Deutschland darunter 
versteht und zweckmäßigerweise wohl überhaupt verstehen sollte. 
(Carl Landauer.) 


6. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Wirtschaftsgeographie, 
| Biographien, 


7. Bevölkerungswesen. 
8. Statistik. 
9. Soziale Zustandsschilderungen. 
ıo. Agrarwesen, Landarbeiterfrage. 


1I. Gewerbliche Technik und Gewerbepolitik. 


Michel, Eduard: Arbeitisvorbereitung. 2. Aull. 
Berlin, Verlag des Vereins deutscher Ingenieure, 1924. 308 S., 
122 Abbildungen. Geb. M. 12.—. 

Der bekannte Verfasser des Zeitstudienbuchs schildert in dieser 
Arbeit einen Weg, die Produktion zu verbilligen: nämlich durch 
Arbeitsvorbereitung. Er versteht hierunter erstlich die Organisation 
des gesamten Auftragwesens eines Betriebs, gleichgültig, ob der 
Kunden-, Versand-, Werkstätten-, Arbeits-, Einkaufs-, oder An- 
gebotsauftrag in Betracht steht. Diese Aufträge sind in modernem 
Sinne mittelst Kennzeichensystemen und Symbolen zu charakterisie- 
ren, wobei neuzeitige Gesichtspunkte mannigfacher Art — auch 
bildlich — vorgeführt werden. Zur Arbeitsvorbereitung rechnet vor 
allem aber noch etwas, das anfänglich bei der wissenschaftlichen 
Betriebsführung allzu gern übersehen ward, so daß, trotz »Taylori- 
sierung« der Fertigung, Betriebsstockungen und Leerlaufspannen 
eintraten: Das Lagerwesen muß vorbereitet sein. Michel bespricht 
daher eingehend die Lagerarten, die Lagerausrüstung und die ebenso 
wichtige Lagerkontrolle. Ferner ist dem Werkstättenauftrag eine 
wesentliche Bedeutung zuzumessen. Demgemäß gilt ihm ein Sonder- 
kapitel. Die folgenden Ausführungen über Wege und Ziele der 
Arbeitsverteilung, über Zeitvorgabe, über das Arbeitsbureau und die 
Arbeitsreihenfolge stellen in neuzeitiger Weise einschlägige Erfah- 
rungen in- und ausländischer Betriebe zusammen. Abschnitte über 
Prüfung und Abnahme der Arbeit, über Dienstanweisungen und 
einige kurze Bemerkungen zur Vorbereitung der Selbstkostenermitt- 
lung beschließen das Buch, dem noch eine Erfolgszusammenfassung 
der Praxis, sowie ein gutes zweisprachiges Sachregister beigegeben 
sind. Michel ist in diesem Buch kritisch genug, anzunehmen, daß 
manches noch unfertig ist und vieles in der Praxis sich anders gestal- 
ten mag, als man es eigentlich erwarten möchte. Wer aber real 
manche Lager sah oder beispielsweise die groben Faustregeln der 
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Dienstanweisungen erfuhr: der wird schon grundsätzlich eine solche 
klare Darstellung für verdienstlich halten. Schwach ist der Abschnitt 
über Zeitvorgabe, hierin vor allem hinsichtlich der Lohnpsychologie. 
Sehr gut der Abschnitt über Wandertische: obwohl manche Klischees 
zu klein geraten und oft zu stark retouchiert wurden (Autotypien 
sind oft genug weniger anschaulich als gute Zinkos). Ohne Zweifel 
aber erreicht das Buch seinen Zweck, darzustellen, wie man durch 
Beschleunigung der Materialbewegung mittelst »flußlaufähnlicher 
Uebersichten« und durch Unterstützung mit Hilfe des »freien Zeit- 
auftrags« eine allgemeine Produktionsverbilligung finden und so zum 
Ziele der wissenschaftlichen Betriebsführung beitragen kann. Das 
gut ausgestattete Buch verdient durchaus allgemeinste Beachtung 
der an der Arbeitswissenschaft interessierten Kreise. 
(Fritz Giese.) 


ı2. Kartellwesen, Unternehmerorganisation. 


13. Gewerbl. Arbeiterfrage, Arbeitsmarkt. 


14. Arbeiterschutz. 


15. Versicherungswesen (bes. Arbeiterversicherung). 


16. Gewerkvereine und Tarifwesen. 


Schürholz, Dr. Franz: Die deulischen Gewerk- 
schaften als staalliche und gesellschaftliche 
Existenzaufgaben. München-Gladbach, Volksvereinsver- 
lag, 1924. 37 S. M. —.80. 

Die Schrift enthält eine ganz kurze Darstellung des sozialen 
Wesens und eine Rechtfertigung der Existenz der Gewerkschaften und 
wendet sich besonders auch an die Arbeitgeber. Neues von wesentlicher 
Bedeutung ist nicht gesagt. — Leider wird das Schriftchen durch 
einige grammatische Schnitzer verunziert. (Julius Mühlenfeld.) 


17. Allg. Sozialpolitik und Mittelstandsfrage. 


Wilbrandt, Robert: Der Alkoholismus als Pro- 
blem der Volkswirtschaft. Stuttgart, E. H. Moritz, 
IQ24. 

“Nach einer Würdigung des Gesetzentwurfes zum deutschen 
Schankstättengesetz verlangt der Verf. »goldene Rücksichtslosig- 
keiten. Um diese zu begründen, schickt er eine ökonomische 
Grundlegung voraus. Er will alles Verfügbare nach seinem Grenz- 
nutzen verwenden und legt besonderen Nachdruck auch auf die inne- 
ren Güter des Menschen, denn von deren Erziehung und Bildung 
hänge wesentlich die Stellungnahme zum Alkoholismus ab. Deshalb 
wird der neue Weg der Jugend als ein Fortschritt der Oekonomie 
begrüßt. Das zweite Kapitel handelt von den volkswirtschaftlichen 
Wurzeln des Alkoholismus. Das Geschäftsinteresse eines mit der 
politischen Macht eng verbundenen Alkoholkäpitals soll der eigent- 
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liche Gegenstand der vorliegenden Untersuchung sein. Die Fest- 
stellung, daß der die moderne Volkswirtschaft charakterisierende 
Kapitalismus sein Leitmotiv in der Verwertung des Kapitals hat, 
das der Verbesserung der eigenen Wirtschaft dient und zu diesem 
Zweck Methoden anzuwenden gezwungen ist, welche die Wirtschaft 
anderer Leute verschlechtern, wird auf das Alkoholproblem ange- 
wandt. Der Verf. folgert daraus, daß der Protest praktisch wirkungs- 
los ist, wenn an der Gesellschaftsform festgehalten wird, in der diese 
Durchkreuzung der Oekonomie verankert ist. Weiterhin wird das 
Verhalten nach der Statik und das Verhalten nach der Dynamik in 
der Wirtschaft geprüft und gezeigt, wie in Deutschlands gegenwärti- 
ger Lage streng dynamisches Verhalten ökonomische Notwendigkeit 
wird. Es ist also »das grundlegend Wichtige, das ökonomisch Richtige 
voranzustellen«, d. h. Deutschland kann sich den Alkoholismus 
nicht mehr leisten. 

Man kann nur hoffen, daß diese kleine Schrift einen möglichst 
großen Leserkreis findet, denn sie ist in ihrer vorurteilslosen und 
logisch zwingenden Stellungnahme wohl die beste Aufklärung, die 
bisher in deutscher Sprache über das Alkoholproblem ee 2 

resel. 


18. Privatbeamten- und Gehilfenfrage. 
19. Handel und Verkehr. 
20. Privatwirtschaftslehre (Handelswissenschaft). 


21. Handels- und Kolonialpolitik. 


Gruntzel, Joseph: Theorie des zwischenstaal- 
lichen Wirtschaftsverkehrs. Freihandel und 
7 chutzzoll. Wien, Hölder-Pichler-Tempsky, 1924. 104 >. 

. 3.—. 

Das Buch Gruntzels beginnt mit allgemein gehaltenen Darle- 
gungen über die wissenschaftliche Stellung der Wirtschaftspolitik, 
den wirtschaftlichen Wert, die zwischenstaatlichen Wertübertra- 
gungen, die äußere Wirtschaftsbilanz, den Wechselkurs und die 
innere und äußere Wirtschaftspolitik. Dann folgen Abschnitte über 
die Theorien von Freihandel und Schutzzoll und die Schutzmaß- 
nahmen im Warenverkehr, Abschnitte, in denen das Schwergewicht 
der Arbeit liegt. Kurze Betrachtungen über Schutzmaßnahmen im 
Kapital- und Personenverkehr beschließen das Ganze. Nach vielen 
Richtungen hin bietet das Buch Lehrreiches und Beachtenswertes. 
Dahin gehören vor allem die Darlegungen über die äußere Wirtschafts- 
bilanz und diejenigen über Freihandel und Schutzzoll. In diesen 
letzteren vor allem weist der Verfasser in sehr sachkundigen Dar- 
legungen auf die Vielgestaltigkeit der wirtschaftlichen Zusammen- 
hänge hin, darauf, daß es nicht möglich sei, die Wirkungen von 
Freihandel und Schutzzoll in eine bestimmte Formel zu pressen, 
weil cben hier die mannigfaltigsten Faktoren von Einfluß seien. 
In der Sache hat Gruntzel dabei im wesentlichen recht. Er hat aber 
bei der Beurteilung der Freihandelslehre, wenn er das auch selbst 
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einmal betont, doch nicht genügend Rücksicht darauf genommen, 
daß sie, wie jede Theorie, in abstrahierender Weise vorgeht und nur 
gewisse Tendenzen und Kräfte aufzeigen will, deren Wirkung nicht 
dadurch aufgehoben wird, daß andere Faktoren ihnen entgegen 
wirken. So verdienstvoll es ist, in der Weise Gruntzels in eingehender 
und sachkundiger Analyse auf all die verschiedenen Möglichkeiten 
hinzuweisen, welche hierbei in Frage kommen können, und so rein 
empirisch diesen Zusammenhängen nachzugehen, so wollen wir dem- 
gegenüber doch nicht die Methoden entbehren, welche sich die Auf- 
gabe stellen, in allgemeinen Zügen das Wesentliche aus diesen Zu- 
sammenhängen herauszuschälen. Wenn kein anderer Grund dafür 
spräche, wäre schon der genügend, daß solche Theorien einen großen 
heuristischen Wert besitzen und daß sie uns vor der Gefahr bewahren, 
den Wald vor lauter Bäumen nicht zu sehen, einer Gefahr, der Grunt- 
zel nicht entgangen ist. Vielleicht hätte er auch in diesem Zusammen- 
hange von Freihandel und Schutzzoll die Bedeutung der Kartelle 
eingehender würdigen sollen, als es geschehen ist. Die optimistische 
Auffassung Gruntzels, daß das Gesetz vom abnehmenden Ertrage 
selbst für die Landwirtschaft eine Täuschung sei und für die In- 
dustrie in schroffstem Gegensatz zu aller Erfahrung stehe, vermag ich 
nicht zu teilen. G. sagt, daß der Gegenstand des Zollschutzes die in- 
ländische Arbeit sei. Ich bezweifle, ob sich das mit der Erfahrung 
deckt. Man braucht doch nur daran zu denken, wie lebhaft z. B. in 
Deutschland die Kämpfe zwischen den Schutzzollbestrebungen der 
Roheisenindustrie und den entgegengesetzten Interessen der eisen- 
verarbeitenden Industrien waren und heute noch sind, wie gerade 
von den Letzteren der Standpunkt vertreten wird, daß durch Zölle 
auf Roheisen die Weiterverarbeitung, vor allem auch beim Export, 
geschädigt wird. Hier kann doch ein solcher Schutzzoll gerade zum 
Schaden der inländischen Arbeit ausarten. G. hebt selbst einmal 
mit Recht hervor, daß der Schutzzoll nicht allgemein sein darf, weil 
sich sonst seine Vorteile aufheben würden. Ich vermisse jedoch bei 
seinen Ausführungen ein genaueres Eingehen darauf, daß wir doch 
tatsächlich in einer Zeit leben, in der eine solche Tendenz zu einer 
Verallgemeinerung des Schutzzolles allenthalben herrscht. Damit 
können aber, wie ja auch Gruntzel selbst hervorgehoben hat, die 
Vorteile des Schutzzolles für ein einzelnes Land illusorisch werden 
und dann kann ein Ausweg nur durch einen Abbau der Zölle ge- 
funden werden. Diese allgemeine Tendenz zum Schutzzollsystem 
hätte in ihrer Bedeutung und Wirkung doch eingehender behandelt 
werden müssen. Denn sie kann ja schließlich das ganze Schutzzoll- 
system ad absurdum führen. (P. Mombert.) 


22. Geld-, Bank- und Börsenwesen. 


Steiner, Dr., Friedrich: Notenbankpolitik und 
staatliche A an in den öst.-ungar. 
Nachfolgestaaten. Schriften des Vereins für Sozialpolitik, 
Bd. 106. München-Leipzig, Duncker & Humblot, 1924. 80 S. 2 GM. 

Die von einem bekannten Fachpraktiker (Direktor der österr. 

Zentralbodenkreditbank in Wien) im Auftrage des Vereins für Sozial- 

politik in dessen Schriftenfolge zu dem Thema »Deutsche Zahlungs- 

bilanz und Stabilisierungsfrage« verfaßte Arbeit macht den erst- 
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maligen dankenswerten Versuch, auf Grund reichen Quellenmateriales 
die Entwicklung des Notenbankwesens im Zusammenhang mit dem 
staatlichen Schuldenwesen in den einzelnen Nachfolgestaaten der 
öst.-ungar. Monarchie historisch und finanzpolitisch zur systematischen 
Darstellung zu bringen. Die Darstellung geht naturgemäß von der 
ehemaligen österreichisch-ungar. Bank und ihrem Schicksal nach dem 
Kriege aus, behandelt dann der Reihe nach zuerst die Notenbankpolitik 
der Tschecho-Slowakei, sodann die Währungstrennung und Gründung 
selbständigen Notenbankwesens in Jugoslavien, Polen, Oesterreich, 
und Ungarn. Die Schrift wird jedem Fachmann wertvolle Dienste 
leisten, da sie in der oft wenig verläßlichen Literatur der Nachkriegs- 
wirtschaft eine rühmliche Ausnahme macht und eine wenn auch nur 
knappe, so doch stets sachlich wohl fundierte Uebersicht der neuen 
finanziellen Schöpfungen der Einzelstaaten auf dem Gebiete des 
Notenbankwesens darbietet. (E. H. Vogel.) 


23. Genossenschaftswesen. 


24. Finanz- und Steuerwesen. 


Fischer, Julius, Ministerialrat im württembergischen Finanz- 
ministerium: Das Steuerwesen des Deuischen Reı- 
ches. Stuttgart, W. Kohlhammer, 1924. 186 Seiten. M. 6.—. 

Es handelt sich bei dem vorliegenden Buche, wie der Verfasser 

im Vorwort selbst hervorhebt, vor allem um eine Darstellung der 

deutschen Steuergesetzgebung auf Grund ihres neuesten Standes 

(Mitte Juni 1924). Die Absicht, eine geschichtliche Entwicklung zu 

geben, hat dem Verfasser ferngelegen, ebenso wie eine kritische 

Stellungnahme den einzelnen Steuern gegenüber oder eine Erörterung 

der Motive, die zu ihrer Ausgestaltung geführt haben. So kann das 

Buch nur als ein Ersatz der Steuergesetze selbst angesprochen werden, 

wobei jedoch nicht verkannt werden soll, daß es unter diesem 

Gesichtspunkte durchaus für einen großen Ueberbick dessen, was wir 

heute an Steuern haben, brauchbar ist und dankbar begrüßt werden 

darf. Freilich kann ein solches Buch immer nur die Grundzüge der 

Steuern herausschälen, und in Einzelfällen wird man doch immer wieder 

zu den Gesetzen selbst greifen müssen. (P. Mombert.) 


25. Städtewesen und Kommunalpolitik. 
26. Wohnungsfrage. 
27. Unterrichts- und Bildungswesen. 


28. Jugendfürsorge, Armenwesen und Wohlfahrtspflege. 


Martin, Rudolf: Richtlinien für Körpermes- 
sungen und deren statistische Verarbeitung 
mıt besonderer Berücksichtigung von Schä- 
lermessungen. München, J. F. Lehmann, 1924. 
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Als die gesundheitliche Notlage unserer Schuljugend die Quäker- 
speisungen auslöste, standen wir hinsichtlich der körperlichen Be- 
urteilung der Jugendlichen vor einer verwirrenden Viefheit von Un- 
tersuchungsmethoden, die dem guten Werk nicht unbeträchtlichen 
Abbruch brachte. Wenn auch Martins Richtlinien spät kommen, 
so kommen sie doch noch nicht zu spät, um auf wissenschaftlicher 
Grundlage die Fürsorgemaßnahmen unserer Schulärzte künftig 
segensreicher zu gestalten. Der Verf. gibt Leitsätze über Zahl und 
Art der Beobachtungen, über die Methode der statistischen Ver- 
arbeitung und läßt nach Besprechung der Meßgeräte eine genaue 
Anweisung zur Durchführung der Messungen folgen. Es wäre sehr 
erwünscht, daß sich alle in Betracht kommenden Stellen auf die 
Anwendung des Martinschen Verfahrens einigten. (Dresel.) 


29. Kriminologie, Strafrecht. 


Wulfjen, Erich: Das Weib als Sexuwalverbre- 
cherin. Berlin, Langenscheidt, 1923. 431 S. 

Das große Werk handelt nicht vom Weib als Sexualverbrecherin, 
sondern von der Kriminalität der Frau überhaupt. Mit Mühe werden 
in vielen Kapiteln, die vom Diebstahl, Raubmord usw. handeln, die 
Beziehungen zur Sexualität künstlich hergestellt, oft in der Weise 
Freudscher Symboldeutungen. Das Material, auf dem W. aufbaut, 
ist seine persönliche allgemeine Erfahrung als Staatsanwalt und 
eine große Anzahl von Fällen, die der Verfasser aus der verschieden- 
artigsten Literatur, zum Teil wohl aus Tageszeitungen zusammen- 
stellt. Die Art, wie diese Fälle wiedergegeben werden, macht einen 
ungünstigen Eindruck. Nicht immer bringt der Verfasser genaue 
Nachweise seiner Quellen, und diese Quellen sind oft trübe. Zudem 
weiß man bei vielen Fällen überhaupt nicht, woher sie stammen. 
Die Abfassung dieser Berichte ist salopp und undiszipliniert. Bald 
ermüden lange Zeugenprotokolle, bald besteht ein Fall aus wenigen 
Zeilen. Aehnlich steht es mit den beigegebenen Bildern. Eine Diebin 
wird in einem seitengroßen Bilde deshalb abgebildet, weil sie bei 
ihren Taten nur Kniehosen getragen hat! Die Photographien irgend- 
welcher ausgegrabenen Leichenteile wirken unrationell und lehren 
nichts. 

Das Material, welches W. beibringt, ist also in keiner Weise wis- 
senschaftlich verwertbar. Seine persönlichen Meinungen, die er 
sich auf Grund seiner Erfahrung und seiner Literaturstudien ge- 
bildet hat, werden in unsystematischer Weise vorgebracht. Es ist 
eine völlig populäre »Psychologie«, durchsetzt mit zahllosen höchst 
persönlichen Wertungen (z. B.: Die stärkere Abhängigkeit der Frau 
von den Instinkten bedeute eine an das Tierreich gemahnende or- 
ganische Rückständigkeit und Minderwertigkeit, die aber zur Quelle 
großer Vorzüge werden könne). Mit der Psychologie als Wissen- 
schaft haben Wulffens Ausführungen nicht das mindeste zu tun. 
Größere Gesichtspunkte fehlen völlig. Die Beziehungen zu den so- 
ziologischen Momenten werden kaum gestreift. Das Kapitel über 
das Weib in der Kriminalstatistik ist äußerst dürftig (10 von 431 
Seiten). W. bringt keine graphischen Darstellungen noch sonstwie 
feinere Auswertungen der großen Zahlen der Reichsstatistik. Eine 
Neubearbeitung der Deutung dieser Zahlen wäre heute ein dringendes 
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Bedürfnis. W. hat hierzu nicht einmal den Versuch gemacht. Ver- 
brechensformen und wirtschaftliche Zustände, Verbrechen und so- 
ziale Gliederung, Verbrechen und Geographie, Verbrechen und 
Jahreszeit bei der Frau: alles fehlt. Auch das Kapitel über die 
Prostitution ist äußerst dürftig (I6 S.) (z. B.: Die sexuelle Lüstern- 
heit führt in unzähligen Fällen zur Prostitution oder zum Verbrechen. 
Auch die Langeweile im Dasein des Weibes wirkt kriminell). Selbst 
antiker und moderner Klatsch wird vorgebracht (Kleopatra und 
Kronprinz Rudolf). Und um das Niveau des Buches endgültig zu 
kennzeichnen, sei nur noch ein Ausspruch erwähnt: Pfarrerstöchter 
leiden nicht selten an einer starken unreinen sexuellen Phantasie. 
Es ist höchst bedauerlich, daß ein so großer Kraftaufwand eines 
solch umfangreichen Buches so zwecklos vertan ist. Die Kriminal- 
psychologie als Wissenschaft muß das Werk energisch von sich ab- 
schütteln. | (Gruhle.) 


30. Soziale Hygiene. 


Weisbach, Walther: Soziale Hygiene undV olks- 
wırtschaft unter besonderer Berücksicht:- 
gung des Wohnungs- und Siedelungswesens. 
Jena, Gustav Fischer, 1924. Br. M. 2.40. 

Weisbach geht aus von dem Gedanken, daß soziale Hygiene und 
soziale Fürsorge keine produktiven Kräfte sind, sondern nur dadurch 
produktionssteigernd wirken, daß sie einen Lastenausgleich schaffen. 
An der Entwicklung des städtischen Wohnungswesens zeigt er das 
Versagen der künstlichen Niedrighaltung der Mieten auf und fordert, 
daß jeder Staatsbürger im Interesse der Allgemeinheit seiner wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit entsprechend belastet sein muß, ehe 
er auf fürsorgerische Maßnahmen Anspruch hat. Die Forderung 
nach Einfamilienhäusern sei vorläufig zurückzustellen. Der Miet- 
Be solle dem Spiel von Angebot und Nachfrage überlassen werden. 

nteressante Tatsachen über die Entwicklung der Mietpreise in Wien 
werden mitgeteilt. Zum Siedelungswesen bemerkt W., daß es bei der 
durch Reich und Länder durch Gesetzgebung ermöglichten starken 

Zunahme der Siedelungen in erster Linie auf die Propaganda für das 

Siedelungswesen durch die Aerzte ankäme. Um die Arbeitszeit 

produktiver zu gestalten, will W. auf den 3stündigen Arbeitstag 

zugunsten des 9—ıostündigen verzichten. Beachtlich sind die For- 
derungen zur Bekämpfung der Tuberkulose. Als Hauptteil aller zur 

Verfügung stehenden Mittel soll zur Verbesserung der Wohnungs- 

verhältnisse der Bazillenstreuer verwandt werden. Oeffentliche 

Mittel zur Heilung der Kranken seien in die zweite Linie zu stellen. 

Bei der Alkoholbekämpfung verspricht sich W. mehr von der Er- 

ziehung der Jugend als von Maßnahmen zur Einschränkung der 

Alkoholerzeugung. Für die Krankenversicherung schlägt W. eine 

Neueinteilung des versicherungspflichtigen und berechtigten Per- 

sonenkreises auf Grund des Einkommens vor, so daß alle Personen 

bis zu einem bestimmten Einkommen versicherungspflichtig sind. 

Der Verf. will an einigen Beispielen zeigen, wie abhängig der Erfolg 

sozialhygienischer Maßnahmen vom Wiederaufbau der Volkswirt- 

schaft ist und wie sehr die soziale Hygiene dazu berufen ist, an dieser 

Aufgabe mitzuarbeiten. Dieser Versuch ist deshalb als gelungen zu 

bezeichnen, weil der Verf. mit Erfolg die meist zu einseitig medizi- 
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nische Einstellung der meisten Sozialhygieniker verlassen hat und 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse Wesent- 
liches zu sagen hat. (Dresel.) 


31. Frauenfrage, Sexualethik. 
32. Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht. 
33. Gewerbe-, Vereins- und Privatrecht. 


34. Politik. 


Bülow, B.W. v: Der Versailler Völkerbund. Eine 
vorläufige Bilanz. Berlin-Stuttgart-Leipzig, W. Kohlhammer, 
1923. 608 S. | 

Eine Stellungnahme zu diesem Buch fällt außerordentlich 
schwer. Das kommt daher, daß Sachliches und sachlich Richtiges 
in unsachlichem und sachlich falschem Ton vorgetragen wird. Selbst 
ein Leser, der den politischen Standpunkt des Verf. billigt und sein 
Urteil über den Versailler Bund unterschreibt, muß sich durch den 
»falschen» Ton — falsch: sowohl an sich wie mit Rücksicht auf das 
dem Verf. nach seinen eigenen Ausführungen vorschwebende Ziel, 
zur Errichtung eines »wahren« Völkerbundes beizutragen — un- 
angenehm berührt fühlen; wieviel mehr ein inländischer oder gar 
ausländischer Gegner dieser seiner Thesen! Weder innere Em- 
pörung über ungerechtePolitik und politische Vergewaltigung, noch 
der so begrüßenswerte Ernst, mit dem versucht wird, die Probleme 
ihrer phraseologischen Umhüllung zu entkleiden, können die häu- 
figen Entgleisungen (und leider sogar unterlaufenden persönlichen 
Invektiven gegen ausländische Politiker) rechtfertigen. Ueber diese 
Seite der Angelegenheit sollte Einmütigkeit bestehen. Denn wenn 
bei irgendeinem, kommt es bei dem in diesem Buch behandelten 
Fragenkomplex fast ebenso wie auf das Was auf das Wie der Aeuße- 
rung und des politischen Kampfes an. 

Im übrigen nehmen wir vorweg, daß das Buch darunter leidet, 
daß es durch häufige Wiederholungen derselben polemischen Er- 
örterungen beschwert und über Gebühr verlängert ist. Straffere 
Disposition würde sowohl die Belehrung durchschlagender wie die 
Wucht der vorgetragenen Kritik stärker gemacht haben, und wir 
würden sie daher im Interesse des Buches und des vom Verf. ge- 
wünschten Zwecks bei einer Neuauflage für äußerst nützlich halten. 

Was nun den sachlichen Inhalt des Buches angeht, so dürfte 
es in deutscher Sprache kein Werk geben, das, reichend bis zum 
Jahre 1923, über Satzung und vor allem Tätigkeit des Völkerbundes 
so erschöpfende Auskunft gibt. Wegen der sehr mühsamen Zu- 
sammentragung und Disponierung des vorhandenen Materials ver- 
dient das Buch alles Lob und ist, wie man wohl sagen kann, un- 
entbehrlich. 

Diese Sachdarstellung wird von folgendem, als Ganzes wohl 
kaum anfechtbaren Gedankengang getragen. Entstanden ist der 
Völkerbund aus dem Bedürfnis der siegreichen Großmächte nach 
einer Instanz, die den nunmehr geschaffenen Zustand der Welt 
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garantiert. In diesem Sinne sind Satzung und Tätigkeit des Bundes 
letzten Endes bestimmt. In den wiederholten Verstößen gegen die 
klare Satzung des Bundes durch die Großmächte zeigt sich dasselbe. 
Die Ziele, die ein Völkerbund eigentlich verfolgen sollte (Abrüstung, 
Schiedsgerichtsbarkeit), treten infolgedessen ganz zurück. Für 
Deutschland aber ist diese Schöpfung deshalb besonders gefährlich, 
weil Ziel seiner Politik Revision der Friedensverträge sein muß, die 
aufrechtzuerhalten der politische Sinn Genfs ist. Die Frage des 
Eintritts Deutschlands ist daher — ein Standpunkt, dem zuzustim- 
men sich kaum jemand wird entziehen können — auf Grund von 
Erwägungen der politischen Zweckmäßigkeit zu entscheiden — also, 
wie hinzugesetzt sein mag, je nach der Situation verschieden zu 
beantworten. S. 494 heißt es: »... das Beharrungsbestreben ist in 
der geistigen (?!) Welt noch ausgesprochener als in der dinglichen. 
Soll die Richtung der Versailler Allianz geändert werden, so wäre es 
leichter, einen neuen Bund zu schaffen, als den bestehenden aus 
den einmal eingeschlagenen Geleisen herauszuheben.« In einem ge- 
wissen Gegensatz dazu steht aber eine Schlußfolgerung wie die 
(S. 547): »Es kommt weniger auf die Satzung an, auf der das Bündnis 
aufgebaut ist, auch braucht die Vergangenheit nicht die Zukunft 
zu bestimmen: entscheidend ist die Gesinnung, das Maß des guten 
Willens, den die Völker einander entgegenbringen.t 

Diese nicht recht vereinbaren Aeußerungen und ihr zugrunde 
liegender — wenn man sagen darf — geschichtsphilosophischer Ge- 
halt scheinen uns anzudeuten, daß der Verf. selbst nicht ganz zu 
einer völlig geklärten inneren Stellung zu den von ihm behandelten 
Problemen gekommen ist; daß es ihm nicht ganz gelungen ist, inner- 
lich zwischen Utopie und gegenwärtiger Wirklichkeit den rechten 
politischen Weg zu finden. Wir glauben, daß aus diesem 
Zwiespalt auch jene Peinlichkeiten letzten Endes erwachsen sind, 
die zu häufig da auftreten, wo es sich nicht nur um Uebermittlung 
von Tatsachen, sondern um Wertung handelt. (Lynkeus.) 
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